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Kirchliche Zeitgeschichte 1970 


I. Die Evangelische Kirche in Deutschland 
Von Gottfried Niemeier 


Dem um Theologie und Kirche verdienten Herausgeber 
Herrn Präses i. R. Professor D. Dr. Joachim Beckmann 
in dankbarer Verehrung aus langjähriger Verbundenheit 
zum 70.Geburtstag am 18.Juli 1971 gewidmet 


VORBEMERKUNG: KIRCHE IN ANFECHTUNG UND ENGAGEMENT 


Die Welt, in der wir leben, ist auf dem Wege an einen neuen geschichtlichen 
Ort, von dem die Futurologen sagen, daß er eine „Zukunft ohne Vorbild“ dar- 
stelle. Von der Welt, der Gesellschaft und dem Menschen von morgen können wir 
uns nur ungefähre, unscharfe und ungenaue Vorstellungen machen, denn in 
Geschichte und Gegenwart der Menschheit finden wir keine Strukturen, denen 
die der Zukunft vergleichbar wären. Ohne Hilfeleistung und Anleihemöglichkei- 
ten aus dem, was war und ist, müssen wir planen, denn Planung ist notwendig, 
wenn Neuland beschritten werden soll, und wohl noch nie in ihrer wechselvol- 
len Geschichte war die Welt so planungsbedürftig, wie sie es auf ihrem Wege 

in die „Zukunft ohne Vorbild“ ist, aber sie war auch noch niemals so planungs- 
unsicher, wie wir es sind. 

Was von Welt und Gesellschaft gilt, gilt auch von der Kirche, weil sie immer 
und überall ihre Existenz im Kontext von Welt und Gesellschaft zu führen und 
ihren Auftrag zu Verkündigung und Dienst in ihr vorgegebenen Strukturen wahr- 
zunehmen hat. Auch die Kirche ist genötigt, den Exodus aus dem Gestern und 
Heute mitzuvollziehen und sich auf das einzustellen und auszurichten, was als 
„Zukunft ohne Vorbild‘ auch auf sie zukommt und dem sie entgegengeht. 

Diese Nötigung trifft die Kirche in einem Augenblick, in dem sie aufs Höch- 
ste von außen angefochten und von innen verunsichert ist. In der Öffentlich- 
keit nimmt die kirchenkritische Stimmung zu; die Absetzbewegung von der 
Kirche durch Austritt wächst in einem zwar noch nicht alarmierenden, aber 
auch nicht zu bagatellisierenden Maße; der Gottesdienstbesuch läßt nach; die 
Abmeldungen vom Religionsunterricht, die in den höheren Schulen begannen, 
greifen mancherorts auf die Schüler der oberen Volksschulklassen über; Taufen 
und Trauungen sind rückläufig, während die kirchliche Beerdigung nach wie vor 
im Regelfalle begehrt wird; das öffentliche Echo auf kirchliche Erklärungen 
und Stellungnahmen zu Fragen des politischen und gesellschaftlichen Lebens 
wird zunehmend kritischer und agressiver. Auf der ganzen Linie werden die 
Herausforderungen der Zeit schärfer und härter. Das rührt nicht zuletzt daher, 
daß sich in der neuzeitlichen gesellschaftlichen Entwicklung, die in der Phase 
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der zweiten Aufklärung steht, die Sprache des Glaubens und die Wirklichkeits- 
erfahrung des Menschen immer mehr entfremdet haben. Für viele hat die kirch- 
liche Botschaft keinen ‚Sitz im Leben“, keinen Bezug zu der realen Welt- und 
Lebenserfahrung des heutigen Menschen mehr. Dieser Wirklichkeitsverlust des 
Glaubens, aus dem eine große Sprachunsicherheit resultiert, fordert verstärkte 
Anstrengung des Denkens und der Begriffe, einen umfassenden und tiefgreifen- 
den Prozeß der Reflexion und Interpretation der kirchlichen Lehre und Ver- 
kündigung, des Glaubens und des Bekenntnisses. Es gilt, eine neue Weise zu 
finden, die alte Wahrheit zu verkünden, die eine letztgültige Antwort, die in 
Jesus Christus gegeben ist, neu zu sagen, neu von Gott zu reden, das Evange- 
lium neu auszulegen, das Bekenntnis neu zu interpretieren, ohne damit die bibli- 
sche Botschaft zu verändern oder zu verkürzen, ohne die Bekenntnisse der Vä- 
ter zu verraten oder zu verfälschen und ohne sich um jeden Preis dem Selbst- 
verständnis der Zeit anzupassen und von daher Leben und Dienst der Kirche 
bestimmen zu lassen. 

Alles das wird von einer Kirche erwartet, die selbst von kKrisenhaften Spannun- 
gen mannigfacher Art erfüllt ist. Ein Pluralismus theologischer Positionen in 
entscheidenden Existenz- und Grundsatzfragen bestimmt ihre innere Lage; Mei- 
nungen, Forderungen und Entscheidungen diametral entgegengesetzter Art in 
dogmatischen wie ethischen Fragen stehen hart widereinander. Unaufgearbei- 
tete Probleme melden sich in gewandelter Gestalt wieder zu Wort; neue Fra- 
gen, auf die die Antwort nicht bereit liegt, werden akut und dringlich. Dabei 
reichen die Strukturen der Kirche und das kirchliche Instrumentarium bei wei- 
tem nicht aus, den anstehenden Aufgaben auch nur in etwa gerecht zu werden, 
die aufgebrochenen Probleme mit der erforderlichen Gründlichkeit und Gewis- 
senhaftigkeit wissenschaftlich zu reflektieren und die Ergebnisse für die kirch- 
liche Praxis für heute und morgen auszuwerten und fruchtbar zu machen. 

Man wird der Kirche nicht den Vorwurf machen können, sie verkenne die 
Zeichen der Zeit und verschließe die Augen vor der Wirklichkeit einer sich 
verändernden Welt. Wenn irgendwo, dann wird von und in der Kirche die 
selbstkritische Reflexion mit Nachdruck betrieben. Gerade weil sie sich mit 
ihrem Auftrag an die Welt gewiesen weiß, kann sie von deren Selbst- und 
Wirklichkeitsverständnis nicht absehen, sondern muß es in ihr Bemühen, auf 
die daraus sich ergebenden Herausforderungen zu antworten, miteinbeziehen, 
jedoch ohne sich das Gesetz des Handelns von daher vorschreiben zu lassen, 
sie muß das, was sie sagt und tut, immer wieder in der Konfrontation mit dem 
Geist der Zeit selbstkritisch reflektieren, um dem Fragen so Antwort zu geben, 
daß sie gehört wird und trifft, und um sich helfend und hilfreich engagieren 
zu können. Nicht ohne Grund hat der Leitende Bischof der VELKD D. Wölber 
seinen der Generalsynode in Eutin erstatteten Bericht unter die Überschrift 
„Luthertum im Engagement“ gestellt, denn die von außen und innen ange- 
fochtene Kirche ist zugleich eine sich engagierende und engagierte Kirche, die auf 
schwachen Schultern mitträgt an Last und Leid der Welt, der Gesellschaft und 
jedes Einzelnen und daran mitzuarbeiten beauftragt ist, daß die Welt von mor- 
gen eine „terre des hommes“, eine menschliche, menschenwürdige und mit- 
menschliche Welt wird und bleibt. 
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Weil sie durchgängig und in allen Zusammenhängen zugleich von Anfechtung 
und Engagement der Kirche zu handeln hat, kann die Jahreschronik 1970 nicht 
das Bild einer „ecclesia triumphans“‘ entwerfen, vielmehr bekommt die Bericht- 
erstattung Ton und Nachdruck durch das „ecclesia in conturbatione et sub tenta- 
tionibus“, durch das „ecclesia sub cruce“ vorgegeben und vorgeschrieben. 


1. ZUM KÜNFTIGEN WEG DER EKD UND IHRER GLIEDKIRCHEN 


Wo Planung notwendig ist, stehen sogleich die Worte „Struktur“, ‚Gestalt und 
Ordnung“ und damit strukturelle, rechtliche und organisatorische Fragen und 
Aufgaben zur Verhandlung. Dabei kann sich die Kirche ihren Weg nicht durch 
die sich verändernde Welt und Gesellschaft vorschreiben lassen, indem sie un- 
gehemmt und widerspruchslos sich dem Selbstverständnis der Zeit anpaßt, so 
sicher sie diesen Kontext nicht außer acht lassen darf. Kirchliche Strukturüber- 
legungen haben auszugehen von dem der Kirche gegebenen Auftrag, die Bot- 
schaft von der Bejahung und Befreiung des Sünders, von der Versöhnung und 
Zurechtbringung der Welt durch Gott in Christus bekanntzumachen; kirchliche 
Strukturüberlegungen stehen und geschehen unter der Frage: Wie kann die Kir- 
che diesen Auftrag am besten und wirksamsten ausrichten? Der Auftrag ist 
strukturbestimmend; nach ihm haben sich die Lebens- und Arbeitsformen der 
Kirche, ihre Gestalt, Organisation und Administration zu richten und auszu- 
richten. Äußere Faktoren mögen die kirchlichen Strukturüberlegungen beschleu- 
nigen und verdringlichen, aber der letzthin verbindliche Orientierungspunkt al- 
ler Überlegungen, Planungen, Bemühungen und Maßnahmen zu Struktur, Ge- 
stalt und Ordnung der Kirche ist der Auftrag, der ihr gegeben ist. 

Die neue Lage, in die sich die EKD durch die Bildung des Bundes der Evan- 
gelischen Kirchen in der DDR versetzt sah, war für die Gliedkirchen in der 
Bundesrepublik und in Westberlin Anlaß und Anstoß, vordringlich umfassende 
Strukturüberlegungen und Reformplanungen einzuleiten. Deshalb mußten sich 
die Synoden des Berichtsjahres dieser Aufgabe stellen, und Strukturfragen spiel- 
ten auf den synodalen Tagungen der EKD, der Gliedkirchen und der gliedkirch- 
lichen Zusammenschlüsse eine gewichtige Rolle. Aus Raumgründen kann der Be- 
richt über das Jahr 1970 die Überlegungen und Anregungen zur Planung und 
zur zukünftigen Ordnung der Kirche nicht in Vollständigkeit darlegen, sondern 
muß sich auf eine Auswahl beschränken, von der der Chronist hofft, daß sie 
repräsentativ für den Prozeß innerkirchlicher Meinungsbildung sei, die nicht oh- 
ne Meinungsunterschiede ist. An die Erarbeitung eines magnus consensus der 
Gliedkirchen sowohl in den Grund- und Grundsatzfragen wie in den praktisch- 
pragmatischen Fragen muß noch viel Mühe gewandt werden. 


A. Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland 


Wohl keine Tagung der EKD-Synode war einem derartig hohen Erwartungs- 
druck aus Öffentlichkeit und Gemeinde ausgesetzt wie die für die Zeit vom 


11. bis 15.Mai nach Stuttgart einberufene Synodalversammlung. Im Blick so- 
wohl auf eine Reihe wichtigster Grundsatzfragen theologischer Art — Fragen 
der kirchlichen Verkündigung in einer dem heutigen Menschen verständlichen 
Weise, nach der Bedeutung des Bekenntnisses und der innerevangelischen Lehr- 
unterschiede — wie auf die Dringlichkeit kirchenorganisatorischer Reformmaß- 
nahmen, die nach der Verselbständigung des Bundes der Evangelischen Kirchen 
in der DDR notwendig, aber auch möglich wurden, sah sich die Synode zu neu- 
er Orientierung und neuen Ansätzen herausgefordert; großangelegte Planung 
wurde von ihr erwartet, und ihre Charakterisierung als „‚Planungssynode“ spiel- 
te in der Vorankündigung und Vorausschau keine geringe Rolle. 

Wohl auch kaum eine Synodaltagung war deshalb so sorgfältig vorbereitet wor- 
den wie die des Berichtsjahres. Regionale Informations- und Vorbereitungstagun- 
gen gingen ihr voraus, um die Synodalen eingehend über die anstehenden Fragen 
und Aufgaben zu unterrichten, die Vorstellungen über den weiteren Weg der 
EKD zu klären und eine gemeinsame Urteils- und Willensbildung zu fördern. 
Daß die von der Synode erwarteten Entscheidungen sehr schwer und in ihren 
Folgen und Auswirkungen von überaus großer Tragweite seien, wurde nicht zu- 
letzt dadurch in das allgemeine Bewußtsein gebracht, daß wenige Wochen vor 
der Synodaltagung deren langjähriger Präses, Ministerialdirigent Dr. Puttfarcken, 
seine Ämter als Präses und Synodaler niederlegte, weil er die ins Auge gefaß- 
ten Weichenstellungen nicht gewissensmäßig mitverantworten und mit seiner 
Rechtsauffassung vereinbaren zu können glaubte. 

Was die Synode erbrachte und inwieweit sie die gehegten Erwartungen erfüll- 
te oder enttäuschte, läßt sich aus den nachstehend mitgeteilten Berichten und 
Entschließungen ablesen. 

Für den erkrankten Ratsvorsitzenden, Landesbischof D. Dietzfelbinger, erstat- 
tete sein Stellvertreter Bischof D. Scharf den Rechenschaftsbericht, der unter 
Beschränkung auf die der Synode zur Beratung und Beschlußfassung aufgege- 
benen Fragen auszugsweise wiedergegeben sei. 


Die Tagung, die wir darstellen, ist eine Tagung der Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland in ihrem Westbereich. Die Regionaltagung Ost der Synode der Evangelischen 
Kirche in Deutschland ist zum letzten Mal im Oktober 1968 zusammengetreten ... An die 
Stelle der Regionaltagung Ost der Synode der EKD ist die Synode des Kirchenbundes in 
der DDR getreten. Der Präses der Synode der EKD, Region Ost, hat im September 1969 
an die Synodalen der EKD im Bereich der DDR eine Mitteilung gerichtet, mit der er fest- 
stellt, daß ihre Funktion und ihre Tätigkeit beendet seien. 

Der Gesamtvorgang hat den Rat der EKD in den letzten eineinhalb Jahren unausgesetzt 
beschäftigt. Er stellt den Rat und ... die Tagung der Synode vor eine nicht leichte, eine 
tiefgreifende und eine weitreichende Aufgabe ... Wir müssen an der Rechtsgestalt und den 
Organisationsformen weiter arbeiten. Wir müssen bessere, brauchbarere, ja auch neue Or- 
ganisationsformen, Institute und Organe entwickeln, brauchbarere als das, was uns im 
Westbereich an Instrumentarium für die leitende Verantwortung der Synode, des Rates 
und der Amtsstellen, der kirchlichen Werke, Kammern und Arbeitsgemeinschaften zur 
Verfügung steht. Wir haben dies zu tun und müssen dabei ständig prüfen, daß über diesem 
nötigen Reformprozeß die Gemeinschaft der evangelischen Christenheit in Deutschland 
nicht aufgegeben wird, von der der Artikel 4,4 der Satzung des Kirchenbundes als von ei- 
ner besonderen Gemeinschaft spricht ... Wir stehen nicht am Ende einer Epoche, die uns 
einer Illusion beraubt hat, sondern haben ganz im Gegenteil im Eintreten für die Einheit 
der Christenheit in Deutschland auf beiden Seiten unter Opfern gelernt, welchen Wert 
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Kirchengemeinschaft übergreifender Art hat. Durch die Erfahrungen, die die Kirchen und 
Gemeinden in einer von der unseren tief unterschiedenen Gesellschaftsordnung machen, 
gewinnen wir Erkenntnis für den Auftrag der Kirche in unserer Umwelt. Wir haben deshalb 
wie sie — ich zitiere wiederum den Artikel 4,4 der Ordnung des Kirchenbundes — die Mit- 
verantwortung für die Gemeinschaft zu bejahen und haben wir der Bund drüben die Auf- 
gaben, die alle evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik und in 
der Bundesrepublik Deutschland gemeinsam betreffen, in geordneter Weise — in partner- 
schaftlicher Freiheit — wahrzunehmen. Sie drüben sprechen in ihrer Ordnung bewußt und 
unbefangen von den gemeinsamen Aufgaben. Ihre Praxis bei der und seit der Bildung der 
Organe des Bundes zeigt, daß sie, was sie gesagt haben, ernst nehmen — neben den großen 
speziellen Aufgaben, die ihre eigene — andere — Umwelt ihnen stellt! So bittet der Rat 
diese Tagung der Synode, bei allem, was sie um des Dienstes an unserer Umwelt willen 
neu zu ordnen hat, die partnerschaftliche kirchliche Bindung in den andern Teil Deutsch- 
lands hinüber nicht aus dem Blick zu verlieren. Es mag uns das um so leichter werden, als 
die wesenhaft kirchlichen Erfordernisse für eine Reform der Struktur trotz der unterschied- 
lichen Gesellschaftsordnungen in der Deutschen Demokratischen Republik und der Bundes- 
republik Deutschland weithin parallel laufen. 

Dies gilt zum Beispiel von der Gemeinschaft innerhalb der EKD durch die konfessionellen 
Unterscheidungen hindurch ... Sie zu stärken, war ein wichtiges Motiv für die Gründung 
des Kirchenbundes in der DDR. In der Bundesrepublik Deutschland wird sie seit kurzem 
mit Entschiedenheit von Synode und Gliedkirchen der VELKD gefordert. Die Väter der 
Grundordnung der EKD und die Kirchenversammlung in Eisenach 1948 hatten diese Auf- 
gabe ebenfalls erkannt und haben sie leidenschaftlich erörtert. Wir wollen nicht über Ver- 
säumnisse in der damaligen Situation klagen. Die Stunde war 1948 offensichtlich für mehr 
nicht reif, als vereinbart worden ist. Teile der Pfarrerschaft und wohl auch der Kirchen- 
vorstände in einzelnen Gliedkirchen der EKD — übrigens im Osten wie im Westen — hät- 
ten mehr als das, was im Abendmahlsartikel der Grundordnung der EKD geregelt worden 
ist, nicht hinzunehmen vermocht. Daß wir heute in diesem Stück anders urteilen und em- 
pfinden, ist nicht die Folge eines Zeitablaufes als solchen, ... es ist auch nicht der Einfluß 
einer allgemeinen geistesgeschichtlichen Tendenz zur Liberalisierung, Entdogmatisierung, 
vielleicht gar zum Relativismus, einer größeren Gleichgültigkeit in der Wahrheitsfrage, son- 
dern ist auch und sehr wesentlich die Folge der engen Zusammenarbeit der Gliedkirchen 
der EKD in Kirchenkonferenz, Gesamtsynode, kirchlichen Werken und Kammern und im 
Rat der EKD seit 1948. Wir haben als EKD eben nicht nur Verwaltung koordiniert oder 
politische und soziale Diakonie bedacht und betrieben. Wir haben auch zäh und intensiv 
theologisch miteinander gearbeitet und diskutiert. Wir haben Leitung geübt in guter und 
strenger theologischer Kontrolle. Was die Theologen der VELKD und der Arnoldshainer 
Konferenz jüngst miteinander in Angriff genommen haben: Lehrgespräche mit dem Ziel 
einer gemeinsamen theologischen Erklärung zu Fragen und Irrtümern, Versuchungen und 
Aufgaben der Zeit, das hat die Synode der EKD in Frankfurt am Main 1965 intoniert. Es 
ist von den Bischofskonferenzen der VELKD und dem Rat und theologischen Ausschuß 
der Evangelischen Kirche der Union aufgenommen und weitergeführt worden. Der Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland hat alle diese Bemühungen mit Aufmerksamkeit ver- 
folgt, die sich daraus ergebenden Publikationen begrüßt und verwertet und durch von ihm 
veranlaßte Veranstaltungen begleitet und unterstützt ... Zur Arbeit des gemeinsamen Aus- 
schusses der VELKD und der Arnoldshainer Konferenz an Thesen oder einer Erklärung über 
die Bedeutung von Evangelium und Kirche für die geistige Auseinandersetzung in unserer 
Zeit darf ich bemerken, daß ich sie, die begonnene Arbeit, für gut und nötig halte — nicht 
nur für das klärende Gespräch innerhalb der wissenschaftlichen Theologie und das Bild, das 
evangelische Theologie und kirchliche Lehre nach außen bieten, sondern auch für das Ver- 
hältnis der Konfessionen zueinander in der EKD ... Die konfessionelle Pluralität in der EKD — 
bei Einmütigkeit im Zentralen — schafft eine lichte Weite, die ihr gemeinsamer besonderer 
Vorzug bleiben muß. Gerade die Pluralität macht die Funktion der gemeinsamen, an der 
Schrift orientierten Bekenntnisse sichtbar. Sie macht möglich, einen Kirchenbegriff zu 
praktizieren, der die vorhandenen evangelischen Bekenntnisse in sich zusammenfaßt und 
erlaubt, von der gemeinsamen Christusmitte her die jeweils „andere‘‘ evangelische Kirche, 


sei sie lutherisch, reformiert, uniert oder auch eine der evangelischen Freikirchen, guten 
Gewissens als Kirche, zu bejahen und zusammen mit ihr kirchlich zu handeln. Sie, die 
Pluralität, macht möglich, ja sie macht dazu fähig, in Kirchengemeinschaft, als „Bundeskir- 
che‘‘ (!), den Herausforderungen der heutigen Zeit uns zu stellen und dieser Zeit das gemeinsa- 
me Zeugnis von Christus (im Sinne der ersten Barmer These) nicht schuldig zu bleiben u 

Es wird an einer gemeinsamen Lehrerklärung gearbeitet; sie mag dazu helfen, die Ge- 
meinschaft der EKD zu voller Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft zu vertiefen. Ich hof- 
fe darauf. Doch der Lehrkonsens ist eben auch heute schon stark genug, gemeinsam zu 
den Herausforderungen der heutigen Zeit zu sprechen. Darum können und wollen wir 
schon jetzt in Änderung oder Ergänzung der Grundordnung die EKD als Kirche handlungs- 
fähig werden lassen. Das kann geschehen, ohne daß der individuelle Charakter von Glied- 
kirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüssen, der Charakter in Gottesdienstordnung 
und Frömmigkeit, auch in kirchlicher Sitte, die von den Vätern im Glauben überkommen 
ist, dadurch verloren gehen müsste. Aber es muß geschehen, daß die EKD von allen ihren 
Gliedern, den Gemeinden, Kirchenkreisen und Landeskirchen als ihre Kirche gewollt und 
getragen wird, als ihre eigentliche, ihre große gemeinsame Kirche! Sie muß institutionell 
und personell so ausgestattet werden, daß sie für die evangelische Christenheit in unserm 
Lande dem Staat, der Gesellschaft gegenüber Erwartungen erfüllen kann, die sich zu Recht 
auf eine Kirche richten. Sie muß Vollmachten erhalten von ihren Gliedkirchen. Sie darf 
nicht weiter leben von mühsam ausgehandelten Abtretungen landeskirchlicher Souveräni- 
tät. Ich will nicht ungerecht und nicht undankbar sein: Die Landeskirchen der Bundes- 
republik haben der EKD und ihren Gesamtverantwortungen in einem Maße Hilfe gewährt, 
wie das vor einem Jahrzehnt noch niemand von uns für möglich gehalten hätte. Aber 
dennoch, die EKD bedarf größerer unmittelbarer Befugnisse. Sie soll über den Gebrauch, 
den sie von Befugnissen macht, gern Rechenschaft ablegen vor jedem, der Rechenschaft 
fordert, vor den Gliedkirchen und der Öffentlichkeit. Aber sie muß trotz föderalistischen, 
synodalen Aufbaues in ihren leitenden Organen schnell reaktionsfähig sein, und die, die 
in ihr zur Leitung beauftragt sind, müssen verhandeln und handeln können mit innerer 
Freiheit und ohne die Sorge, bei der Erfüllung von Zusagen oder der Durchführung von 
Aktionen und Plänen behindert, im Stich gelassen zu werden ... 

Daß die Forderungen, die ich genannt habe, zu Recht vom Rat erhoben werden, dafür 
soll mein weiterer Bericht über die Tätigkeit des Rates noch einige Argumente liefern. 

1. Die letzte Tagung der Synode hat kurz nach der Vollversammlung des Ökumenischen 
Rates der Kirchen in Uppsala dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland Aufträge 
erteilt für den Beitrag der EKD zum Entwicklungsdienst der Kirchen aus den Industrie- 
nationen an der sogenannten Dritten Welt. Der Rat hat die*notwendigen Maßnahmen un- 
mittelbar nach der Tagung der Synode eingeleitet und die verschiedenen Werke und Ar- 
beitsgemeinschaften mit den Vertretern der Gliedkirchen zu Arbeitsbesprechungen und 
Kommissionen zusammengerufen, die die Mittel für eine Entwicklungshilfe beschaffen, er- 
bitten und ihre zweckmäßige Verwendung mit den Instanzen der Ökumene wie mit den 
Gliedkirchen der EKD und den kirchlichen Verbänden abstimmen sollen. Ein Organisati- 
onsschema auf drei verschiedenen Ebenen ist geschaffen worden. Die darin vorgesehenen 
Ausschüsse haben die Arbeit aufgenommen und erste zusätzliche große Projekte möglich 
gemacht. Aber auch hierfür wünschten wir uns eine straffere Zusammenfassung in der 
Entscheidungsbefugnis. Die evangelische Christenheit in Deutschland soll nicht nur Mit- 
tel aufbringen für Entwicklungsprojekte der verschiedensten Art, soll nicht nur geeignete 
und ausreichend vorgebildete Personen in größerer Zahl in die Entwicklungsländer ent- 
senden. Sie muß auch in ständiger Fühlung mit den Kirchen in den Empfängerländern, 
mit den politisch Verantwortlichen in der Bundesrepublik, in der EWG und in interna- 
tionalen Organisationen daran mitwirken, daß in den Ländern der Dritten Welt und für 
diese Länder stärkere soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit Platz greift, und sie muß 
das humane und rechtliche Problem der Gastarbeiter in Deutschland als ein sozialpoliti- 
sches Problem ersten Ranges, ja geradezu als die uns gestellte Rassenfrage und die Gefahr 
eines neuen, besonderen mitteleuropäischen Rassismus erkennen und zu lösen sich bemü- 
hen. Eine bessere Ausstattung der auf diesem Felde tätigen Organe der EKD ist das min- 
deste, was ... von dieser Tagung der Synode zu planen und zu beschließen ist. 
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In diesem Zusammenhang sei eine Leistung erwähnt, die in vorbildlicher und umfassen- 
der Weise und mit bis dahin nie verwendeten Mitteln in einer exzeptionellen Notlage vom 
Diakonischen Werk der EKD, unterstützt durch andere Amtsstellen, durch Gliedkirchen 
und Gemeinden, vollbracht worden ist: die Beteiligung an der Vereinigten Kirchenhilfe für 
Biafra — vielleicht darf ich sogar von mehr als nur einer Beteiligung, nämlich von der Orga- 
nisierung und Steuerung dieser Kirchenhilfe sprechen. Mir ist unfaßlich, wie in publizisti- 
schen Berichten sogar diese rein humanitäre Tat der Kirche, durch die nachweislich Millio- 
nen Menschen, vor allem Kinder, am Leben erhalten worden sind, politisch kritisiert und 
hämisch verunglimpft werden konnte. Sie ist in der Geschichte christlicher Hilfsaktionen 
ohne vergleichbaren Vorgang. Sie hat Kirchen und nationale Kirchenräte von Kanada und 
den Vereinigten Staaten über Skandinavien, Schottland, Holland, Österreich und die Schweiz 
bis hin zur größten karitativen Organisation der römisch-katholischen Kirche in verschiede- 
nen europäischen und außereuropäischen Ländern zusammengefaßt ... 

Die evangelische Christenheit in Deutschland und die Organe des Ökumenischen Rates 
in Genf sollten sich weiter mitverantwortlich dafür fühlen, daß die materiellen Hilfen, die 
wir nicht abbrechen dürfen, an die Stellen der eigentlichen und der größten Not kommen, 
die nach wie vor dort vorhanden ist, und daß ein umfassender kultureller Aufbau möglich 
wird, wie wir ihn gerade in Ost-Nigeria seit mehr als zehn Jahren zu fördern suchten.. 

2. Unlöslich verbunden mit der Aufgabe unserer großen Kirche nach draußen in die Drit- 
te Welt und die Ökumene hinein ist der Anteil der Kirchen an der Bewältigung der Bildungs- 
aufgaben im Innern. Die christlichen Kirchen haben die älteste Erfahrung im Bereich des 
Ausbildungswesens. Die Reformation hat sich der Erziehung und Bildung der Kinder und 
der Jugend in allen Volksschichten und für alle Bürger des Landes intensiv angenommen. 
Das urchristliche Katechumenat war eine frühe, vielleicht die erste systematische Form von 
Erwachsenenbildung. Es hat nicht nur Glauben wecken, von den Tatsachen der Heilsge- 
schichte Gottes unterrichten wollen, sondern zugleich allgemeine Bildung, ein neues Men- 
schenbild und Natur- und Zeitverständnis vermittelt und den Blick der Gemeinschaft, der 
Gesellschaft in die Zukunft gerichtet. 

Unsere Kirche steht heute vor der Notwendigkeit, ihr Schulwesen als ein Schulwesen eige- 
ner Prägung durchzuhalten. Es muß sichtbarer werden, warum eine Schule als evangelische 
Schule geführt wird. Das konfessionelle Vorzeichen reicht nicht aus, auch das christliche 
nicht. Aus Wesen und Art unserer Schulen und Fachschulen, Hochschulen und Fachhoch- 
schulen muß erkennbar werden, warum die Kirche eine eigenes Bildungssystem eingerichtet hat. 
Es soll nicht herausfallen aus dem der Gesamtgesellschaft,in der wir leben und für die unsere 
Einrichtungen auch da sein sollen. Aber es darf nicht ein Unternehmen neben anderen sein, das 
sich von den übrigen nur durch den Titel des Rechtsträgers unterscheidet.Bildung und Ausbildung 
beschränken sich nicht auf die Kinder-und Jugendjahre des Menschen. Sie müssen am Menschen 
geschehen bis in sein Alter, sie müssen ihn ausrüsten für ein sinnvolles Altsein. Damit wir 
dies an Christen und vielleicht auch an den Nichtchristen in unserem Volk zustande 
bringen, müssen wir alle kirchlichen Mitarbeiter, die haupt- und neben- und ehrenamtlichen, 
und uns selbst ‚speziell und allgemein‘ ständig weiter unterweisen. Wir bitten die Synode 
um Auftrag und Mittel für eine kirchliche Bildungspolitik großen Umfangs. Wir müssen auf- 
einander abstimmen, wir müssen zusammenfassen, wir werden manches von Grund aus zu 
ändern haben. Das Ziel ist eine Gemeinde, ist christliche Gemeinde, die die Veränderungen 
der Zeit nicht nur zu ertragen vermag. Es gilt, die Veränderungen der Formen des Mitein- 
anderlebens im wissenschaftlichen Zeitalter nicht nur hinzunehmen, sondern sie auszufül- 
len und die Entwicklung in die Zukunft voran mit zu beeinflussen — vom Menschenbild, 
vom Christusglauben und Gottesgehorsam und von den Daten der christlichen Hoffnung 
her! Kirchliche Erwachsenenbildung muß das Bewußtsein unserer Gemeinden spannen zu 
Bereitschaft und Erwartung für den Dienst an der Zeit, ohne dem Geist der Zeit zu ver- 
fallen ... Paulus nennt die Haltung, die nötig ist, um dies voneinander zu unterscheiden: 
„Die Zeit auskaufen, beharrlich beten, wachsen in Dankbarkeit vor Gott und weise wan- 
deln vor denen, im Umgang mit denen außerhalb der Gemeinde.‘ Die Welt, das eigene Le- 
ben, das persönliche Geschick und das der ganzen Menschheit mit anderen Augen — von 
Gott her — zu sehen, sehen zu lernen, ständig neu sehen zu lernen, ist das Ziel christlicher 
Bildung, berufsbegleitender Weiterbildung durch Gemeindeseminare, Akademien und Fach- 


hochschulen. Vermittlung von Bildung dieser Art mag uns, unsere Gemeinden, fähig ma- 
chen, Bedrohendes und Begehrtes zu relativieren und die Maßstäbe zu entdecken für das 
Notwendige eben auch draußen zur Abhilfe der Mängel und Notstände in den anderen 

Teilen der Welt! Doch wahrhaftig nicht nur draußen! Auch in der eigenen Gesellschaft ... 

Auch die Anleitung unserer Gemeinden zu einer christlichen Reaktion hiergegen gehört 
in ein Programm der Erwachsenenbildung. 

3. Aus dem Bewußtsein der Menschen unserer Zeit, aus dem öffentlichen Bewußtsein ist 
die Frage nach der sittlichen Verpflichtung weithin geschwunden. Man lebt, als ob es Sün- 
de nicht gäbe, man empfindet nicht, daß Sünde Gewicht hat. Man wehrt sich zwar gegen 
Verbrechen, man kritisiert ein die Gemeinschaft störendes Verhalten, aber man ist im Stre- 
ben nach Erfolg und Gewinn ohne Skrupel. Ein gewinnbringendes großes Geschäft darf 
nicht scheitern an der Rücksicht auf den schwächeren Konkurrenten. Das Gleiche gilt vom 
Kampf um die Macht im politischen Leben. 

Daß es kein Bewußtsein mehr gibt von Sünde, hat seinen Grund darin, daß man lebt, als 
gäbe es Gott nicht. Die „Rede vom toten Gott‘ geht um in der Theologie und der Kirche. 
Um dieses Tatbestandes und dieser Lehrauseinandersetzung willen, die von den Universitä- 
ten in die Gemeinde gedrungen ist, hat der Rat in der Zeit seit der letzten Tagung der 
Synode zwei Klausurbesprechungen mit Professoren der Theologie aus den verschiedenen 
Richtungen und Schulen moderner Theologie gehabt. Wir waren in der Analyse weithin 
einig. 

Mir hat sich aus diesen Erörterungen — Erörterungen, in denen Verantwortung für die 
Kirche und die Gesellschaft der Zukunft zu spüren war — ergeben: Wir können von Gott 
und auch von Jesus Christus nicht reden als von einem definierbaren Begriff; wir können 
auch Aussagen über Gott, den Dreieinigen Gott, nicht als ein Schibboleth, ein Erkennungs- 
zeichen, ein Losungswort gebrauchen, um Andersurteilende auszustoßen oder niederzu- 
schlagen. Wir können dies auch mit den Thesen der theologischen Erklärung von Barmen 
1934 nicht tun. Wer Gott sagt, muß den handelnden Gott bezeugen. Indem Gottes Wort 
weitergegeben wird, richtet es etwas aus. Die Rede vom toten Gott geht auf D. Martin Lu- 
ther zurück. Und er spricht so nicht nur von der zweiten Person der Trinität, von dem 
Sohn zwischen Karfreitag und Ostern, sondern er kann so auch vom verborgenen Gott, 
vom unbegreiflichen Gott sprechen. Es ist nicht deutscher Tiefsinn, wie Karl Barth es ein- 
mal vermerkt hat, wenn gerade der junge Luther so redet — gegen Humanisten und Philo- 
sophen —, sondern es ist Erkenntnis aus letzter Anfechtung, die hier ausgesprochen wird. 
Doch zu dieser Erkenntnis gehört die Erfahrung, die Entdeckung der rechtfertigenden Gna- 
de des lebendigen — personalen — Gottes, die dem Gottlosen, dem verlorenen Sünder gilt. 
Diese Lehre Luthers hat in der geistigen Auseinandersetzung mit dem Marxismus-Leninis- 
mus und etwa auch dem militanten Atheismus der Humanistischen Union hochaktuelle 
Bedeutung. Es klingt wie ein Wortspiel, wenn wir mit einem theologischen Lehrer der ver- 
gangenen Generation einräumen: Jawohl, es gibt Gott nicht; dann aber opponieren: doch 
Gott ist! Er ist der Gott, der sich in allumfassender und allmächtiger Liebe an seine 
Schöpfung dahingibt. Die kosmische Theologie unserer orthodoxen Brüder sieht schon 
im Akt der Schöpfung das Opfer von Golgatha. Gott liebt das Werdende, das er ins Le- 
ben rief, so, daß er von dem Glanz seiner Freiheit, von dem Wesen seiner Personalität an 
es hergibt auf die Gefahr des Mißbrauches hin. 

Bekennen wir Gott und erkennen wir ihn in der Menschengestallt seines Sohnes, so hat 
das Konsequenzen für unsern Umgang miteinander und für unser Verhalten, für unsere 
Haltung gegenüber denen draußen. Wer glaubt, daß Gott uns Menschen, jedes Menschen- 
kind, liebt, der kann nicht bitter werden, der kann nicht resignieren, der vermag Geduld 
zu üben mit allen Erscheinungen unserer Zeit und ihren Repräsentanten außerhalb der 
Kirche und auch innerhalb unserer Kirche, im Gespräch mit anderen Gruppen und mit 
der jungen Generation. Geduld bedeutet nicht schweigende Duldung! Vielleicht ist es 
wirklich ein untrügliches Zeichen für den Christenstand: Je stärker der Christ engagiert 
ist für seine Kirche, für eine notwendige neue Aufgabe in seiner Kirche — an der Gesell- 
schaft seiner Zeit —, um so zäher sind seine Geduld und seine Freude zu Gott 
und an den Menschen. Nichtchristen geben leichter auf. Die Kirche hat langen 
Atem. Die wiederauflebende Christenheit in der Sowjetunion ist ein Beweis dafür. 
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Scheltende und sich abschließende Gemeinde weiß nicht, wes Geistes Kinder die Jün- 
ger Jesu sind. 


Wir sind beieinander in Tagen, in denen vor 25 Jahren endgültig deutlich wurde, daß der 
Hitler-Krieg verloren war. Es war sein Krieg, aber unser Volk hat sich von ihm dafür ge- 
brauchen lassen. Der Rat hat in seinem Wort zum 8.Mai vom Ausmaß der Verbrechen und 
von der Beschämung gesprochen, die uns Deutsche nach wie vor erfüllen muß im Geden- 
ken an die zwölf Jahre zwischen 1933 und 1945. Wir haben den Eindruck, daß vielen un- 
ter unsern Mitbürgern bis heute nicht bewußt geworden ist, was es bedeutet, daß der Krieg 
für Deutschland verloren wurde und daß er nicht anders ausgehen konnte und durfte. Ein 
Teil unseres Volkes hat in den Monaten vor 25 Jahren, den letzten Monaten des Krieges 
und den ersten Monaten nach der bedingungslosen Kapitulation Furchtbares durchgemacht. 
Wir denken hier besonders an die aus ihrer engeren Heimat im deutschen Osten Vertriebe- 
nen, die neben den Blutopfern der unmittelbaren Kriegshandlungen und nach ihrem Ab- 
schluß unter härtesten Begleitumständen Wohn- und Arbeitsplatz und die Möglichkeit ver- 
loren haben, zu leben, wo sie aufgewachsen waren. Auch diese eigene deutsche Not soll 
nicht vergessen werden. Ihre Ursache lag in dem von deutscher Staatsführung vorbereiteten 
und bis zur völligen Erschöpfung mutwillig fortgeführten Krieg. Der Teil unseres Volkes, 
der mehr als die übrigen für diese Gesamtschuld einzustehen hatte, hat ein Recht darauf, 
von uns gehört zu werden. Wir übrigen müssen seine Sorgen noch immer bedenken und 
mittragen. Die Forderungen aus dem Abschnitt II der Ostdenkschrift der EKD sind auch 
im Bereich der Kirche noch nicht erfüllt. 

Das Ratswort zum 8.Mai des Jahres weist in die Zukunft. Auch in der Zwischenzeit der 
letzten 25 Jahre ist manches Angebot der Gnade Gottes von uns nicht erkannt oder 
selbstsüchtig ausgeschlagen worden. Aber Gott hat Geduld mit seinen Menschenkindern. 
Auch für unser Volk und unsere Kirche hat er die Fristen verlängert. Er gewährt noch 
Freiheit zu neuen und besseren Entscheidungen. Sie sind dringend fällig. Wir haben Ver- 
söhnung zu suchen mit den östlichen Nachbarn, auch wenn wir auf uns unberechtigt er- 
scheinendes Mißtrauen stoßen; wir haben das zu tun, zäh und unenttäuschbar. Wir haben 
zum Frieden zu helfen, wo wir irgend Einfluß auszuüben vermögen. Wir müssen Opfer 
für den Frieden bringen auf der ganzen Erde, sonderliche Opfer. Wir werden gemahnt, 
die Möglichkeiten eines neuen Anfangs draußen und drinnen zu erkennen. Gott will, daß 
wir uns zusammenfinden, Gruppen und Generationen in unserer Kirche, im Dank, in der 
Besinnung und im Mut zu den fälligen besseren Entscheidungen. Gott helfe, daß diese Ta- 
gung der Synode ihren Teil zu dem allen beitrage; er helfe, daß sie Regelungen finde, 
schaffe und vorbereite, die uns fähig machen zu nützlichem Dienst. 


Das theologische Hauptreferat hielt Professor Dr. Ferdinand Hahn unter dem 
Thema ‚Die Verantwortung für das Evangelium in der Welt“. Er brachte eine 
sorgfältige theologische und kirchliche Situationsanalyse einschließlich ihrer geistes- 
geschichtlichen Motivationen und Hintergründe und stellte die Kirche mit ihrer 
speziellen Botschaft und ihrem besonderen Auftrag in die Zusammenhänge der 
Wirklichkeit. Da Raumgründe den Abdruck des ganzen Vortrags verbieten, 
seien wenigstens die Schlußabschnitte hier wiedergegeben: 


V. 


Das Evangelium ist Botschaft an den Menschen. Es ist Botschaft an den Menschen, der der Welt- 
wirklichkeit ausgesetzt ist, der sich in ihr zurechtfinden und sie bewältigen muß, der in die- 
ser Weltwirklichkeit das Verständnis seiner selbst und des Lebens sucht. Das Evangelium 
richtet sich sowohl an den, der fragend und suchend vor den Rätseln des Daseins steht, 

wie an denjenigen, der sich, sei es rein praktisch oder rational durchreflektiert, eine Ant- 
wort auf die Frage nach dem Sinn des Lebens und den Möglichkeiten der Lebensbewälti- 
gung bereits gegeben hat ... Es ist ... nicht so, als ob das Evangelium vornehmlich die un- 
gelösten Probleme und Grenzsituationen betreffen würde, es geht entscheidend darum, daß 
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unzureichende und falsche Antworten in Frage gestellt werden. Ob nun der Mensch eine 
Daseinsbegründung sucht oder ob er sie sich ideologisch vorstellt, in jedem Fall muß vom 
Evangelium her gesagt und bezeugt werden, daß Leben und Welt in ihrer Vorfindlichkeit 
und rationalen Erfaßbarkeit zwar zu bewältigen, aber nicht wirklich zu verstehen sind. Wo 
wir aber Welt und Menschsein nicht wahrhaft verstehen können und auf die aus unserer 
Vernunft gewonnenen Erklärungsversuche angewiesen sind, ist uns eine wesentliche Di- 
mension der Lebenswirklichkeit abhanden gekommen ... 

Das Evangelium will den Menschen von der Illusion befreien, als könne er Sinn und Grund 
des Daseins aus der Weltwirklichkeit selbst beantworten. Das Evangelium öffnet jenen Le- 
bensraum, der den verborgenen Grund des Daseins erkennen läßt. Hier gibt es Freiheit 
und Hoffnung, weil nicht nur das Menschsein, sondern die Weltwirklichkeit in ihrem Ur- 
sprung und Ziel gesehen werden können, was letztlich nicht von dem irrenden, weithin 
so verblendeten Handeln der Menschen abhängt, sondern von Gott selbst gesetzt und be- 
stimmt ist. 


Evangelium und Glauben gehören zusammen und lassen sich nicht voneinander trennen. 
Glaube ist weder eine Begrenzung noch eine Ergänzung unseres Wissens und Denkens. Es 
ist ebensowenig eine modifizierte Form menschlichen Denkens. Glaube ist grundlegend 
Vertrauen, es ist das Hören und Annehmen des lebendigen Herrn, ist das bereitwillige Sich- 
Einordnen in die umfassendere Wirklichkeit, die Gott mir erschließt. Glaube ist darum ein 
das Denken und Handeln umspannendes, auf einen tieferen Grund als den rational zugäng- 
lichen Bereich der Wirklichkeit sich einlassendes Verhalten des Menschen. Was unserem 
Wissen und Denken zugänglich ist, wird in eine neue Relation gesetzt, die den Blick öff- 
net und das Verstehen wie das Handeln fortan mitbestimmt. 


VI. 


Unsere Verantwortung für das Evangelium kann keine andere sein, als daß wir uns auf die 
„Sache‘‘ des Evangeliums selbst beziehen, daß wir für das Evangelium und den Glauben ein- 
stehen. Nur so können wir in rechter Weise Kirche sein. Die immer wieder gestellte Frage 
nach dem Proprium und nach der Identität der Kirche läßt sich nicht anders beantworten 
als durch beharrliche, durch nichts irritierbare Sachbezogenheit. 


Im Blick auf das gegenwärtige kirchliche Leben wird man fragen müssen, ob diese Sach- 
bezogenheit als einigendes Band erkennbar wird. In einer geradezu hektischen Betriebsam- 
keit sucht man ein möglichst breites Aufgabenfeld in die kirchlichen Verantwortung einzu- 
beziehen, hat sich aber, nicht zuletzt in der Erwartung größerer Effektivität, längst auf an- 
dere Methoden und Arbeitsmöglichkeiten umgestellt. Durch unendliche Wiederholung haben 
wir uns allmählich daran gewöhnt, daß die nichttheologischen Komponenten in unserer 
kirchlichen Wirklichkeit und Arbeit eine wichtige Rolle spielen, können aber oft schon 
gar nicht mehr eindeutig sagen, was in dieser „konzertierten Aktion‘ die theologische 
Komponente noch für eine spezielle Funktion hat. Dabei wäre gerade eine spannungsrei- 
che, aber energisch sachbezogene Zusammenarbeit in der Tat erforderlich. Kirchliche Ar- 
beit müsste wohl einmal gründlich überprüft und durchforstet werden, um festzustellen, 
wieweit die Bindung an das Evangelium wirklich leitend ist. Rein humanitäre Aufgaben 
können unumgänglich sein, und gegebenenfalls muß die Kirche stellvertretend Aufgaben 
wahrnehmen, die von anderen nicht gesehen oder noch nicht in Angriff genommen sind. 
Sie wird solche Arbeitsbereiche aber auch wieder abgeben, wie sie es in früheren Zeiten 
ebenfalls getan hat, wenn der Dienst erst von anderen übernommen worden ist. Aber in 
der Verpflichtung zu humanitären Aufgaben allein, das Wort im gängigen Sinn genommen, 
kann die Kirche zweifellos ihre Aufgabe nicht sehen. Der Einsatz für den Menschen, der 
ihr aufgetragen ist, geht im praktischen Handeln nicht auf. 

In einer Zeit, in der menschlicher Aktivität so viel zugetraut wird, sollte man nicht ver- 
gessen, das wir es oft mit Bereichen und Gegebenheiten zu tun haben, die für unser Han- 
deln entweder unerreichbar sind oder sich nicht kurzerhand abändern lassen. Neben der 
materiellen gibt es zudem eine geistige und geistliche Not, die der Kirche anbefohlen ist. 
Das Wort vom Trostamt der Kirche ist heute bei vielen verpönt. Es kann sicher falsch 
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aufgefaßt und mit einem untätigen Sich-Abfinden mit allem Bestehenden verbunden sein. 


nur es sollte uns wenigstens daran erinnern, daß mit Aktivismus allein ebensowenig ge- 
en ist. 


vn. 


Verantwortung für das Evangelium in der Welt heißt in erster Linie, daß das Evangelium 
selbst zur Geltung kommt. Es heißt aber zugleich, daß unser Handeln in Korrelation zum 
Evangelium stehen muß. Was besagt das? 

Es betrifft nicht die konkrete Durchführung unseres Handelns und unseres ganzen Welt- 
verhaltens. Hier werden wir das Nötige mit den jeweils vorgegebenen Mitteln durchführen. 
Hier hat nicht nur die Vernunft ihre uneingeschränkte Funktion, hier gibt es auch echte 
Freiheit in der Lebensgestaltung und der Wahrnehmung der Verantwortung. Ausschlagge- 
bend ist dagegen Voraussetzung und Ziel des Handelns, und das heißt, daß der Glaube al- 
= ea in jene andere Wirklichkeitsdimension einbezieht, die das Evangelium uns of- 

en hält. 

Das häufig gebrauchte Stichwort „Weltverantwortung“ bringt das, worum es dabei geht, 
nicht hinreichend zum Ausdruck. Es geht dabei ja vornehmlich darum, daß die Verantwor- 
tung übernommen wird, die durch die Tagesordnung der Welt an uns herangetragen wird. 
Und das wird gerade so verstanden, daß die Welt es ist, die uns die Aufgaben stellt, und 
wir sie dann nur in der besten Weise ausführen müßten. 

Geht es um unseren Einsatz und stehen dabei Glaube und Handeln in unlösbarer Korre- 
lation, dann sind Aufgabenstellung und Handeln im Zusammenhang des Evangeliums zu 
sehen. Das würde bedeuten, daß die Kirche zuallererst, und zwar für sich selbst, eine hand- 
lungskritische Funktion übernehmen müßte. Sie müßte dann, um es an aktuellen Fragen 
zu illustrieren, sowohl die Unzulänglichkeit gegenwärtiger Ordnungen wie auch die oft 
problematischen Bemühungen um Veränderung im eigenen Einsatz kritisch durchleuchten. 
Sie müßte angesichts jeder einseitig negativen Kritik und jeder sich auf allgemeine Postula- 
te oder Utopien beschränkenden Zukunftstheorie eine echte Alternative anbieten. Hand- 
lungskritische Funktion der Kirche müßte sich vor allem daran zeigen, daß die Christen 
einen spezifischen Beitrag leisten im Blick auf die noch ungelösten Probleme unserer Zu- 
kunft. Anstelle des unablässigen Rufs nach Veränderungen müßte, mit dem katholischen 
Sozialethiker Wilhelm Dreier gesprochen, eine Theologie des Humanum entworfen werden, 
die die konkreten Möglichkeiten für eine bessere und menschenwürdigere Zukunft aufzeigt 
und sinnvolle Entscheidungen zuläßt. Sie müßte jeder schwärmerischen Träumerei von ei- 
ner definitiv geordneten Welt und Gesellschaft eine Absage erteilen und eine nüchterne 
Sachlichkeit ermöglichen. 

Eine solche Theologie des Humanum könnte auf Grund des Evangeliums nur im Zusam- 
menhang mit der Christologie entfaltet werden. Denn wahres Menschsein ist nicht aus den 
äußeren Bedingungen unseres Daseins und aus der rational erfaßbaren Struktur unserer 
Existenz zu bestimmen. Es muß von jener Wirklichkeit her erkannt werden, die uns in dem 
lebendigen Herrn begegnet. 

Wird das menschliche Handeln in dieser Weise vom Glauben umspannt und geleitet, wird 
eine in der Christologie begründete Theologie des Humanum zum Orientierungspunkt für 
unser Tun, dann bedeutet das zugleich, daß alles Handeln der Kirche und der einzelnen 
Christen im Horizont des missionarischen Auftrags steht. 


VII. 


Der Blick auf umfassende Aufgabenstellung hat nur Sinn, wenn gleichzeitig gefragt wird, 
was die konkreten nächsten Schritte sein können. 

Die Synode steht vor dem zweifellos komplizierten Problem, was sich für rechtliche, ver- 
fassungsmäßige und grundsätzliche Folgerungen aus dem Ausscheiden der 8 Landeskirchen 
der DDR für die bisherige „‚Evangelische Kirche in Deutschland‘ ergeben. Man sollte aller- 
dings trotz einer längeren gemeinsamen Geschichte keine Klagelieder anstimmen über äuße- 
re Trennungen, die durch die politische Situation erzwungen oder wohl richtiger auf die 
Dauer unumgänglich sind. Man sollte die Klagelieder vor allem dann nicht anstimmen, wenn 
es einer Kirchengemeinschaft, die sich seit über 20 Jahren nur als „Bund“ verschiedener be- 
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kenntnisbestimmter Einzelkirchen versteht, bisher nicht gelungen ist, die nach wie vor be- 
stehenden inneren Trennwände abzubauen. Zweifellos sind hier fruchtbare und weiterfüh- 
rende theologische Gespräche in Gang gekommen, aber die kirchlichen Konsequenzen sind 
bis heute nicht gezogen worden. Angesichts der wachsenden Verständigung und der sich 
anbahnenden Zusammenarbeit mit der römisch-katholischen Kirche wirkt die Tatsache, daß 
die evangelische Kirche ihre eigene kirchliche Einheit nicht erkennen und uneingeschränkt 
praktizieren kann, geradezu anachronistisch. 

An dieser Stelle wird deutlich, daß die Kirche in bestimmter Hinsicht einem Traditiona- 
lismus verfallen ist, daß sie im Rückzug auf die Probleme von einst immer noch meint, den 
Aufgaben von heute gerecht zu werden. Mit den Fragen und Antworten einer vergangenen 
Zeit, mögen sie noch so wichtig und für ihre Epoche bedeutsam gewesen sein, können wir 
die gegenwärtigen Aufgaben nicht lösen, wenn wir nicht, im Festhalten an der zugrundelie- 
genden Intention, eine neue und eigene Antwort geben. Es kann nicht darum gehen, der 
Tradition einfach den Abschied zu geben, aber eine sinnvolle Bewahrung gibt es nur so, 
daß unter neuen Bedingungen in Freiheit Neues gestaltet wird. Damit soll nicht gesagt 
sein, daß wir die eigene Erkenntnis für richtiger und umfassender halten als die der Väter, 
aber nur im Weiterdenken kann Erkenntnis lebendig bleiben. 

Eng mit dem Traditionalismus verbunden ist die oft bedenkliche Verlagerung von den 
für die Kirche schlechthin unerläßlichen Grundfragen auf die Probleme der kirchlichen 
Organisation und des verwaltungsmäßigen Apparats. Es ist bisweilen beängstigend zu se- 
hen, wieviel Mühe, Zeit und Kraft hierfür aufgewendet werden, und die hier versammel- 
te Synode steht zumindest in der Gefahr, sich gerade an diesen Problemen wundzureiben. 

In Zusammenhang damit steht auch die Ängstlichkeit gegenüber allem Neuen und Unge- 
wohnten, obwohl doch gerade die Kirche den Blick für die Zukunft offen halten müßte. 
Wir stehen zwar in einer Zeit, wo der Begriff des „Neuen“ und „Zukünftigen“ allmählich 
einen fast inflationären Charakter angenommen hat. Aber das enthebt uns keinesfalls der 
Aufgabe, in rechter Weise Neues zu verantworten. Ein Schritt nach vorn ist kaum dort zu 
erzielen, wo man unbesehen säkulare Vorbilder übernimmt und meint, auf diese Weise 
hochmodern zu sein. Es geht um die Ermöglichung spezifischer Lebensformen, die dem 
spezifischen Dienst und Auftrag der Kirche entsprechen. Das schließt eine Anlehnung an 
weltliche Modelle keineswegs aus, aber es ist zu klären, unter welchem Vorzeichen dies 
dann steht und welchen Stellenwert es erhält. Lebensformen der Kirche können grund- 
sätzlich nur aus den konkreten geschichtlichen Bedingungen erwachsen, aber es darf um 
nichts anderes gehen, als daß auf diesem Wege der eigentliche Auftrag erfüllt wird. 

In der Überwindung eines dem Evangelium widersprechenden Traditionalismus, in der 
Absage an eine ungerechtfertigte Vorrangstellung des Institutionellen und in der Überwin- 
dung aller Ängstlichkeit vor Versuchen, neue Lebens- und Gemeinschaftsformen zu ent- 
wickeln, sind m.E. entscheidende Voraussetzungen dafür zu gewinnen, daß unsere Verant- 
wortung für das Evangelium in der Welt recht wahrgenommen werden kann. 


Nach Bericht und Referat, die im Plenum und in den Ausschüssen der Synode 
erörtert wurden, wurde die Synode vor ihre konkreten Aufgaben gestellt: 

In eingehender sorgfältiger Begründung brachte Vizepräsident D. Dr. Weeber 
den Entwurf einer Erklärung der Synode und der Kirchenkonferenz ein. Wegen 
ihrer grundsätzlichen Bedeutung sei diese mündlich gegebene Begründung in ih- 
ren wesentlichen Ausführungen wörtlich zitiert: 


Wir sind hier zur regionalen Tagung (West) der 4. Synode der EKD versammelt, wissend, 
daß es eine andere regionale Tagung dieser Synode nicht mehr gibt. Nach der Gründung 

des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR, die am 10. Juni 1969 vollzogen wur- 

de, und unmittelbar im Anschluß an die konstituierende Versammlung der Organe des Bun- 
des übernahm dieser am 14. September 1969 die vermögensrechtlichen und dienstrechtlichen 
Verpflichtungen und die Rechte der EKD in seinem Bereich. Die vier Mitglieder des Rates 
der EKD in der DDR erklärten, daß ihre Funktion und Tätigkeit beendet sei. Das Präsidium 
der Regionalsynode-Ost stellte fest, daß auch die Funktion und Tätigkeit der Synodalen ihr 
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Ende gefunden habe. Es gibt seither keine Organe der EKD mehr im Bereich der DDR. Die 
Grundordnung der EKD kann daher seither nur noch im Bereich der Bundesrepublik und 
Berlin (West) praktiziert werden, und dieser Bereich ist identisch mit dem der regionalen 
Tagung der Synode, zu der wir hier versammelt sind. Der Versuch der EKD, durch die Re- 
gionalgesetzgebung vom 4. April 1967 die rechtlich-institutionelle Einheit der EKD hier und 
drüben festzuhalten und ihre Ordnung den gegebenen politischen Verhältnissen anzupassen, 
ist durch die Entwicklung überholt worden. Dieser Tatsache ist Rechnung zu tragen. 

Die Gründung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR hat eine lange Vorge- 
schichte. Man wird diese Gründung nur zutreffend beurteilen können, wenn man sie ein- 
ordnet in den geschichtlichen Ablauf der letzten 25 Jahre, der zu den beiden Staaten mit 
ihren verschiedenen Gesellschaftsstrukturen geführt hat. Niemand wird behaupten wollen, 
daß wir uns als evangelische Christenheit darin bewährt haben. Aber wir wollten doch wohl 
die Gemeinschaft des Glaubens, der Hoffnung und der Liebe nicht nur spirituell, sondern 
auch formiert zum Ausdruck bringen und festhalten. Als die heute hier in Stuttgart tagen- 
de Synode im Oktober 1968 in Berlin-Spandau versammelt war, wurde drüben schon an 
der neuen Ordnung des Bundes der Kirchen gearbeitet. Diese Synode hat in Kenntnis die- 
ser Entwicklung damals am 11.Oktober 1968 eine Erklärung zur Gemeinschaft der EKD 
beschlossen. 


Diese Synodalerklärung vom 11. Oktober 1968 hat bis heute an Aktualität nichts einge- 
büßt. Sie kennzeichnet die Entwicklung im Jahre 1969, die zur Gründung des Kirchenbun- 
des in der DDR geführt hat, und sie erklärt unsere Haltung zu diesem Vorgang. 

Der weitere Vorschlag geht dahin, daß die regionale Tagung (West) — als solche sind wir 
hierher eingeladen — feststellt, daß sie nunmehr die Aufgaben und Befugnisse der Synode 
der EKD nach Maßgabe der Grundordnung für den Bereich der Bundesrepublik und Ber- 
lin (West) wahrnimmt. An dieser Stelle hat nun wohl die Stunde der Juristen, speziell der 
Kirchenjuristen, geschlagen. Ich selbst werde diese Stunde nicht ganz in Anspruch nehmen. 
Ich habe gelernt, daß dem Kirchenrecht nur eine dienende Funktion im Leben der Kirche 
zukommt. Das Recht soll die Arbeit der Kirche fördern und nicht behindern. Dementspre- 
chend wird der Ratschlag des Juristen den einfachsten gangbaren Weg suchen, der am schnell- 
sten und am besten zu dem Ziel führt, geordnete kirchliche Arbeit leisten zu können. Nach 
&7 Abs. 1 des Kirchengesetzes über Tagungen der Synode und der Kirchenkonferenz der 
EKD in besonderen Fällen vom 4. April 1967 können Regionalsynoden je für ihren Bereich 
die Aufgaben und Befugnisse der Synode wahrnehmen. Nun gibt es aber, wie uns allen klar 
ist, nur noch unseren Bereich als den einzigen institutionell formierten EKD-Bereich. Der 
andere regionale EKD-Bereich steht nur noch auf kirchengesetzlich bedrucktem Papier ohne 
irgendeine entsprechend formierte institutionelle Realität. Nichts liegt näher, ja, wir haben 
keine andere Wahl, als daraus die klarstellenden Folgerungen zu ziehen. Diese Synode befin- 
det sich an dieser Stelle in der gleichen Lage wie der Rat schon am 26. September 1969, als 
dieser sich einstimmig entschließen mußte, aus den geschaffenen Tatsachen die Folgerung 
zu ziehen, nämlich die Feststellung zu treffen, daß der Wirkungsbereich der EKD und damit 
auch die Funktion des Rates dieser Kirche sich auf den Bereich der Gliedkirchen in der 
Bundesrepublik und Berlin (West) begrenzt. Auch die Synode wird diesen Schritt an irgend- 
einer Stelle und zu irgendeinem Zeitpunkt tun. Diese Synode kann diesen Schritt sofort 
tun. Sie ist nach $9 des Kirchengesetzes vom 4. April 1967 beschlußfähig. 


Mit der Vorlage ... wird der Synode und der Kirchenkonferenz vorgeschlagen, die von 
den Kirchen in der DDR getroffenen Entscheidungen zu respektieren, das heißt von den 
dadurch geschaffenen Tatsachen auszugehen und die für unseren Bereich erforderlichen 
Folgerungen zu ziehen. Dazu gehört die Feststellung, daß die Grundordnung der EKD für 
die im Bereich der Bundesrepublik und Berlin (West) gelegenen Gliedkirchen gilt. Das Er- 
löschen von EKD-Funktionen in einem Teil des bisher größeren EKD-Bereichs ändert an 
der Geltung der Grundordnung für unseren Bereich nichts. Demgemäß wurde bis auf den 
heutigen Tag die Grundordnung der EKD und ebenso die Ordnung ihrer Werke und Ein- 
richtungen hier in unserem Bereich praktiziert. 

Bei dem Vorschlag der Vorlage handelt es sich um eine feststellende Auslegung gültigen 
und nunmehr allein für unseren Bereich wirksamen Rechts. Es ist nicht nötig, in diesem Zu- 
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sammenhang neues Recht zu schaffen. Nötig ist vielmehr, allen Organen der EKD den Weg 
zu den längst anstehenden Reformen der EKD frei zu machen. Dies sollte ohne vermeid- 
baren Zeitverlust geschehen. Darauf warten nicht nur diejenigen, die in Synode, Kirchen- 
konferenz und Rat ein Mandat für diese Kirche haben, sondern alle, denen diese Kirche 
trotz ihrer von uns allen erkannten Schäden und Fehler eine liebenswerte Gabe und Auf- 
gabe ist. Es ist nicht zuviel gesagt, wenn man zugibt, daß die EKD bisher in hohem Maße 
daran gehindert war, ihre Ordnungen entsprechend den veränderten Verhältnissen und ih- 
rem Auftrag gemäß zu gestalten. Dazu ist es aber höchste Zeit. Ich komme nachher hier- 
auf zurück. 

Von großem Gewicht ist der letzte Abschnitt der Vorlage. Hier bekennen sich Synode, 
Kirchenkonferenz und Rat zur Mitverantwortung für die besondere Gemeinschaft der deut- 
schen evang. Christenheit. Synode, Kirchenkonferenz und Rat wollen die Aufgaben, die 
sich daraus ergeben, für ihren Bereich in freier Partnerschaft mit dem Bund der Evangeli- 
schen Kirchen in der DDR wahrnehmen. Dies ist unsere Antwort auf den Art. 4 Abs.4 der 
Ordnung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR. Dieser Art.4 Abs.4 der Ord- 
nung des Kirchenbundes lautet: „Der Bund bekennt sich zu der besonderen Gemeinschaft 
der ganzen evangelischen Christenheit in Deutschland. In der Mitverantwortung für diese 
Gemeinschaft nimmt der Bund Aufgaben, die alle evangelischen Kirchen in der Deutschen 
Demokratischen Republik und in der Bundesrepublik Deutschland gemeinsam betreffen, in 
partnerschaftlicher Freiheit durch seine Organe wahr.‘ 

In diesem Artikel der Ordnung des Bundes und in der hier in unserer Vorlage vorgeschla- 
genen inhaltlich übereinstimmenden und unserer Lage entsprechenden Erklärung kommt 
zum Ausdruck, daß und wie wir über äußere Trennungen hinweg die fortbestehende Ge- 
meinsamkeit der Verantwortung für das Zeugnis und den Dienst der Kirche wahrnehmen 
wollen, auch wenn bisher gegebene äußere Formen dieser Gemeinschaft zerbrochen sind. 


Nach den Nachrichten, die von drüben zu uns gelangen, wollen die Kirchen in der DDR 
schon jetzt über die gegenwärtige Struktur ihres Bundes hinaus auf eine größere und dich- 
tere Gemeinschaft ihres Zeugnisses und Dienstes hinarbeiten. Die gleiche Bewegung ist 
schon seit geraumer Zeit bei uns im Gange. Ich meine dabei nicht allein die breite Reformdis- 
kussion der letzten Jahre, sondern auch die Tatsache, daß schon seit vielen Jahren zahlrei- 
che Gemeinschaftsaufgaben in unserem Bereich von den Gliedkirchen der EKD und ihren 
diakonischen und missionarischen Werken in Gang gesetzt worden sind. Jeder einigermaßen 
Kundige weiß, daß die Grundordnung der EKD als Ausdruck unserer kirchlichen Gemein- 
schaft die Verfassungswirklichkeit in unserem Bereich nicht mehr deckt. Die Aussagen der 
Grundordnung bringen den schon heute gegebenen Sachverhalt nicht mehr angemessen 
zum Ausdruck. Das gilt für die grundsätzlichen Aussagen über die unter uns bestehende 
kirchliche Gemeinschaft ebenso wie z.B. die Artikel der Grundordnung, welche Mission, 
Diakonie und Ökumene betreffen. Wir haben gelernt, oder hatten jedenfalls Gelegenheit, es 
kennenzulernen, daß es sich hier um wesentliche Gemeinschaftsaufgaben handelt, für de- 
ren Durchführung wirksamere Arbeitsformen denkbar sind, als wir sie heute haben. 

Wir konnten auch beobachten, daß in den letzten Jahren in steigendem Maße Aufgaben, 
die bis dahin — und wahrscheinlich viel zu lange — aufgesplittert da und dort in den Glied- 
kirchen wahrgenommen worden sind, heute nur noch als Gemeinschaftsaufgabe sachgemäß 
und rationell gelöst werden könnten. Die Erwartungen, die hier an die EKD mit Recht 
herangetragen werden, einerseits und die gegebene Struktur der EKD mit ihren Gliedkir- 
chen und Werken andererseits stehen zueinander in einem Mißverhältnis. 

Das Gleiche gilt ebenso von den Arbeitsmöglichkeiten der Organe und Amtsstellen der 
EKD und ihrer Werke, mit anderen Worten von dem gesamtkirchlichen Instrumentarium, 
mit dessen Hilfe Gemeinschaftsaufgaben in Angriff genommen, beraten, entschieden, durch- 
geführt und — nicht zu vergessen — finanziert werden müßten. 

Nach meiner und anderer Leute Erfahrung ist es eine zeit- und kraftraubende Mühsal oh- 
negleichen, bei der gegenwärtigen EKD-Struktur eine Gemeinschaftsaufgabe einer Lösung 
zuzuführen. Vermutlich wird dieser Zustand sich nicht bessern, wenn wir nicht zu einer 
ausgewogenen regionalen Gliederung der EKD bereit sind. 

Selbstverständlich ist eine Reform der EKD nicht allein eine Verfassungsfrage. Die Ge- 
meinsamkeit der sachlichen Aufgaben betrifft mehr und mehr den gesamten kirchlichen 
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Dienst. Sie umschließt das Feld der Theologie, der öffentlichen Verantwortung, der Bil- 
dung und Erziehung, der Publizistik und — nicht zuletzt — der ökumenischen Verpflich- 
tung, und zwar nicht nur der Ökumene weit weg von hier, sondern auch der Ökumene 
hier an jedem Ort. 

Alle diese Aufgaben sind dringlich gestellt. Wir sollten deshalb keine Zeit verlieren. Schon 
diese Synode müßte im Zusammenhang und ausgehend von der ihr vorgelegten Erklärung 
ihre feste Absicht bekunden, auf Änderungen zuzugehen, die unaufschiebbar sind. Die Sy- 
node müßte entsprechende Aufträge für eine Planung der nächsten und übernächsten Schrit- 
te beschließen. Ich wünschte mir, daß wir bei diesem Unterfangen die missionarische Aus- 
richtung des uns aufgetragenen Zeugnisses und Dienstes wiederentdecken und sie zum 
Grundmotiv all unserer Arbeit machen. 


Naturgemäß bildeten die durch die Bildung des Bundes der Evarigelischen Kir- 
chen in derDDR entstandene Lage und die daraus zu ziehenden Folgerungen für 
die Kirchen im Gebiet der BRD und Berlin-West sowie die Antwort auf Arti- 
kel 4,4 der Ordnung des DDR-Kirchenbundes den vordringlichen Gegenstand der 
synodalen Beratungen. 

Nach eingehender Aussprache im Plenum und in den Ausschüssen der Synode 
und in der Kirchenkonferenz wurde in zweimaliger Abstimmung folgende Er- 
klärung verabschiedet: 


ERKLÄRUNG 


der Synode und der Kirchenkonferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland 
zur Gründung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR 
und zur Rechtslage innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland 


Vom 15. Mai 1970 


Die zu ihrer regionalen Tagung (West) in Stuttgart versammelte 4. Synode und die Kirchen- 
konferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland erklären übereinstimmend mit der Er- 
klärung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Deutschen Demokrati- 

Der neu gegründete Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen 
Republik hat seine Organe gebildet. Er hat die Verantwortung für die Gemeinschaft der 
acht Gliedkirchen der Evangelischen Kirch in Deutschland in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik übernommen. Die in der Deutschen Demokratischen Republik amtieren- 
den Mitglieder des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland haben festgestellt, daß 
ihre Funktionen und ihre Tätigkeit als Mitglieder des Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland beendet sind. Gleichzeitig hat das Präsidium der regionalen Tagung der Syno- 
de der Evangelischen Kirche in Deutschland im Bereich der Deutschen Demokratischen 
Republik erklärt, daß auch die Funktionen der Mitglieder der Synode in der Deutschen 
Demokratischen Republik ihr Ende gefunden haben. 

Die Gründung des Bundes bedeutet einen tiefen und folgenschweren Einschnitt in der 
über hundertjährigen Geschichte des Zusammenschlusses der evangelischen Kirchen in 
Deutschland. Dankbar ist des Dienstes zu gedenken, den die Evangelische Kirche in 
Deutschland an der inneren und äußeren Gemeinschaft ihrer Gliedkirchen in beiden Tei- 
len Deutschlands getan hat. Äußere Formen dieser Gemeinschaft sind zerbrochen. Die Ge- 
meinsamkeit der Verantwortung für das Zeugnis und den Dienst der Kirche bleibt bestehen. 

Die regionale Tagung (West) der Synode und die Kirchenkonferenz respektieren die von 
den Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik getroffenen Entscheidungen. 

Die Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland gilt für die im Bereich der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) gelegenen Gliedkirchen fort. 

Die regionale Tagung (West) erklärt sich damit zur Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und nimmt ihre Aufgaben und Befugnisse nach Maßgabe des geltenden Rechts 
für den Bereich der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) wahr. 
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Synode, Kirchenkonferenz und Rat bekennen sich zu der besonderen Gemeinschaft der 
ganzen evangelischen Christenheit in Deutschland. In der Mitverantwortung für diese Ge- 
meinschaft nehmen sie die Aufgaben, die sich daraus ergeben, für ihren Bereich in freier 
Partnerschaft mit dem Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen 
Republik wahr.* 


Mit dieser Erklärung war die Rechtsfrage geklärt und der Weg zu Reformen 
frei, die längst fällig waren, lag es doch seit Jahren offen zutage, daß in der 
EKD die Grundordnung von 1948 die Verfassungswirklichkeit nicht mehr 
deckt. Die als Regionaltagung West der Synode einberufene Versammlung er- 
klärte sich zur Synode der EKD und trat damit in deren in der Grundordnung 
festgelegten Rechte und Pflichten ein. Ein Publizist brachte später diesen recht- 
setzenden Akt auf die Formel, „im Mantel der Kontinuität (habe) eine neue 
EKD zu bestehen begonnen“, während das die Synode kritisch begleitende 
„ad-hoc-Organ kirchenkritischer Gruppen“ PRO TEST bezweifelte, ob damit 
wirklich ein Neues gepflügt werden könne, und forderte, das Ende der EKD 
festzustellen, den Namen „Evangelische Kirche in Deutschland“ zu streichen, 
stattdessen von der Evangelischen Kirche in Westdeutschland zu sprechen und 
die Ausarbeitung einer neuen Verfassung in Auftrag zu geben. Auch Synodale 
sprachen sich für den Verzicht auf den bisherigen Namen aus, aber die Mehr- 
heit der Synodalen stimmte der Erklärung in der oben zitierten Formulierung 
zu, dabei zugleich einhellig der Überzeugung Ausdruck gebend, daß die EKD, 
ihre Verfassung und Struktur zu reformieren und vorwärts zu entwickeln seien. 
Diese Überzeugung fand ihren Niederschlag in der von dem Ausschuß für 
Struktur- und Verfassungsfragen vorbereiteten, vom Plenum angenommenen 


ENTSCHLIESSUNG 
ZUM KÜNFTIGEN WEG DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 


Vom 15. Mai 1970 


1. Die Synode stellt dankbar fest, daß in den Jahren seit 1945 die Gemeinschaft der 
deutschen evangelischen Christenheit über die Ordnung des im Jahre 1948 auf der Wart- 
burg bei Eisenach beschlossenen Bundes lutherischer, reformierter und unierter Kirchen 
hinausgewachsen ist. Die Gemeinsamkeit ihres Zeugnisses und Dienstes fand im Laufe die- 
ser Jahre zunehmend verstärkten Ausdruck in der Zusammenarbeit der Gliedkirchen bei 
zahlreichen missionarischen und diakonischen Aufgaben. Dankbar sind wir auch für die 
in jüngster Zeit rasch wachsenden Möglichkeiten ökumenischer Gemeinschaft mit anderen 
Kirchen. 





* Anmerkung: Die Konferenz der Kirchenleitungen und die Synode des Bundes der Evan- 
gelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik antworteten auf diese Entschlie-- 
Bung mit der Erklärung: 

„Im Blick auf das Verhältnis zu den Kirchen der EKD haben wir von der Erklärung der 
Synode in Stuttgart vom Mai 1970 Kenntnis genommen und sind wie die Konferenz der 
Auffassung, daß ‚die nunmehr vorhandene organisatorische Trennung ebenso klar aner- 
kannt (ist) wie die weiterbestehende geistliche Gemeinschaft‘. Nach Meinung der Synode 
ist mit dieser Aussage des Konferenzberichtes die einzig legitime Interpretation des Arti- 
kels 4,4 der Bundesordnung gegeben. Wir weisen alle Versuche zurück, die bestehende 
geistliche Gemeinschaft zu entleeren oder sie so zu interpretieren, daß dadurch die orga- 
nisatorisch-rechtliche und institutionelle Selbständigkeit des Bundes in Frage gestellt wird. 
Es ist allein Sache des Bundes, verbindliche Aussagen über Selbstverständnis und Auftrag 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR zu machen.“ 
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2. Unter uns ist eine Bewegung im Gange, welche die bestehende Gemeinschaft des Zeug- 
nisses und Dienstes unserer bekenntnisbestimmten Kirchen vertiefen und stärken will. Die 
Synode begrüßt deshalb, daß die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands, 
die Arnoldshainer Konferenz, die Evangelische Kirche der Union und der Reformierte Bund 
Initiativen ergriffen haben, um zu einer größeren Gemeinschaft im Verständnis der bibli- 
schen Botschaft zu kommen und damit auch der Einheit der Evangelischen Kirche in 
Deutschland zu dienen. 

3. An die Stelle des Kirchenbundes soll eine engere Gemeinschaft der Kirchen (Bundes- 
kirche) treten. Sie soll in einer ausgewogenen regionalen Gliederung die gemeinsame Arbeit 
der Gliedkirchen gewährleisten. 

Diese Bundeskirche soll sich der Fragen und Aufgaben annehmen, die alle Gliedkirchen 
miteinander sowie die Werke und Einrichtungen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
und nicht nur einzelne Gliedkirchen oder Gruppen von Gliedkirchen betreffen. 

Dazu gehören Fragen und Aufgaben insbesondere aus folgenden Bereichen: 

Theologische Grundsatzfragen 

Diakonie und Mission 

Mitverantwortung für Frieden und soziale Gerechtigkeit in der Welt 

Interkonfessionelle und ökumenische Arbeit 

Auslandsarbeit 

Verantwortung in Staat und Gesellschaft 

Bildung und Erziehung 

Öffentlichkeitsarbeit 

Ausbildung und Fortbildung aller kirchlichen Mitarbeiter 

Angleichung des gliedkirchlichen Rechts. 

4. Es wird ein Ausschuß für Struktur- und Verfassungsfragen eingesetzt. Der Ausschuß be- 
steht aus 16 Synodalen und 8 Beauftragten der Kirchenkonferenz. 

Der Ausschuß wird ermächtigt, 

a) Unterausschüsse zu bilden 

b) sachkundige Berater zuzuziehen 

c) Ergebnisse seiner Arbeit jeweils zu veröffentlichen, um insbesondere Gemeinden und 
Synoden Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

5. Der Ausschuß erhält den Auftrag, 

a) die Folgerungen auszuarbeiten, die aus den in Ziff. 2 und 3 genannten Zielen zu zie- 
hen sind. 

b) die Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland zu überprüfen und Vorschlä- 
ge für eine den Zielen entsprechende Neugestaltung zu machen. Dabei sollen insbesondere 
folgende Fragen geprüft werden: 

Vermehrung der Befugnisse der Synode und der Kirchenkonferenz 

Überprüfung der Struktur und Arbeitsweise der Leitungsorgane 

Vermehrte Funktionsgliederung und Verringerung der Ämterhäufung 

Finanzausgleich 

Revision des Wahlrechts der Synode 

c) vorzuschlagen, welchen Namen die Evangelische Kirche in Deutschland künftig tragen 
soll, 

d) auf der nächsten Tagung der Synode erste Ergebnisse vorzulegen. 

Die Synode bittet den Ausschuß, darauf zu achten, daß die kirchenrechtlichen und theo- 
logischen Gesichtspunkte bei dieser kirchlichen Neuordnung aufeinander bezogen werden. 

6. Die Synode bittet die Gemeinden, offen für Reformen zu sein, aktiv an ihnen mitzuar- 
beiten und die Bemühungen um die Neugestaltung unserer Kirche mit ihrer Fürbitte zu be- 
gleiten. Diese Neuordnung wird nur sachgemäß sein, wenn die ganze Arbeit der Kirche in 
ökumenischer Weite missionarisch und diakonisch ausgerichtet wird. 


Besorgnis und Bedenken bei einigen Synodalen erregte die Bezeichnung der 
anzustrebenden vertieften und engeren „Gemeinschaft des Zeugnisses und 
Dienstes unserer bekenntnisbestimmten Kirchen“ als einer „Bundeskirche“, hin- 
ter der sie eine Aushöhlung der Gemeinden zugunsten eines kopflastigen Mana- 
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gements oder einer zentralistisch gesteuerten Superkirche argwöhnen zu müs- 
sen meinten. Nachdem aber der angegriffene Terminus eingeklammert und damit 
als Arbeitsbezeichnung deklariert war, fand die Erklärung einmütige Zustim- 
mung. 

Diese wurde nicht zuletzt dadurch erleichtert,daß in einem von dem Leiter des Lu- 
therischen Kirchenamtes, Präsident Schnell, der Synode erstatteten Bericht 
deutlich geworden war, daß neben den Vorgängen um die Gründung des Kir- 
chenbundes in der DDR und dem Willen zu Verfassungs- und Strukturreformen 
ein anderes Element im Bereich der EKD in Bewegung ist: das Gespräch über 
eine theologische Verständigung in Fragen der Lehre und der traditionellen in- 
ner-evangelischen Lehrunterschiede in ihrem ekklesiologischen Rang und über 
die Möglichkeit einer gemeinsamen gesamtevangelischen Antwort auf die Her- 
ausforderungen der Zeit. Zwar sind diese Gespräche, über die an anderer Stel- 
le dieser Chronik zu berichten sein wird, noch nicht zum Abschluß gekommen, 
aber Zwischenergebnisse konnten bereits in die Diskussion gegeben werden. Die 
Synode, die sich in Plenar- und Ausschußberatungen eingehend damit befaßte, 
faßte nachstehende 


ENTSCHLIESSUNG BETR. GESPRÄCHE ZUR KLÄRUNG UND ÜBERWINDUNG 
DER LEHRUNTERSCHIEDE 
INNERHALB DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 


Vom 14. Mai 1970 


Die Synode hat durch einen Bericht von Präsident Schnell dankbar Kenntnis genommen 
von den in Gang befindlichen Gesprächen zwischen der Vereinigten Evangelisch-Lutheri- 
schen Kirche Deutschlands, der Arnoldshainer Konferenz, der Evangelischen Kirche der 
Union und dem Reformierten Bund, die mit dem Ziel geführt werden, zu einer größeren 
Gemeinschaft im Verständnis der biblischen Botschaft zu kommen und damit auch der 
Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland zu dienen. 

Sie ermutigt die an diesen Gesprächen Beteiligten, auf dem Wege der Klärung und Über- 
windung der Lehrunterschiede weiterzuschreiten, und gibt der Erwartung Ausdruck, daß 
Ergebnisse zustande kommen, welche der Evangelischen Kirche in Deutschland als Ganzer 
förderlich sind. 

Die Synode bittet den Rat, in geeigneter Weise dafür Sorge zu tragen, daß diese Initiati- 
ven zu gegebener Zeit für die Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland früchtbar 
gemacht werden können. 

Die Verhandlungskommissionen werden gebeten, den Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland laufend zu informieren. 


Erste rechtlich und praktisch wirksame Beschlüsse für die weitere Arbeit faßte 
die Synode, indem sie die durch Tod oder Funktionsniederlegung vakant gewor- 
denen Plätze im Rat wieder besetzte, die Zahl der Synodalen durch ein „Kir- 
chengesetz über die Verteilung der von den Gliedkirchen zu wählenden Mit- 
glieder der Synode der EKD“ gemäß der Grundordnung auf 120 festsetzte und 
die Beteiligung von Vertretern der Jugend an der künftigen Synodalarbeit durch 
eine Entschließung regelte: 


Das Präsidium der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland wird ermächtigt, zu den 
Tagungen der 4. Synode eine Jugenddelegation ständig hinzuzuziehen. Dabei soll darauf ge- 
achtet werden, daß die Mitglieder der Jugenddelegation von Vertretern der evangelischen 
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Jugend nominiert werden. Diese Regelung soll gelten, bis eine angemessene Repräsentation 
der Jugend als Synodale gewährleistet ist. 

Das Präsidium wird ferner ermächtigt, aus Gründen einer kontinuierlichen Zusammenar- 
beit zwischen Synode und Jugend eine Beteiligung von Jugendlichen an der Arbeit zwischen 
den Tagungen der 4. Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland zu ermöglichen. 


Trotzdem erklärten die an den synodalen Beratungen beteiligten und in den Aus- 
schüssen lebendig mitarbeitenden Vertreter der Jugend beim Abschluß der Syn- 
odaltagung: 


1. Wir sind gelobt worden. Das war teilweise peinlich. Warum sind wir gelobt worden? Weil 
wir so brav und ruhig waren? 

Hat die Atmosphäre der Beruhigung und des Einvernehmens verdunkelt, was wir wollten? 

Wir wollten: 

sach- und fachgerecht mitarbeiten, 

Strukturen und Situationen für notwendige Veränderung öffnen, 

Synodale unterstützen, die über die eingefahrene Situation hinaussehen. 

Darum: Lassen Sie uns so sein, wie wir sind. Helfen Sie uns durch Ihre Bereitschaft zu 
unbequemen Fragestellungen und zu unpopulären Lösungen. 

2. Wir sind nicht Bestandteil der Synode, wenn wir auch manchmal in Gefahr standen, 
diese Rolle übernehmen zu müssen. Wir sehen unsere Aufgabe darin, zwischen der Synode 
und „denen draußen“ zu stehen und zur Kommunikation beizutragen. Dazu gehört beson- 
ders, in der Synode nicht vertretene oder nicht geäußerte Meinungen zur Sprache zu brin- 
gen. Dies wurde uns u.a. durch das Rederecht im Plenum ermöglicht. 

3. Das auf dieser Tagung anstehende Hauptproblem der notwendigen Verselbständigung 
der EKD-West wurde durch Nichtanerkennenwollen der Realitäten so langatmig und er- 
müdend behandelt, daß andere dringende Themen nur eilig, oberflächlich und unangemes- 
sen verkürzt zur Geltung kamen. 

4. Nach der Gründung des Kirchenbundes in der DDR haben wir klare Konsequenzen er- 
wartet: Eine Änderung des Namens Evangelische Kirche in Deutschland und klare rechtliche 
Folgerungen. Wir erwarteten auch deutlichere Aussagen zu einem neuen Selbstverständnis 
der EKD. 

Es gab zwar Vorschläge für strukturelle Reformen, doch konkreten Entscheidungen ist 
man ausgewichen. 

Wir konnten nicht immer zwischen vorausblickendem Selbstverständnis und rückblicken- 
der Nabelschau unterscheiden. 

5. Diese Synode ist doppelzüngig: Beim Ablauf der Tagung wurde uns klar, daß viele 
Synodale im persönlichen Gespräch und in den nichtöffentlichen Ausschußsitzungen eine 
andere Meinung vertreten als im Plenum. 

6. Enttäuschend war für uns der Inhalt der Entschließungen: Sie stellen größtenteils De- 
klamationen ohne jede Verbindlichkeit dar. 

7. Wir sind bereits mit gedämpften Erwartungen hierher gekommen. Doch selbst diese 


- » E ee, 
erwiesen sich als übertrieben hoc Unterschriften 


Daß die Synode Professor D. Dr. Raiser zu ihrem Präses wählte, bedarf beson- 
derer Erwähnung. Seine langjährige Erfahrung als Synodaler und Leiter beson- 
ders schwieriger Synodalausschüsse sowie als Vorsitzender der durch ihre Denk- 
schriften bekannt gewordenen Kammer für öffentliche Verantwortung lassen 
_ für den weiteren Weg der EKD viel erhoffen. 

Weitere Entschließungen der Synode zu nicht in diesen Zusammenhang gehö- 
renden Tagesordnungspunkten sind bei den jeweiligen Sachfragen abgedruckt. 
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B. Die Synoden der Evangelischen Kirche der Union 
und der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg 


a) Die zweite große Synode, die sich mit ihrem eigenen künftigen Weg innerhalb 
der EKD befaßte, war die der EKU, die zwar erstmalig zu örtlich und zeitlich 
getrennten Regionaltagungen — vom 22. bis 24. Mai 1970 in Magdeburg, vom 
13. bis 16. Juni 1970 in Westberlin — zusammentrat, aber übereinstimmende 
Beschlüsse faßte. Eine Regionalordnung hatte der Rat der EKU schon am 1.Ok- 
tober 1968 verabschiedet und durch eine Änderungsverordnung vom 2. Februar 
1970 ergänzt. Damit war der Weg für Regionalsynoden eröffnet, die je für ihren 
Bereich die Aufgaben und Befugnisse wahrnehmen, die nach der Ordnung der 
EKU der Synode zustehen. Damit ist nicht zuletzt das Gesetzgebungsrecht ge- 
meint, zu dem nach ausdrücklicher Feststellung des Rates der EKU die Möglich- 
keit gehört, „‚bereits rechtsgültige gemeinsame Kirchengesetze und Verordnungen 
der EKU für den regionalen Bereich zu ändern“. Immer noch aber waren Rat 
und Synode, mit Vertretern aus beiden Teilen Deutschlands besetzt, einheitli- 
che Leitungsorgane. Die Regionaltagungen standen vor der Aufgabe, nach der 
Bildung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR und den Beschlüs- 
sen der Stuttgarter Synode Entscheidungen über den künftigen Weg der EKU 
zu treffen. 

Von der Regionalsynode Ost, zu der die Landeskirchen Anhalt, Berlin-Bran- 
denburg (Regionalbereich Ost), Görlitz, Greifswald und Kirchenprovinz Sach- 
sen gehören, wurden folgende Beschlüsse gefaßt: 
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1. Synode dankt dem Ratsvorsitzenden für den Bericht, insbesondere für die Darstellung 
des bisherigen Weges der EKU und ihres Dienstes, der von Gott in vielerlei Weise gesegnet 
worden ist. 

2. Synode bejaht den Weg, der durch die Verordnungen über die Regionalisierung von 
Synode und Rat beschritten ist, hält aber Weiterarbeit an dieser Sache für dringend nötig. 
Dabei sollte im Anschluß an die Verordnungen vom 1. Oktober 1968 und 3. Februar 1970 
die Arbeitsweise des Rates überprüft werden. 

3. Synode bejaht, daß sich ihre Gliedkirchen an der Bildung des Bundes beteiligt haben, 
und unterstützt den Prozeß des Zusammenwachsens der Kirchen in der DDR, der damit 
eingeleitet wurde. 

4. Die EKU soll erhalten bleiben und nicht aufgegeben werden. Wir bekennen uns zum 
Grundartikel ihrer Ordnung, halten es jedoch für erforderlich, daß andere Artikel, wie et- 
wa Artikel 15ff., neu bearbeitet werden; z.B. sollte das laiensynodale Element im Rat ver- 
stärkt werden. 

5. Für die Aufgaben, die mit Ziffer 2 und 4 dieses Beschlusses gegeben sind, bildet die 
Synode einen Ausschuß. Der Nominierungsausschuß wird beauftragt, einen Namensvor- 
schlag zu machen. Der Rat wird gebeten, ein bis zwei seiner Mitglieder zu entsenden.. 

Der Rat wird gebeten festzustellen, ob und in welcher Weise die Regionalsynode West 
sich an dieser Arbeit beteiligt. 

Synode erteilt den Auftrag, Ergebnisse bis zum 1. März 1971 vorzulegen. 


II. 


Die Synode stellt fest, daß die Bezugnahme auf die EKD in der Ordnung der EKU durch 
die Bildung des Bundes und durch die Beschränkung der EKD auf die Bundesrepublik für 
die EKU (Regionalbereich Ost) gegenstandslos geworden ist. 
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Die Regionalsynode West, der Synodale aus Westberlin, Rheinland und Westfa- 
len angehören, beschloß: 


ZUR LAGE DER EKU 


Die Regionalsynode West der Evangelischen Kirche der Union macht sich den Beschluß 
der in Magdeburg versammelten Regionalsynode zu eigen, nach dem die Evangelische Kir- 
che der Union — unbeschadet ihrer Regionalisierung — erhalten bleibt. 

Die Evangelische Kirche der Union lebt mit ihren lutherischen, reformierten und unier- 
ten Gemeinden in voller kirchlicher Gemeinschaft und dient auf diesem Wege der wach- 
senden Einheit der evangelischen Kirchen. Für den Prozeß des Zusammenwachsens der 
Kirchen wird die Evangelische Kirche der Union ihre Zusammenarbeit mit allen Kirchen 
verstärken. Die Synode begrüßt es deshalb, daß sich die östlichen Gliedkirchen der Evan- 
gelischen Kirche der Union an der Arbeit des Bundes der Evangelischen Kirchen in der 
DDR beteiligen. Sie begrüßt es ebenso, daß die westlichen Gliedkirchen der Evangelischen 
Kirche der Union in Gemeinschaft mit der Arnoldshainer Konferenz für die Kirchwerdung 
in diesem Bereich eintreten. 

Die Synode beauftragt den Rat, die anstehenden Fragen in Zusammenarbeit mit dem 
Ständigen Ordnungsausschuß weiter zu klären. 


Während die Existenz der EKD im Bereich der DDR praktisch aufgehört hat und 
diese Tatsache auch für die dortigen Gliedkirchen der EKU gilt, bleibt die EKU un- 
beschadet der Regionalisierung der kirchlichen Organe und Arbeit bestehen. 

b) Besonders schwierig ist angesichts dieser Sachlage die Situation der Kvan- 
gelischen Kirche in Berlin-Brandenburg, deren Westberliner Teil sowohl zur 
EKD wie zur EKU gehört, während der Regionalbereich Ost dem Bund der 
Evangelischen Kirchen in der DDR und der EKU angehört, und die darum sehr 
unterschiedlichen Rechtsverhältnissen Rechnung tragen mußte. 

Am 25. März 1970 erging vom Konsistorium der Ostregion das nachstehende 
Schreiben: 


Betr.: Verfahren bei der Änderung der Grundordnung 


Unsere Regionalsynode hat auf ihrer letzten Tagung beschlossen: 

Entschließung zur Selbständigkeit bei der Änderung der Grundordnung. 

Die regionale Synode der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg hat unter Beach- 
tung des Artikels 131 Absatz 3 der Grundordnung beschlossen: 

1. Die beiden regionalen Synoden geben einander frei, die Grundordnung für ihren Be- 
reich zu ändern, sofern solche Änderungen dem Vorspruch der Grundordnung von Schrift 
und Bekenntnis und den Grundsätzen über Amt und Gemeinde nicht widersprechen. 

2. Dieser Beschluß tritt in Kraft, sobald beide regionale Synoden ihm zugestimmt haben. 
Gleichzeitig treten entgegenstehende Bestimmungen außer Kraft. 

Wir haben vor der Synode darauf hingewiesen, daß es sich bei dieser Entschließung so- 
wohl materiell — wegen der darin enthaltenen Änderung des bisherigen Verfahrens bei der 
Änderung der Grundordnung ($ 7 der Notverordnung über einstweilige regionale Synoden) 
— als auch formell — durch die Nennung des Artikels 131 Abs. 3 der Grundordnung — um 
ein grundordnungsänderndes Kirchengesetz handelt. 

Wir verweisen auf Ziff. 2 der Entschließung und bitten, die Entscheidung der dortigen 
Regionalsynode herbeizuführen. 


Die Regionale Tagung in Berlin (West) antwortete mit einer 


ERKLÄRUNG ZUR GEMEINSCHAFT DER BERLIN-BRANDENBURGISCHEN KIRCHE 


Gemäß dem Vorspruch von Schrift und Bekenntnis der Grundordnung unserer Kirche steht 
die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg in der Einheit der einen, heiligen, allgemei- 
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nen christlichen Kirche, die überall da ist, wo das Wort Gottes lauter verkündigt wird und 
die Sakramente recht verwaltet werden. 

Sie nimmt in ihren beiden Regionalsynoden die besondere Gemeinschaft der Berlin-bran- 
denburgischen Kirche in partnerschaftlicher Freiheit wahr und bleibt als Kirche in Berlin- 
Brandenburg erhalten. 

Die Synode sieht — übereinstimmend mit der Regionalsynode (Ost) — in dem „Kirchen- 
gesetz über die Änderung der Grundordnung durch die regionalen Synoden“ eine Erleichte- 
rung der Arbeit beider Synoden. 


Beide Synoden erließen unter dem 20. Juni 1970 ein 


KIRCHENGESETZ ÜBER DIE ÄNDERUNG DER GRUNDORDNUNG 
DURCH DIE REGIONALEN SYNODEN 

Die Regionale Synode in Berlin (West) hat unter Beachtung des Artikel 131 Abs. 3 der 
Grundordnung das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

$1 Die beiden regionalen Synoden geben einander frei, die Grundordnung für ihren Be- 
reich zu ändern, sofern solche Änderungen dem Vorspruch der Grundordnung von Schrift 
und Bekenntnis und den Grundsätzen über Amt und Gemeinde nicht widersprechen. 

$ 2 Dieses Gesetz tritt am 21. Juni 1970 in Kraft. Gleichzeitig treten entgegenstehende 
Bestimmungen außer Kraft. 


C. Die Generalsynode 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Auch die Generalsynode der VELKD, die Anfang Oktober des Berichtsjahres 
in Eutin zusammentrat, befaßte sich mit der Frage und Aufgabe, wie die EKD 
neu zu strukturieren und zu ordnen sei. In dem Tätigkeitsbericht der Kirchen- 
leitung wird dazu erklärt, die Zusammenarbeit auf vielen Gebieten, die gestei- 
gerte Mobilität, die Lehrgespräche zwischen den Kirchen und schließlich die 
organisatorische Trennung der Kirchen in der DDR und in der Bundesrepublik 
legten eine Überprüfung der Grundordnung der EKD nahe. Über die Zielrich- 
tung dieser Revision führte der Leitende Bischof D. Wölber in einem grundle- 
genden und umfassenden Bericht „Luthertum im Engagement“ auf den im Zu- 
sammenhang dieser Chronik noch mehrfach in den entsprechenden Sachzusam- 
menhängen zurückgegriffen werden wird, unter dem Stichwort „Bundeskirche?!“ 
aus, der regionale Partikularismus der Bekenntnisse stehe ihrer eigenen Glaub- 
würdigkeit geradezu entgegen, darum müsse nach einer neuen Lösung gesucht 
werden, um dann wörtlich fortzufahren: 


Wenn man den Gang der Gespräche im vergangenen Jahr, wie sie hin und her geführt wur- 
den, und wenn man auch die neuen Thesen über Kirchengemeinschaft überdenkt, so scheint | 
sich doch die Meinung durchzusetzen, daß wir eine föderative Lösung der größeren Gemein- - 
schaft erstreben sollten. Auch die Unionskirchen denken hier, soweit ich sehe, nicht anders. 
Man will organisatorischen Zentralismus vermeiden. Das kirchliche Leben sollte an jenen 
Ebenen orientiert bleiben, die der unmittelbaren Begegnung mit dem Menschen am näch- 
sten sind. Es wird sich so entwickeln, daß trotz aller ins Weite gehenden Aufgaben die 
Front immer wichtiger wird. 

Der mit der föderalen Lösung angezeigte Kirchentyp hat zunächst einmal die Kennmar- 
ke Bundeskirche bekommen. Dieser Begriff tauchte in den Papieren unseres Planungsaus- 
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schusses auf und wurde dann von der EKD-Synode mit der Erklärung, es sei ein vorläufi- 
ger Hilfsbegriff, übernommen. Über das, was hier an neuen Vorstellungen entsteht, werden 
wir uns noch sehr den Kopf zerbrechen müssen. 1967 hatte ich in einem Artikel in den 
„Lutherischen Monatsheften‘“ diesen Begriff ins Spiel gebracht, freilich mit dem Bemerken, 
es könne sich nur um ein provisorisches Gedankenexperiment handeln, wir müßten aber 
nach einem neuen Begriff suchen, weil wir über den alten Kirchenbund hinausgewachsen 
seien. Unsere unter dem Namen EKD gefaßte Kirchengemeinschaft ist zweifellos eine Be- 
sonderheit, und ich möchte sehr betonen, daß wir Lutheraner uns der gemeinsamen Ge- 
schichte konstruktiv annehmen werden. Dies kann in dem Begriff Bundeskirche anklin- 
gen. Er nimmt aber vor allem die vorhin geschilderte ökumenische Grundbefindlichkeit 
der Kirche, den neuen Gedanken der „Kirchengemeinschaft‘“‘ auf, und er berücksichtigt 
schließlich die Notwendigkeit, zu vielfältigem, praktischen Zusammengehen einer evange- 
lischen Christenheit in unserer modernen Gesellschaft. 

Nun könnte es so aussehen, als sei eine solche Bundeskirche eine Kirche eines unverbind- 
lichen Pluralismus, eine Art evangelischer Sprechsaal. Darum möchte ich betonen, es ist 
nicht an ein abstraktes und statisches Nebeneinander gedacht. Wir sehen auf der einen 
Seite, daß wir den anderen nicht ohne Not entbehren, wir sehen auf der anderen Seite, wel- 
chen Auftrag wir haben. Die Konsequenz wäre, daß die konfessionelle Mehrschichtigkeit der 
EKD ihren angemessenen verfassungstechnischen Ausdruck finden muß. Dies kann nur ge- 
schehen, wenn die besondere konfessionelle Bestimmtheit und Verbundenheit von Gliedkir- 
chen für die Gemeinschaft entfaltet, gesichert und fruchtbar gemacht wird. Beispielsweise 
könnte wie die EKU auch die VELKD Gliedkirche der EKD sein. Es wird auch andere Lö- 
sungen geben. Hier ist es nicht meine Aufgabe, die Konsequenzen für alle Verfassungspro- 
bleme zu entfalten. 

Möglich gemacht werden müßte aber, wichtige und theologisch relevante Bekundungen 
und Maßnahmen der EKD ohne Majorisierung des einen oder anderen Partners durchzu- 
ziehen, selbst wenn das in einigen Fällen zur Bescheidung führen muß, weil man sich in 
solchen Sachen nicht einig werden kann. 

Abgesehen von einigen regionalen Neugliederungen, wie sie im Berichtsjahr etwa mit dem 
begrüßenswerten Schritt zur Nordelbischen Kirche verpflichtend angebahnt wurden, handelt 
es sich im ganzen um eine evangelische Kirchengemeinschaft in der Bundesrepublik, in wel- 
cher Kanzel- und Sakramentsgemeinschaft praktiziert würde, in welcher, soweit notwendig, 
weitere vernünftige regionale Gliederungen geschaffen werden, welche, soweit zweckmäßig, 
organisatorische Zusammenarbeit mit wirklich ausreichenden Organen und Instrumenten 
vollzieht, und welche die reformatorischen Inspirationen nicht nur wahrt, sondern in der 
Gemeinschaft verlebendigt. 


Der auf Beschluß der Generalsynode von der Kirchenleitung berufene Planungs- 
ausschuß legte „Thesen zur Neuordnung der EKD“ vor, die von der Kirchenlei- 
tung am 24. April 1970 entgegengenommen und den interessierten Gremien und 
Personen zugeleitet wurden. Sie treten für eine Weiterentwicklung der Grundord- 
nung der EKD ein, damit die bestehende Gemeinschaft verstärkt zu Ausdruck 
und Wirkung komme, nicht zuletzt durch Verbesserung der Wirksamkeit der 


EKD-Organe. 


THESEN DES PLANUNGSAUSSCHUSSES 
DER VELKD ZUR NEUORDNUNG DER EKD 


Vom 20. 3. 1970 


I 


1. Die zunehmend gewachsene Gemeinschaft innerhalb der EKD, die theologischen und 
gesellschaftlichen Herausforderungen der Zeit und die Bildung des Bundes der Ev. Kirchen 
in der DDR verlangen ein engeres Zusammenrücken der westlichen Gliedkirchen der EKD. 
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2. Daher sind die auf mehreren Ebenen angelaufenen theologischen Arbeiten und Gesprä- 
che in Fühlungnahme mit den Organen der EKD fortzuführen, um der Gemeinschaft in Be- 
kenntnis und Lehre näherzukommen. 

3. Neben den theologischen Einigungsbemühungen ist die EKD rechtlich und organisato- 
tisch zu festigen und der bestehenden Gemeinschaft stärkerer Ausdruck zu verleihen. Das 
kann bereits durch bessere Ausnutzung der geltenden Ordnung und durch eine behutsame 
Fortbildung des gesamtkirchlichen Verfassungsrechtes erreicht werden. 

4. Die EKD muß ihren Wirkungsbereich auf die westlichen Gliedkirchen (Bundesrepublik 
und Berlin West) unter Wahrung der rechtlichen Identität auf der Grundlage der bisherigen 
rechtlichen Ordnung beschränken. 

5, Ziel der weiteren Arbeit sollte eine territorial gegliederte Bundeskirche mit konstruk- 
tiver Kooperation der bekenntnisbestimmten Gliedkirchen und mit Verantwortung der Ge- 
samtkirche. für Grundsatzfragen und anerkannte Gemeinschaftsaufgaben sein. An der Struk- 
tur der Grundordnung (GO) der EKD kann dabei grundsätzlich festgehalten werden, wie sie 
auch der Ordnung des Bundes der Ev. Kirchen in der DDR zugrundeliegt. Eine Fortentwick- 
lung ist unter den folgenden Gesichtspunkten in Erwägung zu ziehen. 

6. (zu Art.1 GO). Der wesentliche Inhalt der am 1. 2. 1970 inkraftgetretenen zwischen- 
kirchlichen Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft könnte in Art.1 GO als Absatz 3 
verankert werden. Die Feststellung einer unmittelbaren Kirchenmitgliedschaft des einzelnen 
Kirchengliedes zur EKD würde rechtlichen und praktischen Schwierigkeiten begegnen. 

7. (zu Art. 4 Abs. 4 GO). In Art. 4 Abs. 4 könnte die bisherige Fassung durch eine Fest- 
stellung im Sinne der von den Gliedkirchen der VELKD abgegebenen Erklärung über die 
Zulassung zum Abendmahl ersetzt werden. 

8. (zu Art. 8 und 9 GO). Art. 8 und Art. 9 GO könnten zusammengefaßt werden. Die 
Richtlinienkompetenz sollte mit Hilfe einer Generalklausel erweitert werden. Richtlinien 
sollten verbindlicheren Charakter haben. Sie sollten nur vom Rat erlassen werden können, 
in bestimmten Angelegenheiten unter Beteiligung der Kirchenkonferenz. 

9. (zu Art. 10 GO). Neben die Gesetzgebungsbefugnis nach Art. 10a und b sollte ein 
Recht zu rahmengesetzlichen Regelungen treten, die die Gliedkirchen binden, aber der 
Ausfüllung und Ergänzung bedürfen. Die Gesetzgebung nach Art. 10b sollte an das Ein- 
verständnis der Kirchenkonferenz gebunden werden. Dieses Einverständnis würde an die 
Stelle der Einzelerklärungen der Gliedkirchen treten können. Ausdrücklich sollte festge- 
stellt werden, daß Verfassungsstruktur und Bekenntnis der Gliedkirchen der Gesetzgebung 
entzogen sind, ebenso auch die Selbständigkeit der Finanzwirtschaft in den Gliedkirchen. 

10. Für die Verkündigung und Inkraftsetzung von gesamtkirchlichem Recht in der Form 
gliedkirchlicher Vereinbarungen sollte eine Zuständigkeit des Rates begründet werden. 

11. (zu Art. 11 und 12 GO). Bevorstehende Vakanzen bei leitenden Amtsträgern und ge- 
plante Gesetzgebungsvorhaben grundsätzlicher Art sollten anzeigepflichtig sein. 

12. (zu Art. 21 GO). Die großen kirchlichen Zusammenschlüsse innerhalb der EKD soll- 
ten als Träger arbeitsteiliger Kooperation und Koordination und als für die Meinungsbil- 
dung förderlich anerkannt, auf ihre Mitverantwortung verpflichtet und zur institutionellen 
Mitarbeit in den Organen der EKD berechtigt werden. Sie sollten nicht den Status einer 
Gliedkirche haben. 

13. (zu Art. 22 Abs. 2 GO). Aufgaben, Zusammensetzung und Befugnisse der Kammern 
einschließlich ihrer Zuordnung zum Rat und zur Kirchenkonferenz sollten gesetzlich gere- 
gelt werden. 

14. (zu Art. 27 GO). Die Bekenntniskonvente sollten dadurch aktiviert werden, daß sie 
in bestimmten Fragen anzuhören sind. Sie sollten sich Vorstände wählen können, die als 
Sprecher fungieren. 

15. (zu Art. 28 GO). a) Die Kirchenkonferenz sollte im Sinne einer zweiten Kammer als 
Gesetzgebungsorgan ausgestaltet werden und im Gesetzgebungsverfahren neben die Syno- 
de treten. Sie wäre nicht mehr auf die Zustimmungsrechte nach Art. 26 Abs. 3 beschränkt. 

b) Ihr Recht zur Gesetzesinitiative wäre auszubauen und ihre Beteiligung an der Verord- 
nungs- und Richtliniengebung des Rates vorzusehen. 

c) Die Stimmenverteilung sollte neu geregelt, nach der Größe der Gliedkirchen gestaffelt 
und bei regionalen Zusammenschlüssen überprüft werden. Jede Gliedkirche sollte aber min- 
destens eine Stimme führen. 
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d) Art. 1 Abs. 1 Satz 2 GO wäre für das Beschlußverfahren zu konkretisieren. 

e) Die Kirchenkonferenz sollte als Organ ständiger Konsultation und Beratung der Glied- 
kirchen wirksamer werden und auch an der Öffentlichkeitsarbeit verantwortlich teilnehmen. 

f) Schließlich sollte sie berechtigt sein, sich einem ständigen Vorbereitungsausschuß zuzu- 
ordnen, der in Verbindung mit Rat und Kirchenkanzlei sowie mit den bestehenden Zusam- 
menschlüssen die Meinungs- und Willensbildung in der Kirchenkonferenz vorbereitet und ihre 
kontinuierliche Wirksamkeit unterstützt. 


16. (zu Art. 29 GO). Der Rat sollte weiterhin aus gewählten nebenamtlichen Mitgliedern 
bestehen. 

17. (zu Art. 31 GO). Die Aufgaben der Amtsstellen und ihre Verpflichtung zu enger Zu- 
sammenarbeit mit den Behörden der Gliedkirchen und der Zusammenschlüsse innerhalb 
der EKD sollten näher festgelegt werden. Die Zusammenfassung der Amtsstellen der EKD 
einschließlich der Dienststellen mit Spezialaufgaben ist zu erwägen. 

18. (zu Art. 32 GO). Notwendigkeit, Status und Aufgaben des Schiedsgerichtshofes soll- 
ten kritisch überprüft werden. 


Die Generalsynode verabschiedete zu dem ihr erstatteten Arbeitsbericht und zu 
den vorgelegten Thesen des Planungsausschusses unter dem 9. Oktober 1970 
diese 


ENTSCHLIESSUNG 


Die Generalsynode hat den Arbeitsbericht des Planungsausschusses und die von ihm bisher 
erarbeiteten Thesen zur Neuordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland entgegenge- 
nommen. Sie beauftragt ihn, seine Tätigkeit im Sinne des Berichts fortzusetzen und die von 
den Organen der Evangelischen Kirche in Deutschland inzwischen eingeleiteten Arbeiten 
durch eigene Vorschläge zu fördern. Dabei ist es notwendig, solche Gestaltungsmittel und 
organisatorischen Formen zu entwickeln, in denen sich die Gemeinschaft des christlichen 
Zeugnisses, der Lehre und des Dienstes in Freiheit entfalten kann. 

Die Aufgabe der Vereinigten Kirche wird in der EKD auch künftig darin bestehen, den 
besonderen Gehalt ihrer bekenntnismäßigen und theologischen Tradition in Lehre und Ver- 
kündigung so zur Wirkung zu bringen, daß die Gemeinschaft und das Zusammenwirken in 
der EKD belebt und vertieft werden. 

Der Planungsausschuß wird gebeten, Überlegungen darüber anzustellen, wie die Arbeits- 
weise und die regionale Gliederung der Vereinigten Kirche nach den bisherigen Erfahrungen 
und in Anpassung an die Entwicklungen in der EKD verbessert werden können. 


D. Die Arnoldshainer Konferenz 


Am 3. Oktober 1970 verabschiedete die Arnoldshainer Konferenz 


THESEN ZUR VERFASSUNGSREFORM 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 


Ausgehend von der Grundsatzentschließung der EKD-Synode in Stuttgart vom 10. bis 15. 
Mai 1970 nehmen die nachstehenden Thesen zu der Frage Stellung, wie die Grundordnung 
der EKD zu gestalten wäre, wenn die Gliedkirchen zur vollen Kirchengemeinschaft zusam- 
mengeführt werden und auf dieser Grundlage zwischen ihnen und der EKD ein engeres 
Verhältnis gegenseitiger Bindung und Einflußnahme hergestellt werden kann. 

Die Thesen suchen auch die Erfahrungen zu berücksichtigen, die bei der Anwendung der 
Grundordnung bisher gemacht worden sind. 


25 


1. Zum Vorspruch und zu Artikel 1 bis5 GO (Grundbestimmungen) 


1. Der Hinweis in Absatz 3 des Vorspruchs auf die Verschiedenheit der in den Gliedkirchen 
geltenden Bekenntnisse sollte in den Rahmen einer positiven Aussage über die gemeinsame 
reformatorische Bekenntnisgrundlage der in der EKD Gestalt annehmenden Kirchengemein- 
schaft gestellt werden. Für den Inhalt dieser Aussage werden die Ergebnisse der in Gang be- 
findlichen interkonfessionellen Gespräche, insbesondere der lutherisch-reformierten Gespräche 
in Europa (Leuenberg 1969/70) und in der EKD (vgl. die vorliegenden „Thesen zur Kirchen- 
gemeinschaft‘‘ vom 4. Mai 1970) wesentlich sein. Im Vorspruch sollte festgestellt werden, 
daß die reformatorischen Bekenntnisse keine kirchentrennende Bedeutung mehr haben. 

2. Auf dieser Grundlage wäre in Artikel 1 die Kennzeichnung der EKD als Gemeinschaft 
(vgl. Artikel 1 Absatz 2) voranzustellen. Die Gemeinschaft sollte als eine solche der deut- 
schen evangelischen Christenheit, ihrer Glieder, Gemeinden und Kirchen, ihrer Vereinigun- 
gen und Werke umschrieben werden. Hieran könnte sich die Aussage anschließen, daß sich 
die EKD, ungeachtet der Begrenzung ihres organisatorischen und rechtlichen Wirkungsbe- 
reichs auf die Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) zur Gemeinschaft der ganzen 
evangelischen Christenheit in Deutschland bekennt und die hieraus sich ergebenden gemein- 
samen Aufgaben in freier Partnerschaft mit dem Bund der Evangelischen Kirchen in der 
DDR wahrnehmen wird. 

In einem folgenden Absatz sollten thematisch die in Artikel 1 Abs. 1 Satz 2 (Achtung 
des gliedkirchlichen Bekenntnisstandes) und Abs. 2 Satz 2 und 3 (Bezug auf Barmen als 
Orientierung bekennender Kirche) der geltenden GO enthaltenen Aussagen aufgenommen 
und zusammengefaßt werden. 

In diesem Zusammenhang könnte der föderative Charakter der EKD als Verfassungsprin- 
zip festgestellt werden. 

Der gelegentlich als Arbeitstitel verwendete Begriff der „Bundeskirche“ sollte nicht in 
den Verfassungstext aufgenommen werden. In Analogie zum Staatsrecht interpretiert, ist 
dieser Begriff dem ekklesiologischen Sachverhalt der als Kirche verstandenen EKD nicht 
angemessen. Im Rahmen der Kirchenverfassung ausgelegt, kann er in Richtung eines, die 
gesamtkirchliche Verantwortung schwächenden landeskirchlichen Partikularismus mißver- 
standen werden. Dieses Mißverständnis scheint — zumal nach der bisherigen Entwicklung 
der EKD - näher zu liegen als das einer zentralistischen Einheitskirche. 

3. In Art. 2 sollten in Ausgestaltung des jetzigen Absatzes 1 die Bindung der gesamt- und 
gliedkirchlichen Rechtsgestaltung und -anwendung an das Bekenntnis und ihre dem Auftrag 
der Kirche dienenden Aufgaben angesprochen werden. Der in Artikel 5 als Verfassungs- 
grundsatz anerkannte ‚„usus legis spiritualis‘ könnte in diesem Sachzusammenhang über- 
nommen werden. Die limitierende Funktion gesamtkirchlicher gegenüber gliedkirchlicher 
Rechtsetzung im Sinne von Artikel 2 Abs. 2, 2. Satzhälfte, sollte ausdrücklich ausgespro- 
chen bleiben. 

4. In Artikel 4 sollten die jetzigen Bestimmungen durch eine normative Regelung voller 
Kanzel- und Sakramentsgemeinschaft ersetzt werden. Verhandlungen einzelner Gliedkirchen 
oder gliedkirchlicher Vereinigungen mit anderen Kirchen über Kanzel- und Sakramentsge- 
meinschaft sollten nur im Benehmen mit der EKD geführt werden. 

5. Für die Stellung der EKD zur Ökumene sollte die farblose Aussage in Artikel 2 Ab- 
satz 3 durch einen eigenst diesem Thema gewidmeten Artikel ersetzt werden. Dieser soll- 
te — evtl. unter Fortentwicklung der in Artikel 18 getroffenen Regelung — der heutigen 
und künftigen Bedeutung ökumenischer Orientierung und Verantwortung der Partikular- 
kirchen Rechnung tragen. Die GO sollte die unmittelbare Mitgliedschaft der EKD im Öku- 
menischen Rat der Kirchen zum Ausdruck bringen. 

6. In die Grundbestimmungen sollte eine Regelung über die — durch die Zugehörigkeit 
zu einer Kirchengemeinde und Gliedkirche vermittelte — Kirchenmitgliedschaft des einzel- 
nen evangelischen Christen in der EKD aufgenommen werden. Die ausschließlich landeskirchliche 
Bindung der Mitgliedschaft ist eine Konsequenz aus dem Rechtscharakter der EKD als blo- 
ßem Kirchenbund. Die von allen Gliedkirchen abgeschlossene zwischenkirchliche Verein- 
barung über das Mitgliedschaftsrecht von 1969 ist als Übergangsregelung ein deutlicher 


Schritt auf die unmittelbare Mitgliedschaft des einzelnen evangelischen Christen in der 
EKD als Kirche. 
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Aus einer Kirchenmitgliedschaft in der EKD legen sich einige verfassungsrechtliche 
Folgerungen für die Änderung der Grundordnung nahe. Von den hierbei in Betracht 
zu ziehenden Gesichtspunkten sei beispielsweise auf folgende hingewiesen: 

a) gesamtkirchliche Kompetenz und Verantwortung (mindestens im Sinne einer Rah- 
mengesetzgebung) für Ordnung und Fortentwicklung des Mitgliedschaftsrechts und der 
mit ihm unmittelbar zusammenhängenden Rechtsmaterien. 

b) Stärkung der Leitung durch die Synode als Repräsentation der Kirchenglieder und 
gemeinden (evtl. im Zusammenhang mit einer Reform des Verfahrens zur Bildung der 
EKD-Synode), ferner andere Ordnungshilfen für eine Beteiligung der Kirchenglieder am 
gesamtkirchlichen Meinungs- und Willensbildungsprozeß neben und in Ergänzung zu den 
entsprechenden Vorgängen in den Gliedkirchenleitungen und ihrer Vertretung in der 
Kirchenkonferenz. 

c) gesamtkirchliche Verantwortung für die Verwendung der Kirchensteuermittel (als 
Mitgliedschaftsbeiträge) in gesamtkirchlichen Aufgabenbereichen sowie für den Finanz- 
ausgleich zwischen den Gliedkirchen. 

d) Dimissoriale über landeskirchliche Grenzen hinweg. 


II. Zu Artikel 6-20 GO (Aufgaben) 


7. Der zweite Abschnitt der geltenden GO weist zwar der EKD eine Reihe von Auf- 
gaben zu, stattet sie jedoch nicht mit wirksamen Mitteln zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
aus. Künftig sollte klar zum Ausdruck kommen, daß die Gliedkirchen die Pflicht haben, 
wesentliche Fragen, die sie gemeinsam betreffen, auf dem Boden der EKD zu klären 
und die im Rahmen der Grundordnung zustande gekommenen gesamtkirchlichen Ent- 
schließungen als verbindlich zu behandeln. 

Bei den gemeinsamen Fragen kann es sich, wie auch die Entschließung der Stuttgar- 
ter Synode deutlich macht, um theologische Grundsatzfragen oder auch um solche der 
Ordnung handeln, sie können auf den mannigfachen Gebieten der innerkirchlichen Auf- 
gaben liegen wie auch im Bereich der Mitverantwortung der Kirche für das Leben in 
Staat und Gesellschaft. Eine abschließende Aufzählung in der Grundordnung ist nicht 
möglich. Vielmehr sollten die Organe der EKD ermächtigt sein, unter Berücksichtigung 
der jeweiligen Lage selbst die gemeinsam zu beratenden Gegenstände zu bestimmen so- 
wie Art und Maß verbindlicher Regelungen festzulegen. Dabei sollte in Anbetracht der 
unmittelbaren Verantwortung, welche die gliedkirchlichen Leitungen je für ihren Bereich 
haben, künftig neben Synode und Rat die Kirchenkonferenz als dasjenige Organ, in 
dem die Leitungen der Gliedkirchen an der Leitung der EKD teilnehmen, maßgeblicher als 
bisher zur Mitwirkung an den gesamtkirchlichen Entscheidungen berufen sein. 

Aus dieser Sicht ergeben sich im einzelnen die folgenden Erwägungen. 

8. In Artikel 6, der in seiner jetzigen Fassung der EKD nur allgemein umschriebene Hilfs- 
funktionen zuweist, sollte die eigene Verantwortung der Gesamtkirche für die Erfüllung des 
kirchlichen Auftrags vorangestellt und sodann ihre besondere Aufgabe dahin gekennzeich- 
net werden, daß sie in den wesentlichen Fragen des kirchlichen Lebens und Handelns (vgl. 
Artikel 6 Abs. 2) eine gemeinsame Willensbildung herbeiführen, den Gliedkirchen bei der 
Erfüllung ihres Dienstes helfen und sich des Austausches ihrer Kräfte und Mittel annehmen 
solle. Im Anschluß hieran sollte die Pflicht der Gliedkirchen Ausdruck finden, die EKD bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen und Fragen, deren Bedeutung über den Bereich 
der einzelnen Gliedkirche hinausgeht, auf dem Boden der EKD zur Klärung zu bringen. 

9, Die Artikel 8 bis 10 nennen als Mittel, durch die die EKD auf die Gliedkirchen einwir- 
ken kann: Anregungen (Artikel 8), deren Beachtung freisteht, Richtlinien (Art. 9), über de- 
ren Verbindlichkeit nichts ausgesagt wird und deren Gegenstände auf bestimmte Gebiete be- 
schränkt sind, sowie den Weg der Gesetzgebung (Art. 10), der jedoch, wenn es sich nicht 
um einen der wenigen bereits gesamtkirchlich geregelten Gegenstände handelt, nur mit dem 
Einverständnis der „beteiligten Gliedkirchen“ beschritten werden darf, eine Bestimmung, 
deren Anwendung sich rechtlich und praktisch als sehr schwierig erwiesen hat. 

Bei dieser Abstufung sollte es zwar bleiben mit der Maßgabe, daß der Begriff „Anregun- 
gen“ besser durch „Empfehlungen“ zu ersetzen wäre und daß der verbindliche Charakter 
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von Richtlinien, unbeschadet ihrer Eigenart als allgemeiner, der Ausgestaltung Raum ge- 
bender Richtschnur, klargestellt werden sollte. 

Wesentlich wäre jedoch, daß die Aufzählung der unter die Richtlinienkompetenz fallen- 
den Gegenstände (Art. 9) durch eine Generalklausel ergänzt wird, die eine Regelung wei- 
terer Gegenstande zuläßt, deren Bedeutung die Innehaltung übereinstimmender Grundsät- 
ze erfordert. Wird diese Möglichkeit eröffnet, so sollte man über die Frage, wann von ihr 
Gebrauch gemacht wird, die in der Kirchenkonferenz versammelten Leitungen der Glied- 
kirchen maßgeblich entscheiden oder mitentscheiden lassen. ; 

Was ferner den Weg der Gesetzgebung betrifft, so sollte er für die schon jetzt der Richt- 
linienkompetenz unterliegenden Gegenstände mit Zustimmung der Kirchenkonferenz frei- 
gegeben werden und für weitere Sachgebiete dann, wenn sich die Kirchenkonferenz mit 
Zweidrittel-Mehrheit einverstanden erklärt. 

Wenn solche ergänzenden Regelungen wirksam sein sollen, wäre es jedoch erforderlich, 
daß sich die Gliedkirchen, wenn die EKD die Beratung eines Gegenstandes mit dem Ziel 
verbindlicher Regelung beschließt, für eine angemessene Zeit eigener Regelung dieses Ge- 
genstandes enthalten. 

Um Ziel und Auswirkung vorstehender Vorschläge zu verdeutlichen, wird hiermit die 
Skizze für eine Neufassung und Ergänzung der Art. 9 und 10 GO umrissen: 

Artikel 9 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland kann für die Gliedkirchen verbindliche Richt- 
linien aufstellen 

a) bis f) für ... (wie bisher in Art.9)' 

g) für andere Sachgebiete, wenn ihre Bedeutung die Innehaltung übereinstimmender 
Grundsätze erfordert. 

(2) Richtlinien werden von der Synode mit Zustimmung der Kirchenkonferenz oder von 
dieser beschlossen und im letzteren Falle vom Rat vollzogen. Im Falle des Absatzes 1 
Buchstabe g bedarf es in der Kirchenkonferenz einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmen. 

Artikel 10 

Die Evangelische Kirche in Deutschland kann gesetzliche Bestimmungen mit Wirkung für 
die Gliedkirchen erlassen 

a) für Sachgebiete, die im Bereich der EKD bereits einheitlich geregelt sind, 

b) für die in Art. 9 Abs. 1 unter Buchstaben a-f? genannten Sachgebiete, wenn sich die 
Kirchenkonferenz einverstanden erklärt 

c) für andere Sachgebiete, wenn sich die Kirchenkonferenz mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen einverstanden erklärt, 

Artikel 10a (neu) 

(1) Beschließen die Synode oder der Rat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz oder 
beschließt diese, ein Sachgebiet gemäß Art. 9 oder Artikel 10 einer verbindlichen Rege- 
lung zuzuführen, so haben sich die Gliedkirchen, wenn nicht der Beschluß etwas anderes 
zuläßt, für die Dauer eines Jahres eigener Regelung des Gegenstandes zu enthalten. 

(2) Im übrigen bleibt die Zuständigkeit der Gliedkirchen zur Rechtsetzung unberührt, 
solange und soweit das Sachgebiet nicht von der EKD geregelt ist. 

Mit dem letzten Satz wäre auch klargestellt, daß sich das — insbesondere auch durch 
Rahmengesetze auszuübende — Gesetzgebungsrecht der EKD auf eine konkurrierende Ge- 
setzgebung beschränkt. i 

10. Wird die Kirchenkonferenz in der vorgeschlagenen Weise an gesamtkirchlicher Norm- 
setzung beteiligt, sollte der Anwendungsbereich des Artikels 27 (Bekenntniskonvente) auf 
die Kirchenkonferenz erstreckt werden. In einer als Kirche verstandenen EKD und bei 
Übereinstimmung darüber, daß die reformatorischen Bekenntnisse ihre kirchentrennende 
Bedeutung verloren haben, sollte freilich Artikel 27 Abs. 3 dahin präzisiert werden, daß 
Einwendungen des Bekenntniskonvents nicht die Rechtsetzung der EKD für die nicht 
dem betreffenden Konvent angehörenden Gliedkirchen verhindern (ähnlich bereits die zu- 


1. Evtl. unter Fortlassung des weniger bedeutsamen Buchstaben e. 
2. Evtl. unter Fortlassung des weniger bedeutsamen Buchstaben e. 
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treffende Auslegung und Praxis für das Einverständnis der „beteiligten Gliedkirchen“ in 
Artikel 10 Buchstabe b). 

11. Nach Artikel 11 haben die Gliedkirchen über die Bestellung des Vorsitzenden ihrer 
Kirchenleitung mit dem Rat der EKD Fühlung zu nehmen. Die Tatsache, daß die Vorsit- 
zenden überwiegend durch die Landessynoden gewählt werden, erschwert die Anwendung 
dieser Bestimmung. Zu erwägen wäre, ob nicht die Fühlungnahme dadurch verstärkt wer- 
den könnte, daß der Rat zur Wahlhandlung oder, wenn ein anderes Gremium vorschlags- 
berechtigt ist, zu dessen Beratungen einzuladen wäre. Ansätze hierfür finden sich bereits 
im gliedkirchlichen Recht. 

12. Die Verpflichtung der Gliedkirchen, Gesetze und sonstige Ordnungen mit Gesetzes- 
kraft spätestens mit der Verkündung dem Rat der EKD vorzulegen (Art. 12), sollte schon 
auf den Zeitpunkt bezogen werden, in dem der Entwurf an die rechtsetzende Körperschaft 
der Gliedkirche geleitet wird. Die EKD sollte ferner berechtigt sein, nicht nur die Verein- 
barkeit der vorgesehenen Ordnung mit dem gesamtkirchlichen Recht zu prüfen, sondern 
auch die Frage, ob wegen einer überregionalen Bedeutung des Gegenstandes oder wegen 
einer erwünschten Rechtsangleichung eine Regelung des Sachgebiets durch die EKD in Be- 
tracht kommt. Zur Verneinung dieser Frage sollten jedoch, damit die Rechtsetzung der 
Gliedkirchen in laufenden Angelegenheiten nicht aufgehalten wird, die Kirchenkanzlei 
oder ein bei ihr zu bildender Ausschuß ermächtigt werden. Diese Grundsätze sollten auch 
für diejenigen Vereinigungen von Gliedkirchen gelten, die mit Wirkung für ihre Glieder 
Recht zu setzen vermögen. 

13. Es besteht kaum noch eine Meinungsverschiedenheit darüber, daß die EKD einen ge- 
ordneten Finanzausgleich unter ihren Gliedkirchen durchführen soll. Ein diese Verpflich- 
tung ausdrückender Grundsatz sollte in Abschnitt II oder im Rahmen von Artikel 33 Auf- 
nahme finden. 


III. Zu Artikel 21 GO (Gliederung) 


14. Die Synode hat in ihrer Stuttgarter Erklärung mit Recht eine ‚ausgewogene regiona- 
le Gliederung‘‘ der EKD als geboten bezeichnet. In der Grundordnung sollte dieses Ziel 
programmatisch umschrieben werden, wobei auf die Notwendigkeit sowohl räumlich wie 
funktional sinnvoller Strukturen hinzuweisen wäre. Die EKD sollte die Aufgabe haben, ei- 
ne entsprechende Entwicklung von sich aus zu fördern, und berechtigt sein, an entspre- 
chenden Verhandlungen und Entschließungen der Gliedkirchen mitzuwirken. 

15. Nach Artikel 21 Abs. 3 steht jede Gliedkirche, unbeschadet ihrer Zugehörigkeit zu 
einer konfessionell oder territorial bestimmten Vereinigung von Gliedkirchen, im unmit- 
telbaren Verhältnis zur Leitung der EKD. Dieser Grundsatz wird bedeutsam bleiben, da 
die EKD weiterhin von der Existenz derartiger Vereinigungen wird ausgehen müssen, doch 
sollten diese nach der Grundordnung an die gesamtkirchliche Verfassung gebunden sein. 

In dieser Bindung können derartige Vereinigungen als Träger arbeitsteiliger Kooperation 
und Koordination für die Gemeinschaft in der EKD förderlich sein. Beschlüsse der Glied- 
kirchen über Vereinigungen und Zusammenschlüsse sollten schon wegen der Rückwirkun- 
gen auf die Zusammensetzung der leitenden Organe der EKD deren Zustimmung bedürfen. 


IV. Zu Artikel 22 bis 31 GO (Organe und Amtsstellen) 


16. Hinsichtlich der Leitungsstruktur stellt sich die Frage nach der als Funktionsgliede- 
rungsprinzip und Regulierung wechselseitiger Verantwortung auch in der Kirchenordnung 
sachgerechten „Gewaltenteilung‘ und „Gewaltenverknüpfung“. Für das Zusammenwirken 
der Leitungsorgane aus dem Gegenüber sind funktional u.a. Weisungs- und Kontrollbefug- 
nisse, personal u.a. das Verbot der Doppelmitgliedschaft charakteristisch. Das Problem 
stellt sich im übrigen nicht nur im Verhältnis einer Über- und Unterordnung verschiede- 
ner Leitungsorgane (z.B. im Sinne „oberster“ synodaler oder episkopaler Leitung), sondern 
ebenso in einem System horizontaler Gleich- und Zuordnung der Leitungsämter und -or- 
gane. Die geltende GO erscheint hier wenig ausgeglichen. Dies wird u.a. auf das Bemühen 
zurückzuführen sein, bei der Leitungsordnung jede einseitige Orientierung an einem der 
herkömmlich konfessionell bestimmten Leitungsmodelle zu vermeiden und daher z.B. den 
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Rat weder als Synodalpräsidium in Permanenz noch als episkopales Leitungsorgan zu ge 
stalten. 

Die Reform der Leitungsordnung sollte sich an einer dem gesamtkirchlichen Auftrag 
und der gliedkirchlichen Kooperation dienlichen und möglichst effektiven Ordnungshilfe 
orientieren. 

a) Im Verhältnis von Synode zu Rat und Kirchenkonferenz führen — insbesondere im 
Blick auf das Gesetzgebungsrecht der Synode — die unterschiedlichen Aufgaben zum Ge- 
genüber der Organe. Nach der geltenden GO gibt die Synode dem Rat für seine Arbeit 
Richtlinien (Art. 23 Abs. 2) und hat der Rat der Synode auf jeder ordentlichen Tagung 
einen Rechenschaftsbericht zur Besprechung vorzulegen. Umgekehrt besitzt der Rat ge- 
genüber synodalen Entschließungen ein Vetorecht mit Suspensiveffekt (Art. 26 Abs. 4). 
Das Gegenüber von Synode und Kirchenkonferenz würde durch die oben vorgeschlagenen 
Kompetenzen eines die Synode nach Art einer zweiten Kammer ergänzenden Beschlußor- 
gans noch stärker akzentuiert. 

Im Gegensatz zum Verhältnis von Rat und Kirchenkonferenz (Art. 28 Abs. 2) kennt 
aber die GO, ungeachtet des funktionalen Gegenüber, kein Verbot der Doppelmitglied- 
schaft für Synode und Rat. Der Rat selbst hat dies (Beschluß vom 3./4. 12. 1963) als nach 
dem Sinn der GO nicht zweckmäßig bezeichnet und das Ruhen der synodalen Mitglied- 
schaft für die in den Rat gewählten Synodalen empfohlen. Gegen die Doppelmitgliedschaft 
könnte auch sprechen, daß die Ratsmitglieder nicht nur aus der Mitte der Synode zu wäh- 
len sind. 

Das Gegenüber von Synode und Kirchenkonferenz wird auch durch die Beantwortung der 
Frage berührt, ob und wie weit hauptamtliche Mitglieder von Gliedkirchenleitungen der Sy- 
node mit Sitz und Stimme angehören können. Diese sollten — auch soweit sie Nicht-Theo- 
logen sind — mindestens der Gruppe der Theologen im Sinne von Art. 24 Abs. 1 zugerech- 
net und im Interesse einer Verstärkung des presbyterialen Elements die Einbeziehung aller 
hauptamtlich im kirchlichen Dienst stehenden Nicht-Theologen in Betracht gezogen werden. 
Die hauptamtlichen Mitglieder der gliedkirchlichen Leitungen und Verwaltungen haben au- 
ßer in der Kirchenkonferenz vielfältige andere Möglichkeiten zur Mitwirkung im gesamtkirch- 
lichen Meinungs- und Willensbildungsprozeß. 

b) Im Interesse eines — durch die notwendige Profilierung der Kirchenkonferenz gebote- 
nen — klareren Gegenüber von Kirchenkonferenz und Rat sollte es auch hier bei der Ämter- 
trennung verbleiben und in dieser Richtung weitere Ordnungshilfen gegeben werden. Die 
Praxis der Kirchenkonferenz hat bisher ihrem verfassungsrechtlichen Auftrag als Organ der 
EKD, ‚das den Gliedkirchen Gelegenheit gibt, an der Leitung der EKD maßgeblich mitzu- 
wirken“ (Brunotte) wenig entsprochen. Die Kirchenkonferenz erscheint mehr oder weniger 
als Informationsforum des Rates. Die GO hat diese Entwicklung dadurch begünstigt, daß 
der Ratsvorsitzende — obwohl selbst nicht Mitglied der Kirchenkonferenz — diese einbe- 
ruft und leitet. Der Rat und die allein ihm zugeordnete Kirchenkanzlei haben im wesent- 
lichen die Sitzungen der Kirchenkonferenz vorbereitet und thematisiert. Die bisherige Re- 
gelung und Praxis wurden wohl in der Kirchenkonferenz selbst insofern als weniger pro- 
blematisch empfunden, als ein großer Anteil von Ratsmitgliedern zugleich den Gliedkir- 
chenleitungen angehörte und kirchenleitende Theologen im Rat und in der Kirchenkon- 
ferenz als eine Art „Bischofskonferenz‘“ dominierten. Die Kirchenkonferenz sollte künftig 
aus ihrer Mitte einen eigenen Vorsitzenden wählen. In ihm hätte sie — zumal bei unter- 
schiedlichen Standpunkten von Rat und Kirchenkonferenz zu bestimmten Beratungs- und 
Entscheidungsgegenständen — der Synode und dem Rat gegenüber einen Sprecher für ihre 
Auffassung. Diese Weiterentwicklung der GO würde auch der Grundstruktur der Verfassung 
entsprechen, wonach Synode und Rat mehr das gesamtkirchliche und die Kirchenkonferenz 
mehr das föderative Leitungselement verkörpern. 

17. Die — abgesehen von dem Gesetzgebungsrecht — etwas farblose Umschreibung der 
Leitungsaufgaben der Synode (Art. 23) sollte durch eine Regelung ersetzt werden, die ih- 
rer künftig notwendigen Aktivierung und der von ihr erwarteten Initiative Rechnung trägt. 
Für die Bildung und Zusammensetzung der Synode (Art. 24) sollten im wesentlichen die 
bisherigen Grundsätze fortgelten, zum Anteil der Theologen und hauptamtlichen Mitarbei- 
ter der Kirche siehe oben. Bei der Wahl der Synodalen durch die gliedkirchlichen Synoden 
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sind diese schon jetzt nicht ausschließlich auf ihre eigenen Mitglieder gewiesen. Es bleibt 
den Gliedkirchen überlassen, das Wahlverfahren für außersynodale Wahlvorschläge im In- 
teresse stärkerer Mitwirkung der Kirchenglieder und Gemeinden weiter zu öffnen. Im In- 
teresse sachverständiger Qualifikationen und der Berücksichtigung sonst unterrepräsentier- 
ter Gruppen empfiehlt sich die Beibehaltung der die Wahl ergänzenden Berufung. Wenn es 
bei der außersynodalen Berufungskompetenz bleibt, käme ein Zusammenwirken von Rat und 
Kirchenkonferenz in Betracht. Eine Mitwirkung der Synode selbst — im Sinne eines Vor- 
schlagrechts oder der Kooptation — erscheint jedoch ihrer Funktion angemessener. Der 

zu berufende Personenkreis sollte über Artikel 24 Abs. 3 hinaus durch Anführung bestimm- 
ter zu berücksichtigender Gruppen näher umschrieben werden. 

18. Was die Bildung und Zusammensetzung der Kirchenkonferenz betrifft (Art. 28 Abs. 2), 
so sollte es dabei bleiben, daß die Leitungen der Gliedkirchen die Mitglieder der Kirchen- 
konferenz entsenden und sie mit Weisungen versehen können. Die Stimmenverteilung hat 
das geltende Ausführungsggesetz zu Art. 28 Abs. 2 Satz 3 dahin geregelt, daß jede Gliedkir- 
che eine Stimme hat. Es wäre sachlich gerechtfertigt, wenn die großen Landeskirchen (et- 
wa mit mehr als 2 Millionen Seelen) eine weitere Stimme erhalten würden; damit sollte sich 
jedoch an der einheitlichen Stimmabgabe für die einzelne Gliedkirche nichts ändern. 

Die Zuordnung der kirchlichen Werke und Verbände zur EKD etwa im Zusammenhang mit 
der Kirchenkonferenz zu regeln, wäre nicht sachgemäß. Ob sie durch Schaffung einer beson- 
deren „Werkekammer‘ oder in anderer Weise geregelt werden könnte, sollte geprüft werden. 

19. Bei der Bildung und Zusammensetzung des Rates (Art. 30) sollte davon ausgegangen 
werden, daß sich in ihm Synode und Kirchenkonferenz zum Zwecke der regelmäßigen reprä- 
senten Leitung und Verwaltung unter Mitwirkung weiterer für die Gesamtkirche bedeutungs- 
voller Persönlichkeiten vereinigen. Daher sollten die Synode einerseits und die Konferenz 
andererseits je aus ihrer Mitte eine bestimmte Anzahl von Mitgliedern des Rates wählen. 
Weitere Sitze sollten für Träger bestimmter Dienste oder zur freien Besetzung durch die 
Synode offenstehen. 

Der Kirchenkonferenz könnte — ihrer Struktur und Funktion entsprechend - in erster 
Linie die Entsendung kirchenleitender Persönlichkeiten aus den Gliedkirchen anvertraut 
sein. Diese könnten sich bei entsprechender Freistellung durch die Gliedkirchen bestimm- 
ter Aufgabengebiete des Rates persönlich annehmen. Ohne eine Anzahl derartiger zeitlich 
freigestellter Mitglieder dürfte der Rat seinen in einer als Kirche verstandenen EKD inten- 
sivierten Funktionen praktisch kaum gerecht werden können. Auf der Ebene der Gliedkir- 
chen hat man mit dem Zusammenwirken haupt- und nebenamtlicher Mitglieder in Lei- 
tungsorganen befriedigende Erfahrungen gemacht. 

In gleicher Weise wie bisher (vgl. Art. 30 Abs. 3) sollten der Vorsitzende des Rates und 
sein Stellvertreter durch Synode und Kirchenkonferenz gemeinsam aus der Mitte der Rats- 
mitglieder gewählt werden. Gewichtige Gründe könnten dafür sprechen, daß es künftig 
statthaft sein sollte, ihn im Hauptamt zu bestellen. Zu bedenken wäre freilich, ob die 
rechtliche Stellung eines hauptamtlichen Ratsvorsitzenden zum Kollegium des Rates und 
zur Verwaltung in befriedigender Weise geregelt werden könnte. 

20. Soweit Synode und Kirchenkonferenz gemeinsam bestimmte Gegenstände zu behan- 
deln und zu entscheiden haben, wird sich eine Kooperation schon im frühen Stadium er- 
ster Arbeitsentwürfe,etwa in gemeinsam von allen drei Leitungsorganen gebildeten Aus- 
schüssen (bzw. in entsprechend erweiterten Synodalausschüssen) empfehlen. Man sollte hier 
die Erfahrungen mit den allen Kirchenleitungsorganen zugeordneten und für besondere 
Aufgaben gebildeten Kommissionen im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR beob- 
achten. 

21. Die Position, welche die Grundordnung den Amtsstellen der EKD zuweist, wird zu 
überprüfen sein. In Art. 31 werden sie als Amtsstellen des Rates bezeichnet, die die „lau- 
fenden Geschäfte im Rahmen der kirchlichen Ordnungen nach den Weisungen des Rates“ 
führen sollen. 

Demgegenüber sollte zunächst zum Ausdruck kommen, daß die Amtsstellen, unbeschadet 
der Dienstaufsicht des Rates, allen leitenden Organen der EKD zur Unterstützung zur Ver- 
fügung stehen und daher auch die Geschäfte der Synode und der Kirchenkonferenz in dem 
Umfang zu führen haben, in dem deren Leiter es wünschen. 
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Ferner sollte das Prinzip der Weisungsgebundenheit nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
die Weisungen, die die leitenden Organe den Amtsstellen erteilen können, sich bei dem 
Umfang der Geschäfte zunehmend auf solche allgemeiner Natur beschränken und daher 
die Amtsstellen schon heute in erheblichem Umfang auf eigene Verantwortung handeln 
müssen. Es ist anzunehmen, daß das künftig in noch größerem Umfang der Fall sein wird. 
Diese Tatsache könnte es nahelegen, die Leiter der Amtsstellen künftig durch die Synode 
auf Vorschlag des Rates und der Kirchenkonferenz wählen zu lassen. Damit könnte sich 
die weitere Frage verbinden, ob diese Ämter wie bisher auf Lebenszeit oder ob sie auf 
Zeit besetzt werden sollen, 

Auf der anderen Seite entsteht bei der wachsenden Bedeutung der Amtsstellen, die nicht 
nur bei der Kirchenkanzlei, sondern infolge der zunehmenden Wichtigkeit der ökumeni- 
schen Aufgaben auch beim Kirchlichen Außenamt festzustellen ist, die Überlegung, ob 
nicht die Leiter der Amtsstellen Sitz und Stimme im Rat erhalten sollten, womit die EKD 
nur einem in fast allen Landeskirchen beobachteten Prinzip folgen würde. Das Problem 
würde sich vereinfachen, wenn beide Amtsstellen unter einheitlicher Leitung vereinigt wer- 
den könnten. 

Die Zusammenarbeit mit den gliedkirchlichen Amtsstellen wird für die Amtsstellen der 
EKD künftig noch bedeutsamer als bisher, insbesondere im Verhältnis zu den Ämtern der 
gliedkirchlichen Vereinigungen. Zu erwägen wäre, ob eine gegenseitige Verpflichtung zur 
Verwaltungshilfe in die Grundordnung aufgenommen werden sollte. 

22. Stellung und Funktion der Kammern einschl. ihrer Zuordnung zu den Leitungsorga- 
nen sollte über Art. 22 Abs. 2 hinaus gesetzlich geregelt werden. 

23. In der Grundordnung sollte über den bescheidenen Ansatz in Art. 32 (Schiedsge- 
richtshof) hinaus die gesamtkirchliche Verantwortung für einen — rechtsstaatlichen An- 
forderungen genügenden — innerkirchlichen Rechtsschutz zum Ausdruck kommen. Hier- 
bei sollte den Gliedkirchen in Parallele zum Disziplinarhof ein Verwaltungsgerichtshof als 
Zweite Instanz (Berufungs- oder Revisionsinstanz?) zur Verfügung stehen. Ein Senat dieses 
Gerichts könnte zugleich die Aufgaben eines Schiedsgerichtshofes übernehmen. 


Diese Thesen der Arnoldshainer Konferenz wurden von der bayerischen Lan- 
dessynode nicht nur — was auch bei anderen Landessynoden der Fall war — 
zum Gegenstand synodaler Verhandlungen, sondern einer ausdrücklichen Erklä- 
rung in Form eines kritisch fragenden Beschlusses gemacht. Dieser dürfte von 
gewissen Mißverständnissen und einer Überinterpretation der Thesen nicht völ- 
lig frei sein, aber in seinem Sachanliegen und -gehalt ist er so gewichtig und 
wichtig, daß er im weiteren Gespräch berücksichtigt werden muß und nicht 
vom Tisch gefegt werden darf. 


E. Die Landessynode der Evang.-Luth. Kirche in Bayern 


Der Landessynode wurde auf ihrer Tagung 19./23. Oktober 1970 durch den von 
ihr eingesetzten Ausschuß für EKD-Angelegenheiten nachstehender Bericht vor- 
gelegt: 


Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern hat sich in der Vergan- 
genheit immer wieder mit der Mitarbeit unserer Landeskirche innerhalb der EKD beschäf- 
tigt und sich laufend mit gesamtkirchlichen Aufgaben im Bereich des deutschen Protestan- 
tismus befaßt. 

Die gegenwärtigen Fragen, Strömungen und Zielvorstellungen innerhalb der EKD haben 
die Synode in grundsätzlichen Überlegungen veranlaßt, ihre Mitarbeit und ihr Verhältnis 
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zur EKD wieder neu zu durchdenken und einige Linien aufzuzeigen, in deren Richtung sie 
sich die weitere Gestaltung und den Dienst der EKD denkt. 

, I. Die geschichtliche Entwicklung hat erwiesen, daß die Evangelisch-Lutherische Kirche 
in Bayern auch als Gliedkirche der VELKD ein offenes und bereites Ja zur Mitarbeit und 
Mitverantwortung innerhalb der EKD gesagt hat. Wir blicken dankbar zurück auf die 
schon innerhalb des deutsch-evangelischen Kirchenbundes erlebte Gemeinschaft und Bru- 
derschaft, wir gedenken der Verbundenheit innerhalb der Bekennenden Kirche und stel- 
len fest, daß im Raum der EKD eine Verbindung von Gliedkirchen gewachsen ist, die in 
vielen Gemeinschaften und Aktionen das gesamte kirchliche Leben innerhalb unseres Vol- 
kes mit geprägt und befruchtet hat. Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern hat bei 
diesen Bemühungen intensiv und freudig mitgewirkt. Dabei war die Grundvoraussetzung 
der verfassungsmäßige Zusammenschluß der Gliedkirchen, wie er durch die Grundordnung 
der EKD von 1948 gegeben war. Diesem Zusammenschluß ist die Evangelisch-Lutherische 
Kirche in Bayern beigetreten „unter Wahrung ihres unantastbaren Bekenntnisstandes“ 
durch ein eigenes Kirchengesetz vom 30. 9. 1948. 

Auf dieser Grundlage ist die bisherige Arbeit von allen Gliedkirchen wahrgenommen wor- 
den. Auf dieser Grundlage hat sich eine geistliche und organisatorische Gemeinschaft ent- 
faltet, die zu einer dankbar anzuerkennenden Realität geworden ist. Jede Änderung der 
Basis dieses Zusammenschlusses bedarf der Zustimmung der Landessynode. 

II. Seit längerer Zeit bahnen sich innerhalb der EKD Entwicklungen an, die nunmehr 
stark vorangetrieben werden. Sie werden von der Landessynode der Evangelisch-Lutheri- 
schen Kirche in Bayern sehr genau beachtet und haben zu ernsthaften Überlegungen über 
den gegenwärtigen und zukünftigen Weg der EKD geführt. Durch die lutherisch-reformier- 
ten Gespräche in Europa und in Deutschland, die ihren Niederschlag u.a. in den ‚Thesen 
zur Kirchengemeinschaft“ vom 4. 5. 1970 gefunden haben, ist die Frage einer noch enge- 
ren Kirchengemeinschaft in ein aktuelles Stadium gerückt und die schwerwiegende Frage 
neu gestellt, inwieweit die traditionellen Lehrdifferenzen in der gegenwärtigen Lage noch 
kirchentrennend sein können. Auch die Synode der EKD hat sich Gedanken über einen 
engeren Zusammenschluß der Kirchen, etwa unter dem Begriff einer „Bundeskirche‘“ ge- 
macht. Noch viel weiter gehen die Vorstellungen in den Thesen der Arnoldshainer Kon- 
ferenz vom 3. 10. 1970, in denen eine grundlegende Reform der EKD anvisiert wird, in 
der von „Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft“ innerhalb der EKD gesprochen wird 
und auf eine zentralistische Einheitskirche zugegangen werden soll. Hier wird auch die 
direkte Kirchenmitgliedschaft des einzelnen Christen in der EKD angestrebt. 

Diese Bestrebungen heben die bisherige Grundordnung der EKD auf und bedeuten die 
Preisgabe ihres bisherigen Zusammenschlusses aufgrund der Verfassung von 1948 als eines 
Bundes bekenntnisbestimmter Kirchen. Hinter vielen solcher Zielrichtungen steht die 
Überzeugung, daß die Unterschiede der Konfessionen nicht mehr kirchentrennend sind 
und damit Lehrfragen ihre Bedeutung verloren haben. 

III. In Betroffenheit und Sorge stellt die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern zu den aufgestellten Bestrebungen eine Reihe von Fragen, sie macht 
hierzu einige Feststellungen und zeigt Linien auf, wie sie sich die Weiterentwicklung der 
EKD in einer behutsamen und geduldigen Arbeit denkt. 

1. a) Wir fragen, ob mit den angezeigten Vorstellungen über den weiteren Weg der EKD 
tatsächlich zum Ausdruck kommen soll, daß die bekenntnismäßige Bindung der Gliedkir- 
chen nur mehr einen formellen Charakter hat und nicht mehr kirchenbildend sein soll. 
Wir sind uns dabei bewußt, daß es keineswegs um eine bloße traditionelle Weitergabe kon- 
trovers-theologischer Fragen geht; es geht vielmehr um die Grundsatzfrage, ob die Kirche 
Jesu Christi von dem „Gebot der Stunde“ her gebaut werden darf, oder ob sie von ihrer 
biblischen Offenbarungsgrundlage her heute ihr Zeugnis auszurichten hat. 

b) Wir fragen, was bedeutet der Begriff einer „Bundeskirche‘‘. Welches soll die Bekennt- 
nisgrundlage einer solchen Kirche sein? 

c) Wird durch das vordringliche Bemühen um eine zentralistische Einheit nicht der Aufbau der 
Kirche und Gemeinde von den geistlichen Wurzeln und Quellen her entscheidend gehindert? 

2. Wir sind davon überzeugt, daß Kirche nur dort ist, wo ein gemeinsames lebendiges 
Bekenntnis Grundlage der Verkündigung, der Lehre und des Lebens der Kirche ist. Das 
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evangelisch-lutherische Bekenntnis ist für unsere Landeskirche verbindlich. Es befähigt da- 
zu, in den aktuellen Fragen der Zeit dem Wort Gottes Gehör zu verschaffen. Die Lehre 
von den beiden Regimenten Gottes ermöglicht es, zu den politischen und gesellschaftli- 
chen Tagesfragen vom Evangelium her Stellung zu nehmen. Die Botschaft von der Recht- 
fertigung läßt die Kirche nicht davon los, die Menschen mit ihren bedrängenden Lebens- 
fragen immer wieder zu Jesus Christus, dem alleinigen Heil, hinzuführen. 

Diese Hinweise wollen aufzeigen, daß das Bekenntnis, wo es lebensbezogen aktualisiert 
wird, die Grundlage kirchlicher Verkündigung ist. Im Gegensatz dazu herrscht heute in 
der EKD weithin ein Lehrpluralismus, bei dem die Kirche in der Gefahr steht, orientie- 
rungslos dem Zeitgeist zu verfallen. 

Es muß festgestellt werden, daß die Frage, was unter „Kanzel- und Abendmahlsgemein- 
schaft‘‘ zu verstehen ist, der Auslegung der bekenntnisbestimmten Gliedkirchen überlas- 
sen bleiben muß. Es geht nicht an, hier nur eine organisatorische Frage zu sehen. Wir sind 
bereit für weitere Gespräche hierüber. Dabei muß man bedenken, daß „Kanzel- und Abend- 
mahlsgemeinschaft‘“ eine gemeinsame bekenntnismäßige Grundlage erfordert und daß sie 
kirchenbildend ist. Die bayerische Landeskirche ist offen für praktische Lösungen in der 
Abendmahlsfrage, wie sie sich aus den Erklärungen des Landesbischofs und der Landes- 
synode vom Herbst 1967 ergeben. 

3. Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern geht davon aus, daß 
die bisherige Grundlage der EKD in Geltung bleiben muß und daß sich aus diesem Grund 
noch allerlei Möglichkeiten für eine weitere Entfaltung, Verlebendigung und Zusammen- 
fassung des kirchlichen Lebens innerhalb der EKD ergeben können. Es kann hier etwa auf 
folgende Punkte verwiesen werden: 

a) Der Charakter der EKD als eines Bundes von Gliedkirchen soll vertieft werden, auch 
wenn der Bekenntnisstand der Gliedkirchen seine volle Anerkennung behält. Dies könnte 
z.B. durch eine Stärkung der Kirchenkonferenz geschehen. 

b) Die Gemeinden sollten stärker durch Information, Mitverantwortung und Aktionen 
am Leben der EKD beteiligt werden. 

c) Die Synode der EKD könnte durch stärkere Beteiligung von Nichttheologen einen 
weiteren Ausbau erfahren. 

d) Die Zusammenarbeit zwischen der Synode, den Kammern, Ausschüssen und Kommis- 
sionen der EKD soll besser koordiniert werden. 

e) Die Wirksamkeit der EKD soll und kann verstärkt werden durch immer neue Bemü- 
hungen, zu den politischen, gesellschaftlichen, sozialen und ethischen Fragen der Gegen- 
wart gemeinsam theologische und kirchliche Aussagen zu machen. Dabei können die Glied- 
kirchen gerade durch ihre Bekenntnisbestimmtheit Wesentliches zu diesen Fragen beitragen. 

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern ist sich darüber im 
klaren, daß in all diesen Fragen eine Weiterarbeit auf dem Boden der Grundordnung in den 
Gremien der Gliedkirchen und der EKD unbedingt erforderlich ist. Sie hat für diese Auf- 
gaben einen eigenen Ausschuß gebildet, der diese Fragen durchdenken und in die Über- 
legungen der Landeskirche einbringen wird. 


Die Synode beschloß: 


Die Landessynode nimmt den Bericht des Ausschusses über EKD-Angelegenheiten im Gan- 
zen zustimmend zur Kenntnis. Sie ist sich dabei bewußt, daß die hier vorgelegten Sätze 
zum Ausdruck bringen, daß wir zusammen mit der EKD auf dem Weg zu neuen Formen 
der Zusammenarbeit sind. 

Die Landessynode erklärt zu den Verhandlungen des Struktur- und Verfassungsausschus- 
ses der EKD: 

a) Die Landessynode ist bereit, loyal an erforderlichen Reformen in der EKD mitzuarbei- 
ten. Dies schließt jedoch ein, daß Änderungen der Grundstruktur der EKD, die die Grund- 
lagen des Zusammenschlusses von 1948 berühren, nicht ohne Zustimmung der Landessyno- 
de vorgenommen werden dürfen. 

b) Die Landessynode ist der Auffassung, daß das Muster einer Einheitskirche, wie sie den 
Thesen der Arnoldshainer Konferenz vom 3. 10. 1970 zu Grunde liegt, für Bayern nicht 
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annehmbar ist. In einer kirchlich so schwierigen Zeit müssen Entscheidungen in engster 
Zusammenarbeit mit den Gemeinden getroffen werden. Dies kann eine zentralistisch aus- 
gerichtete EKD nie leisten. 

Im übrigen wird der eingesetzte gemischte Ausschuß gebeten, die Arbeit des Struktur- 
und Verfassungsausschusses der EKD zu begleiten. Die Landessynode wird sich im März 
1971 erneut mit den Entwicklungen in der EKD befassen. 


Zurückhaltung und Zögern aus theologisch-bekenntnismäßigen Gründen und 
kirchlich-praktischen Überlegungen bestimmen Bericht und Entschließung. 

In einem Rundbrief vom 8. August 1970 an die Pfarrer, Theologinnen und 
kirchlichen Mitarbeiter seiner Landeskirche legte Landesbischof D. Dietzfel- 
binger die Gründe für diese Haltung dar: 


4. Gerade im ökumenischen Zeitalter ist ... die eine Kirche Jesu Christi nach Recht und 
Grenze ihres eigenen Pluralismus gefragt, der sich in Gruppen, Gemeinschaften, Konfessio- 
nen, Weltbünden darstellt. Auf uns angewendet: Inwieweit kann eine pluralistische Landes- 
kirche wie die bayerische heute eine Kirche evangelisch-lutherischen Bekenntnisses sein? 

a) Der Pluralismus in dieser Landeskirche läßt sich nicht leugnen. Er war auch früher vorhan- 
den ... Etwa 90 bisher völlig selbständige Kirchenwesen mußten damals zusammenkommen 
aus landschaftlicher, kirchengeschichtlicher, liturgischer Buntscheckigkeit. Wir Heutigen sind 
neuen, noch stärkeren Wellen des Pluralismus ausgesetzt. Ich denke an den Zustrom von Hun- 
derttausenden von Heimatvertriebenen wie an den ständigen Zuzug von Tausenden von Evan- 
gelischen aus allen Teilen Deutschlands,besonders nach Südbayern. In München hat sich die 
Zahl der Evangelischen in den letzten 15 Jahren verdoppelt, von 175000 auf 350000. Ein 
Pluralismus der Strukturen in Stadt und Land, eine Vielfalt der Frömmigkeitsformen ist 
festzustellen, vor allem aber ein Pluralismus in der Intensität der Zugehörigkeit zu die- 
ser Kirche von einem heute besonders starken Zugehörigkeitsgefühl bis hin zu dem er- 
schreckenden Sog des Auszugs aus den kirchlichen Formen, ja der Abwendung vom 
christlichen Glauben, der viele Menschen ergriffen hat. Gerade dies letztere wird noch ver- 
stärkt durch manche Tendenzen in den Massenmedien, während die auch festzustellenden 
neuen Weisen des Glaubens, die zunehmende Sammlung in Hausgemeinden und Kommu- 
nitäten, die Bewegungen der ‚Stillen im Lande“ gerne übersehen werden. Wir sollten nicht 
vergessen, daß es die Geringen sind, denen das Geheimnis des Evangeliums gerade dann of- 
fenbart sein kann, wenn es den Weisen und Klugen verborgen ist. 

b) Andererseits bekennt sich eben diese pluralistische Landeskirche als eine Kirche des 
evangelisch-lutherischen Bekenntnisses, auch nach dem neuen Verfassungsentwurf. Und 
ich spreche es deutlich aus: mir scheint es gerade ein gesamtkirchlicher Auftrag zu sein, 
daß sie im Ganzen der evangelischen Christenheit mit diesen ihren Zügen zu erkennen ist. 
Auch im Zeitalter der Ökumene ist mit einem verwischten Profil wenig gedient, weder 
unseren römisch-katholischen Brüdern noch allen Kirchen gegenüber, mit denen wir im 
Ökumenischen Rat verbunden sind. Das große Geschenk der ökumenischen Bewegung be- 
steht darin, daß man Reformierten, Anglikanern, Orthodoxen auf neue Weise begegnet, 
von ihnen allen lernt und das Geheimnis der einen Kirche Jesu Christi, oft unter Schmer- 
zen, neu erfährt. Der Dienst der lutherischen Kirche ist aber mit der neu erkannten Ge- 
meinsamkeit nicht zu Ende, sondern neu gefordert: nämlich die reformatorische Tiefe der 
Auslegung der Heiligen Schrift und die klare Erkenntnis der Rechtfertigungsbotschaft, die 
keinen Menschen aufgibt, in dieser ganzen Christenheit zu bezeugen. 

Die uns heute in Lehre und Leben, Verkündigung, Gottesdienst und Seelsorge gestellte 
kirchliche Aufgabe ist damit deutlich: es gilt, die Kirche des lutherischen Bekenntnisses 
mit Freimut und im magnus consensus, aber zugleich mit einer offenen Tür zu vertreten. 
Unübertroffen gegenwartsgemäß scheint mir der Kirchenbegriff des Art. VII der Augsbur- 
gischen Konfession zu sein. Wo es ein muß, ist er ganz zentral, indem er den Finger auf 
die entscheidenden Kennzeichen der Kirche legt: schriftgemäße Verkündigung und ent- 
sprechende Verwaltung der Sakramente. Er ist aber zugleich weit, wenn es um die Ord- 
nung der Kirche im einzelnen geht. Die dort beschriebene congregatio (Gemeinschaft) ist 
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die weidende Herde, deren Ränder beweglich sein können, weil diese congregatio primär 
nicht durch den Pferch, sondern durch den Ruf des Erzhirten (1. Petr. 2,25) zusammen- 
gehalten wird. Auch wenn wir uns heute über die Kirche von morgen Gedanken machen, 
wird unsere Verantwortung zuletzt daran gemessen werden, ob in ihr die rechte Verkün- 
digung des Evangeliums geschieht ... 


In seinem der Landessynode erstatteten Bericht führte der bayerische Landes- 
bischof, die Darlegungen des Rundbriefs aufnehmend und ergänzend aus: 


Es ist ... die Frage, wenn ich auf die Erklärung von Stuttgart blicke, die von der weiter 
gewachsenen Gemeinschaft spricht, ob für uns nur die Gemeinschaft gewachsen ist und 

ob nicht auch gleichläufig auseinanderstrebende Strömungen sich bemerkbar machen. Ich 
weiß, sie gehen quer durch die Konfessionen, aber sie sind da, und ihre Wurzeln reichen weit 
zurück, eben auch hinein in die konfessionellen Unterschiede. Man muß darüber hinaus 
sehen, wie das reformatorische Erbe, die reformatorischen Erkenntnisse durch andere Ten- 
denzen überlagert werden. Es ist sehr schwierig, in dogmatischen Fragen wie Schrift und 
Verkündigung heute in der Evangelischen Kirche in Deutschland gemeinsame Aussagen zu 
machen; zumal über die Ordination denkt man in verschiedenen Kirchen sehr unterschied- 
lich, ebenso über sozial-ethische Fragen oder über den Religionsunterricht. Meine Frage 
ist, ob genau in diesem Augenblick die noch vorhandenen, in das Haus der Evangelischen 
Kirche in Deutschland gewissermaßen eingezogenen Wände der Konfessionsbestimmtheit, 
der kirchlichen Ordnung, des Verschiedengewachsenseins weggerissen werden sollen, zu- 
mal da sie Türen haben, durch die man hindurchgehen kann, vielleicht nach Bedarf und 
nach Willen und Bereitschaft. Ein Haus wird nicht dadurch wohnlicher, daß man es durch 
Einreißen der Wände zur großen Halle macht. Ich weiß, daß der Vergleich hinkt und lange 
nicht alles sagt, aber man muß auch von solchen Seiten her die Dinge betrachten. 


Der Berichtsteil über den künftigen Weg der EKD und ihrer Gliedkirchen wäre 
unvollständig, wenn nicht an seinem Schluß und als Überleitung zu dem folgen- 
den Kapitel ausdrücklich festgestellt würde, daß von Anfang an bei den Erwä- 
gungen und Planungen für kirchliche Struktur-, Verfassungs- und Ordnungsreform 
deutlich war und immer deutlicher wurde, daß aus den Überlegungen und Maßnah- 
men für neue organisatorische Lösungen die theologischen Fragen nicht nur nicht 
ausgeklammert werden können, sondern intensiv mitbedacht werden müssen. Ein 
lediglich pragmatisches Handeln ist der Kirche von ihrem Wesen und Auftrag her 
verwehrt, denn jeder konkrete Vorschlag zur Neuordnung der Kirche impliziert 
theologische Grundfragen und deren Beantwortung. Nur wenn die Gliedkirchen 
zu einem höheren Maß gemeinsamer theologischer Aussagen kommen, sind struk- 
turelle, organisatorische und rechtliche Schritte in Richtung auf eine verstärkte, 
vertiefte und erst recht die volle Kirchengemeinschaft in der EKD möglich und 
zu verantworten. Mit guten Gründen bekam darum schon in seinen ersten Sitzun- 
gen die Arbeit des von der Synode und der Kirchenkonferenz eingesetzten Aus- 
schusses für Struktur- und Verfassungsfragen einen theologischen Akzent, indem 
die theologische Diskussion etwa über die Funktion des Bekenntnisses für eine 
kirchliche Ordnung in großangelegten Referaten und eingehender Aussprache auf- 
genommen wurde. Solche Lehrgespräche sind unausweichliche und unüberspring- 
bare Stationen auf dem Wege zu verstärkter und vertiefter Gemeinschaft inner- 
halb der deutschen evangelischen Christenheit. Kanzel- und Abendmahlsgemein- 
schaft innerhalb der EKD können nur verwirklicht werden, wenn es gelingt, die 
notwendigen Klärungen im theologischen Bereich herbeizuführen und die Über- 


36 


einstimmung im Fundamentalen, wie sie in der Reformation zentral in der Lehre 
von der Rechtfertigung des Sünders zum Ausdruck gebracht wurde, als ausrei- 
chend — satis est — für die Kirchbildung und Kirchwerdung zum Tragen zu 
bringen. 

Der theologische Kontext der Arbeit an der Struktur- und Verfassungsreform 
wird deutlich, wenn der Bericht über die theologische Situation mit der Darstel- 
lung der im Jahre 1970 auf mehreren Ebenen fortgesetzten innerevangelischen 
Lehrgespräche einsetzt, um dann auf die Fragen von Schrift, Theologie und Ver- 
kündigung in der gegenwärtigen theologischen Diskussion einzugehen. 


2. DIE INNEREVANGELISCHEN LEHRGESPRÄCHE’ 


Die Bemühungen um eine Verständigung in theologischen Grundsatz- und Lehr- 
fragen wurden im Berichtsjahr sowohl auf europäischer wie auf EKD-Ebene 
nachdrücklich fortgesetzt und vorangetrieben. Zwischen beiden Gesprächsgän- 
gen besteht ein innerer Zusammenhang. Die europäischen Gespräche erleichter- 
ten durch die Klärung wichtiger Fragen das Gespräch in Deutschland. Viceversa 
sind in das auf europäischer Ebene erarbeitete Dokument entscheidende Inten- 
tionen und wichtige Formulierungen der deutschen Thesen eingegangen. 


a) Das Schauenburg-Leuenberger Gespräch 


Als Ergebnis der auf europäischer Ebene, zunächst in Schauenburg, dann in 
Leuenberg geführten lutherisch-reformierten Gespräche wurde den lutherischen 
und den reformierten Kirchen in Europa ein Bericht zugeleitet, der wegen seiner 
Bedeutung auch für die evangelische Christenheit in Deutschland und ihre Arbeit 
an der gleichen Frage nebst dem Begleitschreiben hier wiedergegeben sei: 


Sehr geehrte Herren, Juni 1970 


Die lutherisch-reformierten Gespräche auf europäischer Ebene sind seit zwei Jahren in ein 
neues Stadium eingetreten. Von Kirchen beauftragte Vertreter haben das Thema „Kirchen- 
trennung und Kirchengemeinschaft‘ untersucht. Die Gespräche sind anläßlich der letzten 
Zusammenkunft zum Abschluß gekommen. Die Teilnehmer haben uns gebeten, Ihnen ih- 
ren Bericht zuzustellen, und wir freuen uns, hiermit diesem Wunsche nachzukommen. 

Wie Sie sehen, schlägt die Gruppe vor, daß eine gemeinsame Erklärung — oder man könnte 
auch sagen — eine Konkordie, vorbereitet werde. Der Lutherische und der Reformierte 
Weltbund sollen zusammen mit der Kommission für Glauben und Kirchenfassung die er- 
sten Vorarbeiten dafür leisten. Eine Vorversammlung bevollmächtigter Vertreter der lu- 
therischen, reformierten und unierten Kirchen in Europa soll dann im kommenden Jahr 
den Text der Konkordie so weit abschließen, daß er den Kirchen zugestellt werden kann. 
Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie zu diesen Vorschlägen Stellung nehmen würden. Es 
ist selbstverständlich, daß die drei Organisationen einen solchen Dienst nur leisten können, 
wenn sie von den Kirchen ausdrücklich aufgefordert werden. 

Bei der Benennung bevollmächtigter Vertreter zur Teilnahme an der Vorversammlung 
scheint es uns wichtig, daß möglichst die Kontinuität mit den vorhergehenden Gesprächen 


3. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1967, S. 46tf.; 1969, S. 7ff. 
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gewahrt bleibt. Wir würden es begrüßen, wenn die Kirchen Vertreter benennen würden, die 
bereits an den lutherisch-reformierten Gesprächen teilgenommen haben. 


Lukas Vischer Andre Appel Marcel Pradervand 
Direktor des Sekretariats Generalsekretär des Generalsekretär des Refor- 
für Glauben und Kirchen- Lutherischen Weltbundes mierten Weltbundes 
verfassung 


BERICHT DER LUTHERISCH-REFORMIERTEN GESPRÄCHE 
IN LEUENBERG/SCHWEIZ 1969/70 


Vorbenerkäig Kirchengemeinschaft und Kirchentrennung 
Die lutherisch-reformierten Gespräche in Bad Schauenburg/Schweiz (1964-1967) hatten 
zu Thesen geführt, in denen die Überzeugung zum Ausdruck kam, daß den zwischen lu- 
therischen und reformierten Kirchen bestehenden Unterschieden keine kirchentrennende 
Bedeutung mehr zukomme (vgl. Auf dem Wege, Lutherische-reformierte Kirchengemein- 
schaft, Zürich 1967). Die Stellungnahmen derKirchen hatten weithin eine positive Auf- 
nahme dieser Ergebnisse erkennen lassen. Sie wiesen aber zugleich darauf hin, daß eine 
Verständigung darüber nötig sei, was denn „Kirchengemeinschaft und Kirchentrennung“, 
besonders in Blick auf die lutherischen und reformierten Kirchen, bedeute. Die Gesprä- 
che in Leuenberg (1969/70) machten diese Frage zu ihrem Thema. Es ging deshalb auf 
dem Hintergrund der Bad Schauenburger Ergebnisse nicht mehr in erster Linie um die 
Behandlung einzelner theologiegeschichtlicher und dogmatisch fixierter Kontroverspunk- 
te, sondern vielmehr darum, das weitläufige Gebiet der Ekklesiologie aus einer Perspek- 
tive in den Blick zu nehmen, die vor allem die praktisch-theologischen Implikationen für 
das zukünftige Verhältnis zwischen lutherischen, reformierten und unierten Kirchen sicht- 
bar werden ließ. Das entsprach dem neuen Stadium und dem veränderten Charakter des 
Gesprächs, sofern — im Unterschied zum Bad Schauenburger Gesprächskreis — die Teil- 
nehmer von ihren Kirchen offiziell delegiert waren. Die folgenden Ergebnisse der Leuen- 
burger Gespräche werden hiermit den lutherischen, reformierten und unierten Kirchen 
Europas vorgelegt. 


I. Neutestamentliche Aspekte 


1. Im Neuen Testament finden sich zwischen einzelnen Schriften und zwischen von ih- 
nen rezipierten Traditionen Unterschiede, die in der Sicht mancher Historiker nahezu 
den späteren konfessionellen Unterschieden gleichkommen. Diese Unterschiede betreffen 
auch die Probleme des Amtes, der Gemeindeordnung, der Sakramente und des Bekennt- 
nisses, d.h. Fragen, die in der Mitte gegenwärtiger Bemühungen um die Herstellung der 
Kirchengemeinschaft stehen. In den Briefen des Paulus tritt besonders deutlich in Er- 
scheinung, wie über derartige Unterschiede hinweg unbeschadet notwendiger Absagen im- 
mer wieder die Einheit in Christus gesucht und hergestellt wurde. Daher werden im fol- 
genden seine Aussagen zu dieser Frage wiedergegeben. 

2. Christus, der Herr, hat alle, die durch die Predigt des Evangeliums und durch die Tau- 
fe zum Glauben gerufen werden und unter dem Wort an seinem Tisch zusammen sind, 
ohne ihr Zutun schon erlöst und zu Gliedern seines Leibes gemacht (1. Kor. 12, 13). Da- 
mit sind sie durch den Geist in die Koinonia, die Gemeinschaft der einen Ekklesia ge- 
stellt (Phil. 2, 1; 1. Kor. 10, 16ff.). Diese gegebene Gemeinschaft will in gegenseitigem 
Dienen der einzelnen Christen wie der Gemeinden untereinander bezeugt werden. Zu die- 
sem Dienen gehört die auf dem sogenannten Apostelkonzil getroffene Übereinkunft eben- 
so wie die Kollekte für Jerusalem (Gal. 2, 1f.; 2. Kor. 8f.). Ziel dieses Dienstes ist es nicht 
die Kirche selbst zu erhalten, sondern sie zur Erfüllung ihres Zeugenauftrages zu befähi- 
gen: denn Christus ist für alle gestorben. 

3. Die gelebte Koinonia umschließt innerhalb der Ekklesia, d.h. der Ortsgemeinde wie 
der Gesamtkirche, eine große Mannigfaltigkeit und Spannungsweite von Verkündigungs- 
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weisen, Theologien und Lebensformen. Sie umfaßt z.B. die freizügig lebenden „Starken“ 
und Askese übenden „Schwachen“ nach Röm. 14f., oder die das mosaische Gesetz be- 
achtenden Gemeinden Palästinas wie die von ihm unabhängigen in Kleinasien und Grie- 
chenland (1. Kor. 9, 20f.). In ihr hat neben der Theologie des Paulus auch die des Apol- 
pas Petrus und des Herrenbruders Jakobus Platz (1. Kor. 3, 4-9; 15, 11; Gal. 2, 

4. Aber wie die Freiheit des Glaubens diese Mannigfaltigkeit ermöglicht, so gebietet sie 
immer wieder auch ein klares Nein zu bestimmten Inhalten des Verkündigens und Lehrens 
wie der ihnen entsprechenden Lebensweise, wo diese aus einem „anderen Evangelium‘ oder 
„nicht aus Glauben stammen“ (2. Kor. 11, 4; Gal. 1, 6-9; Röm. 14, 23). Dieses Nein er- 
gibt sich aus einem Prüfen von Verkündigung, Lehre und Leben am apostolischen Evange- 
lium. Das Evangelium ist der urchristlichen Gemeinde als formulierte Tradition des Oster- 
kerygmas (1. Kor. 15, 3-5) und als Tradition über Jesu Erdenwirken, die den Evangelien 
zugrunde liegt, gegeben. Beide Überlieferungen werden im Neuen Testament stets als leben- 
diges, pneumatisches Kerygma verstanden und als Anrede auf eine bestimmte Situation be- 
zogen. So wird etwa die von Paulus übernommene Botschaft (1. Kor. 15, 3-5) in den Aus- 
führungen desselben Kapitels entfaltet, und in den Evangelien die Jesusüberlieferung jeweils 
für eine bestimmte Verkündigungssituation aktualisiert. Demgemäß beurteilt Paulus die häre- 
tischen Erscheinungen nicht einfach, indem er sie an feststehenden Sätzen mißt. Er inter- 
pretiert vielmehr, theologisch argumentierend, die soteriologische Mitte des Evangeliums für 
die jeweilige Verkündigungssituation und deckt damit das Abweichen der Häresie auf. Seine 
Argumentation überführt nicht juristisch oder rational, sondern durch Erkenntnis des Glau- 
bens. Die Mitte des Evangeliums ist dabei die ausschließliche Heilsmittlerschaft Jesu, wie 
sie das Osterkerygma in Verbindung mit der Evangelienüberlieferung bezeugt und wie sie 
in der allen neutestamentlichen Zeugen gemeinsamen Botschaft von der Vergebung der 
Sünden, der neuen Geburt oder der Rechtfertigung aus Glauben für die Menschen expli- 
ziert und verkündigt wird (Mark. 2, 1-17; Joh. 3, 3; 5, 14-16; Röm. 3, 28; Phil. 3, 4— 
11; Jak. 2, 12f.; Offbg. 20, 15). 

5. Die Briefe des Paulus und andere neutestamentliche Zeugen lassen erkennen, daß in 
der christlichen Gemeinde klare Scheidungen vollzogen wurden. Wie die Lehrurteile zu Be- 
ginn der Reformation haben diese Scheidungen in der Frühzeit der Christenheit jedoch dy- 
namischen Charakter: sie bleiben eine immer lebendige, geistliche Auseinandersetzung um 
die Wahrheit, welche die ganze Gemeinde gewinnen will. 


II. Kirchengemeinschaft und Kirchentrennung in der Geschichte der reformatorischen 
Kirchen 


6. Lutherische und reformierte Kirchen haben ihren gemeinsamen geschichtlichen Ur- 
sprung in der Wiederentdeckung des Evangeliums als dem Fundament der Kirche. Dieser 
Ausgangspunkt hat bei allen sich einstellenden Unterschieden seine Bedeutung für die 
Folgezeit nie verloren. Die Gemeinsamkeit des reformatorischen Ansatzes schloß unter 
anderem ein übereinstimmendes Verständnis vom Wesen kirchlicher Gemeinschaft ein: kirch- 
liche Gemeinschaft gründet im Worte Gottes. Zur Verwirklichung der Kirchengemeinschaft 
ist die Vergegenwärtigung des gemeinsamen geschichtlichen Ursprungs und des weiteren ge- 
schichtlichen Weges unentbehrlich. 

7. Die grundlegende Einheit der christlichen Kirche ist von den Reformatoren des 16. 
Jahrhunderts übereinstimmend geglaubt und bekannt worden. Ihr leidenschaftliches Be- 
mühen um die Wiedergewinnung der Wahrheit des Evangeliums war darauf gerichtet, die 
Einheit der Kirche in Lehre und Leben zu erhalten und aufbrechende Spaltungen zu 
überwinden. Sie haben darum die Grenzen der una sancta ecclesia nicht engültig festge- 
legt. Dennoch entwickelten sich schon früh im 16. Jahrhundert Ansätze zur Ausbildung 
partikularer Kirchen. 

8. Für heutiges geschichtliches Verstehen ist die sich durchsetzende Spaltung der Chri- 
stenheit nicht nur in verschiedenen Lehraussagen begründet. Dem 16. Jahrhundert teilwei- 
se unbewußt spielen die Verschiedenartigkeit der ethnischen und staatlichen Gebilde, der 
ökonomischen Verhältnisse und der politischen Entscheidungen, die unterschiedliche Ver- 
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wurzelung in bestimmten kirchlichen, theologie- und geistesgeschichtlichen Traditionen 
sowie die persönlichen und menschlichen Unzulänglichkeiten eine nicht zu übersehende 
Rolle. 

9. Die Härte des Gegensatzes ergab sich vor allem daraus, daß sich die Reformatoren im 
Blick auf die römische Kirche ihrer Zeit zu Entscheidungen gedrängt sahen, die das Ge- 
wicht einer letzten Scheidung hatten. Aber auch innerhalb der reformatorischen Bewe- 
gung brachen im Verständnis der Wahrheit Gegensätze auf, die nicht nur als verschieden- 
artige Ausdrucksformen des Evangeliums verstanden werden konnten, sondern zur Bildung 
getrennter Kirchen führten. Es bildeten sich Konfessionskirchen, die sich in Verwerfungs- 
urteilen voneinander abgrenzten und deshalb auch die Abendmahlsgemeinschaft nicht 
aufrechtzuerhalten vermochten. Es gelang nicht, die in den Bekenntnisschriften und Lehr- 
aussagen bezeugte Einheit im Vollzug kirchlicher Gemeinschaft zu verwirklichen. Die ur- 
sprünglich an die ganze Christenheit gerichteten Bekenntnisse übernahmen mehr und mehr 
die Funktion, die Geschlossenheit konfessioneller Kirchen verfassungsgemäß zum Ausdruck 
zu bringen. 

10. Die Tatsache der Trennung ist aber stets als Stachel empfunden worden, und es fehl- 
te nicht an Vorstößen, die fixierten Konfessionsgrenzen zu durchbrechen. Einzelne Theolo- 
gen der Orthodoxie versuchten, auf dem Wege theologischer Besinnung und zwischenkon- = 
fessioneller Lehrgespräche einen Konsensus zu erreichen. Sie haben damit einen Weg be- 
schritten, auf den sich die reformatorischen Kirchen auch später zur Erreichung der Kir- 
chengemeinschaft immer wieder gewiesen sahen. So verschieden pietistische Frömmigkeit 
und ethischer Humanismus der Aufklärung auch sind, haben sie sich doch in ähnlicher 
Weise ausgewirkt, indem sie die innere Berechtigung getrennter Kirchen in Frage stellten 
und quer durch die Konfessionen hindurch das Bewußtsein einer neuen Zusammengehörig- 
keit weckten. Die Stabilität der lutherischen und reformierten Kirchen erwies sich aber als 
so stark, daß das sich bildende Gemeinschaftsbewußtsein zahlreicher Glaubender die ge- 
trennten Kirchen als solche zunächst nicht zusammenzuführen vermochte. 

11. Unter dem Einfluß der Erweckung intensivierte sich das Verlangen, die volle kirch- 
liche Gemeinschaft herzustellen. Die biblische Offenbarung wurde im Gegensatz zum vor- 
hergegangenen Rationalismus wieder ausdrücklich zum lebendigen Mittelpunkt kirchlicher 
und theologischer Bemühungen. Gleichzeitig erhielten die reformatorischen Bekenntnis- 
schriften als Dokumente einer wiederentdeckten Vergangenheit verstärkte Geltung. So 
konnten einerseits Unionskirchen entstehen, während andererseits das konfessionelle Den- 
ken eine Aktivierung erfuhr. Das Neuluthertum — vereinzelt auch das Reformiertentum — 
des 19. Jahrhunderts erhielt so auf Grund des als konstituierende Lehrnorm interpretier- 
ten Bekenntnisses und eines ausgeprägten Amtsbegriffes eine stark konfessionelle Prägung. 
Im Unterschied zum 16. Jahrhundert wurden die konfessionellen Kirchen in dieser Zeit 
vornehmlich als geschichtlich gewordene, durch das Bekenntnis konstituierte Organismen 
interpretiert. 

12. Die Erschütterungen des 20. Jahrhunderts und die damıt zusammenhängende politi- 
sche, ökonomische, geistesgeschichtliche und theologische Entwicklung haben die Berechti- 
gung fixierter kirchlicher Grenzen erneut in Frage gestellt. Die ökumenische Bewegung 
Bewegung hat u.a. darin ihre Wurzeln. In der Konfrontation mit der Säkularisierung ha- 
ben die Kirchen die biblische Verheißung der Einheit und die Verpflichtung zu gemein- 
samem Zeugnis neu verstehen gelernt. Der intensive Umgang der Kirchen untereinander und 
das gemeinsame Bestehen geschichtlicher Notsituationen haben Wert und Grenze konfessio- 
nellen Erbes stärker als früher ins Bewußtsein treten lassen. Die Förderung kirchlicher Ein- 
heit hat jedoch in der zweiten Hälfte unseres Jahrhunderts gegenüber der Ausgestaltung kon- 
fessioneller Kirchlichkeit eindeutig den Vorrang gewonnen. 


III. Lutherisch-reformierte Kirchengemeinschaft in Europa 


13. Auf Grund ihres in dem gemeinsamen geschichtlichen Ursprung begründeten Ver- 
hältnisses zueinander wissen sich lutherische und reformierte Kirchen in Europa in beson- 
derem Maße verpflichtet, die Kirchengemeinschaft untereinander zu verwirklichen. Diese 
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Verpflichtung hat ihren Grund zugleich darin, daß sich die Kirchen in einer vielfältig ge- 
spaltenen und bedrohten Welt vor neue Aufgaben der Versöhnung gestellt sehen. 

14. Als Tatzeugnis von der in Christus geglaubten Einheit der Kirche wird Kirchenge- 
meinschaft einerseits verstanden als Aufhebung geschichtlich vollzogener und praktizier- 
ter Kirchentrennung. Andererseits ist sie nach gemeinsamer Überzeugung der lutherischen 
und reformierten Kirche Gewährung der vollen Gemeinschaft an Wort und Sakrament. Die- 
se geistliche Gemeinschaft drängt zu größtmöglicher Gemeinsamkeit im innerkirchlichen Le- 
ben und im Zeugnis und Dienst an der Welt. Sie verpflichtet dazu, alles aus dem Wege zu 
räumen, was das mit der Kirchegemeinschaft gegebene Tatzeugnis verdunkelt. 


A. Auf dem Weg zur Kirchengemeinschaft 


15. Der Weg zur Kirchengemeinschaft ergibt sich nicht von selbst, und auch ernsthafte 
gemeinsame Resolutionen auf höchster Ebene bieten keine Gewähr dafür, daß das Ziel er- 
reicht wird. Die Erfahrung u.a. der Schauenburger Gespräche hat eine Reihe von Einsich- 
ten zu Tage gefördert, die sich in den Kirchen durchsetzen müssen, bevor die entscheiden- 
den Schritte getan werden können. Diese Einsichten sind andernorts (vgl. Auf dem Weg, 

S. 9-30) breiter entfaltet und werden hier nur kurz zusammengefaßt. 

16. (1) Jede Bemühung um die Herstellung von Kirchengemeinschaft muß davon ausge- 
hen, daß die Mehrzahl lutherischer und reformierter Christen Europas bereits in einer so 
engen Gemeinschaft leben, daß sich bei ihnen das Bewußtsein für die Trennung weitgehend 
verloren hat. Die tiefreichenden sozialen Wandlungen in der jüngsten Geschichte und die in 
wachsendem Maße gleichen Probleme und gemeinsam übernommenen Aufgaben, etwa im 
Bereich der Mission und der Diakonie, haben auch im Bewußtsein der einzelnen Christen 
eine Vielzahl von neuen Gemeinsamkeiten zwischen den beiden Konfessionen hervorge- 
bracht. 

17. Enge Verbindungen haben sich auch im Bereich des theologischen Denkens und der 
Ausbildung ergeben. Beide Kirchen stehen vor den gleichen geistigen Herausforderungen, 
und in ihren Antworten darauf deuten sich die alten konfessionellen Gegensätze oft nur 
noch in spezifischen Denkansätzen an. Der jeweilige Gesprächspartner kann daher nicht 
länger unbedacht mit seinen Konfessionsvätern theologisch identifiziert werden. Der Stel- 
lenwert, welchen die traditionellen Lehrkontroversen für heutiges theologisches Denken 
und theologische Auseinandersetzung haben, ist daher immer neu zu prüfen. Das gilt vor 
allem für den klassischen Gegensatz in der Abendmahlslehre. 

18. (2) Ebenso klar müssen die noch bestehenden Hindernisse einer Kirchengemeinschaft 
ins Auge gefaßt werden. Hierher gehören z.B. die im Bewußtsein der Gemeinden oft tief 
verankerten Gegensätze im Blick auf die Gestalt des Gottesdienstes und die Grundausrich- 
tung der Frömmigkeit. Dabei handelt es sich freilich um nicht mehr als um unterschiedliche 
Betonungen gemeinsamer Elemente, und diese Unterschiede sind zudem nicht einfach mit 
den Konfessionsgrenzen identisch. Eine Fortdauer der Kirchentrennung vermögen sie kei- 
nesfalls zu rechtfertigen. 

19. Als Hindernis können sich auch gewisse theologische Differenzen auswirken, wie z.B. 
der Gegensatz zwischen der Lehre von der Königsherrschaft Christi und der Zwei-Reiche- 
Lehre. Diese Differenzen haben nicht unbedingt einen konfessionellen Ursprung, aber sie 
können sich leicht mit konfessionellen Gegensätzen verbinden und diese dadurch ideologi- 
sieren. Ähnliches gilt auch für weiterbestehende ethnische Unterschiede wie auch Verschie- 
denheiten der institutionellen Gestalt der Kirchen im Verhältnis zu ihrer gesellschaftlichen 
und politischen Umwelt. Eine Vertiefung der Verständigung kann nur erreicht werden, 
wenn die vielfältige geschichtliche Bedingtheit konfessioneller Unterschiede bewußt ge- 
macht wird. 

20. (3) Die Erfahrung wachsender Zusammengehörigkeit wie auch die Einsicht in die 
weiterbestehenden Hindernisse der Kirchengemeinschaft nötigt zu gemeinsamer Reflexion, 
welche die überkommenen Kontroversen aufarbeitet und das verbindende reformatorische 
Erbe für die Aufgaben der Gegenwart fruchtbar macht. Diese gemeinsame Reflexion hat 
zugleich die Aufgabe zu prüfen, inwieweit die faktisch gelebte Gemeinschaft im Evangelium 
gegründet ist. Nur das Miteinander von gelebter Gemeinschaft und von Gemeinschaft im Ver- 
ständnis des Evangeliums wird der in Christus vorgegebenen Einheit gerecht. Der Weg zur 
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Kirchengemeinschaft führt daher nicht am Lehrgespräch vorbei, sondern er muß dieses als 
wesentliches Element einschließen. Wie die Erfahrung dieser Lehrgespräche ergeben hat, 
sind dafür folgende Gesichtspunkte von Bedeutung: 

21. a) Die Reformatoren haben unterschieden zwischen dem gemeinsamen Fundament, 
auf welchem die Kirche begründet ist, und den geschichtlich bedingten, aber nicht heils- 
notwendigen Traditionen, über die eine Übereinstimmung nicht unbedingt erforderlich ist. 
Diese Unterscheidung ist auch heute von Gewicht. Das Lehrgespräch muß das Ziel verfol- 
gen, den wahren und.ausreichenden Grund der Kirchengemeinschaft herauszustellen und 
davon die jeweilige geschichtliche Ausgestaltung zu unterscheiden. 

22. b) Die Kirchengemeinschaft ist dann begründet, wenn die ausschließliche Heilsmitt- 
lerschaft Jesu als Mitte des Evangeliums und als einziger Grund und Kanon der Lehre und 
des Lebens der Kirche anerkannt wird. Auf dieser Grundlage muß dann die Lehre von der 
Rechtfertigung aus Glauben und von der neuen Geburt entfaltet und in Verbindung damit 
auch eine Verständigung über die Wirksamkeit des Wortes und der Sakramente erzielt wer- 
den. 

23. c) Ein Lehrkonsensus ist niemals ein Selbstzweck. Die durch ihn geprüfte und bestä- 
tigte Kirchengemeinschaft ist ein lebendiger Prozeß des kritischen Austausches untereinan- 
der und mit der jeweiligen gesellschaftlichen Umwelt. Auch die Grundaussagen, auf wel- \ 
chen der Konsensus beruht, müssen in diesem Prozeß einer ständigen Neuinterpretation 
ausgesetzt und unterzogen werden. Der Lehrkonsensus bestätigt wohl die Kirchengemein- 
schaft, aber er schließt die theologische Auseinandersetzung untereinander nicht ab. Nur 
wenn das Lehrgespräch in diesen weitergehenden Prozeß einmündet, kann die Kirchenge- 
meinschaft erhalten werden. 


B. Die Herstellung der Kirchengemeinschaft 


24. Wir glauben, daß die Gemeinschaft zwischen lutherischen, reformierten und unierten 
Kirchen in Europa hergestellt werden kann. Wir schlagen vor, daß dieser Schritt durch die 
Annahme einer gemeinsamen Erklärung vollzogen wird, für die sich der überkommene Be- 
griff einer „‚Konkordie‘‘ anbietet. Sie müßte von einer Versammlung bevollmächtigter Ver- 
treter der lutherischen, reformierten und unierten Kirchen verabschiedet werden. 

Diese Konkordie sollte umfassen: 

25. (1) Eine Erklärung, die zum Ausdruck bringt, daß die Kirchen im Verständnis des 
Evangeliums inhaltlich übereinstimmen. Damit würde die gleichzeitige Geltung der beste- 
henden Bekenntnisse in den beteiligten Kirchen ermöglicht. 

Die Übereinstimmung im Verständnis des Evangeliums findet ihren Ausdruck in dem ge- 

meinsamen Zeugnis, daß das Evangelium dem Menschen Gottes rettende Tat in Jesus Chri- 

stus zuspricht. Dieses Evangelium wird in der Heiligen Schrift bezeugt, in der Verkündigung 
der Kirche neu zugesprochen und durch den Heiligen Geist gewiß gemacht. Sein grundle- 
gender Inhalt ist die Rechtfertigung des Sünders sola fide propter Christum und die bedin- 
gungslose Annahme und Heiligung durch Gott für jeden, der diese Zusage annimmt. Das ge- 
meinsam geglaubte und bekannte Zeugnis, wie es auch in den reformatorischen Bekennt- 
nissen zum Ausdruck kommt, ist ausreichende Grundlage, um darin heute Übereinstimmung 

im Verständnis des Evangeliums zu finden. Das schließt die Übereinstimmung im Verständ- 

nis der Sakramente ein, sofern diese gemäß dem Evangelium als leibhafte Gestalt der Ver- 

heißung, die den Glauben weckt und stärkt, empfangen werden. Der gemeinsam bekannte 

Glaube befähigt die Kirchen im Vertrauen auf die schöpferische, versöhnende und erneuern- 

de Kraft Jesu Christi zum gemeinsamen Leben und Handeln in der Welt. 

26. (2) Eine Erklärung, daß die in den Bekenntnisschriften ausgesprochenen Lehrverurtei- 
lungen den gegenwärtigen Stand der Lehre des Partners nicht mehr betreffen, und daß den 
noch bestehenden Unterschieden in kirchlicher Lehre, Ordnung und Lebensform keine kir- 
chentrennende Bedeutung mehr zukommt. 

Im 16. Jahrhundert ist es in den lutherischen und reformierten Bekenntnissen zu Verwer- 

fungen vorwiegend auf dem Gebiet der Abendmahlslehre, der Christologie und der Präde- 

stinationslehre gekommen, die das Verhältnis zwischen lutherischen und reformierten Kir- 
chen bis heute belasten. Es scheint uns nicht mehr möglich, diese Verwerfungen heute 
noch aufrechtzuerhalten. Die verschiedenen neueren Konsensustexte zeigen paradigmatisch, 
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daß man den reformierten Kirchen nicht mehr vorwerfen kann, sie trennten das Essen von 

Brot und Wein in illegitimer Weise vom Empfang von Leib und Blut. Auf lutherischer Sei- 

te dagegen ist man kritischer geworden gegenüber der Übiquitätslehre oder einer begrifflich 

zu starr bestimmten Weise des Verhältnisses zwischen Brot und Wein einerseits und Leib 
und Blut Christi andererseits. Außerdem kann man heute die reformierten Kirchen nicht 
mehr ohne weiteres mit der Lehre von der doppelten Prädistination behaften. Die Gegen- 
sätze in der Christologie haben sich als aufeinander bezogene Interpretationen des Christus- 
geheimnisses erwiesen; sie haben jedoch keine kirchentrennende Bedeutung. 

Mit der heutigen Erkenntnis ist kein Urteil über die Väter des 16. Jahrhunderts abgege- 
ben, sondern es wird gefragt, ob, in Treue zu den Bekenntnissen, denen sich die Kirchen 
verpflichtet wissen, die im 16. Jahrhundert ausgesprochenen Verwerfungen heute noch im 
Hinblick auf reformierte bzw. lutherische Kirchen aufrechterhalten werden müssen. 

Auf Grund unserer Untersuchungen meinen wir diese Frage verneinen zu können. 

27. (3) Eine Erklärung, die auf Grund der Übereinstimmung im Verständnis des Evange- 
liums die Gewährung der Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft (Interkommunion und In- 
terzelebration) zwischen den beteiligten Kirchen ausspricht. Damit ist die Kirchengemein- 
schaft im vollen Sinne hergestellt. Sie ist jedoch mißverstanden, wenn sie lediglich als et- 
was Statisches interpretiert wird. Im Vollzug dieser Gemeinschaft muß sichtbar werden, 
daß sich die Kirchen gegenseitig als Glieder am Leibe Christi annehmen. Kirchengemein- 
schaft drängt daher zu größtmöglicher Gemeinsamkeit im innerkirchlichen Leben und im 
Zeugnis und Dienst an der Welt. 

28. Es kann nicht allgemein entschieden werden, wo ein organisatorischer Zusammen- 
schluß der Kirchen erforderlich ist. Die besondere Situation, in der die Kirchen in den ein- 
zelnen europäischen Ländern leben, wird in dieser Frage ausschlaggebend sein. Auf keinen 
Fall sollte die gewonnene Kirchengemeinschaft zu einer Vereinheitlichung solcher Art füh- 
ren, daß die lebendige Vielfalt der Verkündigungsweisen, des gottesdienstlichen Lebens, der 
kirchlichen Ordnung und der diakonischen wie gesellschaftlichen Tätigkeit erstickt wird, 
derer die Kirchen zu ihrem Dienst in einer vielgestaltigen und sich verändernden Welt be- 
dürfen. 

29. Die lutherischen und reformierten Kirchen Europas verstehen eine Herstellung ihrer 
Gemeinschaft nicht als Blockbildung reformatorischer Kirchen, sondern sehen sie im Hori- 
zont der Begegnung aller Kirchen. Sie haben insbesondere die Hoffnung, daß die Überwin- 
dung ihrer Trennung sich auf das Verhältnis der ihnen verwandten Kirchen in anderen Kon- 
tinenten auswirken wird wie auch für das zukünftige Verhältnis der beiden Weltbünde zuein- 
ander fruchtbar gemacht werden kann. Die Verbindungen der Kirchen zu den Weltbünden 
sollten gewahrt und ausgebaut werden. Sie würden einerseits die Kirchen vor Isolierung und 
Verarmung bewahren, und sie würden andererseits auch dem Dienst der Weltbünde zugute 
kommen. So könnte die Wiederherstellung der Kirchengemeinschaft im europäischen Raum 
die ökumenische Bewegung als ganze näher an das Ziel der Einheit der gesamten Kirche 
Jesu Christi heranführen. 

30. Die Herstellung der Gemeinschaft zwischen beiden Konfessionen nötigt zu einer vol- 
len und vorbehaltlosen Zusammenarbeit an dem der Kirche gegebenen Auftrag. Die gemein- 
same theologische Arbeit sollte dafür Sorge tragen, daß die Wahrheit des Evangeliums in ei- 
ner säkularisierten Welt glaubwürdig bezeugt und, wo immer es nötig ist, gegenüber Entstel- 
lungen abgegrenzt wird. Zugleich sollten auf nationaler wie auf kontinentaler Ebene die 
Kräfte und Mittel zusammengefaßt werden, um in gemeinsamer sozialer und politischer 
Diakonie den Menschen wirkungsvoller zu dienen. 


Juni 1970 


BRIEF AN DIE LUTHERISCHEN, REFORMIERTEN UND 


UNIERTEN KIRCHEN IN EUROPA k 
Juni 1970 


Lutherische, reformierte und unierte Kirchen in Europa hatten in Fortsetzung der luthe- 
risch-reformierten Gespräche, die 1964-1967 in Bad Schauenburg/Schweiz stattfanden, 
Vertreter zu Gesprächen über die Frage „Kirchengemeinschaft und Kirchentrennung“ ent- 
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sandt. Diese Gespräche, die 1969 und 1970 in Leuenberg/Schweiz durchgeführt wurden, 
haben eine theologische Klärung über das zur Frage stehende Problem erbracht. Sie ha- 
ben außerdem zu dem Plan einer faktischen Überwindung der Kirchentrennung zwischen 
den lutherischen, reformierten und unierten Kirchen geführt. 

Die Teilnehmer der Leuenberger Gespräche übergeben hiermit den Bericht über das 
Ergebnis ihres Gesprächs den lutherischen, reformierten und unierten Kirchen in Eu- 
ropa. Sie sind der Überzeugung, daß die Zeit für die Überwindung der Kirchentren- 
nung zwischen den reformierten, lutherischen und unierten Kirchen und für die Her- 
stellung der vollen Kirchengemeinschaft zwischen ihnen reif ist. Sie weisen darauf 
hin, daß eine Reihe von verantwortlichen Gesprächen mit diesem Ziel im europäischen 
Raum mit der Hoffnung auf ein positives Ergebnis bereits geführt werden. Es wäre wün- 
schenswert, daß eine „„Konkordie‘, wie sie im Bericht vorgeschlagen wird, in zeitlicher 
Übereinstimmung mit dem Abschluß dieser Gespräche zustande kommt. 

Hinsichtlich des weiteren Weges schlagen die Teilnehmer vor, den Abschluß einer „Kon- 
kordie‘‘ auf einer Vorversammlung von bevollmächtigten Vertretern der lutherischen, re- 
formierten und unierten Kirchen in Europa vorbereiten zu lassen. Die Arbeiten dieser 
Vorversammlung sollten bis spätestens Ende 1971 abgeschlossen sein. Ihre Ergebnisse 
sollten dann den Synoden der einzelnen Kirchen vorgelegt werden. Finden sie deren Zu- 
stimmung, könnte die Konkordie auf einer Hauptversammlung der Kirchen etwa nach 
Jahresfrist verabschiedet werden. 

Mit der Vorlage ihres Berichtes verbinden die Teilnehmer folgende Bitten: 

1. Den Bericht zur Kenntnis zu nehmen und die Zustimmung bzw. Stellungnahme den 
Unterzeichneten bis zum 1. April 1971 zuzuleiten. 

2. Ein bis zwei Vertreter für die Vorversammlung zu benennen. Es wäre wichtig, daß 
sich unter diesen Vertretern auch Laien und speziell Kirchenjuristen befinden. Wo es sinn- 
voll erscheint, könnten sich mehrere Kirchen gemeinsam vertreten lassen. 

3. Die Organe des LWB, RWB und des ÖRK (Glauben und Kirchenverfassung) zu ersu- 
chen, die Vorbereitungen für den Entwurf einer solchen Konkordie und für die Zusam- 
menkunft der Vorversammlung in die Hand zu nehmen. 


Für die Teilnehmer 


Prof. Max Geiger Bischof Fr. Hübner 
(Vorsitzender) (Vorsitzender) 


Zum Abschluß der Leuenberger Gespräche erklärte die Arnoldshainer Konfe- 
renz: 

STELLUNGNAHME ZU DEN ERGEBNISSEN 
DER LUTHERISCH-REFORMIERTEN GESPRÄCHE AUF EUROPÄISCHER EBENE 


1. Innerhalb verschiedener Länder haben seit langem Lehrgespräche zwischen lutheri- 
schen und reformierten Kirchen stattgefunden, die auch über die jeweiligen Ländergren- 
zen hinweg sowohl in Nordamerika als auch in Europa Kirchen verschiedener reformato- 
rischer Bekenntnisse einander angenähert haben. In Europa haben die Schauenburger Ge- 
spräche (1964-1967) zu Ergebnissen geführt, die es rechtfertigen, die entscheidenden 
Schritte auf die Kirchengemeinschaft hin zu tun. 

2. Der Bericht über die 1969 und 1970 in Leuenberg durchgeführten Gespräche zum 
Thema ‚Kirchengemeinschaft und Kirchentrennung“ schließt mit konkreten Vorschlägen 
zur Herstellung der Kirchengemeinschaft zwischen lutherischen, reformierten und unier- 
ten Kirchen in Europa. Diese Vorschläge, die durch ausführliche neutestamentliche, kir- 
chengeschichtliche und systematische Überlegungen vorbereitet und begründet werden, 
sehen die Ausarbeitung einer Konkordie vor, die von einer Versammlung bevollmächtig- 
ter Vertreter der genannten Kirchen verabschiedet werden soll. 

3. Wir verstehen die vorgeschlagene Konkordie als Bestätigung der Kirchengemeinschaft 
gemäß der Schrift und dem Inhalt der reformatorischen Bekenntnisse und zugleich als 
Verpflichtung zu größtmöglicher Gemeinsamkeit in Leben und Zeugnis zwischen den be- 
teiligten Kirchen. 
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4. Wir bejahen die Notwendigkeit, alles aus dem Weg zu räumen, was das gemeinsame 
Zeugnis der Kirchen verdunkeln könnte, und alles zu tun, um die Kirchengemeinschaft im- 
mer fester im Evangelium zu gründen, sie immer neu in den Herausforderungen der Zeit 
zu bewähren und von Anfang an auf ihre Erweiterung bedacht zu sein. 

5. Wir danken allen Beteiligten für die geleistete Arbeit. Wir bitten die Organe des Luthe- 
rischen Weltbundes, des Reformierten Weltbundes und des Ökumenischen Rates, die erfor- 
derlichen Schritte in die Wege zu leiten. 

6. Wir sind bereit, uns an der Ausarbeitung der Konkordie und an ihrem formellen Ab- 
schluß zu beteiligen. 


Erst in der Jahreschronik 1971 werden weitere Stellungnahmen bekanntgege- 
ben werden können. 


Anmerkung: Stellungnahme der Kirchen in der DDR zum Ergebnis 
der Leuenberger Gespräche 


Die Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik übernahmen den 
folgenden Entwurf einer Stellungnahme und übersandten ihn je nach ihrer Unterschrift über 
das Sekretariat des Bundes an den Ökumenischen Rat der Kirchen in Genf: 

1. Die Kirchenleitung ... hat den Bericht der lutherisch-reformierten Gespräche 1969/70 
in Leuenberg dankbar zur Kenntnis genommen. Sie bittet den Lutherischen und den Refor- 
mierten Weltbund sowie das Sekretariat für Glauben und Kirchenverfassung, eine Versamm- 
lung bevollmächtigter Vertreter der lutherischen, reformierten und unierten Kirchen in Eu- 
ropa mit dem Ziel der weiteren Erarbeitung eines Konkordientextes vorzubereiten. Sie er- 
klärt ihre Bereitschaft zur Mitarbeit. Über die Vertretung unserer Kirche wird noch eine 
gesonderte Mitteilung erfolgen. 

2. Die Kirchenleitung hält es für wesentlich, daß der Bericht unter „Kirchengemeinschaft“ 
nicht etwa nur ein kirchenrechtliches Eingehen von Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft 
versteht, sondern damit von vornherein auch konkrete Zeugnis- und Dienstgemeinschaft 
der Kirchen in der sich verändernden Welt anstrebt. 

3. Unter dieser Zielsetzung muß nach Ansicht der Kirchenleitung die Konkordie vom re- 
formatorischen Ansatz her eine möglichst tragfähige, dauerhafte und für andere Kirchen ein- 
ladende Grundlage erhalten. In diesem Sinn tritt die Kirchenleitung dafür ein, daß einige im 
Leuenberg-Bericht behandelte Fragen über die dortigen Vorarbeiten hinaus noch weiterer 
Klärung unterzogen werden. Wichtig wird sein, daß das Gespräch auf der vorbereitenden eu- 
ropäischen Konferenz auf Grund rechtzeitig vorher zu gebender Informationen über die 
Stellungnahmen der Kirchen zum Leuenberg-Bericht in aller Intensität und Offenheit ge- 
führt wird. 

4. Der im Bericht (Abschnitt 25, eingerückter Text) vorgelegten Materialsammlung für 
die Basis-Erklärung stimmt die Kirchenleitung insofern zu, als es in dieser Sammlung dar- 
um geht, das Genuin-Gemeinsame im reformatorischen Verständnis des Evangeliums wie- 
derzugeben. Um der Gefahr eines historisierenden Mißverständnisses des Evangeliums zu 
entgehen, meldet die Kirchenleitung aber schon jetzt die Frage an, ob die Basis-Erklärung 
nicht inhaltlich weitergefaßt werden müßte und könnte. Die Kirchenleitung denkt dabei 
daran, wie das äktuelle Ja zur Tradition im Hinblick auf die Fragen „Rechtfertigung und 
Kirche“ sowie „Rechtfertigung und Gesellschaft‘‘ heute zu bestimmen ist. In diesem Zu- 
sammenhang müßten auch die Fragen erörtert werden, die in Abschnitt 19 und 22 des 
Berichts enthalten sind. 

5. Die Kirchenleitung begrüßt das Vorhaben, in den Konkordientext gegenseitige Erklä- 
rungen aufzunehmen, die die früher ausgesprochenen Verwerfungen als den heutigen Stand 
der Lehre der anderen Kirchen nicht mehr treffend bestimmen. Stichwortartige Begründun- 
gen hierfür nach Art der Ausführungen in Abschnitt 26 des Berichts (eingerückter Text) 
sollten aber deutlich in Ableitung vom Inhalt der Basis-Erklärung erfolgen. Dann würden sie 
diese auch noch rückwirkend erläutern und so den Konsens desto tragfähiger machen. 

6. Die Kirchenleitung macht darauf aufmerksam, daß der eingerückte Text in Abschnitt 
26 des Berichts im Unterschied zu den Begründungen für die beabsichtigte Aufhebung der 
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Verwerfungsformeln keine Begründung für die nach dem dortigen Vorspann ebenfalls be- 
absichtigte Erklärung enthält, „daß den noch bestehenden Unterschieden in kirchlicher 
Lehre, Ordnung und Lebensform keine kirchentrennende Bedeutung mehr zukommt“. 
Zwar stimmt die Kirchenleitung mit der Intention, auch hierzu eine Erklärung in den 
Konkordientext aufzunehmen, voll überein. Sie meint jedoch, daß an der Materie, die 
bereits in den Abschnitten 18 und 20 des Berichts angesprochen wurde, noch weiter ge- 
arbeitet werden muß, ehe in gemeinsamer Verantwortung gesagt werden kann, daß auch 
in diesen Fragen, die ja im Bewußtsein der Gemeinden oft gerade die weitaus größte Rol- 
le spielen, faktisch nichts Kirchentrennendes vorliegt. Eine vorlaufende Klärung ist desto 
nötiger, als im Konkordientext selbst bei der Vielzahl und Vielschichtigkeit dieser Proble- 
me tatsächlich auf Begründungen für die vorgesehene Feststellung verzichtet werden sollte. 

7. Als sehr wichtig sieht die Kirchenleitung den Vorschlag an, verbindliche Lehrgespräche 
auch nach Abschluß einer Konkordie fortzuführen (Abschnitt 23 und 27 des Berichts). 
Dies ist wegen der ständigen Vertiefung und der jeweiligen Aktualisierung des Konsenses, 
aber auch zur kritischen Überprüfung seiner Tragfähigkeit nötig. Die Kirchenleitung legt 
deshalb Wert darauf, daß der Konkordientext eine diesbezügliche ausdrückliche Willens- 
erklärung enthält. 

8. Die Kirchenleitung stimmt der Auffassung zu, daß die organisatorische Ausgestaltung 
der Kirchengemeinschaft zwischen den einzelnen beteiligten Kirchen je nach den verschie- 
denen historischen und örtlichen Ausgangs- und Auftragssituationen flexibel zu regeln ist. 
Dies sollte vielleicht sogar noch stärker als in Abschnitt 28 des Berichts zum Ausdruck 
gebracht werden. Dabei ist aber auch zu bedenken, daß der Dienst der Kirche rechtliche 
Zusammenschlüsse notwendig machen kann. Um beiden Gesichtspunkten zu entsprechen, 
gibt die Kirchenleitung zu erwägen, in den beabsichtigten dritten Teil des Konkordientex- 
tes eine Erklärung aufzunehmen, die sowohl etwaige Majorisierungsbefürchtungen abbaut 
als auch den Sachzusammenhang von Zeugnis und Ordnung unterstreicht. 

9. Die beabsichtigte Koordinierung der Zeitpläne für die laufenden Lehrgespräche einzel- 
ner Kirchen und für die Konkordie auf europäischer Ebene wird von der Kirchenleitung 
begrüßt. Sie kann allerdings nicht unbedingt gewährleisten, daß das Lehrgespräch in der 
DDR zwischen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche und der Evangelischen 
Kirche der Union, an dem sie selbst beteiligt ist, bis zum vorgesehenen Termin für die 
europäische Vorkonferenz genügend fortgeschritten sein wird, um ausgereifte Ergebnisse 
in die Konferenz einzubringen. Schon die Tatsache einer gemeinsam erarbeiteten Stellung- 
nahme der am Lehrgespräch in der DDR beteiligten Kirchen zum Leuenberg-Bericht kann 
nach Auffassung der Kirchenleitung aber als ein Beitrag auf dem Weg zur europäischen 
Kirchengemeinschaft gewertet werden. 


b) Das lutherisch-reformierte Gespräch innerhalb der EKD 


Im Raum der westdeutschen Gliedkirchen fand im Januar 1970 eine Begeg- 
nung zwischen Vertretern der Arnoldshainer Konferenz, an deren Arbeit neben 
den Landeskirchen, die Mitglieder und Gäste der Konferenz sind, nunmehr 
auch das Moderamen des Reformierten Bundes gastweise beteiligt ist, und der 
VELKD statt. Das Pressekommunique berichtet darüber: 


Eine gemeinsame theologische Erklärung zu den Herausforderungen der Zeit ist gegenwär- 
tig vordringliche Aufgabe der Kirche. Der Schaden der Kirche könne nicht durch organisa- 
torische Maßnahmen beseitigt werden, sondern nur durch intensive geistige und geistliche 
Klärung. Dies erklärten Vertreter der Arnoldshainer Konferenz und der Vereinigten Evan- 
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands in einem Gespräch, das unter dem gemeinsamen 
Vorsitz von Präses D. Joachim Beckmann und Bischof D. Hans-Otto Wölber am 22. Ja- 
nuar 1970 in Frankfurt geführt wurde. Die Teilnehmer waren sich darin einig, daß eine 
Aktualisierung des christlichen Glaubens, die an den gemeinsamen reformatorischen Ur- 
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sprung anknüpft und in innerem Zusammenhang mit der Augsburgischen Konfession steht, 

angesichts der verwirrendengeistigen und theologischen Situation zu einer wichtigen Orien- 

tierungshilfe für den Weg der Kirche werden kann. Sie sprachen die Erwartung aus, daß eine 

gemeinsame theologische Erklärung einen entscheidenden Beitrag zur Vertiefung der Ge- 

meinschaft der EKD leisten wird. Zur Formulierung der Erklärung wurde eine Kommission 

es zwölf Mitgliedern berufen. Man hofft, daß erste Ergebnisse noch in diesem Jahr vor- 
egen. 


Als erstes Ergebnis der Kommissionsarbeit wurden den Auftraggebern der 
Kirchenleitung der VELKD, dem Rat der EKU und dem Moderamen des Refor- 
mierten Bundes — mit einem Begleitschreiben ‚Thesen zur Kirchengemeinschaft“ 
vorgelegt: 


Kommission „Lutherisch-reformiertes Gespräch“ Hannover, den 1. Juni 1970 


Die von den lutherischen, reformierten und unierten Kirchen in Deutschland entsandten 
Mitglieder des lutherisch-reformierten Gespräches haben die anliegenden Thesen zur Kir- 
chengemeinschaft auf ihrer Sitzung in Frankfurt am 3. und 4. Mai 1970 gemeinsam erar- 
beitet und verabschiedet. 

Sie erblicken hierin den Vorschlag einer Konkordie, die es ermöglicht, zwischen den Kir- 
chen, die den in diesen Thesen formulierten Konsensus anerkennen, Kirchengemeinschaft 
festzustellen. 

Sie bitten die lutherischen, reformierten und unierten Kirchen, zu diesen Thesen Stellung 
zu nehmen. 

Kann der in diesen Thesen formulierte Konsensus übernommen und auf seiner Grundlage 
Kirchengemeinschaft festgestellt werden, so ergeben sich nach Auffassung der Kommission 
folgende Konsequenzen: 

Zum ersten sollten die aufgrund der reformatorischen Bekenntnisse zwischen den Kirchen 
stehenden Verwerfungen als den Partner heute nicht betreffend erklärt werden. Hiermit 
schließt sich die Kommission den Empfehlungen des Leuenberger Gespräches an. 

Sodann sollten Schritte ergriffen werden, die erklärte Kirchengemeinschaft in Vereinba- 
rungen über Kanzel- und Sakramentsgemeinschaft konkret zum Ausdruck zu bringen. 

Die Kommission schlägt ferner vor, diese Thesen als Beitrag zu den Einigungsbemühun- 
gen lutherischer und reformierter Kirchen in Europa einzubringen, als Modell einer Kon- 
kordie, wie sie in den Leuenberger Gesprächen gefordert worden ist. (Unterschriften) 


THESEN ZUR KIRCHENGEMEINSCHAFT 
Vom 4. Mai 1970 


1. Lutherische, reformierte und aus ihnen erwachsene unierte Kirchen sind in ihrem Ver- 
ständnis von Kirchengemeinschaft darin verbunden, daß sie gemeinsam bestimmte Kenn- 
zeichen als für Kirchengemeinschaft notwendig erachten, andere Kennzeichen als zur Kir- 
chengemeinschaft nicht notwendig ansehen. 

2. Notwendig für die Einheit der Kirche ist die Übereinstimmung in der rechten Lehre 
des Evangeliums und in der rechten Verwaltung der Sakramente. 

„Dies ist genug zu wahrer Einigkeit der christlichenKirchen, daß da einträchtiglich nach 
reinem Verstand das Evangelium gepredigt und die Sakramente dem göttlichen Wort ge- 
mäß gereicht werden“ (CA VII). 

„Überall wo wir wahrnehmen, daß Gottes Wort lauter gepredigt und gehört wird und 
die Sakramente nach der Einsetzung Christi verwaltet werden, läßt sich auf keinerlei Weise 
daran zweifeln, daß wir Kirche Gottes vor uns haben“ (Institutio IV, 1,9). 

3, Was rechte Verkündigung des Evangeliums bedeutet, haben die Bekenntnisse zentral 
in der Lehre von der Rechtfertigung des Sünders zum Ausdruck gebracht: Gott nimmt 
den Sünder, der sich durch den Heiligen Geist seiner Gnade im Glauben erschließt, um 
Christi willen bedingungslos in die Gemeinschaft seiner Kinder auf. 
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Diese Annahme schließt unabtrennbar die Erneuerung des Lebens für den einzelnen und 
die Gemeinde ein. Das haben vor allem die reformierten Väter betont. 

Die Annahme wird immer neu im Glauben allein empfangen, d.h. daß die persönliche 
und gemeinschaftliche Gestalt der Heiligung Frucht, nicht aber Bedingung der Rechtfer- 
tigung ist. Das haben vor allem die lutherischen Väter betont. 

Die Rechtfertigungsbotschaft, wie sie in den reformatorischen Bekenntnissen bezeugt ist, 
hält das Bekenntnis des Neuen Testaments zu dem gekreuzigten und auferstandenen Jesus 
von Nazareth als dem Heil für die Welt fest und stellt heraus, daß es Gott selbst ist, der 
durch seinen Sohn im Heiligen Geist dieses Heil wirkt. Diese Botschaft vermag auch heute 
die Übereinstimmung in der rechten Verkündigung des Evangeliums zu begründen. Die theo- 
logische Ausgestaltung der Rechtfertigungsiehre in der reformatorischen Dogmatik stellt je- 
doch die Aufgabe, den Glauben an das Evangelium (insbesondere den kommunikativen 
und eschatologischen Charakter der Rechtfertigungsbotschaft) neu zur Aussage zu bringen. 

4. Ihre besondere Gestalt findet die Rechtfertigungsbotschaft in der Heiligen Taufe und 
im Heiligen Abendmahl. Die Übereinstimmung in der rechten Verwaltung der Sakramente 
ist gegeben, wenn diese dem Evangelium gemäß gebraucht werden. Das ist der Fall, wenn 
die Sakramente nicht als selbstwirksame Heilsmittel, sondern als leibhafte Gestalt der 
Gnadenzusage, die den Glauben weckt und stärkt, gespendet werden. 

Die lutherischen Väter betonen um der Zuversicht des Heilsglaubens willen mit Recht, 
daß dabei mit dem realen Empfang des Sakraments der reale Empfang der Heilsgabe des 
Sakraments zusammenfällt. 

Die reformierten Väter betonen mit Recht, daß die Sakramentshandlung das Heil aus 
der freien Gnade des verheißenden Herrn wirkt, das allein im Glauben empfangen wird. 

Die Begriffsmittel, mit denen die altlutherische und die altreformierte Dogmatik ihr 
berechtigtes Zeugnis von Taufe und Abendmahl ausgearbeitet haben, sind heute nicht 
mehr zureichend. Die gegenwärtige Situation des Glaubens erfordert neue Aussageformen. 

5. Die reformatorischen Kirchen stimmen darin überein, daß der Dienst der Verkündi- 
gung des Evangeliums (2. Kor. 5,18) die grundlegende Lebensfunktion der Kirche ist. Sie 
schafft eine Gemeinde, die in konkreten Diensten und Ordnungen ihre leibliche Gestalt 
gewinnt. 

Die Ausgestaltung der Kirchenordnung ist dem freien Gehorsam des Glaubens überlassen. 
Dies haben vor allem die lutherischen Väter betont. 

Die Ausgestaltung der Kirchenordnung hat der Botschaft des Evangeliums gemäß zu ge- 
schehen. Dies haben vor allem die reformierten Väter betont. 

Kirchengemeinschaft schließt den Konsensus darin ein, 

a) daß zur wahren Einheit der Kirche eine organisatorische Gleichheit bzw. Vereinigung 
nicht notwendig ist; 

b) daß die Zugehörigkeit zur Kirche Jesu Christi im Glauben an das Evangelium und im 
Empfang der Sakramente und in keiner anderen Bedingung begründet ist. 

6. Der Glaube an den lebendigen Gott, der den Sünder rechtfertigt, fordert dazu auf, in 
der Gegenwart das Evangelium neu zu bezeugen. 

Die Dogmatik der altprotestantischen Väter hat durch die Unterscheidung von theologia 
patriae und theologia viatorum selbst geltend gemacht, daß der begriffliche Ausdruck des 
Glaubens in dieser Weltzeit überholbar ist und künftiger, besserer Belehrung geöffnet blei- 
ben muß. 

Die Einsicht in die Wichtigkeit und zugleich in den Stückwerkcharakter theologischer Er- 
kenntnis verpflichtet zu fortgehender theologischer Arbeit auf der gemeinsamen Grundlage 
des reformatorischen Zeugnisses von der Rechtfertigung. Dabei sollen sich die lutherischen 
und die reformierten Kirchen die traditionellen Lehrdifferenzen im Lichte des gewonnenen 
Konsensus als nicht mehr kirchentrennend verdeutlichen. 


D. Dr. Wilhelm Niesel Hermann Greifenstein Dr. Werner Danielsmeyer 
Dr. Gerhard Nordholt D. Georg Kretschmar D. Hans Graß 
Dr. Joachim Staedtke Dr. Dr. Wenzel Lohff Dr. Wolfgang Heidland 
D. Udo Smidt D. Wolfgang Metzger Karl Herbert 

D. Heinrich Meyer Dr. Erwin Mülhaupt 


Dr. Ernst-Wilh. Wendebourg 
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Die Arnoldshainer Konferenz verabschiedete auf ihrer Sitzung vom 2.Oktober 
1970 folgende 


STELLUNGNAHME ZU DEN „THESEN ZUR KIRCHENGEMEINSCHAFT“ 
vom 4. Mai 1970 


1. Eine Stellungnahme zu den lutherisch-reformierten Lehrgesprächen muß mit dem Dank 
dafür beginnen, daß nach der jahrhundertelangen Trennung der reformatorischen Kirchen 
das verantwortliche Lehrgespräch einen Punkt erreicht hat, an dem es in kirchliche Ent- 
scheidungen einmündet. 

2. Die von den lutherischen, reformierten und unierten Kirchen in Deutschland entsand- 
ten Mitglieder der Kommission „Lutherisch-reformiertes Gespräch‘ haben am 4. Mai 1970 
Thesen zur Kirchengemeinschaft gemeinsam erarbeitet und verabschiedet. Ihrem Vorschlag 
entsprechend erblicken wir in den Thesen eine Konkordie, die es ermöglicht, zwischen 
den Kirchen, die den in diesen Thesen formulierten Konsensus anerkennen, Kirchengemein- 
schaft festzustellen. 

3.a) Wir sind damit einverstanden, daß unsere Kirchen die aufgrund der reformatorischen 
Bekenntnisse zwischen ihnen stehenden Verwerfungen als den Partner heute nicht betreffend 
erklären. 

b) Wir bitten alle Kirchen, eine Vereinbarung über Kanzel- und Sakramentsgemeinschaft 
abzuschließen. Wir haben die Hoffnung, daß die Erklärung der Abendmahlsgemeinschaft in 
die Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland aufgenommen wird. 

c) Wir bringen die „Thesen zur Kirchengemeinschaft‘“ ein in die Einigungsbemühungen der 
lutherischen, reformierten und unierten Kirchen in Europa als Beitrag zu einer Konkordie, 
wie sie in den Leuenberger Gesprächen gefordert wird. Wir sind bereit, an diesen Gesprä- 
chen weiter teilzunehmen. 

4. Indem wir die uns vorgelegten Thesen bejahen, bekennen wir zugleich, daß sie für uns 
im Hören auf die bei uns in Geltung befindlichen reformatorischen Bekenntnisse eine Auf- 
forderung darstellen, die Gemeinschaft mit den Kirchen der anderen Bekenntnisse zu su- 
chen und zu bewahren. Darum begrüßen wir den Versuch der Kommission, die eine ge- 
meinsame theologische Erklärung zu den Herausforderungen unserer Zeit erarbeitet. 


Von den Gliedkirchen und ihren Zusammenschlüssen wurden die nachstehend 
aufgeführten Stellungnahmen bekannt: 


SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE DER UNION (REGIONALBEREICH WEST) 
Vom 16. Juni 1970 


Wege zur Kirchengemeinschaft 


1. Die Synode der Evangelischen Kirche der Union hat in Dankbarkeit die „Thesen zur 
Kirchengemeinschaft‘“ vom 4. Mai 1970 entgegengenommen, die von der Kommission 
„Lutherisch-reformierte Gespräche“ erarbeitet worden sind. 

2. Die Synode begrüßt die diesen Thesen zugrunde liegende Intention, Kirchen unter- 
schiedlicher evangelischer Bekenntnisse in einer Kirchengemeinschaft zu verbinden, die in 
der Kanzel- und Sakramentsgemeinschaft ihre Gestalt findet. 

3. Die Synode bittet den Rat der Evangelischen Kirche der Union, in Verbindung mit 
der Arnoldshainer Konferenz durch einen gemeinsamen Theologischen Ausschuß die Stel- 
lungnahme der unierten Kirchen zu diesen Thesen vorzubereiten. 

4. Die Synode begrüßt ebenfalls die Briefe, die ihr von den Teilnehmern an den „Luthe- 
risch-reformierten Gesprächen in Europa“ und von seiten des Ökumenischen Rates der 
Kirchen, des Lutherischen Weltbundes und des Reformierten Weltbundes zugegangen 
sind. Die Synode bejaht den in diesen Briefen vorgeschlagenen Weg und bittet den in 
Ziff. 3 erwähnten Ausschuß, den Bericht der „‚Lutherisch-reformierten Gespräche in Eu- 
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ropa“ vom Juni 1970 über „Kirchengemeinschaft und Kirchentrennung“ in seine Erwä- 
gungen einzubeziehen. - h PS 

5. Angesichts der wachsenden Zahl von Unionskirchen und im Blick auf die im Gang 
befindlichen Unionsverhandlungen in der Ökumene beauftragt die Synode den Rat, die 
daraus erwachsenden Aufgaben in Verbindung mit der Arnoldshainer Konferenz in An- 


griff zu nehmen. 
GENERALSYNODE DER VELKD 
Vom 9. Oktober 1970 


Die Generalsynode hat in Augsburg und Tutzing die Frage engerer kirchlicher Gemein- 
schaft aufgenommen und weiterführende Maßnahmen gefordert. Sie hat einen Bericht 
über die Arbeiten an einer Gemeinsamen theologischen Erklärung und über die in den 
lutherisch-reformierten Gesprächen erarbeiteten „Thesen zur Kirchengemeinschaft“ ent- 
gegengenommen und festgestellt, daß seit ihrer letzten Tagung wesentliche Fortschritte 
erzielt wurden. 

Die Generalsynode bittet die Gliedkirchen, eine sorgfältige Prüfung der genannten The- 
sen herbeizuführen und daran vor allem die Pfarrer und Mitarbeiter in den Gemeinden zu _ 
beteiligen. Ebenfalls ist zu prüfen, welche Auswirkungen eine mögliche Kirchengemein- 
schaft für die kirchliche Ordnung und Praxis hätte. Der Planungsausschuß wird beauf- 
tragt, Vorstellungen zu entwickeln, die hierfür das notwendige Material bereitstellen. 


MODERAMEN DES REFORMIERTEN BUNDES 


Moderamen stimmt dankbar den von der Kommission „Lutherisch-reformiertes Gespräch“ 
erarbeiteten Thesen zur Kirchengemeinschaft vom 4. Mai 1970 zu und spricht die Hoff- 
nung aus, daß es zum Vollzug der im Schreiben vom 1. Juni 1970 angeführten Konsequen- 
zen kommen möge. 


SYNODE DER EVANGELISCH-REFORMIERTEN KIRCHE IN BAYERN 


Die 84. Synode der Evangelisch-reformierten Kirche in Bayern, die vom 26. bis 28. Okto- 
ber in Grönenbach/Allgäu tagte, hat die Thesen zur Kirchengemeinschaft vom 4. Mai 1970 
zur Kenntnis genommen, sich zu ihnen bekannt und sie für ihre Gemeinden als verbindlich 
erklärt. Die Synode erklärt, daß die Evangelisch-reformierte Kirche in Bayern die volle Kan- 
zel- und Abendmahlsgemeinschaft mit allen lutherischen und unierten Kirchen in Deutsch- 
land von sich aus als eröffnet betrachtet. 


SYNODE DES BUNDES EVANGELISCH-REFORMIERTER KIRCHEN DEUTSCHLANDS 


Die zur Synode des Bundes evangelisch-reformierter Kirchen Deutschlands gehörenden Syno- 
dalen der Gemeinden aus der BRD haben auf ihrer Sitzung vom 13. November 1970 die 
Thesen zur Kirchengemeinschaft vom 4. Mai 1970 zur Kenntnis genommen. Sie erkennen 
an, „daß die Zugehörigkeit zur Kirche Jesu Christi im Glauben an das Evangelium und im 
Empfang der Sakramente und in keiner anderen Bedingung begründet ist‘‘ (These 5b). Ge- 
stützt auf diese Tatsache erklären sie, daß die von ihnen vertretenen Gemeinden für den 
Vollzug der uneingeschränkten Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft mit den Kirchen 
evangelischen Bekenntnisses in Deutschland kein Hindernis sehen können. 


LANDESSYNODE DER EVANGELISCHEN LANDESKIRCHE IN BADEN 


Die Synode beschloß am 30. Oktober 1970: 

„Die Landessynode stimmt den Thesen zur Kirchengemeinschaft vom 4. 5. 1970 und den 
Ergebnissen der interkonfessionellen Gespräche auf europäischer Ebene im Sinne der Stellung. 
nahme der Arnoldshainer Konferenz vom 2. 10. 1970 freudig zu. 

Sie unterstützt die Erarbeitung einer theologischen Erklärung zu den Herausforderungen 
unserer Zeit.‘ 


50 


SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN BERLIN-BRANDENBURG 
(REGIONALBEREICH WEST) 


Die Synode stimmt der Stellungnahme der Arnoldshainer Konferenz vom 2. Oktober 1970 
zu den lutherisch-reformierten Lehrgesprächen zu. 

Sie versteht dabei den 2. Satz von Punkt 12 in folgendem Sinn: 

Ihrem Vorschlag entsprechend erblicken wir in den Thesen den Versuch einer Konkordie, 
der es jetzt schon — unbeschadet der Notwendigkeit weiterer Präzisierung — ermöglicht, 
zwischen den Kirchen, die den in diesen Thesen formulierten Konsensus anerkennen, Kir- 
chengemeinschaft festzustellen. 

Entsprechend dieser Interpretation ist die in I4 ausgesprochene Bejahung der uns vorge- 
legten Thesen zu verstehen. 

Die Synode überweist dem ständigen Theologischen Ausschuß die Unterlagen zur weiteren 
Beratung und Präzisierung. Der Ausschuß soll die weitere Entwicklung der Gespräche ver- 
folgen und zu gegebener Zeit der Synode Bericht erstatten. 


KIRCHENSYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN HESSEN UND NASSAU 


Die Kirchensynode der EKHN beschloß am 7. Dezember 1970 ohne Gegenstimmen, „den 
angebotenen Textvorschlag der Arnoldshainer Konferenz als eigene Entschließung zu über- 
nehmen“. 


EVANGELISCHE KIRCHE VON KURHESSEN-WALDECK 


Das Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck gab folgende Mit- 
teilung heraus: 

„Die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck stimmt der Stellungnahme zu den Er- 
gebnissen der Lutherisch-reformierten Lehrgespräche zu. Wir beziehen uns dabei auch auf 
den Beschluß der Landessynode zum Angebot der Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft.‘““ 


LIPPISCHE LANDESSYNODE 
Am 24. November 1970 beschloß die Landessynode folgende 


Feststellung der Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft 


1. Die Landessynode hält die „Thesen zur Kirchengemeinschaft‘‘, welche die Kommission 
„Luth.-Ref. Gespräch‘ am 4. Mai 1970 beschlossen hat, für eine ausreichende Grundlage, um 
zwischen lutherischen, reformierten und unierten Kirchen und Gemeinden Kirchengemein- 
schaft herzustellen. 

2. Nachdem alle Klassen der Lippischen Landeskirche einstimmig diesen „Thesen zur Kir- 
chengemeinschaft‘ zugestimmt haben, bestätigt die Landessynode die Beschlüsse der 6 
Klassen und stellt fest, daß im Bereich der Landeskirche zwischen reformierten und luthe- 
rischen Gemeinden Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft besteht. 

3. Die Landessynode bittet die Kommission „Luth.-Ref. Gespräch“, in These 4 Abs. 2 
deutlich zum Ausdruck zu bringen, daß der gekreuzigte und auferstandene Herr Geber und 
Gabe des Sakramentes ist. 

4. Die Landessynode beauftragt den Landeskirchenrat, sich dafür einzusetzen, daß in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland die Kirchengemeinschaft hergestellt und daß die Er- 
klärung der Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft in die Grundordnung der Evangelischen 
Kirche in Deutschland aufgenommen wird. 

Anlage zu Punkt 3 als Anregung für die Kommission „Luth.-Ref. Gespräch‘‘ aufgrund 
- der Beschlußfassung des Luth.-Klassentages: 

Formulierungsvorschlag zu These 4 Abs. 2: 

„Die lutherischen Väter betonen um der Zuversicht des Heilsglaubens willen mit Recht, 
daß uns im Sakrament der gegenwärtige Herr begegnet und wir ihn in seiner Heilsgabe 
real empfangen.“ 
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Formulierungsvorschlag zu These 4 Abs. 3: 
„Die reformierten Väter betonen mit Recht, daß in der Sakramentshandlung der Herr 
seine heilsame Gegenwart aus freier Gnade schenkt, und sein Heil allein im Glauben emp- 


fangen wird.“ 


LANDESKIRCHENTAG (SYNODE) DER EV.-REF. KIRCHE 
IN NORDWESTDEUTSCHLAND 


Der Landeskirchentag nahm am 27. November die Stellungnahme der Arnoldshainer Kon- 
ferenz vom 2. Oktober 1970 zu den Leuenberger Gesprächen und zu den Thesen zur Kir- 
chengemeinschaft zustimmend zur Kenntnis und machte sie sich zu eigen. 


PFÄLZISCHE LANDESSYNODE 


Beschluß der Tagung am 9./13. November 1970: 

„Die Landessynode sieht in den Thesen zur Kirchengemeinschaft und in den Ergebnis- 
sen der Lutherisch-reformierten Gespräche Bestrebungen aufgegriffen, die die Pfälzische 
Landeskirche schon lange Zeit verfolgt. Die Landessynode schließt sich den beiden Stel- & 
lungnahmen der Arnoldshainer Konferenz vom 2. 10. 1970 an und befürwortet eine Wei- 
terarbeit in diesem Sinn.“ 


KIRCHENLEITUNG DER EVANGELISCHEN KIRCHE IM RHEINLAND 


Die Kirchenleitung nahm am 5. November 1970 Stellung wie folgt: 

Die Leitung der Evangelischen Kirche im Rheinland hat sich — nachdem zuvor der Theo- 
logische Ausschuß der rheinischen Kirche die beiden Stellungnahmen geprüft hatte — in 
ihrer Sitzung vom 5. November 1970 mit dieser Angelegenheit befaßt. Sie stimmt sowohl 
der Stellungnahme zu den Thesen zur Kirchengemeinschaft vom 4. Mai 1970 wie auch 
der Stellungnahme zu den Ergebnissen der lutherisch-reformierten Gespräche auf europäi- 
scher Ebene voll zu. Da sich die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland 
wiederholt für die Herstellung der vollen Kirchengemeinschaft in der EKD ausgesprochen 
hat und auch in dem Grundartikel der Kirchenordnung der Evangelischen Kirche im 
Rheinland ausdrücklich die Verpflichtung aufgenommen ist, ‚die kirchliche Gemein- 
schaft der Evangelischen Kirche der Union und der Evangelischen Kirche in Deutschland 
zu fördern und durch Zusammenarbeit mit den Kirchen der Ökumene an der Verwirkli- 
chung der Gemeinschaft der Christenheit auf Erden teilzunehmen“, hält es die Kirchen- 
leitung nicht für erforderlich, diese Stellungnahme noch einmal der Landessynode vorzu- 
legen, zumal da diese erst im Juni nächsten Jahres zusammentritt. Es sei ausdrücklich dar- 
auf hingewiesen, daß die rheinische Landessynode bereits vor Jahren die Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft allen evangelischen Kirchen angeboten und auch die Vereinba- 
rung betr. Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft von 1968 beschlossen hat. 


WESTFÄLISCHE LANDESSYNODE 


Die vom 11. bis 16. Oktober 1970 tagende Landessynode der Evangelischen Kirche von 
Westfalen erklärte zu den 


Bemühungen um eine Kirchengemeinschaft in der EKD 


Landessynode nimmt zustimmend die Beschlüsse der Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland vom Mai 1970 zur Kenntnis, die eine engere Gemeinschaft der Kirchen inner- 
halb der EKD anstreben. Die Landessynode bejaht die Schritte, die einer Kirchwerdung der 
EKD dienen können und begrüßt vor allem die intensiven Bemühungen um die Klärung 
von Lehrfragen. Kirchengemeinschaft schließt ein, daß die Kirchen in den Grundfragen des 
christlichen Glaubens übereinstimmen. In der westfälischen Kirche hat die bereits 1959 
veröffentlichte Stellungnahme „Einheit und Bekenntnis der Kirche“ die Lehrgespräche 
zwischen lutherischen, reformierten und unierten Theologen zu einem gewissen Abschluß 
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gebracht. In dieser Schrift wurde festgestellt, daß die seit der Reformation bestehenden 
Lehrunterschiede keine kirchentrennende Macht mehr besitzen. 

Inzwischen haben Lehrgespräche zwischen lutherischen und reformierten Kirchen inner- 
halb verschiedener Länder stattgefunden. In Europa haben die Schauenburger und Leuen- 
berger Gespräche zu Ergebnissen geführt, die es rechtfertigen, die nächsten Schritte zu 
tun, um die Kirchengemeinschaft zwischen lutherischen, reformierten und unierten Kir- 
chen in Europa herzustellen. Wir hoffen, daß auch die Organe des Lutherischen Weltbun- 
des, des Reformierten Weltbundes und des Ökumenischen Rates aus den Ergebnissen die- 
ser Gespräche entsprechende Folgerungen für die Kirchengemeinschaft innerhalb der Öku- 
mene ziehen. 

Innerhalb der EKD haben die Arnoldshainer Konferenz und die VELKD gemeinsam er- 
ste Folgerungen gezogen. Vertreter der VELKD, der EKU und des Moderamens des Re- 
formierten Bundes haben Thesen zur Kirchengemeinschaft erarbeitet, die der Landessyno- 
de vorgelegen haben. 

Angesichts dieser Bemühungen um eine Kirchengemeinschaft in der EKD erklärt die Lan- 
dessynode folgendes: 

1. Landessynode bejaht das Anliegen der ‚Thesen zur Kirchengemeinschaft‘‘ vom 4. Mai 
1970 und sieht in ihnen bei aller Vorläufigkeit ihrer Formulierung die Grundlage für eine 
Konkordie, die es ermöglicht, zwischen den Kirchen, die den in diesen Thesen formulier- 
ten Konsensus anerkennen, Kirchengemeinschaft festzustellen. 

2. Landessynode hat im vorigen Jahr die Vereinbarung über volle Kanzel- und Abend- 
mahlsgemeinschaft in der EKD beschlossen und bittet nunmehr, daß die Erklärung der 
Abendmahlsgemeinschaft in die Grundordnung der EKD aufgenommen wird. 

3. Landessynode begrüßt die Absicht, im Blick auf die Herausforderung unserer Zeit ei- 
ne theologische Erklärung in Anknüpfung an das Augsburgische Bekenntnis von 1530 zu 
erarbeiten. 

4. Landessynode macht sich den Beschluß der Regionalsynode West der EKU vom Juni 
1970 zu eigen und beauftragt die Kirchenleitung, im Sinne dieses Beschlusses in der Ar- 
noldshainer Konferenz mitzuarbeiten. 

5. Landessynode ist bereit, entsprechend der Entschließung der Stuttgarter EKD-Syno- 
de vom Mai 1970 daran mitzuwirken, daß an die Stelle des Kirchenbundes eine engere 
Gemeinschaft der Kirchen (Bundeskirche) tritt. 


Kritisch äußerten sich zu den Ergebnissen der inner-evangelischen Lehrgesprä- 
che die „Kirchlichen Sammlungen um Bibel und Bekenntnis“: 


Die Einigungsbestrebungen 
innerhalb der „Evangelischen Kirche in Deutschland“ (EKD) 


Die Kirchlichen Sammlungen um Bibel und Bekenntnis begrüßen alle Bemühungen, die ge- 
macht werden, um die konfessionellen und kirchlichen Trennungen zu überwinden und be- 
kenntnisverschiedene Kirchen einander näherzubringen. Die vorliegenden Dokumente über 
das lutherisch-reformierte Gespräch sind jedoch nicht ausreichend. In ihnen wird die 
christliche Botschaft auf die Rechtfertigung beschränkt, während das Evangelium wesent- 
lich umfangreicher ist. Immer wieder sind im Laufe der Geschichte Versuche unternom- 
men worden, kirchliche Einigkeit dadurch zu erreichen, daß man entscheidende Glaubens- 
wahrheiten für unbedeutend erklärte und beiseitesetzte. 

Diesen Bemühungen ist jeweils der Mißerfolg beschieden gewesen: Entweder brachen die 
eigentlichen Gegensätze später mit unverminderter Schärfe wieder auf und lähmten das 
Handeln des so vereinigten Kirchenkörpers, oder die fortbestehenden Glaubensgegensätz- 
lichkeiten mußten durch Indifferenzierung überspielt werden und führten zur Gleichgültig- 
_ keit im Kirchenvolk, das sich zunehmend passiv verhielt. Der Kurs der derzeitigen Eini- 
gungsbestrebungen kann nicht anders beurteilt werden. Daher lehnen wir ihn ab und tre- 
ten stattdessen für die Errichtung von Bekenntniskirchen ein, die gegenüber der jetzigen 
Situation einen erheblichen Fortschritt darstellen und echte kirchliche Erneuerung in die 
Wege leiten würden. 
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Die Kirchlichen Sammlungen arbeiten selbst mit anderen Gruppen zusammen, die nicht 
oder nicht ausschließlich von den lutherischen Bekenntnissen geprägt sind, wie der Ba 
kenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“ oder der „Evangelischen Sammlung Berlin 3 
Nicht aber schließen sie sich kirchlich mit diesen Organisationen zusammen, solange die 
entscheidende Einigkeit, nämlich hinsichtlich des Bekenntnisses, nicht erreicht ist. 


Auf der Ebene der evangelischen Kirchen im Bereich der BRD wird in einer 
zweiten Kommission an einer „Gemeinsamen theologischen Erklärung‘ gear- 
beitet, in der eine Aktualisierung des christlichen Glaubens versucht und damit 
auf die Herausforderungen unserer Zeit geantwortet werden soll. Die Kommis- 
sion sieht ihre Aufgabe nicht darin, ein neues Bekenntnis vorzulegen, sondern 
eine Orientierungshilfe zu bieten. Es ist aber trotz dieser Einschränkung zu er- 
hoffen, daß eine solche Gemeinsame theologische Erklärung von nicht uner- 
heblicher Bedeutung für das Zusammenwachsen der EKD werden kann und 
wird, 

In seinem bedeutsamen Bericht „Luthertum im Engagement“ führte der Lei- 
tende Bischof D. Wölber vor der im Oktober 1970 in Eutin versammelten Ge- 
neralsynode der VELKD zu der Notwendigkeit und Möglichkeit solcher ge- 
meinsamen theologischen Aussagen aus: 


Blicken wir auf das vergangene Jahr zurück, so haben die Beschlüsse unserer Synoden von 
Augsburg und Tutzing unsere Aktivitäten vielfältig stimuliert und inspiriert. Die schon vor- 
her angelaufenen lutherisch-reformierten Gespräche wurden zu einem ersten wichtigen Ziel 
geführt. Die Kommission hat Thesen zur Kirchengemeinschaft erarbeitet, welche nun in 
Verbindung mit dem Ertrag der lutherisch-reformierten Gespräche auf europäischer Ebene 
beurteilt werden sollten. 

Mir scheint es das Wichtigste zu sein, daß sich ein neues, geweitetes Verständnis von Kir- 
cheneinheit anbahnt. Die alten Vorstellungen von einer Union, einer Wiedervereinigung 
usw. werden überholt. Die neueren Verhandlungen knüpfen vielmehr an Artikel VII ... 
der Augsburgischen Konfession an. Danach genügt die rechte Verkündigung des Evange- 
liums und die dem Evangelium; gemäße Verwaltung der Sakramente zum wahren Kirche- 
sein. Ist dies gegeben, so kann Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft geübt werden. Die 
historisch gewachsenen Kirchen brauchen nicht notwendigerweise ihre ‚Persönlichkeit‘ 
aufzugeben, die sich aus geistlicher Erfahrung, dem Kontinuum theologischer Arbeit, im 
Brauchtum und auch verfassungsgeschichtlich entwickelt hat. Sie würden sich nur einord- 
nen in das ökumenische Urbild von CA VII. Die Arrangements, die zur Einheit führen, sind 
dann mehr eine Frage des praktisch Notwendigen. Mit anderen Worten, man vermeidet 
Unionismus und Vereinheitlichung und sieht das Kirchesein selbst umgreifender und uni- 
versaler. 

Dahinter steht, daß jede Kirche sich selbst als auf dem Wege befindlich erkennt. Es ist 
das biblische Bild vom wandernden Gottesvolk. Wir erfahren heute im besonderen Maße, 
daß das kirchliche Leben weiter fortgeschritten sein kann als die offiziellen Positionen 
markieren. So sehr das auf der einen Seite enthusiastische Züge tragen kann, so wenig 
darf die Kirche ihre Grundbefindlichkeit, nämlich Kirche im Werden zu sein, aus Angst 
und in steiler Defensive verdecken. Wir leben hier in einer ständigen Spannung, z.B. auch 
brauchen wir immer ein Gerüst der Lehre, formulierte Bekenntnisse, dies nun vielleicht 
gerade wieder heute, weil wir in den Nebel geraten könnten. Andererseits aber ist klar, 
daß die korrekten Formeln das Evangelium umklammern und einengen können. Das 
Evangelium ist immer weiter und größer, als wir es auszusagen vermögen. 

Diese Spannungen, dieses Auf-dem-Wege-Sein zeigt, daß die Kirche wesenhaft auf Öku- 
mene angelegt ist. Darum sollte man nicht zur Selbstsicherung die Grenzen so eng wie 
möglich ziehen, sondern immer in der Gemeinschaft bis ans äußerst Mögliche gehen. Wir 
entdecken ein neues Charisma kirchlicher Existenz. Dies wird signifikant in dem Begriff 
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„Kirchengemeinschaft“. Die rechten Formen dafür haben wir sicherlich noch nicht gefun- 
den. Ich bin persönlich der Überzeugung, daß wir Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft 
in der EKD anbieten sollten. Die Entscheidung wird auch unausweichlich auf uns zukom- 
men. Ich weiß, daß der Ablauf der Dinge unter uns vorgezeichnet ist und ... bin der Über- 
zeugung, daß hier bei klaren praktischen Vorstellungen manche Bedenken dahinfallen. 

Übrigens haben wir aus ganz anderen Gründen und in ganz anderer Richtung schon im- 
mer eine weiter gefaßte und geöffnete Art unseres kirchlichen Lebens praktiziert, das ist 
die Volkskirche. Im Hinblick auf den konfessionellen Charakter der Volkskirche ergibt sich 
heute ein historischer Wendepunkt. Einst ist über die Volkskirche oder über das landes- 
herrliche Kirchentum die konfessionelle Bestimmtheit unserer Kirchen eingeführt worden. 
Nun aber unterläuft sozusagen das „Volk“, das heißt die Gesellschaft, in unserem moder- 
nen mobilen Leben mit seinen vielfältigen Zwängen zur Kooperation den Konfessionscha- 
rakter unserer Kirchen. Man konvertiert durch Heirat oder Umzug oder Einschulung der 
Kinder. In unseren kirchlichen Verlautbarungen nach außen hin bekunden wir ständig un- 
terschiedslos die eine evangelische Christenheit. So kann man verstehen, daß die Leute sa- 
gen, wieso hier lutherisch und dort reformiert oder uniert? Schließlich ist die Kirche nach 
ihrer Glaubwürdigkeit gefragt. Mit dem volkskirchlichen Schema und in der mobilen Gesell- 
schaft steht der regionale Partikularismus der Bekenntnisse ihrer eigenen Glaubwürdigkeit 
geradezu entgegen. Wir müssen also eine neue Lösung suchen. 


Der Weg zu mehr und zu größerer, engerer Kirchengemeinschaft innerhalb der 
EKD ist unter die Füße genommen, aber er ist nicht kurzfristig zu durchmes- 
sen. Trotz verheißungsvoller Ansätze und Anläufe liegen auf ihm als Stolper- 
steine und Hindernisse manche unaufgearbeiteten Fragen, die einfach zu über- 
sehen oder zu überspringen sich von der Sache, das heißt vom Wesen und Auf- 
trag der Kirche, seinem Verständnis und seiner Ausrichtung her verbietet. Vor- 
schnelle Entscheidungen und kurzschlüssige Maßnahmen führen nicht zu dem 
gewünschten Ergebnis, vielmehr muß der „lange Marsch“ durch die innerevan- 
gelischen Lehrgespräche und die theologische Diskussion, über die an anderer 
Stelle der Jahreschronik 1970 zu berichten sein wird, unermüdlich, zäh und 
geduldig durchgestanden werden. Darum schrieb der wegen schwerer Krank- 
heit an der Teilnahme verhinderte Vorsitzende des Rates der EKD, Landes- 
bischof D. Dietzfelbinger, in seinem an die EKD-Synodaltagung in Stuttgart 
gerichteten Grußwort: 


Ich kann nicht leugnen, daß ich, zwar gegenwärtig abseits gestellt, mir doch viele Gedan- 
ken über Lage und Weg der Evangelischen Kirche in Deutschland gemacht habe. Die lan- 
ge, über hundertjährige Geschichte der Einigung der evangelischen Christenheit in Deutsch- 
land hat 1948 in der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland eine Gestalt 
gefunden, deren Grenzen man leicht kritisch vermerken kann, die man aber, eben weil sie 
das damals Angemessene verwirklichte, nicht gering achten soll. Man sollte dies umso mehr 
beachten, als mit dieser langen Geschichte auch schmerzhafte Ereignisse verbunden sind, in 
deren Verlauf — gerade wenn voreilige Einheitsparolen wie 1933 ausgegeben werden — gro- 
ße Teile dieser Christenheit verlorengingen. Wir wären auch blind für die derzeitige Wirk- 
lichkeit, wenn wir über dem vielfach vorhandenen ehrlichen Drang nach weiterer Enigung 
die sich vertiefenden Klüfte übersähen, die durch die evangelische Christenheit in 
Deutschland, ihre Pfarrerschaft, ihre Gemeinden und ihre Jugend gehen. An nicht wenigen 
Stellen haben sie zur Überlagerung der reformatorischen Erkenntnisse durch andere Ideen 
und zur heimlichen oder offenen Auswanderung aus der Kirche geführt. 

So ist die Aufgabe, die für den weiteren Weg vor uns liegt, sehr komplex. Wenn Neues 
nötig und möglich zu sein scheint, will die gewachsene Gemeinschaft nicht aufs Spiel ge- 
setzt werden. Es will ebenso die besondere Gemeinschaft mit den Brüdern im „Bund der 
Evangelischen Kirchen in der DDR“ bedacht werden wie unsere Verbundenheit mit der 


33 


gesamten Ökumene, auch unsere Beziehungen zur römisch-katholischen Kirche. Wenn für 
das Leben der Gemeinden und für den Dienst in der Welt rechte Schritte nach vorwärts 
getan werden wollen, so erfordert das zugleich eine klare Prüfung der Geister. Meine Bit- 
te für diese Synodaltagung ist, daß bei ihren Beratungen sich jeweils beides verbinde: die 
Einsicht in die schwere Krise der evangelischen, ja der gesamten Christenheit heute mit 
dem getrosten, unter der Zusage des Geistes Gottes stehenden Versuch, das alte Evange- 
lium in der heutigen Welt neu zu sagen; die Erkenntnis unserer Gemeinsamkeit unter der 
reformatorischen Botschaft mit der Anerkenntnis mancher Verschiedenheiten; der Wille 
zum Voranschreiten mit der erleuchteten Geduld, die auf den Kreuzesweg Gottes mit 
seiner Gemeinde auf Erden achtet. 


3. PRAKTISCHE MASSNAHMEN 
ZU BESSERER GESTALT UND ORDNUNG DER KIRCHE 


Die Bemühungen um eine neue Gestalt und Ordnung der Kirche blieben nicht 
in theologischen Grundsatzerörterungen und planenden Überlegungen stecken. 
Im nordelbischen und im niedersächsischen Raum kam es zu konkreten Maß- 
nahmen. 


A. Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche 


Nach langem Mühen aller Beteiligten wurde der Vertrag über die Bildung der 
Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche von den fünf beteiligten Lan- 
deskirchen, Eutin, Hamburg, Hannover, Lübeck und Schleswig-Holstein, unter- 
zeichnet. Der Vertragstext lautet: 


VERTRAG ÜBER DIE BILDUNG 
DER NORDELBISCHEN EVANGELISCH-LUTHERISCHEN KIRCHE 


Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Eutin (Landeskirche Eutin) 
— vertreten durch die Kirchenleitung —, 
die Evangelisch-lutherische Kirche im Hamburgischen Staate 
(Landeskirche Hamburg) 
— vertreten durch den Kirchenrat -—, 
die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers (Landeskirche Hannover) 
— vertreten durch den Landesbischof —, 
die Evangelisch-lutherische Kirche in Lübeck (Landeskirche Lübeck) 
— vertreten durch die Kirchenleitung — 
und die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig-Holsteins 
(Landeskirche Schleswig-Holstein) 
— vertreten durch den Vorsitzenden der Kirchenleitung 
und den Präsidenten des Landeskirchenamtes — 
schließen in der Überzeugung, durch eine Vereinigung in einer Nordelbischen evangelisch- 
lutherischen Kirche und ihr zukünftiges gemeinsames Wirken den ihnen aufgetragenen 
Dienst im Namen des Herrn der Kirche recht zu erfüllen, folgenden Vertrag: 


1. Abschnitt 


s1 


(1) Die Landeskirchen Eutin, Hamburg, Lübeck und Schleswig-Holstein schließen sich zu 
der 


Nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche zusammen. 
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(2) Aus der Landeskirche Hannover geht der Kirchenkreis Harburg in die Nordelbische 
evangelisch-lutherische Kirche über. 

(3) Der Übergang des Kirchenkreises Cuxhaven aus der Landeskirche Hamburg in die 
Landeskirche Hannover wird durch Vertrag zwischen den Landeskirchen Hamburg und 
Hannover geregelt. 


$2 
(1) Die Nordelbische evangelisch-lutherische Kirche ist gemäß Artikel 140 des Grundge- 
setzes für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 in Verbindung mit Artikel 
137 der Deutschen Verfassung vom 11. August 1919 Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
(2) Die Landeskirchen Eutin, Hamburg, Lübeck, Schleswig-Holstein und der Kirchenkreis 
Harburg bleiben mit ihren Rechten und Pflichten als Körperschaften des öffentlichen 


Rechts bis zu dem Zeitpunkt bestehen, der in der Verfassung der Nordelbischen evange- 
lisch-lutherischen Kirche bestimmt wird. 


83 
(1) Organe der Nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche sind vorläufig 
a) die Verfassunggebende Synode, 
b) der Rat, 
c) die Synodalkommission. 
(2) Die Organe sind innerhalb von drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Vertra- 
ges zu bilden. 


2. Abschnitt 
84 

(1) Der Verfassunggebenden Synode gehören die Präsidenten der Synoden der vertrag- 
schließenden Kirchen an. Der Präsident der Synode der Landeskirche Hannover kann an 
seiner Stelle einen Beauftragten entsenden. 

(2) Die Synoden der vertragschließenden Kirchen wählen 

a) je 8 Mitglieder und 

b) für je angefangene 100000 Kirchenglieder nach dem Stande vom 1. Januar 1968 ein 
weiteres Mitglied; die Zahl der Kirchenglieder wird für die Landeskirche Hamburg ohne 
die Kirchenglieder im Kirchenkreis Cuxhaven, für die Landeskirche Hannover nach der 
Zahl der Kirchenglieder im Kirchenkreis Harburg berechnet. 

(3) Die gewählten Mitglieder der Verfassunggebenden Synode müssen Glieder einer Kir- 
chengemeinde der Landeskirchen Eutin, Hamburg, Lübeck, Schleswig-Holstein oder des 
Kirchenkreises Harburg sein. Sie brauchen nicht Mitglieder der wählenden Synoden zu 
sein. Die Zahl der von jeder Synode zu wählenden theologischen Mitglieder darf ein Drit- 
tel der Gesamtzahl nicht überschreiten. 

(4) Die Mitglieder der Verfassunggebenden Synode sind nicht an Weisungen und Aufträ- 
ge gebunden, unbeschadet der Bestimmungen des $5 Absätze 1 und 2. 

(5) Jede Synode der vertragschließenden Landeskirchen hat für von ihr gewählte Mitglie- 
der der Verfassunggebenden Synode, die ausscheiden, Ersatzmitglieder zu wählen. 


85 
(1) Die Verfassunggebende Synode hat die Aufgabe, ... die Verfassung für die Nord- 
elbische Kirche und das Einführungsgesetz auszuarbeiten und zu beschließen. 


(3) Durch die Verfassung kann der Name der Nordelbischen evangelisch-lutherischen 
Kirche geändert werden. 
$6 
(1) Der Präsident der Synode der Landeskirche Schleswig-Holstein, im Verhinderungsfall 
der Präsident der Synode der Landeskirche Hamburg, beruft die Verfassunggebende Synode 
ein und eröffnet sie. Unter seinem Vorsitz wählt sie das aus fünf Mitgliedern bestehende 
Präsidium; jede vertragschließende Landeskirche muß im Präsidium vertreten sein. 


57 


(2) Die Einberufung der konstituierenden Sitzung der Verfassunggebenden Synode erfolgt 
unverzüglich, nachdem dem Präsidenten der Synode der Landeskirche Schleswig-Holstein die 
Mitglieder benannt worden sind. 

87 

(1) Die Verfassunggebende Synode gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(2) In der Geschäftsordnung ist die Wahl eines Ausschusses vorzusehen, der der Verfas- 
sunggebenden Synode einen Verfassungsentwurf vorlegt. In diesem Ausschuß soll jede der 
vertragschließenden Landeskirchen mit der gleichen Zahl von Mitgliedern vertreten sein. 


88 
Der Rat der Nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche, die Kirchenleitungen der ver- 
tragschließenden Landeskirchen sowie die Kirchenleitung der Vereinigten Evangelisch-Luthe- 
rischen Kirche Deutschlands und der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland haben 
das Recht, Vertreter zu den Sitzungen der Verfassunggebenden Synode und deren Ausschüs- 
se zu entsenden. Die Vertreter können bei den Beratungen das Wort nehmen. 


89 


Die Kirchenverwaltungen der vertragschließenden Landeskirchen sind verpflichtet, der Ver- 
fassunggebenden Synode Amtshilfe zu leisten. 


810 


(1) Die Verfassung der Nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche ist angenommen, 
wenn ihr in drei Lesungen bei Anwesenheit von mindestens drei Vierteln der Mitglieder 
mindestens drei Viertel der Anwesenden zustimmen. Zwischen der 1. und 2. Lesung muß 
ein Zeitabstand von mindestens einer Woche, höchstens jedoch von einem Monat liegen. 

(2) Nach der 2. Lesung leitet die Verfassunggebende Synode das Arbeitsergebnis den Sy- 
noden und Kirchenleitungen der vertragschließenden Kirchen zu. Stellungnahmen sind in- 
nerhalb einer vom Vorsitzenden der Verfassunggebenden Synode festzusetzenden Frist, die 
nicht unter drei Monaten betragen soll, einzureichen. Erhebt eine Synode der vertragschlie- 
ßenden Kirchen Bedenken gegen das Arbeitsergebnis, so darf die 3. Lesung erst vorgenom- 
men werden, nachdem ein Vermittlungsverfahren stattgefunden hat. 

(3) Im Vermittlungsverfahren entscheidet ein Vermittlungsausschuß, bestehend aus 12 
Mitgliedern der Verfassunggebenden Synode sowie je einem Mitglied der Synode der Lan- 
deskirchen Eutin und Hannover, drei Mitgliedern der Synode der Landeskirche Hamburg, 
zwei Mitgliedern der Synode der Landeskirche Lübeck und fünf Mitgliedern der Synode 
der Landeskirche Schleswig-Holstein. 

(4) Der Ausschuß entscheidet mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder. Die 
Entscheidung ist für die 3. Lesung bindend. 

(5) In der 3. Lesung entscheidet die Verfassunggebende Synode mit der in Abs. 1 fest- 
gelegten Mehrheit entgültig. 

811 


(1) Die Verfassung der Nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche ist in den Amts- 
blättern der Landeskirchen Eutin, Hamburg, Lübeck und Schleswig-Holstein zu veröffent- 
lichen und tritt an dem in ihr bestimmten Tage in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt wird die Nordelbische evangelisch-lutherische Kirche Rechts- 
nachfolgerin der Landeskirchen Eutin, Hamburg, Lübeck und Schleswig-Holstein. Das gilt 
auch für die Rechte und Pflichten aus dem Vertrage zwischen dem Land Schleswig-Hol- 
stein und den evangelischen Landeskirchen in Schleswig-Holstein vom 23. April 1957 für 
das von diesem Vertrag erfaßte Gebiet. 

(3) In dem Einführungsgesetz sind nähere Bestimmungen darüber zu treffen, 

a) inwieweit einzelne Vermögensgegenstände der vorgenannten vier Landeskirchen auf 
andere kirchliche Rechtsträger im Bereich der Nordelbischen evangelisch-lutherischen Kir- 
che übergehen; 


b) in welchem Umfang das in den vertragschließenden Landeskirchen geltende Recht au- 
ßer Kraft tritt oder in Geltung bleibt; 
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c) zu welchem Zeitpunkt die Zuständigkeit der landeskirchlichen Organe der vertrag- 
schließenden Landeskirchen endet. 
3. Abschnitt 
$12 


(1) Dem Rat gehören 8 Mitglieder an, die von den Kirchenleitungen der vertragschließen- 
den Landeskirchen entsandt werden. 
Es entsenden 


die Landeskirche Eutin 1 Mitglied, 
die Landeskirche Hamburg 2 Mitglieder, 
die Landeskirche Hannover l Mitglied, 
die Landeskirche Lübeck 1 Mitglied, 
die Landeskirche Schleswig-Holstein 3 Mitglieder. 


(2) Drei weitere Mitglieder des Rates werden durch die Synodalkommission bestellt. 

(3) Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu bestimmen. 

(4) Die Bischöfe der vertragschließenden Landeskirchen können, soweit sie nicht Mit- 
glied des Rates sind, an den Beratungen des Rates teilnehmen. Der Landesbischof der 
Landeskirche Hannover kann an seiner Stelle einen Beauftragten entsenden. 


813 


Die Synodalkommission besteht aus 24 Mitgliedern, die von den Synoden der vertrag- 
schließenden Landeskirchen entsandt werden, und zwar 


aus der Landeskirche Eutin 3 Mitglieder, 
aus der Landeskirche Hamburg 5 Mitglieder, 
aus der Landeskirche Hannover 3 Mitglieder, 
aus der Landeskirche Lübeck 3 Mitglieder, 


aus der Landeskirche Schleswig-Holstein 10 Mitglieder. 


814 


Der Rat vertritt die Nordelbische evangelisch-lutherische Kirche nach außen. Die rechts- 
geschäftliche Vertretung erfolgt durch den Vorsitzenden und ein weiteres Mitglied des 
Rates. 


$15 


Der Rat und die Synodalkommission haben die Aufgabe, auf eine planmäßige Zusammen- 
arbeit der vertragschließenden Landeskirchen hinzuwirken. 


816 


(1) Der Rat hat insbesondere dahin zu wirken, daß 

a) auf allen Gebieten der kirchlichen Gesetzgebung und Verwaltung eine schrittweise 
Rechtsangleichung stattfindet, 

b) gemeinsame Einrichtungen geschaffen werden, 

c) die Besetzung leitender Stellen aufeinander abgestimmt wird und solche freiwerden- 
den Stellen, die nach Inkrafttreten der Verfassung wegfallen werden, nicht wieder besetzt werden. 

(2) Der Rat soll ferner darauf hinwirken, daß die Kirchenleitung der vertragschließenden 
Landeskirchen sich miteinander abstimmen. 

a) bei der Stellungnahme zu wichtigen Vorgängen des kirchlichen und öffentlichen Lebens 
und 

b) bei der Stellungnahme zu wichtigen Vorlagen und Anfragen der Vereinigten Evange- 
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

(3) Die Landeskirchen Eutin, Hamburg, Lübeck und Schleswig-Holstein haben den Rat 
über Vorhaben nach Absatz 1 rechtzeitig zu unterrichten. 

(4) Der Rat muß der Synodalkommission mindestens zweimal im Jahr über seine Arbeit 
berichten. 
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817 


Die Synodalkommission hat die Aufgabe, 
a) Anregungen an den Rat und an die Synoden der vertragschließenden Landeskirchen 
zu geben, 
b) Mitglieder des Rates zu wählen ($ 12 Abs. 2), 
c) Berichte des Rates entgegenzunehmen ($ 16 Abs. 4), 
d) Umlagen zu beschließen. 
818 


Der Rat und die Synodalkommission wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen 
stellvertretenden Vorsitzenden. Im übrigen geben sie sich ihre Geschäftsordnung selbst; sie 
bestimmen den Sitz ihrer Geschäftsstellen. $6 Abs.1 gilt entsprechend. 


819 


Der Finanzbedarf der Verfassunggebenden Synode, des Rates und der Synodalkommission 
wird durch Umlagen aufgebracht, deren Höhe auf Vorschlag des Rates durch die Synodal- 
kommission beschlossen wird. Bei der Verteilung auf die vertragschließenden Landeskirchen 
ist deren Finanzkraft angemessen zu berücksichtigen. 


4. Abschnitt 
820 


(1) Der Übergang des Kirchenkreises Harburg in die Nordelbische evangelisch-lutherische 
Kirche wird zu dem Zeitpunkt rechtswirksam, in dem die Landeskirchen Eutin, Hamburg, 
Lübeck und Schleswig-Holstein gemäß $ 2 Abs. 2 aufhören, Körperschaften des öffentlichen 
Rechts zu sein. : 

(2) Mit dem Übergang wird die Nordelbische evangelisch-lutherische Kirche hinsichtlich 
des Kirchenkreises Harburg und der in ihr zusammengefaßten Kirchengemeinden Rechts- 
nachfolgerin der Landeskirche Hannover. Die Glieder der Kirchengemeinden im Kirchen- 
kreis Harburg werden Glieder der Nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche. 

(3) Das im Zeitpunkt des Übergangs im Kirchenkreis Harburg geltende Recht bleibt in 
Kraft, soweit es nicht der Verfassung der Nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche 
widerspricht oder künftig durch die Nordelbische evangelisch-lutherische Kirche aufgeho- 
ben wird. Das Einführungsgesetz zur Verfassung der Nordelbischen evangelisch-lutherischen 
Kirche bestimmt, welche Stellen der Nordelbischen evangelisch-lutherischen Kirche bei der 
Anwendung des weiter geltenden Rechts der Landeskirche Hannover anstelle der nach die- 
sen Vorschriften zuständigen Stellen der Landeskirche Hannover treten. 

(4) Die im Kirchenkreis Harburg geltenden liturgischen Ordnungen und Bücher bleiben 
bis zu einer Neuordnung durch die Nordelbische evangelisch-lutherische Kirche in Gebrauch. 
(5) Die im Kirchenkreis Harburg angestellten Pfarrer, Pastorinnen, Pfarrvikare und Pfarr- 
verwalter werden mit dem Zeitpunkt des Übergangs des Kirchenkreises mit ihrem erworbe- 
nen Besoldungs- und Ruhegehaltsdienstalter in den Dienst der Nordelbischen evangelisch- 

lutherischen Kirche übernommen. 
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Dieser Vertrag bedarf der Bestätigung durch Kirchengesetze der vertragschließenden Lan- 
deskirchen. Er tritt am Monatsersten des zweiten Monats, der auf die Verabschiedung des 
letzten Bestätigungsgesetzes folgt, in Kraft. 


Aufgrund dieses Vertrages, den die beteiligten Kirchen annahmen und durch 
entsprechende Kirchengesetze bestätigten, nahmen die Organe der Nordelbi- 
schen Evangelisch-Lutherischen Kirche ihre Arbeit auf. Die Verfassunggebende 
Synode trat am 19. September 1970 und am 20./21. November 1970 zusam- 
men, die Geschäftsordnung des Rates wurde am 21. Oktober 1970 erlassen; die 
Synodalkommission hielt mehrere Sitzungen, und für Rat, Synodalkommission 
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und verfassunggebende Synode wurde ein Haushaltsplan erstellt. Die Entwick- 
lung dieses Zusammenschlusses von Gliedkirchen dürfte auf einem guten und 
verheißungsvollen Wege sein, wenn auch noch eine Fülle von Einzelfragen wei- 
teter Klärung bedarf. 


B. Die Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 


Um die Jahreswende 1970/71 schlossen die Evangelisch-lutherische Landeskir- 
che Hannovers, die Evangelisch-Lutherische Landeskirche in Braunschweig, die 
Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg, die Evangelisch-reformierte Kir- 
che in Nordwestdeutschland und die Evangelisch-Lutherische Landeskirche 
Schaumburg-Lippe den 


VERTRAG ÜBER DIE BILDUNG 
EINER KONFÖDERATION EVANGELISCHER KIRCHEN IN NIEDERSACHSEN 


Die unterzeichneten evangelischen Kirchen in Niedersachsen schließen den folgenden Ver- 
trag: 
$1 


(1) Die vertragschließenden Kirchen bilden die „Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen“. Sie ist ein kirchenrechtlicher Verband mit den in dieser Ordnung umschrie- 
benen Aufgaben und gemäß Artikel 140 GG, Artikel 137 Abs.5 WRV eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts. 

(2) Andere evangelische Kirchen können zur gastweisen Teilnahme an den Arbeiten der 
Konföderation eingeladen und an ihr beteiligt werden. Ergibt sich daraus ein Verhältnis 
auf Dauer, so ist es durch Vertrag zu regeln. 


2 
Aufgabe der Konföderation ist es, ! 

1. einen ständigen Erfahrungsaustausch zwischen den Kirchen auf allen kirchlichen Auf- 
gabengebieten und eine möglichst gleichmäßige Behandlung kirchlicher Angelegenheiten 
herbeizuführen; 

2. gemeinsame Einrichtungen zu schaffen und zu unterhalten sowie die Beteiligung von 
Kirchen an von anderen Kirchen unterhaltenen oder mitunterhaltenen Einrichtungen zu 
vermitteln; 

3. die Kirchen in Personalangelegenheiten, insbesondere bei der Besetzung wichtiger Stel- 
len, zu unterstützen; 

4. nach Maßgabe dieses Vertrages gemeinsame Kirchengesetze und kirchliche Ordnungen 
herbeizuführen, soweit nicht nach Auffassung einer beteiligten Kirche ihr Bekenntnis ent- 
gegensteht; 

5. Maßnahmen einzuleiten, die einer wirkungsvolleren kirchlichen Ordnung und Gliede- 
rung in Niedersachsen dienen; 

6. die gemeinsamen Anliegen der Kirchen gegenüber dem Lande Niedersachsen einheit- 
lich zu vertreten (Artikel 2 Abs.2 des Loccumer Vertrages vom 19. März 1955). 
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(1) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Vereinigten Evangelisch- 
Lutherischen Kirche Deutschlands sowie die Pflichten und Aufgaben, die sich aus der Zu- 
gehörigkeit der vertragschließenden Kirchen zu diesen Zusammenschlüssen und zum Refor- 
mierten Bund ergeben, gehen diesem Vertrag vor. 

(2) Die Kirchen werden Arbeitsergebnisse und Anregungen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und des Re- 
formierten Bundes nach Möglichkeit gemeinsam bearbeiten. 
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84 


(1) Die Organe der Konföderation sind 

1. die Synode, 

2. der Rat. 

(2) Die Konföderation unterhält eine Geschäftsstelle. 
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Die Synode ist zuständig für 

1. Die Beratung aller die Konföderation betreffenden Angelegenheiten; 

2. die Entgegennahme und Beratung des ihr vom Rat zu erstattenden Berichtes; 

3. die Beschlußfassung über Kirchengesetze; 

4. die Aufstellung von Musterentwürfen für die Rechtsetzung; 

5. die Feststellung der Haushaitspläne der Konföderation und ihrer Einrichtungen und 
die Beschlußfassung über Umlagen und deren Verteilungsmaßstab; 

6. die Abnahme der Haushaltsrechnung; 

7. die Beratung der Sätze für die Landeskirchensteuer, die die Kirchen erheben, oder 
die Aufstellung von Richtlinien für diese Sätze. 
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(1) Die Synode besteht aus gewählten und berufenen Mitgliedern. Aus ihrer Mitte wäh- 
len die Synoden der Landeskirche Hannover zwölf Mitglieder, der Landeskirche Braun- 
schweig, der Kirche Oldenburg und der reformierten Kirche je sechs Mitglieder und der 
Landeskirche Schaumburg-Lippe drei Mitglieder. Es sind je zwei Drittel weltliche und ein 
Drittel geistliche Mitglieder zu wählen. Fünf Mitglieder werden vom Rat berufen, und 
zwar vor dem ersten Zusammentreten der Synode durch die nach $8 Abs. 1 bestellten 
Mitglieder. Der Synode können Ratsmitglieder nicht angehören, die nach $8 Abs.1 be- 
stellt sind. 

(2) Die Amtszeit der Synode beträgt vier Jahre. 

(3) Die Synode wählt aus ihrer Mitte einen Präsidenten und zwei Stellvertreter (Präsi- 
dium). Zu ihrer ersten Tagung wird sie von dem Vorsitzenden des Rates, zu ihren späte- 
ren Sitzungen vom Präsidium einberufen. 

(4) Die Synode ist beschlußfähig, wenn zwei Drittel ihrer Mitglieder und aus jeder Kir- 
che mindestens ein Mitglied anwesend sind. Soweit in diesem Vertrage nichts anderes be- 
stimmt ist, faßt die Synode ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. 

(5) Die Synode tagt mindestens einmal im Jahr. Sie ist auf Verlangen von neun Mit- 
gliedern oder einer Kirche zu einem Termin binnen der nächsten zehn Wochen einzube- 
rufen. 

(6) Die Mitglieder des Rates und der Leiter der Geschäftsstelle nehmen an den Verhand- 
lungen der Synode teil. Sie können jederzeit das Wort ergreifen. 

(7) Die Verhandlungen der Synode sind öffentlich, soweit sie nichts anderes beschließt. 

(8) Die Synode gibt sich eine Geschäftsordnung. 
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(1) Der Rat leitet die Konföderation und ist für die Erfüllung ihrer Aufgaben verant- 
wortlich. Er hält sich über wichtige Entwicklungen in den Kirchen auf dem laufenden und 
kann sich im Rahmen der Aufgaben der Konföderation von den Kirchen über einzelne An- 
gelegenheiten unterrichten lassen. 

(2) Der Rat kann Richtlinien und Verwaltungsgrundsätze beschließen, die die Kirchen im 
Rahmen ihres Rechts berücksichtigen werden. 

(3) Der Rat kann Verwaltungsgrundsätze für die Geschäftsstelle aufstellen und dem Leiter 
Weisungen erteilen. 


88 
(1) Dem Rat gehören von den zuständigen Organen der Kirchen bestellte Mitglieder, 
nämlich 
drei aus der Landeskirche Hannover, 
zwei aus der Landeskirche Braunschweig, 
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zwei aus der Kirche Oldenburg, 

eines aus der reformierten Kirche, 

eines aus der Landeskirche Schaumburg-Lippe 
we Unter ihnen sollen sich die leitenden Geistlichen der vertragschließenden Kirchen be- 

inden. 

(2) Die Synode wählt während ihrer ersten Tagung aus ihrer Mitte zwei Mitglieder des 
Rates, von denen eines aus der Landeskirche Hannover und eines aus einer der anderen 
Kirchen stammt. 

(3) Für die Mitglieder des Rates werden Stellvertreter bestellt oder gewählt. 

(4) Die Amtszeit der Mitglieder und ihrer Stellvertreter beträgt vier Jahre; sie währt bis 
zur Neubestellung oder Neuwahl. Die Amtszeit endet vorher mit dem Ausscheiden aus der 
Synode oder dem kirchlichen Amt, das das Mitglied (Stellvertreter) bei seiner Bestellung 
innehatte. 

89 


(1) Der Rat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vor- 
sitzenden. 

(2) Der Vorsitzende beruft den Rat ein. Er hat den Rat auf Verlangen von drei Mitglie- 
dern, einer Kirche oder der beiden von der Synode entsandten Mitglieder innerhalb der 
nächsten vier Wochen einzuberufen. 

(3) Der Rat ist beschlußfähig, wenn sieben Mitglieder und aus jeder Kirche wenigstens 
ein Mitglied anwesend sind. Der Rat faßt seine Beschlüsse mit wenigstens zwei Drittel der 
Stimmen der anwesenden Mitglieder. 

(4) An den Sitzungen des Rates können weitere sachkundige Vertreter der Kirchenlei- 
tungen und Behörden der Kirchen teilnehmen, falls der Rat nichts anderes beschließt. Der 
Leiter der Geschäftsstelle nimmt an allen Sitzungen des Rates mit beratender Stimme teil. 

(5) Erklären die bestellten Ratsmitglieder zweier Kirchen eine Angelegenheit zur Grund- 
satzfrage, so können sie in dieser Angelegenheit nicht überstimmt werden. 


g10 


Die Synode sowie der Rat können im Benehmen mit den Kirchenleitungen für bestimmte 
Sachgebiete Ausschüsse einsetzen, deren Mitglieder dem Rat oder der Synode nicht anzu- 
gehören brauchen 

$1l 


(1) Die Geschäftsstelle der Konföderation hat die Synode, den Rat und ihre Ausschüsse 
in ihrer Arbeit zu unterstützen. Sie hat ständige Verbindung mit den Behörden der Kirchen 
zu halten und sie zu beraten. 

(2) Sie besteht aus dem Leiter und der erforderlichen Anzahl von Mitarbeitern. Der Lei- 
ter und sein Stellvertreter werden vom Rat im Einvernehmen mit den Kirchen berufen. 

Die Mitarbeiter sollen möglichst nebenamtlich vom Rat berufen werden und einer Kir- 
chenbehörde angehören. Der Leiter und die Mitarbeiter sollen bestimmte Sachaufgaben 
für den Bereich der Konföderation wahrnehmen und auf eine Koordinierung der kirchli- 
chen Arbeit hinwirken. 

(3) Die Geschäftsstelle hat ihren Sitz in Hannover. 


812 


Erklärungen, die die Konföderation rechtlich verpflichten, ergehen durch den Rat und be- 
dürfen der Unterschriften des Vorsitzenden des Rates und des Leiters der Geschäftsstelle 
oder ihrer Stellvertreter. 

813 


Die leitenden Geistlichen der Kirchen treffen sich zu regelmäßigen Besprechungen. 


814 


(1) Die Kirchen werden ihre Rechtsetzung im Wege der gegenseitigen Rücksichtnahme 
und Absprache möglichst gleichmäßig gestalten. Sie werden die Konföderation laufend 
über ihre Bedürfnisse und Vorhaben auf dem Gebiet der Rechtsetzung unterrichten und 
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jeweils darlegen, ob eine gemeinsame Regelung erstrebt wird. Die Konföderation unter- 
richtet die Kirchen und die in $ 3 genannten Zusammenschlüsse. 

(2) Beabsichtigt eine Kirche, ein Kirchengesetz zu erlassen, dessen Gegenstand nach Auf- 
fassung des Rates von den Kirchen gemeinschaftlich geregelt werden sollte, so kann der 
Rat der Kirche nahelegen, die kirchengesetzliche Regelung zunächst zurückzustellen. Der 
Rat soll alsbald Vorschläge für eine gemeinschaftliche Behandlung des Gegenstandes ma- 
chen. 

(3) Die Synode kann Musterentwürfe für die Rechtsetzung der Kirchen aufstellen und 
ihnen vorlegen. 

(4) Die Synode kann gemeinschaftliche Kirchengesetze für diejenigen Kirchen beschlie- 
ßen, die sich mit einer gemeinsamen Regelung einverstanden erklärt haben. 

(5) Das Einverständnis gemäß Absatz 4 kann noch bis zur Ausfertigung durch den Rat 
erklärt werden. Zu Kirchengesetzen, die den Bestand einer Kirche berühren, kann das 
Einverständnis erst nach Beschlußfassung der Synode erklärt werden. 
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(1) Kirchengesetze werden von der Synode erlassen. Die Entwürfe zu Kirchengesetzen 
werden vom Rat oder aus der Mitte der Synode eingebracht. Entwürfe aus der Mitte der 
Synode bedürfen der Unterstützung von mindestens sechs Synodalen oder, wenn die Zahl 
der Synodalen einer Kirche geringer ist, von sämtlichen Synodalen dieser Kirche. Den Ent- 
würfen ist eine Begründung beizufügen. Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten auch 
für die Aufstellung von Musterentwürfen für die Rechtsetzung der Kirchen durch die Sy- 
node (814 Abs. 3). 

(2) Zu Kirchengesetzen kann der Rat Ausführungsverordnungen erlassen. 

(3) Die Kirchen können zu den gemeinschaftlichen Kirchengesetzen und den Ausführungs- 
verordnungen ergänzende oder ändernde Bestimmungen erlassen, jedoch sollen sie zuvor 
dem Rat Gelegenheit zur Stellungnahme geben. 

(4) Kirchen, die sich mit einer gemeinschaftlichen Regelung nicht einverstanden erklärt 
haben, können diese Erklärung nach dem Erlaß eines gemeinschaftlichen Kirchengesetzes 
nachholen; Absatz 3 gilt entsprechend. 


816 


(1) Die Kirchengesetze werden vom Rat ausgefertigt und im Amtsblatt der Landeskirche 
Hannover verkündet. Gemeinschaftliche Kirchengesetze treten für eine Kirche zu dem von 
ihrer Kirchenleitung bestimmten Zeitpunkt in Kraft, spätenstens jedoch achtzehn Monate 
nach der Verkündung des Kirchengesetzes oder der Abgabe der Einverständniserklärung 
(815 Abs.4). Das gemeinschaftliche Kirchengesetz und der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
sind im Amtsblatt dieser Kirche bekanntzugeben. 

(2) Wichtige Verlautbarungen der Konföderation sind auf Verlangen des Rates oder der 
Geschäftsstelle in den Amtsblättern der Kirchen zu veröffentlichen. 


817 
(1) Der Finanzbedarf der Konföderation wird durch Umlagen aufgebracht. Der Bedarf 
für Einrichtungen der Konföderation kann durch Sonderumlagen gedeckt werden, die auf 
die Kirchen beschränkt werden, die von den Einrichtungen Gebrauch machen. 
(2) Die Erhebung von Umlagen zur Herbeiführung eines Finanzausgleichs zwischen den 
Kirchen oder für Aufgaben, die über den Bereich der Konföderation hinausgehen, bedarf 
der Regelung durch gemeinschaftliches Kirchengesetz und der Zustimmung aller Kirchen. 


818 
(1) Dieser Vertrag ist unbefristet. Jede Kirche kann ihn für sich alle 4 Jahre mit Jahres- 
frist kündigen, und zwar erstmals zum 31. Dezember 1974. Die erste Amtszeit der Syno- 
de endet am 31. Dezember 1974. 
(2) Im Falle der Gesamtauflösung der Konföderation fällt das nach Begleichung der Schul- 
den verbleibende Vermögen der Konföderation den Kirchen nach dem Verhältnis des letz- 
ten Verteilungsmaßstabes ihrer Umlagen zu. 
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(1) Dieser Vertrag tritt einen Tag nach dem Inkrafttreten des letzten Zustimmungsgesetzes 
der vertragschließenden Kirchen in Kraft. Das Inkrafttreten ist in den Amtsblättern bekannt- 
zumachen. 


(2) Die erste Sitzung des Rates wird von dem Landesbischof der Landeskirche Hannover 
einberufen. 


Das Besondere dieses Vertrages ist darin zu sehen, daß ihm — im Unterschied 
von der Nordelbischen Kirche — nicht nur bekenntnisgleiche Kirchen beitraten, 
sondern neben Kirchen lutherischen Bekenntnisses die Evangelisch-reformierte 
Kirche in Nordwestdeutschland der Konföderation angehört. Die Bekenntnis- 
bestimmtheit bzw. -unterschiedenheit der Vertragskirchen wird durch den Ver- 
trag nicht berührt. Weder eine Nivellierung der Bekenntnisse und ihrer Unter- 
schiede noch eine unionische Tendenz hinsichtlich Theologie und Kirchenge- 
stalt haben bei der Bildung der Konföderation eine Rolle gespielt. 


4. THEOLOGIE, SCHRIFT UND VERKÜNDIGUNG* 


Der auf Veranlassung der EKD-Synode 1965 in Frankfurt/Main und Magdeburg 
berufene Arbeitskreis „Schrift und Verkündigung“ legte am 8. Juni 1970 dem 
Rat der EKD das Ergebnis seiner Bemühungen in Gestalt einer Ausarbeitung vor, 
deren Beiträge von ihren Verfassern verantwortet werden, deren Vorlage aber 
mit Zustimmung des Arbeitskreises erfolgte. Die Ausarbeitung wurde vom Rat 
der EKD mit Dank entgegengenommen, zur Veröffentlichung freigegeben und 
als Orientierungs- und Verstehenshilfe in den theologischen Auseinandersetzun- 
gen der Pfarrerschaft und den Gemeinden zum Studium und als Grundlage wei- 
terer Arbeit empfohlen. In der Einleitung der Publikation wird u.a. ausgeführt: 


Evangelische Theologie und Kirche sehen sich seit einer Reihe von Jahren mit zunehmen- 
der Schärfe vor das Problem des Verhältnisses von Bibelwort und gegenwärtigem Verkündi- 
gungsauftrag gestellt. Die Frage ist für die Kirche der Reformation,zu deren Grundbekennt- 
nis das sola scriptura gehört, schlechthin lebenswichtig. Dabei kann die Problemstellung im 
einzelnen durchaus verschieden sein. Angesichts der Fortentwicklung der historisch-kriti- 
schen Erforschung der biblischen Texte drängt sich die Frage auf, welche Konsequenzen 
diese wissenschaftliche Arbeit hinsichtlich der Verbindlichkeit des Bibelwortes für die kirch- 
liche Verkündigung hat. Wie kann noch von der Heiligen Schrift als der alleinigen Norm 
für den christlichen Glauben und die kirchliche Botschaft gesprochen werden? Anderer- 
seits ist am Tage, daß auch ganz abgesehen hiervon die biblische Botschaft — gewiß zu al- 
len Zeiten, aber heute wohl in erhöhtem Maße — der Interpretation bedarf, die deutlich 
macht, inwiefern das Wort von Jesus Christus den Menschen der Gegenwart angeht. Wie 
kann eine solche Interpretation geschehen, ohne den zentralen Inhalt der Botschaft sel- 

ber zu verändern oder zu verlieren? Gibt es einen Maßstab für diesen Inhalt, wenn dazu 

die einfache Berufung auf Bibelworte nicht mehr ausreicht? Die Problematik hat sich 
schließlich auch noch insofern zugespitzt, als die Kirche sich einer Verantwortung ange- 
sichts der Weltprobleme der Gegenwart, von deren Lösung das Fortbestehen der Mensch- 

_ heit abhängen wird, nicht entziehen kann, die biblischen Schriften jedoch dazu naturge- 


4. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1961, S. 149ff.; 1962, S. 29ff.; 1963, S. 32ff.; 1964, S. 6ff.; 
1965, S. 22ff.; 1966, S. 77ff.; 1968, S. 22ff.; 1969, S. 39ff. 
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mäß keine unmittelbare Antwort geben. Die Frage wird gestellt, ob unter diesen Umstän- 
den das biblische Wort überhaupt noch relevant sein kann für eine christliche Verkündi- 
gung heute, die über individuelle Fragestellungen hinausgeht, und woher solche Verkün- 
digung dann das Recht nimmt, mehr als nur eine Meinungsäußerung unter anderen zu 
sein. 


Offensichtlich ist es weder unter den Theologen geschweige denn in den Gemeinden ge- 
lungen, die mit der historisch-kritischen Forschung und der sogenannten existentialen In- 
terpretation aufgeworfenen Fragen so zu verarbeiten, daß es zu einer Klärung über das 
Verständnis der christlichen Botschaft und den Dienst der Verkündigung heute gekom- 
men wäre. Die wissenschaftliche Theologie hat sich mit Beginn der neueren Problemstel- 
lungen kaum genug der Aufgabe gestellt, ihre Anstöße mit der Situation des Predigers 
und der aus dem Bibelwort lebenden Gemeinde zu konfrontieren und so ausreichende 
praktische Hilfe für den kirchlichen Dienst zu leisten. Pfarrern und Verantwortlichen 
in der Kirche wiederum fehlte es nicht selten an Bereitschaft und Kraft, die theologi- 
schen Fragestellungen ernsthaft zu durchdenken und in ihrer Bedeutung für die eigene 
Aufgabe zu überprüfen. Die Gemeindeglieder ihrerseits sahen sich weithin in dieser Lage 
völlig überfordert und konnten vielfach in der Entwicklung nur Zeichen eines bedenkli- 
chen Abweichens von dem Erbe der Väter und einer Zerstörung der Grundlagen ihres 
Glaubens sehen. Unbekümmerte und rücksichtslos über Gemeinde und Kirche hinwegge- 
hende theologische Thesen auf der einen und scharfe, bekenntnisähnliche Verwerfungen 
auf der anderen Seite sind Kennzeichen der Situation, während bei denen, die weder das 
eine noch das andere mitzuvollziehen vermögen, Ratlosigkeit und Resignation um sich 
gegriffen haben. 

In dieser Lage übernahm der Arbeitskreis „Schrift und Verkündigung“ den Auftrag, ei- 
ne Klärung und Antwort zu versuchen. Anfängliche Hoffnungen auf rasche Ergebnisse 
der 1966 begonnenen Arbeit erfüllten sich freilich nicht. Vielmehr drohte das Vorhaben 
an der Schwere der Probleme und nicht zuletzt an den sachlichen Gegensätzen in dem 
Arbeitskreis selbst, der in seiner eigenen Mitte etwas von der Tiefe der Spannungen wi- 
derspiegelte, zu scheitern ... Hinzu kam schließlich die Tatsache, daß sich in den wenigen 
Jahren seit Beginn der Arbeit die theologische Problemstellung ganz offensichtlich verän- 
dert hatte. Erschien anfänglich der Gegensatz zwischen — abgekürzt gesprochen — Exi- 
stentialtheologie und Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium‘ oder verwandten 
Strömungen kennzeichnend für die Situation, veränderte sich das Bild zusehends durch 
eine aufkommende Theologie der Gesellschafts- und Kirchenkritik, die jene beiden Posi- 
tionen in gleicher Weise angriff und ihren Gegensatz als überholt erscheinen ließ. 


Angesichts der Fülle und Tiefe der vorliegenden Probleme, angesichts aber auch des eben 
angedeuteten raschen Wandels der theologischen Diskussion und ihrer Unabgeschlossenheit 
sah sich der Arbeitskreis nicht imstande, ein gemeinsam formuliertes Ergebnis vorzulegen. 
Die Pluralität und Polyphonie theologischer Erkenntnis hätte an vielen Stellen nur blasse 
Kompromißformulierungen gestattet. Dennoch kamen die Beteiligten überein, die nachfol- 
genden, jeweils von einzelnen Bearbeitern konzipierten Beiträge, die sie alle als hilfreich für 
die gegenwärtige Situation ansahen, vorzulegen, auch wenn der Text zwar miteinander durch- 
gesprochen und aufgrund dessen in mancher Hinsicht überarbeitet, nicht aber gemeinsam 
festgelegt wurde ... 

Im Blick auf die entscheidende Wichtigkeit der Fragen und das dringende Verlangen aus 
Kirchenleitungen, Pfarrerschaft und Gemeinden nach einem wegweisenden Wort mag das 
Ergebnis der Arbeit unbefriedigend erscheinen. Haben die daran Beteiligten selbst kapitu- 
liert und behält die Resignation das letzte Wort? Ohne die Tiefe der Krise zu verharmlosen, 
in die Theologie und Kirche und der christliche Glaube selbst in unseren Tagen geraten 
sind, ohne die Ratlosigkeit zu verdecken, vor die sich Fachtheologen wie Prediger und 
Bibelleser in gleicher Weise gestellt sehen, wenn es darum geht, den Inhalt der christlichen 
Botschaft so auszusagen, daß nicht nur der Mensch von heute sie versteht, sondern auch 
die Identität dieser Botschaft gewahrt bleibt, so groß die gegenseitigen Mißverständnisse 
und die echten Gegensätze auch sind — niemand der am Abschluß der Arbeit Beteiligten 
hatte die Freiheit, den anderen loszulassen und ihm zu bestreiten, daß es ihm um Jesus 
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Christus heute gehe. Die Beteiligten waren sich bewußt, daß mindestens ebenso groß wie 
die Gefahr, ein gebotenes Nein gegen falsche Aussagen zu unterlassen, die andere ist, daß 
vorschnell Fronten und Grenzen aufgerichtet werden, die es unmöglich machen, das Be- 
rechtigte und Ernstzunehmende aus dem Votum des anderen herauszuhören. Dies dürfte 
auch für so manche extremen und schockierenden Äußerungen aus der jungen Generation 
gelten. Es kommt hinzu, daß es uns Heutigen weniger als früheren Generationen gelingt, 
den Inhalt der christlichen Botschaft in präzise formulierten Lehrsätzen zu erfassen. 

In einer Umbruchsituation wie der unseren wird kein anderer Weg bleiben, als den un- 
bequemen und kritischen Fragen der Menschen unserer Tage, ob sie nun von innerhalb 
oder außerhalb der Kirche her gestellt werden, standzuhalten, sie auf ihren Gehalt zu 
prüfen und dann im Hören auf das Wort der biblischen Zeugen Antwort zu geben. Zu 
dieser Antwort ist jeder an seiner Stelle verpflichtet, ob im Verkündigungsdienst oder als 
theologischer Lehrer oder auch als Gemeindeglied in dieser sich zusehends wandelnden 
Welt. Die Antworten liegen nicht in theologischen oder dogmatischen Formeln bereit, die 
man nur anzuwenden braucht. Sie müssen neu gefunden und gegeben werden, so gewiß 
es unsere gemeinsame Überzeugung ist, daß es sich nur um das rechte Übersetzen der ei- 
nen letztgültigen Antwort handelt, die gegeben ist. Diese Antwort neu zu geben, so daß 
sie gehört wird und trifft, wird dem einzelnen kaum gelingen, wenn er nicht im intensi- 
ven Gespräch und Austausch bleibt mit denen, die vor der gleichen Aufgabe stehen. Da- 
bei sollte nicht dem Empfinden Raum gegeben werden, als müßten Kirche und Theologie 
versuchen, sich um jeden Preis dem Selbstverständnis unserer Zeit anzupassen und von 
daher ihre Antwort bestimmen zu lassen. Gewiß wird christliche Verkündigung auf das 
Wirklichkeitsverständnis der Gegenwart bezogen sein. Aber sie soll sich bewußt bleiben, 
daß ihre Antwort nicht dem Geist der Zeit entspringt, ihn vielmehr mitprägen und mit- 
bestimmen wird. Solange Kirche und Theologie bei der Sache bleiben, die ihnen aufge- 
tragen ist, und dem etwas zutrauen, der ‚‚in alle Wahrheit leiten‘‘ wird, ist zur Resigna- 
tion kein Anlaß. Auch wenn das Antworten heute nur tastend und stammelnd gelingen 
will, ist die Mühe darum nicht sinnlos. Sie wird ein Beitrag zu der Antwort sein, die zu 
gegebener Zeit auch wieder in größter Gemeinsamkeit möglich werden wird. Als ein sol- 
cher Beitrag und zugleich als Ermutigung derer, die vor die Aufgabe gestellt sind, die alte 
Botschaft heute neu zu sagen, sollen die ... vorgelegten Arbeitsergebnisse verstanden werden. 


Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland befaßte sich auf ih- 
rer Tagung vom 9.—13. Januar 1970 mit dem Thema „Das Christuszeugnis der 
Kirche in der heutigen Gesellschaft‘. Unterausschüsse des Theologischen Aus- 
schusses erörterten die damit sich stellenden Probleme unter den Aspekten „Das 
Christuszeugnis in säkularisierter Gesellschaft“, „Das Christuszeugnis in der 
mündigen Gesellschaft“, „Das’Christuszeugnis in der einen Weltgesellschaft“. 
Ein weiterer Unterausschuß beschäftigte sich mit der Erklärung der Evangeli- 
schen Kirche der Union „Zum Verständnis des Todes Jesu“ (vgl. Kirchl. Jahr- 
buch 1968, S. 28ff.). 

Die Landessynode verabschiedete das nachstehend wiedergegebene Wort: 


DAS CHRISTUSZEUGNIS DER KIRCHE IN DER HEUTIGEN GESELLSCHAFT 


‘Die 18. Außerordentliche Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland hat sich 
auf ihrer Tagung mit dem Thema beschäftigt „Das Christuszeugnis der Kirche in der heu- 
tigen Gesellschaft“. 

Die Kirche bekennt Jesus als das lebendige und gegenwärtige Wort Gottes, das uns sagt, 
_ worauf wir vertrauen, was wir hoffen und wie wir handeln können. 

Die Kirche verdankt ihre Existenz einzig diesem Wort. Alle Versuche, Existenz und Auf- 
trag der Kirche anders zu begründen, enden in Irrtum und Schwärmerei. 

Unter uns sprechen viele ihre Sorge aus, daß die Kirche ihrem Auftrag heute nicht ge- 
recht wird. Es gibt verschiedene Meinungen darüber, wie dieser Auftrag wahrzunehmen 
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ist. Wo immer solche verschiedenen Meinungen in unserer Kirche gesagt werden, versuchen 
wir zu hören, daß sie Christus meinen und nicht ein anderes Evangelium. 

Es fällt uns schwer, diese verschiedenen Meinungen zu vereinen. Wir meinen dennoch, 
folgendes allen sagen zu können und sagen zu sollen, die auch heute glauben, daß die 
Kirche von dem lebt, was Jesus Christus sagt und durch seinen Geist in ihr wirkt. Die 
Wahrheit des Gesagten wird von selbst zum Aufruf an uns. 


I. 


Die Kirche redet von Jesus Christus, und sie handelt in seinem Namen, weil Gott in ihm 
Mensch geworden ist. So erfahren die Menschen, daß Gott die Welt liebt. 

Die Kirche richtet diese Botschaft aus, indem sie wie Jesus menschlich mit den Menschen 
redet und umgeht. So hofft und glaubt die Kirche, daß die Botschaft von Christus wahr- 
nehmbar und glaubwürdig wird. Weil Gott in Christus Mensch geworden ist, erheben Chri- 
sten da Einspruch, wo Menschen mit anderen Menschen unmenschlich umgehen. 


ll. 


Die Kirche bezeugt Jesus als den Gekreuzigten, der sein Leben gehorsam für das Heil der 
Menschen gab. In seiner Nachfolge nehmen Christen sein Kreuz auf sich. 

Dadurch werden Eintreten für das Recht der Rechtlosen, Erbarmen mit den Verlorenen 
und Liebe zu den Ausgestoßenen möglich. Darum streiten Christen gegen Versuche, 
christliche und weltanschauliche, politische und wirtschaftliche, wissenschaftliche und 
technische Programme absolut zu setzen. Im Verzicht auf eigensüchtiges Machtstreben 
bezeugt die Kirche, daß der Weg Jesu der Weg Gottes ist. Sie bleibt gewiß, daß auf die- 
sem Weg alle Verheißungen Gottes zum Ziel kommen. 


III. 


Die Kirche bezeugt Jesus Christus als ihren Herrn, der den Tod überwunden hat und lebt. 
Die Auferweckung des Gekreuzigten ist der Sieg Gottes über die Macht des Todes, der die 
Menschen in ihrer Gottferne unterworfen sind. 

Daher bewirkt Christus durch das Zeugnis der Christen Befreiung: Er befreit die Menschen 
von dem Zwang, Böses zu ersinnen und zu tun; er befreit sie von der lähmenden Kraft des 
schlechten Gewissens. Denn durch die Vergebung werden die Gebote Gottes Angebot für die 
Zukunft und sind nicht mehr Gericht über die Vergangenheit. 

Menschen, die so befreit worden sind, finden Mut zur Freiheit auch in der Gesellschaft. 
Sie werden fähig, anderen Menschen in Freiheit zu begegnen, für deren Freiheit einzutre- 
ten und gegen Unfreiheit und Unterdrückung zu kämpfen. Dazu gehört der Einsatz für die 
Freiheit des Gewissens, für die Religions- und Geistesfreiheit, aber auch für Freiheit von 
Angst, Ausbeutung, Hunger und Not in der Welt. 


IV. 


Die Kirche redet von Jesus Christus, und sie handelt in seinem Namen, weil er als der Herr 
über unsere Zukunft der einzige Grund unserer Hoffnung ist. Nur in ihm wird alle Geschich- 
te dieser Welt ihr Ziel und ihre Vollendung finden. 

Diese Hoffnung bezeugen wir allen, die in ihrem persönlichen Leben, in unserer Kirche 
oder in unserer Gesellschaft resignieren und verzweifeln, aber auch allen, die in der Verab- 
solutierung eigener Maßstäbe die neue, bessere Welt heraufführen wollen. 

Diese Hoffnung ermutigt uns, an der Gestaltung unserer irdischen Zukunft nach besten 
Kräften mitzuarbeiten. Sie verpflichtet uns, in unserer Kirche und zwischen den Konfessio- 
nen Konflikte menschlich zu lösen. Sie gibt uns Kraft, trotz aller Rückschläge für eine 
friedlichere Welt, für eine gerechtere Sozial- und Wirtschaftsordnung, für Versöhnung zwi- 
schen Nationen, Rassen und Klassen zu arbeiten. 


V. 


Die Kirche wird von Gott ständig neu beauftragt, Christus zu bezeugen. Die Christen emp- 
fangen diesen Auftrag als Glieder der gegenwärtigen Gesellschaft und richten ihn in dieser 
Gesellschaft und an ihren Gliedern aus. 
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Die Kirche bezeugt Christus heute sachgemäß und glaubwürdig, indem sie redet, dient und 
Gemeinschaft bildet: 

Sie redet, indem wir Christen Gott anrufen und preisen und das Wort von Christus als 
befreiendes Wort verkündigen, so daß in allen Bereichen menschlichen Zusammenlebens 
die Fähigkeit zum Hören und Sprechen wächst. 

Sie dient, indem wir Christen uns zum Helfer und Anwalt der Menschen machen. Dar- 
um werden wir für einzelne und Gruppen eintreten müssen, deren Recht auf menschliches 
Leben durch Mehrheits- oder Machtverhältnisse begrenzt oder zunichte gemacht wird. 

Sie bildet Gemeinschaft, indem wir Christen als Glieder der Gemeinde leben. Darum wer- 
den wir nicht einzelne versammeln und wieder entlassen, sondern Menschen zueiander brin- 
gen müssen. Wir werden zerstörte oder unterentwickelte menschliche Beziehungen, ihre 
Formen und Ordnungen erneuern und beleben. 


Die Kirche, die Christus so bezeugt, gibt damit die biblische, in den Bekenntnissen der 
Kirche aufgenommene Botschaft von Jesus Christus weiter. Sie bekennt sich zu Christus, 
in dem Gott zu Wort kommt, dem Gekreuzigten, der Vergebung schenkt und zur Nachfol- 
ge beruft, dem Auferweckten, der befreit, dem Kommenden, der uns Gottes Zukunft er- 
öffnet. Indem sie das bezeugt, verläßt sie sich auf die Verheißung ihres Herrn: ‚‚Ich bin 
bei euch alle Tage bis an der Welt Ende.“ 


Die Vorlagen der Unterausschüsse wurden von der Synode diskutiert und, weil 
kritische Fragen gestellt und Einwendungen erhoben wurden, den zuständigen 
Ausschüssen und den Kreissynoden zur Weiterarbeit übergeben. Die Vorlagen 
seien im Wortlaut wiedergegeben: 


CHRISTUSVERKÜNDIGUNG IN DER SÄKULARISIERTEN GESELLSCHAFT 


Bericht des Unterausschusses Ic des Theologischen Ausschusses 


Der Unterausschuß Ic hat die ihm gestellte Aufgabe unter drei Gesichtspunkten angegan- 
gen: 

I. Die Christusverkündigung im Gegenüber zur Gesellschaft und ihren Weltbildern. 

II. Die säkulare als die manipulierbare Gesellschaft im Gegenüber zur Christusverkündi- 
gung. 

III. Die kirchliche Praxis in der säkularisierten Gesellschaft. 

In dem Dreischritt der Themen „Christusverkündigung, säkulare Gesellschaft und Enga- 
gement in dieser Gesellschaft“ kommt zugleich eine methodische Schwierigkeit zum Aus- 
druck, die nur dialektisch vermittelt werden kann. Die Christusverkündigung ergeht an den 
Menschen in der säkularen Gesellschaft, die als ein Ergebnis der ersteren gelten kann, sie 
bewirkt eine ständige Fortführung der Säkularisation, und dennoch sprengt sie von ihrem 
Ansatz und ihrem Ziel her die Dimensionen der säkularen Gesellschaft. In diesem Sinne 
ist es durchaus legitim, wenn in den nachstehenden Abschnitten vor einer Verweltlichung 
der Kirche gewarnt, zu einem Engagement für die Welt aufgerufen und praktische Arbeit 
gefordert wird. Der Gesamtvorgang macht deutlich, daß mit dem Begriff der Christusver- 
kündigung eine Wirklichkeit gemeint ist, die sich weder kirchlich begrenzen noch inner- 
weltlich auflösen noch im gesprochenen Wort formalisieren läßt. 


I. Das Christuszeugnis im Gegenüber zur Gesellschaft und ihren Weltbildern 


Die Christusverkündigung, die der säkularisierten Welt gegenübersteht, ist die Verkündigung 
für die säkularisierte Welt. 

1. Die von Gott geschaffene Welt ist eine von Gott für das Handeln des Menschen freige- 
gebene Welt. Die Säkularisierung der Welt hat ihren Ursprung nicht beim Menschen, son- 
dern in Gottes Schöpferwillen. 

Die dem Menschen von Gott gewährte Freiheit zum Handeln ist eine Freiheit in der 
Gebundenheit. 
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2. Die Versuchung und die Sünde des Menschen besteht darin, seine Freiheit autonom zu 
verstehen. 

Gott hat darum seiner Gemeinde den Auftrag gegeben, der vorfindlichen Welt zu bezeu- 
gen, daß die dem Menschen freigegebene Welt Gottes Welt bleibt und daß freiheitliches 
Handeln des Menschen in der Verantwortung vor Gott zu geschehen hat. 

3. Das Gesetz dieses Handelns ist die Liebe; denn Gott liebt diese Welt. Das Christus- 
zeugnis der Gemeinde für die Welt ist darum die in Christus geoffenbarte Liebe Gottes. 
Diese Liebe ist Lebensmöglichkeit für die Welt; Gottes Liebesoffenbarung ist Wort und 
Tat. 

Die in der Liebe Gottes durch Christus versöhnte Welt muß zur Versöhnung gerufen wer- 
den. 

4. In der Gemeinde, die Jesus Christus durch Wort und Geist versammelt, schützt und 
erhält, ist die Versöhnung als Gabe und Aufgabe gegeben. 

Die Gemeinden müssen sich wieder auf Werke der Liebe im individuellen und gesell- 
schaftlichen Bereich neu besinnen. 

5. Das Elend der Welt ist die Furcht vor der Zukunft und dem Leben schlechthin. 

Die völlige Liebe aber treibt die Furcht aus; sie macht hellsichtig, erfinderisch und mu- 
tig. 

6. Das Zeugnis von der Herrschaft Gottes in der säkularisierten Welt ist zu allen Zeiten 
auf Widerstand gestoßen. 

Aber den Widerstand überwindet man nicht durch Anbiederung. 

Der Welt ist nicht damit geholfen, daß die Kirche weltlich wird, — auch nicht damit, daß 
die Welt kirchlich wird — sondern allein dadurch, daß in der säkularisierten Welt die Liebe 
Gottes bezeugt und gelebt wird. 

7. So braucht die Welt die Gemeinde und ihr Zeugnis; die Gemeinde aber braucht die 
Welt, weil sie der Lebensraum ist, den Gott geschaffen, in den Christus die Liebe Gottes 
eingebracht hat und der zur Ehre Gottes vollendet werden soll. 


II. Die säkulare als die manipulierbare Gesellschaft im Gegenüber zur Christusverkündigung 


1. Die Manipulation der menschlichen Gesellschaft im Sinne einer zunehmenden wissen- 
schaftlichen Verwaltung und Verplanung des Menschen durch sich selbst ist unumgänglich. 
2. Dabei sind die durch die Wissenschaften und die gesellschaftliche Wirklichkeit provo- 

zierten Lösungsversuche und Probleme geradezu unüberschaubar und vielfach ausweglos. 

3. Die Pluralität der Aspekte zwingt zu einem möglichst umfassenden und vielseitigen 
Austausch zwischen allen Gruppen und Interessenvertretungen innerhalb der Gesellschaft. 

4. Mit ihrer Verkündigung kann die Kirche dieser Vielheit der Aspekte nur dergestalt 
Rechnung tragen, daß sie sich der menschlichen Gesellschaft und ihren Problemen rück- 
haltlos und vielseitig überantwortet, dies eben nicht nur in der Form herkömmlicher 
Verkündigung. 

5. Die vielbeschworene Ratlosigkeit der Kirche beruht zu einem großen Teil auf der Tat- 
sache, daß der Dialog mit der Gesellschaft nicht mit der nötigen Sorgfalt und dem nötigen 
Engagement geführt wird. 

6. Dabei geht es nicht nur darum, auch mit den Naturwissenschaftlern und auch mit den 
Soziologen und auch mit den Politikern zu reden, sondern vor allem darum, im Zusammen- 
hang mit dem vielseitigen Dialog an allen nur möglichen Stellen auch handelnd an der ge- 
sellschaftlichen Wirklichkeit Anteil zu haben. 

7. In der bisherigen, leider nur sporadischen Diskussion zwischen Naturwissenschaftlern 
und Theologen über die ethische Relevanz der Machbarkeit des Menschen deutet sich ein 
gangbarer Weg an. 

8. Bei diesen wie immer gearteten Auseinandersetzungen mit den Problemen der men- 
schenplanenden Wissenschaften kann die Kirche mit einer Reihe von formalen Kriterien 
aufwarten, die im jeweiligen Sachgespräch inhaltliche Füllung erfahren. 

9. Neben der Bereitschaft zum gesellschaftlichen und ethischen Engagement wird die 
Kirche auf die Vorläufigkeit aller Menschenbilder und ethischen Normen hinzuweisen ha- 
ben. Gleichzeitig wird sie aber in aller menschlichen Ausweglosigkeit redend und handelnd 
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auf ein neues Menschsein hinarbeiten wollen, das nicht ableitbar, sondern nur erhoffbar 
erscheint. 
‚ 10. In solcher Bereitschaft zum Wagnis, in solcher Unermüdlichkeit nach vorwärts und 
in solcher Kritik an allem Bestehenden und Vorläufigen zeugt die Kirche von Jesus Chri- 
stus, den sie nur als den bekennen kann, der immer wieder neu Geschichte und Mensch- 
lichkeit eröffnet, so wie es am Kreuz zuerst geschah. 

11. In dem Widerfahrnis ständig neuen Aufbrechens in Richtung auf eine neue und grö- 
ßere Menschlichkeit und Menschheit vollzieht sich die Wirklichkeit dessen, den die Kirche 
als den bekennt, der da ist, und der da war, und der da kommt. 


III. Die kirchliche Praxis in der säkularisierten Gesellschaft 


1. Die Ortsgemeinde kann den Menschen in seinen verschiedenen sozialen Bezügen erfah- 
rungsgemäß nicht mehr erreichen. 

Darum müssen neue Formen übergemeindlicher Arbeit gefunden werden. 

2. Hierzu ist die Freigabe und Förderung von Experimenten notwendig. Versuche, die 
sich als brauchbar erwiesen haben, sollten durch entsprechende Gremien (z.B. Volksmis- 
sionarisches Amt oder Raumordnungs- und Strukturausschuß) für andere Gemeinden aus- 
gewertet werden. 

3. Das Christuszeugnis geschieht in Wort und Tat. 

Beide sind gleichrangig, aufeinander bezogen, demnach nicht gegeneinander auszuspielen; 
sie interpretieren sich wechselseitig. 

Dabei können die Schwerpunkte, durch die Herausforderung der Gesellschaft bedingt, 
verschieden gesetzt werden. 

4. In der gegenwärtigen Situation kann das Handeln der Kirche sich nicht nur in der Be- 
treuung und Versorgung des einzelnen erschöpfen. Vielmehr hat sie sich an der Planung 
und Gestaltung der Gesellschaft zu beteiligen. 

5. Die schon bestehenden gesellschaftsbezogenen Dienste, im Sinne des so formulierten 
Auftrages, sollten deshalb in ihrer Bedeutung anerkannt, gefördert und gestärkt werden. 


Schluß 


Es muß abschließend mit Nachdruck betont werden, daß die Arbeit am Thema Christus- 
verkündigung durch die Arbeit dieser Synode nicht abgeschlossen worden ist, sondern ge- 
rade erst begonnen hat. 

Die weitere Arbeit erfordert generell die Bereitschaft der Theologen — der Universitäts- 
theologen, der Pfarrer und aller bekennenden Christen — sich in ihrer Bindung an das Chri- 
stuszeugnis schonungslos der Welt auszusetzen. 

Soll dies wirklich geschehen, so muß die Kirche darauf aus sein, die verfügbaren Ge- 
sprächs- und Aktionsmöglichkeiten zu nutzen und auszuwerten, dies auf der Basis der Uni- 
versitäten und Ev. Akademien im Gespräch mit den Wissenschaften, dies auf der Basis der 
Gemeinden im Austausch mit gesellschaftlichen Gegebenheiten und Entwicklungen, dies 
auch auf der Basis der beruflichen Praxis des Pfarrers und aller kirchlichen Mitarbeiter. 


CHRISTUSZEUGNIS IN DER MÜNDIGEN GESELLSCHAFT 


Stellungnahme des Unterausschusses Id des Theologischen Ausschusses 
zur Sachfrage „Das Christuszeugnis in der mündigen Gesellschaft“ 


Unsere Gesellschaft, die ihre Mündigkeit behauptet, die sich mit Recht nach Mündigkeit 
sehnt und die durch den Verfall überkommener Autoritäten zur Mündigkeit finden muß, 
steht in bekannten und verschleierten, in gemachten und verhängten Abhängigkeiten. Es 
wird einen Schritt zur Mündigkeit bedeuten, Abhängigkeiten klarer zu erkennen. 

Wir bekennen eine von Christus garantierte, zugesprochene und bestimmte Mündigkeit. 
„Gerade die Christusbestimmtheit wird mündige Selbstbestimmung des Menschen nicht 
beschneiden oder beschränken, sondern im Gegenteil erst recht in Geltung setzen und zu 
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vollem Rang bringen. Sie wird zum Garanten einer Mündigkeit, deren größter Feind im- 
mer der Mensch selber ist“. 

Darum gilt es, unserer Gesellschaft die christusbestimmte Mündigkeit in Verkündigung, 
Gestalt und Tat zuzusprechen, zuzugestehen und zu schützen. 


a) Wortzeugnis 


Schon im Neuen Testament begegnet uns das Christuszeugnis der Kirche in vielfältiger Ge- 
stalt, weil die verschiedenen Zeugen in die jeweilige Situation ihrer Hörer hineinsprechen. 
Wem am Bezeugen Jesu Christi liegt, der wird heute darum bemüht sein, Worte zu finden, 
die das Herrsein Christi in einer sich als mündig verstehenden Welt klar und verbindlich 
aussagen. 

Aus diesem Bemühen sind in unserer Zeit vielfältige Versuche gemacht worden, die Ver- 
kündigung neu zu gestalten. Dabei werden z.B. Liturgien, Gebete, Bekenntnisse und Lie- 
der neu formuliert. 

Die Tatsache, daß solche Versuche weithin von den verschiedenen Gruppen und Kreisen 
in der Kirche unternommen werden, ist legitimer Ausdruck des reformatorischen Grund- 
satzes vom allgemeinen Priestertum der Gläubigen. 

Daher verdienen diese Versuche Anerkennung und Förderung. Gemeinden und Gruppen, 

die hier Neues formulieren und praktizieren, werden gebeten, andere an ihren Bemühun- 
gen teilnehmen zu lassen, damit diese Arbeit in der Gesamtkirche fruchtbar wird. 


b) Gestalt — Zeugnis 


Wenn es in der 3. These von Barmen heißt, daß die christliche Kirche auch ‚‚mit ihrer 
Ordnung“ Zeugnis ablegt, daß sie „sein Eigentum“ ist, so kommt das Christuszeugnis 
auch durch die Gestalt der Kirche zur Sprache. Es muß daher überprüft werden, ob der 
Aufbau der Ev. Kirche im Rheinland und die Struktur ihrer Ämter und Ordnungen ‚‚die 
Ausübung des der ganzen Gemeinde anvertrauten und befohlenen Dienstes‘‘ (Barmen 

4. These) ermöglicht oder verhindert. Die Kirche kann nicht mit einer Ordnung leben, die 
die jeweiligen gesellschaftlichen Gegebenheiten nicht berücksichtigt. 

Der Ausschuß sieht, daß diese These Konsequenzen für die Ordnung der Kirche haben 
muß. Er hat sich mit einzelnen Fragen beschäftigt (z.B. Öffentlichkeit der Presbyteriums- 
sitzungen, Presbyter- und Pfarrwahl, Amtsdauer und mögliche Abwahl, Amtshandlungen 
als Angebote an mündige Christen), sieht sich aber aus Zeitgründen nicht in der Lage, Vor- 
schläge zu unterbreiten. 

Der Ausschuß erwartet, daß für die nächste Landessynode ausreichende Vorbereitungen 
zur weiteren Diskussion dieser Fragen getroffen werden. 


c) Tat — Zeugnis 


Das Zeugnis durch die Tat muß zunächst in der kritischen Wachsamkeit gegenüber allen 

gesellschaftlichen Prozessen geschehen. Danach müssen Felder benannt werden, in denen 
die Mündigkeit des Menschen noch nicht anerkannt oder entwickelt ist oder in denen sie 
bedroht wird. 

Beispiele dafür sind: 

1. In der sozialen und politischen Welt: Konkurrierende Gruppen unserer Gesellschaft, 
insbesondere solche, die sich in verhärteten Fronten gegenüberstehen (z.B. ausländische 
Arbeitnehmer — Einheimische; Apo — Bürgertum u.ä.). 

‚2. In der Berufswelt: die Opfer der Leistungsgesellschaft, Frühinvaliden, Frühpensionäre, 
Umschuler, Alte und solche, die zu resozialisieren sind. 

3. In der Wohnwelt: Problem von Nachbarschaftshilfe, Siedlung und Sanierung. 

4. In der Freizeitwelt: Probleme der Bildung, der Freizeitgestaltung und der Ermögli- 
chung kreativen Verhaltens. 

Über die karitative und soziale Hilfe hinaus sind in solchen Bereichen wirksame Möglich- 
keiten der Selbsthilfe zu schaffen und Fachleute dafür bereitzustellen. 
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Der Ausschuß ist der Meinung, daß das Wagnis zu neuen Ausdrucksweisen in Wort-, Ge- 
stalt- und Tatzeugnis eingegangen werden muß. Das wird nicht ohne Verkürzungen abge- 
hen, die sich der Korrektur zu stellen haben. Erst nachdem Schritte unternommen und 
Erfahrungen gesammelt sind, wird man Christus neu zu benennen wissen. 


DAS CHRISTUSZEUGNIS HEUTE IN DER EINEN WELTGESELLSCHAFT 
Ausarbeitung des Unterausschusses Ie des Theologischen Ausschusses 


A. Aufgabenstellung 


Die Frage „Wer ist Christus heute in der einen Weltgesellschaft?‘“‘ meint im Zusammenhang 
mit dem Hauptthema der Synode und im Gefälle der Fragestellungen der anderen Unteraus- 
schüsse die Frage nach dem Christuszeugnis in der einen Weltgesellschaft, die sich ihrer 
Einheit und des wachsenden Aufeinanderangewiesenseins immer mehr bewußt wird. Gro- 
ße Probleme und Konflikte stehen in dieser Weltgesellschaft zur Lösung an in Gegenwart 
und unmittelbarer Zukunft, und es ist die Frage, welche Folgerungen sich aus dem Chri- 
stuszeugnis der Kirche in dieser Lage ergeben. 

Aus der Fülle der Aufgaben, die sich der Kirche heute stellen, werden nur einige Model- 
le herausgegriffen, die als besonders wichtig erscheinen. So werden zum Beispiel die gro- 
ßen Themen der Weltmission, des Dialoges mit den Weltreligionen und seiner Bedeutung 
für die eine Weltgesellschaft und die Herausforderung des pragmatischen Synkretismus aus- 
geklammert. Was die christliche Botschaft im Rahmen unseres Themas für die Aufgaben 
der Kirche bedeutet, soll in den Sachfragen selber zum Ausdruck kommen. Es handelt 
sich also in den folgenden Abschnitten nur um einige Thesen und Analysen, die zur Wei- 
terarbeit anregen sollen und die nicht den Anspruch auf Vollständigkeit haben. 


B. Feldbeschreibung 


Die ökumenische Leitvorstellung von der „Verantwortlichen Weltgesellschaft‘ ergibt sich 
aus den großen Zukunftsaufgaben der Menschheit. Die wissenschaftliche Revolution bringt 
es mit sich, daß Zukunft in einem bisher nicht gekannten Maße zu einer neuen Dimension 
auch für Denken und Handeln wird. Bisherige Erfahrungen, Denk- und Verhaltensweisen 
reichen zur Bewältigung der vor uns liegenden Aufgaben nicht aus. Neue Orientierungshil- 
fen müssen durch Prognosen und Planungen gewonnen werden. Sie können sich auf Zu- 
kunftsvorstellungen stützen, die auf solchen Prognosen einer zukünftigen Welt beruhen, 
die — in verschiedenen Graden der Wahrscheinlichkeit — berechnet werden können und 
die deshalb schon jetzt als Realitäten der Politik, der Wirtschaft und des gesellschaftlichen 
Prozesses betrachtet werden müssen. 

Der Bestand der gegenwärtigen und der zukünftigen Menschheit kann nur in einer weit- 
gehend mit Methoden der Wissenschaft zu gestaltenden Welt ermöglicht werden. Zu den 
großen Aufgaben der Gegenwart und Zukunft gehören: Ermöglichung von Frieden, Aus- 
gleich zwischen Industriestaaten und Entwicklungsländern, Neuordnung der Weltwirt- 
schaft, Lösung des Welterziehungsproblems, Wissenschaftsplanung. Sie alle sind nur zu 
lösen im Zusammenhang mit neuartigen, großräumigen politischen Organisationen, in de- 
nen Vernunft und Freiheit entscheidend zur Geltung kommen. Für das Überleben der 
Menschheit sind außerordentliche geistige und moralische Anstrengungen erforderlich. Das 
große Ausmaß der eigenen Verantwortung, für das es in der bisherigen Geschichte kein 
Vorbild gibt, ist für den Menschen deutlich erkennbar geworden. 

Für Menschen, die sich an das Evangelium von Jesus Christus gebunden wissen, sind die 
Maßstäbe, nach denen Verantwortung verwirklicht wird, auf eine in hohem Grade ver- 
pflichtende Weise vorgegeben. Einige Kennzeichen einer solchen, auf das Christuszeugnis 
gegründeten Verantwortung seien herausgestellt: Das in Jesus Christus vermittelte Ver- 
ständnis für den Mitmenschen ist Voraussetzung für eine neue Stufe der Weltordnung. Es 
geht aus von der Würde und Freiheit des Menschen, und es wendet sich gegen fortdauern- 
des gegenseitiges Mißtrauen, die Verfeindung durch unterschiedliche Ideologien, gegen na- 
tionalen Egoismus, gegen Diskriminierung von Rassen und Gruppen. Die so zum Ausdruck 
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kommende Liebe zum Mitmenschen verändert die Welt und respektiert auch das Sein der 
Welt im Vorläufigen. Vollkommener Friede und vollkommene Gerechtigkeit können nicht 
erreicht werden, aber Christen sollen und können in der Nachfolge Christi das Ihrige tun, 
und sie haben hier zu wenig getan. 

Mündigkeit als Voraussetzung für größere menschliche Verantwortung in der Zukunft 
bedeutet nicht selbstmächtige Autonomie. Bei aller Intensität des Einsatzes für die Pla- 
nung und Herbeiführung des notwendigen Friedens und einer neuen Weltordnung bleibt 
die Erkenntnis bestehen, daß der Mensch weder über sich selbst noch über seine wissen- 
schaftlichen Möglichkeiten und technischen Mittel vollkommen verfügt. 

Eine auf dem Evangelium beruhende Lebenshaltung, gegründet auf Hoffnung und Zu- 
versicht, ist bereit, die Herausforderungen, vor die sie im Blick auf die Zukunft gestellt 
ist, anzunehmen. Die wissenschaftlichen Erkenntnisse auf den verschiedensten Gebieten, 
die weitgehend einer zukünftigen Entwicklung das Gepräge geben, müssen von Menschen, 
die die verantwortliche Weitergabe der Botschaft von Jesus Christus als Aufgabe vor sich 
sehen, als Realitäten angenommen werden, mit denen man sich auseinanderzusetzen hat. 
Dabei wird vielfach Gegensätzliches in der Zielsetzung zum Ausdruck kommen. Denken 
aus christlicher Verantwortung wird Korrekturen wissenschaftlichen und technologischen 
Denkens herausfordern, aber viel mehr, als es uns bisher bewußt ist, wird sich bei intensi- 
vem Dialog und nach Abbau vonVorurteilen Gemeinsames und Verbindendes herausstel- 
len. Dies sollte in viel stärkerem Maße, als es jetzt geschieht, auch zur Sprache gebracht 
werden. „Das Bemühen um Leben und Frieden in der Welt ist kein Reservat, das nur der 
Christenheit vorbehalten wäre. Christen müssen zur Kooperation mit allen verantwortungs- 
bewußten Kräften bereit sein, ohne die Befürchtung, sie könnten dabei eines spezifischen 
Vorranges verlustig gehen‘ (Howe-Tödt). 
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I. Nationalismus en 

Die christliche Botschaft ist immer universal, sie bezieht sich auf die ganze Welt und be- 
tont die Zusammengehörigkeit der Menschen aller Rassen, Völker und Nationen. Das 
Christuszeugnis in der einen Weltgesellschaft bestreitet den Nationalismus, soweit er der 
Einheit und dem Frieden der Welt im Wege steht und eine Überbewertung der eigenen 
Nation bedeutet. 

Dieser Nationalismus muß als prinzipiell unvereinbar mit einer demokratischen Ordnung 
bezeichnet werden. Er fördert eine Politik der Irrationalität und ist damit schlechthin exi- 
stenzbedrohend. 

Die theologische Bewertung des Nationalismus richtet sich unbeschadet seiner historischen 
Bedeutung nach dessen Einfluß auf eine menschenwürdige politische Ordnung. Dabei wird 
unterstellt, daß die Menschenrechte auch in ihrer theologischen Relevanz heute nicht mehr 
begründet zu werden brauchen. 

a) Im Hinblick auf die deutsche Situation folgt daraus: Unter den in der Bundesrepublik 
gegebenen Bedingungen bietet die pluralistische Ordnung der parlamentarischen Demokra- 
tie die Gewähr dafür, daß die Menschenrechte politisch realisiert werden. 

Dabei erhält die Freiheit als politisches Ziel den Vorrang vor der nationalen Einheit. Das 
bedeutet, daß sich die sogenannte „deutsche Frage“ nicht primär auf die nationale Einheit 
bezieht, sondern auf die politische Freiheit in Deutschland. Menschen in beiden Teilen 
Deutschlands müssen die Freiheit haben, ihre eigenen Vorstellungen über die gewünschte 
Gesellschaftsordnung zu entwickeln. 

Kein Christ in der Bundesrepublik, der sich seiner Verantwortung für den ‚‚Nächsten‘“ in 
der Welt bewußt ist, kann nationalistische Ziele vertreten, ohne damit den Frieden in der 
Welt zu gefährden. 

b) Im Hinblick auf die Situation Europas folgt daraus: 

Vordringlich ist die Herbeiführung einer freiheitlichen Ordnung für ganz Europa. In ih- 
rem Interesse muß nationalegoistisches Denken überwunden werden. 

Die Vereinigung Europas darf nicht zu einem europäischen Nationalismus mit einer au- 
ßenwirtschaftlichen Abschließung führen. Sie muß eine wirtschaftliche und soziale Ord- 
nung zur Folge haben, die zur Partnerschaft mit anderen offen ist. 
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c) Im Hinblick auf die Situation in Ländern der ‚Dritten Welt“ folgt daraus: 

Nationale Bestrebungen sind anzuerkennen, soweit sie den inneren Zusammenhalt 
dieser Länder und damit ihr wirtschaftliches und politisches Wohlergehen fördern. 
Eine Betonung des Nationalen kann unter den besonderen sozialen, wirtschaftlichen 
und politischen Voraussetzungen dieser Länder noch eine wichtige Integrationsfunk- 
tion besitzen. Möglicherweise sind — nach europäischen Maßstäben — „nationalistische‘“ 
Bestrebungen in diesen Ländern derzeit die einzige Möglichkeit für sie, die Industrieländer 
zur Aufgabe ihrer wirtschaftlichen Exklusivität im Hinblick auf eine Neuordnung der Welt- 
wirtschaft zu bewegen. 


IH. Rassenfrage 


Das Christuszeugnis in der einen Weltgesellschaft schließt den Rassismus und andere ideo- 
logische Einteilungen der Gesellschaft aus. 

a) Die Rassenfrage ist in der gegenwärtigen Weltlage mit dem Weltproblem Nr. 1, dem 
Welthunger, und dem sich ausweitenden Gegensatz zwischen reichen und armen, satten 
und hungernden Ländern gekoppelt, was die Dringlichkeit einer friedlichen Lösung er- 
höht. Die Kluft zwischen Industrieländern, deren Einkommen ständig wächst, und Ent- 
wicklungsländern, in denen immer mehr Menschen verhungern, verbreitert sich ständig und 
deckt sich weithin mit dem Unterschied zwischen Weiß und Farbig. Die Mehrzahl der In- 
dustrieländer hat eine überwiegend weißhäutige Bevölkerung. In Entwicklungsländern ver- 
hungern fast ausschließlich farbige Menschen. Die Frage des Weltfriedens und des Überle- 
bens von Millionen Menschen, vielleicht der Menschheit überhaupt, hängt von der friedli- 
chen Lösung der Rassenfrage, für die sich die Kirche einzusetzen hat, mit ab. 

Der erste wichtige Schritt zur Lösung der Rassen-Problematik vor allem im Blick auf den 
weiß/farbig-Gegensatz liegt in der Überwindung der wirtschaftlichen und sozialen Unter- 
schiede. Denn es handelt sich nicht nur um eine Diskriminierung auf der zwischenmensch- 
lichen Ebene — auch hier ist immer noch eine Fülle von Problemen und Aufgaben zu fin- 
den —, sondern es geht vor allem um strukturelle Veränderungen der Gesellschaften und 
der Weltgemeinschaft, jedenfalls im Blickwinkel der unterentwickelten farbigen Völker. 
Man kann zunehmend die Meinung hören, daß nun genug guter Wille in Erklärungen be- 
zeugt worden sei, daß es nun darauf ankomme, Taten, und zwar Taten im Sinne der poli- 
tischen, wirtschaftlichen und sozialen Gleichstellung, folgen zu lassen, die nicht als Almo- 
sen erbeten, sondern als Rechte und Wiedergutmachungen eingefordert werden. 

b) Welchen spezifischen Beitrag können in dieser Lage die Kirchen und die Christen er- 
bringen? Die Kirche, die historisch gesehen keineswegs immer zu den progressiven Kräften 
bei der Überwindung des Rassismus gehört, hat weder auf das erste noch auf das letzte 
Wort Anspruch, sie kann und muß aber ihre Stimme in dieser Sache deutlich laut werden 
lassen. Aus dem Evangelium erheben sich vor allem drei Leitgedanken, die auf die Rassen- 
frage bezogen werden müssen: Die Bruderschaft aller Menschen, die Gerechtigkeit und die 
Liebe. Alle drei Leitgedanken kreisen um den ökumenischen Begriff der verantwortlichen 
Weltgesellschaft. 

Die Bruderschaft aller Menschen beruht nach christlichem Glauben nicht nur auf der 
Schöpfung, sondern entscheidend auf der Bruderschaft Jesu Christi, der alle Menschen mit 
Gott und untereinander verwöhnen will. Diese Bruderschaft schließt zwar nicht jeden natür- 
lichen Unterschied unter den Menschen an sich aus (etwa den Unterschied zwischen Mann und 
Frau und auch nicht den zwischen schwarzer und weißer Hautfarbe), wohl aber jede Dis- 
kriminierung, Ausnutzung und Geringschätzung auf Grund naturgegebener oder eingebil- 
deter Unterschiede. 

Die Gerechtigkeit ist ein Zentralbegriff der Heiligen Schrift. In Jesus Christus ist Gott 
selbst als Anwalt aller derer, die Unrecht leiden, gegenwärtig. Er fordert Rechenschaft 
und Verantwortung darüber, was die Menschen aus seiner Welt und seinen Gaben gemacht 
haben. Die Gerechtigkeit schließt aus, daß Menschen auf Grund ihrer ethnischen Herkunft 
oder ihrer Hautfarbe diskriminiert oder benachteiligt werden. 

Die Nächstenliebe ist das besondere Merkmal christlichen Handelns. Die Bibel bezeichnet 
die Gottes- und die Nächstenliebe als das höchste Gebot. Der Grundzug des Denkens, Re- 
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dens und Handelns Jesu ist nach dem neutestamentlichen Zeugnis die Liebe (agape). Christ- 
liche Liebe erträgt es nicht, daß Menschen diskriminiert und verachtet werden, weil sie ei- 
ne bestimmte Färbung ihrer Haut oder eine ‚„‚niedere‘ Stellung in der Gesellschaft haben. 

Verantwortliche Weltgesellschaft meint Verantwortung für die ganze Welt, so wie sie 
Gott in ihrer Vielfalt geschaffen hat. Die Hoffnung und die Botschaft des Evangeliums 
sind universal, sie können nicht auf bestimmte Völker und Gruppen exklusiv oder in ir- 
gendeiner Hervorhebung bezogen werden. Rassismus darf es auf dem Hintergrund des 
Evangeliums nicht geben. 

c) In der Bundesrepublik Deutschland wird der Ansatz der Diskussion der Antisemitis- 
mus und das furchbare Geschehen an den Juden im ‚Dritten Reich“ sein müssen. Gerade 
von den deutschen Kirchen wird ein Wort zu der Rassenfrage als weltweitem Problem er- 
wartet, das bis heute noch aussteht. 

Die Behandlung farbiger ausländischer Arbeitnehmer, Praktikanten und Studenten in 
Deutschland hat ebenso eine Bedeutung für die Rassenfrage wie das Verhalten deutscher 
Touristen, Monteure und Geschäftsleute in entsprechenden Ländern. Überall, auch auf 
großen Konferenzen, in den Wirtschaftsbetrieben, wird es darauf ankommen, jegliche Her- 
absetzung auf Grund der ethnischen Herkunft oder der Hautfarbe zu vermeiden. Die ganze 
Entwicklungsproblematik (Welthandel, Entwicklungshilfe, Entwicklungshelfer) ist davon 
mitbetroffen. Ohne einen sichtbaren Erfolg auch auf der Ebene der zwischenmenschlichen " 
Beziehungen wird die Entwicklungspolitik nicht zu ihrem Ziel kommen, wie auch anderer- 
seits die Entwicklungshilfe selbst leicht in das Feld der Rassendiskriminierung gerät. Wirt- 
schaftliche Hilfe und volle menschliche Anerkennung müssen zusammengehen. 

d) Was läßt sich hier praktisch tun? Erklärungen und Untersuchungen helfen wenig, wenn 
sie nicht zu einer Bewußtseinsänderung breiter Bevölkerungsschichten beitragen, aus der ein 
anderes Verhalten folgt. In der Rassenfrage wird es über den Bereich der Gemeinde hinaus 
um Aufklärung und Information gehen. Die Massenmedien, Film, Theater, Fernsehen, Funk, 
Presse, Bücher, vor allem die Schulbücher, müssen daraufhin ständig geprüft werden, ob sie 
Rassendiskriminierung und Antisemitismus enthalten. Außerdem können sich die Gemein- 
den und Kirchen am Programm des Ökumenischen Rates der Kirchen zur Bekämpfung des 
Rassismus finanziell beteiligen. Es gibt einen Fonds beim Ökumenischen Rat der Kirchen 
zur Unterstützung von Gruppen in ihrem Kampf um wirtschaftliche, soziale und politische 
Gerechtigkeit und zur Unterstützung der Opfer der Rassendiskriminierung. 

Die Rassenfrage ist ein Testfall für die Kirche in der einen Welt, indem hier beispielhaft 
beantwortet werden muß, was das Christuszeugnis in der einen Weltgesellschaft heute be- 
deutet. 


III. Entwicklungsproblematik 


Auf den ökumenischen Weltkonferenzen in Genf, Beirut und Uppsala wurde es der Welt- 
christenheit klar, daß wegen der Führungslosigkeit der öffentlichen Meinung in Fragen 
der Entwicklungspolitik heute geistige Beiträge ebenso dringlich sind wie finanzielle. 

Es gibt eine gewisse Aufgeschlossenheit gegenüber Problemen der Entwicklung in den 
Kirchengemeinden, insbesondere in der jungen Generation. Dabei taucht jedoch viel Rat- 
losigkeit auf, wie diesen Problemen zu begegnen ist, da es bisher nur wenige effektive 
Handlungsmodelle gibt. Hier ist von den Kirchen noch viel Denkarbeit zu leisten. 

Es hat im vergangenen Jahrzehnt aus dem Bereich der Kirchen viele finanzielle und per- 
sonelle Hilfsmaßnahmen gegeben (Brot für die Welt, Dienste in Übersee usw.). Dieser Ein- 
satz verdient Anerkennung und ist auch weiterhin notwendig. 

Es muß bedacht werden, daß die Problematik der Entwicklung nicht reduziert werden 
darf auf die Ebene finanzieller und personeller Hilfsmaßnahmen. Darum müssen die Kir- 
chen stärker als bisher deutlich machen, daß es sich bei der Entwicklungsproblematik um 
einen weltweiten Lernprozeß handelt, der die sogenannten Entwicklungsländer und die 
Industrieländer in gleicher Dringlichkeit betrifft. Entwicklung und Veränderung beider auf 
eine Weltgesellschaft hin ist notwendig. 

Die Diskussion um die Entwicklungspolitik trägt folgenden Frage- und Aufgabenkatalog 
an Kirche und Theologie heran: 
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1. Bewußt oder unbewußt geht man in der christlichen Ethik oft von dem Gegensatz 
Ethik — Interesse aus und verweist damit die Interessen prinzipiell in den Bereich des ethisch 
Illegitimen und Verdächtigen. Wenn man die öffentliche Meinung zur Entwicklungspolitik 
mit diesem Gegensatzpaar anspricht, dann tut man so, als müsse ein Volk sich immer gegen 
seine Interessen verhalten, wenn es sich entwicklungspolitisch richtig verhalten will. Da- 
durch wird die öffentliche Meinung blockiert. Außerdem entspricht diese Alternative in 
der Regel auch nicht der wirklichen Problemlage. Gerade in der Entwicklungspolitik geht 
es sehr oft um die Alternative: kurzfristiges — langfristiges Interesse, und für die Wahrneh- 
- mung des langfristigen Interesses braucht man auch sittliche Energien. 

2. Die Kirche braucht eine theologische Reflexion der Motive für Entwicklungspolitik. 
Wenn man sich in der Motivation der Entwicklung auf nur ein Motiv beschränkt, z.B. das 
karitative, dann zerstört man das Eins-Sein sogar des Individuums, weil es in Wirklichkeit 
von einem ganzen Motivbündel lebt. Außerdem hilft die Konzentration auf ein Motiv sach- 
lich nicht weiter, denn das isolierte karitative Motiv übersieht die Wurzeln des Übels, die 
zum großen Teil in der tradierten weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung liegen. Das isolierte 
ökonomische Motiv engagiert sich vor allem in Zonen, die bereits eine Eigendynamik ent- 
wickelt haben, so daß die Polarisierung zwischen armen und reichen Regionen im Entwick- 
lungsland selbst verschärft wird. Das isolierte politische Motiv erliegt allzu leicht der Ver- 
suchung zu propagandistischen Prestigeprojekten. Eine theologische Besinnung über die 
Entwicklungsproblematik muß deshalb eine Bündelung von Motiven versuchen. 

3. Jede Gesellschaft ist auf Selbstorganisation in Form von Interessengemeinschaften an- 
gelegt. Es ist eine Konstruktionsschwäche aller Gesellschaftssysteme, daß die Interessen 
der Schwächeren oder derer, die sich selbst nicht wirksam vertreten können, zurückge- 
drängt oder übersehen werden. Christen in den Entwicklungsländern haben in den öku- 
menischen Konferenzen die Christen in den Industrieländern immer wieder gebeten, sich 
zum Anwalt ihrer Nöte und ihrer berechtigten Interessen zu machen und sie dort zu ver- 
treten, wo sie sich selbst nicht vertreten können. Theologische Besinnung zu Fragen der Ent- 
wicklungspolitik muß Impulse dafür abgeben, daß Kirchen und Gemeinden nicht nur 
neue Einsichten in diese Problematik erhalten, sondern auch den erbetenen konkreten 
Beistand leisten. 

4. Eine theologische Besinnung muß die Christen kooperationsfähig machen. Hier tau- 
chen die Fragen auf: Sind die Christen gefordert, diejenigen Elemente der großen Welt- 
religionen aufzuspüren und anzuerkennen, die für die betroffenen Länder entwicklungs- 
fördernd sind? Sind Christen kooperationsfähig mit profanen Konzeptionen, und wie kön- 
nen sie der Gefahr entgehen, sich zu isolieren und damit die Wirkung ihres Entwicklungs- 
dienstes zu schwächen? 

5. Die Fragen der Entwicklungspolitik erfordern neue religionspädagogische Anstrengun- 
gen in Kirche und Schule, im Religionsunterricht und in der Predigt. Das Christuszeugnis 
der einen Weltgesellschaft fordert neue theologische Bemühungen in Einstellung auf die 
neu erkannte Situation im Bereich des kirchlichen Entwicklungsdienstes. 


D. Ausblick 


In Jesus Christus, dem wahren Menschen, ist Gottes Liebe offenbar, der alle Menschen als 
seine Kinder sieht, denen er mündige Verantwortung zutraut. Die Bruderschaft aller Men- 
schen erhält nun eine neue Dimension der Partnerschaft. Von der Christologie her gibt es 
für Christen keinen Weg zur Rechtfertigung irgendwelcher Diskriminierung von Mitmen- 
schen. Christen sollten in der Nachfolge Jesu für die Armen und Entrechteten mit allen 
Mitteln einstehen. Das sind heute vor allem die farbigen Menschen. Christen müssen be- 
reit sein, auch strukturelle Änderungen und entsprechende Risiken zu bejahen, wenn sie 
zur Bekämpfung der Mißstände notwendig sind. Das Christuszeugnis in der einen Weltge- 
sellschaft bedeutet auch Offenheit für die Zukunftsaufgaben. Als besonders dringlich er- 
' weisen sich die Fragen nach dem Frieden und den Bedingungen der Lebensmöglichkeiten 
in der einen Welt. Dazu sind einige Modelle genannt worden. 

Christen stehen in ihrem Tun und Denken unter der eschatologischen Spannung des 
„schon“ (Erlöstseins und des Anbruches des Gottesreiches) und des „noch nicht‘“ (Voll- 
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endetseins). Diese Spannung gilt es im Glauben, in der Hoffnung und in der Liebe aus- 
zuhalten. Der Glaube sollte die Christen befähigen, wahre Bruderschaft in der hoffnungs- 
vollen Liebe zu halten ohne jede Diskriminierung von Menschen anderer „Rassen“, „‚Klas- 
sen‘ und „‚Nationen“. Christen kennen das eschatologische Wort: „Was ihr getan habt 
einem unter diesen meinen geringsten Brüdern, das habt ihr mir getan“ und die Umkeh- 
rung: „Was ihr nicht getan habt einem unter diesen Geringsten, das habt ihr mir auch 
nicht getan‘ (Mt. 25,40 und 45). 

Das Christuszeugnis in der einen Weltgesellschaft umfaßt vorläufige Antworten und ent- 
schlossene. Schritte auf dem beschriebenen Felde der Aktion. Erst wenn die Weltchristen- 
heit sagen kann: ‚Wir haben getan, was wir schuldig waren“, soll sie auch sagen: ‚Wir sind 
unnütze Knechte.‘‘ Derzeit besteht durchaus noch die Frage vom Christuszeugnis her, ob 
die Kirche wirklich das Ihre getan hat. 


Das Wort des Unterausschusses Ia; das sich mit dem Wort der EKU „Zum Ver- 
ständnis des Todes Jesu““ befaßt (vergl. Kirchl. Jahrbuch 1968, S.28ff.), wurde 
von der Synode entgegengenommen, die die Kirchenleitung beauftragte, die 
„Anregungen dieses Wortes aufzunehmen und für deren Durchführung Sorge 

zu tragen“. Das Wort des Unterausschusses lautet: S 


ZUM WORT DER EVANGELISCHEN KIRCHE DER UNION 
„ZUM VERSTÄNDNIS DES TODES JESU“ 


1. Der Ausschuß stellt mit Bedauern fest, daß die profilierte Stellungnahme des Theolo- 
gischen Ausschusses der Evangelischen Kirche der Union „zum Verständnis des Todes Je- 
su“ in der Evangelischen Kirche im Rheinland weithin unbeachtet geblieben ist. 

Das Christuszeugnis wird in unserer Kirche zwar allgemein als bekannt vorausgesetzt und 
bejaht. Aber wird damit auch anerkannt, daß das Christuszeugnis die Botschaft vom Ge- 
kreuzigten ist, in dem Gott an unsere. Stelle getreten ist? Ist uns bewußt, daß der Mensch- 
heit sinnvolles Leben nur um seines Todes willen verheißen ist? Indem die „Stellungnahme 
des Theologischen Ausschusses‘ alle theologische Erkenntnis im Kreuz Jesu Christi begrün- 
det sieht, fordert sie in unserer theologischen und kirchlichen Situation zur Auseinander- 
setzung mit ihr heraus. 

Der Ausschuß empfiehlt, die „Stellungnahme zum Verständnis des Todes Jesu‘ in den 
Presbyterien und Kreissynoden durchzuarbeiten. Er verspricht sich durch interpretierende 
und kritische Arbeit ein besseres Verständnis der Mitte des Christuszeugnisses, ein weiter- 
führendes Gespräch zwischen den Mitarbeitern der Kirche und der Theologie und ein durch- 
dachteres und mutigeres Handeln der Kirche in unserer Gesellschaft. 

2. Die Kirche wird heute in besonderer Weise nach ihrem glaubwürdigen Handeln in der 
Gesellschaft gefragt. Die „Theologische Stellungnahme“ macht deutlich, daß die Verge- 
bung Gottes im Kreuz Jesu Christi zu Stellvertretung, Versöhnung und hingebender Tat 
befreit. Der Wert der „Theologischen Stellungnahme“ für unsere Situation liegt in der 
unlöslichen Verklammerung von Bekenntnis zum Gekreuzigten und Nachfolge. 

Wer das Kreuz Christi als Grund zum Leben anerkennt, stellt sich damit an die Seite 
der schwachen, vergessenen und erledigten Menschen. Wir greifen das in der ‚„‚Stellungnah- 
me des Theologischen Ausschusses“ angeführte Beispiel der Diskriminierung heraus und 
fragen: 

Stellen wir uns 

an die Seite des unehelichen Kindes und seiner Mutter, 

an die Seite der geschiedenen Frau, 

an die Seite des Gefangenen, dem durch den Strafvollzug seine Gesellschaftsfähigkeit 
mehr genommen als wiedergegeben wird, 

an die Seite des ausländischen Arbeitnehmers, der uns als Arbeitskraft wichtig, aber als 
Mensch gleichgültig ist, 

an die Seite der unruhigen Jugend, deren oftmals berechtigte Forderungen häufig unter 
Hinweis auf bestehende Ordnungen ignoriert und abgelehnt werden, 

an die Seite der zu Unrecht politisch Verfemten? 
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3. Die „Stellungnahme des Theologischen Ausschusses der EKU“ richtet sich an die 
Kirche selbst und fordert sie zur Selbstbesinnung und zum Umdenken auf. Sie fragt un- 
sere Kirche, ob sie dem Wort vom Kreuz in ihrer Mitte genügend Raum gibt, ob nicht 
die Angst um den eigenen Bestand, die Sorge um ihr Prestige in der Öffentlichkeit und 
das Festhalten an Privilegien in Staat und Gesellschaft sie hindern, ihrem Auftrag ge- 
recht zu werden. Steht sie nicht oft in der Gefahr, ihre Institution und Organisation als 
Selbstzweck zu verstehen und eine der Kreuzesbotschaft nicht entsprechende Autorität 
und Macht zu beanspruchen? 

Einer Kirche, die der Welt das Kreuz als Heil verkündet, ist es nicht erlaubt, ihr Versa- 
gen zu verschweigen. Weil Gott im Gekreuzigten Leben schenkt, ist sie frei zu Buße und 
befreit von der Angst um sich selbst. 


Die Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“, die wiederholt mit Kund- 
gebungen und Erklärungen® an die Öffentlichkeit getreten war, publizierte am 
28. Februar 1970 in drei führenden Tageszeitungen als ganzseitige Anzeige einen 


AUFRUF ZUR PASSIONS- UND OSTERZEIT 1970 


Die Bekenntnisbewegung hat angesichts der kirchlichen Not und theologischen Verwor- 
renheit unserer Zeit wiederholt in aller Öffentlichkeit, erstmals in der Dortmunder West- 
falenhalle 1966, ihre Stimme erhoben. Sie hat unter anderem in ihrer „Düsseldorfer Er- 
klärung“ 1967 in aller Deutlichkeit die Heilsbotschaft für unsere Zeit dargelegt und zu 
offenkundigen Irrlehren Stellung genommen. In erschreckender Weise hat sich seitdem 
bestätigt, was längst erkannt und ausgesprochen würde: Der zunehmende innere Verfall, 
die Aushöhlung der Kirche. 

Im Blick auf die uns alle verpflichtende Passions- und Osterzeit richten wir folgendes 
Wort der Besinnung an die Öffentlichkeit. 


I. Der Dammbruch ist da 


Jedem, der hören und sehen will, ist es inzwischen offenkundig geworden, daß das inne- 
re Gefüge unserer Gesellschaft ins Wanken gekommen ist und aus den Fugen zu geraten 
droht. Wir stoßen auf eine Verächtlichmachung jeder sittlichen Ordnung. Autorität wird 
verachtet. Die Gebote Gottes scheinen außer Kraft gesetzt zu sein. Die öffentliche Mei- 
nung ist in den fatalen Zustand der Maßstablosigkeit geraten. Banale Willkür wird als de- 
mokratische Freiheit gepriesen. Ein verhängnisvoller Dammbruch ist eingetreten. 

Welche Rolle aber spielt die Kirche inmitten der immer höher steigenden Flut der Auf- 
lösung und Nivellierung? Hat sie sich als ein Bollwerk gegenüber diesen zerstörenden Ten- 
denzen erwiesen? Gewiß haben manche Kirchenführer und manche Synode ein gutes, hilf- 
reiches Wort gesprochen. Es mußte aber letztlich wirkungslos verhallen, weil die Kirchen- 
leitungen nicht das Risiko auf sich nehmen wollten, ein notwendiges Nein zu sprechen und 
Konsequenzen zu ziehen. Damit ist die Verkündigung der Kirche unter dem Eindruck „es 
ist im Raum der Kirche alles erlaubt‘ unglaubwürdig geworden. 


II. Die Hintergründe der Erschütterung 


Heute reifen die Früchte einer verhängnisvollen theologischen Aussaat, wie sie seit Jahr- 
zehnten betrieben wurde. Es wäre jedoch undankbar zu übersehen, daß auch an den staat- 
lichen theologischen Fakultäten immer wieder treue Hochschullehrer gewirkt haben und 
wirken, welche den Gemeinden in Vielem Hilfe bieten. Gleichwohl kann kein Einsichtiger 
bestreiten, daß von einem historischen Kritizismus, der — von philosophischen Vorausset- 
zungen gelenkt - seine Hypothesen fälschlich als feststehendes wissenschaftliches Ergebnis 


5. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1966, S. 79ff.; 1967, S. 69ff. 
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ausgab, die biblische Überlieferung in ein Trümmerfeld verwandelt wurde. Niemand kann 
leugnen, daß in Verbindung damit die „Entmythologisierung des Evangeliums“ niederrei- 
ßend gewirkt hat und schließlich ihre Ernte einerseits in einer blasphemischen ‚Theologie 
nach dem Tode Gottes‘ und andererseits in einer gesellschaftspolitischen „‚Theologie der 
Revolution“ fand. 

Kein Wunder, daß weithin die theologischen Fakultäten innerlich zerrissen sind. Eine ho- 
he Zahl von Theologiestudenten wird in Unsicherheit hin und her getrieben. Sie sehen die 
Heilige Schrift als Grundlage ihres Glaubens und der Verkündigung in Frage gestellt. Sie 
nehmen darum ihre Zuflucht zu einem sozialrevolutionären Engagement, nachdem die 
Bibel ihnen nicht mehr viel zu sagen vermag. Woher sollen dann künftigen Predigern und 
Lehrern des Evangeliums die Freudigkeit und Vollmacht kommen, wenn die biblische Sub- 
stanz während ihres Studiums zerstört wird? 


III. Die Unterwanderung der Kirche 


Wer nicht eine Binde vor den Augen trägt, muß je länger desto mehr erkennen, daß die 
Kirche in ihren verschiedenen Erscheinungsformen von Kräften der innersten Entartung 
bedroht und unterwandert wird. Es ist erregend festzustellen, an welchen Stellen vor al- 
lem sich die Auswirkungen dieser Inflation durch den modernistischen Zeitgeist bemerk- 
bar machen. Schon die Publikationen im Raume der Kirche sind dafür kennzeichnend. 
Nicht wenige Sonntagsblätter sind dem pluralistischen Sog des „Sowohl-als-auch‘“ erlegen 
und setzen ihre Ehre darein, ‚„‚paritätisch‘‘ Lehre und Irrlehre in ihren Spalten zugleich zu 
Worte kommen zu lassen, wenn sie sich nicht schon ganz als Instrument des ‚‚Fortschritts“ 
fühlen. Charakteristisch ist ferner, daß entscheidende kirchliche Institutionen und Werke 
wie die Arbeit an der Jugend, an Frauen und Müttern oder die Tätigkeit mancher Evan- 
gelischen Akademie und vieler Studentengemeinden — um nur einige Beispiele zu nennen — 
sich diesem Einfluß des Modernismus geöffnet haben. In der Akzentsetzung auf ‚‚politi- 
sche Bildung‘ sowie auf „Probleme der Gesellschaft‘ und einer weltumspannenden Hu- 
manität kommt es zu einer Umdeutung oder gar zur Ersetzung der evangelischen Bot- 
schaft. 

Erschreckend aber ist der Tatbestand, daß eine erhebliche Anzahl von zukünftigen Pfar- 
rern kein inneres Verhältnis mehr zur Bibel als dem ‚Wort Gottes“ hat. Für sie ist die 
Bibel nur noch ein ‚Gesprächspartner‘ unter vielen anderen. Sie fordern die Abschaf- 
fung der Andachten in den Predigerseminaren und sehen den Schwerpunkt ihres Dien- 
stes in gesellschaftspolitischen Aktionen. Es kann kein Zweifel sein, daß mancher nur 
Theologie studiert, um später einmal eine „Umfunktionierung‘‘, ja Zerstörung der Kirche 
betreiben zu können. So sind wir in den grotesken Zustand geraten, daß die Parolen der 
Politisierung und Demokratisierung der Kirche eine neue Struktur der Kirche herbeizufüh- 
ren versuchen, daß Gottesdienste zum Experimentierfeld des Zeitgeistes degradiert werden 
und die Predigt sich da und dort eine Verkehrung zu einem Mittel der Information, Dis- 
kussion und Propaganda gefallen lassen muß. 


IV. Jetzt ist Entscheidungszeit! 


Alle derartigen Vorgänge und Einsichten veranlassen die Bekenntnisbewegung, erneut zu 
einer Sammlung aller Christen aufzurufen, welche den Ernst dieses Kirchenkampfes erken- 
nen und die Losung des ersten Kirchenkampfes der Dreißiger Jahre aufnehmen: „Kirche 
muß Kirche bleiben!“ Dieser Aufruf wendet sich an alle, welche in der Gemeinde Verant- 
wortung tragen als Pfarrer und Gemeindevorsteher oder Leiter kirchlicher Werke, aber 
auch an jeden einzelnen Christen. Es gilt heute sich zu Widerstandszentren zusammenzu- 
schließen und eine Angriffsfront gegen die Entstellung der christlichen Botschaft und der 
christlichen Lebensformen zu bilden. Neues Einwurzeln in der Bibel ist das Entscheidende. 
Das Mündigsein und die Reife des Christen zeigen sich heute gerade in dem Unterschei- 
dungsvermögen zwischen wahrer und falscher Lehre und in dem Mut, sich gegen die Ein- 
flüsse eines antichristlichen Zeitgeistes in Wort und Schrift und in den Massenmedien zu 
wenden. 


80 


% 


j Dieser Aufruf wendet sich aber auch an die Kirchenleitungen der Evangelischen Kirche 
in Deutschland mit der dringenden Bitte, doch endlich entschlossen nicht nur die Be- 
kenntnisgrundlagen der Kirche mit Worten zu betonen, sondern folgerichtig dem Abglei- 
ten von der Bindung an Schrift und Bekenntnis zu widerstehen. Weshalb wird den falschen 
Predigern und theologischen Irrlehrern nicht das Recht verweigert, ihren zersetzenden Ein- 
fluß geltend zu machen? Weshalb bringt man nicht den Willen auf, die in Unsicherheit ge- 
ratenen Gemeinden vor Verwirrung zu schützen und den schmalen Weg der Unpopulari- 
tät zu gehen, auch wenn die öffentliche Meinung dazu keinen Beifall spendet. Die Kirchen- 
leitungen dürfen nicht mehr alles geschehen lassen und den peinlichen Eindruck erwecken, 
als ob auch die Kirche zu einer pluralistischen Gesellschaft geworden sei, in der jeder nach 
eigenem Ermessen verkündigen und lehren kann, was er will. Wir fordern daher ein unbe- 
dingtes Ernstnehmen der Ordination und der Lehrverpflichtung. Die echte Treue zu Schrift 
und Bekenntnis verbietet eine falsche Toleranz gerade um der Wahrheit und auch um der 
Liebe willen. Lieblos wäre es, dem haltlos gewordenen Menschen heute das ‚unveränder- 
te Evangelium“, das die Kirche ihm schuldet, vorenthalten zu wollen. 

Die wirkliche Erneuerung der Kirche kommt nicht aus noch so wohl durchdachten äuße- 
ren Reformen und gutgemeinten Strukturveränderungen. Sie erwächst allein aus dem Zeug- 
nis von dem gekreuzigten Christus als Sühneopfer für die schuldige Welt und dem aufer- 
standenen Herrn als dem Sieger über den Tod. Ihn allein brauchen wir! „Kein anderes 
Evangelium‘ darf die Kirche heute der ratlosen und angsterfüllten Menschheit verkündi- 
gen. Wir alle sind zu diesem eindeutigen Bekennen gerufen! 


Der Geschäftsführende Ausschuß der Bekenntnisbewegung 
für die Bundesrepublik 
(Unterschriften) 


Daß der Streit der Theologen und Theologien kein „Streit um des Kaisers Bart“ 
ist, sondern sich in Verkündigung und Dienst der Kirche einschneidend auswirkt, 
machte eine aus dem gleichen Geist geborene Erklärung deutlich, die vom „Theo- 
logischen Konvent“, einer Zusammenkunft schrift- und bekenntnisgebundener 
Theologen, auf einer Tagung am 4. März 1970 in Frankfurt a.M. einmütig ange- 
nommen wurde und bald eine erregte innerkirchliche Diskussion auslöste: 


FRANKFURTER ERKLÄRUNG ZUR GRUNDLAGENKRISE DER MISSION 


Wehe mir, wenn ich das Evangelium 
nicht predigte! (1. Korinther 9,11) 


Die Kirche Jesu Christi hat das heilige Vorrecht und die unabdingbare Verpflichtung, an 
der Sendung des dreieinigen Gottes in die Welt teilzunehmen. Dadurch soll Sein Name 
unter allen Völkern verherrlicht, von Seinem zukünftigen Zorn bedrohte Menschen geret- 
tet und zu einem neuen Leben geführt und die Herrschaft Seines Sohnes Jesus Christus 
in Erwartung Seiner Wiederkunft aufgerichtet werden. 

So hat die Christenheit den Sendungsauftrag Christi seit je verstanden und wahrgenom- 
men, wenn auch nicht immer in der gleichen Treue und Klarheit. Die Erkenntnis von der 
Größe der Aufgabe und von der missionarischen Gesamtverpflichtung der Kirche führte 
zum Bemühen um die Hineinnahme der Mission in die Landeskirchen und 1961 in den 
Ökumenischen Rat der Kirchen als dessen Kommission und Abteilung für Weltmission 
und Evangelisation. Ihr Ziel, laut ihrer Verfassung, ist es, darauf hinzuwirken, „daß das 
Evangelium von Jesus Christus in der ganzen Welt verkündigt wird, damit alle Menschen 
an ihn glauben und errettet werden“. In dieser Bestimmung sehen wir das apostolische 


° Grundanliegen des Neuen Testamentes, ebenso wie das Sendungsverständnis der Väter 


der evangelischen Missionsbewegung, zutreffend wiedergegeben. 
Heute ist jedoch die organisierte christliche Weltmission in eine tiefe Grundlagenkrise 
geraten. Daran tragen nicht nur die äußeren Widerstände und unsere erlahmende geistli- 
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che Kraft in Kirchen und Missionsgesellschaften Schuld. Gefährlicher ist die Verschiebung 
ihrer vorrangigen Aufgaben aufgrund einer schleichenden theologischen Verfälschung ihrer 
Begründung und Zielsetzung. u 
Durch diese innere Zersetzung bedrängt, sehen wir uns veranlaßt, folgende öffentliche 
Erklärung abzugeben. j 
Wir wenden uns damit an alle evangelischen Christen, die sich durch den Glauben an die 


Erlösung durch Jesus Christus für den Fortgang seines Rettungswerkes an der nichtchristli- 


chen Menschheit verantwortlich wissen. Wir wenden uns an die Leitungen der Kirchen und 
Gemeinden, denen die weltweite Perspektive ihres geistlichen Auftrages deutlich geworden 
ist. Wir wenden uns schließlich an alle evangelischen Missionsgesellschaften und ihre über- 
greifenden Organe, die entsprechend ihrer geistlichen Tradition besonders berufen sind, 
über die echte Zielsetzung missionarischen Handelns zu wachen. 

Wir bitten Sie herzlich und eindringlich, nachfolgende Thesen auf ihre biblische Begrün- 
dung zu prüfen und festzustellen, inwieweit die abgewehrten Irrtümer und Handlungswei- 


sen der tatsächlichen gegenwärtigen Sachlage in Kirche, Mission und Ökumene entsprechen. 


Im Falle ihrer Zustimmung bitten wir Sie, dies durch Ihre Unterschrift zu bekunden und 


sich in Ihrem Wirkungsbereich mit uns bußfertig und entschlossen für die Geltendmachung 


dieser Leitsätze einzusetzen. 


Sieben unaufgebbare Grundelemente der Mission 


1. „Mir ist gegeben alle Gewalt im Himmel und auf Erden. Darum gehet hin, und ma- 
chet zu Jüngern alle Völker: Taufet sie auf den Namen des Vaters und des Sohnes und 
des Heiligen Geistes, und lehret sie halten alles, was ich euch befohlen habe. Und siehe, 
ich bin bei euch alle Tage bis an der Welt Ende‘ (Matthäus 28, 18-20). 

Wir erkennen und bezeugen: 

Die christliche Mission erfährt ihre Begründung, Zielsetzung, Arbeitsaufgabe und den 
Inhalt ihrer Verkündigung allein aus dem Auftrag des auferstandenen Herrn Jesus Chri- 
stus und aus seinem Heilswerk, wie uns beides im Zeugnis der Apostel und der Urchri- 
stenheit im Neuen Testament berichtet wird. Mission liegt im Wesen des Evangeliums be- 
gründet. 

Damit wenden wir uns gegen die heutige Tendenz, Wesen und Aufgabe der Mission aus 
den gesellschaftspolitischen Analysen unserer Zeit und den Anfragen der nichtchristlichen 
Menschheit zu bestimmen. Was das Evangelium den heutigen Menschen im tiefsten zu sa- 
gen hat, ergibt sich nicht erst in der Begegnung mit ihnen, sondern ist durch das apostoli- 
sche Zeugnis ein für alle Male normativ vorgegeben. Es bekommt durch die Situation nur 
einen neuen Aspekt der Anwendung Die Preisgabe des Schriftprinzips führt zur Konturlo- 
sigkeit der Mission und zu ihrer Verwechselung mit einer allgemeinen Weltverantwor- 
tung. 

2. „Also will ich denn herrlich, heilig und bekannt werden vor vielen Heiden, daß sie 
erfahren sollen, daß ich der Herr bin‘ (Hesekiel 38,23). 

„Ich will Dir danken, Herr, unter den Heiden und Deinem Namen lobsingen“ (Psalm 
18,50 und Römer 15,9). 

Wir erkennen und bezeugen: 

Das erste und oberste Ziel der Mission ist die Verherrlichung des Namens des einen Got- 
tes auf der ganzen Erde und die Kundmachung der Herrschaft Jesu Christi, Seines Sohnes. 

Damit wenden wir uns gegen die Behauptung, es ginge in der Mission jetzt nicht mehr so 
sehr um den Hinweis auf Gott, sondern um das Offenbarwerden des neuen Menschen und 
die Ausbreitung einer neuen Menschlichkeit in allen gesellschaftlichen Bezügen. Die Huma- 
nisierung ist nicht vorrangiges Ziel der Mission, sondern eine Auswirkung unserer Neuge- 
burt durch Gottes Erlösungshandeln in Christus an uns, oder auch ein indirektes Ergebnis 
der christlichen Verkündigung in ihrer weltgeschichtlichen Durchsäuerungskraft. 

Die vereinseitigende Ausrichtung des missionarischen Interesses auf den Menschen und 
seine Gesellschaft führt zum Atheismus. 

3. „In keinem andern ist das Heil, ist auch kein anderer Name unter dem Himmel den 
Menschen gegeben, darin wir sollen selig werden‘ (Apostelgesch. 4,12). 
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Wir erkennen und bezeugen: 

Jesus Christus unser Heiland, wahrer Gott und wahrer Mensch, wie Er uns in der Heili- 
gen Schrift in seinem Persongeheimnis und seinem Heilswerk vor Augen gestellt ist, ist 
Grund, Inhalt und Autorität unserer Sendung. Ziel dieser Sendung ist es, allen Menschen 
in allen Lebensbereichen die Gabe Seines Heils bekannt zu machen. 

Dadurch fordern wir die Nichtchristen, die ja auf Grund der Schöpfung Gott gehören, 
zum Glauben an Ihn und zur Taufe auf Seinen Namen auf; denn in Ihm allein ist ihnen 
ewiges Heil verheißen. 

Damit wenden wir uns gegen die seit der 3. Weltkirchenkonferenz zu Neu-Delhi in der 
Ökumene sich verbreitende falsche Lehre, daß sich Christus anonym auch in den Fremd- 
religionen, dem geschichtlichen Wandel und den Revolutionen so offenbare, daß Ihm der 
Mensch ohne die direkte Kunde des Evangeliums hier begegnen und sein Heil in Ihm fin- 
den könne. 

Wir verwerfen zugleich die unbiblische Beschränkung der Person und des Werkes Jesu 
auf seine Menschlichkeit und sein sittliches Beispiel. Damit ist die Einzigartigkeit Christi 
und des Evangeliums zugunsten eines Humanitätsprinzips preisgegeben, das andere auch 
in anderen Religionen und Weltanschauungen finden können. 

4. „Also hat Gott die Welt geliebt, daß Er Seinen eingeborenen Sohn gab, auf daß alle, 
die an Ihn glauben, nicht verloren werden, sondern das ewige Leben haben“ (Joh. 3, 16). 
„so bitten wir nun an Christi Statt: ‚Lasset Euch versöhnen mit Gott!‘‘“ (2. Korinther 

55.20): 

Wir erkennen und bezeugen: 

Mission ist verkündigende, sakramentale und diakonische Bezeugung und Darbietung des 
ewigen Heiles in der Stellvertretung Jesu Christi durch Seine Gemeinde und Seine bevoll- 
mächtigten Sendboten. Dies Heil beruht auf dem ein für alle Male geschehenen Kreuzesop- 
fer Jesu Christi für die gesamte Menschheit. 

Die Zueignung dieses Heiles an die einzelnen Menschen geschieht jedoch erst durch die 
in die Entscheidung rufende Verkündigung und durch die Taufe, die die Glaubenden in 
den Dienst der Liebe stellen. Ebenso wie der Glaube in Buße und Taufe das ewige Leben 
empfängt, führt der Unglaube durch seine Ablehnung des Heilsangebotes in die Verdamm- 
nis. 

Damit wenden wir uns gegen die objektivistische Meinung, als ob in Kreuz und Aufer- 
stehung Jesu Christi bereits die ganze Menschheit aller Zeiten neu geboren sei und unab- 
hängig von dem Wissen um das geschichtliche Heilshandeln Gottes und ihren Glauben daran 
schon Frieden mit ihm hätte..Durch solche falsche Auffassung verliert der Evangelisations- 
auftrag seine Vollmacht und Dringlichkeit. Die unbekehrten Menschen werden in eine ver- 
hängnisvolle Sicherheit über ihr ewiges Schicksal gewiegt. 

5. „Ihr aber seid das auserwählte Geschlecht, das königliche Priestertum, das Volk des 
Eigentums, daß ihr verkündigen sollt die Wohltaten des, der euch berufen hat von der Fin- 
sternis zu seinem wunderbaren Licht‘ (1. Petrus 2,9). 

„Stellet Euch nicht dieser Welt gleich!‘ (Röm. 12,2). 

Wir erkennen und bezeugen: 

Das vorrangige sichtbare Arbeitsziel der Mission ist die Sammlung der messianischen 
Heilsgemeinde aus und unter allen Völkern. 

Die missionarische Verkündigung soll überall zur Pflanzung der Kirche Jesu Christi füh- 
ren, die eine neue, ausgegrenzte Wirklichkeit als Salz und Licht in ihrer gesellschaftlichen 
Umwelt darstellt. 

Den Gliedern der Gemeinde schenkt der Heilige Geist durch das Evangelium und die 
Sakramente das neue Leben und eine geistliche Gemeinschaft mit dem real bei ihnen ge- 
genwärtigen Gott und untereinander, die in Ewigkeit Bestand hat. Aufgabe der Gemeinde 
ist es, durch ihr Zeugnis auch die Verlorenen, die noch außerhalb ihrer Gemeinschaft le- 
ben, zur heilbringenden Gliedschaft am Leibe Christi zu bewegen und das Evangelium als 
neue Gemeinschaft darzustellen. 

Damit wenden wir uns gegen die Anschauung, als ob die Kirche — als Gemeinde Jesu — 
nur ein Teil der Welt sei. Wir verneinen die Einebnung des seinshaften Unterschiedes zwi- 
schen beiden in einen bloß erkenntnismäßigeı und funktionalen. Wir bestreiten, daß die Kir- 
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che der Welt nichts anderes voraus habe als allein das Wissen um das zukünftige Heil an- 
geblich aller Menschen. 

Wir wenden uns weiter gegen das einseitig verdiesseitigte Heilsverständnis, nach dem Kir- 
che und Welt nur gemeinsam an einer rein sozialen Versöhnung Anteil haben. Das würde 
zur Selbstauflösung der Kirche führen. 

6. „Gedenket daran, daß ihr, die ihr vormals ... Heiden gewesen seid ... zu jener Zeit 
waret ohne Christus, ausgeschlossen vom Bürgerrecht in Israel und fremd den Testamenten 
der Verheißung; dal‘er ihr keine Hoffnung hattet und waret ohne Gott in der Welt‘ (Eph. 
2,11-12). 

Wir erkennen und bezeugen: 

Das Heilsangebot in Christus richtet sich ausnahmslos an alle Menschen, die ihm noch 
nicht im bewußten Glauben verbunden sind. Die Anhänger fremder Religionen und Welt- 
anschauungen können an diesem Heil nur dadurch Anteil bekommen, daß sie sich von ih- 
ren vormaligen Bindungen und ihren falschen Hoffnungen befreien lassen, um durch Glau- 
ben und Taufe in den Leib Christi eingegliedert zu werden. Auch Israel soll sein Heil in 
der Bekehrung zu Jesus Christus finden. 

Damit verwerfen wir die Irrlehre, als ob die Religionen und Weltanschauungen auch Heils- 
wege neben dem Christusglauben seien. 

Wir bestreiten, daß ‚‚christliche Präsenz‘ unter den Anhängern der Fremdreligionen und 
wechselseitiger religiöser Austausch mit ihnen im Dialog ein Ersatz für die zur Bekehrung 
drängende Verkündigung des Evangeliums seien, statt allein eine gute Form missionarischer 
Anknüpfung. Wir bestreiten, daß die Entlehnung christlicher Ideen, Hoffnungsziele und so- 
zialer Verhaltungsweisen — auch abgesehen von deren ausschließlicher Beziehung auf die 
Person Jesu Christi — die Fremdreligionen und Ideologien zu einem Ersatz für die Kirche 
Christi machen können. Sie geben ihnen vielmehr eine synkretistische und damit antichrist- 
liche Ausrichtung. 

7. „Und es wird gepredigt. werden dies Evangelium vom Reiche der ganzen Welt zum 
Zeugnis für alle Völker, und dann wird das Ende kommen“ (Matthäus 24,14). 

Wir erkennen und bezeugen: 

Die christliche Weltmission ist das entscheidende fortschreitende Heilshandeln Gottes un- 
ter den Völkern zwischen Auferstehung und Wiederkunft Jesu Christi. 

Durch die Predigt des Evangeliums werden immer neue Völker und Menschen in die Ent- 
scheidung für oder gegen Christus gerufen. 

Wenn alle Völker das Zeugnis von ihm gehört und ihre Antwort darauf gegeben haben, 
wird sich der Konflikt zwischen der Gemeinde Jesu und der Welt unter deren Führung 
durch den Antichristen aufs bedrängendste zuspitzen. Dann wird der wiederkommende 
Christus selbst diese Weltzeit abbrechen, die dämonischen Mächte des Bösen unschädlich 
machen und Sein messianisches Reich sichtbar und uneingeschränkt aufrichten. 

Wir verwerfen die unbegründete Behauptung, daß die Zukunftserwartung des Neuen Te- 
stamentes durch das Ausbleiben der Wiederkunft Jesu widerlegt worden und darum auf- 
zugeben sei. 

Damit verwerfen wir zugleich die schwärmerische Ideologie, als ob entweder unter dem 
Einfluß des Evangeliums oder unter der anonymen Wirksamkeit Christi in der Weltgeschich- 
te die gesamte Menschheit schon in dieser Weltzeit einem Zustand allgemeinen Friedens 
und der Gerechtigkeit zugehe und schließlich unter Christus zu einer großen Weltgemein- 
schaft vereint werden würde. 

Wir verwerfen die Ineinssetzung von Fortschritt, Entwicklung und sozialem Wandel mit 
dem messianischen Heil und ihre fatale Konsequenz, daß Beteiligung an der Entwicklungs- 
hilfe und revolutionärer Einsatz in den Spannungsfeldern der Gesellschaft die zeitgenössi- 
schen Formen christlicher Mission seien. Diese Ineinssetzung wäre vielmehr die Selbstaus- 
lieferung an die schwärmerischen Bewegungen unserer Zeit in Richtung auf deren anti- 
christlichen Fluchtpunkt. 

Wir bejahen dagegen das entschlossene Eintreten aller Kirchen für Gerechtigkeit und Frie- 
den und den Entwicklungsdienst als eine zeitgemäße Verwirklichung der göttlichen Forde- 
rung nach Barmherzigkeit und Recht sowie des Liebesgebotes Jesu. 
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Wir sehen darin eine wichtige Begleitung und Beglaubigung der Mission. Wir bejahen auch 
die humanisierenden Konsequenzen der Bekehrung als zeichenhafte Hinweise auf den kom- 
menden messianischen Frieden. 

Wir betonen aber, daß im Unterschiede zur ewig gültigen Vergebung im Glauben an das 
Evangelium all unsere sozialen Errungenschaften und politischen Teilerfolge durch das 
eschatologische „Noch nicht‘ des kommenden Reiches und die noch nicht vernichtete 
Macht der Sünde, des Todes und des Teufels, des ‚‚Fürsten dieser Welt“, begrenzt werden. 

Das setzt unserem missionarischen Dienst seine Prioritäten und stellt ihn in die sich aus- 
SE Erwartung Dessen, der uns verheißt: Siehe, Ich mache alles neu!“ (Offenbarung 

un (Unterschriften) 


Die Mitgliederversammlung des Deutschen Evangelischen Missionstages, die im 
September 1970 (15.—18.9.) in Berlin stattfand, stand im Zeichen der durch 
diese Erklärung — insbesondere ihre ablehnende Haltung gegenüber dem kirch- 
lichen Entwicklungsdienst — ausgelösten starken Spannungen. Zwar rief ein 
Teilnehmer den status confessionis aus, aber es gelang, die hochgehenden Emo- 
tionen in etwa einzufangen, aber ausgetragen und ausgestanden waren die hei- 
ßen Sachfragen keineswegs, und gegensätzliche Auffassungen stehen nach wie 
vor hart widereinander. 

Das Schmerzliche an dem Aufruf der Bekenntnisbewegung „Kein anderes 
Evangelium“ und an der Frankfurter Erklärung ist ihre Härte und kämpferi- 
sche Vehemenz, die befürchten lassen, daß auch die letzten Möglichkeiten ei- 
nes Sachgesprächs ausgeschlossen und Fronten in unerträglicher Weise verhär- 
tet werden. Es muß mit allem Ernst gefragt werden, ob damit der Sache des 
Evangeliums gedient ist. Der Leitende Bischof der VELKD D. Wölber hat ein- 
mal von dem „theologischen Erdbeben“ gesprochen, das bewältigt werden müs- 
se, und dazu die „Neuformierung und Aktualisierung der zentralen Mitte der 
christlichen Botschaft‘ gefordert. Diese aber kann nur in einer „konzertierten 
Aktion“ aller jetzt Dissentierenden erfolgen. Meinungs- und Personalkondem- 
nationen nützen nicht nur nichts, sondern schaden dem Evangelium und der 
Kirche. 


5. DAS GESPRÄCH ÜBER DIE TAUFE® 


Die Diskussion um die Taufe kam auch im Berichtsjahr nicht zum Abschluß, 
sondern wurde mit unverminderter Lebhaftigkeit fortgesetzt. Der theologisch- 
wissenschaftliche Arbeitskreis für das Taufgespräch konnte seine Arbeit noch 
nicht, wie geplant, zu einer gemeinsamen Empfehlung verdichten, zumal sich 
auch in seiner Mitte wie in dem Arbeitskreis „Schrift und Verkündigung‘ die 
Tiefe der Spannungen widerspiegelte und zu einer Polarisierung der Meinun- 
gen und Standpunkte führte. Ein weiterer Arbeitsgang, der einige liegengeblie- 
bene Problembereiche zu klären haben wird, ist nötig und ist nicht ohne Hoff- 
nung auf eine gemeinsam formulierte und von allen Mitgliedern gebilligte Er- 

“ klärung angelaufen. 


6. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1962, S. 31ff.; 1964, S. 27ff.; 1968, S. 15ff.; 1969, S. 25ff. 
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Mit einem „Kirchengesetz zur Änderung über die Verwaltung des Sakraments 
der heiligen Taufe in der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 27. Oktober 
1950/29. Oktober 1954“ beschloß die westfälische Landessynode am 16.Okto- 
ber 1970: 

81 
Ziff. 7 der Ordnung im Kirchengesetz über die Verwaltung des Sakraments der heiligen 
Taufe in der Evangelischen Kirche von Westfalen erhält folgende Fassung: 

(1) Es ist die Regel, daß die Kinder christlicher Eltern in den ersten Monaten nach der 
Geburt getauft werden. Die Taufe soll durch Vater oder Mutter, wenn möglich durch bei- 
de, bei dem Pfarrer in den ersten Wochen nach der Geburt angemeldet werden. 

Vor der Taufe hat der Pfarrer mit den Eltern über die Bedeutung der Taufe zu spre- 
chen. Aus dem Gespräch muß hervorgehen, daß die Taufe mit Ernst begehrt wird und 
der Wille zur evangelischen Erziehung des Kindes vorhanden ist. 

Die Eltern sind auf die Verpflichtung zur Teilnahme an der Taufhandlung hinzuweisen. 

(2) Begehren christliche Eltern die Taufe ihrer Kinder für einen späteren Zeitpunkt, so 
sollen sie dies dem zuständigen Pfarrer mitteilen. 

Mit den Eltern ist ein Gespräch zu führen; Vater und Mutter sind auf die Verantwortung 
hinzuweisen, für die evangelische Erziehung und Unterweisung der Kinder mit dem Ziel der 
Taufe zu sorgen. Der Pfarrer teilt dem Presbyterium mit, daß dem Begehren der Eltern ent- 
sprochen worden ist. Die Gemeinde soll den Eltern dabei helfen, die Kinder auf ihre Taufe 
vorzubereiten. 

Die Namen dieser Kinder werden in ein Register eingetragen. Den Eltern wird darüber ei- 
ne Bescheinigung ausgestellt. 


82 
Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 


Auch die Landessynode der Evangelischen Landeskirche in Baden änderte durch 
Beschluß vom 16. April 1970 einige Bestimmungen ihrer 1955 erlassenen Tauf- 
ordnung, vor allem hinsichtlich des glaubens- und gewissensbegründeten Taufauf- 
schubs: 


a) Ziffer 5 der Taufordnung erhält folgende Neufassung (Satz 1 unverändert): 

„5. Es entspricht kirchlicher Ordnung, daß die Kinder bald nach ihrer Geburt getauft 
werden. Die Eltern sollen ihr Kind rechtzeitig vor dem Tauftag persönlich anmelden. Der 
Pfarrer führt mit ihnen das Taufgespräch. Taufseminare können das Taufgespräch vorberei- 
ten und vertiefen und in der Gemeinde das Verständnis der Taufe fördern.“ 

b) Ziffer 6 der Taufordnung erhält folgende Fassung: 

„6. Wer die Taufe seines Kindes aus Gleichgültigkeit unterläßt oder sie aus Mißachtung 
ablehnt, stellt sich damit in Gegensatz zu Bekenntnis und Ordnung unserer Kirche. Er ver- 
liert das Recht zur Patenschaft und die Befähigung zu kirchlichen Ämtern. 

Mit Eltern, die aus Glaubens- oder Gewissensgründen die Taufe ihrer Kinder aufschieben, 
ist ein seelsorgerliches Gespräch zu führen. Bleiben die Eltern bei ihrem Entschluß, sind je- 
doch bereit, die Taufe von Säuglingen mitzuverantworten, behalten sie die kirchlichen Rech- 


te. Ihre Kinder werden auf Antrag in eine Katechumenenliste aufgenommen und nehmen an 
der kirchlichen Unterweisung teil. 


Der verpflichtende Ruf zur Taufe bleibt für alle bestehen.‘“ 


Auf eine Neufassung oder durchgehende Überarbeitung der früheren Tauford- 
nung wurde verzichtet, weil sich herausstellte, daß im Augenblick in der Frage 
der Taufpraxis weder in dem landeskirchlichen Taufausschuß noch in der Lan- 
dessynode eine Übereinstimmung für eine weitergehende Regelung bestand. Vor 
Erlaß einer neuen Taufordnung soll das Gespräch über die Taufe auf breiter Ebe- 
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ne weitergeführt werden, um im Laufe der Zeit zu einer weiteren Klärung und 
zu einer Annäherung der verschiedenen Standpunkte zu kommen. Es wurde zu 
diesem Zweck die Bildung freier Arbeitsgemeinschaften angeregt, in denen die 
Fragen der Tauftheologie, der Exegese, des Bekenntnisstandes, Taufe und Volks- 
kirche, christliche Erziehung im Blick auf die Taufe, Kindersegnung usw. bespro- 
chen werden sollen. Der Oberkirchenrat wurde gebeten, eine Arbeitsgruppe zu 
bilden, die alles einschlägige Material sammelt, den Arbeitsgemeinschaften zur 
Verfügung stellt und diese berät. 


6. ZUR NEUORDNUNG DES GEISTLICHEN DIENSTES’” 


Der jahrhundertelang begangene volkskirchliche Weg pastoraler Gemeindebe- 
treuung bedarf der Ergänzung durch zeitgemäße Arbeitsformen, wenn der 
kirchliche Auftrag in der modernen Gesellschaft wirksam erfüllt werden soll. 
Das traditionelle Leitbild des Pastors als des Hirten der Gemeinde, der letztlich 
die Alleinverantwortung für das ihm anbefohlene Ganze trägt, entspricht weder 
dem Selbstverständnis dieser Gesellschaft noch dem der Gemeinde. Es gilt part- 
nerschaftliche Arbeitsstrukturen und -formen zu entwickeln und einzuüben. Daß 
das nur in einem längerfristigen Prozeß möglich ist, steht außer Frage. Was sich 
in Jahrhunderten entwickelt und in das Bewußtsein eingegraben hat an Vorstel- 
lungen über das Verhältnis von Pfarrer und Gemeinde und über die Stellung 
der Gemeinde in der Gesellschaft, läßt sich nicht von heute auf morgen ändern. 
Vor dem notwendigen umfassenden Umlern- und Einübungsprozeß sind einge- 
hende grundsätzliche Überlegungen zu einem neuen Leitbild kirchlichen Dien- 
stes erforderlich. Der Ausschuß ‚Amt und Gemeinde“ der Evangelischen Kir- 
che der Union hat nach vierjähriger Arbeit ein Gutachten nebst dem Entwurf 
eines Ordinationsformulars, in dem die grundsätzlichen Überlegungen zum Fra- 
genkreis Gemeinde — Amt — Ordination konkret werden, vorgelegt: 


GEMEINDE — AMT — ORDINATION 
Votum des Ausschusses „Amt und Gemeinde‘ der Evangelischen Kirche der Union 


Gegenwärtig begegnen außerhalb und innerhalb der Kirche Predigt und Lehre, kirchliche 
Ordnungen und Sitten, vor allem die Öffentlichkeitsarbeit einer radikalen Infragestellung. 
Dieses radikale Fragen, besonders aus der jungen Generation, wird begleitet von einem 
spürbaren Unbehagen weiter Kreise an der Kirche, wie sie sich heute darstellt. Die Erwar- 
tungslosigkeit selbst mancher treuer Kirchgänger gegenüber Predigt, Liturgie, Abendmahl, 
Taufe usw. ist am Tage. In der Pfarrerschaft und auch bei den Theologiestudenten fragen 
nicht wenige nach der Echtheit dessen, was sie tun und was man von ihnen erwartet, weil 
einiges oder vieles davon nicht nur unnötig, sondern inhaltlos sein könnte. Dieses Fragen 
hängt zusammen nicht nur mit einer offenkundigen Krise des traditionellen Gottesdienstes, 
sondern auch mit dem Festhalten am herkömmlichen Bild des parochialen Pfarramtes, sei- 
nem amtlichen Gegenüber zur Gemeinde, das einer bestimmten, heute weithin sich auflö- 
senden Zuordnung von institutioneller Kirche und christlich-abendländischer Gesellschaft 
entstammt und auch eine verschieden gestaltete Isolierung des Pfarrers in der heutigen 

differenzierten Gesellschaft zur Folge hat. 


7. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1969, S. 55ft. 
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Diese Tatsachen sollten Anlaß sein, nach der die Kirche tragenden Wahrheit neu zu fra- 
gen und ihre Ordnungen und ihr Handeln da zu wandeln, wo sie den Lauf der viva vox 
evangelii hindern, dabei zugleich auch zur Übernahme mannigfacher Verantwortung inner- 
halb des Zeugendienstes Jesu Christi zu ermutigen und Bereitschaft zu wecken. 


I. Das Proprium des kirchlichen Auftrags: Die Proklamation der guten Botschaft 


Angesichts der Gefahr, das Evangeliumsgeschehen als einen „bloß verbalen Vorgang“ zu 
verstehen, andererseits der Tendenz, gesellschaftliche Bedürfnisse zur Norm des kirchlichen 
Auftrages zu machen, müssen Kirche und Theologie umdenken. In dem ständigen geschicht- 
lichen Vorgang politischer und gesellschaftlicher Wandlung und der darin zutage tretenden 
Unruhe müssen sie sich daran erinnern lassen, daß sie nur durch das Evangelium und um 
des Evangeliums willen existieren, durch das Jesus Christus, der Gekreuzigte und Erhöhte, 
als Herr der Welt verkündigt, sich seine Gemeinde schafft und am Leben erhält. Dieses 
Evangelium in wirksamem Wort und gehorsamer Tat zu proklamieren, ist der ihnen befoh- 
lene Dienst in allen Situationen, zu jeder Zeit und an alle Menschen, bis die ganze Schöp- 
fung den sich in seiner Herrlichkeit Offenbarenden anbetet. 

Theologie und Kirche, die selber weltbezogen und gesellschaftsgeprägt existieren, müs- 
sen die Realität von Welt und Gesellschaft hermeneutisch als den Ort bedenken, an dem 
sie leben und an den sie gewiesen sind. Sie haben sich zur Erfüllung ihres Auftrages um 
Analyse und Erkenntnis der Situation kraft der im Glauben erleuchteten Vernunft zu be- 
mühen. Sie geben sich preis und bleiben Welt und Gesellschaft das ihnen anbefohlene Wort 
schuldig sowohl, wenn sie den Bezug des Evangeliums auf die empirische Wirklichkeit bei 
der Ausrichtung der Botschaft nicht berücksichtigen, als auch, wenn sie in der empirischen 
Wirklichkeit die sachliche Begründung ihres Wesens und die inhaltliche Bestimmung ihres 
Auftrags finden wollen. Theologie und Verkündigung haben ihren Grund im Ruf Jesu 
Christi zur Versöhnung der Welt und stehen unter seiner Verheißung. 


II. Die aus diesem Proprium sich ergebende Struktur kirchlichen Existierens: 
Wort und Antwort, Hören und Handeln 


Indem der erhöhte Herr im Menschenwort der Botschaft sich selbst verkündigt, ergeht das 
Wort Gottes an seine Menschen als Anrede, d.h. als Zuspruch der Vergebung aller ihrer 
Sünden und als Anspruch auf ihr ganzes Leben. 

Gottes anredendes Wort stiftet zugleich die Gemeinschaft der Angeredeten, fordert sie her- 
aus zur Antwort, die als Danksagung, Lobpreis, Gebet und Predigt, aber auch in der dialogi- 
schen Form der Mitbeteiligung an der Verkündigung des Versöhnungswortes und in kriti- 
scher Diskussion erfolgt und erfolgen soll. 

Es setzt auch bestimmte Formen des innergemeindlichen Zusammenlebens, dessen tragen- 
de Mitte das Herrenmahl ist und das geschichtlich sich wandelnde Dienste ausgestaltet. 

Gottes anredendes Wort stellt die Angeredeten zugleich in den Dienst als Mitarbeiter Got- 
tes bei seinem Versöhnungswerk an der Welt und legt ihnen als den von Gott dafür Freige- 
stellten die Mitverantwortung für ein menschliches Leben in Mitmenschlichkeit und in ge- 
horsamem und kritischem Umgang mit der Dingwelt der Schöpfung auf. Darin deckt es dem 
Menschen die Höhe seiner Bestimmung zum wahren Menschsein auf. Das christliche Handeln 
im Bereich der jeweils notwendigen Veränderungen an Welt und Gesellschaft ist aber nur so- 
lange und insoweit gehorsames und mit der Verheißung einer vielleicht auch nur verborge- 
nen Wirkung ausgestattetes, als es von der Mitte der Heilszusage ausgeht, sich nicht an 
selbstgewählte Konzepte und Ideologien verliert und in der Gemeinde Jesu Christi sich zu 
verantworten weiß. Gottes Wort bleibt auch bei solchem Tun das entscheidende Kriterium, 
indem es zu sachgerechter und situationsbezogener Mitarbeit in Welt und Gesellschaft be- 
freit. 

Die Gemeinde, von Gott dergestalt durch sein Wort gestiftet und zu mannigfachen Dien- 
sten gerufen, ist eine Gemeinschaft „von Brüdern, in der Jesus Christus in Wort und Sakra- 
ment durch den Heiligen Geist als der Herr gegenwärtig handelt. Sie hat mit ihrem Glau- 
ben wie mit ihrem Gehorsam, mit ihrer Botschaft wie mit ihrer Ordnung mitten in der 
Welt der Sünde als die Kirche der begnadigten Sünder zu bezeugen, daß sie allein sein Ei- 
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gentum ist, allein von seinem Trost und von seiner Weisung in Erwartung seiner Erschei- 
nung lebt und leben möchte“ (Barmen III). 

Die das Evangelium hörende und proklamierende Gemeinde, die von ihrem Herrn ins 
Leben gerufen und darum „allezeit sein und bleiben‘ wird (CA VII), kann als solche 
nicht ohne politische und gesellschaftliche Bedeutung sein, in welcher kirchlichen Gestalt 
auch immer sie zur Stelle ist. Wenn und weil sie in Wahrnehmung ihres Auftrages als crea- 
tura verbi — und das heißt: als Gemeinde der begnadigten Sünder, als Schöpfung aus dem 
Nichts — in Erscheinung tritt, setzt sich ihr Wesen durch in der Differenz zu ihrer jeweili- 
gen Gestalt. Darin kommt ihre empirische Wirklichkeit zu ihrer Wahrheit. Allein im Blick 
auf dieses Ereignis empfängt der Satz, daß die Kirche zwar immer auch eine soziologische 
Größe, nicht aber schon deshalb Kirche ist, seinen Grund und sein Recht (vgl. I Abs. 2). 
In ihm äußert sich das Vertrauen zu der Freiheit, die der Gemeinde geschenkt ist. Diese 
erlaubt und gebietet ihr den exodus aus ihrer herkömmlichen Gestalt. Sie verbietet ihr, 
sich von Gesellschaftstheorien ihren Zweck vorschreiben zu lassen und danach ihre Ord- 
nung einzurichten. Ihr Daseinsrecht hängt nicht daran, daß sie gesellschaftliche Funktio- 
nen übernimmt und Bedürfnisse erfüllt. Andererseits wird sie darum bemüht sein, ihre Äm- 
ter und Dienste so an den Strukturwandel der modernen Gesellschaft anzupassen (vgl. 

III Abs. 2 Ende), daß sie zu einer gesellschaftlichen Diakonie in der Lage ist, ohne damit 
der Gesellschaft hörig zu werden. 


III. Die diesem Proprium entsprechende Gestaltung von Ämtern und Diensten 
1. Verkündigungsauftrag und charismatischer Dienst 


Der Verkündigungsauftrag, mit dem der Herr seine Gemeinde in die Welt sendet, wird durch 
eine Mehrzahl verschiedener Ämter und Dienste ausgerichtet, die in einem wechselseitigen 
Verhältnis zueinander geschehen. Christus hat die Fülle der dazu geschenkten Charismata 
nicht allesamt einem einzelnen gegeben. Wem ein Charisma zuteil geworden ist, der ist auf 
die Partnerschaft des anderen angewiesen. Christi Gemeinde lebt in einem vielgestaltigen 
Dialog ihrer Glieder untereinander und mit der Welt, ohne Über- oder Unterordnung herr- 
schaftlicher Art, aber sie lebt nicht ohne Ordnung ihrer Bruderschaftlichkeit. Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit von Gott her und vor Gott sind die Kräfte ihrer Verfassung, 
die Strukturelemente des Vollzuges ihres Dienstes am Wort. Die Gemeinde folgt dem beru- 
fenden Handeln Gottes, indem sie Männer und Frauen mit besonderen Diensten beauftragt, 
ohne sich damit ihres Mandates zu entledigen. 


2. Fehlentwicklung der Ämter und Dienste 


Das Sich-Einrichten der Gemeinde in ihrer jeweiligen geschichtlichen Welt hat freilich auch 
zu Fehlentwicklungen bestimmter Ämter und Dienste geführt und zugleich zu einer veren- 
genden und verfälschenden Auswahl der biblischen Bilder für das Verhältnis der Dienste 
zur ganzen Gemeinde. Zum Beispiel überträgt die Entwicklung eines mit besonderer Auto- 
rität ausgestatteten bischöflichen Führungsamtes das Bild von Christus als dem Hirten seiner 
Herde auf die Gegenüberstellung des institutionellen Amtes in allen Gestalten zu der ihm 
gegenüber unmündigen Gemeinde. Dem Parochus des abendländischen Pfarramtes entspricht 
so der Subditus beim sogenannten Laien. Auf die heranwachsende hierarchische Struktur des 
geistlichen Amtes hat die staatliche Ämterordnung im 4. Jahrhundert stark eingewirkt. In- 
sofern bedeutet das oft behauptete Ende des konstantinischen Zeitalters geschichtlich auch 
das Ende der hierarchischen Parochie. Aber die mit ihr zusammenhängende Monopolisie- 
rung des Pfarramtes, das neben sich nur „Mitarbeiter‘‘ kennt und sich gegenüber die Ge- 
meinde sieht, sei es als örtlichen Bereich aller Getauften, sei es als Summe der zum Gottes- 
dienst Versammelten, ist gleichwohl noch nicht grundsätzlich zurückgenommen. Sie ist viel- 
mehr seit dem Ende des landesherrlichen Kirchenregiments und der Patronatsherrschaften 
durch Übertragung umfangreicher Verwaltungsfunktionen verstärkt worden. Im Zusam- 
menhang damit wurde die Vorstellung genährt, alle geistlichen Gaben seien in der Befug- 
nis des einen Amtes versammelt. Die Mündigkeit der Gemeinde ist auf diesem Hintergrund 
ein weithin unerfülltes Postulat geblieben. Die notwendige sachgerechte Anpassung der Ge- 
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meinde mit ihren Ämtern und Diensten an den Strukturwandel der modernen Gesellschaft 
steckt bestenfalls in unsicheren Anfängen. Die aus der Fehlentwicklung der Ämter und 
Dienste resultierende Amtsautorität in der Kirche hat sich auch als ein Hemmnis für die 
Durchsetzung eines demokratischen Bewußtseins in der Öffentlichkeit erwiesen. 


3. Zum Problem der Neuordnung 


a) Die Ordnung, die sich die christliche Kirche in der Welt, jeweils gibt, soll der Ausrich- 
tung ihres Zeugendienstes dienen. Um der Ausrichtung ihres Zeugendienstes willen ist 

die Kirche gefordert, die der jeweiligen Situation gemäßen Gestaltungsformen zu ent- 
wickeln oder aufzunehmen. Die Gemeinde Jesu Christi, die nach Barmen III (vgl. Teil 

II der Vorlage) auch mit ihrer Ordnung die Herrschaft ihres Herrn zu bezeugen hat, wird 
sich nicht auf bestimmte Modelle aus dem gesellschaftlichen Bereich ausrichten und fixie- 
ren lassen dürfen. Es kann aber geboten sein — um des Zeugnisses in der Welt willen —, 
Elemente und Beispiele aus dem gesellschaftlichen Bereich aufzunehmen und damit unter 
Umständen auch exemplarisch im Blick auf die demokratische Gestaltung eine Korrektur 
oder Neuordnung von Strukturen oder Erscheinungsformen in der gesellschaftlichen Um- 
welt herauszufordern. Weil die Gemeinde Jesu Christi von der Auferstehung des Gekreu- 
zigten lebt, ist sie die Gemeinschaft derer, die trotz ihrer Schuld Zuversicht, trotz ihrer 
Resignation Mut und trotz des Todes Zeit haben. In der Freiheit und in der Zeit, die Gott 
der Gemeinde schenkt, soll sie nicht zögern, ihre Funktionen, Strukturen und Ordnungen 
im Gehorsam gegen den Auftrag und im Glauben an die Verheißung ihres Herrn zur Ver- 
kündigung zu gebrauchen, am Inhalt der Verkündigung zu messen und im Dienst der Ver- 
kündigung zu verbessern. Damit folgt sie dem Regieren ihres lebendigen Herrn, der durch 
seine Gnadenwege einzelne Glieder der Gemeinde für ihren Dienst am Wort beauftragt. 

b) Die theologisch erkannte Gleichheit des geistlichen Ranges aller Ämter und Dienste 
im Rahmen des allgemeinen Priestertums der Gläubigen nötigt zu Konsequenzen für die 
rechtliche Regelung ihrer institutionellen Gestaltung®. Das verlangt auch im amtlichen und 
persönlichen Verkehr innerhalb der Kirche die Änderung von Gewohnheiten und Umgangs- 
formen, um die gegenseitige Achtung und die wechselseitige Abhängigkeit aller Glieder der 
Gemeinde sichtbar zum Ausdruck zu bringen. Das verlangt auch eine Änderung kirchlicher 
Ordnungen und Gesetze, soweit sie die Bedeutung des einzelnen Amtes, z.B. des Pfarrers, 
unangemessen betonen und den Anteil aller Ämter und Dienste am Verkündigungsauftrag 
der Kirche nicht eindeutig genug berücksichtigen. Das verlangt schließlich die Bereitschaft 
zur großzügigen Freigabe und Förderung von Initiativen und Experimenten, in denen die 
Änderung der Ausbildungs- und Zugangsverfahren für die Ämter und Dienste, die Verbes- 
serung der Zusammenarbeit zwischen den Ämtern und Diensten sowie die Schaffung neuer 
Ämter und Dienste für neue Verkündigungsformen angestrebt wird. 

c) Solche Neuordnung wird die Elemente bisheriger kirchlicher Ordnungen beibehalten, 
die hilfreich sind für den spezifischen Dienst der Gemeinde in der Welt und an ihr. So soll- 
te z.B. der mit der Ordination verbundene rechtliche Schutz des Beichtgeheimnisses nicht 
preisgegeben werden. Man wird auch nicht auf theologisch ausgebildete Männer und Frau- 
en verzichten können, welche die verschiedenen Dienste in der Gemeinde begleiten und 
koordinieren. Dabei sollte es ihre Hauptaufgabe sein, in einer Gemeinde, der sie zur Mün- 
digkeit verhelfen, die Bereitschaft möglichst vieler zu wecken, bisher auf\den Pfarrer kon- 
zentrierte Funktionen zu übernehmen. 

In Ausführung des der ganzen Gemeinde gegebenen Auftrags, ihren Herrn und die durch 
ihn geschehene Versöhnung der Welt mit Gott zu bezeugen, hat der Pfarrer eine besonde- 
re theologische Verantwortung für das Handeln der sonstigen Ämter und Dienste. Insofern 
ist er nicht alleiniger, aber spezifischer Träger der immer neuen verkündigenden Auslegung 
des Wortes Gottes in Heiliger Schrift. Solche Auslegung ist für eigene und andere Predigt, 
Seelsorge und Unterweisung notwendig. Darum wird auch in nächster Zukunft auf spezi- 
fisch für diese Aufgaben zugerüstete, berufene und freigestellte Gemeindeglieder (Pfarrer, 
Pastorin, Prediger usw.) nicht verzichtet werden können. Diese Gemeindeglieder bedürfen 


8. Die Erarbeitung dieser Konsequenzen sollte Aufgabe eines besonderen kirchenrechtli- 
chen und theologischen Ausschusses sein. 
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einer sachgerechten Einordnung in das Gesamtleben der Gemeinde, wobei deutlich werden 
muß, daß so wie ihr spezifischer Dienst den anderen Ämtern und Diensten hilfreich sein 
soll, dieser Dienst umgekehrt auch angewiesen ist auf das geistliche Urteil und die Mithil- 
fe der auf vielen Gebieten weltlichen Daseins sachkundigeren Gemeindeglieder. Dadurch 
soll einerseits die Gleichrangigkeit aller Dienste sichtbar werden, andererseits Raum bleiben für 
die sich aus der Sachlichkeit des Dienens ergebende Autorität. 


IV. Das diesem Proprium gemäße Verständnis der Öffentlichen Bestätigung 
und Auftragserteilung für die geregelten Dienste in der Gemeinde 


1. Auf dem Weg des Getauften zu einem geregelten Dienst am Wort aufgrund des allge- 
meinen Priestertums der Gläubigen kommt es zu einer Reihe von Entscheidungen und 
Handlungen. Sie stehen alle unter Gottes Weisung und Gottes Verheißung: 

a) Das einzelne Gemeindeglied entschließt sich zum Dienst und zur erforderlichen Vor- 
te auf den Dienst im Zusammenhang mit dem von ihm vernommenen Auftrag Je- 
su isti. 

Andererseits achtet die Gemeinde bei ihren Gliedern auf erkennbare Charismen und be- 
rät sie im Hinblick auf die ihren Gaben entsprechende Tätigkeit. 

b) Das Gemeindeglied unterzieht sich nach dem Maße des Nötigen einer Ausbildung und 
den vorgeschriebenen Prüfungen nach der jeweils geltenden Ordnung. 

c) Der zu einem geregelten Dienst am Wort Ausgebildete wird von der Gemeinde am 
Ort oder von übergemeindlichen Leitungsgremien zur Ausübung seines Dienstes berufen, 
sei es durch Wahl, sei es durch Zuweisung. 

d) Beauftragte der Gesamtkirche bestätigen diese Berufung vor versammelter Gemeinde 
und erteilen mit dieser zusammen Auftrag und Befugnis zu jeweiligem, besonderem Dienst. 
Die Kirche bezeugt damit, daß Gottes Verheißung und Gebot diesen Dienst fordern, tra- 
gen, gestalten und bewahren. Sie tut das in der Zuversicht, daß der Herr dem Beauftrag- 
ten Vollmacht und Gaben für sein Amt schenkt, und bittet, daß der Heilige Geist ihn auf 
dem Wege des Gehorsams leiten möge. 

Der Berufene und die Berufenden erklären sich wechselseitig verpflichtet, miteinander 
den Auftrag Jesu Christi als Brüder zu hören und ihm zu gehorchen. 

2. Die herkömmlich als „Ordination“ bezeichnete gottesdienstliche Handlung ist im evan- 
gelischen Verständnis ein Akt, in dem die Kirche die öffentliche Bestätigung der Berufung 
vollzieht und zu jeweiligem geregelten Dienst am Wort Auftrag und Befugnis erteilt. Der 
Berufene wird dem Segen Gottes und der Fürbitte der Gemeinde anempfohlen. 

Die öffentliche Bestätigung der Berufung und die Erteilung von Auftrag und Befugnis 
sind sinnvoll, weil die Wahrnehmung der allen geltenden Sendung durch Christus (Matth. 
28) in unterschiedlichen Formen des Handelns und brüderlicher Arbeitsteilung erfolgt 
und zusammenstimmen und vor Willkür bewahrt werden muß. 

Die „Ordination“ gibt dem Ordinierten keine besondere Weihe, stellt ihn nicht über an- 
dere Gemeindeglieder, bewirkt auch keinen Vorrang über sonstige geregelte Dienste. 

Dieses Verständnis der „Ordination“ gilt grundsätzlich für alle die kirchlichen Handlun- 
gen, in denen zur Wahrnehmung des Dienstes der Versöhnung in Gestalt der Wortverkün- 
digung beauftragt wird. 

Es ist angemessen, wenn in der Regel die „Ordination“ im Einführungs- bzw. Vorstellungs- 
gottesdienst bei der ersten Übernahme eines geregelten Dienstes am Wort erfolgt. 

Jede spätere „Einführung“ ist wesentlich ein erneutes Geltendmachen der „Ordination“ 
und die erneute Erteilung von Auftrag und Befugnis für einen anderen Wirkungsbereich, 

3. Sonstige Dienste in der Gemeinde: Viele Gemeindeglieder haben auf der Grundlage 
des allgemeinen Priestertums der Gläubigen am Amt des Evangeliums in der Form teil, 
daß ihnen von der örtlichen Gemeinde oder übergemeindlichen Gremien Dienste und Am- 
ter übertragen worden sind, in denen dem Herrn nicht weniger gedient, die Gemeinde Je- 
su Christi gebaut und die Liebe Gottes an alle weitergegeben werden soll. Auch wird und 
soll es bei Ausübung dieser Ämter und Dienste in mannigfacher Weise zur mündlichen Be- 
zeugung des Evangeliums kommen, ohne daß die öffentliche Wortverkündigung unmittel- 
bar zur Umschreibung ihres Auftrages gehört. 
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4. Es wird zu erwägen sein, ob der durch geschichtliches Herkommen und bestehende 
agendarische und rechtliche Bestimmungen auf die Bestätigung des Pfarrers — neuerdings 
auch der Pastorin, des Pfarrvikars, des Predigers, des Pfarrverwalters usw. — angewendete 
Terminus ‚Ordination‘ auch für andere von der Gemeinde autorisierte Dienste verwandt 
werden kann oder ob für die Bestätigungshandlung zu diesen Diensten andere sachgerech- 
te Bezeichnungen gebraucht werden müssen oder ob nicht der Terminus „Ordination“ 
ganz fallengelassen werden sollte. Wir tragen aber Bedenken, in solchen Fällen den Ter- 
minus „Einsegnung‘ zu verwenden. 


Mit unseren Erwägungen meinen wir, das in den Sätzen III und IV der Theologischen Er- 
klärung von Barmen gewonnene evangelische Verständnis der Kirche für die uns gestell- 
ten Fragen ausgelegt und weitergeführt zu haben. 

Wir stimmen dabei auch weithin überein mit den Ergebnissen des Studiendokumentes 
der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung zu Fragen der Ordination (Okume- 
nische Diskussion IV/4, 1968). Hier heißt es: 

„Werden wir nicht durch die wachsende Einsicht in die Notwendigkeit eines allgemeinen 
Dienstes an allen Menschen und der Kommunikation des Evangeliums durch diesen Dienst 
dazu aufgerufen, unser Verständnis der Ordination in seiner Begrenzung auf diejenigen, 
die im Rahmen der Liturgie dienen, neu zu durchdenken?“ 

„Besteht in einer pluralistischen Welt eine Notwendigkeit und wäre es für die Kirche 
von Wert, die Ordination von vielen Menschen für verschiedene Formen des ‚weltlichen 
Dienstes‘ als Repräsentanten Christi dort, wo sie leben und arbeiten, ernsthaft zu erwä- 
gen?“ (S. 182/183). 

„Die Gemeinde muß Anteil haben an der Berufung, Wahl und Ausbildung der Ordinan- 
den, damit so die grundlegende Bedeutung des ‚rite vocatus‘ bewahrt wird. Dies bedeutet 
mehr als nur die Einfügung eines oder mehrerer Sätze in die Liturgie und die Ordination 
in Anwesenheit der Laien, so wichtig dies auch sein mag. 

Der Ordinationsgottesdienst muß in Anwesenheit und mit aktiver Beteiligung der Gemein- 
de abgehalten werden ...“ (S. 183). 


ENTWURF FÜR DIE KÜNFTIGE GESTALTUNG EINES ORDINATIONSFORMULARS 
Ordination in Verbindung mit der Vorstellung eines Hilfspredigers, 
der Einführung eines Pfarrers usw. 


(Der Gottesdienst nach der üblichen Ordnung bis zum Glaubensbekenntnis. Danach singt 
die Gemeinde ein Lied. Der Ordinator tritt vor.) 


Ordinator: 


In diesem Gottesdienst soll die Berufung unseres Bruders N. N. zum Dienst der Wortver- 
kündigung öffentlich bestätigt und ihm hierfür Aufune und Befugnis in dieser Gemeinde 
erteilt werden. 

Laßt uns beten. 

Herr, unser Gott. Wir alle sind zum Dienst deines Wortes berufen und auf die Kraft dei- 
nes Geistes angewiesen. Für uns und unseren Bruder bitten wir: Gib uns Mut zum Reden, 
Entschlossenheit zum Handeln, Geduld im Leiden. Laß uns wirken dir zur Ehre und zum 
Heil der Menschen. Durch Jesus Christus, deinen Sohn, unseren Herrn. 


Gemeinde: 


Amen. 


Ordinator: 


Hört, wozu der Herr seine Jünger sendet: Mir ist gegeben alle Gewalt im Himmel und auf 
Erden. Darum gehet hin und machet zu Jüngern alle Völker: Taufet sie auf den Namen 
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des Vaters und des Sohnes und des Heiligen Geistes und lehret sie halten alles, was ich 
euch befohlen habe. Und siehe, ich bin bei euch alle Tage, bis an der Welt Ende. 
(Ordinator: Ansprache). 


Gemeinde: 


Lied. 
(Assistenten treten neben den Ordinator, der Ordinand tritt vor). 


Ordinator: 
Nun hört, was die heilige Schrift zum Dienst der Verkündigung sagt: 


1. Assistent(Pfarrer): 


Im 2. Brief an die Korinther im 5. Kapitel schreibt der Apostel Paulus: Gott versöhnte in 
Christus die Welt mit ihm selber und rechnete ihnen ihre Sünden nicht zu und hat unter 
uns aufgerichtet das Wort von der Versöhnung. So sind wir nun Botschafter an Christi 
Statt, denn Gott vermahnt durch uns; so bitten wir nun an Christi Statt: Lasset euch ver- 
söhnen mit Gott! 


2. Assistent (Ältester): 


Im 1. Brief an die Korinther im 12. Kapitel schreibt Paulus: Es sind mancherlei Gaben; 
aber es ist ein Geist. Und es sind mancherlei Ämter; aber es ist ein Herr. Und es sind 
mancherlei Kräfte; aber es ist ein Gott, der da wirket alles in allem. 


Ordinator: 


Die Evangelische Kirche in ... bekennt in ihrem (n) Grundartikel(n), daß Jesus Christus, 
der gekreuzigte und auferstandene Herr, allein unser Heil ist. Mit diesem Bekenntnis steht 
sie in der Gemeinschaft der einen Kirche Jesu Christi. Sie lebt, um der Welt das Wort von 
der Versöhnung zu sagen. Dieses Wort zu hören, sind wir alle gerufen. Dieses Wort zu bezeu- 
gen, ist uns allen befohlen. Von diesem Wort zu leben, ist uns allen verheißen. 

Im geordneten Dienst der evangelischen Landeskirche sollen Sie (sollst du) an Ihrem 
(deinem) Teil dafür sorgen, daß die Kirche ihrem Bekenntnis gemäß lebt, redet und han- 
delt. Im Gehorsam gegen Gott sollen Sie (sollst du) den Gemeinden, in denen Sie (du) ar- 
beiten werden (wirst), treu dienen und bedrängten, schwachen und versuchten Menschen 
beistehen. In diesem Gehorsam sollen Sie (sollst du) niemanden wissen lassen, was Ihnen 
(dir) in der Seelsorge anvertraut wird, vorhandene Ordnungen respektieren und allem ent- 
gegentreten, was der Wahrheit des Evangeliums widerspricht, wie es in der Heiligen Schrift 
vorgegeben und in den Bekenntnissen der Kirche (unserer Kirche) bezeugt ist. So werden 
Sie (wirst du) in der Gemeinschaft mit den anderen zum Dienst Berufenen nach Kräften mithel- 
fen, daß die Kirche ihren Auftrag zur Ehre Gottes und zum Heil der Menschen erfüllt. Die 
Gemeinde erinnere ich daran, daß wir alle zum Zeugendienst berufen sind und daß Sie (du) 
in Ihrer (deiner) Tätigkeit als Pfarrer auf die Unterstützung den Rat und die Kritik der gan- 
zen Gemeinde angewiesen sind (bist). Als Vertreter der Kirchenleitung sage ich Ihnen (dir) 
für die Ausübung Ihres (deines) Dienstes deren Hilfe zu. 


3. Assistent (Ältester): 


Wir als Mitglieder des Gemeindekirchenrats (Presbyteriums) versprechen als Vertreter der 
Gemeinde, daß wir Sie (dich) als Bruder und Mitarbeiter am Evangelium in unsere Mitte 
aufnehmen und Ihnen (dir) mit Fürbitte und Rat bei der Ausübung Ihres (deines) Dienstes 
beistehen wollen. 


4. Assistent (ein Mitarbeiter): 


Als Vertreter des Gemeindebeirates (der Mitarbeiterkreise) verspreche ich, daß wir mit 
Ihnen (dir) zusammenarbeiten werden, damit die Gemeinde Gottes in Liebe und Frieden 
erbaut werde und das Evangelium sich ausbreite. 
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Ordinator: 


Sie haben (du hast) gehört, daß Sie (du) das Evangelium in Wort und Sakrament öffentlich 
verkündigen sollen (sollst). Sie haben (du hast) auch gehört, daß wir Ihnen (dir) unseren 
Beistand zusagen. Sind Sie (bist du) bereit, diesen Dienst zu übernehmen? 


Ordinand: 


Ich danke für die Hilfe, die Sie (ihr) mir versprochen haben (habt). Ich vertraue darauf, 
daß Gott denen, die sein Wort verkündigen, seinen Beistand verheißen hat. So verspreche 
ich, alles, was mein Auftrag erfordert, mit Gottes Hilfe nach bestem Vermögen gewissen- 
haft zu erfüllen. 


Ordinator: 


Laßt uns beten. 

Herr, alles war wir wollen, tun und sagen, bleibt vergeblich, wenn du uns nicht segnest. 

Wir bitten dich um die Kraft, unser Versprechen einzuhalten und unseren Auftrag zu er- 
füllen. Wir bitten dich um deinen Segen für die Arbeit unseres Bruders, für das Leben in 
dieser Gemeinde, für die Landeskirche und für die Kirche in aller Welt. 

Laß uns deine Verheißung hören und darauf vertrauen, daß der Dienst am Wort der Ver- 
söhnung nicht sinnlos und nicht vergeblich ist. Laß uns in deiner Liebe leben, daß wir ein- 
ander tatkräftig helfen, offen miteinander reden und gemeinsam anderen Menschen dienen. 
Laß uns mit unserem Tun deinen Namen ehren und den Menschen zum Frieden helfen. 


Gemeinde: 


Amen. 


Ordinator: 


So bestätige ich als ein berufener Diener der Kirche Sie (dich) N. N. auf Ihre (deine) Zusa- 
ge hin zu einem Prediger des Wortes Gottes und erteile Ihnen (dir) zur öffentlichen Verkün- 
digung in dieser Gemeinde Auftrag und Befugnis. 

Im Namen Gottes, des Vaters, des Sohnes und des Heiligen Geistes. Amen. 

Christus spricht: Gleich wie mich der Vater gesandt hat, so sende ich euch. Gehe hin in 
Frieden. 


(Dieses für die Ordination eines einzelnen entworfene Modell läßt sich für andere Fälle von 
Ordination sinngemäß abwandeln.) 


Im Zusammenhang der Erarbeitung und Praktizierung neuer Leitbilder der Äm- 
ter und Dienste der Kirche gilt es die Fähigkeit der Amtsträger zu Gruppenar- 
beit, kollektiver Arbeitsweise und partnerschaftlichen Arbeitsformen zu ent- 
wickeln. Das traditionelle Leitbild des Pastors und die herkömmliche theologi- 
sche Ausbildung sind für die mangelnde Geübtheit in arbeitsteiligem team-work 
und Kooperation verantwortlich, In der Evangelischen Landeskirche in Württem- 
berg wurden im Berichtsjahr im Rahmen der Pfarrerfortbildung Team-Trainings- 
Kurse zur Förderung der Kooperation im überparochialen Bereich durchgeführt, 
die sich bewährt haben und fortgeführt werden sollen. Es werden Distrikt- und 
Regionalkurse gehalten. Über Ziel und Konzeption dieser Kurse führt eine vom 
Evangelischen Oberkirchenrat in Stuttgart herausgegebene Broschüre aus: 
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Ziel des Kurses 


Das Ziel des Pfarrerkurses zur Förderung zwischengemeindlicher Kooperation in den Di- 
strikten (Distriktkurs) ist es, die Teilnehmer zu verstärkter Zusammenarbeit im überparo- 
chialen Nahbereich zu befähigen, sie somit auf Aufgaben vorzubereiten, die sie allein nicht 
bewältigen können, und damit einen Beitrag zu leisten zur arbeitsmäßigen und psychischen 
Entlastung des Pfarrers in einer veränderten Welt. 

Die Konzeption des Kurses beruht nicht auf der zuweilen geäußerten Annahme, die Gren- 
zen der Parochie seien aufzulösen, das Gemeindepfarramt habe keine Zukunft mehr. In 
Abgrenzung von solchen Stimmen wird vielmehr betont: 


Konzeption 


Es geht nicht darum, die Grenzen der Parochie aufzulösen, sondern darum, sie durchlässi- 
ger zu machen. 

Es geht nicht darum, den Gemeindepfarrer durch das Team zu ersetzen im Interesse ir- 
gendeines Programms, sondern darum, ihm zu helfen, durch Zusammenarbeit mit Kolle- 
gen Aufgaben besser zu erkennen und in Angriff zu nehmen im Interesse der Menschen, 
die ihm anvertraut sind. 

Das Gesamtziel des Kurses gliedert sich in folgende Teilziele: 

1. Teilziel des Distriktkurses ist es, psychologische Bedingungen menschlicher Zusammen- 
arbeit bewußt zu machen und damit zur Überwindung psychologischer Barrieren beizutra- 
gen, die Zusammenarbeit erschweren oder gar verhindern können. 

2. Teilziel des Distriktkurses ist es, dazu zu verhelfen, Kriterien der Distriktbildung ken- 
nenzulernen, zu erarbeiten und zu diskutieren und mit Hilfe dieser Kriterien einerseits 
schon vollzogene Distriktbildung kritisch zu überdenken, andererseits künftige Distriktbil- 
dung in die Wege zu leiten. 

3. Teilziel des Distriktkurses ist es, Beispiele zwischengemeindlicher Kooperation vorzu- 
stellen und die Erfahrungsberichte anderer für die Teilnehmer fruchtbar zu machen. 

4. Teilziel des Distriktkurses ist es, mit einem Beispiel eines überparochialen Verwaltungs- 
zusammenschlusses bekanntzumachen und die verwaltungs- und haushaltstechnischen Kon- 
sequenzen zwischengemeindlicher Zusammenarbeit zu bedenken. 

5. Teilziel des Distriktkurses ist es, in Methoden der Projektplanung einzuführen sowie 
den Teilnehmern Anregung und Zeit zu geben, zum Entwurf einer Planung einzelner Pro- 
jekte in ihren Distrikten für die kommende Zeit. 

Nicht von vornherein fest eingeplant ins Programm ist das theologische Gespräch. Es soll 
dort seinen Platz haben, wo im Verlauf der Arbeit auf dem Kurs Fragen theologischer Na- 
tur aufbrechen, die des Gesprächs und der Klärung bedürfen. 


Ziel des Kurses 


Ziel des Kurses ist es, Möglichkeiten kirchlicher Arbeit für das Gemeinwesen und im Ge- 
meinwesen zu konkretisieren und Methoden für die Aktivierung und Befähigung von Men- 
schen zu entwickeln und zu vermitteln. Während die bisherigen Regionalkurse der Akade- 
mie die Funktion hatten, einen Prozeß einzuleiten, in dem die Träger institutioneller öf- 
fentlicher Verantwortung sich gemeinsamer Probleme bewußt werden und zu einer Zusam- 
menarbeit zu deren Lösung kommen, geht es in diesem Kurs stärker um die Einbeziehung 
der direkt von den Problemen Betroffenen in den Lösungsprozeß. 

Das Angebot dieses Kurses trifft in den Testbezirken auf eine unterschiedliche Situation. 
In manchen Bezirken sind bezirkliche Strukturen für eine problembezogene kirchliche Ar- 
beit bereits weit entwickelt, in anderen sind sie erst in der Entstehung. Diese Situation soll 
im Kurs didaktisch-methodisch berücksichtigt werden. Eine Gruppe im Kurs wird die Er- 
fahrungen regionaler Arbeitskreise auswerten können im Blick auf die Frage, inwieweit 
solche Arbeitsgemeinschaften in Anbetracht der sozialen und institutionellen Reichweite 
der jeweiligen Probleme einen angemessenen Beitrag zu Problemlösungen leisten können. 
Eine andere Gruppe wird sich mehr darauf konzentrieren, diejenigen Probleme im Ge- 
meinwesen ihres Bezirkes herauszufinden, für die ein Lösungsprozeß mit Unterstützung 
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der Kirche eingeleitet werden kann. Auswertung auf der einen Seite, Planung auf der an- 
deren, werden einander ergänzen. 

Hieraus folgt, daß möglichst mehrere Pfarrer aus einem Bezirk an diesem Kurs teilneh- 
men sollten. Außerdem ist zu wünschen, daß andere kirchliche Mitarbeiter, zu deren Ver-. 
antwortungsbereich gerade soziale Probleme gehören, ebenfalls teilnehmen: Sozialsekretäre, 
Sozialarbeiter des Diakonischen Werks, Sozialarbeiter der Landkreise und Städte. 


Konzeption 


In einem ersten Abschnitt sollen an zwei Fallberichten unter Verwendung ergänzender Li- 
teratur die Vorgehensweisen in der Gemeinwesenarbeit verdeutlicht und zur Diskussion 
gestellt werden unter Einbeziehung der Vorstellungen und der Erfahrungen der Teilnehmer 
im Hinblick auf die Handlungsweise von Kirche als Institution und von Christen als Per- 
sonen bei der Bewältigung von Problemen des Gemeinwesens. 

Der zweite Abschnitt wird dann je nach der Situation in den Versuchsbezirken, aus de- 
nen die Teilnehmer kommen, unter den beiden folgenden Fragestellungen stehen: 

1. Wie kommen wir als Kirche an die für unser Gemeinwesen wichtigen Probleme über- 
haupt heran und können zu deren Lösung beitragen? Welche unserer Strukturen und wel- 
che unserer Einstellungen sind dafür förderlich und welche hinderlich? 

2. Wie lernen wir, inzwischen neu geschaffene oder entworfene Strukturen unserer Orga- 
nisation einzuschätzen im Hinblick auf ihre aktivierende Funktion für Kirchengemeinde 
und Kommunalgemeinde bzw. für den Raum des Bezirks und der Region? 


7. GOTTESDIENSTREFORM 


Wie alle Äußerungen des kirchlichen Lebens steht auch der Gottesdienst unter 
kritischem Beschuß; nicht selten ist von einer Krise des Gottesdienstes die Re- 
de. Demoskopische Erhebungen ergaben, daß das Interesse an gottesdienstlichen 
Veranstaltungen geringer ist als das Engagement der Kirche in der Seelsorge und 
in politisch-gesellschaftlicher Diakonie. Nicht zuletzt die Jugend fordert, der 
Gottesdienst solle zur Welt des Menschen hin offen sein und in seiner Gestal- 
tung und Ordnung entsprechend reformiert werden. Neue Gottesdienstformen 
werden vielerorts erprobt. Lieder mit neuen Texten und neuen Weisen werden 
gesungen; eine Jazz-Combo ersetzt die Orgel; die monologische Form der Pre- 
digt wird aufgebrochen, an ihre Stelle tritt der Dialog oder mehrere Sprecher. 
Gottesdienste, die unter einem aktuellen Thema stehen, werden veranstaltet. 
Das „Politische Nachtgebet‘‘, das zuerst in Köln gehalten, dann aber auch in 
anderen Städten durchgeführt wurde, ist ein Beispiel unter vielen. 

Die Kritik am Gottesdienst bemängelt vor allem, daß die Gemeinde zu wenig 
Möglichkeit hat, sich aktiv zu beteiligen; daß die Wirklichkeit des Lebens zu 
kurz komme und darum der Gottesdienst der Flucht aus der Gesellschaft diene; 
daß die Sprache antiquiert und unverständlich sei und die eigentliche Problema- 
tik theologischer und gesellschaftlicher Art verdecke und verschweige und ande- 
res mehr. 

In Beschlüssen, die schon 1969 (22. Juni und 12. Dezember 1969) ge- 
faßt, aber erst im Berichtsjahr bekannt wurden, nahm die Westberliner Regio- 
nalsynode zur Frage der Gottesdienstformen Stellung: 
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BESCHLUSS DER WESTBERLINER REGIONALSYNODE 
ÜBER GOTTESDIENSTFORMEN 


Vom 22. 6. 1969 


1. Für den Gemeindegottesdienst am Sonntagvormittag gelten die in der AgendeI vorge- 
sehenen und von den Gemeinden angenommenen Formen. 

2. Gemäß Abs. 3 der Richtlinien für die Einführung und Verwendung der Agende der 
Evangelischen Kirche der Union (I. Band, die Gemeindegottesdienste) in der Evangelischen 
Kirche Berlin-Brandenburg vom 17.November 1960 besteht im übrigendie Möglichkeit, die 
„Einfache Form‘‘ zu gebrauchen. 

3. Bei den agendarischen Formen ist eine lebendige, dialogische und zeitbezogene Ausge- 
staltung möglich und anzustreben. 

4. Werden Gottesdienste in neuer Gestalt gehalten, soll folgendes beachtet werden: 

a) Die Verantwortung für die Zulassung solcher Gottesdienste trägt der Gemeindekirchenrat; 
b) über Gottesdienste in einer anderen als in der Agende vorgesehenen Gestalt ist die Gemeinde 
langfristig in den vorhandenen Kreisen und nach Möglichkeit in der Gemeindeversammlung 
zu informieren; c) finden solche Gottesdienste am Sonntag statt, soll in der Gemeinde auch 
ein Gottesdienst nach der herkömmlichen Ordnung gehalten werden; d) schriftgebundene 
Wortverkündigung, Gebet und Lob Gottes sind unaufgebbare, tragende Stücke jeden Got- 
tesdienstes; e) über Gottesdienste in anderer Gestalt soll dem Kreiskirchenrat Mitteilung 
gemacht werden; f) zur Auswertung sollte dem Theologischen Ausschuß der Synode das 
erarbeitete Material zugestellt werden. 


In Beantwortung von Anfragen nach der theologischen Begründung 
dieses Beschlusses erklärte die Regionalsynode in ihrer Tagung am 12. Dezember 1969: 


1. Die von vielen empfundene Krise des überlieferten Gottesdienstes hat uns dazu geführt, 
neu nach der Notwendigkeit des Gottesdienstes zu fragen und an seiner Gestalt zu arbeiten. 

2. a) Gottesdienst ist notwendig, damit das unteilbare Heil, der Schalom Gottes, zugespro- 
chen und verwirklicht wird; b) Gottesdienst ist notwendig, damit wir die Gemeinschaft mit 
denen wagen, die Gott uns als Schwestern und Brüder zumutet; c) Gottesdienst ist notwen- 
dig, damit wir erkennen, was Gott in unserer Situation von uns fordert; d) Gottesdienst ist 
notwendig, damit wir unser Leben an Gottes Willen überprüfen; e) Gottesdienst ist notwen- 
dig, damit wir inmitten einer Welt des Hungers und des Überflusses frei werden zu rech- 
tem Leben und Bekennen. 

3. Diese Aspekte erscheinen vielfältig in den verschiedenen Stücken des Gottesdienstes, im 
Gebet, in der Wortverkündigung, in Lob und Bekenntnis, im Herrenmahl. Gottesdienst ist 
auch da, wo nicht alle Aspekte und Stücke zugleich vorhanden sind. Darum ist die Unter- 
scheidung von Haupt- und Nebengottesdiensten abzulehnen, wenn damit eine theologische 
Wertung ausgesprochen werden soll. 

4. Fehlt der Dienst am Nächsten, so ist die Teilnahme am Gottesdienst zur leeren Form 
geworden und verdeckt die Verbindlichkeit des Evangeliums. Werden Aktionen zum alei- 
nigen Ziel des Gottesdienstes erklärt, so wird der Gottesdienst zum Gesetz und verdeckt 
die in Christus angebotene Gnade, die Schuld und Tod überwindet. 

5. Die Einheit der Kirche hängt nicht von der Gleichheit ihrer Gottesdienste ab, sondern 
von der rechten Predigt und Sakramentsfeier. Deshalb haben verschiedene Formen des 
Gottesdienstes grundsätzlich nebeneinander ihr Recht. Es ist aber um der Wahrheit und 
der Liebe willen immer wieder zu prüfen, was verändert und was erhalten werden soll. 

6. Die heutige Problematik des Gottesdienstes ist nicht allein durch eine Anderung sei- 
ner Gestalt zu lösen, so sehr sie in der Spannung zwischen der Überlieferung der Väter, 
der heutigen ökumenischen Vielfalt und der gesellschaftlichen Situation immer neu anzu- 
gehen ist. Sie ist auch im Zusammenhang mit dem Fragen nach der Wirklichkeit Gottes 
und der Gemeinde zu sehen. 
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8. SEELSORGE 


Bei vielen Menschen unserer Tage ist das Verhältnis zur Kirche durch Mißbeha- 
gen, Distanz, Indifferenz, Ablehnung oder Gebrochenheit bestimmt. Heinz 
Zahrnt bringt es auf die Formel: „In der Sprache des Kurszettels können wir 
sagen: Kirche — Tendenz fallend, Geschäft flau“ (Gott kann nicht sterben, Mün- 
chen 1970, S. 13). Trotzdem stellt auch die säkularisierte Gesellschaft Erwar- 
tungen an die Kirche, und diese Erwartungen richten sich nicht zuletzt an die kirch- 
liche See]sorge. Repräsentativbefragungen von Meinungsforschungsinstituten erga- 
ben, daß ca. 60% der Befragten von der Kirche Beistand in seelischen Nöten, 41% 
Ratschläge zur Bewältigung von Lebenskonflikten erwarten. Nicht ohne Grund 
erschien im Vorjahr eine Publikation „Die Stunde der Seelsorge“, und die Ge- 
neralsynode der VELKD war gut beraten, als sie auf ihrer Tagung im Oktober 
1970 in Eutin der Besinnung auf den seelsorgerlichen Auftrag als wesentliche 
Aufgabe der Kirche in der heutigen gesellschaftlichen und kirchlichen Situation _ 
breiten Raum gewährte. Grundlegende Ausführungen zur theologischen und ge- 
sellschaftlichen Motivation des Seelsorge-Auftrags der Kirche machte der Lei- 
tende Bischof D. Wölber in seinem, der Generalsynode vorgelegten umfassen- 
den Bericht „Luthertum im Engagement“, auf den noch an anderen Stellen 

der Jahreschronik 1970 zurückgegriffen wird: 


DIE SORGE UM DEN EINZELNEN 
IN DEN SACHZWÄNGEN DER LEISTUNGSGESELLSCHAFT 


Was wir ... mit einem schwierigen und kaum noch verständlichen Theologendeutsch die 
„Rechtfertigungslehre“ nennen, scheint mir heute von bedrängender Aktualität zu sein, 
weil unsere moderne Welt total vom Leistungsethos durchdrungen ist. Eine unausweich- 
liche und nicht zu bezweifelnde Forderung, diese Welt zu ändern, steht vor uns. Daran 
ist nichts abzumarkten. Aber wie begegnen wir dieser Wirklichkeit? Wir befinden uns 
doch unter einem entsetzlichen Druck, und wir sollten uns fragen, was die geistigen und 
seelischen Wurzeln der souveränen und nicht erpreßten Werke der Resistance gegen den 
Stachel des Leistungsdenkens wären. Auch die Kirche ist angesichts der immensen Auf- 
gaben, vor denen sie heute steht, von diesem Druck ergriffen. Wir sind umgetrieben von 
der Frage, ob wir alles richtig machen, und ob die Leute genug von uns halten. Aber mit 
diesen Untertönen der Angst um Anschluß wird unsere Botschaft stumpf. Außerdem wird 
es den Leuten nie schwerfallen, der Kirche den Spiegel vorzuhalten, um zu sagen, uns ge- 
nügst du nicht. 

Ich vermute, daß unser Problem überhaupt mit der geistigen Struktur unserer Zeit zusam- 
menhängt. Wir müssen uns klarmachen, daß der Druck des Leistungsdenkens sich aus einer 
totalen Verwissenschaftlichung unseres Lebens mit ihren technokratischen Folgen für alle 
Lebensgebiete, z.B. im Sozialen und Pädagogischen, ergibt. Im Sog dieses mechanistischen 
Denkens kennt man immer mehr und mit immer größerer Einseitigkeit nur die eine Frage: 
Wie macht man alles richtig und schaffen wir genug? Es ist ein vollständiger Wechsel hin 
zur Sachautorität. Das stürzt uns einerseits in den Perfektionismus, andererseits sind wir 
gebannt von den dazugehörigen Analysen der Bedingungen unserer Existenz. Heute be- 
hauptet man zwar, sich Willkür und Unterdrückung zu entziehen, aber man fügt sich um- 
so mehr den angeblich unabwendbaren Sachzwängen. Niemand fragt mehr, was das für ein 
Mensch sein müßte, der alles macht, und wie er, denn eigentlich dazu kommt, in Freiheit 
Verantwortung zu übernehmen, was also Personautorität wäre. So droht der Rang des Men- 
schen, unter den manipulierbaren Bedingungen und ständigen Sachforderungen unterzuge- 
hen. Wir stehen vor der Tragödie des bedingten, gemachten Menschen. 
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Ich kann hier nur andeuten, aber ich muß Ihnen bekennen, daß ich in jenem elementa- 
ren Gewißheitserlebnis Luthers einen Hebel sehe, um die geistigen Kräfte zur Wahrung 
der Person, ihrer Freiheit und ihrer personalen Vollmacht wieder zu erwecken. Unsere 
Zukunft ist nicht nur eine Sache der Verhältnisse — das ist sie auch — sie ist eine Sache 
des Verhaltens. Dies zu erkennen, bringt die Kategorie des Einzelnen in und mit der Ge- 
sellschaft wieder hervor. 

Wenn ... der Gemeindeausschuß der VELKD ein Memorandum über die Grundzüge ei- 
ner zeitgerechten Seelsorge vorlegt, so erwächst diese Arbeit nicht einfach nur aus der Fest- 
stellung, daß hier im Bereich der kirchlichen Aktivitäten etwas aufgearbeitet werden müß- 
te, vielmehr geht es zuerst um eine neue Sensibilität für die geistigen Strukturen unserer 
en und um die Suche nach personaler Vollmacht in unserer Massen- und Leistungsgesell- 
schaft. 


Das vom Ausschuß für Fragen des gemeindlichen Lebens erarbeitete wohldurchdach- 
te Memorandum zur Lage und Erneuerung des seelsorgerlichen Dienstes der Kirche 
will weder eine vollständige Theologie der Seelsorge entfalten noch einer Seel- 
sorge-Ideologie Vorschub leisten; es behandelt vielmehr die 


GRUNDZÜGE EINER ZEITGERECHTEN SEELSORGE 


Die Kirche begegnet heute vielfachen Herausforderungen zur Seelsorge an Einzelnen und 
Gruppen. Sie steht vor der Frage, ob sie in dieser Situation ihrem genuinen Auftrag zur 
Seelsorge mit den herkömmlichen Vorstellungen gerecht werden kann. Das vorliegende 
Memorandum versucht eine Orientierung, die theologische Besinnung mit den Erkennt- 
nissen der modernen Psychologie und Gesellschaftswissenschaft verbindet, die für die 
Seelsorgepraxis hilfreich sind. 

Der Gemeindeausschuß hat seine Aufgabe nicht darin gesehen, eine Theologie der 
Seelsorge zu entwerfen. Er hat sich zwar mit den vorliegenden theologischen Entwürfen 
auseinandergesetzt, verzichtet aber im Text bewußt auf irgendwelche Polemik. Es geht 
ihm darum, einige Leitlinien einer auf den wirklichen Menschen bezogenen modernen 
Seelsorge zu zeichnen. In Sprache und Stil ist die traditionelle theologische Begrifflichkeit 
möglichst vermieden. Die Kürze des Textes macht eine Veranschaulichung durch Beispiele 
und Modelle erforderlich. 

Das Memorandum geht von den Herausforderungen der Seelsorge (Abschnitt A) aus, 
setzt dann mit einer theologischen Orientierung (AbschnittB) neu ein und führt über die 
Erwägung notwendiger Schritte der Erneuerung (AbschnittC) zu anstehenden Aufgaben 
in Organisation und Ausbildung (Abschnitt D). Das Memorandum will dadurch zur Be- 
wußtseinsbildung beitragen und zu weiteren Erwägungen anregen. 


A. Wo ist Seelsorge heute herausgefordert? 
1. Die Herausforderung der Seelsorge durch die psychische Situtation des heutigen Menschen 


Wissenschaftliche Erfolge auf den verschiedensten Gebieten, allgemein verbreitetes Wohl- 
standsdenken und bewußt verengter Horizont gegenüber den sozialen und politischen Ver- 
hältnissen anderer Völker und Kontinente geben vielen modernen Menschen das Gefühl der 
Sicherheit und Geborgenheit in dieser Welt. Viele hoffen, dem Menschen werde es allmäh- 
lich gelingen, Angst und Leiden, Krankheit und Fehlhaltungen zu überwinden. Die wissen- 
schaftlichen und technischen Entfaltungsmöglichkeiten erzeugen in ihnen den Willen, die 
Gegenwart denkend und planend zu überholen. Nicht selten verfehlen sie bei ihren Versu- 
chen der Selbstüberschreitung die Realität gegenwärtiger Erfolgsmöglichkeiten und ihrer 
eigenen psychischen Voraussetzungen. 

Andere sehen die Errungenschaften der Zeit kritisch-distanziert und trauen der Sicherheit 
ihres Lebens nicht. Sie verspüren Existenzangst, nicht selten auf dem Hintergrund von Krank- 
heits-, Leid- und Todeserfahrung. Nicht wenige kennen Unsicherheitsgefühle hinsichtlich ih- 
rer gesellschaftlichen Einordnung, die Sorge, eine einmal errungene Position wieder zu ver- 
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lieren, die Furcht, einen erstrebten Tätigkeits- und Freiheitsraum nicht erreichen zu kön- 
nen. Viele stellen daher drängend die Frage nach dem Sinn des Lebens und einer Zukunft, 
die echte Lebenserwartung einschließt. 

Wieder andere leiden unter Schulderleben und Depressionszuständen verschiedener Art 
und Herkunft. Ihnen fällt es schwer, sich in unserer komplizierten, sich ständig wandeln- 
den Gesellschaft anzupassen und zurechtzufinden. Sie geraten zunehmend in einen Man- 
gel an Beziehung, in Kontaktarmut. 

Im Bannkreis der modernen Lebensverhältnisse hat die Einsamkeit des Menschen zuge- 
nommen. Das Wort verliert nicht selten seine Kraft als Bindeglied. Der einzelne wird nach 
seiner Rolle, Tätigkeit, Leistung bewertet. Er ist isoliert, wenn er seine Funktion verliert. 
Er wird einsam, wenn er nicht mehr als Person gesehen wird. Wer in Einsamkeit gerät, hat 
kaum noch Chance und Fähigkeit zu einer wirklichen Gemeinschaft mit anderen Menschen 
und kann daher auch keine befriedigende Beziehung zu sich selbst herstellen. Es fehlt ihm 
die Identität. Er ist sich selbst und anderen fremd. Damit ist auch seine Beziehung zu 
Gott gestört. 

All diese Nöte und Fragestellungen werden heute erkennbar. Kirchliche Mitarbeiter er- 
kennen sie im Einzelgespräch mit Menschen, sie treffen sie an in den verschiedenen Be- 
reichen kirchlicher Arbeit, beim Haus- und Krankenbesuch. Besonders deutlich werden sie 
in der Anonymität gewährenden Telefonseelsorge. 


2. Die Herausforderung der Seelsorge durch den Wandel sozialer Strukturen 
und Anschauungen 


Das Leben in unserer modernen, hochindustrialisierten Gesellschaft unterscheidet sich we- 
sentlich vom dem Leben früherer Zeiten. Alte Ordnungen haben sich aufgelöst bzw. zer- 
brechen. So kann man nicht mehr ohne weiteres rechnen mit der Bindung des Menschen 
an einen festen Wohnsitz, mit dem Verständnis von Arbeit und Beruf als Lebensaufgabe 
und entsprechenden Pflichtvorstellungen, mit überkommenen Formen familiären Verhal- 
tens und familiärer Verpflichtung. Auch das Verhältnis zu Liebe und Geschlechtlichkeit 
ist im Wandel begriffen. Der Mensch lebt heute mehr und mehr inmitten einer Vielfalt 
von Wert- und Zielvorstellungen. Ihm gelingt oft nur schwer der Übergang von früheren 
zu jetzigen Daseinsformen. Versuche, überkommene Ordnungen zu übernehmen, helfen 
ihm nichts. Ein neues Wertgefüge, das die vielen Einzelziele dem Gesamtziel unterordnet, 
findet er nicht. 

Die Unübersichtlichkeit der heutigen Maßstäbe des Verhaltens und der Lebensbezüge, die 
Fülle neuer Situationen und Konflikte, in denen man sich nicht auf Erfahrungen stützen 
kann, haben häufig zur Folge, daß der Mensch heute unsicher, ratlos, orientierungslos 
wird und sich angesichts der vielfältigen Entscheidungen, die ihm zugemutet werden, 
überfordert sieht. Auf vielen Gebieten ist er in weit geöffnete Freiheitsräume hineingestellt, 
die er selbstverantwortlich gestalten muß. Er sucht nach neuen Normen, nach Sinn für sein 
Handeln, nach verbindlicher Autorität. Der Kirche öffnet sich die Chance, daß sie zur Ge- 
winnung von Maßstäben zur Orientierung und zur Bewältigung und Neugestaltung des Le- 
bens beitragen kann. 


3. Die Herausforderung der Seelsorge durch Massenmedien und wissenscha ftliche Forschung 


a) Radio und Fernsehen, Zeitungen und Illustrierte stellen heute Lebensfragen offen zur 
Diskussion. Sie untersuchen einerseits kritisch Glaubensinhalte, Formen kirchlicher Arbeit 
und Institution und politische Aspekte aller Art, wie sie andererseits unerwünschte The- 
men totschweigen. Die öffentliche Auseinandersetzung mit Fragen des Intimbereichs ist 
selbstverständlich geworden. Bisher geltende Tabus werden gebrochen. Neue Tabus ent- 
stehen. Auch wenn einzelne Fragen heute intensiver gestellt werden können und sich da: 
mit neue Möglichkeiten auftun, ist unbestreitbar, daß bei diesen Diskussionen ein er- 
schreckender Mangel an wirklicher Informiertheit und ein hoher Grad von Glaubensunsi- 
cherheit auf allen Seiten offenbar wird. 

b) Die wissenschaftlichen Entwicklungen (vor allem auf den Gebieten der Technologie, 
der Biochemie, der Medizin, der Psychologie und der Verhaltensforschung) lassen religiöse 
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Fragen in neuer Weise aufbrechen. Man sucht nach verbindlichen, ethischen Verhaltens- 
maßstäben, fragt nach den Grenzen der Anwendung von wissenschaftlichen Ergebnissen 
und diskutiert die Veränderbarkeit des Menschen. Wo ist die Grenze zwischen der Ver- 
lockung „Ihr werdet sein wie Gott“ und dem Gebot „Macht euch die Erde untertan“? 


4. Die Herausforderung der Seelsorge durch die Apparatur 


Die Menschen unserer Zeit verstehen sich al winzige Räder in einer großen Apparatur 
und haben nicht nur den Eindruck, daß sie manipuliert werden, sondern werden auch 
tatsächlich manipuliert. Sie stehen unter dem Diktat überindividueller Gesetzmäßigkei- 
ten (Zwänge). Sie haben vorgegebenen und ihnen übergeordneten Interessen und oft 
anonymen Organisationen zu dienen, unterliegen Trends, werden gesteuert von Compu- 
tern und Kybernetik und sind subjektiv wie objektiv abhängig von Image-Vorstellungen, 
Karriere- und Prestigedenken. 

Selbst die Freizeit eröffnet oft nicht jenen Freiheitsraum, den sie von ihr erhoffen. 
Auch hier sind sie nicht unerheblichen Steuerungen unterworfen und haben es weithin 
verlernt, für die Gestaltung ihrer Freizeit eigene Initiative zu entwickeln. In allen gesell- 
schaftlichen und sozialen Schichten schwinden Mut und Möglichkeit selbständigen Han- 
delns. Das Ergebnis ist der geknechtete und sich selbst entfremdete Mensch. Die Frage 
an die Kirche lautet: Wie kann der Mensch freigesetzt werden? Wie kann er Mensch blei- 
ben? Gibt es ein neues Verantwortungsbewußtsein innerhalb des Apparates? 


B. Woran orientiert sich die Seelsorge? 
1. Grundlagen 


Seelsorge folgt aus der Zuwendung Gottes zum Menschen. Wie Gott sich dem Menschen 
in Jesus Christus liebend zuwendet, so realisieren Menschen in der Nachfolge Jesu diese 
Liebe, indem sie sie anderen zueignen durch unmittelbaren Zuspruch und helfende Tat. 
Wie sich Jesus Christus auf die Situation der Menschen einläßt und mit den Angefochte- 
nen und Notleidenden solidarisch wird, so lassen sich Christen in der Seelsorge ein auf 
die Lebenssituationen Einzelner oder ganzer Gruppen, die in Zwiespältigkeiten und Ge- 
fährdungen, Leid- und Schuldsituationen leben und direkt oder indirekt Hilfe erhoffen. 

Menschen in dieser Lage so anzunehmen, wie sie kommen, bedarf eines Vertrauens, das 
sich auf mehr als Wissen, Selbstwertgefühl oder den öffentlich anerkannten Auftrag des 
Beraters oder Seelsorgers stützt. Zu wissen, daß-Gott durch Christus Vereinsamte, Kon- 
taktschwierige, Belastete, der Gemeinschaft Entfremdete in seine Gemeinschaft ohne Be- 
dingung aufgenommen hat und aufnimmt, kann hier eine große Hilfe sein. Wie die An- 
nahme durch Gott allen gilt (Rechtfertigung), so ist auch der christliche Dienst der Seel- 
sorge für alle offen. 

Seelsorge geschieht in der Vollmacht Jesu, im Glauben an die Gegenwart seines Geistes 
und im Horizont der Verheißungen, die er gegeben hat. Lebenselemente der Seelsorge 
sind daher das Vertrauen auf die alle Widerstände überwindende Macht Christi und die 
in seinen Verheißungen begründete Hoffnung, daß Sünde und Tod, soziale Schuldver- 
flechtungen und heillose Strukturen durch die Dynamik Gottes in der Geschichte ent- 
mächtigt werden. Daher kann die Seelsorge Ergebnisse und Methoden der Humanwissen- 
schaften ohne Gefahr für ihren Auftrag übernehmen, solange diese nicht Sinn- und Ziel- 
vorstellung der Bemühungen um den Menschen abschließend bestimmen. 

Alle Glieder der Gemeinde Jesu Christi sind zur Seelsorge beauftragt, weil das Reich 
Gottes durch die, die raten und helfen, trösten und vergeben, zu allen Menschen kommen 
will. Wer diesen Auftrag wahrnimmt, bedarf der Ermutigung durch die Zusagen und An- 
sagen, die die biblischen Zeugnisse enthalten, bedarf der Weggenossenschaft in der Ge- 
meinde, in der der Zuspruch und Anspruch Gottes gesagt und gehört und das Heilige 
Abendmahl ausgeteilt wird. Die Gemeinde Jesu Christi ist darum der eigentliche Aus- 
gangsort der Seelsorge. 
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2. Ziele 


Seelsorge nimmt den Menschen in seiner konkreten Vorfindlichkeit an. Sie vollzieht sich 
in Spannung, aber nicht im Widerspruch zu seiner Lebenswirklichkeit. Sie will dazu hel- 
fen, daß der Mensch Freiheit gewinnt: Freiheit von Resignation und Angst, Realitätsver- 
fehlung und Selbstüberschätzung, Freiheit gegenüber Sozial- und Bewußtseinszwängen, 
Freiheit, seine Situation anzunehmen, seine Isolierung zu verlassen, sich in soziale Zusam- 
menhänge und Gemeinschaftsformen in neuer Weise hineinzustellen, Freiheit zu einem 
Leben, das sich in der Nachfolge Jesu und in der Verwirklichung eines Daseins für ande- 
re als sinnvolles Leben erweist. Weil es um die Freiheit des Menschen geht, will Seelsorge 
den Menschen nicht für bestimmte Zwecke vereinnahmen. 

Seelsorge will Heil und Wohl vermitteln. Sie vermittelt Heil, indem sie Menschen der tra- 
genden Kraft Gottes für Leben und Sterben gewiß macht und ihnen Lösung aus Schuld 
und Schuldverstrickungen ermöglicht. Seelsorge zielt auf die Erkenntnis, daß im verbind- 
lichen Zuspruch von Heil und Vergebung und in der Verwirklichung von Versöhnung 
schon das Heil Gottes gegenwärtig ist, das Heil, das in Jesu Tod und Auferstehung allen 
Menschen zugeeignet worden ist. Da Seelsorge niemals an der Hilfslosigkeit des Hilflosen 
vorübergehen kann, engagiert sie sich zugleich für das Wohl des Menschen. Seelsorge will 
zum Wohl des Menschen beitragen, indem sie Verhältnisse ändert und bessert, Menschen 
dazu befähigt, ihren Schöpfungsauftrag wahrzunehmen, und ihnen ein Leben in optima- 
ler psychischer, sozialer und persönlicher Selbstidentität ermöglicht. Die Zuwendung Got- 
tes realisiert sich hier in Formen der Lebenshilfe. 

Seelsorge muß sich daher, wo sie dazu gefordert und in der Lage ist, dafür einsetzen, 
daß die Ursachen der Entfremdung des Menschen in der heutigen Gesellschaft aufgedeckt 
und bekämpft werden. Wo die Kirche Seelsorge treiben will, wird sie sich für eine Ver- 
menschlichung der Verhältnisse einsetzen. Ihr Auftag kann sich jedoch hierin nicht er- 
schöpfen, weil sich persönliche Probleme durch soziale Änderungen allein nicht lösen 
lassen. Denn sehr viele Menschen schirmen sich gerade gegen die Forderungen des mitmensch- 
lichen Bereiches aus einem Gefühl der Angst oder des Ungenügens ab, so daß ihre per- 
sönlichen Probleme hinter einer Mauer der Selbstverteidigung gegen die Umwelt verbor- 
gen und ihnen bisweilen auch selbst gar nicht bewußt sind. Erfahrene menschliche Zu- 
wendung und ein Innewerden der Liebe Christi können miteinander diesen Ring der 
Selbstverteidigung von innen her aufschließen und zu einer Lösung der persönlichen 
Probleme in der Seelsorge helfen. Wo sich in der Seelsorge Hoffnung auf etwas gründen 
kann, was nicht Ergebnis eigenen Nachdenkens oder eigener Leistung ist, sondern Zusa- 
ge aus der Schrift oder Zeichen der Annahme in der Taufe, geschieht mit der Heilung 
der persönlichen Probleme zugleich Heil und Befreiung für die Zukunft. Dieses muß Seel- 
sorge anstreben. Sie kann es aber nie erzwingen. 

Solange die Zukunft Gottes nicht endgültig durch Gott verwirklicht ist, leben wir in 
einer zwar verbesserungsfähigen, aber immer noch in der alten Welt. Das Engagement 
für das Wohl des Menschen ist Hinweis auf die Zukunft Gottes, in der des Menschen 
Heil und Wohl untrennbar vereint sind und deren Realität durch die Verheißung vom 
Reich des Friedens, der Gerechtigkeit und der Freude in Christus bestätigt ist. Missio- 
narisches und diakonisches Handeln, Seelsorge als Verkündigung des Heils und Engage- 
ment für das Wohl des Menschen dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden. 


3. Gesichtspunkte zur Verwirklichung 


Seelsorge ist eine Dimension des gesamten kirchlichen Dienstes. Sie ist kein Spezialbereich 
sondern eine Art der Bezeugung Christi, die in allen Bereichen christlichen Handelns und 
Redens zur Wirkung kommen muß. Inmitten ihrer jeweils besonderen Funktion haben 
daher alle Formen christlicher Verkündigung und Bildungsarbeit, Diakonie und Fürsorge- 
tätigkeit seelsorgerliche Bezüge. Für die versammelte Gemeinde hat die gottesdienstliche 
Verkündigung im seelsorgerlichen Zuspruch eine besondere Aufgabe. Aus seelsorgerlicher 
Verkündigung erwächst zugleich Zurüstung für den seelsorgerlichen Dienst. Wo Seelsorge 
geschieht, ist der Ratsuchende mit seiner Last nicht mehr allein. Gebet und Fürbitte kön- 
nen, wo sie selbstverständlich und unaufdringlich geübt werden, zu einer entscheidenden 
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Hilfe für den seelsorgerlichen Dienst in einer Gemeinschaft werden. Sie sind Aktivierung 
des Grundvertrauens auf Gott zu, das den anderen mit umschließt. 

Seelsorge gilt dem Menschen in seiner Unverwechselbarkeit als einzelner in seinen sozia- 
len ‚Bezügen. Da der Notsituation des einzelnen begegnet werden muß, kommt dem dia- 
logischen Beziehungsverhältnis zwischen einzelnen besondere Bedeutung zu. Es gehört zu 
den Wesenszügen der Seelsorge, daß sie Gespräch ist. Jedes seelsorgerliche Gespräch ist 
ein einmaliger und eigenständiger Kommunikationsvorgang, der Ruhe, aufmerksames Zu- 
hören und präzises Sprechen desSeelsorgers erfordert. Seelsorge muß gegebenenfalls zu län- 
gerer Begleitung des anderen bereit sein, ohne allerdings durch unüberlegte Investitionen 
an Zeit und Kraft unerfüllbare Hoffnungen zu wecken. 

Seelsorge muß jedoch auch gruppentherapeutisch helfen können. Um Menschen aus der 
Isolierung zu befreien, muß sie Gelegenheiten für Kontakt und Begegnung schaffen und 
spezielle Gruppen und Gemeinschaftsformen ins Leben rufen. Die unterschiedlichen Al- 
ters- und Erlebnisstufen sind dabei in gleichem Maße zu beachten wie die Differenzierung 
nach Situations- und Lebensbereichen. 

Gruppenseelsorge ist auch in einem zweiten Sinn unerläßlich: Das Leben jedes einzelnen 
wird in starkem Maße bedingt von situations- und berufsspezifischen Bezugsgruppen. Da 
auch Gruppen denkende und handelnde Subjekte sind, muß jeweils gesondert auf sie ein- 
gegangen werden. Seelsorge muß sich daher den vorhandenen Gruppen in der Gesellschaft 
zuwenden, die auf Zeit oder Dauer für Menschen von grundsätzlicher Bedeutung sind. Die 
sozialen und strukturellen Bedingungen der Verhältnisse dieser Gruppen müssen jeweils 
speziell erarbeitet und auf ihre Veränderungen hin geprüft werden. Konflikte und Notsitua- 
tionen für Gruppen erfordern nicht selten eine gesellschaftsdiakonische Antwort. Seelsorge 
reicht mithin hinein in die Bereiche und Verflechtungen der heutigen Massengesellschaft. 

Seelsorge geschieht sowohl von der Ortsgemeinde aus als auch in übergemeindlichen Zu- 
sammenhängen. Die gemeindliche Seelsorge kennt Formen des Besuchsdienstes, in denen 
Menschen begleitend geholfen werden soll, kennt Beichte und Absolution, durch die eine 
Lösung von der Vergangenheit und ein Neuentscheid für die Zukunft ermöglicht wird. Die über- 
gemeindliche Seelsorge arbeitet durch besondere Einrichtungen, etwa Beratungsstellen für Ehe- 
und Familienfragen, besondere Pfarrämter und Teams oder durch ein bestimmtes Medium wie 
die Telefonseelsorge. 

Beratungs- und Lebenshilfe werden heute nicht nur von der Kirche, sondern vielfältig 
von ärztlich-psychologischen und anderen Beratungsstellen, Schul- und Betriebspsycholo- 
gen, Wochenblättern, Fürsorgern und Jugendleitern wahrgenommen. Sie alle bemühen sich 
darum, Menschen in Konflikten beizustehen. Viele Christen stehen hier in aktiver Mitar- 
beit. Die Kirche muß diese Hilfsmöglichkeiten für den Menschen, soweit es von der Sache 
her vertretbar ist, fördern und unterstützen, da kirchliche Einrichtungen stets nur eine 
begrenzte Reichweite entfalten können. Fühlungnahme und soviel Zusammenarbeit wie 
möglich lassen sich in gemeinsamen Konferenzen und Gesprächen verwirklichen.’ Durch 
solche Zusammenarbeit werden die Grenzen der Wirklichkeitserkenntnis, an die jeder 
Seelsorger nur allzu rasch stößt, in hilfreicher Weise erweitert. 

Im Blick auf die heutigen Herausforderungen der Seelsorge und die Art, wie sie wahr- 
genommen wird, müssen bisherige Formen auf ihre Tragkraft und Wirkung hin überprüft 
werden. 


C. Wie kann der Dienst der Seelsorge erneuert werden? 


I. Bewußtmachen des seelsorgerlichen Defizits 


Gegenüber den Bemühungen um Predigt und Unterricht (Homiletik und Katechetik) sind 
bisher die Bemühungen um die Seelsorge zu kurz gekommen. Hier müßte angesichts des 
öffentlichen Defizits an Praxis, Methodik und Erfahrung bei den herkömmlichen Formen 
der Seelsorge ein Wandel geschaffen werden. Es gilt, das seelsorgerliche Defizit noch stär- 
ker bewußt zu machen. Hier sei nur exemplarisch auf einige Punkte hingewiesen: 

1. Die Funktion des Gottesdienstes und die Gedankenwelt der Predigt zeigen Symptome, 
die darauf hindeuten, daß beides zu einem „geistigen Überbau‘‘ zu werden droht. Beide 
scheinen eine ideologische Funktion zu bekommen. Die Predigt enthält zudem oft nur sol- 
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che Appelle und Aufforderungen zum Handeln, gegen die die Hörer immun geworden sind. 
Das seelsorgerliche Element der Verkündigung von der „Annahme des Gottentfremdeten, 
wie er ist,“‘ wird selten verstehbar artikuliert. Die Rechtfertigungsbotschaft wird häufig for- 
mal oder historisierend dargeboten. In den Gemeinden vermag sich aus diesen Gründen nicht 
das Klima zu entwickeln, in dem’sich der Hilfsbedürftige und Ratsuchende angenommen 
weiß. Gemeinden fühlen sich oft wie in einer Verteidigungsstellung und nehmen die ihnen 
gegebenen Möglichkeiten nicht wahr. 

2. Bestehende Formen der Seelsorge wie Einzelgespräche und Beichte sind nicht weiter- 
entwickelt und gegenüber den von den humanen Wissenschaften entwickelten Methoden 
völlig ins Hintertreffen geraten. In vielen Gemeinden ist die Beichte in ihren verschiedenen 
Formen nahezu unbekannt geworden. Manche Pfarrer und Gemeindeglieder betrachten 
diese Entwicklung mit Sorge und sehen darin eine religiöse Verflachung. Andererseits hat 
eine falsch verstandene seelsorgerliche Schweigepflicht die Einübung in den Dienst der 
Seelsorge anhand von Beispielen erschwert. Zu oft zielen Seelsorger auf einen konkreten 
Rat oder ein biblisches Vetum um jeden Preis ab. 

Die herkömmliche Seelsorge wird auch deshalb kaum mehr in Anspruch genommen, weil 
viele Menschen die religiöse Sprache nicht mehr verstehen. Viele Menschen befürchten mit 
Recht, daß ihnen in der Kirche alte moralische Sollvorstellungen entgegengehalten werden. 

3. Die Pfarrkonvente und Mitarbeiterkonferenzen sind stark von der intellektuellen theolo- 
gischen Problematik und den anstehenden Verwaltungsmaßnahmen beherrscht. Sie haben 
ihren Bezug zu den Amtsträgern und damit ihre seelsorgerliche Funktion (‚Seelsorge am 
Seelsorger‘‘) weithin eingebüßt. Die intellektuelle Polemik läßt ein Klima der Annahme 
nicht aufkommen. Zumeist sind die Konvente auch zahlenmäßig viel zu stark, als daß 
eine persönliche Begegnung möglich wäre. Schon Konvente mit gemeinsamer Abendmahls- 
feier der Amtsträger und Mitarbeiter gehören zu den Ausnahmen. Die Möglichkeiten der 
gegenseitigen persönlichen Korrektur im Sinne einer Selbsterfahrungsgruppe und des Er- 
fahrungsaustausches über den seelsorgerlichen Dienst kommen kaum zum Zuge. 


II. Erfordernisse einer zeitgerechten Seelsorge 


1. Wer innerhalb der Seelsorge sach- und personengerecht Beratung und Lebenshilfe lei- 
sten will, bedarf nicht nur breiter praktischer Erfahrung, psychologischer und soziologi- 
scher Kenntnisse. Sie helfen dem Seelsorger zu rationaler Kontrolle und größerer Wirkung 
. seines Tuns. Sie helfen ihm auch dazu, seinen Auftrag und seine Grenzen besser zu erken- 
nen und sachgemäß mit Psychiatern, Psychotherapeuten und anderen Sozialberufen zusam- 
menarbeiten. Vom Seelsorger werden heute spezifische Kenntnisse und Einsichten verlangt. 
Informiertheit ist ein notwendiger Bestandteil der Liebe, die alle Seelsorge trägt. Es geht 
dabei um Grundkenntnisse aus den sich ständig erweiternden anthropologischen Wissen- 
schaften, um differentialdiagnostische Zuständigkeiten beurteilen zu können: Der Seelsor- 
ger muß erkennen können, ob ein Arzt, ein Psychotherapeut, ein Psychologe, ein Psychia- 
ter der vorgebrachten Problematik des Ratsuchenden gerecht zu werden in der Lage ist 
bzw. ob Seelsorge das entsprechende Mittel der Hilfe sein kann. 
2. Der Vollzug der Seelsorge erfordert bestimmte persönliche Voraussetzungen: Er ver- 
langt ein hohes Maß an persönlichem Einsatz, an Konzentration, Selbstdisziplin und 
Selbstkontrolle. Diese Einstellungen und Verhaltensweisen müssen auf den Glaubens- 
grund des einzelnen bezogen sein. Dieses bedeutet neben anderem, daß der Seelsorger 
seine eigene Glaubenshaltung und Glaubenspraxis reflektiert hat und in der Lage ist, 
situationsentsprechend damit umzugehen. 

Unkontrollierte Übertragung und Gegenübertragung gefährden den Vorgang seelsor- 
gerlicher Hilfe. Ablenken und Abgleiten ins Oberflächliche bagatellisieren die Notsituati- 
on: Moralisieren und Verallgemeinern von Problemen, Ungeduld und Eingriffe in den 
Freiheitsraum des anderen verhindern Öffnung und Selbstannahme des Hilfesuchenden 
und zerstören die Seelsorge. 

3. Der Seelsorger muß geübt sein in moderner Gesprächsführung. Vom seelsorgerlichen 
Gespräch abzugrenzen sind Monologe, Konversation, Information, beruhigendes Zusprechen. 
Diese Formen verbaler Begegnung können wohl in bestimmten Situationen seelsorgerlich 
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gefordert seın, sind aber nicht mit dem eigentlichen Gespräch zu verwechseln. Letzteres 
setzt beim Ratsuchenden eine schon vollzogene Auseinandersetzung mit der eigenen Pro- 
blematik voraus, die jedoch bei allem selbständigen Bemühen keine Lösung gebracht hat. 
Ein Gespräch wird dort möglich, wo der Seelsorger innerhalb der bereits angebahnten Aus- 
einandersetzung eine bestimmte Funktion hat. 

4. Unverbrüchliche Verschwiegenheit des Seelsorgers ist Vorbedingung des Vertrauens, 
das konstitutiv zur Seelsorge gehört. Der Seelsorger sollte aber in bestimmten Fällen aus- 
drücklich den Ratsuchenden fragen dürfen, ob er diesen konkreten Fall (unter Auslassung 
aller Namen und näherer Umstände) in einem zum Schweigen verpflichteten Team oder mit 
einem Fachmann besprechen darf. Das seelsorgerliche Schweigegebot gilt dann auch für das 
Team ebenso wie für den einzelnen Seelsorger. Auch zur Ausbildung und Fortbildung ist das an- 
schauliche Beispiel erforderlich. Die Schweigepflicht wird auch nicht gebrochen, wenn die seel- 
sorgerliche Tätigkeit theologisch reflektiert und nach Verfahren und Ergebnis im Kreise 
von anderen Seelsorgern beraten wird. 

5. Der Seelsorger benötigt eine möglichst weitgehende Beherrschung moderner Beratungs- 
technik. Hierbei ist der früher übliche allgemeingültige Ratschlag, der das Individuum ledig- 
lich den Kollektivnormen zuzuordnen bemüht war, durch die Frage nach der dem einzel- 
nen möglichen Haltung abgelöst worden. Moderne Beratung will den Ratsuchenden zur 
Auseinandersetzung mit dem eigenen Haltungsgefüge bringen. Sie fragt immer neu und in 
Solidarität mit dem Ratsuchenden nach den gültigen Normen und nach gemeinschaftsbe- 
zogenen Verbindlichkeiten. Der Seelsorger hat sich darin zu üben, eigene Meinungen und 
Maßstäbe nicht unreflektiert als scheinbar allgemeingültig zu übertragen bzw. die Seelsorge 
von Projektionen und feststehenden Rollenerwartungen bestimmt sein zu lassen. Übungs- 
feld zum Erlernen einer dementsprechenden seelsorgerlichen Technik bleibt daher die ei- 
gene Person des Seelsorgers, indem nämlich Erfahrungen mit den eigenen emotionalen 
Hintergründen und Verhaltensmotiven gesammelt, verarbeitet und wirksam gemacht wer- 
den. i 


III. Neue Arbeitsformen 


1. Pfarrer und kirchliche Mitarbeiter können in ihrer Funktion als Seelsorger und Berater 
nicht in Konkurrenz zu Ärzten oder Psychotherapeuten treten. Die methodische Arbeit 
mit dem Unbewußten muß grundsätzlich Fachleuten überlassen bleiben. Die Pfarrer und 
Mitarbeiter einer Gemeinde benötigen aber ständige Berater, an die sie sich sofort in kon- 
kreten Einzelfällen mit der Bitte um Rat wenden können. Das Vertrauensverhältnis zu 
und die Zusammenarbeit mit etwaigen ständigen Beratern muß jedenfalls unabhängig vom 
einzelnen Beratungsfall planmäßig aufgebaut werden. 

2. In unserer differenzierten Welt erfordert Seelsorge Sachverstand auf vielen Gebieten, 
mehr Sachverstand als ein einzelner besitzen oder erwerben kann. Strukturen, Verhältnisse 
und Situationen müssen durchdacht, Denk- und Verhaltensweisen entschlüsselt, Konflikte 
und Fehlhaltungen erkannt, Anlässe für Resignation und Angst beurteilt werden. Um Ver- 
treter verschiedener Gebiete des Wissens vom Menschen am Prozeß der Seelsorge zu be- 
teiligen, ist daher das Team von Seelsorgern, Fachberatern und Ärzten erforderlich. In 
manchen Fällen werden sich Arbeitsgemeinschaften von Ärzten und Seelsorgern in solche 
Seelsorgeteams umwandeln lassen. 

3. Das kirchliche Angebot von Beratungsstellen mit haupt- und nebenamtlichem Perso- 
nal sollte verstärkt werden. Wo es sinnvoll ist, können Telefonseelsorgestellen damit ver- 
bunden sein. Das Netz der Beratungsstellen muß noch erheblich mehr ausgebaut werden. 

4. Die Wohlstandsgesellschaft unserer Tage hat neue Bereiche des Elends geschaffen, in 
denen Seelsorge herausgefordert ist. Es handelt sich um verschiedene Gruppen, die den 
Anforderungen der Leistungsgesellschaft nicht gerecht zu werden vermögen. Viele alte 
Menschen und chronisch Kranke leben in dem Gefühl, nicht mehr mitzukommen. Es 
handelt sich aber vor allem um Alkoholiker, Süchtige, Nichtseßhafte, straffällig Gewor- 
dene u.a.. Diakonie und soziale Hilfe reichen hier nicht aus, da weithin soziopathische 
und frühkindliche Gegebenheiten psychische Schäden verursacht haben, sodaß diese Men- 
schen den Anforderungen der Umwelt nicht mehr gerecht zu werden vermögen. Seelsorge 
in diesem Bereich gehört zum Schwierigsten in der Seelsorge überhaupt. Ohne die Kon- 
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frontation mit diesem Grenzbereich steht der kirchliche Dienst am Menschen in der Ge- 
fahr, seinen Wirklichkeitsbezug zu verlieren. 


IV. Konsequenzen für die Kirchenreform 


1. Die Seelsorgearbeit in der Ortsgemeinde muß flexibler werden. Es gilt die Konsequenz 
daraus zu ziehen, daß die Funktion der Ortsgemeinde sich gewandelt hat, indem sie mehr 
der Freizeitsituation zugeordnet ist und sich in ihren ständigen Aktivitäten stärker unter- 
priviligierte Gruppen der Gesellschaft beteiligen (Alte Menschen, „grüne Witwen“, Allein- 
stehende usw.). i 

Eine flexiblere Planung des seelsorgerlichen Dienstes in der Gemeinde muß von dem Drei- 
schritt Analyse, Zielgruppenarbeit und Kontrolle der Arbeit ausgehen. Unter Analyse ist 
hier die Frage zu verstehen: wer sind in unserer konkreten Gemeindesituation die Mühse- 
ligen und Beladenen? Bestimmten Gruppen dieser Art wäre dann schwerpunktmäßig jeweils 
das Hauptaugenmerk zuzuwenden. Laufende Vorhaben bedürfen der ständigen Überprüfung, 
damit unfruchtbar gewordene Arbeitszweige rechtzeitig abgebrochen werden können. Es 
ist auch möglich, daß bestimmte Ortsgemeinden, die daran interessiert und dafür geeignet 
sind, Patenschaften für bestimmte Dienstaufgaben außerhalb ihres Gemeindebereiches über- » 
nehmen. 

2. Die Seelsorgeaktivität der Kirche muß sich weiter differenzieren. Ein erster Schritt zu 
größeren und differenzierteren Handlungseinheiten besteht in der Kooperation von einzel- 
nen Gemeinden im Blick auf bestimmte Problemgruppen. Nicht jede Gemeinde kann sich 
allen Problemgruppen widmen. Ein Gemeindeverband kann durch Differenzierung zu einer 
sinnvollen Arbeitsteilung kommen. Hier wäre etwa an ein Krankenhaus, eine Stadtmission, 
die Süchtige betreut, Altenklubs und ähnliches zu denken. 

Ein Kirchenkreis (Propstei, Dekanatsbezirk) ist mehr als die Summe von Ortsgemeinden. 
Die Dekanate müssen in ihrer Abgrenzung überprüft werden. Sie sollten sich mit einem 
Lebensraum decken. Unter Lebensraum sind die verschiedenen Ebenen zu verstehen 
(Wohnen, Arbeiten, Freizeit, Kultur), auf denen die Menschen sich bewegen. In diesen 
Bereichen ist der Aufbau funktionaler seelsorgerlicher Dienste (z.B. im Wochenendtouris- 
mus, Arbeit der Telefonseelsorge, Eheberatung usw.) weiter auszubauen. Es müssen 
Schlüsselzahlen gefunden werden, die deutlich machen, von wann ab bestimmte seel- 
sorgerliche Dienste sinnvoll und notwendig sind. 

3. Eine bessere Kohärenz aller Seelsorgeaktivitäten muß gefunden werden. Das Bild 
der seelsorgerlichen Dienste zeigt im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
eine erfreuliche Vielfalt, aber auch ein erschreckendes Neben- und Gegeneinander. Das 
hängt zum großen Teil mit der Geschichte der Werke, die oft durch einzelne charisma- 
tische Persönlichkeiten geschaffen wurden, zusammen. Diese überkommenen Strukturen 
sollten unter der Frage überprüft werden: Wie wird man der Herausforderung der gegen- 
wärtigen Situation gerecht? Eine durchgehende „Verkirchlichung‘‘ im administrativen 
Sinne wäre keine Hilfe. Auf jeden Fall wäre ein stärkerer Erfahrungsaustausch zwischen 
den verschiedenen Zweigen der Spezialseelsorge zu fördern. Eine Bemühung um die 
Koordination der Arbeit sollte auf die Verstärkung der Praxisnähe bedacht sein. 

Die Umstrukturierung betrifft auch die Kirchenleitungen der Landeskirchen. Die Ver- 
antwortung für zusammengehörige Arbeitsfelder ist häufig auf verschiedene Referate ver- 
teilt. Dadurch ist eine sinnvolle Arbeit erschwert. Im Blick auf die sich rasch wandeln- 
den Verhältnisse wäre vor allem eine flexible Personalpolitik erforderlich. Zu den Auf- 
gaben der Kirchenleitungen würde auch gehören, daß etwaige Spezialausbildungen in 
eine gezielte Personalplanung einbezogen werden. 

Hier könnte auch eine unabhängige Planungsgruppe erforderlich sein, deren Auftrag 
es wäre, aufgrund der Analyse der Verhältnisse die entscheidenden Aufgaben für die 
Kirche zu erkennen und dementsprechende Prioritäten zu setzen. Eine solche Gruppe 
müßte dann auch die Installation neuer seelsorgerlicher Aktivitäten anregen und die 
verschiedenen Kräfte zu einer Kooperation bringen. 
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D. Welche Maßnahmen für Ausbildung und Fortbildung sind notwendig? 


Damit die Kirche den heutigen Herausforderungen der Seelsorge gerecht werden und 
ihr seelsorgerliches Defizit überwinden kann, muß sie neue Maßnahmen für Ausbildung 
und Fortbildung von Seelsorgern treffen. Hierbei ist zu unterscheiden zwischen Maß- 
nahmen, die alle am kirchlichen Seelsorgeauftrag Beteiligten betreffen, und solchen, die 
eine Spezialisierung für besondere Aufgaben ermöglichen. Zu achten ist dabei auf die 
spezifischen Rollen, in denen sich die Seelsorgetätigkeit vollziehen soll. Für alle For- 
men der Ausbildung und Fortbildung ist zu prüfen, in welcher Weise die methodischen 
Ansätze und die Organisationsformen theologisch zu verantworten und auf die Grund- 
lagen und Zielbestimmungen seelsorgerlichen Handelns zu beziehen sind. 

Dabei haben sich folgende Leitgesichtspunkte ergeben: 

— Seelsorge und Verkündigung müssen in Wechselbeziehung zueinander stehen. Dazu 
gehört auch eine Klärung der theologischen Relevanz von psychoanalytischen Er- 
kenntnissen und therapeutischer Praxis. 

— In der Seelsorgeausbildung und Fortbildung muß es darum gehen, die am kirchli- 
chen Seelsorgeauftrag Beteiligten für den Umgang mit Menschen sensitiver zu ma- 
chen und zu einer qualifizierten Kooperation mit human- und sozialwissenschaftlich 
ausgebildeten Fachleuten zu befähigen. 

— Die Maßnahmen müssen sich auf die Breite der kirchlichen Mitarbeiterschaft ausrich- 
ten. 

- Spezialausbildungen müssen sich auf festumrissene Aufgaben und kirchliche Notwen- 
digkeiten beschränken. 

— Die Vielfalt der Aufgaben, die Größe des in der Seelsorge tätigen Personenkreises und 
die Differenziertheit der Verhältnisse erfordern vor allem regionale Schwerpunkte der 
Ausbildung und Fortbildung. 


I. Studium und Vorbereitungsdienst 


1. Schon das Studium an theologischen Fakultäten und kirchlichen Ausbildungsstätten 
muß Erkenntnisse über die Lebenswirklichkeit der Menschen und über die eigenen Vor- 
aussetzungen des Verhaltens vermitteln. Um eine Einführung in seelsorgerliches Verhalten 
und Handeln zu gewährleisten, sind im Rahmen der Praktischen Theologie an den Univer- 
sitäten Aufklärung über zwischenmenschliche Beziehungen und Prozesse und Übungen zur 
Gruppendynamik und Gesprächsführung erforderlich. Entsprechende Einführungen müssen 
auch in den nichtuniversitären Ausbildungsgängen ihren Ort erhalten. Es muß erreicht wer- 
den, daß künftige kirchliche Funktionsträger von der Methodik der Gesprächs- und Fall- 
analyse Kenntnis erhalten und zu entsprechender Selbsterkenntnis und Korrektur angelei- 
tet werden. 

Wo im Ausbildungsgang Anstaltspraktika vorgesehen sind, sollten sie durch Kurse, die in 
die besondere Problematik des betreuten Personenkreises einführen, ergänzt werden. 

Schon in diesem Ausbildungsstadium können besondere Interessen geweckt und Fähig- 
keiten für eine künftige Arbeit mit dem Schwerpunkt Seelsorge erkannt und erworben 
werden. Während des Theologiestudiums kann aber noch keine Auswahl für die Ausbildung 
in Spezialgebieten der Seelsorge getroffen werden. Möglich ist eine Art Grundausbildung, in 
der Information und Erfahrung zu verbinden sind. Um die Voraussetzungen für solche Ein- 
führungen zu schaffen, wäre eine Beteiligung an ihnen beim Abschluß des Studiums nachzu- 
weisen. 

2. Für alle zukünftigen Pfarrer hat die Seelsorgeausbildung im Vorbereitungsdienst ihren 
besonderen Ort. Im Rahmen der Predigerseminare oder als besondere Station in der Gesamt- 
ausbildung sind Praktika und Kurse nötig, die wenigstens ansatzweise eine Einführung in 
kirchlicher Lebenshilfe an einzelnen und Gruppen und in die besonderen Methoden pastora- 
ler Gesprächsführung, z.B. das „Clinical Pastoral Training‘‘ vermitteln. Spezielle Vikariate, 
Sonderkurse und zusätzliche Studienmöglichkeiten müssen Geeigneten besondere Akzent- 
setzungen gewähren. Entsprechende Ausbildungsmöglichkeiten sind für Diakone, Gemeinde- 
helferinnen usw. zu schaffen und im Blick auf spätere Aufgabenfelder zu differenzieren. 
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Ein volles Zweitstudium wird nur in wenigen Fällen erforderlich sein. Bei den Abschluß- 
prüfungen ist der besondere Ausbildungsweg zu berücksichtigen. 


II. Maßnahmen für die Breite der Pfarrer- und Mitarbeiterschaft 


1. Damit die in der Seelsorge Tätigen für die Probleme der Menschen sensitiver werden, 
sind Maßnahmen nötig, die zur Bewußtheit der eigenen Haltung und Gesprächsfähigkeit 
führen. Dies kann geschehen durch Auseinandersetzung der Seelsorger mit der eigenen 
Persönlichkeitsstruktur in Selbsterfahrungsgruppen, Kursen im Rahmen von Pastoralkollegs 
und Seelsorgezentren (gegebenenfalls für spezielle Pfarrer- und Mitarbeitergruppen). 

Folgende Arbeitsformen haben sich bisher bewährt: 

Wöchentliche regelmäßige Zusammenkünfte über einen bestimmten Zeitraum hin, wobei 
Selbsterfahrungsgruppe und Vorlesung miteinander verbunden werden. 

Die Kombination von regionalen Vorlesungen und Selbsterfahrungsgruppen mit einem 
einwöchigen zentralen Kurs im Jahr und einem Literaturseminar (St. Lukas-Stiftung 
Schweden). 

Einführungskurse von einer oder zwei Wochen in das Pastoral Clinical Training. 

Außerdem sind regelmäßige Informationen über neue anthropologische und theologische 
Erkenntnisse, die das Gebiet der Seelsorge betreffen, erforderlich (Vorträge auf Konventen, 
Hinweise auf geeignetes Arbeitsmaterial, Verbreitung dieses Materials). 

2. Kurse und Informationen sollten auch befähigten Gemeindegliedern zugänglich sein. 
Für ihre Auswahl wären besondere Kriterien zu erarbeiten. Man sollte hierbei besonders 
an sozialpflegerische und erzieherische Berufsgruppen und Angehörige solcher Berufe den- 
ken, die mit vielen Menschen zu tun haben. 

3. Anzustreben sind in größeren Räumen (Sprengel, Kirchenkreis) Seelsorgebeauftragte 
(Mentoren), die für entsprechende Beratung und Anleitung fortgebildet sind. In Verbindung 
zu den Kursen sollten sich in Zukunft am Ort oder in einem Kirchenkreis (Dekanat), Seel- 
sorgeteams bilden Können, die im Zusammenhang ihrer jeweiligen Praxis in Verbindung zu 
den Mentoren Erfahrungen durcharbeiten, sich gegenseitig beraten und ihre Reaktionen auf 
Menschen und Situationen überprüfen können. 

Mit Hilfe von Seelsorgeteams und Mentoren würde ‚Seelsorge am Seelsorger‘ verwirklicht 
werden können. In den örtlichen Teams wie in den Kursen muß der persönliche Umgang 
mit der Schrift und die Bemühung um eine seelsorgerliche Predigt eine Intensivierung er- 
fahren. 


III. Fortbildung geeigneter Pfarrer für spezielle Seelsorgeaufgaben 


l. Zur Leitung von Kursen und Praktika, für eine Mentorentätigkeit (Sprengel), zu einer 
qualifizierten Zusammenarbeit mit Psychotherapeuten, Psychologen und Ärzten in kirch- 
lichen Beratungszentren und Anstalten müssen Pfarrer nach einigen Jahren Gemeindepra- 
xis zu „Fachpoimenikern“ fortgebildet werden. Die erforderlichen Kenntnisse und die Aus- 
einandersetzung mit der eigenen Persönlichkeitsstruktur können durch eine Beraterausbil- 
dung und gegebenenfalls auch durch eine Informationsanalyse oder — insbesondere für die 
Leitung pastoralklinischer Kurse — durch eine Fortbildung zum Supervisor im Rahmen des 
„Clinical Pastoral Training‘ (vergleiche auch hierzu das Modell der St. Lukas-Stiftung zu 
II Ziff. 2) gewonnen werden. Leiter von Seelsorgekursen sollten sich auch einer Lehrana- 
Iyse unterziehen können. Die Eignung der Teilnehmer sollte auf Grund noch näher zu be- 
stimmender Kriterien festgestellt werden. 

2. Seelsorger, die in speziellen Aufgabenbereichen arbeiten, bedürfen einer Fortbildung, 
die über die Grunderfordernisse seelsorgerlicher Sensivität hinaus den Bedingungen der je- 
weiligen Personengruppen und Sachbereiche gerecht zu werden vermag. Das 16. Pastoral- 
kolleg der VELKD vom 26. September bis 8. Oktober 1969 in Alexandersbad hat empfoh- 
len, ein besonderes Augenmerk zu richten auf Seelsorge an alten Menschen, Seelsorge an 
Kranken, Seelsorge an Süchtigen und Familienseelsorge. Die Fortbildung in wichtigen 
Spezialzweigen der Seelsorge bedarf einer Absprache im Gesamtbereich der EKD. 
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IV. Notwendige Einrichtungen und organisatorische Maßnahmen 


In einigen Landeskirchen im Bereich der EKD bestehen bereits Ansätze zu kirchlichen 
Seelsorgeinstituten, die in kontinuierlicher Tätigkeit Ausbildung und Fortbildung wahr- 
nehmen. Daneben gibt es bereits überregionale Spezialinstitute, wie das Evangelische Zen- 
tralinstitut für Ehe- und Familienberatung in Berlin. Die Maßnahmen in Landeskirchen und 
überregionalen Einrichtungen zu bestimmten Zweigen der Seelsorge wären in folgender Wei- 
se zu fördern: 

1. Für Fortbildung und weitgehend auch Ausbildung sind im Bereich der EKD praxis- 
und gemeindenahe Einrichtungen im regionalen Bereich mit flexibler Arbeitsweise nötig 
(Kurse und Gruppenarbeit unter nebenamtlicher Einschaltung von Fachleuten einschlägi- 
ger Sachgebiete, Einzelberatung für künftige und praktizierende Seelsorger). 

Im VELKD-Bereich wären mindestens etwa drei solcher Einrichtungen erforderlich, die 
wissenschaftliche Arbeit und Praxis miteinander verbinden (Nordelbien, Niedersachsen und 
Bayern). Derartige regionale Einrichtungen könnten auch jeweils nach einer Absprache im 
EKD-Raum ein spezielles Schwerpunktgebiet behandeln, etwa zu den unter III2 genannten 
Spezialbereichen. 

2. Für bestimmte Spezialbereiche, die für die Ausbildung und Fortbildung von besonderer 
Bedeutung sind (z.B. Einführung in die klinische Situation im Rahmen des „Pastoral 
Clinical Training‘), sind — eventuell in Verbindung mit allgemeinen Seelsorgeeinrichtungen — 
spezielle Zentren nötig. Es ist anzustreben, daß z.B. Pfarrer, die in der Krankenhaus- oder 
Gefängnisseelsorge tätig sind, in entsprechenden Zentren fortgebildet werden. 

3. Wo sich Einrichtungen nach Ziff. I,2 an Hochschulorten befinden, bieten sich besonders 
günstige Möglichkeiten für die Durchführung von Kontaktstudien, die ausgenützt und aus- 
gebaut werden sollten. 

4. Für den laufenden Erfahrungsaustausch und die Koordinierung der Spezialschwerpunkte 
ist im Raum der EKD eine Arbeitsgemeinschaft notwendig. Sie sollte sich auch mit Grund- 
satzfragen befassen und Rahmenordnungen für Ausbildung und Fortbildung erarbeiten. 


9. ZUM EVANGELISCH-KATHOLISCHEN VERHÄLTNIS UND GESPRÄCH? 


Eine umfassende Darstellung der Lage und des Klimas zwischen den beiden Kir- 
chen gab der Catholica-Beauftragte der VELKD, Landesbischof D. Dietzfelbin- 
ger, in seinem der in Eutin Anfang Oktober 1970 tagenden Generalsynode er- 
statteten Bericht. Wegen seines Überblickscharakters wird er hier an erster Stelle 
im Auszug wiedergegeben. 


Seit fast 15 Jahren wird auf den Synodaltagungen der Vereinigten Evangelisch-Lutheri- 
schen Kirche Deutschlands auch das Verhältnis zur römisch-katholischen Kirche bedacht ... 
Ein Zeichen dafür, daß wir nicht voneinander loskommen — gerade in Deutschland nicht —, 
mögen die Berichte sein, die jeweils auf der Synode gegeben werden. Wir müssen vonein- 
ander lernen und sind einander in Anziehung und manchmal auch in Abstoßung verbun- 
den. Da sich die Reformation nicht als eine neue Kirche verstanden hat, sondern als die 
Erneuerung der Kirche, kann sie ohne die ökumenische Dimension und Verantwortung 
nicht leben. 

Ich möchte ... in drei kurzen Abschnitten etwas über das derzeitige Verhältnis zur rö- 
misch-katholischen Kirche sagen. 


I. Für den Blick auf den in der letzten Zeit gegangenen Weg nebeneinander, nacheinan- 
der und voreinander sind zur Beurteilung einige Markierungen hilfreich. 


9, Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1965, S. 99ff.; 1966, S. 181ff.; 1967, S. 138ff. 
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Die erste Markierung: Vor kurzem, am 18. Juli 1970, erinnerte sich die römisch-katho- 
lische Kirche selbst an die vor 100 Jahren erfolgte Verkündigung des päpstlichen Unfehl- 
barkeitsdogmas. Diese Tatsache allein schon bezeichnet unser weiteres Getrenntsein. Die 
Art des Rückblicks macht die Spannungen innerhalb der römisch-katholischen Kirche sel- 
ber deutlich. „Unfehlbar?“ ist der Titel eines Buches des römisch-katholischen Theologen 
Hans Küng. Darin setzt er sich kritisch mit der Problematik und -der Autorität des Be- 
griffs „unfehlbar“ wie mit der Praxis, die daraus folgt, auseinader. Das tut er so kri- 
tisch, daß der evangelische Beobachter den Argumenten wenig hinzufügen muß. Zugleich 
versucht er, eine heute akzeptable Deutung zu geben: Dienstamt des Petrus. Die Frage 
ist, ob und’ wieweit sich das in der römisch-katholischen Kirche selbst durchsetzen kann 
und wird. 

Die zweite Markierung: In derselben Zeit — vom 10. bis 24. Juli — tagte in Evian die 
Fünfte Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes. Einen der Hauptvorträge hielt dort 
der Präsident des römisch-katholischen Sekretariats für die Einheit der Christen, Kardinal 
Willebrands. Aus dieser sehr abgewogenen Rede ist der Passus besonders beachtet worden, 
der sich mit der Person des Reformators Martin Luther befaßt. Einige Sätze: 

„Wer vermöchte heute zu leugnen, daß Martin Luther eine tiefreligiöse Persönlichkeit war, 
die in Ehrlichkeit und Hingabe nach der Botschaft des Evangeliums forschte? Wer vermöch- 
te zu verneinen, daß er, obwohl er die römisch-katholische Kirche und den Apostolischen 
Stuhl bedrängte — man darf es der Wahrheit wegen nicht verschweigen —, einen bemerkens- 
werten Besitz des alten katholischen Glaubens beibehalten hat? Ja, hat nicht das II. Vatika- 
nische Konzil selbst Forderungen eingelöst, die unter anderem von Martin Luther ausgespro- 
chen worden sind und durch die nun manche Aspekte des christlichen Glaubens und Le- 
bens besser zum Ausdruck kommen als vorher? Dies trotz aller Unterschiede auszusprechen, 
ist ein Grund großer Freude und Hoffnung.“ 

An anderer Stelle heißt es: 

„Im Laufe der Jahrhunderte wurde die Person Martin Luthers katholischerseits nicht im- 
mer richtig eingeschätzt und seine Theologie nicht immer richtig wiedergegeben. Das hat 
weder der Wahrheit noch der Liebe gedient und somit nicht der Einheit, die wir zwischen 
Ihnen und der katholischen Kirche zu verwirklichen streben.‘ 

Die Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes hat in einer Antwort sowohl die An- 
wesenheit als auch die Rede des Kardinals Willebrands gewürdigt. Es heißt dort: 

„Die Anwesenheit Kardinal Willebrands stellt für uns zugleich mehr als eine bedeutungs- 
volle ökumenische Geste dar ... Mit besonderer Aufmerksamkeit haben wir seine Äuße- 
rungen zur Person und Theologie Martin Luthers gehört ... Dem Gebot der Wahrheit und 
der Liebe entspricht es ..., daß auch wir als lutherische Christen und Kirchen bereit sind 
zu sehen, wie das Urteil der Reformatoren über die römisch-katholische Kirche und Theo- 
logie ihrer Zeit oft nicht frei war von polemischen Verzerrungen, die zum Teil bis in die 
Gegenwart nachwirken ... Wir bedauern aufrichtig, daß unsere römisch-katholischen Brüder 
durch solche polemischen Darstellungen gekränkt und mißverstanden worden sind.‘ 

In Erinnerung an die Erklärung des Papstes Pauls VI. zu Beginn der zweiten Session des 
II. Vatikanischen Konzils wird dann gesagt: ‚Im Gebet des Herrn bitten wir zusammen 
mit allen Christen um Vergebung.“ 

Auch damit ist ein wichtiges Datum gesetzt, nachdem schon einmal in einem Wort des 
Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland in ähnlicher Weise auf die Fünfte Bitte 
des Vaterunsers hingewiesen und sie auch ausgesprochen worden war. Was heißt das? 

Ein Zurück zur verletzenden Polemik soll es nicht mehr geben. Gerade daraus kann die 
Freiheit des Dialogs in der Wahrheit folgen, die die Gegensätze sieht wie das Gemeinsame. 

Eine dritte Markierung: Im September 1970 hat die Deutsche Katholische Bischofskon- 
ferenz die seit langem erwarteten Ausführungsbestimmungen zum päpstlichen Motupro- 
prio vom Frühjahr 1970 über die glaubensverschiedene Ehe erlassen. Der Rat der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland hat auf seiner gleichzeitig abgehaltenen Sitzung diese Aus- 
führungsbestimmungen zur Kenntnis genommen und sie zwar nicht als einen letzten Schritt, 
aber als eine wichtige Etappe auf dem Weg zur Verständigung auf diesem Gebiet begrüßt, 
das bisher die Glaubwürdigkeit unseres ökumenischen Gesprächs und Miteinanders über- 
haupt für viele belastet hatte. Aus dem gesamten Dokument soll nur einiges hervorge- 
hoben werden. 
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Die Ausführungsbestimmungen verlassen das römisch-katholische Recht nicht; sie kön- 
nen es nicht verlassen. Wir respektieren das, zumal die Stellen, die bisher eine Kränkung 
des evangelischen Partners bedeutet haben, herausgenommen wurden oder doch auf eine 
Möglichkeit der Verständigung ausgerichtet worden sind. Für die neue wesentlich gelok- 
kerte Regelung werden die besonderen Verhältnisse in Deutschland als Grundmotivie- 
rung angesehen. Das starke ökumenische Bewußtsein, das sich zwischen den Konfessio- 
nen gebildet hat, wird gewürdigt. Daher ist die Mischehengesetzgebung geändert, weg von 
der alleinigen Sorge um den Schutz des katholischen Glaubens hin zu der Aufgabe, den 
Christenglauben überhaupt in der heutigen Situation — mitten in den Unterschieden — 
auch in der glaubensverschiedenen Ehe zu stärken und zur Möglichkeit des Lebens, auch 
des gemeinsamen christlichen Lebens, zu verhelfen. Man darf wohl sagen, daß die Bischöfe 
hier bis an die Grenze dessen gegangen sind, was ihnen möglich war. 

Im einzelnen ist bedeutsam: die Seelsorger selber werden bevollmächtigt, vom Ehehin- 
dernis der Konfessionsverschiedenheit zu dispensieren. Dabei gelten die eben erwähnten 
Gegebenheiten in Deutschland allein schon von vornherein als Dispensgrund. 

Der Hinweis auf die Notwendigkeit katholischer Kindererziehung ist auch für den ka- 
tholischen Partner so gefaßt, daß er die Möglichkeit einer anderen Entscheidung freigibt 
und damit den evangelischen Partner nicht mehr vor ein hartes Gesetz stellt. Hier scheint 
mir der bemerkenswerteste Schritt getan worden zu sein. Daß auch rückwirkend die auf 
den zahllosen früher geschlossenen Mischehen ruhenden Lasten weggenommen oder er- 
leichtert werden sollen, ist ebenfalls festgehalten. Es ist zu hoffen, daß dabei großzügig 
gehandelt wird, damit manche Bitterkeit und Glaubensentfremdung, die sich gerade hier 
festgesetzt hat, beim katholischen wie beim evangelischen Partner überwunden werden 
können. 

Ein Grund der Verlegenheit und der Auseinandersetzung war bisher häufig die Frage, 
wie an der kirchlichen Trauung in der einen Kirche jeweils der Pfarrer der anderen Kir- 
che — falls gewünscht — teilnehmen kann. In dieser Frage ist jedenfalls die Grundlage für 
eine Lösung nach dem ökumenischen Grundsatz ‚par cum pari‘‘ gelegt, ohne daß Doppel- 
trauungen erfolgen. Diese und andere Fragen werden noch Gegenstand gemeinsamer Be- 
sprechungen sein müssen. Für uns werden sie zu einer Modifizierung der in den meisten 
Gliedkirchen an dieser Stelle gegebenen Richtlinien führen können. 

Es sei noch ein Punkt, der hiermit zusammenhängt, erwähnt, nämlich die Art, wie wir 
jetzt auch auf diesem Gebiet miteinander umgehen; sie hat sich gewandelt. Es geschieht 
nicht mehr in der Kampfstellung gegeneinander, sicherlich in mancher Spannung, aber 
doch miteinander. Wie schon die evangelischen „Ratschläge für evangelisch-katholische 
Begegnungen“ so sind auch die katholischen Ausführungsbestimmungen nicht ohne die 
Information des anderen Teils fertiggestellt. Auf der nächsten Besprechung zwischen den 
Vertretern der Deutschen Katholischen Bischofskonferenz und des Rates der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, die Ende Oktober stattfinden soll, soll erörtert werden, was nun 
auf jeder Seite und im besonderen gemeinsam und mit Rücksicht auf den anderen zu tun 
ist, vor allem, was das sogenannte Traugespräch betrifft. Auf die Notwendigkeit der Ver- 
ständigung der beiderseitigen Seelsorger gerade in der Mischehenfrage ist darum auch in 
den Ausführungsbestimmungen selber besonders hingewiesen worden. 


IL. Zu diesen Markierungen muß um der Vollständigkeit willen noch etwas anderes hinzu- 
kommen, nämlich das Achten auf Vorgänge und Strömungen, die schwerer zu übersehen 
und noch schwerer in Worte zu fassen sind, die aber das Geschehen zwischen den Konfes- 
sionen mindestens ebenso sehr bestimmen. Man konnte diesen Strömungen der Emanzi- 
pierung, der Demokratisierung, wie man sagt, und des gesellschaftlichen Engagements et- 
wa auf dem letzten Katholikentag in Trier begegnen. Es wurden dabei viele Parallelen zum 
letzten Deutschen Evangelischen Kirchentag gezogen, sowohl bezüglich der Themen als 


- auch des wohl etwas „gelockerten‘“ Umgangsstils. Man konnte auch eine Verschiebung 


der Thematik vom Dogma zum Ethos bemerken. In der Konfrontation mit der Öffentlich- 
keit werden beide Konfessionen in das Licht der Kritik, der berechtigten und der unbe- 
rechtigten Kritik, gerückt. Im Blick auf die Diskussionen und auf das Ergebnis des Katho- 
likentages sprach ein Bericht von einer „Ökumene der Ratlosigkeit“. 
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In dieser Situation gehen bei uns nun die beiden Kirchen auf das ökumenische Treffen 
in Augsburg zu, mit Themen, die beide Kirchen angehen und die — soweit ich zu meiner 
Freude sche — auch das Zentrum des Glaubens angehen und von diesem Zentrum aus in 
die Weite streben. Wer diesem Treffen etwas Gutes wünschen will, der möge ihm zur kriti- 
schen Haltung — und das gilt für beide Konfessionen! — vor allem die Kraft, die Liebe 
und die Zucht des Heiligen Geistes erbitten. 

Welche Wirkung ... hat eigentlich auf die Dauer die Tatsache, daß allsonntäglich im Rund- 
funk Hunderttausende von evangelischen und katholischen Hörern die evangelische oder die 
katholische Morgenfeier verfolgen, ohne daß die Konfession des Predigers dabei eine ent- 
scheidende Rolle spielt und besonders beachtet wird? ... Bei dem Inhalt der Ansprachen 
tritt das Konfessionelle vielfach zurück, muß doch der Prediger der einen Konfession dar- 
auf achten, ja darauf aus sein — sonst wäre er kein Prediger des Evangeliums — die Hörer 
der anderen Konfession auch richtig anzusprechen. Wir sollten die ausgleichende und an- 
gleichende, die weiterführende Wirkung dieses verborgenen stetigen Geschehens nicht un- 
terschätzen. Wieweit wird diese gemeinsame „Kanzel“ der Förderung des Evangeliums die- 
nen und zur Sammlung und Auferbauung des Leibes Christi beitragen? 

In einem beachtenswerten Artikel „Die Zukunft schreit nach der Kirche‘ weist Heinz 
Beckmann darauf hin, wie neben den ökumenischen Gottesdiensten und besonderen Zu- 
sammenkünften, die ins Auge fallen, auch — viel weniger beachtet — solche Dinge gesche- 
hen wie die, daß sich etwa ökumenische Hauskreise bilden, oft gerade in Gebieten, in neu- 
en Siedlungen, in die der offizielle Dienst der beiden Kirchen schwer reicht. Es sind öku- 
menische Hauskreise, in denen katholische und evangelische Teilnehmer regelmäßig zusam- 
menkommen, um ihre Gedanken über das gelesene Bibelwort auszutauschen und miteinan- 
der zu beten. Die Bibelübersetzungen auf beiden Seiten gleichen sich an. Die Gebetstexte — 
zum Beispiel der des Vaterunsers — haben sich angeglichen. Über dem Evangelium haben 
sich die Väter getrennt. Werden sich die Kinder und Enkel oder noch ein wenig spätere 
Generationen über dem Evangelium zusammenfinden? Wir werden diese Frage im Augen- 
blick offen lassen müssen. 


III. Man kann sagen, daß das Schiff, ... von dem gesagt wurde, es sei angekettet, hier nicht 
mit einer Kette angebunden ist, sondern es schwimmt mit allen Hoffnungen und Gefahren, 
die einer stürmischen Fahrt eigen sind. 

Was ist im Augenblick zu tun? Als erstes meine ich, daß es gilt, mit einem nüchternen 
Blick die Spannungen zu sehen, wie stürmisch, das heißt hin- und hergerissen, die Fahrt 
nun auch geht. An manchen Orten scheint das, was Katholiken und Evangelische verbin- 
det, allein oder so einseitig in den Blick geraten zu sein, daß man das Trennende nicht mehr 
sieht oder allzu leicht überspringt. Ich denke, es muß wohl auch Leute geben, die vorpre- 
schen. Nun möchte ich das Bild mit dem Schiff, weil es mir als einem Mann aus München 
nicht so geläufig ist, durch ein anderes ersetzen. Es muß also auch Leute geben, die etwa 
vorpreschen wie ein Motorradfahrer; sie mögen freilich Verständnis dafür haben, daß ein 
Omnibus — und eine Kirche hat ja auch etwas Ähnlichkeit mit einem Omnibus — die Kur- 
ven langsamer, vorsichtiger und in weiterem Bogen nehmen muß. 

Auch im theologischen Bereich erkennt man dieses stürmische Hin und Her. Erfreulich 
ist hier die gemeinsame Arbeit etwa der Exegeten, in der die Evangelischen und die Katho- 
liken miteinander stehen und bei der es dann oft heißt: Im Exegetischen sind wir uns ganz 
einig; nur wenn die Dogmatiker kommen, dann gibt es wieder die Unterschiede. 

Andererseits muß man auch eine Stimme hören wie die ... Hans Conzelmanns, eines Mit- 
gliedes der gemeinsamen theologischen Kommission zwischen Rom und dem Lutherischen 
Weltbund, die seit mehreren Jahren über das Thema ‚‚Das Evangelium und die Kirche“ be- 
rät und im nächsten Jahr diese Beratungen abschließen soll. Conzelmann wünscht hierfür 
„lieber keine gemeinsame Formel, kein gemeinsames Kommunique als eines, in dem getan 
wird, als ob, weil dieselben Sätze hier und dort anders verstanden werden“. Er weist auf 
das Dilemma ökumenischer Verständigungsmöglichkeiten in der Exegese, im Dogma und 
im Kirchenrecht hin. Dies will auch bedacht werden. 

Trotzdem — das ist der zweite Punkt bei der Frage, was im Augenblick zu tun ist — dür- 
fen wir einander nicht allein lassen. Themen, die heute da liegen und angegriffen werden 
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müssen, sind beispielsweise die Frage des geistlichen Amtes und ... das Heilige Abendmahl, 
die Eucharistie. In München hat man in den beiden Theologischen Fakultäten die Frage 
des geistlichen Amtes angegriffen; mir scheint, nicht ohne Frucht! Wenn sich nun auch im 
Verhältnis zur römisch-katholischen Kirche auf beiden Seiten immer mehr die Frage rührt: 
„Was denkt ihr über das Heilige Abendmahl? Warum können wir es nicht miteinander fei- 
ern? Können wir es nicht doch, wenigstens in besonderen Fällen, miteinander begehen?“ — 
so ist das nicht verwunderlich. Mir scheint freilich, wir handeln ehrlich und redlich, wenn 
wir gerade hier nicht voreilig Gräben überspringen. Aufgaben auch in dieser Situation gibt 
es genug. Wir dürfen einander hier nicht allein lassen. 

Drittens: Vor einigen Wochen haben Kardinal Döpfner und ich in München auf dem 
Olympia-Gelände gemeinsam den Grundstein zu dem Katholisch-Evangelischen Zentrum 
gelegt. Das sind zwei Kirchen, zwischen denen Räume gebaut werden sollen, die gemein- 
sam benutzt werden können; trotzdem sind es zwei Kirchen. Es wurde ein Grundstein ge- 
legt, auf dem die Inschrift steht: „Einen anderen Grund kann niemand legen als den, der 
gelegt ist, Jesus Christus.“ — „Was dünkt euch um Christus? Wer sagt ihr, daß des Menschen 
Sohn sei?“ — ... Man kann heute sehen, wie auf beiden Seiten Antworten auf diese Fragen 
von neuem, in neuer Sprache versucht werden. Auf der letzten großen Theologenversamm- 
lung in Brüssel ... hat Hans Küng eine Kurzformel zu der Frage ‚Was ist die christliche Bot- 
schaft?“ auszusprechen versucht. Wer diese Kurzformel ... liest, erkennt die Nähe zu man- 
chen Versuchen auf evangelischer Seite und ist doch aufs ganze gesehen ebenso wenig neu 
erleuchtet wie durch die meisten Versuche bei uns. 

Der Dominikanerpater Otto Pesch sagt in einem Aufsatz über Luthers Theologie: „Es 
wächst die gemeinsame Erfahrung auf beiden Seiten, daß wir — was das rechte Wort vom 
Glauben an Christus angeht — längst im selben Spital krank sind, mit. denselben Chancen 
einer Genesung.‘ Es geht nicht darum, daß uns nicht die frohe Botschaft von Jesus Chri- 
suts gegeben wäre, aber wo wird der Durchbruch zu neuem, glaubwürdigem Christuszeug- 
nis geschehen? Da, wo dies geschieht, wird wohl auch die Frage der Trennung der Christen- 
heit und der Überwindung dieser Trennung in ein neues Stadium treten. 


Gesondert dargestellt werden müssen die in dem vorstehenden Bericht als dritte 
Markierung genannten Ausführungsbestimmungen der Deutschen Bischofskonfe- 
renz vom 23. September 1970 zum Motuproprio des Papstes über die glaubens- 
verschiedene Ehe. Das Motupropio „‚Matrimonia Mixta“ hatte auf evangelischer 
— aber auch auf katholischer — Seite mancherlei Kritik ausgelöst, obwohl es 
im Blick auf die regional zu erlassenden Ausführungsbestimmungen gewisse 
Möglichkeiten einer besseren Mischehenpraxis eröffnete. Diese Möglichkeiten 
wurden in den Ausführungsbestimmungen der Deutschen Bischofskonferenz 
nicht ungenutzt gelassen, indem sie den Paaren, die eine konfessionsverschie- 
dene Ehe eingehen wollen, eine freiere Gewissensentscheidung als bisher ein- 
räumen und denjenigen, die frühere Mischehenbestimmungen verletzt haben, 
einen Weg zeigen, wie sie wieder vollberechtigte Glieder ihrer Kirche werden 
können. 

Die Erleichterungen betreffen 

die Dispens vom Ehehindernis der Bekenntnisverschiedenheit, 
die auch ohne Angabe eines besonderen Grundes vom Pfarrer erteilt wird, so- 
fern das Versprechen geleistet wird; 

das zu leistende Versprechen, das dahin aufgelockert ist, daß der katholische 
Eheteil versprechen muß, sich „nach Kräften darum zu bemühen, dieses sittli- 
che Gebot, (scil. in der Ehe als katholischer Christ zu leben, die Kinder in der 
katholischen Kirche taufen zu lassen und sie im katholischen Glauben zu er- 
ziehen) zu erfüllen, soweit das in seiner Ehe möglich ist‘. Damit wird der Mög- 
lichkeit Rechnung getragen, daß der Katholik sich um katholische Kinderer- 
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ziehung bemüht, aber seinen Partner nicht dafür gewinnen kann. Es werden 
nicht mehr wie bisher beide Ehepartner in Pflicht genommen, sondern nur der 
katholische Teil, der aber nicht mehr einer Kirchenstrafe verfällt, da er bei dem 
so gefaßten Versprechen keine Garantie für eine Durchführung gegeben hat; 

die Mitwirkung der Pfarrer beider Kirchen bei der Trauung. 
Ein evangelischer Pfarrer kann bei der katholischen Trauung und ein katholi- 
scher Pfarrer bei der nichtkatholischen Trauung mitwirken. Die als Notbehelf 
mancherorts — trotz entgegenstehender Empfehlung des Rates der EKD — 
praktizierte „ökumenische Trauung“, die kirchenrechtlich eine katholische 
Trauung war, kommt damit in Wegfall. 

Freilich halten sich auch die durch die Ausführungsbestimmungen ermöglichten 
Erleichterungen, so sicher sie einen Schritt nach vorn bedeuten, im Rahmen und 
System des geltenden katholischen Kirchenrechts und erfüllen nicht alle evange- 
lischen Vorstellungen und Wünsche. Aber obwohl systemintern bleibend, tragen 
sie dazu bei, viele Christen beider Konfessionen von schwerem Gewissensdruck 
zu befreien und das zwischenkirchliche Klima in einem besonders neuralgischen 
Bereich zu verbessern. Beides sollte nicht gering geachtet, sondern mit dem ge- 
bührenden Dank anerkannt werden. 

Dreimal befaßte sich der Rat der EKD mit den Ausführungsbestimmungen zum 
Motuproprio: 

Schon am 24. September 1970, also am Tage nach dem Erlaß der Aus- 
führungsbestimmungen durch die Deutsche Bischofskonferenz, veröffentlichte 
er eine Erklärung: 

ZUR MISCHEHENFRAGE 


Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat die von der Deutschen Bischofskon- 
ferenz am 23. September 1970 erlassenen Ausführungsbestimmungen zum Motuproprio 
„Matrimonia Mixta‘‘ vom 31. März 1970 zur Kenntnis genommen. Damit tritt am 1. Ok- 
tober 1970 für den Bereich der Deutschen Bischofskonferenz ein neues Mischehenrecht 
in Kraft, das geeignet ist, die durch viele Jahre hindurch die Beziehungen zwischen der 
Evangelischen und der Katholischen Kirche belastende Mischehenfrage wesentlich zu ent- 
schärfen. 

Der Rat der EKD begrüßt besonders, daß die Deutsche Bischofskonferenz mit ihren Aus- 
führungsbestimmungen den Rahmen des päpstlichen „Motuproprio“ soweit wie möglich 
für eine der deutschen Situation gemäße Mischehenordnung ausgeschöpft hat. Von Bedeu- 
tung ist die Übertragung der grundlegenden Vollmacht an die Pfarrer, vom Ehehindernis 
der Konfessionsverschiedenheit zu dispensieren. Einen entscheidenden Schritt zur Neu- 
ordnung des Mischehenproblems hat aber die Deutsche Bischofskonferenz dadurch getan, 
daß sie die Gegebenheiten in Deutschland als solche bereits als ausreichenden Grund für 
eine Befreiung von dem Ehehindernis anerkennt. 

Das Mischehenproblem ist immer dadurch besonders belastet gewesen, daß das frühere 
Recht der katholischen Kirche im Mischehenfalle ohne Ausnahme die katholische Taufe 
und Erziehung der Kinder verlangt hat. An dieser Stelle wird es in Zukunft praktisch 
keinen Streit mehr geben können, da die neue Ordnung dem katholischen Partner wohl 
noch die Verpflichtung zur katholischen Kindererziehung vorhält, zugleich aber praktisch 
den Weg zu freien, gemeinsamen Vereinbarungen des Mischehenpaares öffnet. 

Schließlich begrüßt es der Rat der EKD, daß die Deutsche Bischofskonferenz mit dem 
Motuproprio die schon in den letzten Jahren von der Glaubenskongregation entwickelte 
Praxis ohne Einschränkung aufgenommen hat, das Brautpaar auf Antrag des katholischen 
Partners von der Verpflichtung zur katholischen Eheschließung zu dispensieren. 

Wir sehen auch in der jetzigen Mischehenordnung der katholischen Kirche noch Gren- 
zen. Man hätte es lieber gesehen, wenn sich die Möglichkeit gefunden hätte, das Ehehin- 
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dernis der Konfessionsverschiedenheit ganz fallen zu lassen. Damit wäre dann der Weg 

zu einer wirklich tiefgreifenden Reform des Mischehenproblems freigemacht worden. 

Wir haben aber Zuversicht, daß eine großzügige, vom ökumenischen Geist getragene An- 

wendung der jetzigen Bestimmungen den Weg zu einer noch umfassenderen Lösung ebnet. 
In diesem Sinne nehmen wir das Angebot der Deutschen Bischofskonferenz an, in einer 

gemischten Fachkommission alle Fragen gemeinsam zu behandeln, die sich für die weitere 

Zusammenarbeit beider Kirchen aus der neuen Mischehenordnung ergeben. 


Zum anderen beschloß der Rat in seiner Sitzung vom 14./16. Oktober 1970: 


1. Die im August 1966 ausgesprochene Empfehlung an die Landeskirchen, von der durch 
die Mischeheninstruktion vom 18. 3. 1966 eingeräumten Möglichkeit, wonach der ‚nicht- 
katholische Religionsdiener‘‘ an einer katholischen Trauung mitwirken kann, keinen Ge- 
brauch zu machen, wird aufgehoben. 

2. Die Landeskirchen werden gebeten, ihre Lebensordnungen, Gesetze, Richtlinien usw. 
zu überprüfen, um festzustellen, ob sich darin noch Benachteiligungen eines evangelischen 
Christen finden, der sich katholisch trauen läßt oder seine Kinder katholisch erzieht. Der 
Rat bittet die Landeskirchen, derartige Bestimmungen aufzuheben. 

3. Die Landeskirchen werden gebeten, die Gemeindeglieder in geeigneter Weise über die 
veränderte Rechtslage in der römisch-katholischen Kirche und über die sich daraus erge- 
benden Folgerungen für Paare, die eine konfessionsverschiedene Ehe eingehen wollen, zu 
informieren. Dazu wird das Konfessionskundliche Institut des Evangelischen Bundes den 
Landeskirchen ein Flugblatt anbieten. Der Rat bittet das Konfessionskundliche Institut 
dieses Flugblatt vor dem Druck den Landeskirchen mit der Möglichkeit zur Stellungnah- 
me zuzuleiten. Der Catholica-Ausschuß wird gebeten, bei seiner nächsten Sitzung aufgrund 
der beim Konfessionskundlichen Institut eingegangenen Stellungnahmen die endgültige Fas- 
sung des Flugblattes festzulegen. 

4. Die Landeskirchen werden gebeten, die Pfarrer in ausführlicher Weise über die verän- 
derte Rechtslage in der römisch-katholischen Kirche und die sich daraus ergebenden Folge- 
rungen für die Paare, die eine konfessionsverschiedene Ehe eingehen wollen oder die in ei- 
ner konfessionsverschiedenen Ehe leben, zu informieren. 

5. Die Landeskirchen werden gebeten, festzulegen, wie sie es in Zukunft mit der Eintra- 
gung katholisch getrauter Mischehen in die evangelischen Kirchenbücher halten wollen. 

6. Der Rat erklärt sich mit der Bildung eines gemeinsamen Ausschusses mit der römisch- 
katholischen Kirche einverstanden. 


Endlich beschloß der Rat in seiner Sitzung vom 11./12.November 1970: 


a) eineliturgische ad-hoc Kommission zu berufen, deren Aufgabe es ist, zusammen mit einer 
von der Deutschen Bischofskonferenz zu berufenden Kommission festzustellen, welche Teile 
der Trauordnung bei einer gemeinsamen kirchlichen Trauung dem Geistlichen der anderen 
Kirche überlassen werden können. Unter Verwendung bestehender Trauungsordnungen kann 
die Kommission auch eine eigene Ordnung entwerfen, doch soll keine Ordnung für eine 
„ökumenische Trauung“ geschaffen werden. Die Kommission soll das Ergebnis ihrer Arbeit 
möglichst bald vorlegen. 

b) die evangelischen Mitglieder einer gemeinsamen Mischehenkommission mit der katholi- 
schen Kirche zu berufen. Aufgabe dieser Mischehenkommission ist es, Vorschläge für die 
ehebegleitende Seelsorge auszuarbeiten, bei auftauchenden Schwierigkeiten ihre Vermitt- 
lung anzubieten und die grundsätzlichen seelsorgerlichen, liturgischen und rechtlichen Fra- 
gen, die sich ergeben werden, zu besprechen. 


Für das evangelisch-katholische Verhältnis sind auch folgende Tatsachen auf- 


schlußreich und erwähnenswert: 
Ein Arbeitskreis von evangelischen und katholischen sachkundigen Autoren 
legte als Beitrag „Zur öffentlichen Diskussion über die Reform des Eherechts 
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und des Strafrechts“ eine Stellungnahme vor, die im Dezember 1970 verab- 
schiedet und zu Beginn des Jahres 1971 mit einem Vorwort des Vorsitzenden 
des Rates der EKD, Landesbischof D. Dietzfelbinger, und des Vorsitzenden der 
Deutschen Bischofskonferenz, Kardinal Döpfner, der Öffentlichkeit übergeben 
wurde. Es ist erstmalig und deshalb bemerkenswert, daß eine gemeinsame 
christliche Aussage zu grundsätzlichen Fragen der Ethik und der staatlichen 
Rechsetzung erging. Da die Publikation nach Ende des Berichtsjahres erfolg- 
te und eine erhebliche Diskussion auslöste ist in der Chronik des Jahres 1971 
Näheres darüber zu berichten. 

Zu der konstituierenden Vollversammlung der Gemeinsamen Synode der Bis- 
tümer in der BRD, die für Januar 1971 anberaumt ist, sind evangelische Vertre- 
ter offiziell eingeladen worden und werden daran teilnehmen. 

Am 5. Dezember 1970 beschlossen die evangelischen und die katholischen 
Werke der kirchlichen Entwicklungshilfe eine engere Zusammenarbeit: 


Im Bewußtsein gemeinsamer Verantwortung der Christen gegenüber der weltweiten Not 
und sozialen Ungerechtigkeit wollen die evangelischen und katholischen Werke der kirch- 
lichen Entwicklungshilfe in der Bundesrepublik Deutschland (‚Brot für die Welt“, Evange- 
lische Zentralstelle für Entwicklungshilfe, MISEREOR, Katholische Zentralstelle für Ent- 
wicklungshilfe) ihre ökumenische Zusammenarbeit auf dem Hintergrund bisheriger lang- 
jähriger Erfahrung noch weiter systematisieren und intensivieren. Ausgehend von den je- 
weils unterschiedlichen Möglichkeiten und Ansätzen ihrer Kirchen hier in der Bundesre- 
publik, in den Entwicklungsländern und im internationalen Bereich wollen die Hilfswerke 
ihre Zusammenarbeit auf 5 Punkte konzentrieren: 

1. Qualitative Verbesserung der Arbeit in den Geschäftsstellen durch: 

— Erfahrungsaustausch über die bestmögliche Organisation der Antragsbearbeitung, der 
Informationseinholung, der Datenverarbeitung, der finanziellen Abwicklung bewilligter 
Projekte, der Evaluierung etc., mit dem Ziel einer Rationalisierung und Beschleuni- 
gung der genannten Tätigkeiten; 

— Erfahrungsaustausch und Absprachen über gemeinsame „Hilfspolitik“ gegenüber bestimm- 
ten Entwicklungsländern, in denen beide Werke Projekte/Programme fördern; dabei 
Diskussion der Konzeptionen der Hilfswerke auf dem Hintergrund einer differenzierter 
werdenden Entwicklungsarbeit. 

— Austausch von Informationen, Daten, Dokumenten, Hintergrundmaterial. 

2. Gemeinsame Förderung — ideell und finanziell — von ökumenischen Initiativen in den 
Entwicklungsländern. Hierbei sollen die deutschen Werke Anstöße für ökumenisches Vorge- 
hen der Kirchen in den Empfängerländern vermitteln. Zum Beispiel 
— Forschungsvorhaben und Planungsaufgaben, die das Ziel haben, die örtlichen Kirchen zu 

befähigen, ihre Rolle bei der Entwicklung genauer zu definieren, Prioritäten und Schwer- 
punkte der Entwicklungsarbeit festzulegen, Einzelvorhaben solide zu planen etc.; 

— Koordinierungs- und Beratungsinstrumente für bestimmte Sachbereiche (z.B. Gesund- 
heitswesen); 

— Willens- und Meinungsbildung innerhalb der Kirchen über Fragen und Probleme gemein- 
samer Interessen (z.B. Rolle der Kirchen bei der Entwicklung, gemeinsame strategi- 
sche Planung, gemeinsames Vorgehen gegenüber der jeweiligen Regierung); 

— Projekte und Programme mit ökumenischer Trägerschaft oder in ökumenischer Zusam- 
menarbeit. 

3. Intensivierung der Abstimmung und Zusammenarbeit bei der Öffentlichkeitsarbeit und 
Bewußtseinsbildung in der Bundesrepublik durch: 

— Gemeinsame Veröffentlichung von Sachbeiträgen und Stellungnahmen zu Fragen der 
Entwicklung in Deutschland und den Entwicklungsländern; 

— Gemeinsame Ausschreibung eines Fernsehpreises für besonders gute Berichterstattung 
über Entwicklungsprobleme oder Entwicklungspolitik; 
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— Gemeinsame Erstellung von Informationsmaterial über Entwicklungsprobleme (Schrif- 
ten, Filme, Fotos, Tonbildschauen, Ausstellungen usw.); 
— Gemeinsame Förderung von geeigneten Aktionen (wie z.B. Friedensmärsche, Slum- 
City-Aktionen etc.). 
4. Abstimmung und Zusammenarbeit bei der Spendenwerbung durch: 
— Gemeinsame Aufrufe, Plakate, Veranstaltungen, Anzeigen etc. 
5. Gemeinsame Untersuchung, Gutachten und Studien über besondere Probleme kirchli- 
cher Entwicklungsarbeit durch: 
— Einigung auf Themen, die für beide Kirchen wichtig sind, und gemeinsame Erteilung von 
entsprechenden Aufträgen bzw. federführende Bearbeitung durch eines der Werke; 
— gegenseitige regelmäßige Information über abgeschlossene und laufende Untersuchungen, 
Gutachten und Studien. 
Die Zusammenarbeit wird dadurch sichergestellt, daß in den verschiedenen Stäben Anlauf- 
stellen für die fünf Bereiche benannt werden. Die Abstimmung wird geleistet durch 
— regelmäßige Kontakte der zuständigen Mitarbeiter; 
— Routinegespräche in Arbeitsgruppen und Seminaren. 
Die Geschäftsführer der beteiligten Werke treffen sich wenigstens zweimal im Jahr, um 
den Prozeß der Zusammenarbeit zu überprüfen, eventuell entstandene Schwierigkeiten aus- 
zuräumen und Leitlinien für die weitere Kooperation festzulegen. 


10. DER BEITRAG DER KIRCHE ZU AUFGABEN 
DES POLITISCHEN UND SOZIALEN FRIEDENS 


a) Zur Diskussion über Recht und Grenzen 
kirchlicher Verantwortung für Staat und Gesellschaft '° 


Vor allem an den von der EKD herausgegebenen Denkschriften zu Fragen und 
Vorgängen des politischen und gesellschaflichen Lebens, aber auch an Stellung- 
nahmen von kirchlichen Gruppen, Gremien und Persönlichkeiten in kirchenlei- 
tender Funktion entzündet sich in immer neuen Anläufen die Diskussion, ob 
und mit welcher Legitimation und Autorität die Kirche in diesem Zusammen- 
hang das Wort nehmen dürfe, könne oder solle. Zu Beginn des Berichtsjahres 
gab der Rat der EKD eine von der Kammer für soziale Ordnung erarbeitete, 
von Öffentlichkeit und Gemeinde seit langem erwartete Denkschrift heraus, 
die sich den grundsätzlichen und praktischen Fragen stellt und einen Beitrag 
zu ihrer Klärung leistet: 


AUFGABEN UND GRENZEN KIRCHLICHER ÄUSSERUNGEN 
ZU GESELLSCHAFTLICHEN FRAGEN 


Viele stellen die Frage, wieweit und in welcher Weise es die Aufgabe der Kirche sein kann, 
zu wichtigen Fragen der gesellschaftlichen Entwicklung und des politischen Lebens öffent- 
lich Stellung zu nehmen. Kaum jemand bestreitet, daß es in besonderen Fällen eine Auf- 
gabe der Kirche ist, das Gewissen eines Volkes wachzurufen. Niemand in der Kirche be- 
hauptet, daß der Kirche eine Entscheidungsbefugnis in öffentlichen Angelegenheiten zu- 
kommt oder daß sie zu jeder öffentlichen Angelegenheit ihre Stimme erheben soll. Wie aber 
sind Ziel und Grenze, Zeitpunkt und Vollmacht eines kirchlichen Redens zu gesellschaftlich 


10. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1966, S. 167ff.; 1967, S. 95ff.; 1968, S. 96ff.; 1969, S. 67f. 
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bedeutsamen Fragen zu beurteilen? Wer ist dabei der Redende? Wer sind die jeweils An- 
gesprochenen? 

Besonders die Denkschriften, die vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland in 
den letzten Jahren zu sozialen und politischen Fragen herausgegeben wurden, haben 
manche Kritiker zu der Behauptung veranlaßt, daß die Kirche mit derartigen Verlautba- 
rungen ihre Kompetenzen überschreite und den Verantwortlichen ins Handwerk pfusche. 
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat darum die Kammer für soziale Ord- 
nung der Evangelischen Kirche in Deutschland beauftragt, die grundsätzlichen Zielsetzun- 
gen kirchlicher Äußerungen zu gesellschaftlichen Fragen zusammenfassend darzustellen. 
Der Rat übergibt diese Ausarbeitung hiermit den kirchlichen Gemeinden, Werken und 
Arbeitskreisen sowie darüber hinaus allen an diesen Fragen interessierten Gruppen unse- 
rer Gesellschaft. Er hofft, mit der Veröffentlichung dem richtigen Verständnis solcher 
kirchlichen Äußerungen zu dienen. 


Berlin, im Januar 1970 Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
D. Scharf 
Stellvertretender Vorsitzender 


Aufgaben und Grenzen kirchlicher Äußerungen zu gesellschaftlichen Fragen 


1. In der Nachkriegszeit haben die Kirchen in der Bundesrepublik wie auch in anderen 
Teilen der Welt eine umfangreiche und vielgestaltige Öffentlichkeitsarbeit aufgenommen. 
Zahlreiche Erklärungen, Eingaben und Denkschriften behandelten politische und gesell- 
schaftliche Fragen. Dieses Tätigwerden hängt historisch aufs engste mit den Erfahrungen 
im „Dritten Reich‘ zusammen. Damals hatte man erlebt und erlitten, wohin mangelnde 
oder hinausgeschobene Mitverantwortung für die Dinge dieser Welt oder unkritisches Ver- 
trauen auf eine „Obrigkeit“ führen. 

2. Der erste große Versuch zu einer evangelischen Denkschrift aus neuerer Zeit stammt 
aus dem Jahre 1936. Sie wandte sich — durch Anlagen gut fundiert — gegen die Einen- 
gung der Bekenntnisfreiheit, die Vergötzung von Staat und Führer, gegen die Erhebung 
von Blut, Rasse, Volkstum und Ehre in den Rang von Ewigkeitswerten, gegen Antisemi- 
tismus und Judenhaß, gegen staatlichen Zwang zu Unwahrhaftigkeit, gegen Rechts- 
willkür und die Einrichtung von Konzentrationslagern. Schon damals erhob sich Wider- 
spruch: Wagte sich die Kirche nicht auf Gebiete vor, die nicht ihrer Zuständigkeit unter- 
standen? Griff sie nicht in ein „‚fremdes Amt“ ein? Die Verfasser haben — trotz dieser ih- 
nen wohlbekannten Bedenken — nicht geschwiegen. Sie glaubten in rechter Auslegung 
der reformatorischen Lehre von den zwei Reichen zu handeln, wenn sie gegenüber Un- 
recht für die Mundlos-Gemachten eintraten, die ihrer Rasse oder ihrer politischen Über- 
zeugungen wegen entwürdigt und verfolgt wurden. 

3. Solche, durch besondere Unrechtssituationen ausgelöste Stellungnahmen werden nach- 
träglich in kirchlichen wie nichtkirchlichen Kreisen zumeist für berechtigt gehalten, auch 
von denjenigen, die damals solchen Äußerungen widersprochen haben. Unter einer Ge- 
waltherrschaft, die um bestimmter politischer Ideologien willen Menschen verfolge und zu 
Tode foltere, könne — so sagt man — ein kirchlicher Protest in Wahrnehmung des soge- 
nannten Wächteramtes geboten sein. In freiheitlichen Rechtsordnungen hingegen täte man 
gut daran, dieses Wächteramt nicht zu extensiv auszulegen, da hier die „Menschenwürde“, 
das „Menschsein des Menschen“, in der Regel nicht bedroht sei. 

4. Daß in der Sozialethik solche Unterschiede zwischen Gesellschaftsordnungen zu be- 
achten sind, haben die Weltkirchenkonferenzen ausdrücklich anerkannt. Diese Unterschie- 
de vermochten aber die Kirche nicht zu veranlassen, ihre Mitverantwortung auf Fälle 
äußerster Gefährdung des Menschseins zu beschränken und im übrigen nur zu dem Dienst 
persönlicher Liebestätigkeit aufzurufen, der den Christen in jeder Situation aufgegeben ist. 
Sie hat ihre öffentliche Wirksamkeit als Teil ihres umfassenden Verkündigungsauftrages 
verstanden und sich nicht gehindert gesehen, auch außerhalb jener Grenzfälle über eine 


einigermaßen gute und glaubwürdige Ordnung für eine „verantwortliche Gesellschaft‘ mit 
nachzudenken. 
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5. Gegen diese erweiterte Öffentliche Wirksamkeit werden mannigfache Einwände erho- 
ben, die Anlaß geben, diesen Bereich kirchlicher Betätigung erneut systematisch zu durch- 
denken. Ein solcher Versuch ist in einem Zeitalter schneller Änderungen und laufenden 
Wechsels, in das wir eingetreten sind, mit Schwierigkeiten verbunden. Diese beruhen nicht 
allein darauf, daß herkömmliche, als gesichert erscheinende theologische und ethische Auf- 
fassungen strittig geworden sind. Heute steht die positive Mitarbeit der Christen bei der 
Gestaltung gesellschaftlich-politischer Tatbestände im Vordergrund. Diese erscheint in der 
theoretischen Besinnung schwieriger und problematischer als ein vom Glauben her gebote- 
nes „Nein“ zu einer offensichtlich verwerflichen staatlichen oder gesellschaftlichen Ent- 
wicklung. Dieses kann die Kirche eindeutig und mit größerem Nachdruck sprechen. Wenn 
sich die Kirche mit ihren Gliedern aber mitverantwortlich an der Gestaltung des öffentli- 
chen Lebens beteiligt, dann stößt sie auf Tatbestände, die häufig in hohem Maße komplex 
sind; die Entscheidung fällt hier vielfach nicht zwischen klaren Alternativen, sondern nach 
abwägenden Analysen als tastender Versuch von Korrekturen. 

6. Auf der anderen Seite erscheint gerade in einer demokratisch verfaßten industriellen 
Gesellschaft eine kirchliche Öffentlichkeitsarbeit als selbstverständlich. Die demokratische 
Ordnung ist auf den partnerschaftlichen Dialog zwischen den gesellschaftlichen Kräften an- 
gelegt und lebt davon, daß sich auch Kräfte ohne besonderes Eigeninteresse an der Suche 
nach der besten Entscheidung beteiligen. Daraus folgt, daß der Ansatz dieser Arbeit nicht 
rein negativ-kritisierend sein kann. Das könnte leicht als Hereinreden von außen empfun- 
den werden und reichte angesichts der komplizierten Probleme der modernen Gesellschaft 
nicht zu. 

7. Nicht daß sich die Kirche in den Dialog einschaltet, bedarf also von diesem Standpunkt 
aus einer Begründung, wohl aber, wie das geschieht und ob die Art und Weise der Rolle 
der Kirche in demokratischen Gemeinwesen entspricht. Bejaht man dies, so empfiehlt sich 
für die Stellungnahme zu den komplexen Problemen der modernen Gruppengesellschaft als 
besonders geeignet eine Form, die weniger mahnt als argumentiert. 

8. Insgesamt läßt sich beobachten, daß die Christenheit in den vergangenen Jahren mehr 
und mehr ein umfassendes Verständnis ihres Verkündigungsauftrages gewonnen hat und 
daß dessen Berechtigung heute im Grundsatz quer durch die kirchlichen Richtungen und 
quer durch die gesamte Ökonomie in ähnlicher Weise als selbstverständlich anerkannt wird 
wie etwa die kirchliche Diakonie. Auf der Genfer Weltkonferenz für „Kirche und Gesell- 
schaft‘ im Jahre 1966 wurden nicht nur die einzelnen Christen persönlich, sondern auch 
die Kirchen in fast provozierender Selbstverständlichkeit an ihre gesellschaftliche Mitver- 
antwortung erinnert. Die 4. Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen in 
Uppsala im Jahre 1968 nannte eine Fülle konkreter Aufgaben der Kirchen im Rahmen 
der Verpflichtung, für eine weltweite verantwortliche Gesellschaft und für weltweite wirt- 
schaftliche und soziale Gerechtigkeit einzutreten. Wie ernst das gemeint ist, zeigt folgender 
Satz aus dem Bericht der Sektion III: „Angesichts der Nöte der Welt selbstzufrieden zu 
sein bedeutet, der Häresie schuldig zu werden.“ 

9. Die folgenden Abschnitte befassen sich nacheinander mit den Fragen, ob und warum 
die Kirche sich zu gesellschaftlichen Problemen äußern soll, wer hier redet, wann und zu 
wem gesprochen wird und welche Gesichtspunkte maßgebend sein sollen. Hierbei wird 
unter Zusammenfassung der bisherigen Diskussion eine Linie skizziert, hinter welche nur 
noch unter Preisgabe bereits gewonnener Erkenntnisse zurückgegangen werden könnte. 
Der Beitrag ist in erster Linie zur innerkirchlichen Klärung, aber auch als Grundlage für 
das Gespräch mit anderen Personen und Gruppen der Gesellschaft gedacht. 


I. Warum soll und muß sich die Kirche zu politischen und gesellschaftlichen Fragen äußern? 


10. Die Legitimation der Kirche, sich zu politischen und gesellschaftlichen Fragen zu äu- 
ßern, beruht nach ihrem Selbstverständnis auf dem umfassenden Verkündigungs- und Sen- 
dungsauftrag ihres Herrn. Recht verstanden geht es nicht um einen kirchlichen „Anspruch“, 
sondern um ein „Ansprechen“ der Welt unter dem Anspruch Gottes und in Solidarität 

mit den Aufgaben und Nöten der Gesellschaft. Diese Solidarität folgt aus dem Gebot der 
Christusnachfolge, dem durch persönliche Liebestätigkeit allein nicht Genüge getan wird. 
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Dieses Ansprechen wird je nach der existentiellen Bedeutung der anstehenden Fragen von 
unterschiedlicher Gestalt und unterschiedlichem Gewicht sein müssen und dürfen: 

11. Es hat kirchliche Äußerungen gegeben, und es wird sie immer geben, die entschieden 
und verbindlich gegenüber jedermann ein eindeutiges ‚Nein‘ aussprechen zu Lehren oder 
Handlungen, deren Billigung in einer bestimmten geschichtlichen Situation der Verleug- 
nung des christlichen Glaubens gleichkommen würde (Status confessionis). Ein solcher ent- 
schiedener Widerspruch wird dann gefordert sein, wenn die Freiheit des Bekennens mit all 
seinen Konsequenzen oder das Menschsein des Menschen ernstlich in Frage gestellt ist. Je 
nach Lage kann das „Nein“ zugleich eine Skala positiver Möglichkeiten mit einem breiten 
Spielraum freisetzen. Im sozialethischen Bereich hat man diese Art von Äußerungen, die 
sich als Ungehorsam gegenüber dem Staat auswirken können, vielfach unter dem Begriff 
„Wächteramt‘‘ anzusprechen versucht. Dieser Begriff erscheint problematisch, wenn er 
das Verhältnis von Kirche und Staat nur als statisches Gegenüber umschreibt und den 
Eindruck erweckt, als werde nur nach draußen zu einer verlorenen Welt geredet. 

12. Der umfassende Verkündigungs- und Sendungsauftrag darf sich nicht auf jene Son- 
derfälle beschränken, in denen ein eindeutiges „‚Nein‘ der Kirche geboten ist. Vielmehr 
wird eine lebendige Gemeinde auch außerhalb des Bereichs dieser Sonderfälle weder ihre 
Glieder noch das Gemeinwesen, für das sie mit ihren Gliedern mitverantwortlich ist, sich 
selbst überlassen dürfen. Denn die Verkündigung hat in jeder Situation deutlich zu ma- 
chen, daß das Evangelium keine wirklichkeitsferne Heilsbotschaft ist. Zwar enthält die 
Heilige Schrift keine Weisungen über eine zeitlos gültige Ordnung der Gesellschaft. Auch 
werden Christen als tätige Glieder ihrer Gesellschaft immer wieder vor Entscheidungen 
stehen, in denen sie sich scheinbar ‚‚nur“ an Vernunft und Erfahrung verwiesen sehen. 
Aufgrund der in Jesus Christus geschehenen Versöhnung der Welt mit Gott ergeht aber 
die Weisung an die Christen, ihr Leben als versöhnte Menschen in Mitmenschlichkeit zu 
gestalten. Das schließt auch die Aufgabe ein, gemeinsam nach Bedingungen für eine rech- 
te Ordnung des menschlichen Zusammenlebens in der jeweiligen Gegenwart zu suchen. 
Die Ergebnisse dieses gemeinsamen Suchenswird die Kirche der Gesellschaft in Form ge- 
wissenhafter vernünftiger Argumentation vermitteln. Diese soll dazu anregen, in einer be- 
stimmten Richtung weiterzudenken und zu handeln, um die stets verbesserungsbedürftige 
Ordnung menschlichen Zusammenlebens fortzuentwickeln. Man kann diese Äußerungen 
als ein Reden mit den Menschen für den Menschen bezeichnen, das den in seiner Eigen- 
verantwortung respektierten Angesprochenen zu freiwilliger Anerkennung einladen will. 
Jedoch werden auch solche Ratschläge aus christlicher Verantwortung nicht unverbindlich 
in das freie Belieben des Angesprochenen gestellt (siehe dazu Ziffern 33f.). Wohl aber 
sind sie als Teil eines Dialogs dafür offen, durch weitere Überlegungen überholt zu werden. 

13. Notwendigkeit und Legitimation für eine solche erweiterte Öffentliche Wirksam- 
keit, die man als. Gruppenseelsorge oder auch als gesellschaftliche Diakonie bezeichnet 
hat, werden noch einsichtiger, wenn man sich die gesellschaftlichen Sachverhalte näher 
vergegenwärtigt: 

14. Die folgenreichsten gesellschaftlichen Entwicklungen geschehen heute zumeist so, 
daß sie keine Gelegenheit geben, ein eindeutiges „Nein“ angesichts von klaren Unrechts- 
situationen zu sagen. Kommt es zu solchen Situationen, so sind sie häufig die Folge ei- 
ner längeren und komplizierten Entwicklung, die keinen einfachen Weg zurück offenläßt. 
Deswegen darf die Kirche nicht warten, bis sie ein „Nein“ sprechen muß, sondern sie 
muß die Entwicklungen mitdenkend begleiten und dabei deutlich machen, wie christliche 
Verantwortung zu ihrer Korrektur und Beeinflussung wahrgenommen werden kann. 

15. Gerade in der modernen Industriegesellschaft wird der Entscheidungsspielraum des 
einzelnen Menschen von den Entscheidungen anderer Menschen mitbeeinflußt und ist von 
ihnen abhängig. Auch diejenigen, die in hervorgehobener politischer Verantwortung stehen, 
sind in ein Geflecht von Zusammenhängen eingebunden, das ihnen viele Entscheidungen — 
nicht im Sinne eines Sachzwanges, wohl aber als Folge genereller Vorentscheidungen — 
aufnötigt oder abnimmt. Deswegen reicht es nicht aus, das Gewissen derer zu schärfen, 
die für verantwortlich gehalten werden. Die Willensbildung, besonders in der von industri- 
ellen Arbeitsformen geprägten Gruppengesellschaft, erfordert einen Dialog zwischen den 
gesellschaftlichen Kräften und Gruppen. Wesentlich erscheint dabei auch die heute nahezu 
allgemeine Einsicht, daß die Gesellschaft nicht nur durch staatliche Organe gestaltet wird. 
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Vielmehr üben oft auch andere Kräfte, deren Machtmittel nicht selten äußerst wirksam 
sind, einen großen Einfluß auf die gesellschaftlichen Verhältnisse aus. 

16. Ohne ein Zusammenwirken mit anderen ist heute ein einzelner weniger denn je in 
der Lage, allgemeine Übelstände abzustellen, gerechtere Verhältnisse herzustellen und kom- 
plexen Notständen zu wehren. Diese Tatsache enthebt aber weder den einzelnen Christen 
noch die ganze Kirche der Mitverantwortung. Wo Aufgaben nur in gemeinsamen Überle- 
gungen richtig erkannt, verteilt und wahrgenommen werden können, ist es eine unum- 
gängliche Pflicht, diese Verantwortung gemeinsam wahrzunehmen. Gerade in dieser Situa- 
tion soll die Kirche zeigen, daß die Entwicklung der Gesellschaft den Einflüssen machtvol- 
ler Gruppeninteressen nicht einfach ausgeliefert ist, sondern daß es möglich ist, im Wirken 
für Gerechtigkeit und Frieden zu der gemeinsamen Willensbildung aus christlicher Verant- 
wortung beizutragen. Gesellschaft und Staat sind darauf angewiesen, daß an dem Dialog 
zwischen den gesellschaftlichen Gruppen auch Kräfte teilnehmen, die an dem Ergebnis 
kein unmittelbares Eigeninteresse haben. Es geht nicht an, daß z.B. für Fragen der sozia- 
len Sicherheit nur die Sozialpartner — Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände — wirk- 
sam werden, für Fragen der künftigen landwirtschaftlichen Struktur nur die Bauernverbän- 
de, für die Zukunft der Ostgebiete des ehemaligen Deutschen Reiches nur die Vertriebe- 
nenverbände. 

17. Angesichts der Entwicklungstendenzen komplexer gesellschaftlicher Sachverhalte ge- 
nügt es nicht, allgemein auf die Notwendigkeit verantwortlichen Handelns und Zusammen- 
wirkens hinzuweisen. Zusammenarbeit und gemeinsame Verantwortung können nur kon- 
kret geweckt werden. Dabei kann sich die Kirche nicht allein auf Stellungnahmen beschrän- 
ken. Es reicht nicht aus, die Zusammenhänge aufzudecken und die Verantwortung in ihnen 
sichtbar zu machen. Im Gegenteil: Damit beginnt erst die eigentliche Aufgabe. In den 
vorhandenen harten Interessengegensätzen können aus Gruppenegoismus leicht Rechtha- 
berei und Rücksichtslosigkeit entstehen. Können die Gruppeninteressen nicht befriedigt 
werden, dann droht Resignation und Verbitterung. Die Bereitschaft zum Aufeinanderhören 
erlahmt. Sie ist aber unerläßlich, wenn eine Stellungnahme zu verantwortlichem Mitdenken 
führen soll. Hier hilft kein distanzierter Appell an Einsicht und Vernunft, sondern nur der 
nachgehende Dienst an einzelnen und Gruppen in Weiterentwicklung der seelsorgerlichen 
Aufgabe der Kirche. Daher darf die Kirche sich nicht darauf beschränken, den einzelnen 
in seiner Privatsphäre anzureden. Sie muß Dienste entwickeln, die den verschiedenen Le- 
bensbereichen mit ihren jeweiligen Sachproblemen und Strukturschwierigkeiten zugewandt 
und deren Mitarbeiter dafür zugerüstet sind. 


Mißverständnisse und Einwände: 


18. Kirchliche Äußerungen zu politischen oder gesellschaftlichen Fragen begegnen auch 
heute noch Mißverständnissen und prinzipiellen Einwänden: 

19. Es werden Bedenken im Namen einer verkürzten, sozialethisch mißverstandenen 
Zwei-Reiche-Lehre erhoben. Dabei wird meist übersehen, daß auch Luther und Calvin 
bei vielen Anlässen zu politischen und ökonomischen Fragen Stellung genommen haben. 
Sie ließen bei Anerkennung aller Unterschiedlichkeit' von Kirche und Staat keinen Zwei- 
fel daran, daß beide Bereiche nur einen Herrn haben. Im gleichen Sinne hat die Barmer 
Erklärung 1934 gut reformatorisch von dem kräftigen Anspruch Gottes auf unser ganzes 
Leben gesprochen und die Ansicht, es gebe Bereiche des Lebens, in denen wir nicht Jesus 
Christus, sondern anderen Herren zu eigen wären, als „falsche Lehre“ verworfen. 

20. Damit ist zugleich ein frommes Laissez-faire abgewiesen, wie es in solchen Kreisen 
vertreten wird, die zwar für das persönliche Leben, für den Bereich der „Individualethik“, 
ein frommes, Gott wohlgefälliges Leben fordern, es aber nicht als einen christlichen Auf- 
trag betrachten, sich in politischen und gesellschaftlichen Fragen zu engagieren. Die An- 
sicht, dieser Rückzug auf die „innere Linie“ sei unpolitisch, ist eine Selbsttäuschung. 
Christliche Existenz ohne politische Relevanz gibt es nicht. Auch wäre ein Glaube, der 
den Menschen in den Bedrängnissen des Vorletzten nur auf das Letzte verweist und der- 
gestalt die konkrete politische und wirtschaftliche Verantwortung entwertet, tatsächlich 
„illusionärer Glaube‘, „Opium des Volkes“. Mit Recht heißt es in dem erwähnten Genfer 
Bericht: 
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21. „Die Christen sind von Gott zur Erfüllung einer Mission in der Welt berufen worden, 
und der Gehorsam gegenüber dieser Berufung bedeutet volle Beteiligung am Leben der 
Welt. Sie tragen Verantwortung als Bürger, und keine noch so starke Besinnung auf die 
ewige Bestimmung des Menschen kann als Mittel verwendet werden, der Verantwortung 
für sein zeitliches Wohl auszuweichen. Es genügt für Christen nicht, danach zu streben, 
Seelen zu retten und den individuellen Charakter zu verbessern in der Meinung, daß gute 
Leute eine gute Regierung schaffen werden. Christen müssen sowohl ein Interesse für die 
Strukturen der Gesellschaft als auch für die sittliche Qualität des einzelnen haben. Sie 
sind bereits bewußt oder unbewußt, mit Absicht oder zufällig in das politische Leben der 
Gesellschaft einbezogen; aber es ist geboten, daß diese Einbeziehung zu einer bewußten 
und verantwortlichen Beteiligung in dem Maße wird, wie es die jeweilige Situation erlaubt. 
Dieses Gebot lehnt ein Verständnis des christlichen Lebens als ‚Abgewandtheit‘ von der 
Welt oder vom politischen Leben als einer ‚unangemessenen Sphäre‘ für christliche Anwe- 
senheit ab.“ 

22. Noch eindringlicher mahnte die Vollversammlung in Uppsala in ihrer Schlußbot- 
schaft. Sie ruft dabei zu einem verantwortungsbewußten Verhalten auf, das notfalls auch 
radikale Umwälzungen einschließt, ohne dabei einem illusionären Utopismus oder einer 
anarchistischen Revolutionshaltung das Wort zu reden: 

23. ‚„‚Weil Christus eure schuldhafte Vergangenheit auf sich nimmt, macht der Heilige 
Geist euch frei zum Dasein für andere. Lebt jetzt schon in meinem Reich in froher 
Anbetung und in wagemutigem Handeln. Unser Herr spricht: ‚Siehe, ich mache alles neu.‘ 

Im Vertrauen auf Gottes erneuernde Kraft rufen wir euch auf: Beteiligt euch an dieser 
Vorwegnahme des Reiches Gottes und laßt heute schon etwas von der Neuschöpfung 
sichtbar werden, die Christus an seinem Tag vollenden wird.‘‘ 

24. Gegen kirchliche Äußerungen wird ferner geltend gemacht, Aufgabe der Kirche sei 
„die Predigt des reinen Evangeliums‘, die evangelische Kirche sei ‚‚die Kirche des zeitlo- 
sen Schriftwortes‘‘. Diese Argumentation erinnert an Stimmen, die der Kirche die Vor- 
bereitung auf das Jenseits, dem Staat die Gestaltung des Diesseits zuweisen wollen. Sie 
verkennt, daß die Predigt des Evangeliums die Welt verändert und zur Nachfolge auch im 
Bereich des mitmenschlichen Zusammenlebens aufruft. Zu dieser Nachfolge gehört das 
Nachdenken und Mitdenken über die Stellung und den Beitrag des Christen in Fragen 
des öffentlichen Lebens. Da es daran oft gefehlt hat, kommt es dazu, daß die Predigt 
des Evangeliums immer wieder in unreflektierter Selbstverständlichkeit von nationalen, 
konservativen, patriarchalischen, bürgerlichen, liberalen und sozialistischen Ideen oder 
auch von einer landläufigen ‚christlichen Moral‘ verfälscht wird. 

25. Ein weitverbreitetes Argument gegen politische und gesellschaftliche Äußerungen der 
Kirche bezieht sich auf Eigengesetzlichkeiten und Sachzwänge des politischen, wirtschaft- 
lichen und technischen Geschehens. Dieser Einwand rührt an die Grundlage jeder Ethik; 
denn wenn die Geschichte nach ehernen unausweichlichen Gesetzmäßigkeiten abliefe, dann 
wären ethische Überlegungen sinnlos. Dem kann eine Kirche, die den lebendigen Gott ver- 
kündet, niemals zustimmen. Das Vorhandensein von Zwangsläufigkeiten läßt sich zwar 
nicht leugnen. Es ist auch selbstverständlich, daß die Sozialethik die Forschungen der 
Gesellschaftswissenschaften über derartige Zusammenhänge zu berücksichtigen hat. Aber 
es ist eine Aufgabe von hoher ethischer Bedeutung, die Ursachen, Bedingungen und Aus- 
wirkungen der jeweiligen Geschehensabläufe aufzudecken, über Wege zu ihrer Beeinflus- 
sung nachzudenken und scheinbaren Sachzwänge gegenüber die Freiheit des Menschen 
zur verantwortlichen Entscheidung ins Spiel zu bringen. Solche Entscheidungen können 
in ihren Konsequenzen Geschehensabläufe grundlegend verändern. Oft wird das Argu- 
ment der Sachgesetzlichkeit gerade dann von Praktikern in Politik und Wirtschaft als 
Vorwand gebraucht, wenn man das Gebotene und auch Mögliche unterläßt, weil man 
es in Wahrheit nicht will. 

26. In diesem Zusammenhang wird der Kirche oft Sozialromantik und Mangel an Sach- 
verstand vorgeworfen. Dieser Vorwurf paart sich verschiedentlich mit einem Konservati- 
vismus, der die Möglichkeiten unterschätzt, geschichtliche Wandlungen herbeizuführen, 
oder mit Vorstellungen von Zwangsläufigkeiten, die nur noch von der Wissenschaft er- 
kannt, aber nicht mehr durch Entscheidungen verändert werden könnten. Solche Vor- 
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stellungen verkennen die Chancen, die einer Politik und Sozialpädagogik auf lange Sicht, 
über kurz- und mittelfristige Aktionen hinaus, gegeben sind. Selbstverständlich gibt es 
auch in der Kirche immer wieder sachkundiges Reden, das keine gangbaren Wege weist. 
Wo aber in der Kirche anerkannte Sachkenner verschiedener Richtungen ihre gegenseiti- 
gen Argumente offen im Geiste christlicher Verantwortung abwägen und nach langer 
Arbeit oft zu einem gemeinsamen Ergebnis kommen, ist dieser Vorwurf unberechtigt. 
Solche Kritik richtet sich in Wahrheit selbst. Das Bemühen um umfassende Sachkunde 
begründet für sich allein noch nicht die Kompetenz christlicher Mitverantwortung, ge- 
hört aber zu ihrer Wahrnehmung unabdingbar hinzu. 

27. Es gibt ferner eine Vielzahl an Vorwürfen, die sich dahin zusammenfassen lassen, 
die Kirche gebe Erkenntnisse, Programme oder Positionen preis, die von denen, die sie 
vertreten, als unaufgebbar angesehen werden. Vielfach wurzeln diese Vorwürfe in be- 
stimmten idealistischen, moralistischen oder kulturkritischen Vorstellungen oder in per- 
sönlichen Erfahrungen und Interessen. Demgemäß handelt es sich in Wahrheit nicht um 
einen prinzipiellen Widerspruch gegen den Öffentlichkeitsauftrag der Kirche als solchen, 
sondern darum, daß zu der jeweiligen Sachfrage eine gegenteilige Auffassung vertreten 
wird. Solche gegenteiligen Auffassungen können in der Kirche Anlaß sein, den eigenen 
Standpunkt erneut kritisch zu bedenken und insbesondere zu überprüfen, ob die eigenen 
Außerungen im Evangelium und in einer Einsicht in die Sachverhalte oder in ideologi- 
schen Positionen oder Gegenpositionen beruhen. Es ist aber unbegründet, die Berechti- 
gung der kirchlichen Öffentlichkeitsarbeit nur deshalb anzuzweifeln und den Vorwurf 
der Grenzüberschreitung nur deshalb und nur dann zu erheben, weil und wenn man 
mit dem, was die Kirche als Kritik und Empfehlung vorträgt, nicht einverstanden ist. 


II. Wer redet? 


28. In der Nachkriegszeit haben nicht nur kirchenamtliche Organe wie Kirchenleitun- 
gen oder Synoden aus eigener Initiative oder auf Anregung hin selbständig Erklärungen 
beraten und beschlossen. Vielmehr gingen Stellungnahmen auch aus der Arbeit von 
Kirchentagen, Akademien, kirchlichen Werken oder freien kirchlichen Gruppen hervor. 
Ebenso veröffentlichten einzelne Christen mit oder ohne kirchenamtliche Funktionen 
Stellungnahmen. Die Kirchenordnungen ließen genügend Spielraum dafür, daß sich in 
Weiterbildung synodaler Strukturen neue Formen der Zusammenarbeit entwickelten, 
indem sich kirchliche Mitarbeiter, interessierte Christen und anerkannte Fachleute zu 
gemeinsamen Beratungen zusammenfanden. Derart zusammengesetzte Kommissionen 
wurden in wachsendem Umfang namentlich mit Beratung und Vorbereitung von Denk- 
schriften beauftragt, während die kirchenleitenden Organe — teils mit, teils ohne aus- 
drückliche Billigung des Inhalts — deren Veröffentlichung verantworteten. 

29. Die Frage, ob und inwieweit solche Stellungnahmen als kirchliche Stellungnahmen 
zu betrachten sind, ist immer wieder erhoben worden und bedarf der Klärung. Für legi- 
times kirchliches Reden ist immer entscheidend, daß in ihm der Auftrag der Kirche, 
die Verkündigung des Willens Gottes in der jeweiligen Zeit, zum Ausdruck kommt. Die 
geistliche Legitimität kirchlichen Redens kann deswegen nicht in erster Linie von der 
verbandsrechtlichen Bevollmächtigung der Redenden abhängig sein. Nicht selten haben 
sich in der Kirchengeschichte einzelne Menschen ohne jeden amtlichen Auftrag als die 
eigentlich legitimen Sprecher der Kirche erwiesen. Daher ist es bei kirchlichem Reden 
erforderlich, immer zuerst nach dem rechten Inhalt des Gesagten und nicht nach der 
amtlichen Legitimation der Redenden zu fragen. Dies erscheint vielen schwer begreiflich 
in einer Gesellschaft, in der es legitimes und oft geübtes Recht von Gruppen und Inter- 
essenverbänden ist, verbindliche Stellungnahmen zu öffentlichen Angelegenheiten durch 
ihre Organe und Funktionäre abzugeben. Im einzelnen muß unterschieden werden zwi- 
schen Äußerungen kirchenrechtlicher Art und solchen mit Verkündigungscharakter: 

30. Wo sich die Kirche als Verband unter Verbänden, als Körperschaft unter Körper- 
schaften im Rechts- und Geschäftsverkehr äußert, ist es für die Rechtsverbindlichkeit 
dieser Äußerungen entscheidend, ob sie von den nach der Kirchenordnung zuständigen 
Organen verantwortet werden. Dies ist beispielsweise erforderlich, wenn die Regelung 
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des Verhältnisses von Staat und Kirche, die Staatsleistungen an die Kirche, das Kirchen- 
steuerrecht, die staatliche Beurkundung von Kirchenaustritten und ähnliches verhandelt 

werden und ebenso für die innerkirchliche Rechtssetzung, wie zum Beispiel das kirchli- 

che Mitgliedschafts-, Haushalts- oder Beamtenrecht. Alle Äußerungen in diesem Bereich 
finden ihre innere Berechtigung und ihre Grenzen darin, daß sie ihrerseits der Erfüllung 

des eigentlichen Verkündigungs- und Sendungsauftrages dienen. 

31. Anders ist es bei solchen kirchlichen Äußerungen, die im Rahmen des der Christen- 
heit gegebenen geistlichen Auftrages als Verkündigung und Ratschlag zu politischen und 
gesellschaftlichen Fragen erfolgen. 

32. Es ist unbestritten, daß die Sorge für die Verkündigung des Evangeliums durch Wort 
und Sakrament nicht allein den kirchenamtlichen Organen wie Synoden und Kirchenlei- 
tungen vorbehalten, sondern Auftrag an die ganze Kirche mit allen ihren Amtern und 
Gliedern ist. Diese Verkündigung geschieht in Gottesdiensten, Gemeindekreisen, Akade- 
mien, Fakultäten, also überall dort, wo sich Christen um das Wort Gottes versammeln. 
Für Stellungnahmen zu gesellschaftlichen und politischen Fragen kann nichts grundsätz- 
lich anderes gelten; denn auch sie finden Begründung und Rechtfertigung gerade darin, 
daß sie in Bezug zu der Verkündigung des Wortes Gottes stehen, das in seiner Wirkung 
in alle Bereiche und damit auch in die Gestaltung gesellschaftlicher und politischer 
Verhältnisse hineindringt. Entscheidend für die Kirchlichkeit einer Äußerung ist allein 
deren Schrift- und Sachgemäßheit, die sich im Vollzug bewähren und erweisen muß 
(siehe dazu die Ziffern 61ff.). In diesem Sinne hat es schon bedeutungsvolle kirchliche 
Stellungnahmen gegeben, die nie von einem verfassungsmäßigen Organ der Körperschaft 
Kirche verabschiedet wurden. 

33. Auch Verbindlichkeit und Autorität einer kirchlichen Äußerung zu gesellschaftlichen 
und politischen Fragen bestimmen sich allein danach, ob die Äußerung schrift- und sach- 
gemäß und darin überzeugend ist. Ebensowenig wie die Predigt eines Bischofs authenti- 
schere und verbindlichere Auslegung des Evangeliums ist als die Predigt eines Gemeinde- 
pfarrers, ebensowenig ist eine kirchliche Äußerung zu gesellschaftlichen und politischen 
Fragen allein deshalb authentischer und verbindlicher als die Stellungnahme eines Ge- 
meindekreises oder einzelner Christen, weil sie von einer Kirchenleitung oder einer Syno- 
de verabschiedet worden ist. Im Vergleich zu den erwähnten verbandspolitischen Stellung- 
nahmen spricht hier die Kirche rechtlich unverbindlich, weil sie nicht als rechtliche Kör- 
perschaft für ihre Mitglieder auftreten und diesen nicht ex cathedra eine lehramtliche 
Entscheidung vorschreiben kann. Zugleich spricht hier die Kirche sachlich verbindlicher, 
weil und soweit ihre Äußerung in Beziehung steht zu dem Anspruch des Evangeliums 
und zu der Entscheidung auffordert, diese Rede als mit dem Gebot Gottes und gewissen- 
haft angewandter Vernunft übereinstimmend anzunehmen oder sie als nicht übereinstim- 
mend abzulehnen. 

34. Diesem Verständnis würde es nicht entsprechen, wollte man die Verbindlichkeit 
kirchlicher Äußerungen in erster Linie davon abhängig machen, daß sie einheitlich oder 
einmütig ergehen. Das kann ebensowenig vorausgesetzt werden, wie für die sonntägliche 
Textauslegung eine Einheitspredigt vorgeschrieben werden kann. So kann es zu einer 
beträchtlichen Vielgestaltigkeit an kirchlichen Äußerungen zu gesellschaftlichen und poli- 
tischen Problemen kommen, wobei sich Minderheitenvoten als notwendig erweisen kön- 
nen und sich widerstreitende Stellungnahmen nicht ausschließen lassen. Einmütigkeit ist 
nicht institutionell gesichert, sondern als Aufgabe gestellt. Wo allerdings das Bemühen, in 
gemeinsamer Beratung zu einem Konsensus zu finden, unterlassen wird, liegt die Frage 
nahe, ob wirklich die Kirche spricht. Denn ebenso wie die Kirche ständig um den Kon- 
sensus in Wortverkündigung und Glaubenslehre zu ringen hat, so muß auch jede sozial- 
ethische Außerung von dem Trachten nach einem Konsensus gekennzeichnet sein. 

35. Die vorstehenden grundsätzlichen Erwägungen über Kirchlichkeit, Verbindlichkeit 
und Autorität kirchlicher Außerungen schließen ein, daß auch zu gesellschaftlichen und 
politischen Fragen solche Außerungen anzustreben sind, die von kirchenleitenden Orga- 
nen verantwortet werden. Keinesfalls darf aus den bisherigen Erwägungen der Schluß ge- 
zogen werden, daß diese Organe davon entbunden wären, ihrerseits für ein schrift- und 
sachgemäßes Reden der Kirche Sorge zu tragen. Sie sind berufen, darüber zu wachen, 
daß kirchliche Außerungen ebenso von dem Bemühen nach einem Konsensus wie durch 
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eine präzise, die Gewissen weckende sachliche Aussage gekennzeichnet sind. Um dieses 
Bemühen zu fördern und zu sichern, müssen die Verfahren geordnet werden, nach denen 
solche Außerungen beraten, beschlossen und von kirchenleitenden Organen verantwortet 
werden. Die Glaubwürdigkeit solcher Äußerungen und ihre Wirkung in der Öffentlichkeit 
wird entscheidend davon abhängen, ob das Verfahren in der rechten Weise gestaltet ist. 

Es ist dabei ein größtmögliches Maß an Objektivität, Sachkunde und theologischer Sorg- 
falt anzustreben. Schon in der Art, wie eine Zusammenschau der verschiedenen Gesichts- 
punkte versucht und diese mit dem Wort der Heiligen Schrift konfrontiert wird, soll die 
Wirkung solcher kirchlichen Verlautbarungen liegen, nicht aber in der kirchenamtlichen 
Beglaubigung als solcher. Auch bei der Entscheidung über die Zusammensetzung der 
Kommissionen und Kammern sowie bei der Beiziehung beratender Fachleute muß das 
Bestreben deutlich werden, die wichtigsten Meinungen und Interessen in der Beratung 

zu Gehör zu bringen (siehe auch Ziffer 70 und 71). Nur sofern die Öffentlichkeit aus ge- 
machter Erfahrung damit rechnen kann, daß die leitenden kirchlichen Gremien besonders 
sorgfältig vorgehen, wo es sich um die Bestellung von Fachausschüssen und die Erarbeitung 
kirchlicher Stellungnahmen zu Öffentlichen und gesellschaftlichen Fragen handelt, vermutet 
sie auch ein besonderes sachliches und theologisches Gewicht. 

36. Deswegen wäre es auch unberechtigt, wenn die Beratungsergebnisse von Arbeitskrei- 
sen, die durch kirchenleitende Organe eingesetzt würden, in der Öffentlichkeit als Privat- 
arbeit einzelner abgewertet würden. Gerade die Tatsache, daß kirchenleitende Organe sol- 
che Stellungnahmen nicht selbst ausarbeiten, sondern von fachkundigen Kreisen ausarbei- 
ten lassen, macht häufig die Bedeutsamkeit ihrer Ergebnisse aus. Bei stark umstrittenen 
Fragen von Öffentlicher Bedeutung kann es unerläßlich sein, daß kirchenleitende Organe 
erkennbar machen, welche Stellungnahmen in ihrem Auftrag erarbeitet wurden. Das gilt 
auch dann, wenn einzelne Mitglieder der kirchenleitenden Organe sich nicht in allen Teil- 
fragen solcher Stellungnahmen als sachkundig oder als einverstanden erklären können. 

37. Vielfach wurden kirchliche Erklärungen, Eingaben und Denkschriften — wie er- 
wähnt — von kirchlichen Leitungsgremien bekanntgegeben und damit vor der Öffentlich- 
keit verantwortet. Damit eine solche Veröffentlichung möglich wird, muß naturgemäß bei 
den Organen, die solche Äußerungen verantworten, zunächst ein Konsensus wenigstens der 
Mehrheit der Mitglieder erreicht werden. Kirchliche Äußerungen erlangen auf diese Weise 
faktisch größere Wirksamkeit und ein gesteigertes Gewicht für die Öffentlichkeit. Diese ge- 
steigerte Bedeutung erklärt sich aus der Achtung vor der Autorität und dem verfassungs- 
mäßigen Auftrag kirchenleitender Organe und beruht sachlich auf deren erhöhter Verant- 
wortlichkeit, die — wie bereits ausgeführt — nicht als lehramtliche Verbindlichkeit miß- 
zuverstehen ist. Die erhöhte Verantwortlichkeit kirchenleitender Organe und ebenso der ver- 
breitete Irrtum, deren Äußerungen seien von größerer Verbindlichkeit als andere Verkündi- 
gung des Wortes Gottes im Bereich der Kirche, verpflichten diese Organe, die Wirkungen 
ihrer Veröffentlichungen besonders sorgfältig zu bedenken. In besonders gelagerten Einzel- 
fällen können kirchenleitende Organe die Veröffentlichung einer kirchlichen Äußerung den- 
jenigen Gremien übertragen, die mit der Ausarbeitung beauftragt waren. 

38. Die Vollversammlung in Uppsala wies in ihrer Würdigung der Genfer Weltkonferenz 
für Kirche und Gesellschaft auf diein Genf angewandte Methode hin, die es ermögliche, in 
gemeinsamen Diskussionen und Äußerungen über die bereits erreichten offiziellen Positio- 
nen hinauszukommen: Bei der Genfer Weltkonferenz habe es sich um eine offiziell einbe- 
rufene Gruppe gehandelt, die aufgefordert worden sei, sich inoffiziell zu äußern. Die Auto- 
rität der Äußerungen solcher Gruppen liege allein in dem ihnen innewohnenden Gewicht. 
Doch gäben sie oft kirchenamtlichen Stellen den Anstoß, neue Bereiche des Überlegens und 
Handelns zu betreten, und bereiteten diese vor, in neue Formulierungen einzustimmen. Die- 
ser Prozeß sei für die Freiheit der Kirche wesentlich. 

39. Das rechte Verhalten gegenüber so verstandenen kirchlichen Äußerungen besteht we- 
der in einer kritiklosen Hinnahme noch in einer voreiligen Distanzierung, sondern in ver- 
antwortungsbewußter Auseinandersetzung, die die Argumente ernst nimmt und kritisch 
prüft. Diese Auseinandersetzung nach einer Veröffentlichung soll nichts anderes sein als die 
Fortsetzung des Bemühens, in den betreffenden Fragen zu einer Übereinstimmung in gegen- 
seitiger Verständigung zu kommen. Das Gespräch nach der Veröffentlichung kann auch 
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den Stellungnahmen gegenüber, die mit größter Sorgfalt ausgearbeitet wurden, neue 
Gesichtspunkte bringen. Es kann sich daraus ein schweres, vielleicht sogar erbittertes Rin- 
gen um den Nachweis der Schrift- und Sachgemäßheit solchen kirchlichen Bemühens erge- 
ben. Das kann für die Kirche und auch für die Gesellschaft fruchtbarer sein als die erreichte 
Übereinstimmung, die Voraussetzung für die Veröffentlichung war. Die Veröffentlichung 
einer kirchlichen Denkschrift bildet daher zwar einen sehr wichtigen Abschnitt in dem | 
kirchlichen Bemühen um ein helfendes, Wege weisendes Wort in der heutigen Welt. Sie ist 
aber letztlich nur der hervorgehobene Teil einer schon vorher begonnenen und nunmehr 
in größerer Breite fortzusetzenden Anstrengung. Sie soll eigene Überlegungen und Ent- 
schlüsse der Angeredeten in Gang setzen. Diese können über die in der Denkschrift nieder- 
gelegten Erkenntnisse hinausführen und sie gegebenenfalls berichtigen. 


Mißverständnisse und Einwände: 


40. Wenn die bisherigen Erwägungen zutreffen, dann erweisen sich mancherlei Einwände 
gegen kirchliche Äußerungen als Mißverständnisse: 

41. Der Vorwurf, die Kirche gefährde durch Äußerungen zu gesellschaftlichen und poli- 
tischen Fragen ihre Einheit, wird dem Selbstverständnis der Kirche und ihrem Auftrag 
nicht gerecht. Wenn die Kirche wirklich dem Auftrag ihres Herrn nachkommt, dann hat 
sie es diesem ihrem Herrn anzubefehlen, wozu er ihr Zeugnis hinsichtlich der organisato- 
rischen Einheit und Zukunft seiner Kirche gebrauchen will. Selbstverständlich wird sich in 
der Kirche jede Gruppe um einen vorbildlichen Umgang mit Andersdenkenden sowie dar- 
um bemühen müssen, im gemeinsamen Zeugnis die Einheit des Glaubens zu bekunden. 
Aber kirchliche Einheit kann nicht dadurch erhalten werden, daß sich die Kirche auf 
„todrichtige‘‘ allgemeine Äußerungen beschränkt, die der nahezu einmütigen Zustimmung 
sicher sind, weil sie keine Konsequenzen für das Verhalten in Politik und Gesellschaft er- 
kennen lassen. Kommt es über kirchliche Äußerungen zu Auseinandersetzungen um ihre 
Schriftgemäßheit und Sachgemäßheit, so ist ein sachbezogener Widerspruch keine un- 
christliche Haltung, sondern um so mehr geboten und um so fruchtbarer, je überzeugen- 
der er die Kirche an ihren Auftrag erinnert und je mehr er sich seinerseits von den gängi- 
gen Mißverständnissen freihält. 

42. Mitunter wird die gesellschaftliche Mitverantwortung des einzelnen Christen bejaht, 
die der Kirche hingegen verneint. Es ist unbestritten, daß jeder einzelne Christ als Staats- 
bürger gehalten ist, sich politisch zu informieren und sich bis hin zur Mitarbeit in Verbän- 
den, Parteien oder Staatsorganen an der politischen Willensbildung zu beteiligen. Von dieser 
gesellschaftlichen und politischen Mitverantwortung des einzelnen Christen ist diejenige 
der Kirche zu unterscheiden. Dieser Unterschied ist aber keinesfalls derart, daß die Kirche 
entgegen den bisherigen Überlegungen es ausschließlich ihren Gliedern überlassen dürfte, 
zu gesellschaftlichen und politischen Fragen Stellung zu nehmen. Zwar wird sich die Kirche 
ihrerseits im Unterschied zum einzelnen um so mehr Zurückhaltung auferlegen, je mehr es 
um die Beurteilung solcher Sachverhalte geht, die keine besonderen ethischen Probleme 
aufwerfen. Es lassen sich aber nicht Bereiche abgrenzen, wo nur der einzelne Christ oder 
wo auch die Kirche zur Wahrnehmung der Mitverantwortung aufgefordert ist. Die Ansicht, 
daß kirchliche Äußerungen stets vor dem Bereich sogenannter Ermessensentscheidungen 
haltmachen müßten, würde jeden seelsorgerlichen Rat der Kirche, ja jede zeitnahe Predigt 
in Frage stellen. In jeder Konkretisierung des Wortes Gottes ist eine Beurteilung der zeit- 
bedingten Sachverhalte mit einbeschlossen. Umgekehrt gibt es keine den Menschen betref- 
fende Entscheidung in dieser Welt, die nicht unter bestimmten Umständen zum Ausdruck 
einer Glaubensentscheidung werden könnte, 

43. Angesichts des Vorwurfs kirchlicher Interessenpolitik kann nicht streng genug unter- 
schieden werden zwischen Stellungnahmen, in denen die Kirche legitimerweise ebenso wie 
andere Verbände zur Wahrung eigener Interessen vorstellig wird, und Äußerungen zu ge- 
sellschaftlichen und politischen Problemen aus christlicher Verantwortung. Es ist freilich 
nicht zu verkennen, daß bereits das Verhalten der Kirche im Bereich eigener Interessen- 
wahrung allgemeine gesellschaftspolitische Auswirkungen haben kann. Und weil es auch in 
diesem Bereich kirchliche Außerungen gibt, wird die Kirche auch bei anderen Äußerungen 
immer wieder dem Vorwurf begegnen, sie verfolge im Grunde dort ebenfalls ihre eigenen 
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Vorteile, indem sie etwa Öffentliches Ansehen erhalten oder wiedergewinnen wolle. Durch 
solche Kritik sollte sich die Kirche nicht entmutigen, wohl aber daran erinnern lassen, 
daß kirchliche Verbandsinteressen nicht zu einem Verhalten verleiten dürfen, das dem 
Dienstcharakter ihrer öffentlichen Wirksamkeit widerspricht. Für den Außenstehenden 
muß erkennbar bleiben, daß nicht eine sogenannte christliche Gesellschaftsordnung auf 
Kosten Andersdenkender erstrebt wird, daß vielmehr das Ansprechen der Welt in der Ver- 
kündigung dazu einlädt, sich das Gesagte zu eigen zu machen, und als Ratschlag dialogi- 
scher Beitrag im Prozeß der Entscheidungsbildung sein will. Diese Zielrichtung würde ver- 
deckt und der Vorwurf der Klerikalisierung zu Recht herausgefordert, wenn die Kirche 
ein Maximum an institutioneller Sicherheit und politischem Einfluß anstreben und zu- 
gleich ihre Außerungen gegen öffentliche Kritik abschirmen wollte. Im übrigen läßt sich 
nicht bestreiten, daß gerade die Verfälschung des kirchlichen Auftrags im Laufe der Jahr- 
hunderte immer wieder schonungslose Selbstkritik erfahren hat. 


II. Zu wem wird gesprochen? 


44. Schon aus den bisherigen Überlegungen geht hervor, daß kirchliche Äußerungen nach 
Richtung und Absicht verschiedene Ziele verfolgen und verschiedene Adressaten ansprechen: 

45. Zunächst zielen kirchliche Äußerungen auf eine innerkirchliche Klärung und Besinnung. 
Das ist schon deshalb erforderlich, weil auch auf dem Feld der Ethik sich neue theologische 
Einsichten geltend machen und weil angesichts der raschen Veränderung der gesellschaftlichen 
und politischen Gegebenheiten die überlieferten Vorstellungen allein nicht mehr genügen. 
Diese innerkirchliche Zielsetzung darf nicht vernachlässigt werden, weil das Wirksamwerden 
kirchlicher Äußerungen wesentlich davon abhängt, daß sie von den Gemeinden aufgenom- 
men und entweder in eigener Verantwortung oder durch Einflußnahme auf die in Politik 
und Wirtschaft Verantwortlichen praktiziert werden. 

46. Zum anderen leisten kirchliche Stellungnahmen einen Beitrag zur öffentlichen Dis- 
kussion bestimmter Fragen; sie versuchen, die Bewußtseins- und Meinungsbildung zu be- 
einflussen, vergessene oder verdeckte Zusammenhänge zur Sprache zu bringen und vor al- 
lem Denkanstöße zu vermitteln. Da alle gesellschaftlich etablierten Gruppen zur ideologi- 
schen und moralischen Selbstrechtfertigung neigen und da das offene Gespräch selbst un- 
ter Gutwilligen immer wieder unter dogmatischen Vorurteilen theologischer oder politisch- 
weltanschaulicher Art leidet, erscheint es besonders wichtig, zur Auflockerung und Über- 
windung verhärteter Fronten beizutragen. Das vorurteilsfreie Nachdenken über mitmensch- 
liche Sachverhalte und über den guten Sinn von Institutionen soll gefördert und zum Hören 
aufeinander angeleitet werden. 

Das heißt im einzelnen: 

47. Indem sich kirchliche Äußerungen an den einzelnen Christen wenden, fordern sie ihn 
auf, seinen Glauben auch im politischesellschaftlichen Bereich zu bewähren. Die Kirche 
als die Gemeinschaft der Glaubenden kann ihre Glieder aber nicht zur politischen Mitver- 
antwortung aufrufen und dann auf diesem Wege allein lassen. Vielmehr hat sie dem vom 
Evangelium beanspruchten einzelnen bei der Bewährung seines Glaubens im Dienst am 
Menschen zu helfen. Diese Hilfe ist besonders dringlich, weil viele in der politischen Form 
dieser Bewährung noch wenig geübt sind, weil nach einer der Menschenwürde entsprechen- 
den Staatsauffassung jedermann in erhöhtem Maße als Staatsbürger mitverantwortlich ist 
ünd weil in der heutigen gesellschaftlichen Wirklichkeit oft nur gemeinsames Handeln die 
erforderlichen Veränderungen bewirken kann. 

48. Wird diese Hilfe der Kirche in Anspruch genommen, so darf dies gewiß nicht in blin- 
dem Gehorsam geschehen. Vielmehr beginnt damit ein Prozeß gegenseitiger Korrektur, der 
die Christenheit zu wachsender Übereinstimmung führen kann. Je mehr die Übereinstim- 
mung darüber, was angesichts der brennenden Weltprobleme unserer Tage getan und ver- 
sucht werden muß, im konfessionellen und ökumenischen, im nationalen und internatio- 
nalen Bereich wächst, um so mehr wird die Stimme der Christen auch außerhalb der Chri- 
stenheit gehört werden. 

49. Kirchliche Stellungnahmen zu gesellschaftlichen und politischen Fragen sind zugleich 
ein Angebot unmittelbar an die gesamte Gesellschaft. Dabei wird im allgemeinen anerkannt, 
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daß der Kirche nicht nur seelsorgerliche Beratung und Ermahnung des einzelnen und eine 
persönliche Gewissensschärfung aufgetragen ist, sondern daß sie auch zu den wichtigen 
Fragen des Gruppenverhaltens und der Gestaltung von Institutionen Stellung nehmen kann, 
also zu dem, was man in der Ökumene als „Liebe durch die Strukturen“ bezeichnet hat. 
Diejenigen, die mit der Sorge um Frieden, Gerechtigkeit, Freiheit und menschenwürdige 
Lebensverhältnisse besonders beauftragt sind, mögen es als Ausdruck der Solidarität emp- 
finden, wenn die Kirche sie darin bestärkt, diese Verantwortung auch gegenüber eigen- 
süchtigen oder kurzsichtigen Widerständen und Vorurteilen durchzuhalten. 

50. Es stellt sich die Frage, ob die Anrede der Kirche an die ganze Gesellschaft auf den- 
selben theologischen Grundlagen beruht wie ihre Anrede an die Christen. Soweit es sich 
um die Verkündigung des Wortes Gottes handelt, kann der Inhalt dieser Verkündigung 
gegenüber Christen und der übrigen Gesellschaft in einer gleichen Situation nicht prinzi- 
piell unterschiedlich sein; denn dies wäre mit dem universalen Anspruch Gottes unver- 
einbar. 

51. Kirchliche Stellungnahmen decken sich nicht selten mit entsprechenden Argumen- 
tationen und auch ethischen Motivationen von Nichtchristen. Dementsprechend hat die 
ökumenische Vollversammlung in Uppsala dazu aufgefordert, bei dem Bemühen, den 
Herausforderungen der Gegenwart gerecht zu werden und durch konkrete Aktionen den 
Menschen zu helfen, auf allen Ebenen auch mit nichtkirchlichen Organisationen, mit An- 
gehörigen anderer Religionen, mit Menschen ohne Religion, kurz mit allen Menschen gu- 
ten Willens zusammenzuarbeiten. 


IV. Wann soll sich die Kirche äußern? 


52. Es herrscht Einigkeit darüber, daß die Kirche gewiß nicht bei allem und jedem mit- 
reden wird und daß sie sich nicht nur um den Inhalt ihrer Aussage, sondern auch um den 
rechten Zeitpunkt (Kairos) ihres Redens mühen muß. Allgemein gelten für diesen Zeitpunkt 
vier Grundsätze: 

53. Erstens: Der Verkündigungsauftrag läßt eine prinzipielle zeitliche Beschränkung nicht 
zu. Vielmehr hat die Kirche im Sinne dieses Auftrages zu jeder Zeit zu reden, und zwar 
in mancherlei Formen; in Form einer Denkschrift besonders dann, wenn sie sich zu einem 
komplexen Sachverhalt an die Öffentlichkeit wenden muß. Zu dem gleichen Ergebnis ge- 
langt, wer es für selbstverständlich hält, daß sich die Kirche in der modernen Gesellschaft 
am gesellschaftlichen Prozeß der Meinungs- und Willensbildung beteiligt. 

54. Zweitens: Da auch kirchliche Stellungnahmen nicht ein für allemal abgegeben werden, 
sondern in Korrespondenz zum Wandel gesellschaftlicher Verhältnisse und Strukturen erfol- 
gen, haben sie nur eine begrenzte zeitliche Reichweite. Daraus folgt, daß die Kirche ihr 
Wort immer wieder überprüfen und gegebenenfalls in neuen Situationen wiederholen oder 
neu sagen muß. 

55.Drittens: Die Kirche darf mit ihrem Wort nicht zu spät kommen, soll jedoch andererseits 
vermeiden, hinsichtlich der Analyse, der Beurteilung der Situation, der wissenschaftlichen 
Fundierung und dem Maß an erreichter theologischer Klarheit Unausgereiftes zu sagen. 

56. Viertens: Im Einzelfall hängt das „Wann“ kirchlicher Äußerungen ab von ihrem 
„Warum“. Der Zeitpunkt einer kirchlichen Äußerung ist also abhängig von ihrer gegen- 
ständlichen Motivation. Als Faustregel für die Findung des rechten Zeitpunktes kann gel- 
ten: Die Kirche darf und soll reden, wenn sie sich durch konkrete Inanspruchnahme oder 
durch ihre Beurteilung der Lage aufgefordert sieht. Sie muß spätestens reden, wenn Schwei- 
gen nicht möglich ist, ohne schuldig zu werden. 

57. Wann diese Zeitpunkte eintreten, zeigt nicht nur die Beschäftigung mit aktuellen 
Ereignissen, sondern auch die langfristige geduldige Beobachtung des gesellschaftlichen 
und politischen Wandels und die daraus folgende vorwegnehmende Beurteilung der Ent- 
wicklung. Von der Kirche wird erwartet, daß sie offen dafür bleibt, sich neuen unvorher- 
gesehenen Aufgaben zu stellen, und daß sie sich nicht durch ein rückwärts gerichtetes 
Denken zu einer Haltung bestimmen läßt, die an der gesellschaftlichen Wirklichkeit von 
heute und morgen vorbeilebt. Es ist deshalb unerläßlich, daß die Christen sich fortlaufend 
um Informationen über den Prozeß der gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen 
Entwicklung bemühen, das Ganze im Blick behalten und hinhorchen, wann und wo die 
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Stunde des Redens gekommen ist. Nur in dieser Haltung läßt sich erreichen, daß die Kirche 
die Stunde des Redens in der gebotenen Freiheit wählen kann, nicht von plötzlichen Zwän- 
gen der Situation überrumpelt oder überfordert wird, die Rangordnung der Anlässe zum 
Reden einigermaßen übersieht und bei überraschenden geschichtlichen Wandlungen auch 
Improvisationen riskieren kann. 

58. Wenn tiefgreifende Notstände oder besondere Ereignisse dazu nötigen, sich unter 
Preisgabe bisheriger Handlungskonzepte und Zielvorstellungen einer ganz neuen Situation 
zu Öffnen, darf die Kirche nicht einfach verstummen, selbst wenn sie ihrerseits teilhat an 
der Ratlosigkeit der Umwelt. Sie hat auch in solchen Fällen das Ja Gottes zum Menschen 
zu bezeugen, vor dem es keine ausweglosen Lagen gibt. Sie kann und muß daher der 
Stumpfheit wehren, der Lethargie, der Hoffnungslosigkeit, der Herzensträgheit, sie kann 
und muß Hoffnung, Bereitschaft zum Helfen und Tapferkeit wecken. Die Vollmacht ihrer 
eg ist dann nicht davon abhängig, ob sie überzeugt oder ihre Aktion Aussicht auf Er- 

olg hat. 

59. Esgibt also für das gebotene Reden der Kirche ein Zu-Früh und ein Zu-Spät, und 
es gibt auch eine Komplicenschaft des Schweigens. Daß die Kirche einmal zu früh redete, 
ist wohl bei weitem die geringere Gefahr. Wenn sie versäumt hat, den sozialen und poli- 
tischen Prozeß zu verfolgen, dann kann sie in die fatale Lage kommen, entweder nicht 
ausreichend überlegt oder zu spät oder überhaupt nicht zu reden, wo sie reden müßte. 

60. Der Zeitpunkt für einen Beitrag der Kirche ist namentlich dann gekommen, wenn 
die konkurrierenden gesellschaftlichen Gruppen zu sachgemäßen Analysen und Lösungen 
infolge übermäßiger Interessenbindundungen.erstande sind, wenn das erforderliche Handeln 
durch Wunschdenken blockiert ist, wenn eine Gruppe ihre Belange nicht zu Gehör brin- 
gen kann und dadurch gesellschaftlich benachteiligt wird oder wenn die „Berufenen“ un- 
tätig bleiben. Dieser Dringlichkeitskatalog beschreibt nicht das, was die Kirche getan hat, 
sondern das, was ihr aufgetragen ist. Oft genug haben dort, wo die Kirche hätte reden 
müssen, andere früher oder besser geredet. Keinesfalls dürfen kirchliche Verbandsinteres- 
sen eine Dringlichkeit suggerieren, die der dienenden Haltung der Kirche für die Welt 
widerspricht. Ebensowenig darf die Kirche durch Festhalten an eigenen reformbedürfti- 
gen Strukturen ihr Zeugnis unglaubwürdig machen. 


V. Gesichtspunkte zur Erarbeitung kirchlicher Stellungnahmen 


61. Bei der Erarbeitung der bisherigen kirchlichen Äußerungen hat es sich immer wie- 
der als notwendig erwiesen, in jedem Einzelfall die theologisch-ethischen Grundlagen der 
Entscheidung jeweils neu zu durchdenken. Das beruht nicht zuletzt auf der evangelischen 
Auffassung, daß der zur Freiheit berufene Christenmensch in jeder Situation neu zu prü- 
fen hat, was der lebendige Herr der Geschichte hier und heute von uns will. Auch in 
diesem Beitrag kann und soll nicht versucht werden, nunmehr gewissermaßen einen 
Grundriß der Ethik mit inhaltlich bestimmten Entscheidungs- und Beurteilungskriterien 
für das rechte Verhalten der Christen im gesellschaftlichen und politischen Bereich zu 
entwerfen. Wohl aber soll darauf aufmerksam gemacht werden, daß bei der Vorberei- 
tung kirchlicher Äußerungen zu gesellschaftlichen und politischen Fragen aufgrund bis- 
heriger Arbeitserfahrungen im allgemeinen folgendes zu bedenken sein wird: 

62. Bei jeder derartigen Äußerung sind zunächst bestimmte Grundvoraussetzungen zu 
beachten, unter denen Entscheidungen fallen und die zu Entscheidungen führen. Eine 
Entscheidung wird um so sachgemäßer und überzeugender ausfallen, je sachkundiger der 
vorfindliche Sachverhalt geklärt und die faktisch vorliegende Notlage erfaßt wird. Als 
Antwort auf die so ermittelten Fragestellungen erwächst dann die konkrete Entscheidung 
aus einem wechselseitigen Zusammenspiel von Glaubenserkenntnissen und vernunftgemä- 
ßem Erfahrungswissen. Die Glaubenserkenntnisse beruhen auf den im Glauben an Christus 
begriffenen Aussagen über den Menschen, die Schöpfung und die Gebote; sie sind jeweils 
_ inhaltlich zu konkretisieren und dabei von geschichts- und ordnungstheologischen Speku- 
lationen freizuhalten. Das Erfahrungswissen nimmt für menschliches Handeln relevante 
Erkenntnisse und Vernunfturteile der Wissenschaftler und Praktiker aus dem gesellschaft- 
lichen Bereich auf. Darin sind eingeschlossen Gesamtentwürfe zur Gestaltung der Gesell- 
schaft wie beispielsweise die Konzeption des „sozialen und demokratischen Rechtsstaates“ 
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63. So problematisch es nun gewiß wäre, ewig gültige ethische Normen aufzustellen oder 
gar direkt aus einzelnen Bibelstellen herleiten zu wollen, so sollte doch auch nicht in eine 
punktuelle Situationsethik ausgewichen werden. Denn es gibt jedenfalls biblische „Hal- 
tungsgrundlagen“ (wie z.B. den Liebes-, Dienst- und Versöhnungsgedanken im Eintreten 
für den Nächsten), und aus der Verbindung von Glaubensaussagen und vernunftsgemäßem 
Erfahrungswissen ergeben sich verallgemeinerte, wenn auch geschichtlich überholbare 
Richtlinien als Entscheidungshilfen (die in der ökumenischen Diskussion als ‚‚mittlere 
Axiome“ bezeichnet werden). Tatsächlich ist man in kirchlichen Außerungen wiederholt 
ohne näheren Aufweis davon ausgegangen, daß solche biblische Haltungsgrundlagen und 
„mittlere Axiome‘‘ gegeben sind. 

64. Mitunter zeigt sich bei kirchlichen Äußerungen zu gesellschaftlichen und politischen 
Fragen, daß die Glaubensaussage verhältnismäßig beziehungslos zur Umschreibung des 
Sachverhaltes und zu dem schließlich gewonnenen Ergebnis bleibt. Die theologische 
Ethik sollte sich daher auch um eine geeignete Methodenlehre bemühen. Es ist vorge- 
schlagen worden, methodisch möglichst nicht bei theologischen Glaubensaussagen, son- 
dern umgekehrt bei den faktisch vorfindlichen Gegebenheiten und Fragestellungen anzu- 
setzen und zunächst die verschiedenen, evtl. gegensätzlichen Lösungsversuche zu erörtern, 
die von Wissenschaftlern und Praktikern angeboten werden und zwischen denen dann aus 
der Erkenntnis des Glaubens zu wählen wäre. Auch bei einer solchen pragmatischen Me- 
thode muß aber deutlich bleiben, daß schon bei der Klärung des Sachverhaltes und der 
Feststellung der vordringlichen Nöte der Glaube die Blickrichtung mitbestimmt. Die ei- 
gentliche Intention der biblischen Aussage wird erkennbar in der Konfrontation mit der 
Gegenwart, und die gegenwärtige Lage wiederum bedarf der Erhellung in der Konfronta- 
tion mit der biblischen Aussage. Daher kann eine Entscheidung nur im Hin und Her zwi- 
schen theologischen und durch Sachanalyse geleiteten Erwägungen gewonnen werden. 
Gerade bei breiter angelegten Denkschriften empfiehlt es sich, den Leser schon durch 
die Art der Darstellung in diesen Denkprozeß möglichst einzubeziehen. Dadurch wird 
noch deutlicher, daß die Verfasser eine geschichtlich bedingte und damit überholbare 
Entscheidung erarbeitet haben. Selbstverständlich sollte sein, daß die noch ungelösten 
Probleme oder die sich ergebenden Grenzen ohne voreilige Harmonisierung offen bezeich- 
net werden. 

65. Die christliche Sozialethik wird sich auf die Dauer kaum auf Einzelerkenntnisse 
und Entscheidungen für hier und heute beschränken können; denn es besteht die Gefahr, 
daß diese unter den komplexen Bedingungen der modernen Industriegesellschaft unver- 
einbar sein könnten mit Entscheidungen zu anderen Fragen oder daß sie Konsequenzen 
nach sich ziehen, die so nicht gewollt sind. Daher stellt sich die Aufgabe, vorausschauen- 
de Konzeptionen für die künftige Gestaltung zu versuchen und sich an der Entwicklung 
der Grundlagen künftigen Menschseins zu beteiligen, ohne dabei in vage Spekulationen zu 
verfallen. Dabei tritt, je länger, je mehr, der erweiterte Verantwortungs- und Handlungs- 
bereich der ganzen Weltgesellschaft ins Blickfeld. In der ökumenischen Diskussion ist in 
diesem Zusammenhang von ‚realen Utopien für eine weltweite verantwortliche Gesell- 
schaft‘ die Rede. 

66. Die Frage, wie weit kirchliche Äußerungen zu bestimmten Problembereichen bei 
konkreten Entscheidungsvorschlägen bis zu praktikablen Einzelheiten führen sollen, läßt 
sich nicht generell beantworten. Sicherlich kann eine kirchliche Verlautbarung, nament- 
lich in Gestalt einer Denkschrift, keine glatten ‚‚Gebrauchsanweisungen“ geben. Im all- 
gemeinen wird sie Grundfragen erörtern, Grundeinstellungen klären, eine Grundrichtung 
der Lösung andeuten und zur Lösung der Aufgabe ermutigen. Das darf aber nicht dazu 
führen, daß man das Unbequeme verschweigt und sich auf allgemeine Richtigkeiten oder 
fromme Redensarten zurückzieht, welche die eigentlichen Streitfragen aussparen und den 
Menschen nicht mehr in seiner konkreten Situation aufsuchen. Verkündigung und Seelsorge 
erfolgen innerhalb der Grenzen einer bestimmten Situation zeitlich, örtlich und sachlich 
gezielt; häufig können auch Grundgedanken erst durch weitergehende Konkretisierung 
hinreichend deutlich zum Ausdruck gebracht werden. Erscheint eine solche Konktretisie- 
rung geboten, dann braucht der zu erwartende Vorwurf der Unzuständigkeit oder Partei- 
lichkeit nicht gescheut zu werden. 
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67. Die Kirche muß sich immer bewußt sein, daß bei ihren Äußerungen — gerade auch 
bei der Konkretisierung von Glaubenserkenntnissen in bestimmten Situationen — ein Wagnis 
und die Gefahr des Irrtums nicht auszuschließen ist. Dazu heißt es in dem Bericht der 
. Genfer Konferenz: 

68. „Es ist offenkundig, daß sich Christen in dieser Beteiligung (am politischen Leben) 
einer großen Vielfalt von Situationen gegenübersehen, in welchen tiefe ethische Zweideu- 
tigkeiten enthalten sind, und es werden sich starke Spannungen im christlichen Gewissen 
wie auch innerhalb der christlichen Gemeinschaft ergeben. Jede konkrete Situation und 
jede einzunehmende Position beinhalten Entscheidungen, die häufig scharfe Konflikte der 
Werte und Loyalitäten in sich tragen oder in denen die Fragen verwischt werden und fast 
nicht mehr zu unterscheiden sind. Eine volle Anerkennung dieser ethischen Schwierigkeiten 
ist für den Christen wie für die Kirche wichtig.“ 

69. Angesichts dieser Schwierigkeiten, auch im Hinblick auf die Mehrdeutigkeit der Ver- 
hältnisse, ist einzuräumen, daß sich die Möglichkeit gegensätzlicher Auffassungen und Lö- 
sungen selbst bei Einhelligkeit in der Erkenntnis des Glaubens nicht ausschließen läßt. In 
diesem Fall kann es eine Aufgabe der Kirche sein, die Beteiligten zur Respektierung ande- 
rer Auffassungen und zur Bereitschaft aufzurufen, ihre Meinungsverschiedenheiten durch 
verantwortbare Kompromisse statt durch bloße Machtkämpfe zu beenden. 

70. Wenn die Bemühungen einer besonderen Gruppe der Gesellschaft oder einer speziel- 
len Sachfrage gelten, sollten Angehörige der betroffenen Gruppe oder besonders Sachkun- 
dige an vorbereitenden Gesprächen beteiligt werden. Diese Gespräche haben das Ziel, das 
Bild der Lage, Schwierigkeiten und Zukunftsaussichten sowie den der Kirche gestellten Auftrag 
deutlicher hervortreten zu lassen und neue Gesichtspunkte auch für die Beurteilung der Grund- 
lagen ins Spiel zu bringen. Solche Gespräche im Vorbereitungsstadium sind schon deshalb empfeh- 
lenswert, weilder Arbeitsgang von vornherein auf den Gesprächs- und Anredencharakter der Ver- 
lautbarung ausgerichtet sein muß. Es gibt aber keine zwingende Begründung dafür, daß auch 
die endgültige Entscheidung in unmittelbarer Mitbeteiligung der „Betroffenen“ zu formu- 
lieren ist. Vielmehr sollte dies in relativer Unabhängigkeit geschehen, lediglich gebunden 
durch den Gehorsam gegenüber Gottes Gebot und den Auftrag der Kirche. Würden jedoch 
die Interessierten und Sachkundigen im vorbereitenden Stadium übergangen, so würde 
auch ihre Bereitwilligkeit zum Hören beeinträchtigt. Auch wo es sich um Angelegenheiten 
der Allgemeinheit handelt, sollten im Vorbereitungsstadium Vertreter verschiedener Grup- 
pen und Programme herangezogen und bei Begegnungen Kontakte genutzt werden. 

71. Mitunter wird der Kirche vorgeworfen, sie äußere sich auf Kosten bestimmter Grup- 
pen und lasse diese damit im Stich. Da aber der Zuspruch des Wortes Gottes, oft auch 
dort, wo er in rechter Weise erfolgt, zugleich menschliche Wünsche und Bedürfnisse 
schmerzhaft in Frage stellt, berührt solche Kritik nicht die grundsätzliche Berechtigung 
kirchlicher Äußerungen. Wohl gibt sie Anlaß zur Prüfung, ob das Gespräch mit den „Be- 
troffenen‘‘ vor und nach der Äußerung in rechter Weise gesucht und geführt worden ist. 


VI. Aufnahme und Auswirkung kirchlicher Äußerungen 
in den Gemeinden und in der Offentlichkeit 


72. Die Kirche wird gut daran tun, bei ihren Vorschlägen die Möglichkeiten der Verwirk- 
lichung aufzuzeigen und bei ihren Äußerungen deren voraussichtliche Wirkungen zu über- 
legen. Selbstverständlich sind auch die geeigneten publizistischen Verbreitungsmethoden 
zu bedenken. Ferner ist zu überlegen, was jeweils geschehen kann und muß, damit kirch- 
liche Äußerungen dem Verständnis der Gemeindepfarrer und Mitarbeiter gesellschaftsbezo- 
gener kirchlicher Werke, von denen Denkschriften in erster Linie vertreten werden müssen, 
sowie den Gemeinden und Kirchenleitungen wirksam vermittelt werden können. 

73. Eine Denkschrift wird ihrer Aufgabe als einer kirchlichen Äußerung um so eher ge- 

- recht, je mehr sie auf den Dialog hin angelegt ist. In sprachlicher Hinsicht ist zu bedenken, 
daß die Denkschrift sich auch an Leser wendet, die nicht oder nur selten Hörer der Predigt 
sind. Das Gespräch mit den betroffenen Gruppen wird nach der Veröffentlichung vor al- 
lem auf übergemeindlichen Veranstaltungen und durch Veröffentlichungen in der Presse 
geführt. Dabei sollte man sich nicht mit der Erörterung fachlicher Einzelfragen begnügen, 
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sondern den Glaubensanruf und den Impuls vom Auftrag der Kirche her deutlich werden 
lassen. Dadurch wird dann auch verständlicher, warum die Kirche sich in dieser Angelegen- 
heit geäußert und warum sie es in dieser Weise getan hat. Ergibt sich hierbei, daß in einer 
Denkschrift der Sachverhalt nachweisbar falsch beschrieben oder Wesentliches verkannt 
wurde, dann ist das offen zuzugeben. Doch sollte darauf gedrungen werden, daß abwei- 
chende Auffassungen und Lösungsmöglichkeiten von den Widersprechenden sachlich be- 
gründet werden. Die Neigung, schon auf emotionale Proteste oder allgemeine Vorwürfe 
zurückzuweichen, vorschnell vermeintliche Irrtümer ohne ausreichende eigene Sachkunde 
einzuräumen oder geflissentlich von dem abzurücken, was Mitchristen nach bestem Wis- 
sen und Gewissen erarbeitet haben, ist einer christlichen Gemeinde unwürdig. 

74. Denkschriften sollten in den Gemeinden in besonderen Veranstaltungen erläutert 
werden und damit zugleich Anlaß dafür sein, die öffentliche Mitverantwortung des Chri- 
sten und der Kirche zu erörtern. Im Gottesdienst kann nicht mehr als das Grundsätzliche 
einer Denkschrift angesprochen werden. Für jede Denkschrift sollten Arbeitshilfen ent- 
wickelt werden. 

75. Denkschriften und andere kirchliche Äußerungen sollten immer besonders sorgfältig 
der Frage nachgehen, welche Konsequenzen die Kirche selbst, ihre Leitungen, Gemeinden 
und Glieder aus den gewonnenen Erkenntnissen für sich zu ziehen haben. Solche Außerun- 
gen sind ein heute notwendiges Instrument der kirchlichen Mitverantwortung für diese 
Welt. Sie werden um so nachhaltiger wirken, je mehr die Kirche und ihre Glieder sich 
selbst in Anspruch nehmen lassen und danach handeln. 


Was diese „Denkschrift über die Denkschriften‘“ auszeichnet, ist 

ihr übersichtlicher Aufbau nach einem bewährten Schema der Topik: cur? (war- 
um wird geredet?), quis? (wer redet?), cui? (zu wem wird geredet?), quando 
(wann kann, soll und muß geredet werden?), quomodo? (wie soll geredet wer- 
den?), ad quid? (was soll bewirkt werden?); 

ihr dialogischer Aufbau in Thesen, Widerreden und Mißverständnissen, Wider- 
legung und Aufklärung; 

ihre sorgfältige Argumentation, u.a. zu dem Rang und der Autorität kirchlicher 
Denkschriften, zum Zeitpunkt, in dem kirchliches Reden möglich und nötig ist, 
(„Dringlichkeitskatalog‘“) oder zur Methodik der Erarbeitung; 

ihr appellativer Tenor, der zum Mit- und Weiterdenken auffordert und zur 
Mitverantwortung aufruft, aber zugleich Hilfen dazu bietet, die Glaubensüber- 
zeugung und die sachkundige Beurteilung gesellschaftspolitischer Fragen mit- 
einander zu verbinden. Weil es christliche Existenz ohne politische Relevanz 
nicht gibt, darf die Kirche und dürfen die Christen in der Stunde des Redens 
nicht verstummen und schweigen, selbst wenn sie an der Ratlosigkeit der Um- 
welt teilhaben. 

Die Stuttgarter Synode der EKD beschloß am 14. Mai 1970 zur Verbreitung 
und Verwertung kirchlicher Denkschriften: 


Die Kammern und Ausschüsse der Evangelischen Kirche in Deutschland haben in den letz- 
ten Jahren zu verschiedenen Fragen unserer sozialen und politischen Verantwortung Stel- 
lung genommen. Viele dieser Äußerungen haben sich in der inzwischen eingetretenen 
gesellschaftlichen Entwicklung als dringlich und hilfreich erwiesen. Aber wir bedauern, daß 
oft in den Kirchen, Gemeinden und in den kirchlichen Verbänden keine hinreichende Aus- 
wertung und Anwendung dieser Verlautbarungen erfolgt und nicht mit kritischem Engage- 
ment an der Verwirklichung der darin angesprochenen Anliegen überzeugend mitgearbeitet 
wird. Die Synode bittet den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland und die Kirchen- 
leitungen, alles ihnen Mögliche zu tun, um für die Verbreitung und Auswertung dieser Ver- 
lautbarungen mehr als bisher zu sorgen. 
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Einen förmlichen Beschluß zum politischen Mandat der Kirche faßte die Regio- 
nalsynode West der Evangelischen Kirche der Union auf ihrer Tagung vom 13./ 
16. Juni 1970: 


ZUM POLITISCHEN AUFTRAG DER KIRCHE 


Wo das Evangelium recht verkündet wird, wirkt es immer auch in den politischen Bereich 
hinein und eröffnet auch dort Wege in die Zukunft. Wir lehnen eine die Verkündigung auf 
den Bereich der Innerlichkeit einengende politische Abstinenz der Kirche ebenso ab wie ein 
politisches Engagement, bei dem gesellschaftlichen Vorstellungen zur ausschlaggebenden 
Norm werden und womöglich mit Gewalt und Terror durchgesetzt werden sollen. 

Das den Christen gebotene aktuelle Bekennen, das sich auf den gesellschaftlichen und po- 
litischen Bereich richtet, hat seinen Maßstab allein im Wort Gottes zu suchen. 

In der besonderen Lage, in der wir als evangelische Christen in Deutschland in unterschied- 
lichen Staatsordnungen und Gesellschaftssystemen leben, halten wir es für die von Gott ge- 
forderte Aufgabe, für den Abbau von Spannungen einzutreten. Wer der Versöhnung dient, 
darf nicht diffamiert werden. Wir warnen auch davor, in unserem Volke Wunschvorstellun- 
gen aufrechtzuerhalten und zu erwecken, die nicht zu verwirklichen sind. Alle mit der 
Deutschlandpolitik zusammenhängenden Fragen müssen der Notwendigkeit untergeordnet 
werden, den Frieden in Europa zu erhalten und zu festigen. 


Die Erörterung der Frage nach Recht und Grenzen kirchlicher Stellungnahmen 
zu Fragen des politischen und gesellschaftlichen Lebens ist in der EKD keines- 
wegs abgeschlossen, sondern bricht aus konkretem Anlaß immer wieder auf. 
Von solchem Anlaß und der daran sich entzündenden Diskussion berichtet der 
nächste Abschnitt. 


b) Die Diskussion über das Anti-Rassismus-Programm 
des Ökumenischen Rates der Kirchen 


Eine heftige Debatte in Kirche und Öffentlichkeit über die Grundsatzfragen 
der politischen und sozialen Diakonie der Kirche wurde durch den am 2.Sep- 
tember 1970 in Arnoldshain gefaßten Beschluß des Exekutivausschusses des 
Ökumenischen Rates der Kirchen ausgelöst, im Rahmen des Programms zur 
Bekämpfung des Rassismus afrikanischen und anderen Freiheitsbewegungen 
einen Betrag von 200.000 US-Dollar zur Verfügung zu stellen. Unter den zur 
Unterstützung vorgesehenen Organisationen befinden sich einige wenige, die 
bei der Umverteilung der Macht zur Verbesserung der gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse der Anwendung von Gewalt nicht nur nicht ausschließen, sondern ausdrück- 
lich einkalkulieren. Zwar sollen nach dem Willen des Exekutivausschusses die 
Zuwendungen für Projekte im Sozial-, Gesundheits- und Bildungswesen sowie 
für Rechtshilfemaßnahmen verwandt werden; zwar haben die Organisationen, 
die beim Ökumenischen Rat der Kirchen finanzielle Unterstützung beantragt 
haben, versichert, die Gelder würden nicht für militärische Zwecke, sondern 
für Aufgaben humanitärer Art in Übereinstimmung mit den Zielsetzungen des 
Ökumenischen Rates der Kirchen und seiner Abteilungen verwandt, aber da 
die Mittel pauschal und unkontrolliert zur Verfügung gestellt werden sollten, 
erhob sich eine Fülle grundsätzlicher und praktischer Fragen, an denen sich 
eine leidenschaftliche öffentliche und innerkirchliche Diskussion entzündete, 
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die nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen Kirchen Europas und 
der Dritten Welt geführt wurde. Briefwechsel und Gespräche zwischen der 
EKD und dem Ökumenischen Rat der Kirchen, Debatten und Entschließun- 
gen gliedkirchlicher Synoden, zahlreiche Zuschriften an die kirchlichen Amts- 
und Dienststellen und eine intensive Beachtung und Behandlung in Presse, 
Rundfunk und Fernsehen haben deutlich werden lassen, daß der Entschei- 
dung des Exekutivausschusses eine Brisanz höchsten Ranges beigemessen wird. 
Seit der 1965 erschienenen Denkschrift „‚Die Lage der Vertriebenen und das Ver- 
hältnis des deutschen Volkes zu seinen östlichen Nachbarn“ hat keine kirchli- 
che Meinungsäußerung so großes öffentliches Aufsehen und so tiefe innerkirch- 
liche Beunruhigung hervorgerufen wie die Arnoldshainer Entschließungen vom 
2. September 1970. Es ist im Zusammenhang der kirchlichen Jahreschronik 
1970 nicht möglich, allen einschlägigen wichtigen Verlautbarungen Raum zu ge- 
ben; nur die wichtigsten Erklärungen und Entschließungen können mitgeteilt 
werden, um die entscheidenden Fragen und die darauf gegebenen Antworten 
deutlich und verständlich zu machen. 

Eingeleitet wurde dasGespräch zwischen demRat der EKD und dem Ökumeni- 
schen Rat der Kirchen durch einen Brief des Ratsvorsitzenden an den Generalsekre- 
tär des ÖRK, Dr. Blake, vom 15. September 1970: 


Nach meiner Rückkehr aus dem Urlaub erhalte ich Kenntnis von dem Beschluß des Exe- 
kutivkomitees des Ökumenischen Rates vom 2. September 1970, im Rahmen des Pro- 
gramms zur Bekämpfung des Rassismus mehreren afrikanischen und anderen Freiheitsbe- 
wegungen einen Betrag von 200.000 US-Dollar zur Verfügung zu stellen. 

Gerade wir in Deutschland wissen um die Gefahren des Rassismus und fühlen uns, beson- 
ders als Christen, verpflichtet, ihnen wirksam zu begegnen. Dieser Beschluß aber mit seinen 
verwirrenden Begleitmeldungen hat bei uns in weiten Kreisen eine außerordentliche Unruhe 
ausgelöst und droht vielfach das Gegenteil von dem zu bewirken, was er im Auge hat. Nicht 
wenige Kirchenglieder protestieren energisch dagegen. Sie sind gern bereit, der Kirche Gaben 
und Kirchensteuern zur Verfügung zu stellen, aber sie vermögen angesichts dieses Beschlus- 
ses nur sehr schwer einen Zusammenhang zwischen ihren Gaben und der tatsächlichen Ver- 
wendung herzustellen. Manche Glieder der Kirche, besonders solche, die die Verhältnisse in 
der Dritten Welt kennen, überlegen sich, ob sie unter diesen Umständen weiterhin der Kir- 
che angehören wollen. 

Die Verantwortung der Christen ist unbestritten, für entrechtete, verfolgte und um ihrer 
Hautfarbe willen bedrängte Menschen einzutreten. Bei den unterstützten Organisationen 
ist jedoch in mindestens einigen Fällen zu fragen, ob die Zweckbestimmung dieses Dien- 
stes noch erkannt wird, nämlich gewaltlose Maßnahmen zu fördern, die mit den Zie- 
len des Ökumenischen Rates in Einklangstehen. Ich bin sicher, daß der Beschluß nur 
solchen Zielen dienen möchte, aber wenn etwa Revolutionsregierungen unterstützt werden 
liegt zumindest die Vermischung der Rassismus-Probleme mit Tendenzen des Nationalis- 
mus sehr nahe. 

Unsere Frage ist, ob bei dem Beschluß alle Faktoren berücksichtigt wurden, die nötig 
sind, um dieses Vorgehen der kirchlichen Öffentlichkeit als Handeln der Kirche Jesu Chri- 
sti deutlich und einsichtig zu machen. Auch Präses D. Thimme, der Vorsitzende der Kom- 
mission für Zwischenkirchliche Hilfe, Flüchtlings- und Weltdienst, fragt, ob seine rechtzei- 
tig gegebenen Anregungen und Bedingungen vor dem Beschluß besprochen wurden. 

In der kommenden Woche wird sich der Rat der EKD auf einer Sitzung auch mit dieser 
Angelegenheit zu beschäftigen haben. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie rechtzeitig weite- 
re geeignete Aufklärung geben könnten. 

Da aus unvermeidlichen Gründen seit der Veröffentlichung des Beschlusses einige Zeit 
verstrichen ist, bitte ich um Ihr Verständnis, wenn ich diesen Brief, nachdem Sie ihn er- 
halten haben, der Öffentlichkeit übergebe. 


’ 
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Unter dem 16. September 1970 erging die Antwort von Dr. Sjollema, dem Di- 
rektor des Programms zur Bekämpfung des Rassismus im ÖRK, an Landesbi- 
schof D. Dietzfelbinger: 


Ihr Eilbrief vom 15. September 1970 erreichte mich in Dr. Blakes Abwesenheit. Herr 
Dr. Blake wird Ihnen zweifellos persönlich antworten wollen, sobald er zurückgekehrt 
ist. In der Zwischenzeit erlaube ich mir, auf die sehr wichtigen, von Ihnen aufgeworfenen 
Fragen zu antworten. 

Die Entscheidung des Ökumenischen Rates der Kirchen, die Befreiungsbewegungen im 
südlichen Afrika zu unterstützen, ist kein drastischer Umschwung seiner Politik, sondern 
vielmehr die Konsequenz einer zwanzigjährigen Überzeugung. Der grundlegende Entschluß, 
ein Programm zur Bekämpfung des Rassismus und einen Sonderfonds zur Bekämpfung des 
Rassismus zu bilden, der zu dem jetzigen Beschluß führte, wurde vom Zentralausschuß in 
Canterbury im August 1969 gefaßt. Das Protokoll über diesen Entschluß wurde an alle 
Mitgliedskirchen gesandt. 

Der Ökumenische Rat der Kirchen erhielt die formelle Zusicherung von allen beteiligten 
Organisationen, daß die ihnen zugeteilten Beihilfen nicht für militärische Zwecke verwendet 
werden, sondern für Rechtshilfeprogramme, soziale und medizinische Hilfe sowie Erziehungs- 
projekte innerhalb ihrer Organisationen. Es besteht keinerlei Anlaß, die gegebenen Zusiche- 
rungen nicht ernst zu nehmen. 

Obwohl die Situation nicht ganz ähnlich ist, sollte die ökumenische Gemeinschaft auch 
hier bereit sein, das Risiko auf sich zu nehmen, wie sie es im Falle des nigerianischen Bür- 
gerkriegs tat, in dem die Kirchen bereit waren, durch massive Hilfsmaßnahmen für nicht- 
militärische Zwecke eine afrikanische Befreiungsbewegung zu unterstützen. 

Der Exekutivausschuß hat sich eingehend mit den von Präses Thimme und anderen ge- 
stellten Fragen befaßt. Man sollte daher die Unterstützung als das ansehen, was sie ist: 
eine Folgerung, die sich aus der Entscheidung ergibt, den Rassismus mit allen uns zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln, jedoch ohne Gewaltanwendung, zu bekämpfen. Der Exekutiv- 
ausschuß ... hat seine Entscheidung ohne Gegenstimmen gefaßt. 

Für viele, die während der vergangenen Jahre die Erklärungen des Ökumenischen Rates 
zur Rassenfrage verfolgt haben, ist die jetzige Erklärung eine logische Konsequenz ökume- 
nischen Denkens während der letzten zwanzig Jahre. Ich beziehe mich dabei besonders 
auf die theologischen Erklärungen der Vollversammlung in Evanston 1954, auf die Erklä- 
rung der Cottesloe-Konsultation 1960 und der Konferenz in Mindolo 1964 über Apartheid, 
auf den Zentralausschuß-Beschluß 1965, die Opfer der Apartheid-Politik zu unterstützen, 
auf die Notting-Hill-Konsulatation 1969 über weißen Rassismus und zum Schluß auf den 
Zentralausschuß-Beschluß in Canterbury im Jahre 1969, den ich bereits erwähnte. 

Wir sind uns jedoch bewußt, daß durch ungenaue Presseberichte Mißverständnisse ent- 
standen sind, und wir nehmen jede mögliche Gelegenheit wahr, um Kirchen und Öffent- 
lichkeit über die tatsächlichen Fakten zu informieren ... Ich hoffe sehr, daß ich mit die- 
sem Brief die meisten Ihrer Fragen beantworten konnte. 


Am 24. September 1970 verabschiedete und veröffentlichte der Rat der EKD 
eine 
ERKLÄRUNG AN DIE GEMEINDEN 


Der Beschluß des Exekutivkomitees des Ökumenischen Rates der Kirchen, im Rahmen 
der Bekämpfung von Rassismus eine Reihe von vorwiegend afrikanischen Freiheitsbewe- 
gungen mit Geldmitteln zu unterstützen, hat in den Gemeinden und in der breiteren Öf- 
fentlichkeit neben ausdrücklicher Zustimmung auch Bedenken und Widerspruch ausge- 
löst. Daneben hat es nicht an Mißverständnissen und auch Entstellungen der tatsächlichen 
Absichten des Ökumenischen Rassismus-Programms gefehlt. 

Der Vorätzende des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland, Landesbischof D. 
Hermann Dietzfelbinger, hat diese Bedenken aufgenommen und in einem Schreiben an den 
Generalsekretär des Ökumenischen Rates, Dr. Eugene C. Blake, um nähere Aufklärung zu 
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der beabsichtigten Hilfeleistung gebeten. Eine Antwort von Dr. Blake liegt noch nicht vor, 
so daß eine abschließende Stellungnahme nicht möglich ist. 

Bei diesem Stand der Dinge erklärt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland: 

1. Die Zugehörigkeit zum Ökumenischen Rat nötigt alle seine Mitgliedskirchen, die drän- 
genden Weltprobleme beständig zur Kenntnis zu nehmen und zu verarbeiten. Nur so ha- 
ben sie die Möglichkeit, die Ursachen menschlicher Nöte und politischer Spannungen zu 
erkennen und an ihrer Überwindung mitzuarbeiten. Keinem Christen bleibt es heute er- 
spart, den drohenden Katastrophen der Welt standzuhalten und an ihrer Abwehr seinen 
Glauben zu bewähren. 

2. Das Rassenproblem gehört zu den größten Gefahrenpunkten der gegenwärtigen Welt- 
lage. Es berührt sich auf das engste mit den Gegensätzen zwischen reichen und armen 
Nationen und Gruppen von Menschen. Zudem ist die Rassenfrage auf das Empfindlichste 
mit dem Kolonialismus und seinen Nachwirkungen in einem mit allen Leidenschaften ver- 
sehenen Antikolonialismus verquickt. Es kommt hinzu, daß neben einen tatsächlichen 
oder vermeintlichen weißen Rassismus längst Erscheinungen eines schwarzen Rassismus 
und Auseinandersetzungen farbiger Rassen untereinander getreten sind. Wer sich mit die- 
sem hochexplosiven Weltproblem befaßt, darf für seine Lösung nicht mit bequemen Ant- 
worten und Aufgaben rechnen. Man muß begreifen, daß namentlich die jüngere Genera- 
tion hier zur Aktion drängt. 

3. Der Ökumenische Rat der Kirchen hat das Verdienst, schon sehr früh auf die Rassen- 
frage als ein entscheidendes Weltproblem aufmerksam gemacht zu haben. Seit seiner Voll- 
versammlung 1954 in Evanston hat der Ökumenische Rat ein Rassismus-Programm mit 
Studienaufträgen und mit Maßnahmen zur Bewußtseinsbildung in der Welt entwickelt. 
Dabei war sich der Ökumenische Rat dessen bewußt, daß viele Länder der Dritten Welt 
eine Phase eines farbigen Nationalismus durchlaufen und daß Gruppen von Farbigen in 
begreiflicher Ungeduld zu vorschnellen Gewaltmaßnahmen greifen. Deshalb heißt es in 
einer Erklärung der Vollversammlung des Ökumenischen Rates in Uppsala 1968: „Da die 
Zuhilfenahme von Gewalt in einer Niederlage der Gerechtigkeit und Ordnung enden könn- 
te, sollten gewaltlose Maßnahmen zugunsten des Wandels besonders beachtet werden.“ 

4. Zu beachten ist, daß der ökumenischen Gemeinschaft eine große Zahl von Kirchen 
aus der farbigen Welt angehört, auf die sich für die friedliche Entwicklung ihrer Länder 
große Hoffnungen richten. Diese Kirchen sind aber in den Rassenkampf besonders mit 
hineingezogen und verständlicherweise auch mit rassisch bestimmten Freiheitsbewegungen 
verbunden. Es konnte nicht ausbleiben, daß der Ökumenische Rat sich früher oder später 
auch seinerseits mit der Existenz und den Zielen dieser Bewegungen würde befassen müs- 
sen. Er teilt diese Entwicklung mit allen anderen großen Weltorganisationen. 

5. Die Behandlung der Rassenfrage führt auf eines der spannungsreichsten Felder der 
gegenwärtigen Weltpolitik. Die Christenheit kann auch hier ihren Grundsatz einer prinzi- 
piellen Ablehnung von Gewaltanwendung in politischen und gesellschaftlichen Auseinan- 
dersetzungen nicht aufgeben. Aber es ist eine ernste Frage, wie sie den Grundsatz der 
Gewaltlosigkeit in der Wirklichkeit der Welt in jedem einzelnen Falle durchhalten kann. 
Die gegenwärtige Auseinandersetzung hat darauf aufmerksam gemacht, daß noch weitere 
Arbeit an der Frage nötig ist, wie die Kirchen dem hier aufbrechenden Zwiespalt in ihrem 
Handeln besser gerecht werden können. 

6. Der Prozeß der Erkenntnis wird uns in diesem schwierigen Fragenkomplex noch wei- 
ter in Anspruch nehmen. Uns bewegt sehr, daß viele unserer Gemeindeglieder sich nicht 
in der Lage sehen, dem Beschluß des Ökumenischen Rates ihre Zustimmung zu geben. 
Wir werden uns der Weltverantworung der Christen noch mehr als bisher zuwenden und 
uns gegenseitig zu besserer Einsicht in das christlich" Gebotene verhelfen müssen. Dazu 
sind folgende Gesichtspunkte besonders zu überlegen: 

a) Die Vollversammlung des Ökumenischen Rates in Neu Dehli 1961 hat für Initiativen 
auf dem Felde der Rassenprobleme eine Zusammenarbeit mit den von ihnen betroffenen 
Kirchen vorgesehen. Wie wird dieser Grundsatz in diesem Falle verwirklicht? 

b) Der Okumenische Rat hat immer wieder betont, daß der Grundsatz der Gewaltlosig- 
keit auch bei der Erreichung politischer Ziele dem Evangelium entspreche. Ist genügend 
geprüft, ob in den Spannungszonen der Rassenauseinandersetzung nicht in erster Linie 
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Bewegungen unterstützt werden sollten, die mit den Mitteln der Gewaltlosigkeit arbeiten? 
Auf welche Weise kann bei den politischen Befreiungsbewegungen darauf hingewirkt wer- 
den, daß sie friedliche Lösungen für ihre Ziele anstreben? 

c) Dem „weißen“ Rassismus tritt ein zum Teil mit Nationalismus verbundener „farbi- 
ger“ Rassismus entgegen. Was kann die Christenheit tun, um alle Formen des Rassismus 
wirksam zu bekämpfen? 

d) Eine unmittelbare Hilfeleistung bei menschlichen Notständen ist den Kirchen immer 
geboten. Sie darf auch gegenüber Bewegungen auf dem harten Felde der Politik nicht aus- 
geschlossen werden. Müßte aber nicht die Hergabe von Geldern an eine genauere Zweck- 
bestimmung gebunden und ihre Verwendung im Einzelfall durchsichtiger gemacht werden? 

Eine Durchführung des Beschlusses des Exekutivkomitees muß nach unserer Auffassung 
in Verbindung mit einer Klärung dieser Fragen erfolgen. Darüber hinaus hat diese Ausein- 
andersetzung bei uns einen großen Mangel an Durchdringung der in dieser Erklärung auf- 
geworfenen grundsätzlichen Fragen deutlich werden zu lassen. Auch ist eine wirksamere Zu- 
sammenarbeit als bisher zwischen dem Ökumenischen Rat der Kirchen und den beteiligten 
Kirchen erforderlich. 


Auf die Erklärung des Rates antwortete ÖRK-Generalsektretär Dr. Blake am 
6. Oktober 1970: 


In einer Erklärung vom 24. 9. 1970 hat der Rat der EKD zu dem Beschluß des ÖRK-Exe- 
kutivausschusses Stellung genommen, im Rahmen des Ökumenischen Programmes zur Be- 
kämpfung des Rassismus eine Reihe von Organisationen rassisch unterdrückter Gruppen 
mit einem Betrag von insgesamt 200000 US-Dollar zu unterstützen. Dieser Beschluß hat 
nicht nur im Bereich der EKD, sondern in einer großen Zahl von Mitgliedskirchen des 
ORK zu einer lebhaften Diskussion geführt. Neben kräftiger Zustimmung wurde auch 
scharfe Kritik laut. 

1. Mit großem Interesse habe ich von der Erklärung des Rates Kenntnis genommen und 
bin dankbar, daß sich der Rat so nachdrücklich zur Gemeinschaft der Kirchen im Ökume- 
nischen Rat und zu der daraus erwachsenden Verpflichtung bekennt, die Nöte und Span- 
nungen, unter denen Christen und Nichtchristen in vielen Teilen der Welt leben, als eigene 
Not zu erkennen und an ihrer Überwindung mitzuwirken. Ich bin auch ermutigt durch die 
eindeutige Weise, in der sich der Rat mit dieser Erklärung zur tätigen Mitverantwortung ge- 
genüber dem bedrohlichen Problem des Rassismus bekennt. 

2. Die Erklärung des Rates verstehe ich als ausdrückliches Angebot und als Eröffnung ei- 
nes Prozesses des gemeinsamen Nachdenkens, Fragens und Handelns. Vor allem müssen die 
Christen im Westen sich mehr als bisher darum bemühen, in dasDenken und die Erfahrung derer 
einzudringen, die unmittelbar von den Auswirkungen des Rassismus betroffen sind und sich 
mit aller Kraft dagegen auflehnen, sei es in den Kirchen, sei es in Befreiungsbewegungen. 
Wo immer es möglich ist, sollte die Gelegenheit zum direkten Gespräch mit den betreffen- 
den Kirchen und Bewegungen gesucht und genutzt werden. Der Ökumenische Rat der Kir- 
chen ist bereit, derartige Zusammenkünfte zu vermitteln oder vorzubereiten. Nur wenn es 
zu solchen Begegnungen kommt, wird es möglich sein, gemeinsam zu erkennen, was in der 
gegenwärtigen explosiven Situation im Verhältnis der Rassen das von Gott Gebotene ist 
und dieser Einsicht entsprechend zu handeln. Es ist sehr zu hoffen, daß die Erklärung 
des Rates auch zu einer offenen Diskussion in den Kirchen und Gemeinden in Deutsch- 
land beiträgt. In der vor kurzem vom Rat eingesetzten Rassenkommission besitzen die 
deutschen Kirchen ein geeignetes Instrument, um dieses Gespräch anzuregen. Darüber 
hinaus ist der Ökumenische Rat der Kirchen bereit, Vertreter zu Diskussionen in Deutsch- 
land zu entsenden, wo immer eine solche Repräsentation erwünscht erscheint. 

3. Die Entscheidung des Exekutivausschusses ist nicht ohne Vorbereitung gefältt worden. 
Ihr waren die Entschließungen der ÖRK-Vollversammlung in Uppsala, die Studientagung 
über den Rassismus in Notting-Hill und der anschließende Beschluß des Zentralausschus- 
ses in Canterbury vorausgegangen. Auf den Beschluß von Canterbury hin habe ich mich 
an alle Mitgliedskirchen gewandt mit der Bitte um besondere Aufmerksamkeit für den 
Sonderfonds zur Bekämpfung des Rassismus und dessen Zielsetzung. Dieser Austausch 
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gab allen Mitgliedskirchen uneingeschränkte Gelegenheit, die Klugheit des Canterbury- 
Entschlusses in Frage zu stellen. Es wäre in meinen Augen weder möglich noch sinnvoll 
gewesen zu beschließen, daß einige Kirchen direkt von den Rassenproblemen betroffen 
seien, andere nicht. Der Rassismus beschränkt sich heute nicht auf bestimmte Länder oder 
Kontinente. Er ist ein weltweites Problem, das alle Mitgliedskirchen betrifft. 

4. Die Erklärung des Rates der EKD weist zu Recht darauf hin, daß das christliche Be- 
kenntnis zur Gewaltlosigkeit angesichts der scheinbar ausweglosen Situation, in der sich 
Mitglieder unterdrückter Rassen in vielen Teilen der Welt befinden, vor eine seiner schwer- 
sten Bewährungsproben gestellt ist. Bisher lehnte der Ökumenische Rat Gewaltanwendung 
zur Lösung von Konflikten ab — obgleich Christen im Laufe der Geschichte oft Ge- 
walt angewendet haben, um sich von Unterdrückung zu befreien, obgleich die Studienta- 
gung von Notting-Hill die Empfehlung aussprach: „Wenn alle anderen Versuche fehlschla- 
gen, sollen der ÖRK und die Kirchen Widerstandsbewegungen, einschließlich Revolutionen 
unterstützen, die das Ziel verfolgen, politische und wirtschaftliche Tyrannei, die den Rassis- 
mus erst ermöglichen, zu stürzen.‘‘ Wir müssen uns deshalb fragen: Was sollen die Unter- 
drückten tun, wenn die Gewalt der weißen Unterdrücker unerträgliche Ausmaße erreicht, 
und worin besteht unsere Verantwortung in dieser Situation? 

Wir sollten nicht vergessen, daß bereits die Studientagung von Mindolo (Sambia), die 
1964 unter der Schirmherrschaft des Ökumenischen Rates stattfand, feststellte, daß 
„die ohnehin drängende Lage in Südafrika (verschärft werde) durch die Überzeugung füh- 
render Afrikaner, nach vielen Jahren friedlicher Anstrengung, die afrikanische politische 
Organisationen um einen Wandel im Rahmen der bestehenden Ordnung vergeblich unternom- 
men haben, bleibe nur noch ein Weg: Gewalt...‘ Die Frage der möglichen Gewaltanwendung 
als einzig verbleibende Alternative stellt sich vielen Christen, die für eine gerechte Lösung 
kämpfen, mit erneuter Dringlichkeit. Aus Berichten geht hervor, daß viele überzeugt sind, 
der Krieg habe schon begonnen. Viele afrikanische Führer betonen, niemals hätte man das 
Mittel der Gewalt herbeigewünscht oder gesucht, wenn noch irgend eine andere Möglichkeit 
konstruktiven Verhandelns offen wäre oder geschafft werden könnte. 

Wir können also der Frage kirchlicher Unterstützung für unterdrückte Gruppen, die sich 
gezwungen sehen, Gewalt anzuwenden, eindeutig nicht länger ausweichen. Denken wir dar- 
an, daß in der Vergangenheit Pazifisten gezwungen waren, ihre Position zu überprüfen, und 
auch, daß ein engagierter Christ wie Eduardo Mondlane, der ermordete Führer der Befrei- 
ungsbewegung von Mozambique (Frelimo), regelmäßig seine Meinung in ökumenischen Dis- 
kussionen ausrichtete. 

5. Wenn sich das ökumenische Programm zur Bekämpfung des Rassismus und auch die 
jetzt gebilligte Unterstützung vor allem auf Gebiete konzentrieren, die durch die Auswir- 
kungen des sogenannten ‚weißen Rassismus‘ gekennzeichnet sind, so ist damit die Verur- 
teilung aller Formen des Rassismus nicht eingeschränkt. Es sei ausdrücklich darauf hinge- 
wiesen, daß es unter den unterstützten Gruppen auch eine Organisation gibt, die gegen 
andere Erscheinungen des Rassismus kämpft. Als die Vollversammlung von Uppsala den 
weißen Rassismus als stärkste Bedrohung bezeichnete, geschah dies aus der Überzeugung, 
daß der weiße Rassismus besonderes historisches Gewicht besitzt, weil seine Wurzeln in 
mächtigen, hochentwickelten Ländern liegen, deren Stabilität für jede Hoffnung auf inter- 
nationalen Frieden und internationale Entwicklung entscheidend ist. Die Rassenkrise in 
diesen Ländern ist kaum weniger ernst als die Bedrohung durch einen Atomkrieg. 

Solange es einen weißen Rassismus gibt, wird er einen schwarzen, gelben oder roten 
Rassismus als Gegenreaktion hervorrufen. Jede ernsthafte Bemühung um die Bekämpfung 
des Rassismus muß daher an dieser Stelle ansetzen, um so mehr, als besonders diese Form 
des Rassismus die Kirchen und die ökumenische Gemeinschaft selbst am meisten bedroht. 

Starke Kritik ist von vielen Stellen an der Tatsache geübt worden, daß der Ökumenische 
Rat der Kirchen Mittel vergeben hat, ohne ihre Verwendung im Einzelfall genauer verfol- 
gen zu können. Die damit zum Ausdruck kommende Befürchtung, die Mittel könnten zu 
Zwecken verwendet werden, die mit den Zielen des Ökumenischen Rates nicht in Ein- 
klang stehen, ist offenbar durch die entsprechende, freiwillig gegebene Zusicherung der be- 
troffenen Organisationen noch nicht überwunden worden. Der Ökumenische Rat muß in 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedskirchen offen und selbstkritisch nach den Gründen der 
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Zurückhaltung an dieser Stelle fragen und nach Möglichkeiten ihrer Überwindung suchen. 
Der gemeinsame Einsatz für die Opfer des Rassismus wird solange unglaubwürdig bleiben, 
als nicht alles versucht ist, zur Übereinstimmung über die geeigneten Mittel zu gelangen. 
Eine von Mißtrauen begleitete Handlung wird schwerlich Vertrauen und Hoffnung schaf- 
fen können. 

Die Mittelverteilung aus dem Sonderfonds erfolgt zudem unter Berücksichtigung eines 
neuen Faktors. Die Diskussionen der Studientagung in Notting Hill und des Zentralaus- 
schusses in Canterbury ließen keinen Zweifel daran, daß Gerechtigkeit ohne eine gerech- 
te Verteilung der Macht nicht möglich ist. Immer wieder hat Gott gezeigt, daß er auf 
der Seite der Machtlosen stand, nicht um ihre Machtlosigkeit zu billigen, sondern um 
Gerechtigkeit zu schaffen. Dem Sonderfonds liegt daher die Vorstellung einer Umvertei- 
lung der Macht von den Mächtigen auf die Machtlosen zugrunde. Die Zuwendungen sol- 
len mit Vorrang zur Bewußtseinsbildung und Stärkung des Organisationsvermögens der ras- 
sisch Unterdrückten dienen. 

Die Erklärung des Rates der EKD macht deutlich, daß die im Zusammenhang mit der 
Entscheidung des Exekutivausschusses aufgebrochenen Fragen weiterer Klärung bedürfen. 
Ich hoffe, daß das begonnene Gespräch fortgesetzt wird. Der Ökumenische Rat ist jeder- 
zeit dazu bereit. 


Inzwischen — am 25. September 1970 — hatte auch die Kirchenleitung der 
VELKD eine Erklärung veröffentlicht. Sie lautet: 


Der Beschluß des Ökumenischen Rates der Kirchen, Befreiungsbewegungen in der Dritten 
Welt finanziell zu unterstützen, hat in der Öffentlichkeit Unruhe und Widerspruch hervor- 
gerufen. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat bereits darauf hingewiesen, 
daß die Probleme des Rassismus, des Nationalismus und der notwendigen Strukturverände- 
rungen in der Dritten Welt sehr kompliziert sind. In diesem Zusammenhang stellt die Kir- 
chenleitung der Vereinigten Kirche fest: 

1. Die Entwicklungsförderung ist auch in Zukunft dringend notwendig. Das fordert wei- 
terhin Opfer. Opfer und Spendenbereitschaft können nur erhalten werden, wenn die Mittel 
verantwortlich im Sinne des kirchlichen Auftrages verwendet werden. 

2. Politische Gruppen sollen nicht mit kirchlichen Geldern gefördert werden. Ausübung 
von Gewalt und deren ideologische Rechtfertigung, von welcher Seite auch immer, können 
von der Kirche nicht unterstützt werden. 

3. Kirchliche Gelder für den Entwicklungsdienst sollen grundsätzlich in Partnerschaft mit 
den Kirchen am Ort verwendet werden. Das fordert gegenseitige Information und Konsul- 
tation. 

Die Kirchenleitung bedauert, daß die in der Presse wiedergegebenen Äußerungen des Präsi- 
denten des Lutherischen Weltbundes mißverstanden werden konnten, als gälten die ge- 
nannten Grundsätze nicht mehr. 


Die in Eutin tagende Generalsynode der VELKD verabschiedete am 8. Oktober 
1970 nachstehende Erklärung: 


Wo Menschen in Kämpfen und Spannungen zwischen politischen Gruppen, Völkern und 
Rassen leiden, muß sich die Kirche ihrer annehmen und ihrem Auftrag gemäß für Gerech- 
tigkeit und Frieden durch Versöhnung wirken. Dieses Wirken wird in der Vieldeutigkeit 
politischer Situationen nicht in der oft geforderten Eindeutigkeit und nicht ohne Belastung 
der Gewissen geschehen können. 

Wir verkennen nicht, daß es Christen geboten sein kann, das Recht des Nächsten notfalls 
auch mit Gewalt zu verteidigen oder zu erkämpfen, wenn es in politischer, sozialer oder 


- wirtschaftlicher Unterdrückung ständig mißachtet wird. 


Die Kirche selbst aber würde durch Anwendung von Gewalt ihrem Zeugnis widersprechen 
und ihre Bemühungen um Versöhnung und Frieden unglaubwürdige machen. Sie verfehlt 
auch ihren Auftrag, wenn sie andere Mittel zur Verfügung stellt, die direkt oder indirekt 
Gewaltanwendung fördern. 
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Wir bitten dıe Gemeinden, ihre Hilfe denen nicht zu versagen, die unter rassischer, natio- 
naler, gesellschaftlicher oder religiöser Diskriminierung leiden. 

Wir bitten den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland und die Kirchenleitung der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands, dafür zu sorgen, daß kirchliche 
Mittel nur im Sinne des Auftrages der Kirche verwendet werden. Ihr Einsatz soll in je- 
dem Fall in partnerschaftlicher Absprache mit den Kirchen am Ort geschehen. 


Von den bisher mitgeteilten Stellungnahmen insofern abweichend, als sie — bei 
grundsätzlicher Bejahung der Gewaltlosigkeit — die Anwendung von Gewalt im 
Kampf um rassische und soziale Gerechtigkeit nicht kategorisch ablehnt, erklär- 
te die Landessynode der Evangelischen Kirche in Westfalen, die vom 11. bis 
16. Oktober 1970 tagte: 


ÖKUMENISCHE WELTVERANTWORTUNG 


Die Landessynode dankt dem Präses, daß er die Evangelische Kirche von Westfalen immer 
wieder an ihre ökumenische Weltverantwortung erinnert und jetzt aufs neue alle Gemein- 
den zur Wachsamkeit gegenüber jeder Art von Rassismus aufgefordert hat. Der Rassismus 
gehört in seinen verschiedenartigen Ausprägungen zu den gefährlichsten Bedrohungen des 
Weltfriedens, mehr als wir heute im eigenen Lande ahnen. Wo immer Menschen diskrimi- 
niert werden, weil sie zu einem bestimmten Volk oder zu einer bestimmten Rasse gehören, 
müssen Christen jeder völkischen oder rassischen Diskriminierung entgegentreten, und dazu 
beitragen, Vorurteile abzubauen und den Bedrängten in ihrer Not beizustehen, wo immer 
sie können. Es wird anerkannt, daß die Entscheidung des Exekutivkomitees des Weltkir- 
chenrates ausschließlich humanitäre und bildungsbezogene Projekte in den Freiheitsbewe- 
gungen der Dritten Welt unterstützt. Christen werden sich immer um eine gewaltlose Ver- 
besserung der Lebensverhältnisse bemühen müssen. Wo das Lebensrecht von Menschen je- 
doch durch beharrliches Festhalten an ungerechten Lebensverhältnissen ohne Aussicht auf 
Hilfe gewaltsam unterdrückt wird, kann es dazu kommen, daß sich auch Christen — so wie 
bei uns im Jahre 1944 — für die Anwendung von Gewalt entscheiden. Die Kirche kann 
sich von diesen ihren Gliedern nicht distanzieren, auch wenn sie nicht in ihrer Gesamtheit 
deren Entscheidung teilt. Wir sollten erkennen, daß Schweigen und Untätigkeit gegenüber 
dem Mitmenschen zum Unrecht werden können, wie auch der bloße Verzicht auf Gewalt 
noch kein Recht schafft. 


Am 15. Oktober 1970 erörterte der Rat der EKD gemeinsam mit der Kirchen- 
konferenz die mit dem Beschluß des Exekutivkomitees der ÖRK entstandene 
Lage. Das Pressekommunique vom 16. Oktober 1970 berichtet darüber: 


Dankbar nahm er (der Rat) eine schriftliche Stellungnahme des Generalsekretärs des 
ÖRK, Dr. Blake, entgegen. Wesentliche Fragen bleiben jedoch weiterhin offen. Deshalb 
wird der Rat von dem Angebot klärender Gespräche mit Vertretern des ÖRK Gebrauch 
machen und gleichzeitig einige seiner beratenden Gremien beauftragen, verschiedene Pro- 
bleme erneut zu durchdenken. Es handelt sich u.a. um die Anwendung von Gewalt zur 
Änderung ungerechter Verhältnisse, um die Verantwortung des einzelnen Christen und der 
Kirchen in derartigen Situationen und um das Problem der Hilfe für humanitäre Maßnah- 
men im Bereich von Organisationen, die bei der Verfolgung ihrer Ziele Gewaltanwendung 
nicht grundsätzlich ausschließen. 


Am 16./17. Oktober 1970 tagte die Kirchenleitung der VELKD und befaßte 
sich erneut mit dem Anti-Rassismusprogramm. Sie stimmte — wie der Presse 
mitgeteilt wurde — 


mit der Feststellung des Rates der EKD vom 16. Oktober 1970 überein, daß die Stellung- 
nahme des Generalsekretärs Blake wesentliche Fragen offen ließ. Die Kirchenleitung stell- 
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te demgegenüber fest, daß der Weltrat sein bisheriges Prinzip der Gewaltlosigkeit der Kirche 
preisgegeben hat, ohne die Mitgliedskirchen zu konsultieren. Damit sei nicht nur die Ver- 
trauensfrage gestellt, die die Gefahr von Spaltungen des Weltrates heraufbeschwöre. Viel- 
mehr sei die elementare Grundfrage „‚Kreuz oder Schwert‘, die nur vom Versöhnungsauf- 
trag der Kirche her entschieden werden kann, aufgeworfen. Vor einer umfassenden Klä- 
rung, die nur zusammen mit den Mitgliedskirchen erfolgen kann, fehle dem Weltrat das 
Mandat zu weiteren Schritten in den umstrittenen Teilen des Programms. Die Kirchenlei- 
tung hält es für unerläßlich und unaufschiebbar, daß die kontroversen Äußerungen und Pro- 
jekte überprüft und die Ziele und Methoden des Rassismusprogramms eindeutig geklärt wer- 
den. 


Die erste gliedkirchliche Synode, die eindeutig und mit finanzieller Auswirkung 
positiv zu der Arnoldshainer Entschließung nach mehrstündiger heißer Diskussion 
und einer Kampfabstimmung Stellung nahm und dadurch Besorgnis, Befrem- 
den und Bestürzung in anderen Gliedkirchen auslöste, war die der Evangelischen 
Kirche in Hessen und Nassau. Sie beschloß am 24. Oktober 1970: 


l. Die Kirchensynode bittet Dekanatssynoden, Pfarrkonvente und Kirchenvorstände, sich 
eingehend mit den Rassenproblemen und der Verpflichtung der Christenheit zur Bekämpfung 
des Rassismus zu befassen, die durch den Beschluß des Exekutivkomitees des Ökumenischen 
Rates in Arnoldshain am 2. 9. 1970 ins öffentliche Bewußtsein gerückt sind. Damit soll zu 
einer Klärung und Urteilsbildung in den Gemeinden verholfen werden. 

2. Die Kirchensynode unterstützt das allgemeine Rassismus-Programm des Ökumenischen 
Rates und begrüßt die Einrichtung des Sonderreferates zur Bekämpfung des Rassismus. 

3. Die Kirchensynode hält es für angebracht, daß auch die Evangelische Kirche in Hessen 
und Nassau sich an dem vom Ökumenischen Rat eingerichteten Sonderfonds beteiligt, der 
der Unterstützung von Gruppen in ihrem Kampf um wirtschaftliche, soziale und politische 
Gerechtigkeit und der Unterstützung der Opfer der Rassendiskriminierung dient. Sie geht 
dabei von der Voraussetzung aus, daß die Mittel für humanitäre Zwecke — z.B. der Rechts- 
hilfe, Sozial- und medizinischen Arbeit — in den Gruppen dienen. Sie stellt hierfür an Haus- 
haltsmitteln einen Betrag von 100.000 DM zur Verfügung. 

4. Über den Absatz 3 hinaus soll ein Konto eingerichtet werden, das aus freiwilligen Spen- 
den gespeist wird. Damit soll deutlich werden, daß die Kirche als Kirche wie der Einzelne 
als Einzelner sich hier engagieren können. 

5. Angesichts der Tatsache, daß die Informationen über die Schritte des Ökumenischen Rates 
auch in kirchlichen Kreisen als unzureichend angesehen werden müssen, bittet die Kirchen- 
synode den Rat der EKD, dafür Sorge zu tragen, daß seitens des Ökumenischen Rates eine 
für Kirche und Öffentlichkeit ausreichende Unterrichtung über Auswahl und Charakter der 
aus dem Sonderfonds unterstützten Gruppen den Mitgliedskirchen laufend zugeleitet wird. 


Kirchenpräsident Hild erläuterte diesen Beschluß in einer in den Gottesdiensten 
bekanntgegebenen 


ERKLÄRUNG AN DIE GEMEINDEN DER EVANGELISCHEN KIRCHE 
IN HESSEN UND NASSAU 
ZUM ANTI-RASSISMUS-PROGRAMM DES ÖKUMENISCHEN RATES 


Der Beschluß des Ökumenischen Rates, solchen Organisationen eine finanzielle Hilfe zu 
gewähren, die sich gegen rassische Unterdrückung wenden und Opfer der Rassendiskrimi- 
nierung unterstützen, hat in der Öffentlichkeit eine heftige Diskussion ausgelöst. Bei einer 
synodalen Besinnungstagung über Fragen von Mission und Ökumene wurde dieser Beschluß 
des Ökumenischen Rates der Kirchen eingehend beraten. Dabei wurde ein von 34 Syno- 
dalen unterzeichneter Antrag an die Synode erarbeitet, die Evangelische Kirche in Hes- 
sen und Nassau möge sich mit einem Betrag von 100.000 DM an den Hilfsmaßnahmen 

des Ökumenischen Rates der Kirchen beteiligen. Am 24. 10. 1970 hat die Kirchensynode 
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der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau den Antrag mit 90 gegen 78 Stimmen an- 
genommen. 

Zum Verständnis dieses Schrittes ist folgendes zu bedenken: 

1. Das Anti-Rassismus-Programm des Ökumenischen Rates geht auf Grundsatzbeschlüsse 
der Weltkirchenversammlungen in Neu-Dehli und Uppsala zurück und ist in internationalen 
Ausschüssen über einen längeren Zeitraum hin erarbeitet worden. Im August 1969 wurde 
ein Sonderfonds gebildet, mit dem unterdrückten Rassengruppen und Opfern rassischer 
Diskriminierung geholfen werden soll. Die Gelder sollen an solche Organisationen verteilt 
werden, deren Zielsetzungen mit den allgemeinen Zielen des Ökumenischen Rates verein- 
bar sind. 

2. Aus einer größeren Anzahl von Anträgen wurden nach gründlicher Prüfung 19 Organi- 
sationen ausgewählt. Diese haben sich verpflichtet, die ihnen zygewandte Hilfe ausschließ- 
lich für Aufgaben im Sozial-, Gesundheits- und Bildungswesen und für Rechtshilfemaßnah- 
men zu verwenden. 

3. Die meisten der-unterstützten Gruppen lehnen entweder ihrerseits Gewaltanwendung 
ab oder haben sich Aufgaben gesetzt, bei denen Gewaltanwendung gar nicht zur Frage steht 
(z.B. Bewußtseinsbildung zur Rassenfrage in Großbritannien, Japan oder Australien). Es be- 
finden sich darunter freilich auch einige Gruppen aus dem südlichen Afrika, die angesichts 
der ihnen widerfahrenen Gewalt zur Gegengewalt gegriffen haben. Die Beschlüsse des 
Ökumenischen Rates und der Synode schließen nicht ein, daß die Anwendung von Gewalt 
gutgeheißen wird. Sie bedeuten lediglich, daß die Kirche sich der Verpflichung zur Hilfe 
gegenüber rassisch Unterdrückten nicht entziehen will, selbst wenn sie deren Entscheidun- 
gen nicht alle im einzelnen bejaht. 

4. Der Ökumenische Rat hat auf eine-Kontrolle über die Verwendung der Gelder verzich- 
tet. Damit, daß er auf das gegebene Wort der betreffenden Organisationen vertraut, hat er 
die Möglichkeit gewonnen, die Gruppen auch kritisch auf ihr Vorgehen anzusprechen. 

Im Glauben an den Schöpfer und Herrn der einen Menschheit muß die Kirche von Ge- 
waltanwendung, die Leben und Würde des Menschen gefährdet, abraten und zur friedlichen 
Lösung gesellschaftlicher und politischer Konflikte ermutigen. Deshalb wird sie sich aber 
auch gegen jede persönliche und rechtliche Rassendiskriminierung wenden und weit nach- 
drücklicher als bisher die Sache der unterdrückten Rassen zu vertreten haben. Dazu woll- 
ten der Ökumenische Rat und die Synode der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 
einen Beitrag leisten. 

Die Beschlüsse sind in der Kirche und in der breiten Öffentlichkeit heftig umstritten. Um 
so wichtiger ist es, daß in den Gemeinden vorschnellen Urteilen gewehrt wird. Die Fragen 
sind so vielschichtig und schwierig, daß das eingehende Gespräch darüber notwendig ist. 
Auch wenn dann noch verschiedene Auffassungen unter uns bleiben sollten, muß sich die 
Gemeinschaft der Kirche gerade darin bewähren, daß wir diese Spannung aushalten und uns 
gegenseitig tragen. 


Der Vorsitzende des Rates der EKD, Landesbischof D. Dietzfelbinger, erklärte 
dazu in einem epd-Gespräch, er begrüße es, daß der hessen-nassauische Synodal- 
beschluß den humanintären Charakter des ökumenischen Programms stark unter- 
streiche, jedoch sei der Prozeß der Meinungsbildung innerhalb der EKD noch 
nicht abgeschlossen. Deshalb könne es nicht für glücklich gehalten werden, wenn 
von einzelnen Gliedkirchen schon im gegenwärtigen Zeitpunkt Beschlüsse gefaßt 
würden, die einer gemeinsamen Entscheidung der EKD vorgreifen. 

Kritisch und besorgt äußerte sich die Bischofskonferenz der VELKD. In 
der Pressemitteilung über die Sitzung am 27. Oktober 1970 heißt es dazu: 


Die Bischofskonferenz befaßte sich auch mit dem umstrittenen Rassismusprogramm des 
Weltrates der Kirchen. Sie stellte fest, daß die Kirche humanitäre Hilfe nur kontrolliert 
und für genau fixierte Projekte geben könne. Nur so sei das Vertrauen der Christen, die 
Mittel zur Verfügung stellen, zu erhalten und zu gewinnen. Eine pauschale Unterstützung 
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von politischen Organisationen müsse strikte abgelehnt werden, da die Kirche sonst unheil- 
voll in unabsehbare politische Verstrickung gerate. Der Beschluß der hessischen Landessyno- 
de, Mittel bereitzustellen, habe die Einheit des Handelns der EKD gefährdet. Er stelle auch 
einen schweren Rückschlag für die Bemühungen der VELKD dar, bei der Neuordnung der 
EKD zu einem höheren Maß von Gemeinschaft zu gelangen. 


Zwar hatte die in und außerhalb Hessens laut gewordene Kritik zur Folge, daß 
der Ökumenische Rat der Kirchen auf Wunsch der Evangelischen Kirche in Hes- 
sen und Nassau den ihm zur Verfügung gestellten Betrag vorübergehend einfrie- 
ren ließ, aber die Dezembertagung (4.9. 12. 1970) der hessen-nassauischen 
Kirchensynode bestätigte nach fast zehnstündiger, oft leidenschaftlicher Debat- 
te den umstrittenen Beschluß der Oktobertagung mit größerer Mehrheit (104 
Ja-, 65 Neinstimmen, 4 Enthaltungen) als damals, nachdem klargestellt war, 
daß dieser Beschluß „keine Zustimmung zur Gewaltanwendung“ bedeute. 

Im November 1970 (9.—12. 11.) trat die Württembergische Landessynode in 
Bad Boll zusammen und beriet eingehend über das Anti-Rassismus-Programm 
des ÖRK. Über das Ergebnis erging folgende 


MITTEILUNG AN DIE GEMEINDEN 


Die Diskussion über die Bekämpfung des Rassismus hat in unseren Gemeinden große Un- 
ruhe hervorgerufen ... Die Landessynode hat sich auf ihrer Herbsttagung vom 9. bis 12. 11. 
1970 eingehend mit diesem Thema beschäftigt. 

Die Verhandlungen haben gezeigt, wie schwierig die Fragen sind, die wir zu beantworten 
haben. Die gegenwärtige Diskussion über den Rassismus ist durch Vorurteile und Vorwürfe 
belastet. Ungenaue und unzureichende Informationen über dieses Vorhaben des Ökumeni- 
schen Rates verhindern oft das sachliche Gespräch. Dies erschwerte auch die Beratungen der 
Synode. 

Nach eingehender Aussprache sagen wir gemeinsam: 

Ja zur Ökumene, zum gemeinsamen Handeln der Christenheit, 

Ja zur Bekämpfung des Rassismus, wo immer er auftritt, 

und nein zur Gewalt. 

Die Spannungen zwischen den Rassen und die Anwendung von Gewalt nehmen zu. Ge- 
walt wendet nicht nur an, wer zu den Waffen greift; Gewalt gebraucht auch, wer den Un- 
terdrückten an friedlichen Mitteln verzweifeln läßt. 

Wir müssen 

für die Achtung der gottgegebenen Würde eines Menschen eintreten 

und uns mutig und leidensbereit für Gerechtigkeit einsetzen, im Namen Jesu Versöhnung 
stiften und den Haß überwinden. 

Nicht einig waren wir darüber, wie wir dies in Verantwortung vor Gott und unserem Ge- 
wissen verwirklichen können: 

Die Mehrheit der Synode sagte: Zum kirchlichen Auftrag gehört es nicht, solche politi- 
schen Gruppen mit kirchlichen Geldern zu fördern, die bei der Verfolgung ihrer Ziele Ge- 
waltanwendung nicht grundsätzlich ausschließen. 

Eine Minderheit sagte: Zum kirchlichen Auftrag kann es gehören, auch solche politischen 
Gruppen mit kirchlichen Geldern zu unterstützen, die Gewalt nicht ausschließen aber zusagen, 
diese Mittel nur für humanitäre Maßnahmen zu verwenden. 

Wir wissen, daß wir nur eine erste Gesprächsstation errichtet haben. Was uns als Christen 
in der Bekämpfung des Rassismus aufgetragen ist, können wir nur gemeinsam erkennen. 
Deshalb bitten wir die Gemeindeglieder, sich möglichst genau über den Rassismus und des- 
sen Bekämpfung zu informieren und entstellten Meinungen entgegenzutreten. 

Laßt uns dazu beitragen, daß kein Mensch wegen seiner Rasse und Religion, Hautfarbe und 
Herkunft benachteiligt oder in seiner Freiheit eingeschränkt wird. 
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Zum Abschluß ihrer Hersttagung in Rendsburg nahm die schleswig-holsteinische 
Landessynode am 13.November mit 38 gegen 24 Stimmen die folgende Entschlie- 


Bung an: 


Die Landessynode unterstützt das im August 1969 vom Zentralausschuß des Ökumenischen 
Rates der Kirchen in Canterbury beschlossene Programm zur Bekämpfung des Rassismus. Sie 
bittet die Kirchenleitung, den Gemeinden ein Sonderkonto für Spenden anzugeben, die ras- 
sisch unterdrückten Bevölkerungsgruppen in ihren Bemühungen um wirtschaftliche, soziale 
und politische Gerechtigkeit zugute kommen sollen. Bei der Verwendung der Mittel sollen 
die Grundsätze des Verteilungsausschusses ‚Brot für die Welt‘ angewandt werden, nach de- 
nen die Vergabe von Mitteln für Gewalt- und Terrormaßnahmen ausgeschlossen ist. 


Gleichzeitig tagte die Pfälzische Landessynode und beschloß nach eingehender 
Diskussion am 13. November 1970 mit 41 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen bei 
3 Enthaltungen eine 


ERKLÄRUNG ZUR UNTERSTÜTZUNG VON RASSISCH UNTERDRÜCKTEN 
GRUPPEN DURCH DEN ÖKUMENISCHEN RAT DER KIRCHEN 


Das Programm des ÖRK (Weltrat der Kirchen, Genf) zur Unterstützung von rassisch unter- 
drückten Gruppen durch den ÖRK hat in der deutschen Öffentlichkeit Unruhe verursacht. 
Diese hat auch die Gemeinden der Pfälzischen Landeskirche erfaßt. Die Landessynode er- 
klärt dazu: 

1. „Auf der Gewalt liegt kein Segen“ (Synode der EKD 1948). Diese Einsicht hat sich 
in unserer Kirche mühsam genug durchgesetzt. Die Synode bejaht den Grundsatz der Ge- 
waltlosigkeit als Konsequenz des Gebotes der Nächstenliebe. Wir sind überzeugt, daß Orga- 
nisationen der Unterdrückten, die im Kampf gegen Rassendiskriminierung, soziale Ungerech- 
tigkeit und Ausbeutung die Gewaltanwendung prinzipiell ablehnen, im Geiste Jesu Christi 
handeln. 

2. Der ÖRK hat der Versöhnung auf dem Verhandlungsweg auf der Grundlage der Ge- 
rechtigkeit immer den Vorzug gegeben vor gewaltsamen Aktionen. Wir ermutigen den 
ÖRK, dieses Versöhnungswerk fortzusetzen und sind mit ihm darin verbunden. 

3. Das Anti-Rassismus-Programm des ÖRK ist die folgerichtige Weiterführung der Be- 
schlüsse, mit denen die Vollversammlungen des ÖRK seit 1954 sich für die Überwindung 
des Rassismus ausgesprochen haben. Die Synode weiß, daß die Durchführung des Pro- 
gramms und seine finanzielle Unterstützung große Probleme aufwerfen. Ihnen auszuwei- 
chen würde jedoch dazu führen, daß nicht Unterdrückte, sondern im Ergebnis Unterdrük- 
ker unterstützt würden. 

4. Die Synode ist der Auffassung, daß viele Äußerungen zum Unterstützungsprogramm 
des ORK nicht von ausreichender Sachkenntnis getragen wurden. Sie beauftragt darum 
den Landeskirchenrat und die Kirchlichen Werke, für eine alsbaldige und umfassende Un- 
terrichtung der Gemeinden zu sorgen. Dazu sind Veranstaltungen in allen Gemeinden 
notwendig. 


Vor der Regionalsynode (West) der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg 
am 20./25. November 1970 bat Bischof D. Scharf in dem von ihm erstatte- 
ten Rechenschaftsbericht der Kirchenleitung die Synode „sich einer Stellung- 
nahme durch einen verbindlichen Beschluß auf dieser Tagung zu enthalten“ und 
im Blick auf das für den 1.Dezember vorgesehene Gespräch zwischen Vertretern 
der EKD und des ÖRK ‚mit Rücksicht auf ein gemeinsames Handeln innerhalb 
der deutschen Gliedkirchen diesen Termin abzuwarten“. Die Mehrheit der Syn- 
ode war jedoch der Meinung, daß in dieser Sache nicht geschwiegen werden 
dürfe, und verabschiedete ein 
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WORT AN DIE GEMEINDEN IN BERLIN (WEST) 


Seit langer Zeit bemüht sich der Ökumenische Rat der Kirchen mit vollem Recht, Rassen- 
spannungen und Unterdrückung in aller Welt abbauen zu helfen. Seit Jahren sind sich die 
Kirchen einig, daß den unterdrückten Gruppen geholfen werden muß. Die Entscheidung, 
sie mit Geld für humanitäre Zwecke zu unterstützen, ist jetzt auf heftige Kritik gestoßen, 
weil auch solchen Gruppen geholfen werden soll, die den Kampf um Gerechtigkeit notfalls 
mit Gewalt führen wollen. Wir haben als Synode in dem komplizierten Sachverhalt ein ge- 
meinsames Urteil noch nicht finden können. 

Es geht um leidende Menschen. Uns ist fraglich, ob Gewaltanwendung hilft. Auf Gewalt 
liegt kein Segen. Wir sind aber nicht berufen, leidende Menschen zu richten, die zur Ge- 
walt greifen. Auch Träger staatlicher Macht wenden in ihren Ländern vielfach Gewalt an, 
nicht selten im Interesse einer privilegierten Minderheit. Gewalttätigkeit der Unterdrück- 
ten ist oft Ausdruck ihrer Verzweiflung. Wir haben die Pflicht, uns der Verzweifelten an- 
zunehmen. Wer ihnen in ihrer Not hilft, hofft, einen Beitrag dazu zu leisten, daß die Ge- 
walt abnimmt. 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland bemüht sich um Klärung der offenen 
“eis mit dem Ökumenischen Rat. Das wird uns allen helfen, ein besseres Urteil zu fin- 

en. 

Für alle Glieder unserer Gemeinden, die dem Beschluß des Ökumenischen Rates zustimmen 
und ihren Beitrag zur humanitären Hilfe innerhalb seines Programms gegen den Rassismus 
leisten wollen, sollte ein Spendenkonto eröffnet werden. 


Außerdem faßte die Synode in der Rassismus-Frage folgende Beschlüsse: 


1. Angesichts der bevorstehenden Gespräche im Rat der EKD und der ökumenischen 
Versammlung in Addis Abeba gibt die Synode den Vertretern unserer Kirche folgende 
Empfehlung: 

Jede Zuwendung an Anti-Kolonialismus-Gruppen bedarf der genauen Bestimmung der 
einzelnen Projekte. Die zweckgebundene Verwendung der Mittel muß gewährleistet sein. 
Alle derartigen Mittel sollen nach Möglichkeit über die jeweiligen Kirchen am Ort gelei- 
stet werden. Für den Einsatz von Gewalt kann die Kirche keine Mittel zur Verfügung 
stellen. 

2. Die Kirchenleitung wird gebeten, für die Eröffnung eines Sonderkontos für Spenden 
zum Rassismus-Programm des Ökumenischen Rates der Kirchen zu sorgen. 

3. Die Regionale Synode der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg in Berlin 
(West) bittet den Rat der EKD, eine Denkschrift erarbeiten zu lassen, die sich mit den 
rassischen und sozialen Verhältnissen in den Ländern der Dritten Welt und den Einflüs- 
sen der Industrienationen auf diese Verhältnisse beschäftigt. 


Die Lippische Landessynode beschloß am 24. November 1970 einstimmig: 


1. In zunehmendem Maße wird der Rassismus in seinen verschiedenen Ausprägungen — 
besonders in der Gestalt des weißen Rassismus — immer mehr zu einer weltweiten Bedro- 
hung einer gerechten und friedlichen Entwicklung materiell und kulturell benachteiligter 
Völker. Damit gefährdet er den Weltfrieden, zerstört die fundamentalen Menschenrechte 
wie Freiheit, Gleichberechtigung und Menschenwürde; vor allem aber verleugnet er die 
in Jesus Christus gegründete Versöhnung, zu deren Dienst die christliche Gemeinde geru- 
fen ist. 

2. Alle in der Ökumene verbundenen Kirchen sind seit vielen Jahren beteiligt an dem 
Auftrag des Weltrates der Kirchen, die Gefahren des Rassismus zu erforschen und zu über- 
winden. Die Vollversammlung des Ökumenischen Rates in Uppsala 1968 hat deshalb ein- 
dringlich gefordert, die Kirchen aufzurufen, den Rassismus in allen Formen zu bekämpfen, 
den Bedrohten, den Verfolgten und Leidenden in ihrer konkreten Not beizustehen ohne 
Ansehen der Rasse, der Nation, der Konfession oder der politischen Anschauung. Dabei 
haben sie nicht nur augenblicklicher Not zu begegnen, sondern sich für eine langfristige 


145 


und umfassende Lösung des Konfliktes in Richtung auf Ausgleich und Versöhnung einzu- 
setzen. 

3. Am 2. September 1970 hat der Exekutivausschuß des Ökumenischen Rates der Kir- 
chen aus den Studien und Entschließungen der Vorjahre eine praktische Folgerung gezogen 
durch den Beschluß, 19 politische Organisationen, die gegen den sie bedrohenden Rassismus 
kämpfen, zu unterstützen. Die bewilligten 200.000 Dollar sind ausschließlich für humanitäre 
Zwecke bestimmt, z.B. für den Ausbau von Schulen, Gesundheitszentren, Rechtshilfe für 
unschuldige politische Gefangene, Unterstützung von Familien Gefangener und Stipendien. 
Alle unterstützten Organisationen haben sich verpflichtet, die empfangenen Mittel entspre- 
chend zu verwenden. 

Damit hat der Ökumenische Rat der Kirchen erstmalig dem Drängen der farbigen Christen 
entsprochen, die seit langem um Unterstützung in einer verzweifelten Situation gebeten 
haben. 

4. Die Synode bejaht diese Entscheidung im Grundsatz und begrüßt es, daß der Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland Vorbereitungen getroffen hat, am 1. Dezember d. J. 
im Gespräch mit Generalsekretär Dr. Blake noch vorhandene Spannungen und konkrete 
Mißdeutungen zu klären. 

Die Lippische Landessynode erwartet von ihren Gemeinden, sich intensiver mit dem Ras- 
sismus-Problem zu befassen. Sie bittet die Gemeinden, sich nicht durch tendenziöse Dar- 
stellungen beeinflussen zu lassen und nach hinreichender Klärung der entstandenen Fragen 
durch die in Aussicht genommene Besprechung am 1. Dezember 1970 das Anti-Rassismus- 
Programm desÖkumenischenRates derKirchen durchSpenden und Kollekten zu unterstützen. 


Die Landessynode der Ev.-Iuth. Landeskirche Hannovers verabschiedete am 
27. November 1970 eine Erklärung folgenden Wortlauts: 


1. Wir wissen, daß der Rassismus in aller Welt zu den gefährlichsten Problemen unserer 
Zeit gehört. 

In Übereinstimmung mit den Erklärungen des Ökumenischen Rates der Kirchen von 
Uppsala und Canterbury sind wir bereit, „den Rassismus in allen seinen Formen zu be- 
kämpfen, wo immer er auftritt“. 

Wir sind davon überzeugt, daß in dieser Sache bei uns mehr als bisher geschehen muß. 

2. Wir glauben: Auftrag der Kirchen ist es, durch Predigt und Handeln dahin zu wirken, 
daß wahre Gerechtigkeit und wirklicher Friede auch zwischen Rassen nur durch Versöh- 
nung, durch Überwindung von Feindschaft und Haß gewonnen werden. 

3. Wir verkennen nicht, daß es Christen auferlegt sein kann, für das Recht des Nächsten 
notfalls auch mit Gewalt einzutreten. Es kann dabei geboten sein, mit nichtchristlichen 
Gruppen zusammenzuarbeiten. 

4. Wir halten es aber für unvereinbar mit dem Auftrag der Kirche, daß Kirchen sich mit 
der Anwendung von Waffengewalt im Kampf gegen rassische Unterdrückung identifizieren. 
Darum können Kirchen an Gruppen in solchem Kampf keine Mittel zur freien Verfügung 
geben. 

5. Wir sind der Meinung, daß kirchliche Mittel im Bereiche gewaltsamer Auseinanderset- 
zungen nur dort verantwortlich gegeben werden können, wo die Hilfe für leidende Menschen 
von Kirche zu Kirche oder für bestimmte humanitäre Vorhaben geleistet wird. 

6. Wir meinen, daß die Kirchen im Sinne ihres Auftrages auch auf die Gestaltung politischer 
Verhältnisse einwirken müssen, damit gerechtere Bedingungen für das Leben aller Menschen 
entstehen. 

‚7. Wir bitten die Glieder unserer Landeskirche, die Aktion „Brot für die Welt‘ und die 
Ökumenische Diakonie weiterhin zu unterstützen, die der Unterdrückung und Diskriminie- 
rung gewaltlos entgegenwirken. 

‚8. Wir bitten den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland, in Gesprächen mit dem 
Ökumenischen Rat der Kirchen über das Anti-Rassismus-Programm unsere Auffassung zur 
Geltung zu bringen. 

Wir hoffen, daß diese Gespräche der vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem Ökume- 
nischen Rat der Kirchen dienen werden. 
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Das von allen Seiten gewünschte Gespräch zwischen Mitgliedern des Rates der 
EKD und der Kirchenkonferenz einerseits und Vertretern des Ökumenischen 
Rates der Kirchen andererseits fand am 1. Dezember 1970 in München statt. 
Dr. Payne, einer der Präsidenten des ÖRK und Teilnehmer an der Konsultation, 
legte der Pressekonferenz, die anläßlich des Gesprächs stattfand, einen Text vor, 
der am nächsten Tage in Genf veröffentlich wurde: 


Die Konsultation konstatierte berichtsweise ihre gemeinsame Überzeugung von der drin- 
genden Notwendigkeit, daß Christen sich für ein viel wirksameres Programm einsetzen müs- 
sen, um rassische Ungerechtigkeit und Unterdrückung in allen Teilen der Welt zu bekämp- 
fen. Es wird zur Kenntnis genommen, daß der Ökumenische Rat seit der Uppsala-Versamm- 
lung von 1968 deren Richtlinien nach seinem eigenen Verständnis ausgeführt hat. Im Lichte 
dessen, was von den afrikanischen Vertretern gesagt worden ist, versteht sie die Gründe, die 
nen einem besonderen Interesse an der schwierigen Situation im südlichen Afrika geführt ha- 

n. 

Die Konsultation nahm zur Kenntnis, daß die gegenwärtigen Unterstützungen ausdrück- 
lich für humanitäre Zwecke und aufgrund der Zusicherung entsprechender Verwendung ge- 
geben worden sind. Sie nahmen ferner zur Kenntnis, daß einige der unterstützten Organisa- 
tionen sich zu dem Wagnis verpflichtet gefühlt haben, ihnen widerfahrene Gewalt durch 
Gegengewalt zu beantworten. Dies hat theologische und praktische Probleme und Gewis- 
sensfragen aufgeworfen, die Unruhe und Unsicherheit in vielen Mitgliedskirchen des Öku- 
menischen Rates verursacht haben. 

Die Konsultation begrüßte die Zusage weiterer Information und stetigen Studiums der 
einschlägigen Probleme und brachte ihre Dankbarkeit zum Ausdruck für die von den Ver- 
tretern des Ökumenischen Rates gegebenen Mitteilungen über die weitere Gestaltung des 
Programms. Es soll im Zentralkomitee (des Ökumenischen Rates) im Januar 1971 weiter- 
diskutiert werden, wahrscheinlich in Addis Abeba. Eine weitere Konsultation im Februar 
1971 wurde vereinbart. 


Zu dieser Darstellung stellte der Ratsvorsitzende Landesbischof D. Dietzfelbin- 
ger fest, daß sie nicht den Charakter eines offiziellen gemeinsamen Kommuni- 

ques trage, und fügte in der Pressekonferenz seinerseits folgende Erklärung hin- 
zu: 


1. Wir hatten eine gute Aussprache über die Frage, die der Rat der EKD in seinem Schrei- 
ben vom 24. September 1970 an den Ökumenischen Rat gestellt hat. Hier wurden neue 
Informationen gegeben. Das Gespräch muß allerdings weitergeführt werden. 

2. Durch das Gespräch wurde die deutsche Sicht erweitert auf ihren ökumenischen Hori- 
zont hinaus. 

3. Durch die afrikanischen Brüder wurden die afrikanischen Probleme uns vorgestellt. Vie- 
les war uns bereits bekannt, aber die Rassismusfrage wird auf diese Weise noch deutlicher. 

4. Von unserer Geschichte her ist allerdings die Problematik noch differenzierter. Die 
Fragen des Verhältnisses von Gewalt und Gewaltanwendung bedürfen einer weiteren Klä- 
rung. Es ist wesentlich, daß eine Kirche bei ihrer spezifischen Aufgabe und ihrer Gabe 
bleibt, nämlich die in Jesus Christus gegebene Versöhnung zu verwirklichen in alle Berei- 
che hinein, soweit das nur möglich ist. 

5. Dabei ist ein spezielles Problem bei uns die Aktion ‚Brot für die Welt‘, die jetzt eben 
angelaufen ist. Sie hat in der Meinung der Bevölkerung große Bedeutung und scheint mir 
vorbildlich zu sein für das, was wir unter humanitärer Hilfe verstehen. 

6. Ich bin dankbar, daß von Seiten des Ökumenischen Rates angeboten wurde, das heute 
unterbrochene Gespräch in absehbarer Zeit weiterzuführen. Dazwischen wird wohl die Sit- 
zung des Zentralausschusses des Ökumenischen Rates in Addis Abeba liegen. Man wird 
dort die für das Anti-Rassismus-Programm aufgestellten Richtlinien wohl auch noch ein- 
mal diskutieren können. 
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Da in der Presse Beurteilungen der Münchener Begegnung erschienen, die dem 
Gang und Ergebnis der Konsultation nicht gerecht wurden, sah sich der Rat der 
EKD veranlaßt, am 11. Dezember 1970 öffentlich zu erklären: 


Am 1. Dezember 1970 führten in München Mitglieder des Rates der EKD und der Kirchen- 
konferenz mit Vertretern des ÖRK ein Gespräch über Fragen, die im Zusammenhang mit 
dem „Ökumenischen Programm zur Bekämpfung des Rassismus“ aufgebrochen sind. 

Die Konsultation ging davon aus, daß die Kirche Christi als Gottes Volk aus allen VÖöl- 
kern im Bekenntnis zu ihrem Herrn darin einmütig ist, daß Rassismus in jeder Form dem 
Willen Gottes widerspricht. Christen sind daher verpflichtet, um ihres Glaubens willen zum 
Abbau aller Rassenschranken und Rassendiskriminierungen beizutragen. 

Aus dieser Verpflichtung ergibt sich, daß die Kirche nach Kräften rassisch Diskriminierten, 
sozial, kulturell, ökonomisch oder politisch Unterdrückten Beistand und Hilfe geben muß. 

Zu dieser Hilfe gehört auch die Bemühung um einen Beitrag zur Änderung derjenigen ge- 
sellschaftlichen Strukturen, die den Rassismus fördern oder in denen rassistisches Denken 
Gestalt gewonnen hat. 

Die Gesprächsteilnehmer von seiten des ÖRK erläuterten Motive und Ziele des „Sonder- 
fonds“, welcher der Überwindung rassisch begründeten Unrechts dient und aus dem ausge- 
wählte rassisch unterdrückte Gruppen aufgrund des Arnoldshainer Beschlusses finanzielle 
Zuwendungen zur Unterstützung ihrer humanitären Arbeit erhalten haben. 

In der Diskussion konnte keine Einmütigkeit darüber erzielt werden, ob die Kirche auch 
solche Gruppen unterstützen könne, die zur Erreichung ihrer Ziele Gewalt nicht ausschlie- 
ßen. Ebenso blieb die Frage offen, ob kirchliche Gelder nur bestimmten Projekten zugute 
kommen oder den betreffenden Gruppen allgemein für humanitäre Zwecke ihren Zusagen 
entsprechend gegeben werden sollten. 

Das Gewicht der in dieser Kontroverse zutage getretenen theologischen Fragen nach der 
Verwendung kirchlicher Mittel in Situationen gewaltsamer Auseinandersetzungen erfordert 
die Fortführung des Gesprächs. Sie ist für Februar 1971 in Aussicht genommen. Auch sol- 
len diese Fragen auf der nächsten Sitzung des Zentralausschusses des ÖRK in Addis Abeba 
im Zusammenhang mit der weiteren Ausgestaltung des Anti-Rassismus-Programms zur Spra- 
che gebracht werden. 

Die breite Diskussion der letzten Monate hat gezeigt, daß auch innerhalb der EKD unter- 
schiedliche Standpunkte vertreten und verschiedene Folgerungen gezogen werden. Deshalb 
müssen wir uns auch in unseren Kirchen und Gemeinden um Klärung der strittigen Fragen 
bemühen. Dies erfordert Zeit. Darüber dürfen wir aber nicht versäumen, sofort die Hilfe 
zu leisten, die wir verantworten können. 

Der Rat empfiehlt den Gliedkirchen, Gemeinden und ihren Werken, konkrete Projekte 
und Programme zu fördern, über die sich Empfänger und Geber kirchlicher Mittel zuvor 
in freier Partnerschaft verständigt haben. 


Mit dieser Erklärung befaßte sich die Kirchenleitung der VELKD auf ihrer Sit- 
zung am 11./12. Dezember 1970 und nahm Stellung wie folgt: 


Es muß gewährleistet bleiben, daß keine Unterbrechung der in der Eutiner Erklärung der 
Generalsynode der VELKD vom 8. Oktober dieses Jahres geforderten humanitären Hilfe 
eintritt. Darum wird die Kirchenleitung im Sinne der Empfehlung des Rates der EKD nach 
Absprache mit dem Lutherischen Weltbund und anderen ökumenischen Einrichtungen den 
Gliedkirchen konkrete Projekte vorschlagen. Bis zur Klärung der noch offenenFragen des 
Anti-Rassismus-Programms sollen keine kirchlichen Mittel für die Unterstützung von Be- 
freiungsbewegungen zur Verfügung gestellt werden. 


Aus der Fülle von Stellungnahmen kirchenleitender Persönlichkeiten und kirch- 
licher Gruppen seien einige wiedergegeben, die die Bandbreite der innerkirch- 
lichen Meinungsbildung zu verdeutlichen geeignet sind. 
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Unter dem 18.November 1970 richtete der hannoversche Landesbischof D. Dr. 
Lilje Rundbrief an die Pfarrerschaft, in dem hier aus Raumgründen die an ande- 
ter Stelle dieses Berichts zitierten Dokumente ausgelassen sind: 


In der letzten Zeit ist in immer stärkerem Maße an micht die Frage herangetreten, wie sich 
unsere Kirche zu der Frage der Unterstützung von revolutionären Bewegungen stellt, die 
nicht nur soziale Gerechtigkeit predigen, sondern auch entschlossen sind, ihr Ziel mit Ge- 
walt zu erreichen. Das Problem ist: kann die Kirche mit ihrem Geld, mit Kirchensteuer- 
mitteln, auf Gewalt ausgerichtete revolutionäre Bewegungen unterstützen? 

Anlaß zu dieser Frage war die Nachricht, daß das Exekutivkomitee des Ökumenischen 
Rates auf seiner Sitzung in Arnoldshain (31. 8.-4. 9. 1970) beschlossen habe, eine Reihe 
von Bewegungen zu unterstützen, die sich gegen die ungerechte Behandlung der farbigen 
Rassen wenden, unter denen sich aber auch einige Bewegungen befinden, die nicht auf 
Gewaltanwendung verzichten wollen. 

Demgegenüber ist mit Nachdruck zu erklären, daß unsere Kirche nicht bereit ist, solchen 
Bewegungen, die Gewalt predigen, kirchliche Mittel zuzuwenden. Wir halten daran fest, daß 
die Kirche nicht das Recht hat, auf Gewalt ausgerichtete revolutionäre Bewegungen mit 
ihrem Geld zu unterstützen. 

Das ist auch dem Ökumenischen Rat in mehreren Stellungnahmen mitgeteilt worden. Am 
nachdrücklichsten hat sich die Generalsynode der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen 
une Deutschlands, die vom 5.-9. Oktober d.J. in Eutin tagte, in dieser Richtung ge- 
äußert ... 

Ebenfalls hat der Vorsitzende des Rates der EKD, Landesbischof D. Dietzfelbinger, in 
einem Schreiben an den Generalsekretär des Ökumenischen Rates, Dr. Blake, sich ... ge- 
äußert. 


Dr. Blake hat darauf mit zwei Schreiben geantwortet. Das Resultat ist, daß am 1. Dezem- 
ber eine Begegnung zwischen dem Generalsektretär des Ökumenischen Rates und Vertretern 
des Rates der EKD stattfinden soll, um die noch unklaren Punkte aufzuklären. Jedenfalls 
steht fest, daß unsere Kirche ausdrücklich abgelehnt hat, solche Bewegungen finanziell zu 
unterstützen, die in ihr Programm die Gewalt aufgenommen haben. 

Dies ist wichtig gegenüber den Nachrichten aus den Gemeinden, daß manche Glieder 
nicht nur die Unterstützung solcher Programme abgelehnt haben, sondern damit die Dro- 
hung verbunden haben, aus der Kirche austreten zu wollen, wenn dies sich als Tatsache 
erweisen würde. Man kann also mit Nachdruck darauf hinweisen, daß unsere Kirche nicht 
bereit ist, Gewaltbewegungen zu unterstützen. Ich sehe davon ab, daß vielleicht nicht nur 
lautere Gründe für diese Stellungnahme von Gemeindegliedern gegeben sind; es ist nicht 
ausgeschlossen, daß mancher diesen Anlaß benutzt, um seinen längst fälligen Kirchenaus- 
tritt mit einer anständigen Begründung zu vollziehen. Um so wichtiger ist, daß wir an die- 
ser Stelle deutlich machen, daß dies Argument nicht gilt. 

Der Hergang im einzelnen ist folgender: Der Ökumenische Rat hat im Lauf der Jahre sei- 
ne Arbeit ausgedehnt und ist längst über das Gebiet der bloßen caritativen Hilfe hinausge- 
gangen. Es ist gerade in der Frage des Rassismus deutlich geworden, daß den Rassen und 
Völkern, die sich als benachteiligt ansehen müssen, auf breiter Basis Hilfe zuteil werden 
muß. Das betrifft vor allem den ganz wichtigen Bereich der Bildung und Erziehung. Von 
Angehörigen farbiger Rassen wird am meisten als negativ empfunden, daß sie nicht die 
gleichen Bildungschancen wie die weißen Völker haben und auch nicht die gleichen Mög- 
lichkeiten des sozialen Aufstiegs. An dieser Stelle zu helfen, ist eine unmittelbare christli- 
che Pflicht, und solange die Kirche nicht ihren Auftrag in dieser Welt einseitig verengt, ist 
es klar, daß sie sich auch für diese Forderungen einsetzen muß. Das ist auch geschehen. So- 
wohl bei der Tagung des Zentralausschusses in Canterbury (10.—23. 8. 1969), als auch bei 
der Tagung des Exekutiv-Komitees in Arnoldshain (31. 8.-4. 9. 1970) ist darüber beraten 
worden, wie man sich wirkungsvoll an dieser Aufgabe beteiligen könne. Man hat sich geei- 
nigtauf eine Liste von 19 verschiedenen Organisationen, die unterstützt werden sollen. Die 
Mehrzahl dieser Bewegungen bietet für unsere Frage kein Problem. Es scheint aber, daß 
einige wenige darunter gewesen sind, die Gewaltanwendung nicht grundsätzlich ablehnen. 
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Deren These lautet etwa so: wenn wir unsere Forderungen auf normalem Wege nicht durch- 
setzen können, kann ein Augenblick kommen, wo wir mit Gewalt unseren Forderungen Ge- 
hör verschaffen müssen. So verständlich diese Konsequenz psychologisch auch vom Stand- 
punkt der Benachteiligten sein muß, so ist es zweifelsfrei nicht die Aufgabe der Kirche, 
sich an so etwas zu beteiligen. Gewalt kann nicht zu den Mitteln gehören, mit denen die 
Kirche die Forderung auf Gerechtigkeit durchsetzt. Natürlich ist eine solche Aussage nicht 
einfach undifferenziert gültig: man wird die Einzelheiten sorgfältig überlegen müssen. Aber 
als Prinzip muß es gelten, daß eine Kirche sich zu solchen Akten der Gewalt auf keinen 
Fall hergeben darf. Wir würden sonst selbst unglaubwürdig machen, was wir in den vergan- 
genen beiden Jahrzehnten über Gewaltlosigkeit in der Politik gesagt und vertreten haben. 

Die Eutiner Entschließung macht dabei den Unterschied zwischen dem, was der einzelne 
Christ nach seinem Gewissen tun kann und darf, was aber der Kirche als ganzer verwehrt 
ist. Mir scheint diese Unterscheidung im ganzen völlig richtig zu sein. 

Im Blick auf die demnächst beginnende neue Sammlung „Brot für die Welt“ ist es drin- 
gend erforderlich, daß die Amtsbrüder, die darauf angesprochen werden, diese Zusammen- 
hänge klarstellen. Es wäre äußerst schade, wenn unter dem Eindruck mißverstandener 
Nachrichten unsere Sammlung „Brot für die Welt‘ finanzielle Einbußen erleiden würde. 

Ich hoffe, daß die oben gemachten Darlegungen den Amtsbrüdern nützlich und hilfreich 
sein werden. 


Der Berliner Bischof D. Scharf führte auf der Regionalsynode (West) in dem 
schon erwähnten Rechenschaftsbericht der Kirchenleitung aus: 


Die leitenden Gremien der EKD haben übereinstimmend ausgesprochen, daß der Tatbe- 
stand in der Frage des ökumenischen Anti-Rassismus-Programms außerordentlich komplex 
ist: Die Not der rassisch Unterdrückten verbietet der Christenheit Gleichgültigkeit und Zu- 
rückhaltung; die Methoden blutiger Gewaltanwendung und gewalttätiger Erpressung, deren 
Opfer sogar an der Auseinandersetzung Unbeteiligte sind, verbieten eine Parteinahme für die 
Gewalttäter, weil diese Art von Gewaltanwendung eine absolute Rechtlosigkeit herbeiführt. 
Ist aber der Tatbestand komplex, so sollte nach Wegen der Hilfe gesucht werden, die dem 
einzelnen Kirchenglied die Freiheit der Entscheidung lassen, ob es sich an der Hilfe betei- 
ligen will. Tangiert wird in dieser Sache die Maßnahme des leitenden Organs einer Kirche, 
die den Ökumenischen Rat der Kirchen in Genf angehört, von der Pflicht der Loyalität ge- 
genüber den mit Mehrheit gefaßten Beschlüssen der gemeinsamen übergreifenden Instanzen 
der gesamten Ökumene. Daraus ergibt sich dann auch die Frage: Ist es mit der Zugehörig- 
keit zur Ökumene vereinbar, ordnungsgemäß synodal zustande gekommene Entschließun- 
gen zu boykottieren? Auch diese Frage ist eine ernstzunehmende grundsätzliche Frage! 
Schmerzlich an der öffentlichen Diskussion des Vorganges in Deutschland ist, daß bei 
ihr — wieder einmal! — in Erscheinung getreten ist, welche Klischee-Vorstellungen von der 
Kirche und der Ökumene auch die kirchliche Öffentlichkeit bestimmen, Klischee-Vorstel- 
lungen, die von bestimmten Gruppen innerhalb unserer Gemeinden genährt werden. Ich 
sage dies nach den verschiedenen Richtungen hin. In diesem bestimmten Falle wirkte sich 
die Voreingenommenheit folgendermaßen aus: Der Beschluß des Exekutivkomitees des 
Ökumenischen Rates hatte mehr eine zeichenhafte Bedeutung gegenüber den Völkern der 
Dritten Welt als eine reale Bedeutung für die wenigen Widerstandsgruppen, die im Kampfe 
für ihre Ziele die Anwendung aktiver revolutionärer Gewalt nicht mehr ausschließen. Die 
übrigen sechzehn — unter 19 bis 20 — vom Weltrat unterstützten Organisationen halten 
nach wie vor am Grundsatz der Gewaltlosigkeit fest, wie eben die drei oder vier es durch 
Jahrzehnte hindurch auch getan haben. Trotzdem wurde die Nachricht über die Hergabe 
von Geld durch die Ökumene der Anlaß zur Drohung mit dem Kirchenaustritt. Vor allem 
der darauffolgende Beschluß der Hessischen Synode, der lediglich für die dortige Gliedkir- 
che gilt, hat einen Sturm solcher Drohungen auch bei uns ausgelöst. Auf die Nuancierung 
und Begründung des hessischen Beschlusses wurde nicht geachtet. Man verfiel einer vorder- 
gründigen massiven Polemik und nahm als vollzogen an, worüber noch verhandelt wird. 
Man ist mit seinem Urteil fertig, weil man die Problematik an Ort und Stelle nicht wirklich 
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kennt. Ich hoffe, daß es dem Ökumenischen Rat Berlin und seinem Ökumenisch-Missiona- 
tischen Institut gelingen wird, unsere Gemeinden, die Männer- und Frauenkreise und die 
Jungen Gemeinden für die Mitarbeit an den ökumenischen Problemen zu gewinnen. Mit 
der größeren Kenntnis der Situation in den entfernteren Erdteilen und in der Gesamtchri- 
stenheit werden wir immun werden gegen vorschnelles Verurteilen und kurzschlüssige Reak- 
tionen und werden, so denke ich, bereiter werden, auch festgefügte Lieblingsvorstellungen 
zu revidieren, seien sie Konservativer oder progressiver Art. 


Vor der in Herrenalb tagenden Synode der Evangelischen Landeskirche in Ba- 
den gab Landesbischof Professor Dr. Heidland am 28. Oktober 1970 eine persön- 
liche Erklärung ab, die von der Synode ohne Diskussion entgegengenommen 

und der Presse übergeben wurde: 


Der Rassismus hat in einigen Ländern Zustände geschaffen, die von der EKD nicht länger 
stillschweigend und tatenlos hingenommen werden dürfen. Dennoch ist im Augenblick je- 
der Beschluß für oder gegen die finanzielle Unterstützung des Ök. Anti-Rassismus-Programms 
verfrüht, solange nicht das angekündigte Gespräch zwischen dem Rat der EKD und General- 
sekretär Blake vom ÖRK stattgefunden hat und Klarheit über einige noch offene Fragen ge- 
schaffen ist. 

Diese Fragen sind außerordentlich verwickelt und dürfen nicht, wie dies in vielen Veröf- 
fentlichungen geschieht, vereinfacht werden. Über einige Punkte besteht indessen schon 
jetzt weithin in der EKD Übereinstimmung: 

1. Im Glauben an den Schöpfer und Herrn der einen Menschheit muß sich die Kirche 
gegen jede persönliche und rechtliche Rassendiskriminierung wenden. Sie wird weit nach- 
drücklicher als bisher die Sache der unterdrückten Rassen zu vertreten haben, wobei gewiß 
nicht zu übersehen ist, daß es auch einen farbigen Rassismus gibt. 

2. Um ihre Verkündigung der Frohen Botschaft nicht zu verdunkeln, darf die Kirche kei- 
ne Gewaltanwendung, die Leben und Würde des Menschen gefährdet, unterstützen. Sie muß 
mit allen Kräften zur friedlichen Lösung der gesellschaftlichen und politischen Konflikte 
beitragen. 

3. Zweckgebundene Spenden dürfen nur im Sinne der Spender verwendet werden. So 
sind z.B. aus der Sammlung „Brot für die Welt‘ keine Mittel in das Ök. Anti-Rassismus- 
Programm geflossen. 

Geklärt werden muß: 

1. Unumgänglich ist die Anwendung von Gewalt auch in einem Rechtsstaat durch dessen 
öffentlich kontrollierte Organe, etwa gegenüber Verbrechen. Wie steht es aber, wenn von 
seiten der Bürger Gewalt zur Beseitigung ungerechter Verhältnisse, die in besonders schwe- 
rer Weise gegen die Menschenwürde verstoßen, angewendet wird, nachdem alle Versuche einer 
friedlichen Regelung vergeblich geblieben sind? 

2. Darf die Kirche, gegebenenfalls unter welchen Bedingungen, Freiheitsbewegungen, die 
in einer solchen Lage glauben, Gewalt anwenden zu müssen, Hilfe für humanitäre Zwecke 
leisten? 

3. Dürfen für diese Hilfen Kirchensteuergelder verwendet werden? 

Statt uns gegenseitig erregte Vorwürfe zu machen, sollten wir uns schleunigst miteinander 
um eine Antwort bemühen, und zwar in Verbindung mit den unmittelbar betroffenen Kir- 
chen der Dritten Welt. 

Dann ist zu handeln. 


Der Landessuperintendent für Lauenburg, Professor Dr. Heubach, wandte sich 
am 22. November 1970 mit einem Wort an die Gemeinden seines Sprengels: 


Der am 2. September 1970 in Arnoldshain gefaßte Beschluß des Exekutivkomitees des Ökume- 
nischen Rates, 200000 US-Dollar im Rahmen der Bekämpfung des Rassismus 19 vorwie- 
gend afrikanischen Freiheitsbewegungen zur Verfügung zu stellen, hat seitdem in den deut- 
schen Landeskirchen zu schweren Auseinandersetzungen geführt. Wenn auch manche Per- 
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sonen und kirchliche Gruppen ihre Zustimmung bekundet haben, so hat sich doch sehr 
schnell gezeigt, daß der größte Teil der Gemeindeglieder und die breite Öffentlichkeit mit 
vollem Recht dagegen Stellung bezogen haben. 

Es ist in höchstem Maße bedauerlich, daß durch den genannten Beschluß und darüber 
hinaus durch die von dem Generalsekretär Dr. Blake gegenüber der deutschen Presse und 
im Rundfunk abgegebenen Stellungnahmen das Anti-Rassismus-Programm des Okumeni- 
schen Rates in eine Bahn gelenkt worden ist, die dem so notwendigen Hilfsprogramm 
schwersten Schaden zugefügt und das Vertrauen gegenüber dem Ökumenischen Rat über- 
haupt erschüttert hat. 

Wenn am bisherigen Prinzip der Gewaltlosigkeit nicht mehr eindeutig festgehalten wird, 
muß mit aller Entschiedenheit dem neuen Genfer Prinzip widerstanden werden. 

Es ist der Kirchenleitung und der Generalsynode der VELKD in Eutin und manchen Verant- 
wortlichen in den evangelischen Landeskirchen Deutschlands zu danken, daß sie bereits 
mit Nachdruck und Öffentlich hiergegen Widerstand geleistet haben. 

Ich habe nach Bekanntwerden des Arnoldshainers Beschlusses die Weiterleitung der 
Gelder für die kirchliche Entwicklungshilfe aus dem Bereich der Landessuperintendentur 
Lauenburg gesperrt und werde bis zur endgültigen und vollen Klärung der anstehenden 
Fragen diese Mittel gesperrt lassen. 

Ich hoffe sehr, daß das am 1. Dezember 1970 stattfindende Gespräch des Rates der EKD 
und der Kirchenleitung der VELKD mit dem Generalsekretär Dr. Blake aus Genf die erfor- 
derliche Klärung bringt, damit wir die kirchliche Entwicklungshilfe, die Mittel für weltweite 
Diakonie und die Opfer für die Mission mit dem bisherigen Vertrauen und Einsatz aufbrin- 
gen können. 

Die Kirche kann mit der Botschaft von der Versöhnung und in ihrem Kampf gegen den 
Rassismus und jegliche Form von Unterdrückung und Unfreiheit nur glaubwürdig bleiben, 
wenn sie konsequent und ohne Abstriche den Weg der Gewaltlosigkeit geht. Einen ande- 
ren Weg gibt es vom Evangelium her in der Nachfolge Jesu nicht; 

»„»...Wwer aber anders lehret und lebet, denn das Wort Gottes lehret, der entheiligt unter 
uns den Namen Gottes. Davor behüte uns, himmlischer Vater!“ 


Der Verteilungsausschuß ‚Brot für die Welt‘ beschloß in seiner Sitzung vom 
29. Oktober 1970 einstimmig zur Verwendung von Mitteln der Aktion „Brot 
für die Welt‘ im Rahmen des ÖRK-Programms zur Bekämpfung des Rassismus: 


Der Ausschuß für Ökumenische Diakonie — zugleich Verteilungsausschuß „Brot für die 
Welt“ — hatte im März 1970 dem Ökumenischen Rat der Kirchen eine Beteiligung an 
seinem Anti-Rassismus-Programm bis zu einer Höhe von 350000,- DM zugesagt. Er ver- 
band dies mit der Bedingung, daß die Mittel erst dann an den Ökumenischen Rat der Kir- 
chen ausgezahlt werden, wenn dieser dem Verteilungsausschuß „Brot für die Welt“ jeweils 
konkrete Projekte zur Bewilligung vorlege. Bisher wurden noch keine Projekte vorgelegt, 
die die Zustimmung des Auschusses gefunden haben. 

Auf Grund der jüngsten Diskussionen über den Beschluß des Exekutivkomitees des Öku- 
menischen Rates, eine Reihe von Organisationen rassisch unterdrückter Gruppen finanziell 
zu unterstützen, stellt der Ausschuß folgendes fest: 

Die Beherrschung, Unterdrückung, Ausbeutung und Diskriminierung einer Rasse durch 
eine andere verstößt gegen den Schöpferwillen Gottes und verleugnet die Versöhnung, die 
durch Tod und Auferstehung von Jesus Christus geschehen ist. Die Diakonie der Kirche hat 
deshalb den Bedrohten, Verfolgten und Leidenden in ihrer konkreten Not beizustehen 
ohne Ansehen der Rasse, der Nation, der Konfession oder der politischen Anschauung. 
Dabei hat sie nicht nur augenblicklicher Not zu begegnen, sondern sich für eine lang- 
fristige und umfassende Lösung des Konfliktes in Richtung auf Ausgleich und Versöh- 
nung einzusetzen. 

Der Ausschuß für Ökumenische Diakonie betrachtet es als einen Teil des Mandates von 
„Brot für die Welt“, in den Gebieten gegenwärtiger Rassenspannungen den durch Rassismus 
diskriminierten Menschen durch humanitäre Sofortmaßnahmen (Nahrung, Kleidung, Medi- 
kamente etc.) zu helfen und langfristige Entwicklungsprogramme auf dem sozialen, medi- 
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zinischen, landwirtschaftlichen und pädagogischen Sektor durchzuführen. Diese Maßnahmen 
sollen nach Möglichkeit mit den jeweiligen nationalen Kirchen zusammen oder in eigenstän- 
digen Programmen, die in der gleichen Weise die zweckbestimmte Verwendung von Sachzu- 
wendungen oder Geldern gewährleisten, durchgeführt werden. 

Mit der gleichen Entschiedenheit, mit der der Ausschuß für Ökumenische Diakonie dies 
als kirchliche Aufgabe betont, lehnt er die Vergabe von „Brot für die Welt‘-Mitteln für Ge- 
walt- und Terrormaßnahmen ab. Er warnt vor der Gefahr, daß Hilfsaktionen der Diakonie 
für Menschen in konkreten Notlagen propagandistisch mißbraucht werden. 


Der Vorstand des Mainz-Kasteler Konvents erklärte: 


Der Mainz-Kasteler Konvent stimmt dem Beschluß der Synode der Evang. Kirche in Hes- 
sen und Nassau zu, wonach für das Anti-Rassismus-Programm des Ökumenischen Rats der 
Kirchen ein Betrag von 100000 DM zur Verfügung gestellt wird. Der Vorstand des Mainz- 
Kasteler Konvents hält dieses Vorgehen für vorbildlich und fordert seine Mitglieder auf, 
in ihren jeweiligen Landeskirchen für entsprechende Synodalbeschlüsse einzutreten. 

Das Anti-Rassismus-Programm des Ökumenisches Rats und dementsprechend die Ent- 
scheidung der Evang. Kirche in Hessen und Nassau erfährt zur Zeit heftige Kritik in der 
kirchlichen und nichtkirchlichen Öffentlichkeit. Es wird darauf verwiesen, daß die Mittel 
dieses Programmes Organisationen unterstützen, die „offen den gewaltsamen Umsturz in 
ihren Heimatländern“ propagieren. 

Dagegen stellt der Vorstand fest, daß Rassismus vorwiegend Ausdruck einer Macht von 
oben ist, und daß er das Mittel der Gewalt von oben (d.h. Gewalt der herrschenden Rasse) 
als selbstverständlich benützt. Eine Befreiung der rassistisch und damit auch ökonomisch 
unterdrückten Gruppen bedeutet Veränderung dieser Machtstrukturen in dem Sinne, daß 
nunmehr auch die seither Unterdrückten teil an der Ausübung von Macht bekommen. 
Solche Macht von unten kann nicht in allen Fällen die Anwendung von Gewalt von unten 
völlig ausschließen. 

Der Ökumenische Rat hat diese Sachlage erkannt und mit seinem Programm den Mut 
bewiesen, sich zu denen zu bekennen, die unterdrückt sind. Daß die Synode der Evang. 
Kirche in Hessen und Nassau dem gefolgt ist, spricht für ihre Bereitschaft zu Verantwor- 
tung und für ihre Weitsicht. 


Am 7. Oktober 1970 wurde eine Erklärung der Bekenntnisbewegung „Kein 
anderes Evangelium“ und ihr nahestehender Gruppen herausgegeben. Sie hat 
folgenden Wortlaut: 


Das Exekutivkomitee des Ökumenischen Rates der Kirchen hat am 2. September 1970 in 
Arnoldshain beschlossen, zur Bekämpfung des Rassismus 19 afrikanische und andere Be- 
freiungsbewegungen finanziell zu unterstützen. Die vom 6. bis 7. Oktober 1970 in Frank- 
furt versammelten Mitglieder des „‚Theologischen Konvents‘ der bibel- und bekenntnisge- 
bundenen Gruppen erklären dazu folgendes: 

1. Unsere Aufgabe als Kirche angesichts der erschreckend zunehmenden Rassenspannun- 
gen ist es, sich für die Achtung der gottgegebenen Würde eines jeden Menschen einzusetzen, 
mutig und leidensbereit für die Gerechtigkeit einzutreten und in der Kraft des für uns Ge- 
kreuzigten Versöhnung zu stiften und Haß zu überwinden. 

Niemals aber kann und darf es ihre Aufgabe sein, politische Bewegungen — welcher Rich- 
tung auch immer — in ihrem gewalttätigen Kampf zu unterstützen. 

Dabei bleibt es jedem Christen persönlich unbenommen, nach seinem im Worte Gottes 
gebundenen Gewissen politisch Stellung zu nehmen und entsprechend zu handeln. 

2. Es widerspricht dem Evangelium, wenn kirchliche Gelder für andere Zwecke als die 
der Verkündigung und der Diakonie verwandt werden. . | ö 

Über die sachgemäße Verwendung solcher Mittel darf in der Öffentlichkeit auch nicht 
der geringste Zweifel entstehen, wie es nunmehr geschehen ist. 

Da der Arnoldshainer Beschluß mit Recht erhebliche Bestürzung in der breiten Öffent- 
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lichkeit hervorgerufen hat, zumal er die Kompetenzen des Exekutivkomitees des Okume- 
nischen Rates der Kirchen überschreitet, bitten wir die Kirchenleitungen, die Missionsge- 
sellschaften, den Deutschen Evangelischen Missionsrat und das Diakonische Werk der EKD, 
umgehend unmißverständlich und Öffentlich sich von dem Arnoldshainer Beschluß zu di- 
stanzieren und ihm mit allem Nachdruck zu widerstehen. 


Eine Zusammenkunft der leitenden Juristen der EKD am 28. Oktober 1970 
faßte nachstehende Entschließung: 


Die am 28. Oktober 1970 in Hannover versammelten leitenden Juristen der EKD-Glied- 
kirchen sind darüber einer Meinung, daß alle Erscheinungsweisen rassischer Voreingenom- 
menheit und Überheblichkeit und der dementsprechenden sozialen Ungerechtigkeit dem 
Willen Gottes und seiner Liebe zu allen Menschen zuwider sind. Sie sind zu ihrem Teil 
bereit, alle Maßnahmen zu unterstützen, die den Gemeinden das Ausmaß des weltweit 
bestehenden Unrechts und der daraus folgenden Gefährdung des Friedens zum Bewußt- 
sein bringen und die Christen zur Abhilfe aufrufen. > 

Wenn nun aber Geld der Kirche im Rahmen des Rassismus-Programms des Okumeni- 
schen Rates an Organisationen gegeben werden soll, welche die Anwendung von Gewalt 
nicht ausschließen, so ist die Unterstützung solcher Gruppen unter dem Gesichtspunkt 
verantwortlicher Haushalterschaft nicht vertretbar, zumal die Bestimmung solcher Geld- 
leistungen für lediglich humanitäre Zwecke an Ort und Stelle von der Finanzierung von 
Gewalttätigkeiten nicht getrennt werden kann. Wer sein eigenes Geld für revolutionäre 
Gewaltanwendung ausgeben will, wird dies vor seinem Gewissen verantworten. Dem Ver- 
walter von Kirchensteuern und Spenden ist es aber nicht erlaubt, dieses Geld für einen 
Zweck einzusetzen, dessen Vereinbarkeit mit den Aufgaben der Kirche höchst zweifelhaft 
ist und ersichtlich die Gewissen vieler Gemeindeglieder schwer belastet. 


Unschwer ließe sich die Reihe der Erklärungen und Stellungnahmen verlängern, 
aber die zitierten Dokumente dürften genügen, um deutlich zu machen, daß der 
akute Anlaß der Arnoldshainer Entschließung zum Anti-Rassismus-Programm 
des ÖRK die EKD, ihre Gliedkirchen und ihre Gemeinden in einen Lehr- und 
Klärungsprozeß im Blick auf die politische und gesellschaftliche Verantwortung 
der Kirche und deren Wahrnehmung hineingestoßen hat, der nicht so bald sein 
Ende erreichen wird. Die Frage nach der Gewalt und ihrer Anwendung stellte 
sich unter einem bisher nicht ins Bewußtsein getretenen Aspekt. Stellten frühe- 
re Generationen die inzwischen obsolet und anachronistisch gewordene Frage 
nach dem „gerechten Krieg‘, so wird hier nach der „gerechten Revolution‘ ge- 
fragt und damit nach der Möglichkeit der kirchlichen Beteiligung an solchen 
Unternehmungen, wenn auch ‚nur‘ zeichenhaft durch die Gewährung finanzi- 
eller Unterstützung. In der im Vorjahr erschienen Thesenreihe „Der Friedens- 
dienst der Christen“ (vgl. Kirchl. Jahrbuch 1969, S. 71ff.) wird die Problema- 
tik gesehen, indem sie ‚‚mit besonderer Dringlichkeit‘ die Frage stellt, ob Chri- 
sten den Krieg „auch dort verurteilen (dürfen), wo er im Namen sozialer Gerech- 
tigkeit und politisch-wirtschaftlicher Freiheit gefordert und geführt wird ... wenn 
die Unmenschlichkeit und Ungerechtigkeit der Lebensbedingungen, deren gewalt- 
same Änderung gefordert wird, offen zutage liegen“ (Th. 1,3). Die durch die Ar- 
noldshainer Entschließung akut gewordene Frage nach der Stellungnahme der 
Kirche zu revolutionären Maßnahmen unter Anwendung von Gewalt ist in die- 
ser Fragestellung zwar mitgestellt, aber nicht beantwortet. Sie bedarf grundsätz- 
lich theologischer Klärung, ehe konkrete Entscheidungen gefällt werden können. 
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Trotz aller Unterschiede der Meinungen, Überzeugungen und Stellungnahmen 
sollte auf das Bemühen um eine gemeinsame Aussage nicht verzichtet werden. 

Von der für Januar 1971 nach Addis Abeba einberufenen Sitzung des Zentral- 
ausschusses des ÖRK werden solche Klärungen erhofft und erwartet. 


c) Weltweite Diakonie als Dienst am Frieden 
A. Kirchlicher Entwicklungsdienst 


Ein besonderes Prüffeld für ein überzeugendes Praktizieren des der Kirche gege- 
benen Auftrags, dem Frieden zu dienen, indem sie Antwort und Handlungsbei- 
spiel zur Lösung großer Nöte in der Dritten Welt gibt, ist der Kirchliche Ent- 
wicklungsdienst als Teil einer weitgespannten und wirksamen ökumenischen 
Diakonie. Hier konkretisiert sich in exemplarischer Weise, ob die Kirche den 
ihr von ihrem Herrn aufgetragenen und vorgelebten Dienst vordringlich auf die 
Hilflosen und Unterdrückten, die Unterprivilegierten und Manipulierten, die Er- 
niedrigten und Beleidigten, die Entrechteten und in ihrem Menschsein Benach- 
teiligten hin orientiert. 

In der öffentlichen Meinung steht die Entwicklungshilfe nicht hoch im Kurs, 
sondern wird vielfach kritisiert. Auch der kirchliche Beitrag wird kritisch unter 
die Lupe genommen. Einmal wird gefragt, ob er nicht autoritären Strukturen 
zugute komme, indem er sie stabilisiere; zum anderen fragt man, ob er allenfalls 
nur ein Tropfen auf den heißen Stein sei und lediglich ausreiche, die anstehen- 
den Aufgaben bloß zu einem kleinen Teil und auch diesen nur ansatzweise in 
Angriff zu nehmen. Beide Fragestellungen entbehren nicht jeglicher Berechti- 
gung. Was die Höhe des kirchlichen Beitrags zur Entwicklungshilfe im Berichts- 
jahr betrifft, so wurden von den Gliedkirchen 32 Millionen DM zur Verfügung 
gestellt, mit deren Hilfe zahlreiche Projekte in der Dritten Welt finanziert wer- 
den konnten. 

Die Synode der EKD verabschiedete auf ihrer Stuttgarter Tagung am 15. Mai 
1970 nachstehende Entschließung zum Kirchlichen Entwicklungsdienst: 


Mit Dank stellt die Synode fest, daß die Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land positiv auf die Beschlüsse der regionalen Tagung (West) der 4. Synode der Evangelischen 
Kirche in Deutschland vom 6. bis 11. Oktober 1968 in Berlin-Spandau im Blick auf eine 
stärkere kirchliche Beteiligung am Entwicklungsauftrag reagiert haben. Insgesamt sind 1969 
für den Kirchlichen Entwicklungsdienst 32 Mill. DM zusätzlich zu dem Opferertrag für Brot 
für die Welt aufgebracht worden. Wir sind zuversichtlich, daß die Gliedkirchen in ihren An- 
strengungen auch in den nächsten Jahren nicht nachlassen werden. 

In der Diskussion um den kirchlichen Beitrag im Entwicklungsdienst hat es eine Zeit gege- 
ben, in der falsche Alternativen aufgestellt wurden. Gerechtigkeit wurde gegen Liebe, Mission 
gegen Entwicklungsdienst ausgespielt. Das ist jedoch unbiblisch. Gott will, daß dem ganzen 
Menschen geholfen wird. Es darf darum keinen Gegensatz zwischen der Sorge für sein Heil 
und für sein Wohl geben. Wir wissen, daß das Wohl nicht ohne eine Veränderung der oft 
ungerechten gesellschaftlichen Strukturen erreicht werden kann. Ebenso wissen wir, daß 
dem Menschen ohne den Zuspruch des Evangeliums das Heil nicht widerfahren kann. Es 
ist darum an der Zeit, diesen falschen Alternativen den Abschied zu geben. 
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Die Ökumenische Weltkonsultation für Kirchliche Entwicklungshilfe in Montreux 1970 
hat gezeigt, daß wir es lernen müssen, Entwicklung als einen Vorgang zu begreifen, der al- 
le Gesellschaften unabhängig von ihrer wirtschaftlichen Leistungskraft betrifft. Wir werden 
der „unterentwickelten‘‘ Bereiche in unserer eigenen Gesellschaft stärker bewußt werden 
müssen. Zugleich ist uns deutlich geworden, daß entscheidende Veränderungen im Bewußt- 
sein der Menschen und auch in der gesellschaftlichen Struktur hier im Blick auf die Not- 
wendigkeit der Solidarität mit den Völkern der Dritten Welt die Voraussetzung für eine 
wirksame Entwicklungshilfe dort ist. 

Daher sind alle Anstrengungen auf dem Gebiet der Bewußtseinsveränderung und der 
Meinungsbildung intensiver als bisher zu unterstützen und entsprechende Mittel dafür be- 
reitzustellen. 

Mit besonderer Dankbarkeit begrüßt die Synode das wachsende Zusammengehen mit 
den Stellen der katholischen Kirche auf dem weiten Feld des entwicklungspolitischen 
Handelns. Sie nimmt mit Befriedigung zur Kenntnis, daß der katholische Arbeitskreis für 
Entwicklung und Frieden und die evangelische Arbeitsgemeinschaft Kirchlicher Entwick- 
lungsdienst eine gemeinsame -Arbeitsgruppe für Fragen der Bewußtseinsbildung gebildet 
haben, welche eine volkspädagogisch orientierte Informationsstrategie entwickeln will. Sie 
gibt der Hoffnung Ausdruck, daß auch auf anderen Gebieten, einschließlich langfristiger 
Projektplanung und entwicklungsstrategischer Überlegungen, weitere Fortschritte gemacht 
werden. 

Der Generalsekretär des Ökumenischen Rates der Kirchen hat in einem Brief an alle Mitglieds- 
kirchen des Ökumenischen Rates um eine wirksame Beteiligung an dem ökumenischen Ent- 
wicklungsfonds gebeten, der vom Exekutivausschuß des Ökumenischen Rates der Kirchen 
im Februar 1970 beschlossen worden ist. Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land nimmt diesen Appell auf und hält eine angemessene deutsche Beteiligung an diesem 
Fonds für geboten. Dabei empfehlen wir, daß die Verwendung des deutschen Beitrags un- 
ter Anerkennung der notwendigen partnerschaftlichen Selbständigkeit im Entscheidungs- 
vollzug über den Einsatz der Mittel durch die bewährten Dienststellen des Ökumenischen 
Rates der Kirchen (Abteilung für Weltmission und Evangelisation und Abteilung für Zwi- 
schenkirchliche Hilfe) erfolgt. 

Die Synode nimmt mit Befriedigung die Bildung der Arbeitsgemeinschaft Kirchlicher 
Entwicklungsdienst als einen ersten Schritt zur besseren organisatorischen Zusammenfas- 
sung der im Entwicklungsdienst tätigen Stellen zur Kenntnis. Sie begrüßt insbesondere die 
vorbereitete Bildung eines gemeinsamen und integrierten Arbeitsstabes aller im kirchlichen 
Entwicklungsdienst tätigen Organisationen. 

Die Synode ist sich dessen bewußt, daß Entwicklungsverantwortung nicht aus der Hal- 
tung der Selbstsicherheit und Überheblichkeit heraus wahrgenommen werden kann. Sie an- 
erkennt, daß auch entwickelte Länder entwicklungsbedürftig bleiben und daß die angebli- 
che Entwicklung auch erschreckende Fragwürdigkeiten aufweist. 

In der Solidarität der Bemühung um eine gerechtere Lebensordnung auf dieser Erde sind 
sogenannte Empfänger wie Geber miteinander auf einen weiterführenden Prozeß des Ler- 
nens, der Besinnung, der Selbstkritik und der Buße gestellt. 


Seit 1959, dem Gründungsjahr der Aktion „Brot für die Welt‘, haben die evan- 
gelischen Kirchen in Deutschland 605 Millionen DM für Entwicklungsmaßnah- 
men zur Verfügung gestellt. Damit wurden 1727 Projekte in der Dritten Welt 
gefördert. Aus den Spendenaufkommen der Aktion „Brot für die Welt‘ wurden 
248 Millionen DM, aus Kirchensteuermitteln (seit 1969) über den Kirchlichen 
Entwicklungsdienst 81 Millionen DM, von der ‚Evangelischen Zentralstelle für 
Entwicklungshilfe‘“ aus Bundesmitteln 276 Millionen DM in diesen Projekten 
investiert. Die Organisation „Dienste in Übersee‘ vermittelte bisher 440 Fach- 
Kräfte zum Arbeitseinsatz in Ländern der Dritten Welt. 
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B. Die Aktion „Brot für die Welt“ 


Die Umfrage eines Meinungsforschungsinstituts, die im Berichtsjahr durchge- 
führt wurde, ergab, daß sich unter den Spenderorganisationen zugunsten der 
Entwicklungsländer die Aktion „Brot für die Welt‘ eines besonderen Bekennt- 
heitsgrades erfreut, obwohl ihr Spendenaufkommen erheblich hinter dem des 
katholischen Werkes „Misereor“ zurückbleibt. 1970 erging der 


AUFRUF ZUR XI AKTION „BROT FÜR DIE WELT“ 
Den Frieden entwickeln 


Seit 1959 ruft die Aktion „Brot für die Welt“ Jahr für Jahr erneut zu Spenden auf, um 
damit zum Kampf gegen Hunger, Krankheit, Unwissenheit und Ungerechtigkeit in den Län- 
dern der Dritten Welt beizutragen. Fast 250 Millionen Mark sind zusammengekommen. Die- 
ses Geld hat Menschen vor dem Hungertod bewahrt, vor lebenslangem Siechtum, vor einem 
Leben ohne Beruf, vor einem Dahinvegetieren ohne Arbeit in den Slums der großen Städte. 
Es hat geholfen, daß Unrecht beim Namen und der Kampf dagegen aufgenommen wurde. 
Es hat ermöglicht, daß Ideen zur Selbsthilfe nicht deshalb zu verkümmern brauchten, weil 
das Geld fehlte, sie in Gang zu bringen. Das Erreichte ist ein Anfang, der Mut gibt, weiter- 
zumachen. Deshalb bittet „Brot für die Welt‘ erneut um Spenden. 

Niemand kann freilich den Menschen in der Dritten Welt helfen, wenn die Hauptanstren- 
gung nicht von ihnen selbst kommt. Wirksame Hilfe ist deshalb nicht Hilfe für Bettler, son- 
dern Hilfe für Partner, mit denen gemeinsame Wege zum Besseren zu suchen sind: Wege 
zu einer Welt mit weniger Tränen, weniger Verzweiflung, weniger Hunger und weniger 
Haß; Wege zu einer Welt größeren Friedens. 

Partnerschaft auf diesem Wege beginnt für uns, die soviel Reicheren, wenn wir abgeben 
von unserem Geld — persönlich wie als Kirche oder Staat. Aber sie fordert mehr: sie for- 
dert Solidarität in Politik und Wirtschaft. Sie fordert z. B. auch, daß wir unsere Grenzen 
weit mehr als bisher für Waren aus den Entwicklungsländern öffnen und bereit sind, dafür 
auch unbequeme Umstellungen im eigenen Land in Kauf zu nehmen. 

Der Weg des Kampfes gegen Armut, Not, Unterdrückung und Hoffnungslosigkeit ist lang. 
Gerade für uns Christen wird der Friede, von dem wir leben, immer neu zu einem Auftrag 
und Ziel, das in geduldiger, zäher Anstrengung vieler erarbeitet, entwickelt werden will. Je- 
de Spende für „Brot für die Welt‘ ist ein Beitrag dazu, der freilich nicht von weiterem En- 
gagement für die Menschen in den Entwicklungsländern dispensiert. Denn diese sind auf 
beides angewiesen: auf Starthilfen in Form von Geld und auf Veränderungen bei uns, die 
ihnen nützen. Die Zukunft der Welt wird mitgestaltet durch das, was wir als Haushalter 
der mannigfachen Gnaden und Gaben Gottes bereit sind zu tun. 


Für die Evangelische Kirche in Deutschland: Für die Evangelischen Freikirchen: 
Landesbischof D. Hermann Dietzfelbinger Bischof Dr. C. Ernst Sommer 
Für das Diakonische Werk Für den Verteilungsausschuß 
— Innere Mission und Hilfswerk — „Brot für die Welt“: 
der Evangelischen Kirche in Deutschland Direktor Friedrich-Wilhelm von Staa 


Präsident Dr. Theodor Schober 


Das Spendenergebnis der XI. Aktion betrug etwa 31809000 DM; das Ergebnis 
der bis 1970 durchgeführten Aktionen beläuft sich auf 247744773 DM. 
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d) Vom Dienst der Kirche am Frieden zwischen Völkern 


A. Wort des Rates der EKD zum 8. Mai 1945/1970 


Obwohl von vielen nicht so empfunden, war der 8.Mai 1945, der Tag der be- 
dingungslosen Kapitulation des Deutschen Reiches, des Waffenstillstands und 
der Übernahme der Regierungsgewalt durch die Siegermächte, der Augenblick 
einer großen und folgenreichen geschichtlichen Wende. Ein Gewaltsystem nahm 
ein gewaltsames Ende, aber was es als Erbe hinterließ, war eine Trümmerwelt, 

in der Trauer, Armut, Sorge und Zukunftsangst regierten. Das machte es schwer, 
nach 25 Jahren in unserem Lande die Erinnerung an diesen Tag zu wecken, 
aber der Rat der EKD hielt eben das für einen der Kirche durch ihren Friedens- 
und Versöhnungsauftrag gebotenen Dienst. Er veröffentlichte dazu die nach- 
stehend abgedruckte Erklärung: 


Vor 25 Jahren endete ein lange währender mörderischer Krieg durch bedingungslose Ka- 
pitulation. Bangend und ratlos stand unser Volk vor seiner Zukunft. In die Trauer um die 
Blutopfer unseres Volkes und anderer Völker, um die Leiden der Zivilbevölkerung, um 
Zerstörung und um Vertreibung mischte sich Betroffenheit über unser Versagen. Wir sa- 
hen, was wir alles hingenommen und wie wenig wir um der gequälten Menschen willen 
öffentlich Einspruch erhoben hatten. Wir waren bestürzt über das Ausmaß der Verbrechen, 
die in Konzentrationslagern und durch die Geheime Staatspolizei verübt worden sind. Wir 
wurden uns mit Beschämung bewußt, daß es ein von deutscher Staatsführung vorbereiteter 
und bis zur völligen Erschöpfung mutwillig fortgeführter Krieg war, der über alle Völker 
Europas schweres Unglück brachte und für große Teile des jüdischen und des polnischen 
Volkes grausame Vernichtung bedeutete. 

Wider Erwarten und unverdient konnten wir einen neuen Anfang machen. Viele emp- 
fanden das als eine Gnade Gottes, viele spürten den Ruf zur Einsicht und Umkehr. Die 
Beseitigung der vom Kriege angerichteten Zerstörungen ist weitgehend gelungen. Der 
Wiederaufbau, die wirtschaftliche Erholung und die Übernahme neuer Aufgaben in der ge- 
genwärtigen Weltsituation haben alle Kräfte unseres Volkes in Anspruch genommen. In 
der Arbeit an einer freiheitlichen Ordnung und an sozialer Gerechtigkeit haben sich viele 
Männer und Frauen verzehrt. Ihnen muß unser Volk in dieser Stunde Respekt und Dank- 
barkeit bezeugen. 

Aber es müssen doch auch Worte der kritischen Besinnung ausgesprochen werden. Wir 
müssen uns fragen, ob wir nicht zu stark die materiellen Werte einer Wohlstands- und 
Überflußgesellschaft in den Mittelpunkt unseres Lebens gestellt haben. Haben wir dabei 
die immer mehr erkennbaren Notstände in der Welt genügend beachtet? Unsere Versäum- 
nisse, die sich aus der mangelnden Bereitschaft zu eigenen Verzichten erklären, beginnen 
sich heute schon zu rächen. Wir haben nicht genug zum Frieden beigetragen, wenn wir 
an unser Versagen gegenüber den weltweiten sozialen Spannungen und den Hunger in 
der Welt denken. Es sah wieder jeder nur auf seinen Weg, unser Denken kreiste um die 
eigene Not und war auf unser eigenes Wohlergehen gerichtet. 

Diese einseitige Ausrichtung ist eine wichtige Ursache für ein allgemeines Nachlassen der 
sittlichen Anspannung und für die Auflösung ethischer Maßstäbe, wofür es beunruhigende 
Anzeichen unter uns gibt. Auf den eigenen Vorteil bedacht erkennen wir kaum, daß wir 
um des Menschen und seiner Gemeinschaft willen auch in einer veränderten Welt allge- 
mein anerkannte Richtpunkte für unser menschliches Zusammenleben brauchen. 

Wir sind bis heute in einer keineswegs friedlichen Welt vor neuen kriegerischen Konflik- 
ten bewahrt geblieben. Wir haben immer noch Freiheit zu neuen und besseren Entschei- 
dungen. Daß wir dieses sagen können, müßte uns dankbar machen gegen Gottes unver- 
diente Güte. Es muß uns aber auch mahnen, die Möglichkeiten eines neuen Anfangs zu er- 
kennen. Eine Generation, die nicht mehr geprägt ist von den Erinnerungen an die Zeit des 
Nationalsozialismus und an den Zweiten Weltkrieg, hat immer mehr öffentliche Verantwor- 
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tung zu übernehmen. Aber die Zukunft müssen die Alten und die Jungen gemeinsam ver- 
antworten. 

Gott will, daß wir uns zusammenfinden im Dank, in der Besinnung und im Mut zu bes- 
seren Entscheidungen. 


B. Kirchliche Stimmen zum Vertrag mit Polen 


Die Absicht der Bundesregierung, mit der Volksrepublik Polen einen Vertrag zu 
schließen, und die Unterzeichnung dieses Vertrages am 7. Dezember 1970 lösten 
nicht nur im Bundestag, sondern auch in der allgemeinen und der kirchlichen 
Öffentlichkeit einen lebhaften, zum Teil leidenschaftlichen Meinungsstreit aus, in 
dem auch die EKD-Denkschrift des Jahres 1965 „Die Lage der Vertriebenen und 
das Verhältnis des deutschen Volkes zu seinen östlichen Nachbarn‘*!% wieder häufig 
herangezogen, zustimmend zitiert, aber auch erneut kritisiert wurde. Es hängt si- 
cher mit der durch diese Denkschrift beabsichtigten und weithin bewirkten Klä- 
rung von Sicht und Urteil zusammen, daß der Bundeskanzler folgendes Telegramm 
an den Ratsvorsitzenden Landesbischof D. Dietzfelbinger richtete: 


Sehr geehrter Herr Bischof, 


die gegenwärtigen Tagungen des Rates und der Kirchenkonferenz der Evangelischen Kirche in 
Deutschland geben mir willkommenen Anlaß, nach meiner Rückkehr aus Warschau in Dank- 
barkeit der großen Verdienste zu gedenken, die sich die Evangelische Kirche in Deutsch- 
land, ihre Gliedkirchen und Organe schon frühzeitig um die Aussöhnung zwischen Deut- 
schen und Polen erworben haben. 


Mit bestem Gruß Ihr Willy Brandt 


In ähnlichem Sinne hatte der Bundeskanzler schon von Warschau aus an Profes- 
sor D. Dr. Raiser als den an der Erarbeitung der „Ostdenkschrift“ maßgeblich 
beteiligten Vorsitzenden der Kammer für öffentliche Verantwortung telegra- 
fiert. 

Angesichts der Heftigkeit, mit der die Diskussion um den Polenvertrag ge- 
führt wurde, bat der Rat seinen Vorsitzenden, Landesbischof D.Dietzfelbinger, 
ein dem gegenseitigen besseren Verständnis dienendes, die Völkerversöh- 
nung förderndes, den Meinungsstreit versachlichendes seelsorgerliches Wort an 
die Träger politischer Verantwortung, an die Öffentlichkeit, die Gemeinden und 
die Vertriebenen zu richten. Am 21. Dezember 1970 erschien die 


ERKLÄRUNG DES VORSITZENDEN DES RATES DER EKD 
ZUR LAGE NACH DER UNTERZEICHNUNG DES VERTRAGES MIT POLEN 


Die Unterzeichnung des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volks- 
republik Polen am 7. Dezember 1970 hat die Empfindungen vieler Menschen in starke Be- 
wegung versetzt. Eine eingehende politische Beurteilung der Lage, in die nach allgemeiner 
Meinung auch der Vertrag mit der Sowjetunion und die Berlin-Frage mit einzubeziehen 
wären, ist nicht primär kirchliche Aufgabe. Die Diskussion im Bundestag und in der Öf- 

- fentlichkeit ist im vollen Gange. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat in 
seine Überlegungen noch andere Bereiche einbezogen, in denen menschliche, geschichtli- 


10a. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1965, S. 48ff. 
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che, ethische und religiöse Fragen angerührt werden. Seine Erwägungen veranlassen mich 
zu folgenden drei Bitten: 

1. In der Situation zwischen der Unterzeichnung und der noch nicht vollzogenen Rati- 
fizierung des Vertrages ist ein Meinungsstreit entstanden, der vor allem den politischen 
Gesamtzusammenhang und die rechtlichen Konsequenzen betrifft. Sittliche Überzeugun- 
gen, unterschiedliche Geschichtsurteile und verschiedene politische Auffassungen treffen 
aufeinander. In diesem Streit hält uns die allen gemeinsame Sorge um eine gesicherte 
Friedensordnung zwischen den Völkern Europas in Ost und West zusammen. Deshalb sei 
die dringende Bitte ausgesprochen, es möchten nicht an sich verständliche Emotionen 
oder unerfüllbare Wunschbilder, sondern das rechte Augenmaß für die hinter uns liegende 
Geschichte und für die heute gegebenen Bedingungen das Urteil aller bestimmen, vornehm- 
lich derer, die sich öffentlich äußern und politische Verantwortung tragen. Auch tiefe Mei- 
nungsverschiedenheiten wollen in gegenseitiger Achtung und ohne Herabsetzung der 
menschlichen Glaubwürdigkeit des Andersdenkenden ausgetragen werden. 

2. Bei Millionen von Vertriebenen brechen Wunden wieder auf. Der schmerzhafte Verlust 
der Heimat und die harten Jahre des Neuanfangs werden erneut gegenwärtig. Das Unrecht, 
das sie erlitten, ist so wenig ungeschehen zu machen wie alles Unrecht und Leiden, das 
den Polen von Deutschen zugefügt wurde. All dies hat sich tief ins Bewußtsein der VÖöl- 
ker eingegraben und macht die besonnene Arbeit an einer neuen Ordnung für uns alle, ob 
Vertriebene oder nicht, umso nötiger. Mögen gerade die Vertriebenen, deren Lasten wir 
alle mittragen wollen, durch die reichen menschlichen Kräfte, die sie in der neuen Heimat 
entfaltet haben, in der gegenwärtigen Diskussion verbindend wirken. Die ständige Verlet- 
zung des Friedens durch Kriege und Bürgerkriege, die inzwischen in der Welt viel neue 
Heimatlosigkeit entstehen ließ, macht deutlich, daß bei der Lösung der drängenden Zu- 
kunftsaufgaben gerade die Heimatvertriebenen mit ihren tiefgehenden Erfahrungen un- 
entbehrlich sind. 

3. Das deutsche und das polnische Volk können aus den Verstrickungen der letzten 
Jahrzehnte nur durch die beiderseitige Bereitschaft zur Versöhnung herausfinden. Ver- 
söhnung ist ein langer, mühevoller Prozeß. Dabei können die Glieder der Kirche Jesu Chri- 
sti, auch wenn sie mit ihren politischen Überzeugungen in verschiedenen Lagern stehen, 
doch oft zwischen den Fronten vermitteln. Sie kennen die Wirklichkeit der Schuld, aber 
auch die Möglichkeit der Vergebung. Auf beiden Seiten der politischen Grenzen leben 
Christen, die von diesen Kräften wissen. Mögen sie für ihre Völker insgesamt, besonders 
auch für die junge Generation bei der Arbeit an einer gerechten und dauerhaften Friedens- 
ordnung den notwendigen Dienst der Versöhnung tun! Alle Möglichkeiten menschlicher 
Verbindung durch Reisen und Jugendaustausch, durch kirchliche und kulturelle Beziehun- 
gen sollten dabei genutzt werden. Wer auf die Geschichte der letzten Jahrzehnte blickt, 
der weiß, was an schwerer Schuld aufzuarbeiten, aber noch mehr, was durch Versöhnung 
zu gewinnen ist. 


Als Beleg dafür, daß auch andere Stimmen im Raum der evangelischen Kirche 
laut wurden, sei eine Erklärung des Vorstandes der Gemeinschaft evangelischer 
Ostpreußen angeführt: 


An unsere evangelischen Landsleute! Im Dezember 1970 


Die Bundesregierung hat am 12. August in Moskau und am 7. Dezember in Warschau Ver- 
träge abgeschlossen, in denen sie die Oder-Neiße-Linie als endgültige polnische Westgrenze 
anerkennt. Damit hat sie auf die deutschen Gebiete östlich der Oder-Neiße und d. h. auch 
zugleich auf die Heimat von mehr als 9 Millionen ihrer Mitbürger verzichtet, obwohl nach 
dem Potsdamer Protokoll über die Grenze erst in einem Friedensvertrag entschieden werden 
sollte. 

Die Bundesregierung erklärt immer wieder, daß sie um der Versöhnung und um des Frie- 
dens mit den Nachbarvölkern im Osten willen diese Verträge abgeschlossen habe. Sie hoffe, 
daß sie dadurch nicht nur einer Entspannung in Europa diene, sondern auch die Sowjets 
und die Polen geneigter mache, unseren deutschen Anliegen — vor allem in West-Berlin 
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und in der Frage der einen Million Deutscher in Polen — Rechnung zu tragen. Ob freilich 
Anlaß zu dieser Hoffnung ohne vertragliche Absicherung besteht, wird von vielen mit Fug 
und Recht bezweifelt. 

Wir halten es für unsere Pflicht, um der seelsorgerlichen Verantwortung willen, die wir 
als Gemeinschaft evgl. Ostpreußen für die Glieder unserer ehem. evgl. Kirche Ostpreußens 
übernommen haben, in dieser sehr ernsten Situation vor unseren Landsleuten und auch 
vor der Offentlichkeit folgendes zu erklären: 

Auch wir wollen Frieden, Versöhnung und Verständigung mit dem polnischen und auch 
mit dem russischen Volk. Wir bezweifeln aber sehr, daß es auf dem Wege der vorliegenden 
Verträge dazu kommen kann. Aus einer Anerkennung von Gewalt und von Tatsachen, die 
durch Gewalt geschaffen wurden und auch nur durch Gewalt aufrecht erhalten werden, 
kann es nicht zum Frieden und zur Versöhnung kommen. Vertreibung und Annexion sind 
und bleiben eindeutig völkerrechtswidrige Akte, von wem sie auch immer vorgenommen 
werden. Verträge, deren Ausgangspunkt die Anerkennung von Gewalt und Gewaltakten ist, 
bringen in Wahrheit keinen Frieden, sondern führen nur zu Verbitterung, Radikalismus 
und Resignation auf der einen Seite und zum Mißtrauen in die Absichten der Deutschen 
auf der anderen Seite. Wir haben außerdem allen Grund zu der Befürchtung, daß es auf 
dem Wege der Erfüllung von sowjetischen Forderungen ohne Absicherung unserer unauf- 
gebbaren Rechte in West-Berlin und des Selbstbestimmungsrechtes der Deutschen nun zu 
immer neuen Forderungen kommt, wie es bereits erkennbar ist. Verträge, die nicht Rück- 
sicht nehmen auf Menschen- und Völkerrecht, und die ein Diktat darstellen, können kei- 
nen dauerhaften Frieden schaffen und ihn auch nicht fördern. 

Wir aber wollen, daß aus dem Leiden der Völker Europas besonders in den letzten Jahr- 
zehnten, an dem die Polen und wir Heimatvertriebenen einen sehr hohen Anteil haben, et- 
was Neues werde, nämlich das geeinte Europa, ‚in dem die Völker ohne Furcht und Zwang 
leben können‘‘ — auch ohne Angst und Mißtrauen voreinander. Wir Heimatvertriebenen 
haben feierlich in der ‚‚Charta‘‘ im Jahre 1950 auf Rache und Vergeltung verzichtet und 
damit auch auf jegliche Anwendung von Gewalt. Wir wollen einen echten und wahren Frie- 
den, der allein die Gewähr für eine Dauer hat. Deshalb muß am Anfang das freie und offe- 
ne Gespräch der Menschen und der Völker stehen, in dem jeder als Glied seines Volkes das 
dem anderen Volke im Laufe der Geschichte angetane Unrecht ausspricht, und Menschen 
beider Völker aus der Vergebung Gottes heraus einen neuen Weg suchen, der allein für 
beide Völker auch eine politische Verheißung hat. Aufrechnung von Schuld aber, wobei 
man die eigene Schuld und die Schuld des eigenen Volkes verschweigt, ja sogar ableugnet, 
führt nur zu neuer Verhärtung und nicht zu dem Geist des Friedens, der zuerst einmal 
dasein muß, wenn es zu einem Frieden in Gerechtigkeit und Wahrheit kommen soll, der 
von beiden Völkern verantwortlich und im Vertrauen zueinander übernommen werden 
kann. 

Wir bitten Euch, Brüder und Schwestern unserer ehemaligen evgl. Kirche Ostpreußens, 
für diesen Frieden, der allein den hohen Namen Frieden verdient, alle Kraft gerade jetzt 
einzusetzen und anderen Friedensvorschlägen zu widerstehen. Werdet nicht müde, resig- 
niert nicht, sondern „haltet fest an Barmherizigkeit und Recht und hoffet stets auf unse- 
ren Gott‘ (Jahreslosung 1970). 


Wir grüßen Euch zum Christfest dieses Jahres 1970. 
Im Namen des Vorstandes der Gemeinschaft evgl. Ostpreußen (Unterschrift) 


e) Vom Dienst der Kirche am sozialen Frieden 
A. Zur Frage der Vermögensbildung"" 


Im Jahre 1962 übergab der Rat der EKD die Denkschrift „Eigentumsbildung 
in sozialer Verantwortung“ der Öffentlichkeit. 1964 äußerte sich ein Arbeits- 
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kreis evangelischer und katholischer Christen zum gleichen Fragenkreis mit 
„Empfehlungen zur Eigentumspolitik“. Eine breitere Eigentumsverteilung ge- 
hört zur sozialstaatlichen Ausgestaltung des freiheitlich-demokratischen Rechts- 
staates. In fortführender Aufnahme der Ausführungen der Denkschrift faßte 
die in Stuttgart versammelte Synode der EKD am 15. Mai 1970 eine hinsicht- 
lich der Eigentumsbildung soziale Gerechtigkeit fordernde und fördernde 


ENTSCHLIESSUNG BETR. VERMÖGENSBILDUNG 


Die Industrialisierung macht eine Zusammenfassung großer Vermögenswerte in einzelnen 
Unternehmen erforderlich. Diese Tatsache kann jedoch nicht einen Zustand rechtfertigen, in 
dem, wie in der Bundesrepublik, die überwiegende Mehrzahl der Arbeitnehmer von einer an- 
gemessenen Beteiligung an der Vermögensbildung ausgeschlossen ist. Große Teile des ge- 
werblichen Vermögens befinden sich im Eigentum eines sehr kleinen Teiles der Bevölke- 
rung. 

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland begrüßt es daher, daß große Ver- 
bände von Arbeitgebern und Arbeitnehmern und ebenso viele Politiker verschiedener Par- 
teien in jüngster Zeit konkrete Schritte unternommen haben, um eine bessere Verteilung 
des Eigentums und damit eine Vermögensbildung der Arbeitnehmerschaft einzuleiten. Sol- 
che Schritte müssen so stark beschleunigt werden, wie es unter wirtschaftspolitischen Ge- 
sichtspunkten irgend möglich ist. Wer für eine gerechtere Verteilung unseres Volksvermö- 
gens eintritt, arbeitet damit an der Erfüllung eines sittlichen Auftrages mit, der schon in 
biblischer Zeit von den Propheten des Alten Bundes in ihrem Volk wahrgenommen wurde. 


B. Das Eintreten der Kirche 
für die ausländischen Arbeitnehmer in der BRD'? 


1,7 Millionen ausländischer Arbeitnehmer waren im Berichtsjahr in der Wirt- 
schaft und Industrie der Bundesrepublik tätig, aber sie leben weithin in den 
Hinterhöfen unserer Gesellschaft. Darum verabschiedete die Synode der EKD 
am 14. Mai 1970 folgende 


ENTSCHLIESSUNG BETR. AUSLÄNDISCHE ARBEITNEHMER 


Den ausländischen Arbeitnehmern unter uns gebührt der Dank der ganzen Bevölkerung für 
ihre wertvolle Mitarbeit bei den vielfältigen Aufgaben, die in einem modernen Industrie- 
staat zu bewältigen sind. 

Auch für diese Mitbürger müssen die Grundrechte unseres freien sozialen Rechtsstaates 
gelten. Wir sehen diese Rechte gegenwärtig vor allem gefährdet durch ein ungenügendes 
Ausländerrecht, durch politische Pressionen mancher ausländischer Regierungen auf ihre 
in der Bundesrepublik lebenden Staatsbürger oder deren Angehörige in der Heimat, durch 
Mietwucher, nicht tarifgemäße Entlohnung, ungenügende Bildungsmöglichkeiten oder an- 
dere, die Chancengleichheit beeinträchtigende Diskriminierungen. Hier müssen Staat, Kom- 
munen und Wirtschaft schnell Abhilfe schaffen. 

Die durch die Freien Wohlfahrtsverbände unternommenen Anpassungs- und Eingliede- 
rungsmaßnahmen für ausländische Arbeitnehmer sollten durch die öffentliche Hand stär- 
ker als bisher finanziell gefördert werden. 

Für die Betroffenen oft noch schmerzlicher als äußere Benachteiligungen sind die Vor- 
urteile und die Isolierung, denen sie am Arbeitsplatz oder in der Freizeit vielfach ausge- 
setzt sind. Hier sind besonders unsere Gemeinden gefordert, einer tief eingewurzelten Dis- 
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kriminierung des Fremden entgegenzuwirken. Das beginnt schon mit der Aufnahme aus- 
ländischer Kinder in kircheneigene Kindergärten. 

Die evangelische Kirche handelt in diesem Bereich bereits seit geraumer Zeit durch das 
Diakonische Werk und andere Institutionen mit beträchtlichem Einsatz in Form vielfälti- 
ger Dienste. In den Kirchengemeinden ist jedoch das Bewußtsein für die Verantwortung 
des einzelnen Christen gegenüber den ausländischen Arbeitnehmern und ihren Familien 
am Wohnort und Arbeitsplatz noch kaum vorhanden. Die Bemühungen der Kirche um 
stärkere Bewußtmachung der Weltprobleme und unserer Mitverantwortung sollten diese 
vor unserer Haustür liegende Aufgabe mit einbeziehen. Dafür müßten auch Mittel des 
Kirchlichen Entwicklungsdienstes verwendet werden, die für Informationsarbeit in den 
Gemeinden bestimmt sind. 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland wird gebeten, einen kirchlichen Beitrag 
zur Bewältigung der politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Probleme der aus- 
ländischen Arbeitnehmer auf nationaler und europäischer Ebene — in Zusammenwirken 
der fachlich kompetenten kirchlichen Stellen — erarbeiten zu lassen. 


Für die rund 400000 in der Bundesrepublik lebenden Kinder ausländischer Ar- 
beitnehmer forderte die Ausländerkonferenz des Kirchlichen Außenamtes bes- 
sere Bildungschancen. Die Möglichkeit des Schulunterrichts sei zwar vorhanden, 
werde jedoch aus mancherlei Gründen nicht wahrgenommen. Auch fehle es an 
qualifizierten ausländischen Lehrkräften, um die Kinder in ihrer Muttersprache 
zu unterrichten. Das Ergebnis sei ein „Halbanalphabetentum‘‘ sowohl in der 
Sprache des Gastlandes wie in der Muttersprache. Schnelle und durchgreifende 
Abhilfe sei dringend erforderlich. 


f) Der kirchliche Beitrag zu Rechtsordnung und Gesetzgebung 
A. Kirchliche Stellungnahmen zu Ehe und Ehescheidung” 


Mit vielen anderen überkommenen Ordnungen ‚Werten, Auffassungen, ethischen 
und moralischen Vorstellungen und Verhaltensregeln ist auch die Ehe in dasKreuz- 
feuer der Kritik geraten. Neue Formen des Zusammenlebens von Mann und Frau, die 
in der Ehe eine private, jederzeit abzubrechende Verbindung ansehen, werden 
propagiert und praktiziert. Daß Ehe und Familie auch für Staat und Gesellschaft 
konstitutiv sind, daß ihre Beschränkung auf die Sphäre des Privaten und Persön- 
lichen nicht nur diese, sondern auch das Leben und Zusammenleben in der Ge- 
meinschaft unterhöhlt, wird dabei weithin außer acht gelassen. 

Als einen Beitrag zur Grundsatzdiskussion über das, was Ehe ist, veröffentlich- 
te die Ehekommission der EKD in Zusammenarbeit mit anderen evangelischen 
Sachverständigen erstellte, vom Rat der EKD angenommene 


ERWÄGUNGEN ZUM EVANGELISCHEN EHEVERSTÄNDNIS 


Vorbemerkung 


Das evangelische Verständnis der Ehe, in dem die unterschiedlichen theologischen Auffas- 
- sungen übereinkommen, läßt sich zwar nicht zu einer umfassenden Ehelehre ausformen. 
Eine gewisse Vielstimmigkeit gehört zum Wesen des Protestantismus. Sie ist Voraussetzung 
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für den Dialog unter Christen und die Offenheit gegenüber den im gesellschaftlichen Be- 
reich aufkommenden neuen Aspekten im Ehebewußtsein sowie in den Problemen des Se- 
xualverhaltens und der Familienplanung. 

Dennoch besteht eine biblisch begründete Übereinstimmung, die es ermöglicht, dem rö- 
misch-katholischen Wunsch nach verbindlichen Aussagen Genüge zu tun. Die Darstellung 
dieser einhelligen Meinung wird sich freilich auf Grundaussagen beschränken müssen und 
können. 


I. Zur Sinnbestimmung der Ehe 


1. Die evangelischen Kirchen verstehen die Ehe in Auslegung der biblischen Zeugnisse 
und in Treue zu den reformatorischen Bekenntnissen als die Verbindung der Geschlechter, 
die dem Willen Gottes entspricht. In diesem Sinn bezeichnen sie die Ehe auch als unver- 
fügbare Stiftung Gottes, der den Eheleuten die volle Verantwortung für Gestalt und Füh- 
rung ihres gemeinsamen Lebens zumutet. Darum kennen sie kein allgemeines, überzeitlich 
gültiges Ehebild, an dem jede Ehe zu messen wäre. Das Wesen der Ehe läßt sich daher 
nicht abschließend und erschöpfend festlegen. 

Die Ehe als Lebensvorgang ist sowohl Stand mit vorgegebener Ordnung wie konkrete 
Verwirklichung einer umfassenden und ausschließlichen Lebensgemeinschaft. Ihre wesens- 
gemäße Gestalt ist die Einehe, die grundsätzlich auf Lebensdauer geschlossen wird. Sie 
bleibt als solche außerhalb der Verfügbarkeit durch den Einzelnen, die Gesellschaft oder 
den Staat, ohne deshalb in ihrer jeweiligen geschichtlichen Gestalt den Wandlungen der 
Zeit entzogen zu sein. 

2. Kinder sind mit der Ehe gegebene Gabe und Aufgabe. Zahl und Zeitabstand der Ge- 
burten verantworten die Eheleute vor Gott. Grundsätzliches Nein zum Kind verfehlt die 
volle Lebensgemeinschaft. Bleiben Kinder versagt, so nimmt dies der Ehe dennoch nichts 
von ihrem Sinn. 

3. Die Ehe ist Liebesgemeinschaft, in der jeder Ehegatte sich von seinem Partner her 
versteht, für ihn lebt und für ihn eintritt. Dies wird dem Glaubenden in der tiefsten Be- 
deutung daran deutlich, daß sich ihm die Ehe als Abbild des Verhältnisses Christi zu sei- 
ner Gemeinde erschließt: Er hat sich für sie hingegeben. 

Diese göttliche Liebe ermöglicht den Eheleuten Überwindung von Spannungen, Treue 
in Nöten, Vergebung von Schuld und immer tiefere gegenseitige Hingabe; sie trägt die 
Ehen von Christen wie von Nichtchristen. Diese Wirklichkeit der Ehe ist freilich in den 
Strukturen von Recht und Ordnung nicht zu fassen. 


II. Zur Rechtsform der Ehe 


1. Die Ehe als rechtlich verfaßte Verbindung von Mann und Frau ist in allen Kulturen 
öffentlich anerkannt. Sie ist Staat und Kirche vorgegeben. Sie ist tief im Bewußtsein der 
Menschen verwurzelt und läßt sich nach Struktur und Bedeutung mit keiner anderen Le- 
bensform vergleichen. Auflösungstendenzen gegenüber erweist sie sich bemerkenswert sta- 
bil. Dennoch treffen die gesellschaftlichen Veränderungen der Gegenwart auch Ehe und 
Familie und zwingen Ethik und Recht zu neuen Aussagen. 

2. Die evangelischen Kirchen sind sich darin einig, daß die Ehe durch den öffentlich ab- 
gegebenen Konsens der Partner begründet wird. Sie erkennen daher die nach bürgerlichem 
Recht geschlossene Ehe grundsätzlich als gültig an. 

3. Die evangelischen Kirchen sind der Auffassung, daß sie im Recht der Eheschließung 
und der Ehescheidung solange von sich aus nichts zu ordnen haben, als der Staat die Vor- 
aussetzungen und den wesentlichen Gehalt der Ehe anerkennt und schützt. Dazu gehören 
freie Gattenwahl, Eheschließung auf Lebenszeit und Einehe. Wo das staatliche Recht die 
Ehe nicht mehr schützt oder sie ideologisch zu verfremden sucht, muß die Kirche dafür 
eintreten, daß der Staat weder seine Zuständigkeit preisgibt noch seine Grenzen überschrei- 
tet. In solchen äußersten Notfällen könnte die Kirche gezwungen sein, für ihre Gläubigen 
rechtliche Regelungen zu treffen. Solange dies nicht der Fall ist, arbeiten die evangelischen 
Kirchen, wo ihnen die Möglichkeit dazu geboten wird, an den staatlichen Ordnungen mit, 
damit Christen und Nichtchristen diese als vernünftig, praktikabel und dem sittlichen Be- 
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wußtsein entsprechend anerkennen können. So sind wesentliche Elemente aus dem christ- 
lichen Eheverständnis in das staatliche Eherecht eingegangen. 

4. Staat und Kirche müssen mit der Möglichkeit innerer und äußerer Zerstörung von 
Ehen rechnen. Ist eine Ehe gescheitert, so kann der Staat gezwungen sein, um der betei- 
ligten Menschen willen — Eheleute und Kinder — die rechtlichen Folgerungen in einem 
ordentlichen Gerichtsverfahren zu ziehen. Auch dies ist als ein Dienst an der Ehe zu ver- 
stehen. Das Prinzip der auf Lebensdauer geschlossenen Ehe wird damit nicht aufgehoben. 
Die Bejahung des Scheidungsrechtes basiert auf dem Wissen von der Macht der Sünde. Wer 
die Unauflöslichkeit der Ehe mit rechtlichen Mitteln in jedem Fall durchsetzen will, über- 
schatzt die Möglichkeiten des Gesetzes. 


III. Zur Trauung und Seelsorge 


1. Evangelische Trauung setzt in Deutschland die bürgerliche Eheschließung voraus. Die 
Trauung ist, vorbereitet durch das Traugespräch, ein öffentlicher Gottesdienst in Predigt, 
Bekenntnis, Gebet, Fürbitte und Segen. 

Wo Eheleute vom Angebot christlicher Verkündigung Gebrauch machen, dieser Glauben 
schenken, ihre Ehe als Gottes Gabe erkennen und sie Christus als dem Herrn unterstellen, 
wird ihre Ehe — nicht anders als zum Beispiel der Beruf des Christen — zum Ort der Glau- 
bensbewährung und des Lebens vor Gott. 

2. Die Trauung konfessionsverschiedener Partner unterscheidet sich in nichts von der 
Trauung konfessionsgleicher. Dem gemeinsamen Begehren nach evangelischer Trauung 
kann stattgegeben werden, wenn wenigstens einer der beiden evangelisch ist und nicht 
seelsorgerliche Gründe oder solche der Gemeindeordnung entgegenstehen. 

3. Die evangelischen Kirchen betrachten die Trauung Geschiedener grundsätzlich als Aus- 
nahme. Wo eine Kirche der Trauung Geschiedener zustimmt, hebt sie damit das Prinzip 
der auf Lebensdauer geschlossenen Ehe nicht auf. Da sich dem an seiner Ehe gescheiter- 
ten und schuldig gewordenen Menschen durch Buße und Vergebung der Weg zu einem 
neuen Anfang Öffnet, kann sie die Trauung Geschiedener nicht grundsätzlich und in jedem 
Falle verweigern, wie immer sie auch die seelsorgerliche Behandlung im einzelnen Falle re- 
gelt. 


Auch zum Ehescheidungsrecht und seiner beabsichtigten Reform wurden im 
Berichtsjahr erneute Stellungnahmen notwendig, nachdem 1969 der Öffentlich- 
keit eine Denkschrift zum gleichen Problemkreis vorgelegt worden war. Anlaß 
dazu gab die Vorlage des Diskussionsentwurfs eines Gesetzes über die Neurege- 
lung des Rechts der Ehescheidung und der Scheidungsfolgen durch das Bun- 
desjustizministerium. Dieser Entwurf wurde in der Öffentlichkeit lebhaft erör- 
tert und löste u. a. Erklärungen der beiden großen Kirchen und kirchlichen Ar- 
beitskreise aus. Es äußerten sich auf katholischer Seite das Kommissariat der 
Deutschen Bischöfe und die Arbeitsgemeinschaft der katholischen deutschen 
Frauen, aus dem evangelischen Raum der Rechtsausschuß der Evangelischen 
Frauenarbeit in Deutschland und der Rat der EKD. Die am 12. November 1970 
verabschiedete Ratserklärung zur Reform des Ehescheidungsrechts lautet: 


Der Rat der EKD hat 1969 eine Denkschrift zur Reform des Ehescheidungsrechts veröf- 
fentlicht. In ihr wird an dem Grundsatz festgehalten, daß die Ehe als umfassende Lebens- 
gemeinschaft von Mann und Frau auf Lebensdauer geschlossen wird. Zugleich wird aner- 
kannt, daß Menschen den Sinn der Ehe verfehlen können und daß das staatliche Recht 
ihnen die Scheidung der Ehe ermöglichen soll, wenn nach menschlichem Urteil die eheli- 
che Gemeinschaft zerstört ist. Die Denkschrift rät dazu, wegen der Unzulänglichkeit rich- 
terlicher Feststellung des Verschuldens an einer solchen Zerstörung von dieser Feststellung 
abzusehen und zum sogenannten „objektiven Zerrüttungsprinzip“ überzugehen. Sie hat da- 
mit aber nicht der Eigenmächtigkeit der Ehepartner oder gar nur eines von ihnen in der 
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Verfügung über den Fortbestand der Ehe Raum geben wollen. Wenn sie deshalb nachdrück- 
lich auf die Grenzen des Zerrüttungsprinzips hingewiesen hat, so war ihr damit zugleich am 
Schutz des durch eine Scheidung in seiner Existenz betroffenen Ehepartners gelegen. 

Unter diesen Gesichtspunkten erweckt der vom Bundesjustizministerium veröffentlichte 
Diskussionsentwurf eines neuen Scheidungsrechts erhebliche Bedenken. Eine vom Rat der 
EKD eingesetzte Kommission von Sachverständigen hat den Entwurf sorgfältig überprüft. 
Der Vorsitzende der Kommission wird im Einvernehmen mit dem Rat dem Bundesjustiz- 
ministerium die dabei aufgetretenen kritischen Fragen im einzelnen mitteilen und begrün- 
den. 

Zu den dabei berührten Grundsatzfragen bemerkt der Rat folgendes: 

1. Der Diskussionsentwurf gibt gewollt oder ungewollt einer Tendenz Raum, die Ehe 
durch schlichte Vereinbarung der Partner oder gar durch einseitige Kündigung aufzulösen. 
Das widerspricht dem auch in Art. 6 des Grundgesetzes gewährleisteten Schutz der Ehe 
als einer öffentlichen Institution. Trennungszeiten und Einvernehmen der Eheleute sind 
zwar wichtige Vermutungstatbestände für die Zerrüttung, sie dürfen aber nicht ausschließen, 
Gründe dafür vorzubringen, daß die Wiederaufnahme der Lebensgemeinschaft in dieser 
Ehe erwartet werden kann. Andernfalls wird der Zerrüttung als Scheidungsgrund ihr Ernst 
genommen. 

2. Die im Diskussionsentwurf vorgesehene Unterhaltsregelung zugunsten der geschiede- 
nen Ehefrau ist in vielen Fällen unzureichend, in denen die Frau während der Ehe keine 
Berufstätigkeit ausgeübt hat. Diese Fälle sind bis heute so häufig, daß sie nicht vernach- 
lässigt werden dürfen. Weiterhin bedarf die Beteiligung der geschiedenen Ehefrau an der 
öffentlich-rechtlichen Versorgung des Ehemannes einer gründlichen Neuordnung. Erst recht 
fehlt es bis heute an einer eigenständigen sozialrechtlichen Sicherung der Hausfrau. 

Solange hier nicht wesentliche Verbesserungen erreicht sind, ist die Regelung der unter- 
halts- und versorgungsrechtlichen Scheidungsfolgen im Diskussionsentwurf ungenügend. 

3. Der Diskussionsentwurf sieht mit Recht eine Härteklausel als notwendig an, schränkt 
sie aber auf Fälle nichtmaterieller Notlagen ein. Eine solche Trennung von materiellen und 
nichtmateriellen Notlagen dürfte sich in den meisten Fällen als lebensfremd erweisen. Des- 
halb muß die Härteklausel weiter gefaßt werden. 


Zum gleichen Fragenkreis nahm auch die von evangelischen und katholischen Au- 
toren erarbeitete, mit einem Vorwort des Vorsitzenden des Rates der EKD, Lan- 
desbischof D. Dietzfelbinger, und dem Vorsitzenden der Deutschen Bischofskon- 
ferenz, Kardinal Döpfner, veröffentlichte Studie „Das Gesetz des Staates und die 
sittliche Ordnung. Zur öffentlichen Diskussion über die Reform des Eherechts 
und des Strafrechts“ in ihrem Kapitel II Stellung. Da dieser gemeinsame kirchli- 
che Diskussionsbeitrag erst nach Ende des Berichtsjahres in der Öffentlichkeit 
bekannt und heftig diskutiert wurde, wird darauf im Jahresbericht 1971 einge- 
gangen werden. 


8) Der kirchliche Beitrag 
zum kultur- und bildungspolitischen Gespräch und Geschehen“ 


Nach Jahren kultur- und bildungspolitischer Stagnation hat eine Phase lebhaf- 

ter Aktivität eingesetzt. Auf allen Ebenen des bundesrepublikanischen Bildungs- 
wesens sind Reformbemühungen im Gange, die vom Kindergarten und der Vor- 
schulerziehung über die höhere Schule und die Hochschule zur Erwachsenenbil- 
dung und zur Fort- und Weiterbildung reichen. Für alle diese Bereiche liegt eine 
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mittelbare oder unmittelbare Verantwortung der Kirche vor. Unmittelbar ge- 
fordert ist die Kirche in den Fragen des Religionsunterrichts, der theologischen 
Fakultäten und Kirchlichen Hochschulen, der Fachhochschulen und der theolo- 
gisch/religionspädagogischen Fachbereiche an den Pädagogischen Hochschulen. 

Für die Hochschule wurde im Berichtsjahr ein Referentenentwurf vorgelegt, 
der die Umbildung der bestehenden Hochschulen zu Gesamthochschulen und 
der bisherigen Fakultäten in Fachbereiche vorsieht. Von der Reform werden 
auch die theologischen Fakultäten betroffen, und von daher sind die Kirchen 
an diesen Fragen unmittelbar interessiert. Was die Fachhochschulen angeht, so 
sind solche in freier Trägerschaft vorgesehen, und auch an dieser Stelle liegt ein 
unmittelbares kirchliches Interesse vor. Der Deutsche Bildungsrat veröffentlichte 
einen „Strukturplan für das Bildungswesen“; die darin vorgesehene völlige Um- 
gestaltung des Schulwesens wird auch für den Religionsunterricht als ‚„‚ordentli- 
ches Lehrfach‘‘ Konsequenzen haben. Endlich entwarf die Ständige Konferenz 
der Kultusminister eine Vereinbarung über die Reform der Sekundarstufe II, 
in der auch vom Religionsunterricht gehandelt wird. 

Die Synode der EKD griff die in diesen Zusammenhängen auf die Kirche zu- 
kommenden Aufgaben auf, indem sie durch eine Entschließung zur Bildungs- 
politik vom 15. Mai 1970 einen Arbeitsauftrag erteilte: 


Die Synode bittet den Präses der Synode, zur Vorbereitung ihrer Beratungen auf bil- 
dungspolitischem Gebiet einen vorbereitenden Ausschuß nach $ 1 Abs. 2 der Geschäfts- 
ordnung der Synode einzusetzen. 

Der vorbereitende Ausschuß soll zur Aufgabe haben, unter Berücksichtigung der Arbeits- 
ergebnisse der Kammer für Kulturpolitik und Bildungsfragen, des Diakonischen Werkes und 
der anderen damit befaßten Einrichtungen sowie der laufenden gesetzgeberischen Arbeiten 
Stellungnahmen und Vorschläge mit folgenden Schwerpunkten zu erarbeiten: 

1. Bildungsauftrag der Kirchen 

a) in eigenen Schulen, Fachschulen und Hochschulen, 

b) bei der Unterstützung der Arbeit der öffentlichen Schulen, Fachschulen und Hoch- 

schulen, 

c) in den Kindergärten, 

d) bei der vorschulischen Erziehung, 

e) bei der Jugendbildung und der Jugendarbeit unter Berücksichtigung des Bildungsur- 

laubs, 

f) bei der Erwachsenenbildung, einschließlich der Durchführung des Bildungsurlaubs, 

g) Ausbildung und Fortbildung der eigenen Mitarbeiter, 

2. Bildungsreform und Überwindung des Bildungsnotstands. 


A. Zur Diskussion über den Religionsunterricht 


Die innerkirchliche Diskussion über die verschiedenen Entwürfe zur Bildungs- 
planung ist, nicht zuletzt im Blick auf den Religionsunterricht, angelaufen. Der 
Landeskirchenrat der Ev.-reformierten Kirche in Nordwestdeutschland richtete 
an den Rat der EKD unter dem 13. November 1970 folgendes Schreiben: 


Betr.: Religionsunterricht in der Sekundarstufe II 


Der Schulausschuß unserer Landeskirche hat sich mit einem Entwurf der Ständigen Konfe- 
renz der Kultusminister der Länder zu einer Vereinbarung über die Reform der Sekundar- 
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stufe II befaßt. Nach diesem Entwurf sollen die Schüler in der Sekundarstufe II künftig in 
„Pflichtbereichen“ und in einem „Wahlbereich‘‘ unterrichtet werden. Als Pflichtbereiche 
sind vorgesehen: 

1. der sprachliche und literarisch-künstlerische, 

2. der politische, 

3. der mathematische und naturwissenschaftliche Pflichtbereich. 

Hinsichtlich des Religionsunterrichtes wird nur festgestellt: „Für den Unterricht in der 
Religionslehre gelten die Bestimmungen der Länder.‘ Diese Formulierung scheint darauf 
hinzuweisen, daß das Fach Religion zu keinem der genannten Pflichtbereiche gehört, son- 
dern als eine Art Sonderfach existieren soll. Für diese Regelung kann man in der Tat fheo- 
logische Gründe angeben: der Religionsunterricht hat ein proprium, das von keinem andern 
Fach wahrgenommen werden kann. Pädagogisch erscheint jedoch diese Regelung bedenklich: 
das Fach Religion erhält so eine isolierte Stellung und verliert weitgehend den Charakter 
eines Dialogs mit anderen Fächern. Zudem bleibt so immer das leidige Problem der Ab- 
meldung der Schüler von diesem Unterricht, das heute schon bei manchen Gymnasien eine 
ordnungsmäßige Erteilung dieses Unterrichts unmöglich macht. Es erscheint nach Auffassung 
unseres Schulausschusses sinnvoller, das Fach Religion (trotz zugestandener theologischer 
Bedenken) einem Pflichtbereich zuzuordnen. Dafür bietet sich nun der politische Pflichtbe- 
reich eher an als der sprachliche und iiterarisch-künstlerische oder der mathematische und 
naturwissenschaftliche. Beim Abwägen alles Für und Wider scheint die Gefahr einer Isolie- 
rung des Religionsunterrichts größer als die eventuelle Gefahr einer Anthropologisierung 
theologischer Probleme und einer einseitigen Behandlung gesellschaftlicher Phänomene, 
wenn Religion dem Fachbereich Politik zugeordnet wird. Darüber hinaus wäre mit dieser 
Zuordnung zu einem Pflichtbereich die fatale Frage der Abmeldung der Schüler vom Reli- 
gionsunterricht gelöst: zu all den Fächern des jeweiligen Bereiches müssen sich ja alle 
Schüler zu Beginn jedes Schulhalbjahres anmelden. Theologische Themen stünden damit in 
chancengleicher Konkurrenz zu Stoffen aus dem Bereich der Historie, Geographie, Verfas- 
sungskunde, Soziologie, der Wirtschaft, der Jurisprudenz usw. Voraussetzung dieser Zu- 
ordnung sollte allerdings sein, daß die für den politischen Pflichtbereich angesetzte Stun- 
denzahl von 5 Wochenstunden des Entwurfes je Schulhalbjahr (insgesamt also 20 Wochen- 
stunden in den 4 Halbjahren der obersten beiden Gymnasialklassen) auf je 7 (also 28 Wo- 
chenstunden in den 4 Halbjahren) erhöht würde. 

Der Landeskirchenvorstand bittet den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland, sich 
in dieser Angelegenheit so bald wie möglich mit der Bischofskonferenz der Katholischen 
Kirche ins Benehmen zu setzen, um möglichst mit dieser zu einer gemeinsamen Lösung zu 
kommen. 


Eine Zusammenkunft der Fachleiter für evangelische Religionslehre in der BRD, 
die am 31. 10./3. 11. 1970 in Hannover stattfand, verabschiedete nachstehende 
Entschließung: 


Angesichts der schulorganisatorischen Umstellungen und der Konsequenzen aus den curri- 
cularen Überlegungen formulieren die Teilnehmer der Tagung für die Einordnung des Fa- 
ches Religionslehre in den Fächerkanon der Sekundarstufe II nachfolgende Empfehlungen: 

1. Religionslehre muß auf die Pflichtstundenzahl angerechnet werden können. 

2. Religionslehre muß als Leistungskurs gewählt werden können. 

Daraus folgt für das Modell, das von drei Pflichtbereichen und einem Wahlbereich aus- 
geht, daß Religionslehre in den historisch-politisch-gesellschaftlichen Pflichtbereich einge- 
gliedert wird. 

Eine andere Möglichkeit bietet das bayerische Modell, in dem die Religionslehre den 
übrigen Fächern gleichgestellt und sowohl als Leistungs- wie als Normalkurs im Rahmen 
der Pflichtstundenzahl gewählt werden kann. 


Die beiden auf Veranlassung der Kirchenkonferenz auf ihrer Sitzung vom 
18./19. November 1969 (vgl. Kirchl. Jahrbuch 1969, S. 155) berufenen Kom- 
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missionen, deren eine mit der „Klärung der rechtlichen Problematik und der 
Interpretation der den Religionsunterricht betreffenden rechtlichen Normen‘, 
deren andere mit der „Klärung der Fragen und Ziele der Entwicklung von Lehr- 
plänen und Unterrichtsmodellen und zur Erarbeitung von Vorschlägen zur Ko- 
ordination der gliedkirchlichen Aktivitäten angesichts der gegenwärtigen Auf- 
gaben“ beauftragt wurde, nahmen 1970 ihre Arbeit auf. Als erstes Arbeitser- 
gebnis legte die Kommission II eine Empfehlung vor, die mit Zustimmung des 
Rates der EKD den Gliedkirchen durch Rundschreiben bekanntgegeben wurde. 
Den Gliedkirchenleitungen wurde empfohlen, 

in der Sekundarstufe II Schulversuchen im Sinne eines differenzierten Kurs- 
unterrichts ihre Zustimmung zu geben, und 

wo noch nicht geschehen, auf regionaler Ebene gemeinsam mit den Ordinari- 
aten Gespräche mit den Kultusministerien aufzunehmen, in denen die Folgerun- 
gen für den Religionsunterricht beraten werden, die sich aus den Veränderung- 
gen des Schulwesens ergeben. 

Der Text der Kommissionsausarbeitung lautet: 


ZUR STELLUNG DES RELIGIONSUNTERRICHTS IN DER SEKUNDARSTUFE II 
Eine Empfehlung der Kommission II für Fragen des Religionsunterrichts 


Im Zusammenhang der gegenwärtigen Schulreform wird eine demokratische Schule ange- 
strebt, die durch eine erhöhte Teilnahme der Öffentlichkeit an Entscheidungsprozessen 
charakterisiert ist. Die Kirche muß durch klar begründete gesellschafts- und bildungspoli- 
tische Stellungnahmen daran mitwirken, diese Öffentlichkeit und Transparenz der Ent- 
scheidungsprozesse schon in der Phase der Planung und Entwicklung neuer Schulsysteme zu 
fördern. 

Die Kirchen sind nicht nur für ihre spezifisch kirchlichen Bildungs- und Ausbildungs- 
fragen verantwortlich; sie sind auf Grund ihres Auftrages auch mitverantwortlich für das 
Erziehungs- und Bildungswesen im ganzen. Sie sind im Rahmen der „öffentliche(n) Ge- 
samtverantwortung‘“'* nach ihrem Beitrag gefragt. 

Die vorliegende Stellungnahme soll sich in erster Linie mit den Strukturfragen des Re- 
ligionsunterrichts in der Sekundarstufe II befassen, wie sie sich vor allem aus den Emp- 
fehlungen des Deutschen Bildungsrates zur Struktur des Schulwesens ergeben haben. 


I. Grundmotive gegenwärtiger Schulreform 


In den Ansätzen zu einer umfassenden inneren und äußeren Reform des Schulwesens sind 
vornehmlich drei Motive wirksam: 

1. Wie immer das Schulwesen der Zukunft strukturiert und von welchen allgemeinen 
Lernzielen es bestimmt sein mag, die Schule von morgen kann nur eine wissenschafts- 
orientierte Schule sein. „Wissenschaftsorientierung der Bildung bedeutet, daß die Bildungs- 
gegenstände, gleich ob sie dem Bereich der Natur, der Technik, der Sprache, der Politik, 
der Religion, der Kunst oder der Wirtschaft angehören, in ihrer Bedingtheit und Bestimmt- 
heit durch die Wissenschaften erkannt und entsprechend vermittelt werden.‘ — „Die Rück- 
bindung an die Wissenschaft ist das einigende Prinzip aller Bildungsgänge '.“ 

2. Für die „integrierte und differenzierte Gesamtschule‘ ist der /ntegrationsgedanke cha- 
rakteristisch. Er bestimmt auch die weniger weit ausgreifenden Organisationsvorschläge des 
Strukturplanes mit. Hinter dem Integrationsgedanken steht der Wille, die Benachteiligung 


15. Deutscher Bildungsrat, Einrichtung von Schulversuchen mit Gesamtschulen, 1969, 
S. 108; ders.: Strukturplan für das Bildungswesen, 1970, S. 260. 
16. Strukturplan, S. 33 und 64. 
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von Schülern bestimmter sozialer Schichten und Gruppen zu überwinden. Eine größere 
Durchlässigkeit und die Vermeidung einer zu frühen Festlegung der Bildungswege sollen 
für die Gleichheit der Bildungschancen bessere Voraussetzungen als bisher schaffen”. 

3. Ein besonders auffälliges Merkmal aller Reforminitiativen ist der Gedanke der Diffe- 
renzierung. Er erwächst aus der Bereitschaft, das Lernen zu individualisieren, indem un- 
terschiedliche Lernbedingungen für Schüler unterschiedlicher Fähigkeiten (Leistungs- oder 
Eignungsdifferenzierung) und Interessen (Wahldifferenzierung) vorgesehen werden. Vor al- 
lem die starke Betonung der von der Mittelstufe zur Oberstufe der Gesamtschule bzw. von 
der Sekundarstufe I zur Sekundarstufe II sich steigernden Wahlfreiheit zeigt, daß „das Recht 
auf eigene Entscheidungen und Selbstbestimmung ... eine der substanziellen Zielsetzungen 
der neuen Schule“ ist'®. 

Die evangelische Kirche kann die drei genannten Grundmotive der gegenwärtigen Schulre- 
form bejahen. Mit dem Geist des Evangeliums ist jede Verkürzung menschlicher Selbstver- 
antwortung und jede Form der Benachteiligung unvereinbar. Einleuchtend ist ferner, daß 
nicht nur die zu vermittelnden Inhalte und Methoden in den verschiedenen Lernbereichen 
wissenschaftsbezogen sein müssen, sondern daß auch die Erziehungs-, Lehr- und Lernprozes- 
se selbst wissenschaftlich zu verantworten sind. Dies gilt auch für den Religionsunterricht. 


= 


II. Die Organisation des Religionsunterrichts in der Sekundarstufe II 


Von besonderem Intersse ist zur Zeit die Stellung des Religionsunterrichts im Zusammen- 
hang der Reform der Sekundarstufe II (11. bis 13. Schuljahr). 

In der Sekundarstufe II zeichnet sich eine Gliederung in drei Pflichtbereiche und einen 
Wahlbereich ab. ‚Die Pflichtkurse streben ein für alle Schüler verbindliches Minimum an 
allgemeinen Lerninhalten an”. ‚Zu den Pflichtkursen tritt ein breites Angebot an Wahl- 
kursen, das es dem Schüler erlaubt, ... einen oder mehrere Schwerpunkte zu bilden”.“ 

Pflichtbereiche sind 

A. der sprachlich-literarisch-künstlerische Bereich, 

B. der historisch-politisch-gesellschaftliche Bereich, 

C. der mathematisch-naturwissenschaftliche Bereich. 

Im Wahlbereich werden sämtliche Fächer der Pflichtbereiche geführt, ferner andere schul- 
erprobte und allmählich schulfähig werdende Fächer (z.B. Psychologie, Pädagogik, Stati- 
stik u.a.) 

Ein Grundgedanke der zukünftigen Schule ist die Bereitschaft, dem einzelnen Schüler zu 
helfen, „die Freiheit und die Freiheiten zu verwirklichen, die ihm die Verfassung gewährt 
und auferlegt‘. Zu diesen Freiheiten gehört zentral „auch die Freiheit der religiösen und 
politischen Anschauungen (Art. 3 GG), des Glaubens, des Gewissens und des Bekenntnis- 
ses (Art. 4 GG)“. 

In Übereinstimmung mit diesen Grundlinien der Schulreform ist auch für den Religions- 
unterricht in der Sekundarstufe II ein differenziertes Angebot zu empfehlen. Entsprechen- 
des gilt für den Religionsunterricht auf der Oberstufe der Gesamtschule. Deshalb soll die 
Schule auf der Sekundarstufe II 

1. im Pflichtbereich B (Geschichte-Politik-Gesellschaftswissenschaften) Kurse in evange- 
lischer und katholischer Religion und Kurse anderer Religions- und Weltanschauungsge- 
meinschaften anbieten; 

2. im Wahlbereich dieselben Kurse und darüber hinaus andersorientierte (z.B. philosophi- 
sche und religionswissenschaftliche) Kurse vorsehen. 

Dem Schüler muß unabhängig von seiner Konfession die Möglichkeit gegeben werden, 
zwischen diesen Kursen frei zu wählen. Damit realisiert diese Konzeption den Gedanken 
der Selbstbestimmung und der Wahlfreiheit und entspricht der ‚„‚dialogischen Repräsentanz 
des Christlichen in der Schule‘“. 


17. Einrichtung von Schulversuchen mit Gesamtschulen, bes. S. 27ff. Strukturplan, S.30. 
18. Strukturplan, S. 141. 

19. Strukturplan, S. 171. 

20. Ebd. 

21. Strukturplan, S. 29. 


Solange ein Gesamtcurriculum der verschiedenen Bereiche noch nicht entwickelt ist, soll- 
te der Religionsunterricht alle Möglichkeiten der Kooperation wahrnehmen. 

Die Stellung des Religionsunterrichts im Pflichtbereich Geschichte-Politik-Gesellschafts- 
wissenschaften hat folgende Gründe: 

In einer Schule, in der „die Aufklärung des Menschen über sich selbst‘? gefördert wer- 
den soll, muß diese Selbstaufklärung stärker als im traditionellen Schulsystem unter Ein- 
beziehung der Sozial- und Verhaltenswissenschaften erfolgen; sie kann sich indessen nicht 
unter Ausklammerung der geschichtlichen Überlieferung und der Theologie vollziehen. Für 
die vorgeschlagene Eingliederung des Religionsunterrichts in den historisch-politisch-gesell- 
schaftlichen Pflichtbereich spricht weiterhin, daß sich in diesem Bereich die Sinn- und Wert- 
problematik unvermeidlich unter anthropologischen, politischen, gesellschaftlichen, rechtli- 
chen, philosophischen und religiösen Gesichtspunkten stellt. 

Der Befürchtung, damit werde einer Schwächung des Faches Religionslehre Vorschub ge- 
leistet, stehen folgende Überlegungen gegenüber: 

1. Bei der vorgeschlagenen Lösung findet das Fach seinen Platz einerseits in den Pflicht- 
bereichen; darüber hinaus wird es, wie alle anderen Fächer aus den Pflichtbereichen, auch 
im Wahlbereich geführt. Es kann also auch als Leistungsfach mit erhöhter Stundenzahl ge- 
wählt werden. 

2. Wenn ein Schüler religionsunterrichtliche Kurse wählt, werden die Stunden auf die 
vorgeschriebene Stundenzahl angerechnet. Wählt ein Schüler solche Kurse nicht, reduziert 
sich seine Stundenzahl nicht wie bei der gesonderten Stellung des Faches neben den Pflicht- 
bereichen. Da der Schüler in diesem Fall ein anderes Angebot aus einer Reihe grundsätzlich 
gleichrangiger Fächer wählt, ist die bisherige Abmeldungsproblematik versachlicht und ent- 
schärft. 

3. Schließlich ist mit dieser Eingliederung die Teilhabe des Faches an der curricularen 
Weiterentwicklung gewährleistet und geboten. Eine angemessene Stundenzahl für den so 
konzipierten historisch-politisch-gesellschaftlichen Pflichtbereich muß gewährleistet sein. 


III. Alternativlösungen 


Andere denkbare Möglichkeiten der Einordnung des Religionsunterrichts in die Sekundar- 
stufe II sind: 

1. Der Religionsunterricht wird als gesondertes Fach neben den drei Pflichtbereichen ge- 
mäß den Bestimmungen der Länder geführt. 

2. Ein religiös-philosophischer Bereich wird als vierter Pflichtbereich eingeführt. 

3. Der Religionsunterricht wird nur im Wahlbereich geführt. 

Die denkbare Einordnung des Faches in einen fächerübergreifenden Gesamtunterricht 
oder die Überführung religionsunterrichtlicher Elemente in die Curricula anderer Fächer 
muß zur Zeit noch offen bleiben. 

Gegen diese Alternativlösungen spricht: 

1. Die Stellung des Religionsunterrichts als eines gesonderten Faches neben den Pflicht- 
bereichen erweckt zunächst den Eindruck einer Konsolidierung des Faches. Tatsächlich 
aber räumt sie dem Fach eine Sonderstellung ein, die es aus seiner Isolierung nicht heraus- 
führt, sondern diese noch verstärkt. Zugleich verschärft diese Lösung das Problem der Ab- 
meldung. Da jeder Schüler eine bestimmte Stundenzahl in den Pflichtbereichen und im 
Wahlbereich erreichen muß, erscheint aus seiner Perspektive die Teilnahme am Religions- 
unterricht als zusätzliche Leistung. 

2. Auf den ersten Blick spricht viel dafür, die Sinn- und Wertproblematik in einem eige- 
nen Pflichtbereich zu thematisieren. Damit würde deutlich gemacht, daß die Auseinander- 
setzung mit dieser Problematik jedem Schüler zugemutet werden sollte. Es muß jedoch be- 
dacht werden, daß diese Zuordnung die Isolierung der Sinn- und Wertproblematik zur Fol- 
ge hätte. Zugleich würden die freien Wahlmöglichkeiten des Schülers, in denen sich das 
Prinzip der Differenzierung nach Neigung, Eignung und Leistung besonders deutlich ver- 
wirklicht, durch die Einführung eines vierten Pflichtbereiches reduziert. Überdies würde eine 


22. Einrichtung von Schulversuchen mit Gesamtschulen, $. 77. 
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Erhöhung der Wochenstundenzahl notwendig. Bedenklich erscheint auch, daß das Fach 
Philosophie als einzige Alternative zum Religionsunterricht in die Rolle des Ersatzfaches 
für Abgemeldete gedrängt würde. 

3. Die Möglichkeit, den Religionsunterricht nur im Wahlbereich zu führen, erlaubt es 
zwar den Schülern, Religion als Leistungsfach zu wählen, und führt darüber hinaus zu ei- 
ner ähnlichen Entschärfung und Versachlichung der Abmeldungsproblematik wie die empfoh- 
lene Lösung. Der Sachbezug zum historisch-politisch-gesellschaftlichen Pflichtbereich wür- 
de in diesem Fall jedoch erheblich gelockert und die Isolierung des Faches gefördert. Die 
Möglichkeit einer Integration in die curriculare Fortentwicklung im Sinne eines fächer- 
übergreifenden Unterrichts würde beträchtlich erschwert. Für eine gesonderte Curriculum- 
entwicklung entstünden große Kosten. 


IV. Empfehlungen 


Ziel der Bemühungen muß es sein, allen Schülern ungeachtet ihrer Konfessionszugehörig- 
keit in einer neugestalteten Sekundarstufe II sowohl im Pflichtbereich als auch im Wahl- 
bereich die Teilnahme an religionsunterrichtlichen Kursen unterschiedlicher Art zu ermög- 
lichen. Notwendig ist ferner, daß der evangelische Religionsunterricht in der Schule von 
morgen nicht isoliert, sondern im Kontext der anthropologischen, geschichtlichen und ge- 
sellschaftlichen Thematik entwickelt und in Kooperation mit andersorientierten religions- 
unterrichtlichen Kursen erteilt wird. 

Voraussetzung dafür ist, daß im Pflichtbereich Geschichte-Politik-Gesellschaftswissen- 
schaften Kurse in evangelischer und katholischer Religion und Kurse anderer Religions- 
und Weltanschauungsgemeinschaften angeboten werden. Im Wahlbereich müssen dieselben 
Kurse und darüber hinaus andersorientierte (z.B. philosophische und religionswissenschaft- 
liche) Kurse vorgesehen sein. 

Als vordringliche Maßnahmen erscheinen notwendig: 

1. Der Rat möge den Kirchenleitungen der Gliedkirchen der EKD empfehlen, Schulver- 
suchen im Sinne eines differenzierten Kursunterrichts ihre Zustimmung zu geben. 

2. Der Rat möge mit der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz Verhandlungen 
aufnehmen, daß die bei der Sitzung vom 22. bis 26. September 1969 beschlossene Er- 
klärung dahingehend geändert wird, daß Schüler der Sekundarstufe II unbeschadet ihrer 
Konfessionszugehörigkeit die Freiheit haben, an religionsunterrichtlichen Kursen ihrer 
Wahl teilzunehmen, da nur so die Durchführung eines differenzierten Kursunterrichts 
sinnvoll zu verwirklichen ist. 

3. Unbeschadet der Verhandlungen des Rates mit der Deutschen Katholischen Bischofs- 
konferenz sollten die Kirchenleitungen der Gliedkirchen ermutigt werden, auf regionaler 
Ebene zusammen mit den Ordinariaten Gespräche mit den zuständigen Kultusministerien 
aufzunehmen. Es ist notwendig, daß die Folgerungen für den Religionsunterricht, die sich 
aus den Veränderungen des Schulwesens ergeben, gemeinsam durchdacht und geplant wer- 
den. 

4. Der Rat möge bei der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der 
BRD Schritte unternehmen, daß der Religionsunterricht im historisch-politisch-gesell- 
schaftlichen Pflichtbereich und im Wahlbereich geführt wird. 


Hamburg, den 21. November 1970 


In eingehender Erörterung des Plenums und eines Ausschusses griff die im Ok- 
tober (11.-16. 10.) 1970 tagende Landessynode der Evangelischen Kirche von 
Westfalen die Frage des Religionsunterrichts auf und verdichtete die Ergebnisse 
ihrer Beratungen zu folgenden Beschlüssen: 


PROBLEM DES RELIGIONSUNTERRICHTES 


1. Die Synode bittet die Kirchenleitung, in den Fragen des Religionsunterrichtes auf ei- 
ne Beschleunigung der Verhandlungen mit dem Ziel hinzuwirken, daß bei allen rechtlichen 
Neuordnungen von den pädagogischen Erfordernissen auszugehen ist. 
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2. Die Kirchenleitung wird gebeten, die Arbeitsergebnisse der beiden EKD-Kommissionen,, 
die sich gegenwärtig mit der weitreichenden und schwierigen Problematik des Religionsun- 
EN befassen, gleich nach ihrer Veröffentlichung allen Synodalen zugänglich zu ma- 
chen. 

3. Das Proponendum für die Landessynode 1971 zum Thema Konfirmation muß den 
Sachzusammenhang zwischen Religionsunterricht und kirchlichem Unterricht sorgfältig 
und ausführlich berücksichtigen. 


ZUR RELIGIONSPÄDAGOGISCHEN AUSBILDUNG DER PFARRER 


Der rasche gesellschaftliche Wandel bedingt eine tiefe Krise des Religionsunterrichtes wie 
auch des kirchlichen Unterrichtes. Der Pfarrer ist in dieser Situation zunehmend gefordert. 
Etwa 35% des Religionsunterrichtes an Höheren Schulen sowie ein bemerkenswerter Pro- 
zentsatz des Religionsunterrichtes an den übrigen Schulen werden von Pfarrern erteilt. 

Die religionspädagogische Aus- und Fortbildung von Vikaren und Pastoren, wie sie in 
den Predigerseminaren in Verbindung mit dem Pädagogischen Institut, durch die Arbeit 
des Pastoralkollegs der Evangelischen Kirche von Westfalen und die Lehrerverbände in 
Westfalen geschieht, wird dankbar anerkannt. Dennoch ergibt sich die zwingende Notwen- 
digkeit, weitere wesentliche Hilfen zu geben. 

Die Synode bittet die Kirchenleitung, dafür Sorge zu tragen, daß die religionspädagogi- 
sche Aus- und Fortbildung der Pastoren im Blick auf die unterrichtspraktische Tätigkeit 
intensiviert wird, z.B. durch vermehrte Einrichtung von Pastoralkollegs mit religionspäda- 
gogischer Thematik und durch Beachtung des differenzierten Unterrichtsgeschehens in den 
verschiedenen Schulformen bei der Durchführung des Schulvikariates. 


ZUR PRAXISBEGLEITUNG DES RELIGIONSPÄDAGOGEN DURCH DIE KIRCHE 


1. Die Anregung der Kirchenleitung, der Kreissynoden und der Schulreferentenkonferenz 
zur Anstellung von hauptamtlichen Schulreferenten in Kreissynoden wird begrüßt. 

Die Kirchenleitung und die Kreissynoden werden gebeten, diese Notwendigkeit im Blick 
zu behalten und die angefangene Arbeit zu intensivieren. 

2. Um die Arbeit des hauptamtlichen Schulreferenten wirksam werden zu lassen, sollten 
Mittel der Kreissynoden für die Finanzierung der notwendigen Planungs- und Tagungsarbeit 
zur Verfügung gestellt werden. 

Die Landessynode bittet die Kirchenleitung, die Kreissynoden anzuregen, entsprechende 
Mittel aus ihren Haushaltplänen zur Verfügung zu stellen. 

3. Das differenzierte Unterrichtsgeschehen verlangt auch vom Religionspädagogen die Mög- 
lichkeit, moderne Arbeitsmittel und religionspädagogische Literatur im Religionsunterricht 
einsetzen zu können. 

Die Landessynode bittet die Kirchenleitung, die Kreissynoden anzuregen, Medienzentren 
zur Information des Religionspädagogen sowie zur Benutzung im Religionsunterricht zur 
Verfügung zu stellen. 


War bei den beiden zuletzt aufgeführten Entschließungen die Aufgabe und der 
Beitrag der Kirche zu Aufgaben des allgemeinen Bildungs- und Schulwesens in 
den Blick genommen, so stand bei den beiden folgenden Beschlüssen das spezi- 
elle kirchliche Erziehungs- und Schulwesen und seine Verbesserung im Vorder- 
grund. Nur dann kann die Kirche Wünsche, Bitten, Anregungen und Empfehlun- 
gen zum allgemeinen Bildungs- und Schulwesen berechtigtermaßen und legitimer- 
. weise anmelden, wenn auch auf dem Sektor ihrer eigenen Unternehmungen die 
Dinge vorangetrieben und auf den erforderlichen Stand gebracht werden. Das 
forderte die Landessynode in ihren Entschließungen: 
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KINDERGARTENARBEIT UND VORSCHULERZIEHUNG 


1. Die evangelische Kirche hat auch in Zukunft den gesellschaftlichen Auftrag zur Kin- 
dergarten- und Vorschularbeit. Das verpflichtet sie zu einer „qualitativen Verbesserung in 
unseren Kindergärten“. 

2. Um diesem Auftrag gerecht zu werden, wird die Kirchenleitung durch die Synode be- 
auftragt, in Zusammenarbeit mit dem Landesverband der Inneren Mission einen Arbeits- 
kreis einzuberufen, der sich mit den strukturellen, rechtlichen und vor allem pädagogischen 
Fragen beschäftigen soll. Dabei wäre u.a. folgendes zu berücksichtigen: 

a) Neue Wege im Bereich der Erziehung des Kleinkindes sind zu suchen und zu erproben 
(Lernziele und Methoden, Überprüfung der Bildungsvoraussetzungen und Erstellung von 
Lehrplänen’zur Kleinkinderpädagogik). 

b) Die religiöse Erziehung des Kleinkindes ist methodisch neu zu durchdenken. 

c) Die Errichtung von Kindergärten und die Arbeit in ihnen ist mit der katholischen Kir- 
che und anderen Trägern zu koordinieren. 

d) Die verschiedenen Modelle („Modell-Kindergarten“ und „Modell-Vorklasse“), die zur 
Zeit erprobt werden, sind zu untersuchen. Dazu gehört auch die Entwicklung von Modellen 
der Vorschulerziehung für behinderte, z.B. blinde Kinder. 

e) Die Ausbildung von Sozialpädagogen (innen) ist auf die zu erwartende Strukturverän- 
derung auszurichten. 

f) Die Frage der Neuerrichtung von Fachhochschulen zur Ausbildung von Sozialpädago- 
gen(innen) ist abzuklären. 

g) Die Fortbildung der Kindergärtnerinnen muß als besonders dringlich anerkannt werden. 


EVANGELISCHE SCHULEN 


Im Bericht des Präses ist vom Beitrag der Evangelischen Kirche von Westfalen zur Bildungs- 
gesellschaft die Rede. In Westfalen gibt es ein reich gegliedertes Schulwesen in freier Träger- 
schaft. Wenn dieser komplementäre Beitrag zum öffentlichen Schulwesen auch in Zukunft 
optimal gestaltet werden soll, müssen sich diese Schulen „auf bestmöglichem Stand und in 
fruchtbarer pädagogischer Bewegung befinden‘. Aus diesem Grund ist eine bessere Koordi- 
nierung nötig. 

Die Kirchenleitung wird beauftragt, mit den einzelnen Trägern evangelischer Schulen Ver- 
handlungen zu führen, die dem Ziel einer besseren Kooperation und Koordination im Be- 
reich des evangelischen Schulwesens dienen. 

Die Kirchenleitung wird beauftragt, dafür zu sorgen, komplementäre Beiträge zum Öffent- 
lichen Schulwesen durch Schulen in kirchlicher Trägerschaft und Verantwortung im einzel- 
nen darzustellen. 


B. Zur Reform des Kirchlichen Unterrichts 


In diesen Zusammenhang gehören Bemühungen um eine Reform des Kirchli- 
chen Unterrichts. Dazu veröffentlichte das Landeskirchenamt der Evangelischen 
Kirche von Westfalen in Teil III Nr.3 des Kirchlichen Amtsblattes vom 26. April 
1970 eine eingehende Ausarbeitung. Sie lautet: 


ZUR DISKUSSION UM DIE REFORM DES KIRCHLICHEN UNTERRICHTS 


Die Landessynode hat sich im Jahre 1969 auch mit der Frage des Kirchlichen Unterrichts 
befaßt. Seit Jahren wird in unseren Gemeinden die Frage gestellt, wie der kirchliche Unter- 
richt verbessert und pädagogisch und theologisch den Erfordernissen unserer Zeit gerecht 
werden kann. Während einerseits der Konfirmandenunterricht in den Gemeinden nach wie 
vor ein Kernstück des Gemeindeaufbaus ist, gibt es andererseits auch nicht zu übersehende 
Schwierigkeiten. 
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Daher hat die Landessynode durch Beschluß Nr. 62 den Konfirmationsausschuß beauf- 
tragt, die Situation des kirchlichen Unterrichts in der Evangelischen Kirche von Westfalen 
zu analysieren und die ‚‚Vorarbeiten zur Neuordnung des pfarramtlichen Unterrichts und 
ve rear fortzusetzen. Dem Konfirmationsausschuß wurden folgende Aufträge 
erteilt: 

a) Information über neue Konfirmationsordnungen und Unterrichtsmodelle in und au- 
ßerhalb der Evangelischen Kirche von Westfalen zu sammeln, 

b) entsprechende Vorschläge, die ihm von den Gemeinden über die Kreissynodalvorstän- 
de mit dem Ziel praktischer Erprobung gemacht werden, zu prüfen und der Kirchenleitung 
zur Beschlußfassung vorzulegen, 

c) Lehrpläne zu prüfen und gegebenenfalls der Kirchenleitung zur Freigabe zu empfeh- 
en, 

d) die Frage nach der Grundkonzeption des pfarramtlichen Unterrichts und der Konfir- 
mation neu zu stellen und eine entsprechende Ordnung vorzubereiten. Dabei soll die ge- 
genwärtige Entwicklung des Religionsunterrichts in den Schulen berücksichtigt werden, 

e) die Beschlüsse und Eingaben der Kreissynoden weiter zu bearbeiten. 

Außerdem wurde das Pädagogische Institut gebeten: 

a) methodische Hilfen zu geben für die Teilnahme von Konfirmanden an den Abend- 
mahlsfeiern der eigenen Gemeinde vor ihrer Konfirmation und 

b) Hilfsmittel für das Lehren und Lernen im kirchlichen Unterricht systematisch nach- 
zuweisen und methodisch zu ihrem Gebrauch anzuleiten. 

Der Konfirmationsausschuß und das Pädagogische Institut haben sich bemüht, diese Auf- 
träge zu erfüllen. Mit den folgenden Einzelbeiträgen werden die ersten Ergebnisse dieser 
Bemühungen einem größeren Kreis vorgelegt und zur kritischen Beurteilung und Diskussi- 
on gestellt. 


1. Überlegungen zur Grundkonzeption des Kirchlichen Unterrichts 


Der Konfirmationsausschuß sah sich im Verlauf seiner Beratungen immer wieder vor die 
Frage nach der Zielsetzung und praktischen Organisation des Kirchlichen Unterrichts ge- 
stellt. Es hat sich gezeigt, daß eine endgültige Antwort auf die Frage nach der Grundkon- 
zeption (siehe unter d) noch nicht gegeben werden kann. 

Sicher ist jedoch, daß der Kirchliche Unterricht, wie immer man seine Aufgabe auch ver- 
stehen mag, auf die Taufe bezogen bleiben muß, der eine Unterweisung zu folgen oder 
auch voranzugehen hat. Der Kirchliche Unterricht wird auch in Zukunft die Aufgabe ha- 
ben, die heranwachsenden Gemeindeglieder auf die Teilnahme an der Feier des Heiligen 
Abendmahls und damit überhaupt auf die Mitwirkung im Leben der christlichen Gemeinde 
vorzubereiten. 

Aber die Frage, was diesen Unterricht inhaltlich bestimmen und wie er methodisch durch- 
geführt werden soll, wird gegenwärtig unter Theologen und Pädagogen mit zum Teil entge- 
gengesetzten Argumenten heftiger denn je diskutiert. 

Der von der Landessynode zur Benutzung freigegebene Lehrplan des Katechetischen 
Ausschusses mit dem ihn erläuternden Handbuch zeigt zwar, wie unter den gegenwärtigen 
Bedingungen der Kirchliche Unterricht zum inneren und äußeren Aufbau der Gemeinde füh- 
ren kann, aber die Verhältnisse sind gegenwärtig von Gemeinde zu Gemeinde so unterschied- 
lich und im ganzen so im Fluß, daß der Lehrplan der Anpassung an die jeweiligen Vorgege- 

benheiten bedarf. 

Auch die theologischen Grundsatzfragen nach dem Sinn der Konfirmation und ihrer Be- 
zogenheit auf die Taufe, auf das Heilige Abendmahl und auf eine verbindliche Erwachsenen- 
bildung in der Gemeinde bedürfen weiterer Erörterung. Der Theologische Ausschuß der Evan- 
gelischen Kirche von Westfalen ist darum gebeten worden, diese Grundsatzfragen aufzugreifen 
und zu bearbeiten. Ferner ist zu bedenken, daß die Frage nach dem Auftrag des Religionsun- 
terrichts in der Schule Auswirkungen auch für die praktische und auch für die inhaltliche Aus- 

“richtung des Kirchlichen Unterrichts hat. In dem Maße, wie im Religionsunterricht die Be- 
kenntnisbindung zurücktreten sollte, kommt auch dem Kirchlichen Unterricht verstärkt die 
Aufgabe einer am Bekenntnis der Kirche orientierten Lehrunterweisung zu. Wird aber, wie 
gewisse religionspädagogische Entwürfe es vorsehen, das biblische Zeugnis nicht mehr als 
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die didaktische Mitte jedes Religionsunterrichts angesehen, so muß der Kirchliche Unter- 
richt sich der Aufgabe stellen, die jungen Glieder der Gemeinde mit dem Inhalt der bibli- 
schen Schriften vertraut zu machen. Zielt der Religionsunterricht auf die Selbstfindung des 
jungen Menschen und seiner gesellschaftlichen Kritikfähigkeit, so muß der Kirchliche Un- 
terricht mehr und mehr zu einer, recht verstanden, missionarischen Veranstaltung werden. 
Angesichts dieser Diskussion über den Auftrag des Religionsunterrichts in der Schule wäre 
es sicher nicht gut, wenn die Überlegungen zur Grundkonzeption des Kirchlichen Unter- 
richts vorschnell zum Abschluß gebracht würden. Die gegenwärtig vorhandenen Möglich- 
keiten für den Kirchlichen Unterricht sollten nicht preisgegeben werden. Der Konfirmati- 
onsausschuß hat darum beschlossen, sich zunächst einer Reihe von wichtigen Einzelfragen 
des Unterrichts zu stellen. Aus den auf die Praxis des Gemeindelebens und des Unterrichts 
bezogenen Überlegungen und Erfahrungen kann dann auch zu gegebener Zeit eine neue 
Grundkonzeption erwachsen, die sich durchzusetzen vermag. E. Rosenboom 


2. Lehrpläne 


Die Landessynode hat 1968 den vom Katechetischen Ausschuß erarbeiteten Lehrplan für 
den Kirchlichen Unterricht zum Gebrauch freigegeben. Das den Lehrplan erläuternde Hand- 
buch mußte inzwischen neu aufgelegt werden, zumal es auch außerhalb der Evangelischen * 
Kirche von Westfalen reges Interesse fand. Inzwischen liegen auch die ersten Erfahrungs- 
berichte von Pfarrern vor, die diesen Lehrplan benutzen. Alle Berichte sehen in der Grund- 
konzeption eine brauchbare Lösung, weisen aber auch darauf hin, daß der Plan nur als 
Maximalplan verstanden werden darf und darum der Anpassung an die örtlichen Gegeben- 
heiten bedaıf. 

Der Konfirmationsausschuß hat (siehe unter c) die im Zusammenhang mit der ‚Arbeits- 
hilfe für den Konfirmandenunterricht“ des Burckhardthaus-Verlages veröffentlichte Plan- 
skizze für den Kirchlichen Unterricht, die von einigen westfälischen Pfarrern ausgearbeitet 
worden ist, auftragsgemäß hinsichtlich ihrer Verwendbarkeit in der Evangelischen Kirche 
von Westfalen geprüft. Der Ausschuß empfiehlt der Landessynode, daß auch dieser Lehr- 
plan zur Benutzung freigegeben werden sollte. 

Seinem Auftrag gemäß hat sich der Konfirmationsausschuß auch damit beschäftigt, alle 
andern Bemühungen um neue Lehrpläne aufmerksam zu verfolgen. Dabei stellt sich heraus, 
daß die traditionellen Lehrplankonzeptionen in dem Maße an Bedeutung verlieren wie die 
Ergebnisse der „Curriculum‘“‘-Forschung in Entwürfen von Lernprogrammen und deren Ein- 
ordnung in ein „Baukastensystem‘‘ zum Zuge kommen. Der Konfirmationsausschuß hat 
sich vorgenommen, zu gegebener Zeit solche Lernprogramme den Gemeinden zur Erpro- 
bung zu empfehlen. E. A. Kley / E. Rosenboom 


3. Vorschläge zur Unterrichtsorganisation 


Der Konfirmationsausschuß hat seinem Auftrag entsprechend in und außerhalb der Evan- 
gelischen Kirche von Westfalen erdachte und zum Teil erprobte Unterrichtsordnungen ge- 
sammelt und geprüft. Auch im Blick auf die Unterrichtsordnung ist noch alles im Fluß. 

In aller Regel wird der Kirchliche Unterricht der Kirchenordnung entsprechend während 
des 7. und 8. Schulbesuchsjahres in zweigetrennten Wochenstunden, in sich mehrenden Fällen 
jedoch auch als Doppelstunde, erteilt. Die herkömmliche Ordnung für den Unterricht bedarf 
jedoch überall dort einer Änderung, wo die 5-Tage-Schule als „Ganztags“‘-Schule eingeführt 
wird. Das ist bereits in einigen Städten der Fall. Es muß damit gerechnet werden, daß diese 
Form des Schulunterrichts sich in absehbarer Zeit an verschiedenen Orten durchsetzt. Der 
Konfirmationsausschuß hat die Kirchenleitung gebeten, sich mit dem Kultusministerium 
und den zuständigen Schulverwaltungen in Verbindung zu setzen und auf eine sachgerech- 
te und zumutbare Lösung zu drängen. Erste Gespräche sind geführt worden. 

Die bisherige Unterrichtsordnung wird aber auch vom Auftrag des Kirchlichen Unter- 
richts her in Frage gestellt. Kann eine Unterweisung, die zur Mitwirkung am Leben der 
Gemeinde befähigen soll, überhaupt als ‚„‚Lehrgang‘‘ durchgeführt werden? Fordert nicht 
die Aufgabe zur Entwicklung völlig andersartiger Lernprozesse heraus? Auch dort, wo im 
Augenblick noch nicht die „‚Ganztags‘‘-Schule zur Neuordnung des Unterrichts zwingt, 
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sind Überlegungen im Gange, die herkömmlichen Unterweisungsformen durch die Einfüh- 
rung von Lehrgängen, Arbeitsgemeinschaften, Dienstgruppen usw. zu ergänzen. Es muß je- 
doch ernsthaft geprüft werden, ob solche Neuordnungsversuche, die die Diskontinuität als 
Prinzip haben, zur Nachahmung ermutigen. 

Beachtung verdienen auch die Versuche, die den Unterricht in ein sich über mehrere Jah- 
re hinweg erstreckendes und in seinen Stufen klar akzentuiertes Gemeindekatechumenat 
umwandeln. Nach diesen Vorschlägen soll der Unterricht schon im 6. Schulbesuchsjahr 
als nachgeholter Taufunterricht beginnen. Diese Phase schließt mit einer Katechismus- 
Prüfung ab. Wer sich dieser Prüfung stellt, wird zur weiterführenden Abendmahlsunterwei- 
sung eingeladen, die während des 8. oder 9. Schulbesuchsjahres erfolgt. Zwischen beiden 
Phasen liegt die Jungschar-Arbeit der Gemeinde. Die Abendmahlsunterweisung schließt 
mit der Abendmahlszulassung ab. Danach wird die Unterweisung in den Formen der Ju- 
gend- und Erwachsenenbildung weitergeführt. Nach Teilnahme an einer bestimmten Anzahl 
von Veranstaltungen dieser Art wird zur Konfirmation eingeladen, bei der sich das heran- 
wachsende Gemeindeglied zur Gliedschaft in der Kirche bekennt und sich die Gemeinde 
durch ihre Fürbitte und durch die Übertragung von bestimmten Rechten zu ihrem Glied 
bekennt. Auch im Blick auf diese Neuordnungsversuche steht die Bewährungsprobe noch 
aus. Dem Versuch, dem konfirmierenden Handeln der Kirche durch solche Neuordnung 
des Gemeindekatechumenats stärkere Verbindlichkeit zu verleihen und zugleich das Mo- 
ment der Freiwilligkeit zu betonen, stehen Überlegungen gegenüber, die das Gemeinde- 
katechumenat lediglich als ein Angebot zur Orientierung in Glaubens- und Lebensfragen 
ansehen und darum in keiner Weise mit einer „Konfirmation“ verbinden möchten. Die in 
der Evangelischen Kirche von Westfalen anlaufenden Versuche lassen jedoch erwarten, daß 
sich bei uns Unterrichtsmodelle entwickeln, die auch von anderen Gemeinden später‘über- 
nommen werden können. E. Rosenboom 


4. Erwägungen zur Vorbereitung der Konfirmanden 
auf die Teilnahme am Heiligen Abendmahl vor der Konfirmation 


Laut Beschluß der Landessynode 1969 (Beschluß Nr. 62,2) haben die Presbyterien die 
Möglichkeit, nach Abschluß des Katechumenenjahres und nach gründlicher Unterweisung 
die Konfirmanden zu den Abendmahlsfeiern der eigenen Gemeinde einzuladen. Die Pres- 
byterien bedürfen dazu der Zustimmung des Kreissynodalvorstandes. Viele Pfarrer stehen 
daher jetzt vor der Aufgabe, nach neuen Wegen der Abendmahlsunterweisung und -praxis 
ihrer Konfirmanden zu suchen. Als praktische Hilfen legt das Pädagogische Institut zwei 
Vorschläge vor, die aus der Praxis heraus entwickelt worden sind. 

Der Vorschlag A ist von einer Arbeitsgruppe des Pastoralkollegs „Neue Wege im Konfir- 
mandenunterricht‘ (Januar 1970) erarbeitet worden. Der Vorschlag B hat den Verhand- 
lungen der Kreissynode Lübbecke (1969) zu Grunde gelegen. 


Vorschlag A: 


Die unterrichtliche Behandlung des Abendmahls und die Praxis der Abendmahlsfeiern müs- 
sen eng aufeinander bezogen sein. Einführung, Vorbereitung und Teilnahme der Konfir- 
manden könnten sich in folgenden Schritten vollziehen: 

1. Kennenlernen des Abendmahls durch Besuch eines Gottesdienstes mit Abendmahls- 
feier, möglichst in der Form, in der auch die Konfirmanden das Heilige Abendmahl feiern 
sollen. 

2. Besprechung des gottesdienstlichen Geschehens im Unterricht 

a) Sammeln der Beobachtungen, 

b) Wiederholen der liturgischen Stücke nach der Agende. 

3. Erarbeitung der Bedeutung des Abendmahls. Bei diesem Unterrichtsabschnitt sind die 
Jugendlichen in ihrem Erlebnishorizont abzuholen (wie etwa in dem Heft „Es ist alles 
bereit‘, Burckhardthaus-Verlag) und zum Verständnis des Abendmahls hinzuführen. Diese 


- Unterrichtsarbeit sollte mit Bibel, Katechismus und Liedern erfolgen, wie im Handbuch 


zum Lehrplanentwurf des Katechetischen Ausschusses vorgesehen. Da die Gaben des Abend- 
mahls: Vergebung, Leben, Gemeinschaft neue Wirklichkeiten setzen, sind ihre Konsequen- 
zen für das Zusammenleben der Menschen mitzubedenken. 
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4. Hinführung zur Teilnahme an der Abendmahlsfeier. 

Einübung der Liturgie, Hilfen zum rechten Verhalten vor, während und nach der Abendmahls- 
feier. In diesem Zusammenhang ist auch die Beichte zu behandeln bzw. zu wiederholen. 

5. Teilnahme der Konfirmanden an der Abendmahlsfeier mit Eltern und Paten, mit kon- 
firmierten Jugendlichen und erwachsenen Gemeindegliedern. 

Die Teilnahme aller Konfirmanden ist anzustreben, darf aber auf keinen Fall erzwungen 
werden. Jeder Gruppenzwang sollte durch wiederholte Einladungen vermieden werden. 

Die Einladung kann durch eine besondere Erklärung des Presbyteriums ausgesprochen 
werden. Eine Teilnahmekontrolle ist zu unterlassen. Besondere Formen der Abendmahls- 
feier im Rahmen einer Freizeit oder eines Jugendgottesdienstes sind zu erwägen. 

6. Seelsorgerliche Begleitung und unterrichtliche Vertiefung. Besprechung der Fragen des 
Jugendlichen, Behandlung anderer Formen von Abendmahlsfeiern. Hier sollte vom Erleb- 
nis des Jugendlichen ausgegangen und auf dogmatische Vollständigkeit verzichtet werden. 

7. Einladung zur Teilnahme an weiteren Abendmahlsfeiern der eigenen Gemeinde. Den 
Eltern sollte die Notwendigkeit der Begleitung ihrer Kinder im Rahmen von Elternabenden 
verdeutlicht werden. 

8. Abendmahlsfeier im Zusammenhang mit der Konfirmation, entweder im gleichen Got- 
tesdienst oder in einem der Konfirmation möglichst bald folgenden Gemeindegottesdienst. | 
Auch hier sollten die Konfirmanden nicht als geschlossene Gruppe kommunizieren, sondern 
mit ihren Angehörigen. Jugendliche, deren Eltern an den Abendmahlsfeiern nicht teilneh- 
men, sollten dazu eingeladen werden, sich einer befreundeten Familie oder anderen Ge- 
meindemitgliedern (Presbyter!) anzuschließen. 

9. Nach der Konfirmation werden die Konfirmanden zu weiteren Abendmahlsfeiern in 
der Gemeinde oder auch in Jugendgottesdiensten bzw. Freizeiten eingeladen. 

10. Eine aktive Beteiligung der Jugendlichen an der Vorbereitung und Gestaltung von 
Abendmahlsgottesdiensten ist anzustreben. 

Anmerkungen: 

Vorschläge für den Memorierstoff: 

1. Bibel: Einsetzungsworte im Wortlaut der Agende bzw. des Katechismus. 

2. Katechismus: Das allgemeine Beichtgebet, sofern es im Gottesdienst gemeinsam ge- 
sprochen wird. 

3. Die liturgischen Stücke der Abendmahlsfeier, die von der Gemeinde gesprochen oder 
gesungen werden. 

4. Ein Abendmahlslied (EKG 158; 159; 163 oder 165). E. A. Kley 


Vorschlag B: 


Wenn die Zulassung zum Abendmahl Hand in Hand gehen muß mit der seelsorgerlich 
helfenden Begleitung im Vollzug von Abendmahlsfeiern, dann sollte sich die Zulassung als 
Hinführung zum Abendmahl über einen längeren Zeitraum erstrecken. 

a) Zulassung zum Heiligen Abendmahl nach dem Katechumenenjahr. Der ersten Abend- 
mahlsfeier geht ein Gottesdienst mit der Gemeinde voraus, in dem die Kinder von ihrem 
Glauben an Jesus Christus und von der Gabe Christi im Heiligen Abendmahl Zeugnis ab- 
legen. Der Unterrichtsplan ist dementsprechend umzustellen. 

b) Wiederholte Abendmahlsfeiern im Konfirmandenjahr. 

Bei dieser Regelung besteht die Möglichkeit, sich jeweils gemeinsam auf den Abend- 
mahlsgang vorzubereiten und Eltern zum Mitfeiern einzuladen. Freizeiten sind Gelegen- 
heiten, wo dies in guter Weise eingeübt werden kann. Solche Abendmahlsfeiern vermitteln 
den jungen Menschen das Erlebnis christlicher Gemeinschaft. Denn Christus als Gabe und 
Geber des Abendmahls schenkt im Abendmahl seinen Geist und in ihm gegründete Ge- 
meinschaft. Solch ein gottesdienstlich ausgerichteter Unterricht kann darüber hinaus dem 
Jungen Menschen helfen, in die Gemeinde Jesu Christi hineinzuwachsen und bereit zu wer- 
den, Aufgaben in der Gemeinde wahrzunehmen. 

Im einzelnen bedeutet das: x 

1. Eine Umstellung der Lehrstücke des Katechismus im Unterricht. Die erste Abendmahls- 
feier nach Abschluß des Katechumenenunterrichts kann nur erfolgen, wenn eine Unterwei- 
sung im Abendmahl erfolgt ist. Folgende Reihenfolge der Lehrstücke bietet sich an: 
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a) Taufe in Verbindung mit dem 2. und 3. Artikel (Taufe — Christus — Kirche) 

b) Abendmahl in Verbindung mit dem 2. und 3. Artikel (Abendmahl — Christus — 
Kirche) 

c) Schöpfungslehre (1. Artikel) 

d) Gebet 

e) Gebote 

2. Warum sollte der erste Abendmahlsgang bereits nach dem Katechumenenjahr erfolgen? 

a) Er macht eine wiederholte intensive gemeinsame Vorbereitung möglich. 

b) Das Abendmahl festigt und vertieft die Gruppengemeinschaft. 

c) Der gottesdienstliche Charakter des Unterrichts wird dadurch wesentlich stärker betont. 

d) Der seelsorgerliche Charakter des Unterrichts gewinnt an Gewicht (Gemeinsame Abend- 
mahlsfeiern können seelsorgerlich vor- und nachbesprochen werden). 

e) Der Gemeinschaftsaspekt der Abendmahlsfeier kommt stärker zu Geltung. 

f) Der Vollzug der Abendmahlsfeier hilft, daß die Gruppe zur Dienstgruppe wird und der 
einzelne erkennt, daß er von Jesus Christus gerufen und beauftragt ist. 

8) Die Lehre vom Abendmahl wird im praktischen Vollzug als Lebenswirklichkeit erfah- 
ren. Auf diese Weise wird der Gefahr der Intellektualisierung des gesamten Unterrichts ge- 
wehrt. Es kommt nicht nur auf das Begreifen, sondern auch auf das Ergreifen der Gnaden- 
gabe an. 

3. Der praktische Vollzug der Abendmahlsfeier könnte sich auf verschiedene Weise erge- 
ben: 

a) Auf Konfirmandenfreizeiten (möglichst mit den Eltern und Gliedern der Gemeinde). 

b) In Jugendgottesdiensten. 

c) In Hauptgottesdiensten mit der Gemeinde der Erwachsenen. 

d) In Passionsgottesdiensten. 

e) In besonderen Gottesdiensten für die Gruppe, an denen Presbyter, Eltern und Ge- 
meindemitglieder teilnehmen. 

f) In Feiern, die im Konfirmandenraum oder in Jugendheimen an Tischen als Gemein- 
schaftsmahl stattfinden. Kreissynode Lübbecke 


5. Die Blockstunde 


Die sich wandelnden Schulverhältnisse oder die Reformbemühungen um den Kirchlichen 
Unterricht haben die Zusammenlegung von zwei an verschiedenen Wochentagen zu er- 
teilenden Unterrichtsstunden zu einer Blockstunde ins Gespräch gebracht. 

Die Kirchenordnung regelt in Art. 189, 2 den Zeitplan so, daß bei einer dreijährigen Un- 
terrichtsdauer eine Zusammenlegung lediglich im 2. Jahr möglich ist. Bei einem zweijähri- 
gen Kursus entfällt sie ganz. Abweichungen hat der Kreissynodalvorstand zu genehmigen. 
Im Beschluß 62 der Landessynode vom 17. 10. 1969 wird die Kirchenleitung ermächtigt, 
Reformvorschläge zur Erprobung freizugeben, „auch wenn sie nicht mit den Artikeln 
188 bis 196 KO übereinstimmen“. Damit ist der gegenwärtig gültige gesetzliche Rahmen 
abgesteckt. 

In der Praxis handelt es sich bei einer Wochenstunde in der Mehrzahl analog zum Schul- 
unterricht um eine 45-Minuten-Einheit. Unter einer Blockstunde wird im folgenden eine 
90-Minuten-Einheit verstanden. Zwei volle Zeitstunden als Unterrichtsblock dürften aus- 
scheiden. 

Wesentlich für das unterrichtliche Gelingen der Blockstunde ist die Differenzierung. Da- 
bei handelt es sich um Unterrichtsinhalte und Tätigkeitsmerkmale. Es ist nun anzuraten, 
einem Block jeweils zwei verschiedene Inhalte zuzuweisen. Die so entstehenden zwei Un- 
terrichtseinheiten, die durch eine kleine Pause getrennt werden sollten, müssen keineswegs 
gleichgewichtig sein. Eine auch zeitlich erkennbare unterschiedliche Akzentuierung ist zu 

empfehlen. Der Hauptschule ist übrigens eine variable Zeitgestaltung nicht fremd. Die 
 Stundentafell besitzt einen Raster mit 4 Zeiteinheiten: 30 Min/ 45 Min/ 60 Min/ 90 Min. 

Eine umfassende Erarbeitung nur eines Unterrichtsinhaltes über 90 Minuten hinweg stellt 

an den Lehrer hohe methodische Anforderungen und überfordert sehr leicht den Schüler. 

Im übrigen ist der Gesichtspunkt der inhaltlichen Vollständigkeit ein schlechter didakti- 


scher Ratgeber. 
179 


Der methodischen Variabilität ist besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Ein paar Hin- 
weise: 

Zu den Tätigkeitsformen, die den Schüler in die Rezeptivität und damit in die Passivität 
drängen, gehört der Lehrervortrag. Er sollte keineswegs länger als 10 Minuten dauern. Ge- 
eignet ist er zur informativen Einführung, knappen Sach- und Pröblemdarstellung und zur 
Zusammenfassung. Die meditierende oder appellierende „Predigt“ ist kein Unterrichtsmit- 
tel. Der Gebrauch von Film- und Bildmaterial sowie von Tonträgern ist zeitlich zu begren- 
zen (in der Regel höchstens 20 Minuten!), sofern der Schüler dabei überwiegend rezeptiv 
beansprucht wird. 

Möglichkeiten der verbalen Aktivierung bietet die dialogische Texterarbeitung. Wird sie 
im Klassenverband ohne Hilfsmittel vorgenommen, tritt relativ rasch eine Ermüdung ein 
(nach etwa 15 Minuten). Durch aktualisierende und systematisierende Fragestellung kann 
man überleiten in eine Problemerörterung. Die angemessene zeitliche Begrenzung richtet 
sich nach dem Engagement der Schüler. 

Die Ergebnissicherung kann durch Lehrerdiktat oder durch freie Schülerformulierung er- 
folgen. Letztere erweitert den Entfaltungsspielraum des Einzelnen. 

Eine stärkere Aktivierung erfolgt durch die Arbeit mit Gruppen und die arbeitsteilige 
Gruppenarbeit. Zwischen beiden Formen ist zu unterscheiden. Die Arbeit in Gruppen ist 
ratsam für den Anfänger (Lehrer und Schüler), weil alle Gruppen an der gleichen Aufgabe 
arbeiten. Die Berichterstattung ermöglicht den Vergleich zwischen den Ergebnissen und 
führt zu einem für alle einsichtigen Unterrichtserfolg. Die andere Form, die arbeitsteilige 
Gruppenarbeit, ist schwieriger, weil jede Gruppe eine eigene Aufgabe zu übernehmen und 
zu lösen hat. Diese Form fordert von den Gruppen Geschick und Übung bei der Vermitt- 
lung der Arbeitsergebnisse an die Gesamtheit. Sie setzt ein Mindestmaß an flexibler Intel- 
ligenz bei den Schülern voraus. In der Gruppenarbeit ist die freiere Verwendung von Nach- 
schlagewerken, Sekundärliteratur und Anschauungsmaterial möglich. Die aufgabenorientier- 
te Schülerkommunikation wird gefördert. Vom Lehrer ist zu fordern die detaillierte Vor- 
bereitung der Aufgabenstellung. Seine Tätigkeit während der Gruppenarbeit beschränkt 
sich auf formale und inhaltliche Beratung. 

Zu ergänzen sind diese Ausführungen durch den Hinweis auf kreative Gestaltungsmög- 
lichkeiten (Zeichnung, Kollage, Szenenspiel) innerhalb des Unterrichts. Dazu kommt die 
forschende Erkundung, besonders der kirchlichen Sozialarbeit, sowie die Funktionsvorbe- 
reitung für gottesdienstliche und außergottesdienstliche Gemeindeveranstaltungen. 

Die Fülle methodischer Möglichkeiten ist nur begrenzt verwendbar bei 45 Minuten-Ein- 
heiten. Da in ihnen noch Formalia wie Anwesenheitsfeststellung und dergleichen unter- 
gebracht werden müssen, verleiten sie zum lehrerzentrierten Frontalunterricht. Bei stärke- 
rer, methodisch bedachter Schülerentfaltung mag die behandelte Stoffmenge vielleicht ge- 
ringer werden. Dieser ‚‚Verlust‘‘ wird aber aufgewogen durch eine vergrößerte Lernintensi- 
vität. 

Besteht der Unterricht überwiegend aus dem Lehrervortrag mit eingesprenkelten Formal- 
dialogen, ist eine Unterrichtseinheit von 45 Minuten schon zu lange. Wird inhaltlich unter- 
schiedlich akzentuiert bei größerem methodischen Formenreichtum, dann ist die Block- 
stunde eine Notwendigkeit. 


6. Bericht über die Durchführung von Konfirmandenfreizeiten 


A. Konfirmandenfreizeiten gehören seit 1956 zum festen Bestand meines Unterrichts und 
meiner Konfirmationsvorbereitung. Ich kann jetzt auf 14 Freizeiten zurückblicken. Seit 6 
Jahren sind an die Stelle von Wochenend freizeiten Wochenfreizeiten getreten, wobei sich 
auch die Möglichkeit zum diakonischen Einsatz ergeben hat. Diese Möglichkeit wurde an- 
fangs in eigener Regie und in engem Kontakt zu der Kirchengemeinde aufgegriffen, in de- 
ren Bereich die Jugendherberge lag. Später fanden sich auch Einrichtungen und Anstalten 
der Diakonie zur Mitwirkung bereit. 
In jeder Freizeit habe ich einen Abschnitt des Lehrplans in den Mittelpunkt gestellt. 

Einmal waren es die neutestamentlichen Gleichnisse von der Kirche, einmal das Vaterun- 
ser, ein andermal eine Reihe synoptischer Gleichnisse oder das Herrenmahl. Je stärker die 
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Konfirmanden freilich diakonisch in Anspruch genommen sind, desto stärker haben sie das 
Bedürfnis nach Freizeit und Entspannung. Um so intensiver wird an der jeweiligen Thema- 
tik gearbeitet werden müssen. Immer brachte die Gruppe von der Freizeit irgend etwas in 
die Gemeinde mit zurück: mindestens ein Lied, einen Kanon,der dann in einem Gottesdienst 
gesungen wurde. Meist ein Laienspiel, das anläßlich eines Elternabends, bei einem Gemein- 
deabend oder in einem Jugendgottesdienst zur Aufführung gelangte. Die Freizeitteilnehmer 
lassen sich gern in Gruppen aufteilen, wenn es um Technik, Herstellen der Kulissen, Drama- 
turgie, Darbietungen geht. So brachte eine Gruppe das Lied „Ein Schiff, das sich Gemeinde 
nennt‘ in die Gemeinde, eine andere stellte drei Szenen zum Thema ‚Reformation‘ bei ei- 
nem Gemeindeabend zum Reformationsfest dar, eine dritte Gruppe übte Anspiele zu den 
Geboten ein. In jedem Fall war das Programm dicht gefüllt mit Anforderungen. Nie konnte 
ein Zweifel daran aufkommen, ob eine solche Freizeit sinnvoll sei. Immer blieb der dringen- 
de Wunsch nach Wiederholung, der sich jedoch nicht erfüllen ließ. Das ist vor allem deshalb 
bedauerlich, weil das Zusammenleben, das gemeinsame Essen, Spielen, Feiern, Ruhen für 
eine Gruppe besonders wichtig ist, die sich von Jesus Christus sammeln läßt. Aus Eltern- 
haus und Schule bringen nur die wenigsten Konfirmanden ein Wissen um eine solche Ge- 
meinschaft mit. Von besonderem Wert ist auch, wenn sich Eltern zur Begleitung finden 
lassen. Jede Freizeit hat zur Folge gehabt, daß das Zusammengehörigkeitsgefühl stärker 
wurde und nach neuen Ausdrucksmöglichkeiten suchte. Dieses Gefühl der Zusammenge- 
hörigkeit müßte in der Jugendarbeit der Gemeinde aufgefangen werden können. Sonst 
verpufft mancher guter Ansatz. Es sei noch vermerkt, daß die Konfirmandenfreizeit 1968 
unter dem Thema Herrenmahl stand und auf Beschluß des Presbyteriums und mit der Zu- 
stimmung der Eltern und der Konfirmanden mit der Teilnahme an einer Abendmahlsfeier 
abschloß. T. Wendt 


B. Aufgrund mehrjähriger Erfahrungen mit Abendmahlsrüstzeiten für Konfirmanden in 
Hamburg wurde eine neue Form der Konfirmanden-Rüstzeit mit der Zusammenfassung 
von Diakonie und praktischer Einführung in das Abendmahls-Geschehen versucht. 

Die Möglichkeiten diakonischen Einsatzes waren in zwei Konfirmandenstunden vorbespro- 
chen und auch mit dem Film „Chancen für Thomas“ (Bericht über Körperbehinderte im An- 
nastift in Hannover) vorbereitet worden. Dabei hatte sich eine Gruppendynamik entwickelt, 
in der sich mancherlei Bedenken und Hemmungen besonders bei den Jungen äußerten, die 
sich vor der Begegnung mit Kranken in Bethel scheuten. Das Gespräch über diese Problema- 
tik wurde auf dem Konfirmanden-Elternabend fortgesetzt. 

Die Rüstzeit wurde bewußt als freies Angebot an die Konfirmanden gestaltet, so daß 
nur die Hälfte meiner Konfirmanden mitkam. Dadurch ergab sich von selber eine gewis- 
se Auslese. Die Atmosphäre der Freizeit und die Mitarbeit der Jugendlichen waren des- 
halb ausgezeichnet, die Diskussion teilweise lebendig und tiefgreifend (z.B. Euthanasie- 
Problem). Besonders eindrucksvoll war für die Konfirmanden der Film „Des anderen 
Last‘‘ und der Besuch in Bethel. Dort wiederum besonders die Begegnung mit den Kran- 
ken in den Häusern Kapernaum und Patmos. 

Für die Rüstzeiten von zweieinhalb Tagen (der Samstag wird dabei von den Schulen frei 
erbeten) könnte folgendes Programm-Schema gelten: 

1. Besuch einer diakonischen Einrichtung und anschl. Auswertung. 

2. Gemeinsame Bibelarbeit über Abendmahlstexte mit Arbeitsgruppen. 

3. Einarbeitung in das Thema in Werkgruppen: 

a) Zeichnen des biblischen Textes 

b) Erstellung eines Hörspiels auf Tonband 

c) Darstellung des besprochenen Textes in Flanell-Bildern 

d) Darstellung dieses Textes mit Knetmasse oder mit Pappe und Folie 

e) Formulierung von Gebetstexten sowie Aussuchen von Liedern und Lesungen für den 
Abendmahlsgottesdienst. 

4. Freie Zeit für seelsorgerliche Gespräche 

5, Praktische Einübung im Verhalten beim Abendmahlsgottesdienst. Dabei Verteilung von 
folgenden Diensten: 

a) Kantor 

b) Küster 
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c) Gesangbuchausteilung 

d) Lektoren (2) 

e) Sprecher von Gebeten (2) 

6. Evtl. Vorführung eines Films, z.B. „Des anderen Last“, „Einst Kannibalen — heute 
Christen“ oder dergleichen. 

7. Gemeinsame Abendmahlsfeier im geschlossenen Kreis der Rüstzeitteilnehmer. 

An einem späteren Sonntag werden die Konfirmanden dann zum gemeinsamen Abend- 
mahlsgottesdienst mit Eltern in der Ortsgemeinde eingeladen. K. A. Hagedorn 


C. Kirchliche Beiträge zum Gespräch über den Bildungsurlaub 


Die Erkenntnis, daß Weiterbildung im Sinne von sowohl Allgemein-und gesellschafts- 
politischer als auch Berufsbildung in der modernen Gesellschaft für alle notwen- 
dig ist und deshalb demokratisiert werden muß, führte zu der Forderung eines 
Bildungsurlaubs für alle Arbeitnehmer. Diese sollen zur Teilnahme an mindestens \ 
einwöchigen Bildungsveranstaltungen unter Fortzahlung ihrer Bezüge freigestellt 
werden. Damit kommen auch auf die Kirche große Aufgaben zu, zumal sie in 
ihren Evangelischen Akademien, Heimvolkshochschulen, Seminaren für kirchli- 
chen Dienst in der Industriegesellschaft, der Trägergruppe für politische Bildung 
an der nichtorganisierten Jugend und anderen Aktivitäten auf bewährte Arbeits- 
formen, Organisationsmodelle sowie Erfahrungen und Einübung in Kooperation 
mit anderen gesellschaftlichen Partnern zurückgreifen und diese in den Dienst 

des Bildungsurlaubs stellen kann. Am 15. Oktober 1970 ließen sich der Rat 

und die Kirchenkonferenz der EKD von sachkundigen Vertretern der kirchli- 
chen Erwachsenenbildungsarbeit sowohl über die grundsätzlichen wie organisa- 
torischen Fragen eingehend unterrichten. Beide Gremien verabschiedeten eine 


ENTSCHLIESSUNG 


Der Rat und die Kirchenkonferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland begrüßen die 
Bestrebungen, den Arbeitnehmern in einem Bildungsurlaub die Gelegenheit ihrer Weiterbil- 
dung zu geben. In einer Zeit rascher Veränderungen aller Lebensbedingungen muß auch 
für den Menschen selbst die Möglichkeit einer Neuorientierung und verbesserten Zurüstung 
für seine veränderten Aufgaben geschaffen werden. Für viele Arbeitnehmer ist dabei nicht 
in erster Linie die Ergänzung ihres beruflichen Spezialwissens das dringendste Bedürfnis. 
Die Zurüstung für das rechte menschliche Zusammenwirken in der Alltagswelt und die 
Einführung in die komplizierten Zusammenhänge, unter denen heute persönliche und po- 
litische Entscheidungen verantwortlich getroffen werden müssen, ist von besonderer Dring- 
lichkeit. 

Der Rat und die Kirchenkonferenz begrüßen daher die Vorbereitungen, die zur Zeit von 
kirchlichen Werken und Einrichtungen getroffen werden, um Lehrgänge und Kurse zu ent- 
wickeln, in denen ein der Kirche gemäßer Beitrag zu den Bestrebungen des Bildungsurlaubs 
geleistet werden kann. Sie bitten die Landeskirchen, diese Bestrebungen tatkräftig zu un- 
terstützen, den kirchlichen Trägern solcher Bildungsarbeit die Entwicklung von Modellen 
für Kurse des Bildungsurlaubs auf regionaler und örtlicher Ebene zu ermöglichen und da- 
für baldmöglichst die nötigen personellen und finanziellen Voraussetzungen zu schaffen. 


Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche von Westfalen nahm in ihrer Sit- 
zung vom 19. 12. 1970 eine Vorlage des Sozialausschusses zur Frage des Bildungs- 
urlaubs entgegen. Sie sieht darin nicht nur einen „Beitrag zur sachlichen Erörte- 
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rung der Thematik“, sondern erklärt damit zugleich „ihre Bereitschaft zur Mit- 
arbeit an Vorbereitung und Durchführung der notwendigen Maßnahmen“. So- 
zialausschuß und Sozialamt der Evangelischen Kirche von Westfalen sollen „in 
enger Zusammenarbeit mit den in der Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbil- 
dung zusammengeschlossenen Werken, Ämtern und Bildungsstätten die Angebo- 
te aus der westfälischen evangelischen Kirche zur Ausgestaltung von Bildungs- 
urlaub“ koordinieren. 

Die Ausschußvorlage lautet: 


ZUR DISKUSSION UM DEN BILDUNGSURLAUB 
1. Bildungspolitik als gesellschaftliche Notwendigkeit 


Die innenpolitische Diskussion der letzten Jahre läßt die Schlußfolgerung zu, daß die wach- 
sende Bedeutung der Bildungspolitik für die Zukunft unserer Gesellschaft offenbar erkannt 
worden ist. 

Mit Recht hat das Schwergewicht der Forderungen und Reformen zunächst in den Be- 
reichen der Schul- und Hochschulpolitik gelegen, wobei die Berufsbildung noch einen 
Nachholbedarf hat. Nun muß — auch weil sich die Auswirkungen solcher Veränderungen 
ja erst in Jahren zeigen — unser Augenmerk auf die Erwachsenenbildung gerichtet werden. 

Der rasche Fortschritt der Wissenschaften in Technik und Ökonomie, der die zu verar- 
beitenden Kenntnisse in immer kürzeren Zeiträumen multipliziert und ständige Struktur- 
veränderungen bewirkt, stellt an uns alle erhebliche und wachsende Anforderungen. Das 
in Schulen und Hochschulen oder in Lehrzeiten erworbene Wissen sowie die darüber hin- 
aus gewonnenen Erfahrungen reichen nicht mehr aus. Sie müssen ständig überprüft und 
erweitert werden. 

Parallel dazu beobachten wir, daß das ethische Bewußtsein mit dieser Entwicklung kei- 
neswegs Schritt gehalten hat und daß zur Beurteilung von Sachverhalten und Zusammen- 
hängen, von Notwendigkeiten und Utopien, von Bewahrung und Veränderung neue Maß- 
stäbe fehlen. Es ist bis heute nicht gelungen, zerbrochene und unglaubwürdig gewordene 
Kriterien zu ersetzen. Das hat zur Verunsicherung der Menschen und zu Gefahren in Po- 
litik, Wirtschaft und Gesellschaft geführt: 

1.1 In der Politik klagen viele über die zunehmende Kompliziertheit und Undurchsich- 
tigkeit unseres Staatswesens sowie über einen weit verbreiteten Mangel an politischem Be- 
wußtsein. Damit fällt politisches Handeln mehr und mehr den Funktionären und Verbän- 
den zu. Hier muß die Demokratie zu dem entscheidenden Strukturelement unserer politi- 
schen Wirklichkeit ausgebaut werden, das von der Verantwortung aller Bürger mitgetragen 
werden kann und dabei transparent sein muß. 

1.2 Im Bereich der Wirtschaft besteht die Gefahr einer ausschließlichen Orientierung an 
technischer und ökonomischer Entwicklung, welche die Dienstfunktion der Wirtschaft 
für die Menschen vergessen läßt. Deshalb müssen Fortschritt und Leistung, Anpassung und 
Mobilität am Wert und Auftrag des Menschen ausgerichtet werden. 

1.3 Im gesellschaftlichen Zusammenleben schließlich hat die Diskrepanz zwischen tech- 
nischem Fortschritt und ethischem Bewußtsein unter dem Konsumzwang offenbar zu ei- 
ner isolierten Ausprägung von individuellen Bedürfnissen und Wünschen geführt. Es be- 
steht hier ein starker Nachholbedarf an Engagement für Gemeinschaftsaufgaben sowie an 
tätiger Hilfe für die Unterprivilegierten in der Nähe und in der Ferne. 

Die Bewältigung dieser vielfältigen Aufgaben durch die Erwachsenenbildung ist um unse- 
rer Zukunft willen eine gesellschaftspolitische Notwendigkeit. 

Der Bildungsurlaub für alle Arbeitnehmer,d.h. deren Freistellung von Arbeit zum Zwek- 
ke der Bildung unter Fortzahlung des Entgeltes, ist nach Meinung der Mitglieder des So- 

zialausschusses das geeignetste Mittel, das bislang noch bestehende Bildungsdefizit zum 
Teil auszugleichen und künftig — auf der in Schule und Hochschule gelegten Basis auf- 
bauend — den Bildungsprozeß systematisch in Gang zu halten. Dazu muß die Erwachse- 
nenbildung stärker als bisher koordiniert und mit ihrem eigenen Stellenwert in das ge- 
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samte Bildungswesen in der BRD integriert werden. Das erfordert besonders eine engere 
Zusammenarbeit zwischen Erst- und Zweiterziehern. 

Der Sozialausschuß ist darüber hinaus der Meinung, daß auch Selbständigen und Haus- 
frauen die Möglichkeit gegeben werden muß, an solchen Bildungsveranstaltungen teilzuneh- 
men. Dazu sind aber offenbar noch weitere Überlegungen und besondere Ausarbeitungen 
nötig. 


2. Die Mitwirkung der Kirche 


Die Ev. Kirche von Westfalen bietet ihre Mitarbeit bei diesen Bemühungen an und ist be- 
reit, einen ihr gemäßen Beitrag bei den Angeboten zur Ausgestaltung des Bildungsurlaubs 
zu leisten. 

Der von der Weltkonferenz für „Kirche und Gesellschaft‘ (Genf 1966) in den entschei- 
denden Tendenzen der Urbanisierung, der Technisierung, der Säkularisierung und der 
Globalisierung gekennzeichnete Strukturwandel unserer Gesellschaft bedeutet auch eine 
Herausforderung an die christliche Gemeinde. Ihre Glieder müssen sich an der Reflektion 
und Gestaltung menschenwürdiger Lebensverhältnisse unter diesen Umweltbedingungen 
ständig beteiligen und sich einem entsprechenden Bildungsprozeß unterziehen. 

Die Ev. Kirche von Westfalen geht bei ihrem Anerbieten davon aus, daß sie im Rahmen _ 
dieses gesellschaftsdiakonischen Auftrages einen Dienst am Menschen leistet, indem sie ihm 
hilft, sich als einzelner und als soziales Wesen selbst zu finden, seine Gaben und Fähigkei- 
ten zu entfalten und sich zur Mündigkeit zu entwickeln. Insofern ist Bildung ein Beitrag 
zur Menschlichkeit, als sie die Voraussetzung zur sachgemäßen Bewältigung der Aufgaben 
in Beruf, Familie, Staat und Gesellschaft schaffen hilft. So verstandene Bildung führt zu 
Selbstverantwortung und Weltverantwortung zugleich, zielt auf Menschlichkeit wie auf 
Mitmenschlichkeit. 

Die Förderung intellektueller und sozialer Anlagen soll sowohl zur Lösung wachsender 
Aufgaben befähigen als auch Beurteilung und Gestaltung unserer Lebensverhältnisse er- 
möglichen. Vor allem sollen Kriterien zur Bewertung von Ideologien, Zuständen und Ver- 
haltensweisen als Voraussetzung für Prüfung, Entscheidung und Bewußtseinsfindung er- 
mittelt werden. 

Erst solche Maßstäbe leiten uns zu der Sachlichkeit, mit der allein Zustände- und Selbst- 
kritik im Sinne ständigen Fragens nach den menschenwürdigen Institutionen und Organi- 
sationen der Gesellschaft sinnvoll ist. Urteils- und Kritikfähigkeit, Engagement- und Ver- 
antwortungsbereitschaft müssen Bildungsziele mit dem gleichen Stellenwert sein wie die 
Aus-, Fort- und Weiterbildung im Beruf. 

Die Ev. Kirche von Westfalen sieht es als ihre Aufgabe an, gerade in diesem Bereich 
Modelle zu entwickeln. Sie kann dabei die Vorarbeiten und Erfahrungen auswerten und 
einbeziehen, die sie in zwanzigjähriger Zusammenarbeit mit vielen Partnern aus Wirtschaft 
und Verwaltung gesammelt hat. 

Sie weist bei dieser Gelegenheit darauf hin, daß sie auch für solche Gruppen unserer Ge- 
sellschaft Bildungsfreizeiten durchgeführt hat und weiter anbieten wird, deren gesellschafts- 
politische Weiterbildung kaum Geldgeber finden: etwa Hausfrauen und Mütter, arbeitslose 
oder aus dem Berufsleben ausgeschiedene sowie ausländischer Arbeitnehmer. 


3. Hinweise für die Regelung des Bildungsurlaubs 


Der Sozialausschuß der Ev. Kirche von Westfalen empfiehlt, bei den vorbereitenden Über- 
legungen zur Regelung der bezahlten Freistellung von Arbeitnehmern zum Zwecke der Bil- 
dung die folgenden Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

3.1 Der Bildungsurlaub für alle Arbeitnehmer sollte auf der Basis einer bundesgesetzlichen 
Regelung eingeführt werden. Das Bürgerrecht auf Bildung muß von den Zufälligkeiten in ei- 
ner Region, einer Branche oder einer Konstellation der Tarifpartner unabhängig sein. Die 
Sozialpartner haben auch die Möglichkeit zur Vereinbarung von Bildungsurlaub in Tarif- 
verträgen kaum genutzt. Die wenigen Verabredungen, die unter den unterschiedlichsten 
Bedingungen zustandekamen, sind keine ausreichende Voraussetzung für die Realisierung 
der Forderung nach gleichen Bildungschancen. Nun muß sich die besondere Verantwor- 
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tung der Tarifpartner auf die Mitwirkung bei der Formulierung und vor allem bei der in- 
haltlichen Ausfüllung eines Bundesgesetzes richten. 

3.2 Bildungsurlaub sollte für berufliche und politische Bildung gewährt werden. Beide 
Inhalte sollen und können wegen der Interdependenz dieser Bereiche nicht scharf gegen- 
einander abgegrenzt werden. Beide Ziele sind jedoch ausdrücklich zu nennen. Berufliche, 
auf das persönliche Fortkommen gerichtete Wünsche müssen in ihrem sozialen Bezug ge- 
sehen werden. Gesellschaftliche Aufgaben müssen ihren vom Einzelnen verwertbaren As- 
pekt bekommen. Dabei geben wir der Bezeichnung „politische“ Bildung den Vorzug vor 
der Zweckbestimmung „‚staatsbürgerliche“ Bildung, die enger gefaßt ist und noch mit ei- 
nem Beigeschmack aus der Monarchie behaftet erscheint. 

3.3 Zur Bewältigung der genannten Aufgaben ist es erforderlich, daß der Bildungsurlaub 
auf mindestens zwölf Werktage im Jahr bemessen wird. Aus pädagogischen Gründen muß 
die Teilbarkeit dieser Zeit begrenzt sein. Zunächst sollte aber die Möglichkeit bestehen, 
den Anspruch in zwei Teile von sechs zusammenhängenden Tagen aufzugliedern. Der An- 
spruch sollte nur für zwei Jahre kumuliert werden können. 

3.4 Obwohl die Teilnahme an Veranstaltungen des Bildungsurlaubs freiwillig geschieht, 
ist mit einer gesetzlichen Regelung ein Rechtsanspruch für alle Arbeitnehmer gegeben. 
Wegen der zu erwartenden Diskrepanz zwischen Nachfrage und Angebot sowie aus finan- 
ziellen Gründen wird es zunächst einer Auswahl im Kreis der Interessierten bedürfen. Da- 
zu können keine befriedigenden qualitativen Merkmale gefunden werden. Allenfalls sind 
quantitative Begrenzungen (in Form von Jahresquoten der Beschäftigten oder der Arbeits- 
tage je Betrieb o.ä.) vertretbar. 

Die Freistellung sollte von der Betriebsleitung im Einvernehmen mit dem Betriebsrat 
entschieden werden, um auch diesen Bereich für die Zusammenarbeit der Sozialpartner 
zu erschließen. Es wäre zu wünschen, daß im Laufe der Zeit von zunächst subjektiver 
Bildungswilligkeit und betriebsgebundener Bildungsmöglichkeit her Kriterien entwickelt 
würden, die auch eine objektive Bildungsnotwendigkeit für Branche bzw. Gesellschaft be- 
urteilen lassen. 

3.5 Alle Beteiligten müssen sich darüber klar sein, daß eine gesetzliche Regelung des Bil- 
dungsurlaubs erhebliche finanzielle Konsequenzen hat. Bildungsinvestitionen sind aber die 
wirksamsten Garantien für die Bewältigung der Zukunftsaufgaben — Bildungspolitik ist al- 
so Gesellschaftspolitik. Deshalb ist die Aufbringung der Kosten eine Gemeinschaftsaufgabe 
des Staates und aller gesellschaftlichen Gruppen. Die Ev. Kirche von Westfalen ist im Rah- 
men ihrer Aufgaben und Möglichkeiten dazu bereit, ihren der Sache gemäßen Beitrag zu 
leisten. 

3.6 Es liegt auf der Hand, daß angesichts der Höhe und Bedeutung dieser Investitionen 
die Anbieter und Nachfrager von Bildungsurlaub eine besondere Verantwortung wahrneh- 
men müssen. 

Deshalb sollten bei aller Bejahung des Pluralismus nur anerkannte Bildungseinrichtungen 
solcher Träger zugelassen werden, deren Angebot — auch zur fachlichen Qualifikation — 
über Einzel- oder Eigeninteressen hinausweist und eine politische und gesellschaftliche Kon- 
zeption im Sinne unserer demokratischen Grundordnung garantiert. Die Ev. Kirche von 
Westfalen sieht ihr Angebot in diesem Rahmen. Sie will deshalb insbesondere auch Arbeits- 
formen entwickeln, die geeignet sind, Entstehung, Bewußtmachung und sachliche Austra- 
gung von Konflikten zwischen und innerhalb von Gruppen unserer Gesellschaft zu klären 
und zu erproben. Sie ist auch bereit, solche Modelle gemeinsam mit anderen Trägern vor- 
zubereiten und durchzuführen, um so der ihr eigenen Integrationsaufgabe gerecht zu wer- 
den. 

Auf jeden Fall sollte freien Trägern unter den genannten Voraussetzungen ein breiter 
Spielraum bleiben. 

3.7 Es scheinen bisher noch keine befriedigenden Kriterien zur Effizienzkontrolle von 
Bildungsmaßnahmen vorzuliegen. Man wird zunächst mit der Teilnahmebescheinigung 
_ durch die Träger vorliebnehmen müssen. Die Arbeit an Merkmalen für die Erfolgsmessung 
sollte aber weitergehen, denn angesichts der begrenzten Möglichkeiten ist gewiß eine wei- 
terführende Bildung besonders interessierter, befähigter und engagierter Bürger für die 
Übernahme von beruflichen, politischen und sozialen Aufgaben sehr erwünscht. 
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4. Inhaltliche Aufgaben 


Angesichts des vorgesehenen Zeitplanes ist die Vorbereitung und Durchführung von Mo- 
dellen der vordringliche nächste Schritt. Dabei sehen die Mitglieder des Sozialausschusses 
der Ev. Kirche von Westfalen Aufgaben und Möglichkeiten für den besonderen kirchlichen 
Auftrag zur Ausgestaltung von Bildungsurlaub in folgendem thematischen Rahmen: 

4.1 Ermittlung und Darstellung der personalen und sozialen Bezüge des Evangeliums; 

4.2 Hinweise zur Methodik des Lernens, zur Gesprächs- und Verhandlungsführung sowie 
zum Umgang mit Medien; 

4.3 Informationen über politische, ökonomische und soziale Sachverhalte sowie deren 
Interdependenz; 

4.4 Auseinandersetzung mit Ideologien und Ideologisierungsvorgängen; 

4.5 Erarbeitung von sozialethischen Kategorien zur Beurteilung menschwürdiger Gesell- 
schaft; 

4.6 Hilfe zur beruflichen und politischen Bewältigung neuer Anforderungen im Struktur- 
wandel; 

4.7 Klärung von Verhaltensweisen beim Zusammenleben in Familie, 

Betrieb, \ 

gesellschaftlichen Gruppen 

und Staat; 

4.8 Weitergabe von Kenntnissen zur Erziehung und Menschenführung in kleinen und gro- 
ßen Gruppen; > 

4.9 Vermittlung von Ergebnissen der Friedens- und Konfliktforschung sowie Einübung in 
sachgemäße Regelung oder Lösung von Konflikten; 

4.10 Weckung der Bereitschaft zum Engagement in politischen und sozialen Funktionen. 


SCHLUSS 


Anfechtung und Engagement, eine Krise, die an die Grundlagen und Grundfesten 
ihrer Existenz rührt, und weder ihr theologisches Fundament noch ihre Verkündi- 
gungsform noch ihr diakonisches Handeln ausspart, und ein starkes Bemühen, ih- 
rem Auftrag in einer sich verändernden Welt und Gesellschaft nachzukommen, 
kennzeichnen das Bild der Kirche im Berichtsjahr 1970. Dieses Simul ist weder 
mit dem Begriff der Komplementarität noch mit dem der Dialektik zu erklären; 
viel eher dürfte es als die ekklesiologische Abschattung und Konkretion des luthe- 
rischen simul iustus — simul peccator zu verstehen sein. Weil Gott Menschen braucht, 
damit die Botschaft von seiner rettenden und heilschaffenden Liebe in Christus 
in Welt und Zeit ausgerichtet wird, ist die Kirche krisenanfällig, wird sie vom 
Streit der Meinungen, Urteile und Überzeugungen geschüttelt und muß ihre Exi- 
stenz in Anfechtung und Angefochtenheit verwirklichen. Weil es Gott ist, der 
Menschen in seinen Dienst ruft und nimmt, und weil sie darum glauben darf, 
daß ihr Herr sie nicht aufgibt und verläßt, mögen auch Menschen sich von ihr 
abwenden und ihr kritisch, skeptisch oder feindlich gegenüberstehen, muß und 
kann sich die Kirche in, mit und unter aller Anfechtung mit den ihr gegebenen 
Kräften einsetzen und engagieren; nicht um sich selbst zu erhalten, sondern um 
im gehorsamen Dienst des ihr anvertrauten und aufgetragenen Wortes der Welt 
mit dem zu dienen, was sie auf dem Wege in eine „Zukunft ohne Vorbild“ al- 
lein vor schwerem Schaden bewahren kann. 
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ll. Die Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik 


Von Erwin Wilkens 


1. INNERDEUTSCHE BEZIEHUNGEN 


Eine neue Ära der Verhandlungen zwischen Ost und West und eine Phase der 
Diskussion schien im Jahre 1969 erneut angebrochen zu sein. Aber auch im 
Jahre 1970 blieb die Zweideutigkeit erhalten, die die Weltpolitik als Dilemma 
zwischen Vernunft und Ideologie seit Jahren kennzeichnet. Der Einsicht in tä- 
tige Entspannung wird der eigentliche Durchbruch zu neuen Wegen der Weltpo- 
litik durch Mißtrauen und Bindung an überholte politische und militärische 
Denkschemata verwehrt. 

Von diesem ermüdenden Grundmuster waren letzten Endes auch die Entwick- 
lungen der innerdeutschen Beziehungen gekennzeichnet, die auf die Signale für 
einen neuen Ansatz durch die Regierung Brandt in der Bundesrepublik folgten. 
Die Regierungserklärung Brandts vom 28. Oktober 1969, in der dieser der DDR 
Verhandlungen über eine vertraglich vereinbarte Zusammenarbeit anbot, beant- 
wortete man seitens der DDR zunächst mit einem polemischen Trommelfeuer, 
bis auch hier die Tür zu förmlichen Verhandlungen vorsichtig geöffnet wurde. 
Am 18. Dezember 1969 ließ der Vorsitzende des Staatsrates der DDR Walter 
Ulbricht Bundespräsident Gustav Heinemann mit einem Begleitschreiben den 
Entwurf eines Vertrages über die Aufnahme gleichberechtigter Beziehungen 
zwischen der DDR und der Bundesrepublik Deutschland übermitteln und schlug 
vor, weitere Verhandlungen hierzu durch beiderseitige Bevollmächtigte führen 
zu lassen. Vorangegangen waren eine Gipfelkonferenz des Ostblocks in Moskau 
sowie eine ZK-Tagung der SED und eine Volkskammersitzung der DDR, auf 
denen die Vorbereitungen zu diesem neuen Schritt getroffen wurden. Der Ent- 
wurf sah die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen beiden deutschen 
Staaten vor, die Einrichtung von Botschaften in Bonn und Ost-Berlin, die An- 
erkennung der Grenze zwischen DDR und BRD sowie der Oder-Neiße-Grenze, 
die Aufhebung aller dem Vertrag entgegenstehenden Gesetze und Gerichtsent- 
scheidungen, die Achtung des Status von West-Berlin als selbständiger politi- 
scher Einheit, den Verzicht auf ABC-Waffen und die Aufnahme beider deut- 
scher Staaten in die Vereinten Nationen. 

Damit hatte die DDR ihre Ausgangspositionen für das Jahr der Verhandlungen 
1970 abgesteckt. Das „Neue Deutschland‘ interpretierte am 23. Dezember 1969, 
„daß das ‚deutsche Reich‘ für immer im Feuer des Hitler-Krieges 1945 unterge- 
gangen ist und es seit der Abspaltung der Bundesrepublik durch die deutsche 
Großbourgeoisie im Bunde mit den Westmächten keine einheitliche deutsche 
Nation mehr gibt und es auch keine Einheit der Nation mehr geben kann, so- 
lange der Imperialismus Westdeutschland beherrscht“. Die DDR schließt also 
die Grundthese der Bundesrepublik aus, daß die Beziehungen der beiden deut- 
schen Staaten zueinander besonderer Art seien. Ihre Beziehungen sind nach Auf- 
fassung der DDR die von zwei selbständigen voneinander unabhängigen souve- 
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ränen Staaten. Demgegenüber hatte Bundeskanzler Brandt in seinem vor dem 
Bundestag am 14. Januar 1970 gegebenen „Bericht zur Lage der Nation“ for- 
muliert: „Die deutsche Nation bilden zwei deutsche Staaten auf dem deutschen 
Gebiet in den bestehenden Grenzen von 1970“, ohne über diese Anerkennung 
eines faktischen Zustandes in Richtung auf eine förmliche völkerrechtliche An- 
erkennung hinauszugehen, die die gegenseitige Zuerkennung des Prädikates „Aus- 
land“ einschließen würde. Zumindest macht die Regierung Brandt weitere Schrit- 
te zur förmlichen Anerkennung von inhaltlichen, menschlichen und politischen 
Fortschritten hinsichtlich der Lage Westberlins und der Folgen der staatlichen 
Teilung abhängig. Es ist klar, daß bei diesen Ausgangspunkten der Bundesregie- 
rung als vorweg zu erfüllende Maximalforderung erscheinen mußte, was die 
DDR-Regierung für das Minimum an Voraussetzung eines weitergehenden Pro- 
zesses hält. Über diese grundlegende Differenz haben denn auch bei aller ihrer 
positiven psychologischen Bedeutung die beiden Treffen der Regierungschefs 
Brandt und Stoph am 19. März 1970 in Erfurt und am 21. Mai 1970 in Kassel 
nicht hinausgeführt. Infolgedessen konnte es auf dieser Grundlage auch nicht zu 
den von der Bundesrepublik vorgeschlagenen Verhandlungen über praktische 

und politische Fragen kommen, für die Brandt in Kassel ein Zwanzig-Punkte- 
Programm vorlegte. 

Darüber kann sich eigentlich nur wundern, wer übersieht, daß das Verhältnis 
der beiden deutschen Staaten zueinander in den größeren Zusammenhang in- 
ternationaler Verflechtungen und Entwicklungen eingebettet ist. Die nach dem 
Treffen von Kassel entstandene Denkpause wurde erst dann beendet, als der 
am 12. August 1970 in Moskau unterzeichnete Vertrag zwischen der UdSSR 
und der Bundesrepublik Deutschland sowie der am 7. Dezember 1970 unter- 
zeichnete Vertrag zwischen der Volksrepublik Polen und der Bundesrepublik 
Deutschland das Interesse der DDR an möglichen Vereinbarungen über Teil- 
fragen des beiderseitigen Verhältnisses neu mobilisiert hatten, zumal die UdSSR 
aus einem gegenwärtigen politischen Gesamtinteresse heraus das Vertragswerk 
nicht dazu benutzte, ihrerseits auf einer völkerrechtlichen Anerkennung der 
DDR durch die Bundesrepublik zu bestehen, obwohl diese natürlich als Ziel 
erhalten bleibt. Man muß hinzunehmen, daß die ebenfalls im Frühjahr 1970 
in Gang gekommenen Berlin-Gespräche der vier Mächte Frankreich, Groß- 
britannien, USA und UdSSR bis zum Ende des Jahres die Zahl 12 erreichten. Ein Ab- 
kommen über die Berlin-Frage konnte nicht mehr ausgeschlossen werden, zu- 
mal ein solches sich immer mehr als politische Vorbedingung für eine Ratifizie- 
rung des Moskauer Vertrages durch die Bundesrepublik herausstellte. Die Ber- 
lin-Verhandlungen mußten die DDR dazu nötigen, ihr eigenes Konzept von der 
Deutschlandpolitik zu fixieren. Jedenfalls bot die DDR am 28. Oktober 1970 
durch zwei Abgesandte in Bonn eine Fortsetzung der Gespräche mit der Bun- 
desregierung an. Eine neue, von vornherein als langwierig vorauszusehende Ge- 
sprächsphase begann Ende November durch ein erstes Treffen der beiden Staats- 
sekretäre Egon Bahr und Michael Kohl. 

Die Art des Zustandekommens dieser allein Erfolg versprechenden Experten- 
Verhandlungen und der Ausschluß der Öffentlichkeit zeigt das komplizierte In- 
teressengeflecht, mit dem die DDR derartige Verhandlungen mit der Bundesre- 
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publik führt. Es ist klar, daß sich die DDR um der eigenen Bevölkerung und 
um des internationalen Ansehens willen in Ost und West zu eigenen Entspan- 
nungsbeiträgen genötigt sieht, die nach Lage der Dinge auch ein vertraglich ge- 
regeltes Verhältnis zwischen den beiden deutschen Staaten einschließen müs- 
sen. Auf der anderen Seite aber hat die DDR offenbar innen- und außenpoliti- 
sche Gründe für recht beschwerliche Vorstellungen vom Stil, vom Inhalt und 
‘ von der Zielsetzung der Verhandlungen mit der Bundesrepublik. Gespräche und 
Abmachungen über ein Neben- und Miteinander der beiden deutschen Staaten 
sollen eine ständige Konfrontation und eine ideologisch-gesellschaftliche Abgren- 
zung einschließen. Die eigene Bevölkerung ist vor einer liberalisierenden Beein- 
flussung durch den Westen zu bewahren. Die Rolle des Schrittmachers für die 
Beziehungen zur Bundesrepublik soll im Kreis der Staaten des Warschauer Pak- 
tes erhalten bleiben. Daher muß das Bild der Bundesrepublik als eines Störers 
internationaler Zusammenarbeit weiter gepflegt werden, auch wenn mit diesem 
Staat eine Kooperation auf die Dauer unvermeidlich ist. 

Wichtige Vorgänge in der staatlichen Kirchenpolitik der DDR müssen auf die- 
sem Hintergrund gesehen werden. 


2. KIRCHE UND STAAT 


a) Allgemeines 


Zum Verständnis des Verhältnisses von Staat und Kirche in der DDR, der staat- 
lichen Kirchenpolitik, der Behandlung einzelner Christen und konkreter Einzel- 
entscheidungen auf seiten des Staates, zugleich aber auch zum Verständnis 
kirchlicher Grundentscheidungen und kirchlichen Verhaltens im einzelnen ist 

es erforderlich, sich immer wieder der Grundbedingungen kirchlichen Existie- 
rens in einem sozialistischen Weltanschauungsstaat zu erinnern. Für die staat- 
lich-gesellschaftliche Seite hat dies der Präsident der Volkskammer der DDR 
und gleichzeitige Vorsitzende der CDU Gerald Götting in einer Rede mit zu- 
sammenfassender Programmatik getan, die er unter der Überschrift „Christen 
als Mitgestalter des Neuen‘ auf einer internationalen wissenschaftlichen Konfe- 
renz des ZK der SED im Juni 1970 hielt. Wir bringen daraus einige bezeichnen- 
de Abschnitte (voller Wortlaut „Neue Zeit“ Nr. 142 vom 18. Juni 1970). 

Nach einer Erinnerung an Ausführungen von Walter Ulbricht, daß in den unter 
der Führung der SED vollzogenen Revolutionen „auch die humanistischen Ideen 
des Christentums ihre wahre Heimstatt und Verwirklichung finden“, stellt Ge- 
rald Götting fest: 


Unter diesem Gesichtspunkt kann unsere Partei von sich sagen, daß sie die gesellschaftlich 
erfolgreichste politische Gruppierung von Christen ist, die es je in der deutschen Geschich- 
te gegeben hat. Wir christlichen Demokraten und mit uns ungezählte parteilose Bürger 
christlichen Glaubens haben tätigen Anteil an der Errichtung des Sozialismus, einer wahr- 
haft menschlichen Ordnung, und an der Sicherung des Friedens. Unsere Arbeit ist dem ge- 
sellschaftlichen Ganzen verantwortlich und der Zukunft zugewandt. In unserem Staat kön- 
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nen wir so arbeiten und leben, wie es dem Christen in der Gesellschaft geboten ist. Die 
Möglichkeit dazu gab und gibt uns die Bündnispolitik der Arbeiterklasse und ihrer Partei. 


Götting schildert dann die lange Tradition dieser Bündnispolitik und fährt fort: 


Stets hat die Kommunistische Partei Deutschlands und dann die Sozialistische Einheitspar- 
tei Deutschlands den Erfordernissen des Zusammengehens mit allen bündnisbereiten Kräf- 
ten aus den christlichen Kreisen der Bevölkerung im gemeinsamen Wirken für Frieden, De- 
mokratie und gesellschaftlichen Fortschritt, für das Wohl des ganzen Volkes große Auf- 
merksamkeit gewidmet. Wir christlichen Demokraten haben das dankbar empfunden und 
aus dieser Zusammenarbeit entscheidende Lehren und Erkenntnisse gewonnen. Auch durch 
Angriffe und Verleumdungsversuche von Wortführern der Reaktion im christlichen oder 
kirchlichen Gewande hat die Partei der Arbeiterklasse sich in ihrem konsequenten Bünd- 
nisstreben nicht beirren lassen, sondern gegenüber den ehrlichen Christen stets das Einende 
in den Vordergrund gestellt. 

Nicht zwischen Marxisten und Christen, nicht zwischen Atheismus und religiösen Bekennt- 
nissen verläuft die Hauptfront in den gesellschaftlichen Auseinandersetzungen unserer Epo- 
che, sondern zwischen Fortschritt und Reaktion, zwischen den Kräften des Krieges und 
denen des Friedens. Daß die Partei der Arbeiterklasse auf der Grundlage dieser Einstellung 
jederzeit klug zwischen bündnisfähigen Kräften innerhalb der christlichen Bevölkerungskrei- 
se und jenen Kräften differenziert hat, die das Christentum im antikommunistischen Sin- 
ne für die politischen Zwecke des Imperialismus mißbrauchen wollten, war eine wichtige 
Voraussetzung dafür, daß in gemeinsamer Arbeit aller in der Nationalen Front vereinten 
demokratischen Kräfte Bürger christlichen Glaubens in wachsender Zahl für die Mitarbeit 
an der Verwirklichung der Friedenspolitik unseres Staates und an der Durchführung der 
revolutionären gesellschaftlichen Umgestaltungen gewonnen werden konnten. 


Es folgt eine Beschreibung der von Walter Ulbricht entwickelten These einer 
gemeinsamen humanistischen Verantwortung. Götting fährt fort: 


Überzeugender Ausdruck dieser gemeinsamen humanistischen Verantwortung und zugleich 
Ausgangspunkt für die Fortführung des gemeinsamen Wirkens für Frieden und Sozialismus 
ist die Verfassung unserer Republik. Sie sichert allen Bürgern der DDR unabhängig von ih- 
ren weltanschaulichen oder religiösen Bekenntnissen die gleichen Rechte und Pflichten; sie 
gewährleistet die Gewissens- und Glaubensfreiheit sowie die eigenverantwortliche Tätigkeit 
der Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften in Übereinstimmung mit der Verfassung 
und den gesetzlichen Bestimmungen der DDR, wobei Näheres durch Vereinbarungen gere- 
gelt werden kann. Vor allem aber kennzeichnet sie unseren sozialistischen Staat als politi- 
sche Organisation der Werktätigen und als Staat des Friedens, als Verkörperung einer Ord- 
nung, die uns Christen alle Möglichkeiten zu schöpferischer Mitarbeit im Sinne unserer eige- 
nen ethischen Prinzipien, im Sinne des Friedens und der sozialen Gerechtigkeit bietet. 

Das vertrauensvolle Zusammenwirken von Marxisten und Christen beruht objektiv auf den 
in der Verfassung fixierten Grundlagen der sozialistischen Gesellschaftsverhältnisse, insbeson- 
dere auf dem Charakter der sozialistischen Macht- und Produktionsverhältnisse; es beruht 
des weiteren auf der prinzipiellen Übereinstimmung ihrer grundlegenden Interessen und 
Ziele: auf ihrem vereinten Streben nach Frieden und Fortschritt, nach Menschlichkeit und 
Brüderlichkeit — nach Anliegen und ethischen Werten also, die von der Monopolbourgeoisie 
verraten und verkauft, vom Imperialismus und Faschismus blutig verfolgt und unterdrückt 
wurden, dagegen von der Arbeiterklasse und ihrer Partei aufgenommen und auf der neu- 
en gesellschaftlichen Ebene des Sozialismus gemeinsam mit allen anderen demokratischen 
und humanistischen Kräften in die Wirklichkeit umgesetzt werden. Damit sind zugleich die 
beherrschenden Motive umrissen, aus denen heraus sich Bürger christlichen Glaubens in 
wachsendem Umfang für das Zusammengehen mit der Arbeiterklasse und ihrer Partei, für 
den Sozialismus und für die historische Friedensmission unseres Staates entschieden haben 
und aus denen heraus sie ihre Parteinahme durch die Tat für die allseitige Stärkung der 
Deutschen Demokratischen Republik bewähren. 
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Die Durchsetzung der Führungsrolle der Arbeiterklasse und ihrer Partei, die revolutionä- 
re Veränderung der Machtverhältnisse zugunsten der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten 
= das waren die entscheidenden Vorbedingungen für alle anderen Umwälzungen auf sozial- 
ökonomischem, politischem und geistig-kulturellem Gebiet, für die Veränderungen auch im 
Denken und Handeln der Menschen, im Charakter der zwischenmenschlichen Beziehungen 
— die Vorbedingungen dafür, daß der „Weg vom Ich zum Wir“ beschritten werden konn- 
te. Die Anerkennung der führenden Rolle der Arbeiterklasse und ihrer Partei durch die 
Bündnispartner war und ist die Voraussetzung für die schöpferische Weiterentwicklung der 
Bündnispolitik. Das Hineinwachsen in die politisch-moralische Einheit unseres Volkes ver- 
lief für uns Christen nicht ohne Konflikte, vollzog sich nicht von heute auf morgen und 
ist kein einmaliger Akt. Worin bestehen und besteht für uns dieser Prozeß der Wandlung 
und des Umdenkens? 

1. Wir lernten, uns selbst von belastenden Traditionen aus der Zeit der engen institutio- 
nellen und geistigen Koppelung zwischen reaktionärer Staatsgewalt und kirchenleitenden 
Kreisen zu befreien. So konnten wir schrittweise die von der klerikalen Reaktion genähr- 
te antikommunistische Ideologie überwinden und fehlerhafte Vorstellungen von der an- 
geblichen Möglichkeit eines sogenannten „dritten Weges‘ als irreal und schädlich erken- 
nen. Wir fanden demgegenüber zu den echten und ursprünglichen sozialen Impulsen, die 
von der christlichen Botschaft ausgingen, zurück und lernten, sie für das gemeinsame hu- 
manistische Handeln aller Volkskräfte unter der Führung der Partei der Arbeiterklasse 
fruchtbar zu machen. 

2. Wir lernten, die kleinbürgerliche Begrenztheit solcher Auffassungen über Frieden, De- 
mokratie und soziale Gerechtigkeit zu überwinden, wie sie in christlichen Kreisen zunächst 
noch weit verbreitet waren. Wir lernten erkennen: 

— Den Frieden zu erhalten ist nicht eine Sache des guten Willens allein, sondern hängt 
ab von der Schaffung gesellschaftlicher Garantien. Die stärkste Garantie für den Frieden 
aber ist die Einheit der Arbeiterklasse, die gemeinsame Front aller Friedenskräfte, die 
wachsende Macht der sozialistischen Staatengemeinschaft mit der Sowjetunion an der 
Spitze. 

— Es gibt keine „Demokratie für alle“ und keine „soziale Gerechtigkeit für alle‘. Die 
Macht des Volkes kann nur dann errichtet und wirksam gesichert werden, wenn die 
Macht seiner Feinde ausgeschaltet wird. Soziale Gerechtigkeit kommt nicht durch Almo- 
sen und auch nicht durch eine „Verbesserung“ des Kapitalismus im Gefolge bloßer sozi- 
aler Reformen zustande, sondern nur durch die revolutionäre Umgestaltung der Besitz- 
und Herrschaftsverhältnisse. 

— Die Arbeiterklasse ist nicht allein deshalb zur Führung berufen, weil sie die zahlen- 
mäßig stärkste Klasse der Gesellschaft ist, sondern weil sie die revolutionärste Klasse dar- 
stellt, weil sie am engsten mit den modernen Produktivkräften verbunden ist, weil sie in- 
folge ihrer ökonomischen Lage im schroffsten Gegensatz zur imperialistischen Bourgeoisie 
steht, weil sie über den höchstentwickelten Grad an Organisiertheit und Disziplin, an Be- 
wußtheit und politischer Konsequenz, an Kampferfahrung und Fähigkeit zu wissenschaft- 
licher Vorausschau verfügt, weil sie die einzige Klasse mit einem wissenschaftlich begrün- 
deten Programm zum Sturz des Kapitalismus und zur Errichtung der sozialistischen Ge- 
sellschaft ist und weil sie kraft ihrer historischen Mission die grundlegenden Interessen 
auch aller anderen antimonopolistischen Klassen und Schichten vertritt. 

3. Wir Christen lernten, gesellschaftlich neue Positionen zu beziehen. Jahrzehnte hin- 
durch hatten die Kämpfer der Arbeiterbewegung viele Christen aus bürgerlichen und klein- 
bürgerlichen Kreisen in den Klassenauseinandersetzungen nur allzu häufig auf der anderen 
Seite der Barrikade gesehen. Heute ist an die Stelle des alten Gegeneinander nach der 
Überwindung mancher historisch bedingter Mißverständnisse und mancher zeitweiliger 
Komplikationen längst ein echtes Miteinander und Füreinander getreten. Dieses Vertrau- 
ensverhältnis wuchs in der gesellschaftlichen Zusammenarbeit in den Betrieben und Staats- 
organen, in den Massenorganisationen und in der Nationalen Front, in den wissenschaftli- 
chen und kulturellen Institutionen. Die Gemeinsamkeit entstand also nicht durch einen 
sogenannten „Dialog“ über theoretische Fragen über Unterschiede zwischen Marxismus 
und Christentum, sondern dadurch, daß wir gemeinsam die Antwort auf drängende gesell- 
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schaftliche Probleme des volkswirtschaftlichen, staatlichen und kulturellen Aufbaus such- 
ten und fanden und daß wir gemeinsam an die Lösung der Aufgaben herangingen. 


Im weiteren Verlauf schildert Götting die Bedeutung der Führungsrolle der Ar- 
beiterklasse für die Christen und die dadurch wachsenden Möglichkeiten für Bür- 
ger christlichen Glaubens einer politischen und gesellschaftlichen Mitarbeit in 
der DDR. Götting gibt seiner Rede abschließend noch eine aktuelle Note: 


Die ständige Vertiefung der Zusammenarbeit von Marxisten und Christen in der DDR ist 
der beste Beweis dafür, daß — entgegen den Behauptungen der imperialistischen Propa- 
ganda — diese Gemeinsamkeit möglich ist und daß sie allen zum Nutzen gereicht. Natür- 
lich ist das unseren Gegnern ein Dorn im Auge. Die Erfahrungen aus der politischen Ar- 
beit unserer Partei bestätigen vollauf die Einschätzung, daß der Imperialismus im Zuge sei- 
ner Globalstrategie mit wachsender Agressivität seine ideologischen Diversionsversuche ge- 
genüber der sozialistischen Staatengemeinschaft verstärkt. Nicht von ungefähr richtet er sei- 
nen Hauptangriff auf die Rolle der Sowjetunion als erprobtes Kampfzentrum des Weltsozia- 
lismus, auf die gesellschaftliche Führungsposition der Arbeiterklasse und ihrer Parteien in 
den einzelnen sozialistischen Ländern und auf die moralisch-politische Geschlossenheit ih- 
rer Völker. In der westdeutschen Bundesrepublik betätigen sich nach dem offenkundigen 
Bankrott der CDU/CSU-Politik nun vornehmlich rechte sozialdemokratische Führungskreise 
als Erfüllungsgehilfen des Imperialismus und seiner psychologischen Kriegsführung. Auch 
sie mißbrauchen das Christentum für ihr Bestreben, das staatsmonopolistische Herrschafts- 
system stabilisieren zu helfen und den Sozialismus zu „transformieren“, ihn also mit der 
Taktik des „Wandels durch Annäherung“ auszuhöhlen und damit seiner politisch-geistigen 
Offensive entgegenzuwirken. 

Gerade unter diesem Gesichtspunkt ist die Festigung der Führungsrolle und der Bündnis- 
politik der Arbeiterklasse und ihrer Partei, wie sie sich in ihrer dialektischen Einheit so 
hervorragend in unserer Republik bewährt haben, von besonderer Bedeutung. Die hier 
praktizierte Zusammenarbeit von Marxisten und Christen hat Modellcharakter auch im 
Hinblick auf Westdeutschland. Sie gibt ein Beispiel dafür, wie alle antiimperialistischen 
Strömungen vereinigt und auch die nach Frieden und demokratischen Fortschritt streben- 
den Christen an die Seite der revolutionären Kräfte der Arbeiterbewegung geführt werden 
können. Sie erbringt den Beweis dafür, wie Christen in der Periode des Übergangs vom 
Kapitalismus zum Sozialismus die historisch richtige Entscheidung treffen können — die 
Entscheidung für das Zusammengehen mit der Arbeiterklasse im Kampf gegen den Imperia- 
lismus, für den gesellschaftlichen Fortschritt und für die Sicherung des Friedens. 

Die Bündnispolitik in unserer Republik hat dazu geführt, daß ungezählte Christen aus 
einer Reserve der Reaktion zu Mitgestaltern des gesellschaftlichen Neuen geworden sind. 
Das war und ist von großer Bedeutung für die Veränderung des Stärkeverhältnisses zwi- 
schen den Hauptklassenkräften auf deutschem Boden und damit auch in der weltweiten 
Systemauseinandersetzung. Uns Christen gab die Bündnispolitik die Möglichkeit, uns in 
der Gesellschaft gleichsam selbst zu verwirklichen. Wir haben diese Möglichkeit genutzt. 
Wort und Wirklichkeit der sozialistischen Verfassung unseres Staates fordern und fördern 
unsere Mitverantwortung. Wir werden alles tun, ihr auch künftig gerecht zu werden. 


Diese Rede Gerald Göttings bietet weder einen neuen Gedanken noch vertritt 
sie inhaltlich einen eigenständigen Beitrag der Christen zur „politisch-morali- 
schen Einheit unseres Volkes‘. Aber damit ist gerade die Rolle hinreichend be- 
schrieben, die der Kirche und ihren Gliedern zugewiesen werden. Wie groß Sor- 
ge und Empfindlichkeit auf politischer Seite in der DDR sind, die Kirchen, ih- 
re Leitungen und ihre Glieder könnten die ständig an sie ergehende Einladung 
zu politischen Beiträgen tatsächlich ernst nehmen und sich um ein selbständi- 
ges Mitdenken bemühen, wurde in einer Auseinandersetzung deutlich, in die 
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Bischof Dr. Werner Krusche, Magdeburg, hineingezogen wurde. In dem Bericht 
der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen vor 
der Landessynode am 6. November 1970 in Wernigerode hieß es: 


Die Kirchenleitung verfährt in ihren Entscheidungen weder einfach nach pragmatischen 
Gesichtspunkten noch hat sie eine fertige Gesamtkonzeption. Im Hören auf das propheti- 
sche und apostolische Wort versucht sie auszumachen, welche besondere Verantwortung 
die Kirche mit ihrem Auftrag in dem geschichtlichen Prozeß hat, in den sie einbezogen ist 
und den sie selbst mitvollzieht. Kennzeichen des gegenwärtigen Geschichtsprozesses ist, 
daß die Welt infolge der wachsenden wechselseitigen Abhängigkeiten (Interdependenz) im- 
mer mehr zu einer Welt wird, in der darum Völker, Rassen, Klassen, politische und religi- 
Öse Gruppierungen lernen müssen, miteinander zu leben und miteinander umzugehen, wenn 
sie nicht miteinander umkommen wollen. Für diesen Prozeß des Zusammenwachsens, der 
zwar nicht das Reich Gottes bringt, ihm aber entspricht, in dem also Gott als der trans- 
formator mundi am Werke ist — als der Schöpfer, der seine Welt in geschichtlichen Wand- 
lungsvorgängen Seinem Tag entgegentreibt —, hat die Kirche eine besondere Verantwor- 
tung, ihn voranzubringen hat sie besondere Möglichkeiten, insofern ihr der ‚Dienst der Ver- 
söhnung‘‘ (2. Kor. 5,18) anvertraut worden ist. Diesen im Kreuzestode Jesu Christi be- 
gründeten Dienst der Versöhnung zu tun, ist die einzige Aufgabe, die die Kirche hat und 
in deren Wahrnehmung sie unvertretbar ist. Dazu ist sie gesandt. Es ist die einzige Aufga- 
be, die freilich zugleich eine umfassende, sich auf alle Lebensgebiete erstreckende und auf 
alle Lebensvollzüge bezogene Aufgabe darstellt. 

Der „Dienst der Versöhnung“ geschieht durch das „Wort von der Versöhnung“ (2. Kor. 
5,19), durch das Bekanntmachen der Tatsache, daß Gott im Stellvertretungstode Jesu Chri- 
sti mit uns einen neuen Anfang gemacht und allen die Möglichkeit eröffnet hat, mit ihm 
und damit untereinander in Gemeinschaft zu leben. Und er geschieht in einem Leben, das 
eine Antwort auf das Wort von der Versöhnung ist. Leben auf Grund und in der Verwirk- 
lichung der Versöhnung heißt nicht: Verwischung der Gegensätze, sondern Austragung der 
Gegensätze unter dem Vorzeichen des Ja zueinander. Die Versöhnung hebt nicht alle Ge- 
gensätze, wohl aber die Feindschaft in allen Gegensätzen auf. Sie öffnet füreinander und 
macht willig zum Miteinander. Der der Kirche aufgegebene „Dienst der Versöhnung‘ ist 
alles andere als überflüssig in einer Welt, in der es für den notwendigen Prozeß des Zusam- 
menwachsens darauf ankommen wird, daß sich die Bewegungen von der Konfrontation zur 
Kooperation, vom Partikularismus zur Einheit in der Vielfalt, von zentralisierter Führung 
zu gemeinsamer Verantwortung vollzieht. 

Die Verantwortung dafür, daß der Dienst der Versöhnung durch unsere Kirche und ihre 
Glieder in unserem gesellschaftlichen Lebensraum so gut wie möglich getan wird, haben al- 
le, die willig geworden sind, ihn mit auszurichten. Die Kirchenleitung kann dabei nicht 
mehr tun als das sehr Bescheidene, auf Grund ihres Überblicks über die Verhältnisse in un- 
serer Kirchenprovinz und ihrer Informationen über die Bewegungen in der Gesamtchristen- 
heit und in der Gesellschaft durch Entscheidungen und Maßnahmen personeller, strukturel- 
ler, organisatorischer, finanzieller, rechtlicher und kirchenpolitischer Art diesen Dienst zu 
fördern. Was dient diesem Dienst? Was erfordert er? Was steht ihm im Wege? Was macht 
ihn unglaubwürdig? Das muß sich bis in die Ordnungen der dienstrechtlichen Verhältnisse 
hinein niederschlagen. Da der Dienst der Versöhnung in einer sich ständig verändernden 
Umwelt geschieht, da er andererseits Konstanten hat, kann er nur in dem Spannungsver- 
hältnis von Flexibilität und Kontinuität getan werden. Die Arbeit der Kirchenleitung muß 
dem entsprechen: sie muß einerseits den erforderlichen Raum für das Experiment freige- 
ben, muß differenten Vorgehen ermöglichen und auf alle Perfektion verzichten, und sie 
muß andererseits für das natwendige Maß rechtlicher und institutioneller Ordnung sor- 
[2 


Zum Verständnis dieses Ansatzes für den Dienst der Kirche in der Welt bei der 
Versöhnung sind noch folgende Sätze aus dem Schlußteil dieses Berichtes hin- 
zuzunehmen (Ss. hierzu weiter unter Kap. 4, S.308): 
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Die Botschaft von der Versöhnung ... ist etwas anderes als der „versöhnlerische Versuch“, 
Gegensätze herunterzuspielen, um nicht angegriffen zu werden und alles beim alten lassen 
zu können. Aber die Botschaft von der Versöhnung als der neuen Gemeinschaft mit Gott 
und untereinander schließt die Versachlichung der Gegensätze und damit die Vermensch- 
lichung ihres Ausgetragenwerdens ein. 


Ein so verstandener kirchlicher Dienst entspricht offenbar nicht der gesellschaft- 
lichen Neuorientierung, die man auf politischer Seite von den Kirchen nach der 
Bildung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR erwartete. In einem 
hierzu von Carl Ordnung, wissenschaftlicher Mitarbeiter des Sekretariates des 
Hauptvorstandes der CDU und Mitglied der Evangelisch-methodistischen Kirche 
in der DDR, gehaltenen Referat in der IX. Sitzung des CDU-Hauptvorstandes 
im Dezember 1970 nimmt der Referent auf diesen Synodalbericht der Kirchen- 
leitung in Magdeburg Bezug, den er fälschlicherweise Bischof Krusche persönlich 
zuschreibt. Zudem wird nicht mitgeteilt, daß der Bericht von der Synode mit 
Zustimmung entgegengenommen wurde. 


DIVERGENZ UND POLARISIERUNG 


Aus dem Beitrag Carl Ordnungs auf der IX. Sitzung des CDU-Hauptvorstandes 
(„Neue Zeit‘ Nr. 300 vom 19. Dezember 1970, 5.5) 


Auf der Tagung, die das Präsidium des Hauptvorstandes zum 9. Jahrestag des 9. Februar 
in Leipzig durchgeführt hat, haben wir mehrfach an die Kirchen in der DDR appelliert, 
den notwendigen Prozeß der gesellschaftlichen Neuorientierung einzuleiten und konse- 
quent zu vollziehen. Wir haben damals betont, daß nach der organisatorischen Verselb- 
ständigung der Kirchen nun eine inhaltliche Neubestimmung ihres Zeugnisses und Dien- 
stes in der sozialistischen Gesellschaft notwendig sei. Ich glaube, es ist an der Zeit, ein- 
mal die Frage zu stellen, wie denn dieser Ruf von den Kirchen aufgenommen wurde. 

Da wird man zunächst sagen müssen, daß es neue, positive Elemente in den Kirchen der 
DDR gibt. Auf der Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR im Sommer 
dieses Jahres wurde programmatisch formuliert, daß sich der Bund als eine Zeugnis- und 
Dienstgemeinschaft der Kirchen in der sozialistischen Gesellschaftsordnung der DDR zu 
bewähren habe. 

Der neugewählte Bischof der Evangelisch-methodischen Kirche in der DDR, A. Härtel, 
hat dies noch ein wenig profilierter formuliert, als er auf einer Begegnung mit Vertretern 
des Staates und der demokratischen Öffentlichkeit in Dresden sagte: „Gott hat die Metho- 
distische Kirche in unseren sozialistischen Staat gestellt, dessen Gesellschaftsordnung sie 
bejaht, indem sie sich auf den Boden der sozialistischen Verfassung stellt. Sie unterstützt 
alle Bemühungen um soziale Gerechtigkeit, um die Verbesserung der Lebensbedingungen 
und um dauerhaften Frieden. Sie ist bewußt Kirche im sozialistischen Staat.‘“ 

In den vergangenen beiden Monaten haben in sechs Landeskirchen der DDR Synoden 
stattgefunden. Auch auf diesen Synodaltagungen haben sich gute und positive Ansätze ge- 
zeigt, so in dem Bericht des inzwischen emeritierten anhaltinischen Kirchenpräsidenten 
Müller, der für eine europäische Sicherheitskonferenz eintrat. Dieselbe Forderung wurde 
auf der sächsischen Landessynode erhoben, auf der man gleichzeitig die Aufnahme beider 
deutscher Staaten in die UNO forderte. Im Bericht der provinzsächsischen Synode werden 
die Christen zur Mitgestaltung der sozialistischen Menschengemeinschaft aufgefordert, und 
Bischof Krummacher hat auf seiner Synode gesagt: „‚Wir haben das Evangelium in einer 
sozialistischen Gesellschaft allen Menschen situationsgerecht und botschaftsgemäß auszu- 
richten. Die Kirche wird deshalb auf die großen Probleme der Gesellschaft eingehen, aber 
nicht in ihnen aufgehen.“ 

Trotz solcher guten Ansätze und vorwärtsweisenden Aussagen war das Grundgefühl auf 
diesen sechs Synoden, das überall mehr oder weniger offen zum Ausdruck kam, das der 
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Unsicherheit: einer Unsicherheit nicht nur im Blick auf gewisse Aspekte der gesellschaft- 
lichen Orientierung der Kirchen, sondern auch im Blick auf die Aufgabe und den Auftrag 
der Kirchen selbst. Das hat Landesbischof Noth in seinem Bericht am nachdrücklichsten 
unterstrichen. Worin ist diese Unsicherheit begründet? Ich meine darin, daß zwar die orga- 
nisatorische Abgrenzung unserer Kirche gegenüber den westdeutschen Kirchen erfolgt ist, 
daß auch prinzipiell die neue Aufgabe gesehen und formuliert wurde (nämlich bewußt Kir- 
che im Sozialismus zu werden), daß aber bei einzelnen Schritten oft bewußt gesteuerte 
ideologische Einflüsse des Westens nach wie vor wirksam werden, deren Gefährlichkeit 
meist nicht erkannt wird. Diese Einflüsse hemmen die klare Orientierung auf die soziali- 
stische Gesellschaft. 

Lassen Sie mich dafür ein Beispiel geben: Bischof Krusche hat in seinem Bericht vor der 
Synode folgendes gesagt: „Kennzeichen des gegenwärtigen Geschichtsprozesses ist, daß die 
Welt infolge der wachsenden wechselseitigen Abhängigkeiten immer mehr zu einer Welt 
wird, in der darum Völker, Rassen, Klassen, politische und religiöse Gruppierungen lernen 
müssen, miteinander zu leben und miteinander umzugehen, wenn sie nicht miteinander 
umkommen wollen. Für diesen Prozeß des Zusammenwachsens,der zwar nicht das Reich 
Gottes bringt, ihm aber entspricht, in dem also Gott als der transformator mundi am Wer- 
ke ist — also der Schöpfer, der seine Welt in geschichtlichen Wandlungsvorgängen Seinem 
Tag entgegentreibt —, hat die Kirche eine besondere Verantwortung, ihn voranzubringen 
hat sie besondere Möglichkeiten, insofern ihr der ‚Dienst der Versöhnung‘ anvertraut 
worden ist.‘ 

Ich glaube, daß diese Sätze ein Musterbeispiel für das Denken in den Kategorien der 
Konvergenztheorie und des Sozialdemokratismus sind, dessen Wesen ja gerade in der Aus- 
klammerung der gesellschaftlichen Grundfragen besteht. 

Ich möchte vier kritische Bemerkungen zu dieser These von Bischof Krusche machen. 

1. Sie wissen, daß fortschrittlichen Theologen häufig der Vorwurf gemacht wurde, sie 
identifizierten ihre politische Haltung mit bestimmten Aussagen des Evangeliums. Wir ha- 
ben immer wieder nachgewiesen, daß dies nicht stimmt. In den Ausführungen von Bischof 
Krusche jedoch wird eine bestimmte ideologische Konzeption, die der Konvergenztheorie, 
identifiziert mit dem Auftrag der Kirche. Das ist nicht nur politisch gefährlich, sondern 
auch theologisch falsch. 

2. Auch das Bibelwort, das Bischof Krusche heranzieht, das Wort vom Dienst der Versöh- 
nung, läßt sich nicht direkt auf das, was er meint, beziehen. Wenn die Bibel von Versöh- 
nung spricht, meint sie Versöhnung des Menschen mit Gott, in dessen Konsequenz natür- 
lich dann der Friedensdienst in der Welt und zwischen den Menschen gesehen werden muß. 
Aber wie wir den Frieden auf Erden gewinnen und gestalten, das ist eine Frage unserer 
politischen Vernunft und Einsicht, wobei man die gesellschaftlichen Gesetzmäßigkeiten nicht 
ausklammern kann. Friede, das liegt auf der Hand, kann nicht errungen werden durch eine 
Aussöhnung zwischen Sozialismus und Imperialismus, durch eine Aussöhnung zwischen 
Frieden und Krieg, sondern nur durch die Überwindung der Kräfte des Krieges. Friedens- 
dienst ist heute Kampf gegen Imperialismus und nicht Versöhnung mit ihm. 

3, Bischof Krusche meint, der Charakter unserer Epoche bestehe im Zusammenwachsen 
der gegensätzlichen Kräfte auf eine Welt hin. Hier wird der westliche Einfluß am klarsten. 
Das zeigt sich auch auf anderen Synoden, bei denen bei der Einschätzung des Charakters 
unserer Epoche auf westliche Ideologen Bezug genommen wird. Warum greifen kirchenlei- 
tende Männer bei der Einschätzung unserer Epoche nicht auf die durch den Geschichtspro- 
zeß tausendfach bestätigten Aussagen der marxistischen Gesellschaftswissenschaft zurück, 
die besagen, daß der Grundcharakter unserer Epoche der des Übergangs vom Kapitalismus 
zum Sozialismus ist und daß dieser Übergang sich vollzieht im weltweiten Klassenkampf, 
der keine Neutralität zuläßt? Es gehört schon ein großes Maß politischer Blindheit und 
Festgelegtheit auf bestimmte Konzeptionen dazu, wenn man heute behauptet, daß unse- 
re Zeit im Zeichen der Konvergenz steht. Wer einigermaßen aufgeschlossen die Entwick- 
lung der Weltsituation verfolgt, der wird sagen: Unsere Welt steht heute im Zeichen von 
Divergenz und Polarisierung. Das gilt sogar für die Kirche selbst. 

4. Ein Grundelement des Sozialdemokratismus besteht in der Leugnung der historischen 
Gesetzmäßigkeit des Klassenkampfes. Wie immer in der Geschichte, so können die Kirchen 
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auch heute keine neutrale Position im Klassenkampf beziehen. In der Vergangenheit stan- 
den die Kirchen im allgemeinen — bis auf einige Ausnahmen — in diesem Klassenkampf 
immer auf der falschen Seite, was ihrer Glaubwürdigkeit zutiefst geschadet hat. Heute ist 
es in vielen kapitalistischen Ländern so, daß der Klassenkampf, die Polarisierung auf die 
Kirchen selbst übergreift. 

Ein Jesuitenpater aus Peru hat kürzlich in einem Bericht über die Situation in Latein- 
amerika gesagt, daß dort die Kirche zutiefst gespalten sei und daß es Christen gebe, die 
für die gegenwärtige Ordnung eintreten, und andere, die dagegen kämpften, und daß un- 
ter den Verfolgern ebenso wie unter den Verfolgten Christen seien. Was ist das anderes als 
Klassenkampf in der Kirche! 

Der afrikanische Erzbischof von Lusaka (Sambia) hat im Blick auf die Situation in Süd- 
afrika ähnliches gesagt. Er meinte, daß die katholische Kirche in Angola und Mozambique 
das Christentum verrate, weil sie die Unterdrückung und Ausbeutung, weil sie Kolonialis- 
mus und Rassismus unterstützt. Und er hat in dieser Situation nicht zur Versöhnung in- 
nerhalb der Kirche aufgefordert, sondern zum Kampf: „Alle diese Greuel werden im Na- 
men des Christentums verübt‘, sagte er. „Wenn Christentum einen Sinn haben soll, müs- 
sen wir die schlechten Elemente innerhalb der christlichen Gemeinschaft bekämpfen.“ 

In unserer sozialistischen Gesellschaft hat die Kirche zum erstenmal in der Geschichte 
die große Chance auf die richtige Seite im Klassenkampf, in der weltweiten Auseinander- 
setzung um Frieden und soziale Gerechtigkeit zu treten. Und ich glaube, dies genau ist 
der Inhalt dessen, was wir unter der Forderung nach gesellschaftlicher Neuorientierung 
verstehen. 

Hier erwächst unserer Partei eine Aufgabe zu politischer und ideologischer Hilfe. Daß 
immer mehr Theologen in unserer Republik diese Hilfe dankbar anzunehmen bereit sind, 
ist u.a. an der Tatsache abzulesen, daß eine große Zahl von ihnen an unseren Bezirksde- 
legiertenkonferenzen teilgenommen hat. Umgekehrt bedeutet dies: Je mehr die Klarheit 
in den politisch-ideologischen Fragen wächst, desto mehr wächst auch die Möglichkeit, 
daß unsere Kirchen geistig-politisch ausstrahlen können auf die Kirchen in der Bundes- 
republik, daß sie selbst den progressiven christlichen Kreisen in Westdeutschland helfen 
können. 

Im Jahre 1969 hat die Synode der Evangelisch-methodistischen Kirche in der DDR eine 
Resolution zum Weltfrieden verabschiedet, in der u.a. die Herstellung von völkerrechtli- 
chen Beziehungen zwischen der DDR und der BRD gefordert wurde. Diese Erklärung wur- 
de nachgewiesenermaßen von Gliedern der Evangelisch-methodistischen Kirche in der Bun- 
desrepublik als Unterstützung ihres Kampfes und ihrer Position empfunden. Einige progres- 
sive Gruppen in der Bundesrepublik haben diese Resolution auf ihrer Synode zur Annahme 
vorgelegt. In einer methodistischen Zeitschrift heißt es darüber: „Die Synodalen wollten 
sich mit einer von der Synode in der DDR verabschiedeten Resolution zum Thema Frie- 
den nicht identifizieren. Hier standen sich Ideologien gegenüber. Die Mehrheit konnte den 
Gedanken nicht ertragen, zu einem so übernationalen Thema Frieden gemeinsam mit un- 
seren DDR-Freunden Stellung zu beziehen.“ 

Diese Mehrheit hat also die in der DDR formulierte Resolution abgelehnt. Aber immer- 
hin, dies zeigt, welche Möglichkeiten eine klare Neuorientierung der Kirchen in der DDR 
auch im Blick auf die Ausstrahlung nach Westdeutschland besitzt. Während in der Vergan- 
genheit unsere Kirchen weithin defensiv und passiv gegenüber den westlichen Einflüssen wa- 
ren, zeigt das Beispiel, auf welchem Wege unsere Kirchen offensiv werden können, auf wel- 
chem Wege sie damit auch einen Beitrag zur europäischen Sicherheit und der Gestaltung 
einer Friedensordnung in Europa leisten können. Den Kirchen auf diesem Weg zu helfen, 
sie auf diesen Weg zu rufen, ist eine der wichtigsten Aufgaben unser Partei. 


Der Beitrag von Carl Ordnung läßt einige Grundlinien erkennen, die — zufällig 
oder auch nicht zufällig — als besondere Merkmale das Verhältnis von Kirche 
und Staat in der Berichtszeit wesentlich bestimmen: 

1. Von den Kirchen wird als Fortsetzung ihrer organisatorischen Trennung 
von der EKD eine geistig-gesellschaftliche Neuorientierung erwartet, die dem 
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politischen Bedürfnis der DDR nach bleibender Abgrenzung gegen die Bundes- 
republik Rechnung trägt. 

2. Im Zusammenhang mit dem genannten Abgrenzungsbedürfnis besteht eine 
Empfindlichkeit gegenüber der Konvergenztheorie und einer als „Sozialdemo- 
kratismus‘ verstandenen ideologischen Aufweichung. Der auch für die Politik 
in Richtung auf eine Koexistenz geltend gemachte christliche Grundgedanke 
der ee wird im Sinne einer solchen Aufweichung politisch mißver- 
standen. 

3. Als Ausdruck der Echtheit einer in diesem Sinne vollzogenen Neuorientie- 
rung wird von den Kirchen eine Parteinahme für konkrete politische Ziele er- 
wartet. Schon der von den meisten Kirchenmännern vertretene Gedanke einer 
„kritischen Solidarität“ wird als unzulässige Reservatio mentalis empfunden. 

Daß ein kirchlicher Beitrag zu politischen Überlegungen von eigenständigen 
Grundlagen ausgeht, machte ein Artikel deutlich, der zu Weihnachten 1970 von 
Bischof D. Dr. Albrecht Schönherr, Vorsitzender der Konferenz der Kirchenlei- 
tungen des DDR-Kirchenbundes, in einigen Provinzzeitungen der CDU veröffent- 
licht wurde (z.B. „Neuer Weg“, Halle, 25.Dezember 1970). 


DIE MENSCHWERDUNG GOTTES RUFT ZUM DIENST AM GANZEN 
Von Albrecht Schönherr 


In der Weihnachtsgeschichte, wie sie Lukas erzählt, kommen die Namen des Kaiser Augu- 
stus und des Landpflegers Cyrenius vor. Der Kaiser ordnet eine „Schätzung“, also eine Art 
Volkszählung an. Der Name des Cyrenius fixiert den Zeitraum, in dem das geschehen ist. 

Auf den ersten Blick sieht es so aus, als ob Lukas mit diesem Namen lediglich eine Zeit- 
angabe machen will. Man rechnete die Jahre nach der Regierungszeit der Herrscher. Aber 
das Neue Testament läßt es bei solcher Deutung nicht bewenden. Herodes der Große und 
die Magier, Johannes der Täufer und der Vierfürst Herodes, Jesus und Pilatus, endlich Pau- 
lus und der Stadthalter Felix — all diese Zuordnungen machen deutlich, daß das Reich des 
Christus und der Bereich politischer Macht nicht einfach beziehungslos nebeneinander exi- 
stieren. Es taucht die Frage auf „nach dem sachlichen und also inneren und notwendigen 
Zusammenhang der beiden Bereiche‘, die Frage, die die Christen insbesondere seit Karl 
Barths berühmter Studie „Rechtfertigung und Recht‘ (1938) nicht mehr losgelassen hat. 

Gerade bei dem, was zu Weihnachten geschieht, ist die Beziehung zwischen Christus und 
politischer Macht unübersehbar. „Das Wort ward Fleisch ...‘‘, so sagt es Johannes, grundsätz- 
licher, theologisch befrachteter als die Erzählung des Lukas. Wenn Gott in Jesus Christus 
Mensch wurde, wenn Gott also auf dieser Welt leiblich anwesend ist, kann sich der Glaube 
nicht in irgendein Winkeldasein oder in die Unwirklichkeit reiner Innerlichkeit zurückzie- 
hen. Das Transzendente ist mitten unter uns. 

Gott ist als Mensch anwesend. Das macht den Menschen unendlich wertvoll. Das setzt 
letzte Maßstäbe dafür, was menschlich und was unmenschlich ist. Gott bestätigt den Men- 
schen nicht einfach so, wie er ist. Durch die Menschwerdung Gottes in Jesus Christus wer- 
den Abgründe menschlichen Wesens freigelegt, die der Mensch von sich aus nicht ausloten 
kann. Durch die Menschwerdung Gottes in Jesus Christus wird das Leben des Menschen 
aber auch von einer Hoffnung umfaßt, die niemand sich selber geben kann. „Heute geht 
aus seiner Kammer Gottes Held, der die Welt ruft aus allem Jammer. Gott wird Mensch 
dir, Mensch, zugute, Gottes Kind, das verbind’t sich mit uns’rem Blute‘“ (Paul Gerhardt). 

Die Gemeinde des Menschgewordenen ist dazu da, auf das Transzendente unter uns hin- 
zuweisen. Dabei kann es ihr nicht darum gehen, eine Weltanschauung voller Mystifikatio- 
nen und Irrationalitäten zu vertreten. Davon gibt es genug. Aber die Gemeinde glaubt, das 
Menschliche in einem Horizont und in einer Tiefe erfahren zu haben, die es ihr ermöglicht, 
nicht weltfremd, sondern nüchtern, geduldig und hoffnungsvoll an die tägliche Arbeit ge- 
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hen zu können. Was den Christen persönlich-innerlich ergriffen hat, nimmt Gestalt an in 
den verschiedenen Bezügen seines Lebens, in Familie, Beruf, Gesellschaft, Politik. 

Gerade dies muß der Christ in unserer Zeit unter Schmerzen lernen. Daß er zu wenig 
darüber nachgedacht hatte, hat zu der Katastrophe der Jahre 1933 bis 1945 nicht uner- 
heblich beigetragen. Barths Schrift von 1938 war einer der wichtigsten Denkanstöße. Die 
beiden großen ökumenischen Tagungen dieses Jahres, die Vollversammlung des Lutheri- 
schen Weltbundes in Evian und die Generalversammlung des Reformierten Weltbundes in 
Nairobi, sind Stationen dieses Lernvorganges. Sie warnen vor „neutraler Distanz‘ gegen- 
über sozialen und politischen Problemen (Evian): ‚„‚In einer durch individuelle und gemein- 
schaftliche Selbstsucht, durch wirtschaftliche Ungleichheit, Rassenvorurteile, militanten 
Nationalismus und sich bekämpfende Ideologien zerrissenen Welt darf der Christ keinen priva- 
ten Frieden mit moralischen oder sozialen Unrecht schließen.“ Der Christ trägt „besondere 
Verantwortung, Vertreter seiner (Christi) umgestaltenden Macht zu sein“ (Nairobi). 

Menschwerdung geht auf das Ganze, auf den ganzen Menschen, nach Seele und Leib, 
aber auch auf die Welt als ganze. „Die aller Welt widerfahren soll... .““ heißt es in der 
Botschaft an die Hirten. ‚Auf daß alle, die an ihn glauben, nicht verloren werden .. .“ 
bekennt Johannes. Es wäre töricht zu leugnen, daß in der Welt, zu der Jesus kam, tiefe 
Gegensätze vorhanden sind. Traditionen und Kulturen lassen sich nicht einfach durch 
ein abstraktes Weltbürgertum überspielen. Streit ist nicht nur ein Faktum auf dieser Erde, 
sondern er ist auch nötig: Streit um die rechte Verteilung der Güter, um den rechten Ge- 
brauch der Macht. Und doch wird der, der das weihnachtliche ‚,‚alle‘“‘ zu vertreten hat, 
mit der einen Welt rechnen, auf die sich das Wirken des einen Herrn bezieht. Darum ist es 
für den Christen nicht gleichgültig, daß es nicht nur eine ökumenische Bewegung, sondern 
seit fünfundzwanzig Jahren auch eine UNO gibt. Der Christ wird das Nötige dazu beitra- 
gen, sie nicht zu schwächen, sondern zu stärken. Alle Völker, auch China, auch Nord- und 
Südkorea, und nicht zuletzt auch die DDR und die BRD sollten sobald wie möglich in den 
Vereinten Nationen, besonders auch in deren Gliederungen und Ausschüssen mitarbeiten 
können. „Um die Ablösung der lebensbedrohenden Militärsysteme durch weltweite Sicher- 
heits- und Rechtssysteme zu fördern, sollten die Gemeinden und Kirchen vor allem die 
UNO stärken und unterstützen ... bei der Bemühung um die Aufnahme aller Staaten in die 
UNO“, fordert Evian. 

In diesem Jahre sind ein paar hoffnungsvolle Schritte getan worden. Die Verträge, die in 
Moskau und Warschau unterschrieben worden sind, können wenn sie ratifiziert werden, 
einen Schlußpunkt unter ein besonders schmerzliches Kapitel europäischer Geschichte set- 
zen und den Weg für ein solches ‚„‚Rechts- und Sicherheitssystem“ freimachen. Ein paar 
Zeilen weiter heißt es in der Evian-Empfehlung über den Verzicht der Anwendung von 
Gewalt: „Der Vorschlag, eine europäische Sicherheitskonferenz durchzuführen, scheint 
hoffnungsvolle Möglichkeiten zu bieten, und Kirchen in diesem Gebiet könnten Wege fin- 
den, ermutigend und helfend zur Verwirklichung der Ziele einer solchen Konferenz bei- 
zutragen.““ Der Christ wird damit die Hoffnung für das Ganze verbinden. Von Europa sind 
so viele Kriege, unter ihnen zwei mörderische Weltkriege, ausgegangen. Ein System der Si- 
cherheit und des Rechtes in Europa wird zur friedlichen Lösung der Weltkonflikte, die Ver- 
änderung und Versöhnung einschließt, auch die anderen Erdteile ermuntern und ermutigen 
können. 

Ein zweites: Menschwerdung verankert die Würde des Menschen. „Sei mir willkommen, 
edler Gast, den Sünder nicht verschmähet hast“, singt Luther in seinem Kinderlied zur 
Weihnacht. „Freut euch mit großem Schalle, daß er uns so hoch geacht’, sich mit uns be- 
freund’t gemacht‘, heißt es gut hundert Jahre später (,‚Freut euch ihr Christen alle‘ von 
Chr. Keimann). 

Die eine Welt könnte ein schreckliches Gefängnis werden. Der Weltfriede wäre zu teuer 
erkauft, wenn er mit der Würde des Menschen bezahlt würde. „Die Sorge dieser Versamm- 
lung richtete sich auf die Verweigerung der von Gott gegebenen Menschenrechte, wo und 
wann und aus was für Gründen auch immer sie erfolgen mag“ (Evian: „‚Resolution über 
die Menschenrechte‘‘). 

Würde des Menschen heißt nicht: Jegliche Freiheit für alle. Freiheit zu übler Geschäfte- 
macherei, zu Ausbeutung oder zu Pornographie mißachtet die Würde des Menschen. Die 
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Würde des Menschen wird dort gewahrt, wo die tiefste Gewissensentscheidung des ande- 
ren geachtet wird. Die Forderung der Glaubens- und Gewissensfreiheit hat seit dem 18. 
und 19. Jahrhundert, ursprünglich leider nicht auf unmittelbares Betreiben der Kirchen 
hin, in vielen Verfassungen ihren Niederschlag gefunden. Sie ist bekanntlich auch Bestand- 
teil der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik. 

In den letzten Monaten gibt es einen heftigen Streit um den Beschluß des Exekutivaus- 
schusses des Ökumenischen Rates der Kirchen vom 3. 9. 1970 in Arnoldshain. Die Welt- 
kirchenversammlung in Uppsala und in ihrem Gefolge der Zentralausschuß des Ökumeni- 
schen Rates hatten ein Programm zur Bekämpfung des Rassismus, jener bösen Verbindung 
von Überlegenheitsgefühl der Weißen und Ausbeutung der Farbigen, ausgearbeitet. Einigen 
Bewegungen, darunter auch solchen, in denen farbige Mehrheiten sich gegenüber weißen 
Minderheiten ihr Recht auf kulturelle, wirtschaftliche und politische Partnerschaft er- 
kämpfen wollen, hat der Exekutivausschuß für ausschließlich humanitäre Zwecke einen 
Betrag von im ganzen 200000 Dollar zugewandt. 

Der Kampf ist darüber entbrannt, ob man auch an solche Bewegungen, die in ihrer Ver- 
zweiflung — weil ihnen in ihrem gewaltlosen Kampf jahrelang keine ernsthafte moralische 
Unterstützung gegeben wurde — zu Mitteln der Gewalt gegriffen haben, von Christen auf- 
gebrachte Gelder geben kann. Auch der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR wird 
Stellung beziehen müssen. Ohne seinen Beschlüssen vorgreifen zu wollen, scheint in der 
Debatte deutlich geworden zu sein: Es geht letzten Endes gar nicht um Gewalt oder Ge- 
waltlosigkeit, nicht einmal darum, ob es nicht legitime Gründe gibt, dem Terror der Unter- 
drücker mit Gewalt zu begegnen. Hinter all diesen Problemen, über die gewiß noch disku- 
tiert werden muß, steht das elementare Problem der Würde des Menschen. 

Ist der farbige Bruder für den weißen Christen nur Gegenstand der Betreuung? Kann ihm 
bestenfalls, wenn er sich die nötigen Manieren angewöhnt hat, Einlaß in die Gesellschaft 
der Weißen gewährt werden? Oder haben wir ihn von vornherein als Partner ernst zu neh- 
men, der ohne Vorbedingung das Recht hat, an dem gedeckten Tisch der Menschheit zu 
sitzen? Die wenigen Dollars, die dem farbigen Bruder nun gegeben worden sind, machen 
ihn nicht reich. Sie geben ihm nicht die Macht, die er eigentlich brauchte, um als Partner 
angenommen zu werden. Aber sie sind ein Zeichen der Solidarität. 

Das Zeichen ist verstanden worden. Als der Beschluß vom 3. 9. bekannt wurde, haben 
die Afrikaner in den Lokationen von Johannesburg zwei Tage lang ein Freudenfest gefei- 
ert. Das war einige Monate vor Weihnachten. Aber es lag auf diesen Feiern etwas von 
weihnachtlichem Glanz. 


Es ist nützlich, Darlegungen zum Verhältnis von Kirche und Staat in der DDR 
von Zeit zu Zeit in einen größeren zeitlichen Zusammenhang zu stellen. Dazu 
dient ein kenntnisreicher Beitrag von Herbert Prauß zur Situation der katho- 
lischen Kirche in der DDR. Abgesehen von personellen und organisatorischen 
Fragen lassen sich die Sachmitteilungen und Beurteilungen entsprechend auf 
den evangelischen Bereich fast ohne Abstriche übertragen. Der Bericht ist gleich- 
zeitig eine Darstellung der kirchenpolitischen Aera Walter Ulbrichts, deren Ende 
sich abzeichnet. 


WAS HAT SICH IN DER RELIGIONS- UND KIRCHENPOLITISCHEN SITUATION 
DER KATHOLISCHEN KIRCHE IN DER DDR IM LETZTEN JAHRZEHNT GEÄNDERT? 


Von Herbert Prauß 
(„Informationsdienst des Katholischen Arbeitskreises für Zeitgeschichtliche Fragen e.V.“ 
Nr. 50, Dezember 1970, S. 9-18) 


Das vergangene Jahrzehnt war für die katholische Kirche in der DDR in vieler Hinsicht 
recht bedeutsam. Nachfolgend sollen zusammenfassend die wichtigsten Punkte bei Er- 
wähnung von Hintergründen hervorgehoben werden, in denen Veränderungen gegenüber 
der Situation von vor 1960 eingetreten sind. 
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1. Veränderungen in der innenpolitischen Situation der DDR: Während die Zeit von 
1945 bis 1960 dadurch gekennzeichnet war, daß die SED Schritt für Schritt die soziali- 
stische Umwälzung durchführte und alle Kräfte, die sich dem entgegenstellten, mit allen 
zu Gebote stehenden Mitteln bekämpfte, niederwarf oder zumindest gleichschaltete, wur- 
de im vergangenen Jahrzehnt lediglich 1961 noch die durchgängige Kollektivierung als 
Restelement der sozialistischen Umwälzung durchgesetzt. 

Während die SED bis 1960/61 offen zum Klassenkampf im Innern der DDR aufrief, um 
die sozialistische Umwälzung durchzuführen und um alle feindlichen Elemente niederzuhal- 
ten, orientierte sie ab 1960/61 auf die sozialistische Menschengemeinschaft, auf die poli- 
tisch-moralische Einheit des Volkes. Der Klassenkampf wurde nun vornehmlich nach au- 
ßen, insbesondere gegen die BRD konzentriert. 

Die Errichtung der Mauer am 13. August 1961 stellte für die innere Entwicklung der 
DDR eine zeitgeschichtliche Zäsur dar, die insbesondere für den eigentlichen Beginn wirt- 
schaftlicher und politischer Konsolidierung des Ulbricht-Regimes sowie für die Herausbil- 
dung eines DDR-Staatsbewußtseins von entscheidender Bedeutung war. Heute wird die 
DDR von der Mehrheit der Bevölkerung keineswegs mehr als zeitweiliges Provisorium ver- 
standen, ihre langfristige Existenz wird nicht schlechthin in Frage gestellt. In der DDR 
dominieren heutzutage weder rebellischer Widerstandsgeist noch lähmende Resignation. 
Die Bevölkerung beginnt sich auf ein Leben im Sozialismus einzustellen und sich mit dem 
Regime zu arrangieren. Das vorhandene Arrangement ist jedoch — entgegen den Erwartun- 
gen der SED-Führer — zum großen Teil aber nicht ein Produkt sozialistischer Gesinnung, 
sondern beruht vielfach auf reinstem Pragmatismus. Das Mitmachen ist keineswegs frei von 
Widerständen und Widersprüchen. Es ist meist ein „Arrangement mit Vorbehalten‘ oder 
„kritische Solidarität“. 

Nach der Errichtung der Mauer hat die SED-Führung innenpolitisch eine kluge Entspan- 
nungspolitik entwickelt. Innere Konfliktsituationen werden seitdem zielstrebig ausgeräumt. 
Unter der Losung „sozialistische Menschengemeinschaft‘“ wird seitdem versucht, weitge- 
hende Harmonie bei Ausräumung des Klassenkampfes zu schaffen. Durch sichtbare Anhe- 
bung des Lebensstandards, durch Einräumung vorbildlicher Bildungsmöglichkeiten und gu- 
ter medizinischer Betreuung wurde zur inneren Befriedung beigetragen. Anstatt auf eine 
explosive Konfliktsituation hinzutreiben, läßt sich heute in der DDR eine auffallende Ver- 
sachlichung im Verhältnis der Menschen zum Staat feststellen. 

Der totalitäre Anspruch des Staates gegenüber der Bevölkerung ist im wesentlichen erhal- 
ten geblieben. Noch immer fühlt sich die DDR zur kommunistischen Erziehung ihrer Bür- 
ger verpflichtet. Die Anwendung brutaler Gewalt und Willkür im Innern ist gegenüber frü- 
her beträchtlich reduziert. Auf sozialistische Gesetzlichkeit wird größter Wert gelegt. Gegen 
kleine Unmutsbezeugungen ist man toleranter geworden. Wenn man von den gegebenen 
Reisebeschränkungen absieht, ist im vergangenen Jahrzehnt der Freiheitsraum für den Ein- 
zelnen ein wenig größer geworden. Systemkonforme Kritik wird toleriert. Durch vielfältige 
demokratische Gremien, wie Elternbeiräte, Wohnbezirksausschüsse etc. wird ein gewisses 
Mitspracherecht großer Bevölkerungsteile in Einzelfragen gewährt, was Elemente von 
Staatsverbundenheit erzeugt. Unzweifelhaft hat sich das Ulbricht-Regime im letzten Jahr- 
zehnt konsolidiert, es ist stärker und selbstsicherer geworden. 


2. Veränderungen in der Haltung des Vatikans zum Kommunismus: Das II. Vatikanische 
Konzil ist nicht der bis dahin üblichen Tradition gefolgt und hat eine direkte Verurteilung 
des Kommunismus vermieden. Unverkennbar entstand auch seitens des Vatikans zu Beginn 
der 60er Jahre nach 40 Jahren Sowjetmacht und einer stabilen Ausbreitung des kommuni- 
stischen Machtbereichs nach dem 2. Weltkrieg die Tendenz, sich notgedrungen mit der 
Existenz kommunistischer Regime abzufinden, die Bekämpfung des Weltkommunismus 
beträchtlich zu reduzieren und sogar die Hand zum Dialog auszustrecken. Der Vatikan 
ging zu einer aktiven Ostpolitik über und war bereit, in Verhandlungen mit kommunisti- 
schen Staaten eine Normalisierung bzw. Stabilisierung der Lage der Kirche in einzelnen 
Ländern zu erstreben. Päpstliche Diplomaten führten Gespräche mit hohen kommunisti- 
schen Partei- und Staatsfunktionären und auch die Päpste (Johannes XXIH. und Paul VI.) 
begannen, einflußreiche Repräsentanten kommunistischer Staaten zu empfangen. 
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Nach dem II. Vatikanischen Konzil haben aber auch die Führungen kommunistischer 
Parteien begonnen, ihre Einstellung zur katholischen Kirche etwas zu modifizieren. Das 
weltoffene, echte unparteiliche Engagement des Vatikans für die Erhaltung des Weltfrie- 
dens und für die Beseitigung sozialer Mißstände hat dazu beigetragen, daß die katholische 
Kirche von den Kommunisten vieler Länder nicht mehr undifferenziert als feindliche In- 
stitution angesehen wird. Die Kommunisten sind mehr zu begrenzter Zusammenarbeit in 
bestimmten Aktionen bereit und machen sich verschiedentlich sogar Hoffnungen, die ka- 
tholische Kirche in Volksfrontbewegungen hineinziehen zu können. Aus politischem Kal- 
kül heraus hat der Kampf der Kommunisten im Weltmaßstab gegen die katholische Kirche 
im letzten Jahrzehnt nachgelassen. Neben einer dosierten Weiterführung des Kampfes ge- 
gen die Kirche (um die Ausdehnung ihres Einflusses zu verhindern) versuchen die Kom- 
munisten eher eine Politik, die die weitere Neutralisierung der Kirche bewirken soll. 


3. Veränderungen in der Kirchenpolitik der DDR: Während von 1957 bis zum Sommer 
1960 in der DDR mit einer großangelegten atheistischen Kampagne und harten Aktionen 
ein Frontalangriff gegen die Kirchen geführt wurde (weil die SED die sozialistische Revo- 
lution im ideologischen Bereich zu Ende führen und die Position der Kirchen als „poten- 
tieller Anknüpfungspunkt der Konterrevolution“ erheblich schwächen wollte), ging die 
SED-Führung ab Ende 1960 zur langfristig angelegten Belagerungstaktik über. Da die so- 
zialistische Umwälzung damals kurz vor dem Abschluß stand, da der Einfluß der Kirchen 
im wesentlichen auf den engen Kultbereich und die karitative Tätigkeit beschränkt war 
und da die Parole der sozialistischen Menschengemeinschaft (in der ja auch Christen sich 
de facto als vollberechtigte Bürger fühlen sollen) in den Mittelpunkt gerückt wurde, hielt 
Walter Ulbricht ein Einschwenken auf eine relativ milde Taktik gegenüber den Kirchen für 
opportun. In seiner ersten „Programmatischen Erklärung‘ als neuer Staatsratsvorsitzender 
führte Walter Ulbricht am 4. Oktober 1960 vor der Volkskammer zum Verhältnis Staat/ 
Kirche u.a. folgendes aus: 

„Das Christentum und die humanistischen Ziele des Sozialismus sind keine Gegensätze. 
Nur ist das Christentum, einst als Religion der Armen und des Friedens begründet, seit 
Jahrhunderten von den herrschenden Klassen mißbraucht worden. Heute wird es in West- 
deutschland von den Kräften des Militarismus, diesmal für die menschenfeindliche Atom- 
rüstungspolitik, mißbraucht. Die alte Sehnsucht der christlich gesinnten Bevölkerung, die 
sich in der Botschaft: ‚Frieden auf Erden und den Menschen ein Wohlgefallen‘ äußert, 
kann ihre Erfüllung nur durch die Verwirklichung der hohen Ideale des Humanismus und 
Sozialismus finden“ (‚Neues Deutschland“, 5. 10. 1960, Seite 7). 

Zwar kritisierte Ulbricht in dieser Erklärung noch die NATO-Verbundenheit einiger Kir- 
chenführer, aber er erwähnte auch lobend die positive Aktivität einiger evangelischer Amts- 
träger bei der Durchsetzung der sozialistischen Umgestaltung. Die relativ milden Töne Ul- 
brichts in seiner „‚Programmatischen Erklärung‘ waren das offizielle Signal zur Beendigung 
der militant atheistischen Kampagne mit dem verbreiteten Druck zum formellen Kirchen- 
austritt. Ulbricht orientierte auf ein begrenzt partnerschaftliches Verhältnis mit den Chri- 
sten und den Kirchen, allerdings unter der Voraussetzung, daß sich die Kirchen in der DDR 
von jedem Einfluß aus der Bundesrepublik befreien. Die Programmatische Staatsratserklä- 
rung war unzweifelhaft historisch gesehen ein Ausgangspunkt für die Reduzierung der 
Spannungen zwischen Staat und Kirche. Vor allem „progressive Christen“ griffen die The- 
sen Ulbrichts von der verbindenden Kraft des christlichen und sozialistischen Humanismus 
als Plattform für ihr Wirken auf. Seit 1960 legte die SED-Führung auf eine innenpolitische 
Beruhigung großen Wert. Sie toleriert, daß die Kirchen am alleräußersten Rand der soziali- 
stischen Gesellschaft angesiedelt sind. Den Kirchen soll Gelegenheit gegeben werden, sich 
in die sozialistische Gesellschaft zu integrieren und die sozialistische Gesellschaft de facto 
zu bejahen. 

Am 8. April 1968 wurde die neue sozialistische Verfassung der DDR in Kraft gesetzt. Im 
Vergleich zur ersten Verfassung aus dem Jahre 1949 hatte sich zwar die staatsrechtliche 
Position der Kirchen formell verschlechtert, doch in der Praxis traten nach der Verkündung 
der Verfassung bisher keine neuen Bedrängnisse auf. Die neue Verfassung fixierte nur die 
gegebene Verfassungswirklichkeit. In der Praxis wurden die neun Punkte der alten Verfas- 
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sung, die das Verhältnis Staat/Kirche betrafen, von der SED schon lange teilweise völlig 
ignoriert (Standpunkt: Über die Auslegung der Verfassung entscheiden wir). 

Nach Verkündung der neuen Verfassung wurde jedoch noch zielstrebiger darauf gedrun- 
gen, daß sich auch die Katholiken der Verfassungswirklichkeit anpassen und ebenfalls da- 
hingehend Schlußfolgerungen ziehen, daß die Abgrenzung kirchlicher Strukturen mit den 
Grenzen des Staates übereinstimmen müsse. Die Regierung wünschte, daß die Kirchen in 
der DDR sich aus allen gesamtdeutschen kirchlichen Verklammerungen befreien und voll 
eigenständig (‚„‚ohne Bevormundung“ bzw. ohne rechtliche Abhängigkeiten von kirchlichen 
Behörden und Einrichtungen in der BRD) agieren. 

Wenn die Regierung der DDR auch in diesem Punkt auf Anpassung an die Verfassungs- 
wirklichkeit bestand, so ist andererseits aber festzustellen, daß sich im letzten Jahrzehnt 
die Beziehungen zwischen Staat und Kirche im großen und ganzen in einem für einen so- 
zialistischen Staat nicht allgemein üblichem Maße tatsächlich normalisiert haben. Zwar gab 
es auch im letzten Jahrzehnt noch Spannungen und Differenzen, doch hielten sich diese 
in Grenzen. Phasen zugespitzten Kirchenkampfes mit Frontalangriffen auf Religion und 
Kirche gab es nicht mehr. Das im wesentlichen auf den engen Kultbereich und die kari- 
tative Tätigkeit reduzierte Wirken der Kirche wird toleriert, die atheistische Propaganda 
wird weniger als aggressive Kampagne, sondern mehr in der Form dosierter „‚wissenschaft- 
licher Aufklärung‘ fortgeführt. Die SED hofft, daß die Position der Kirchen vornehmlich 
durch die Auswirkungen des fortschreitenden schleichenden Säkularisierungstrends viel 
wirksamer als durch große atheistische Kampagnen geschwächt werden kann. 

Kirchenkampf und massive atheistische Kampagnen passen nicht mehr in die innenpoli- 
tische Landschaft der DDR. Soweit eine weltanschauliche Auseinandersetzung jetzt geführt 
wird, so wird diese im Rahmen gehalten, denn auf jeden Fall soll innerhalb der DDR in- 
nerer Zwiespalt und Hader soweit als möglich vermieden werden. An einem Kulturkampf 
hat die SED-Führung kein Interesse. Das Wirken der Kirche wird sogar begrenzt finanziell 
unterstützt (z.B. Zuschüsse zur Erhaltung kulturhistorisch wertvoller Bauten). SED und 
Staatsorgane sind bemüht, alles zu tun, damit sich die christlichen Staatsbürger in der Re- 
gel nicht mehr als Bürger zweiter Klasse fühlen. 


4. Veränderungen in der Haltung der Bischöfe in der DDR: Die Bischöfe in der DDR muß- 
ten sich in ihrer Kirchenpolitik auf die neuen Bedingungen einstellen, die sich aus der neu- 
en kirchenpolitischen Orientierung gegenüber dem Kommunismus nach dem II. Vatikani- 
schen Konzil und aus den Veränderungen in der innenpolitischen Situation innerhalb der 
DDR ergeben haben. Während sich bis 1960/61 die Bischöfe auf die Bedingungen eines 
harten Kirchenkampfes einstellen mußten, die Kirchen von seiten der SED als „letzter 
organisierter Feind in der DDR“ angesehen und die Katholiken als Staatsbürger zweiter 
Klasse, als potentiell latente Staatsfeinde, behandelt wurden, änderte sich dies in den 
sechziger Jahren. 

Die für die Bedingungen der fünfziger Jahre noch halbwegs gerechtfertigte Orientierung 
„dieser Staat bleibt uns eine fremdes Haus‘ (Bischof Dr. Otto Spülbeck auf dem Kölner 
Katholikentag 1956), konnte in den sechziger Jahren nicht mehr umstritten bleiben. 
Vor 1961 lebte die katholische Kirche in der DDR in weitgehender Abhängigkeit von 
Westdeutschland. Sie verhielt sich betont distanziert zu der in der Entstehung befindli- 
chen sozialistischen Gesellschaftsordnung, wobei sie auch angesichts mancher Willkür be- 
rechtigten Anlaß zur Sorge und betonter Distanz hatte. Das SED-Regime wurde damals 
in erster Linie als eine Periode der Versuchung, als eine Phase der Bewährung gewertet, 
die man in absehbarer Zeit — mit Hilfe des Westens — doch siegreich überstehen könne. 
Die damalige Bundesregierung sah in der gegebenen Situation gerade den katholischen 
Bevölkerungsteil in der DDR als stärksten Stützpunkt für die Wiedervereinigung bzw. für 
die Verunsicherung in der DDR. Die Kommunisten, denen die verbreitete betont distan- 
zierte politische Position der Katholiken nicht verborgen blieb, waren äußerst argwöhnisch 
und gingen vielfach aus Schwäche zu mannigfaltigem Druck auf die Kirche über. Mit der 
Errichtung der Mauer wurde aber klar, daß auch für die Katholiken in der DDR die so- 
genannte Bewährungsprobe keineswegs vorübergehender Natur sein kann, sondern daß 
man sich auf ein langfristiges Wirken in der sozialistischen Gesellschaft einstellen muß. 
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Die frühere Konfrontation zwischen Staat und Kirche wurde von beiden Seiten abge- 
baut und es war ab 1961 nicht zu übersehen, daß auch die Katholiken in der DDR in zu- 
nehmendem Maße (vornehmlich in Wirtschaft und Wissenschaft) positiv mitarbeiteten 
und sich auf ein Leben in der sozialistischen Gesellschaft einrichteten. Da der Staat rechts- 
abhängige Beziehungen der Bischöflichen Kommissare in der DDR zu ihren westdeutschen 
Diözesanbischöfen in zunehmendem Maße unterbunden hat und sich auch die gesellschaft- 
liche Kluft zwischen Ost und West zunehmend verstärkte, entwickelte sich ein eigenstän- 

. diger Katholizismus in der DDR. 

Die katholischen Bischöfe begannen in den sechziger Jahren im allgemeinen darauf zu 
verzichten, in Hirtenworten gegen die Bedrängnisse der Kirche und der Katholiken Stel- 
lung zu nehmen. Sie bemühten sich mit diskreteren Methoden dafür einzutreten, daß das 
pastorale Wirken und die karitative Tätigkeit der Kirche gewährleistet blieb. In Eingaben 
an den Vorsitzenden des Staatsrates Walter Ulbricht bzw. an den Ministerpräsidenten 
Willi Stoph wurden vor der Abschiedung wichtiger Gesetze von den Bischöfen sachlich be- 
gründet und in konstruktiver Form die kirchlichen Anliegen vorgetragen. Gegen nachge- 
wiesene Benachteiligung katholischer Bürger wurde beim Staatssekretariat für Kirchenfra- 
gen oder den örtlichen Räten vielfach erfolgreich Einspruch erhoben. 

Die katholischen Bischöfe in der DDR haben sich auf den Boden gegebener Tatsachen 
gestellt. Sie sind durchaus bereit, gegebene Leistungen und Errungenschaften anzuerken- 
nen, wie dies z.B. anläßlich des 20. Jahrestages der Gründung der DDR zum Ausdruck 
kam. Die Position der Bischöfe könnte man vielleicht ebenfalls mit „kritischer Solidari- 
tät‘‘ wohl am treffendsten charakterisieren. 

Die Bischöfe suchen keinen Kampf mit dem Regime. Sie bemühen sich, die Grundin- 
teressen der Kirche und der Gläubigen in der sozialistischen Gesellschaftsordnung zu wah- 
ren. In der Jugendweihe haben die Bischöfe ihren früheren Standpunkt aber 1969 modi- 
fiziert, da sie dem Umstand Rechnung tragen mußten, daß zahlreiche katholische Jugend- 
liche, die sich an der Jugendweihe beteiligten, sich selbst durch das Gelöbnis keineswegs 
auf den Atheismus verpflichtet fühlten. 


5. Faktische Veränderungen kirchlicher Strukturen: Angesichts des beharrlichen Drängens 
der Regierung auf betonte Eigenständigkeit der katholischen Kirche in der DDR gegen- 
über jeder westdeutschen Bevormundung bzw. jeglicher rechtlicher Abhängigkeit, wurde 
de facto den Wünschen der Regierung Rechnung getragen. Zwar ist formell und laut offi- 
ziellem Päpstlichen Jahrbuch die Berliner Ordinarienkonferenz immer noch nur eine der 
drei Bischöflichen Regionalkonferenzen der katholischen Kirche in Deutschland (neben 
der westdeutschen und der bayerischen) und wie diese in der Deutschen Bischofskonfe- 
renz zusammengeschlossen, doch de facto muß die Berliner Ordinarienkonferenz aber 
weitgehend eigenständig agieren. Eine Unterordnung unter die Deutsche Bischofskonfe- 
renz wird von der Regierung der DDR nicht gebilligt. Die Bischöfe aus der DDR erhalten 
auch nie eine Ausreisegenehmigung zur Teilnahme an den Sitzungen der Deutschen Bi- 
schofskonferenz. In der Praxis wirkt die Berliner Ordinarienkonferenz tatsächlich bereits 
als eigenständige nationale Bischofskonferenz der DDR. 

Die im Jahre 1970 neuernannten Weihbischöfe für Schwerin und Magdeburg wurden 
nicht mehr wie früher von den dafür eigentlich formell noch immer zuständigen westdeut- 
schen Diözesanbischöfen (Dr. Wittler, Osnabrück und Lorenz Kardinal Jäger, Paderborn) 
zu Bischöflichen Kommissaren ernannt, sondern direkt vom Heiligen Vater mit der Wahr- 
nehmung ihrerObliegenheiten in der DDR betraut. Die betreffenden westdeutschen Bischö- 
fe haben unausgesprochen auf ihr Ernennungsrecht im Ostteil ihrer Diözesen verzichtet, 
nachdem ihnen schon vorher das „Hineinregieren in die DDR“ unmöglich gemacht wor- 
den war. 

Während bis zur Ernennung des früheren Berliner Bischofs und früheren Vorsitzenden 
der Berliner Ordinarienkonferenz, Julius Kardinal Döpfner, zum Erzbischof von München 
und Freising, die Sitzungen der Berliner Ordinarienkonferenz in der Regel in Berlin statt- 
fanden (Kardinal Döpfner hatte seit 1957 keine Einreiseerlaubnis mehr für die DDR) 
und faktisch das kirchliche Wirken in der DDR von Westberlin aus koordiniert wurde, 
änderte sich dies mit der Ernennung des in Ostberlin residierenden Weihbischofs, Dr. Al- 
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fred Bengsch, zum Bischof von Berlin und seiner Wahl zum Vorsitzenden der Berliner 
Ordinarienkonferenz. Die Ernennung von Dr. Bengsch zum Bischof von Berlin erfolgte 
zufällig gerade in den schicksalschweren Tagen um den 13. August 1961. 

Nach der Errichtung der Mauer und der Ernennung von Dr. Alfred Bengsch zum Bischof 
von Berlin bzw. seiner Wahl zum Vorsitzenden der Berliner Ordinarienkonferenz wurde 
in Ostberlin allmählich ein Sekretariat der Berliner Ordinarienkonferenz eingerichtet und 
sofort auch für den in Ostberlin und der DDR gelegenen Hauptteil der Diözese Berlin ein 
vollarbeitsfähiges Ordinariat geschaffen. Vor dem 13. August 1961 gab es in Ostberlin ne- 
ben dem dort wirkenden Weihbischof nur eine mit dem Prälaten Drews besetzte Verbin- 
dungsstelle sowie die Redaktion des „St. Hedwigsblattes‘‘ als zentrale Instanzen. Das Bi- 
schöfliche Ordinariat des Bistums Berlin war in Westberlin etabliert, was vor dem 13. Au- 
gust 1961 zu einer teilweisen Vernachlässigung der kirchlichen Leitung im Ostteil der Ber- 
liner Diözese geführt hat, denn weder Kardinal Döpfner noch die in Westberlin wirkenden 
Ordinariatsräte konnten die Gemeinden in der Mark Brandenburg und Vorpommern besu- 
chen. Heute besitzt das Bistum Berlin situationsbedingt zwei vollarbeitsfähige Bischöfliche 
Ordinariate (eins in Westberlin und eins in Ostberlin). Wenn auch Kardinal Bengsch nur 
an drei Tagen im Monat sein Hirtenamt in Westberlin ausüben kann, so ist eine ausreichen- 
de pastorale Führung in Westberlin unter der Leitung von Generalvikar Prälat Wilhelm 
Albs und 8 Ordinariatsräten gewährleistet. Die Hauptsorge des Kardinals gilt verständli- 
cherweise der Kirche in der DDR, weil er als Vorsitzender der Berliner Ordinarienkonfe- 
renz unter schwierigen Bedingungen große Verantwortung zu tragen hat und weil auch 
der größte Teil seines Bistums in der DDR liegt. 

In den fünfziger Jahren erfolgte von Westberlin aus über kirchliche Rundfunk- und Fern- 
sehsendungen sowie durch Presse und Literatur eine offensiv geführte breite ideologische 
Auseinandersetzung mit dem Kommunismus in der DDR. Von Westberlin aus wurde da- 
mals den Katholiken in der DDR Hilfe für die politische und weltanschauliche Ausein- 
andersetzung im kommunistischen Alltag gegeben. Die einstige Funktion des frei agieren- 
den geistigen Führungszentrums für den Katholizismus in der DDR hat Westberlin aber 
seit 1961 nach und nach verloren. Diese Rolle ist aber auch heutzutage aus verschiedenen 
Gründen nicht mehr (jedenfalls nicht mehr im früheren Ausmaß) gefragt. 

Die Ernennung des DDR-Bürgers Dr. Alfred Bengsch zum Bischof von Berlin und seine 
Wahl zum Vorsitzenden der Berliner Ordinarienkonferenz sowie die vielfältig veränderte 
Situation (Errichtung der Mauer, Abschluß des Konzils, relative Entspannung im Verhält- 
nis Staat/Kirche in der DDR, Konsolidierung des Ulbricht-Regimes sowie westliche Be- 
mühungen, von der Phase der Konfrontation zur Phase der Kooperation mit den kommu- 
nistischen Staaten zu gelangen und den Kalten Krieg abzubauen) haben zwangsläufig auch 
tiefgreifende Auswirkungen auf das Agieren der katholischen Kirche in der DDR und in 
Westberlin gehabt. Die Kirchenpolitik der fünfziger Jahre ist heute nicht mehr praktika- 
bel, da sich die Bedingungen in vieler Hinsicht geändert haben. Die Bischöfe in der DDR 
stehen vor der Aufgabe, auf lange Sicht gesehen das pastorale und karitative Wirken der 
Kirche in der sozialistischen Umwelt zu sichern und die Tätigkeit der Kirchen den gegebe- 
nen gesellschaftlichen Realitäten anzupassen. 


In den siebziger Jahren sind in der Religions- und Kirchenpolitik der DDR voraussichtlich 
keine nennenswerten Veränderungen zu erwarten. Die Regierung der DDR wird weiterhin 
darauf bedacht sein, in diesem Bereich einen besonnenen Kurs zu steuern und weiterhin 
von neuen Großangriffen absehen. Im Innern und nach außen soll weitgehend der Ein- 
druck normalisierter Beziehungen zwischen Staat und Kirche erweckt werden. 

Wenn auch die Politik begrenzter Tolerierung der Kirchen im nächsten Jahrzehnt voraus- 
sichtlich fortgesetzt werden wird, so wird dabei streng darauf geachtet werden, daß dabei 
in jedem Fall eine Ausweitung des Einflusses der am äußersten Rand der sozialistischen 
Gesellschaft angesiedelten Kirchen vermieden wird. In aller Stille, ohne großen offenen 
Druck, wird versucht werden, die Kirchen ins Getto zu drängen. Die Führung der SED 
erwartet, daß sich die Kirchen in dem a- und antireligiös geprägten Klima der sozialisti- 
schen Gesellschaft immer mehr genötigt sehen, sich auf ihre wesentlichen inneren Aufga- 
ben zu beschränken und daß der fortschreitende Säkularisierungstrend die Kirchen viel 
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nachhaltiger und wirksamer als atheistische Propagandakampagnen schwächt. Zwar sind 
im nächsten Jahrzehnt die Kirchen als Institution kaum gefährdet, doch ihre Lage wird 
nicht rosig sein, weil sich der innere Auszehrungsprozeß ausbreiten könnte. 


b) Staatliche Kirchenpolitik 


Das Verhältnis des Staates zum Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR 
blieb das Hauptthema staatlicher Kirchenpolitik und der Auseinandersetzungen 
zwischen Kirche und Staat im Jahre 1970. Mit der Gründung des Bundes im 
Jahre 1969 hatte die staatliche Kirchenpolitik ohne Zweifel ein wichtiges, seit 
langem verfolgtes Ziel erreicht. Aber es war unverkennbar, daß das den Bund 
tragende Selbstverständnis ganz überwiegend von zentralen kirchlichen Überle- 
gungen bestimmt war. Weder war der Bund negativ von einer bloßen Absage 
an die bisherige Gemeinschaft aller evangelischen Landeskirchen in den beiden 
deutschen Staaten in der EKD her zu verstehen, noch hatte er eine den politi- 
schen Erwartungen gemäße Bindung an die eigene politische und gesellschaft- 
liche Umwelt vollzogen. In der Sicht des Staates waren die Gründung des Kir- 
chenbundes und die mit ihm gegebenen neuen organisatorischen Möglichkeiten 
wirksamer Zusammenarbeit unter diesen Umständen eher geeignet, die kirchli- 
che Seite zu stärken, als sie in die gewünschte politische Abhängigkeit zu brin- 
gen. Hinzukam, daß die staatliche Seite eine auch nur organisatorische Tren- 
nung von den Kirchen in der Bundesrepublik erst dann für voll durchgeführt 
halten konnte, wenn auch die EKU und die Evangelische Kirche in Berlin-Bran- 
denburg ihre besonders gelagerten Westverbindungen gelöst haben würden. So 
erklärt es sich, daß der Staat, der ja auch schlecht seinerseits wieder hinter die 
Bundesgründung zurückgehen konnte, weiterhin bis zum Ende der Berichtszeit 
seine abwartende Haltung beibehielt, nicht ohne doch mehr und mehr eine prak- 
tische Kooperation mit dem Kirchenbund hinzunehmen. 

Die verbliebenen Differenzen entzündeten sich vornehmlich an dem bereits in 
der Gründungsphase umstrittenen Artikel 4 Absatz 4 der Ordnung des Kirchen- 
bundes mit dem Bekenntnis zu der besonderen Gemeinschaft der ganzen evan- 
gelischen Christenheit in Deutschland (s. Kirchl. Jahrbuch 1969, S. 265-276). 
Der Kirchenbund hielt seine Linie weiterhin durch, weder eine Beseitigung noch 
eine Änderung noch eine den politischen Wünschen Rechnung tragende Interpre- 
tation dieser Verfassungsbestimmung zuzulassen. Ein Nachgeben in dieser Frage 
hätte das Selbstverständnis des Kirchenbundes in Richtung auf eine Negativ- 
Orientierung verschoben. So erfuhr denn auch das strategische Ziel der staatli- 
chen Kirchenpolitik eine Verschiebung, indem sie mehr und mehr auf eine ir- 
gendwie faßbare ideologische Bindung an den politisch-gesellschaftlichen Raum 
eines sich humanitär verstehenden Sozialismus und seiner Staatsform in der DDR 
drängte. Eine solche Bindung sollte die Bedingung für die offizielle Anerkennung 
des Kirchenbundes durch den Staat und zugleich ein integrierender Bestandteil 
des kirchlichen Selbstverständnisses sein. Die alte These der staatlichen Seite, 
daß die Kirchenpolitik einen Bestandteil der allgemeinen Staats- und Gesell- 
schaftspolitik bildet, wäre damit auch durch die Kirche selbst aufgenommen 
worden. Die Kirche würde eine wichtige gesellschaftliche Aufwertung erfahren, 
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in Wirklichkeit aber würde sie den Weg einer kirchlich untragbaren Abhängig- 
keit gehen. 

Man sollte nicht übersehen, daß die kirchliche Entscheidung auf diesem gan- 
zen Felde nicht ganz so einfach und selbstverständlich ist, wie es manchem 
westlichen Beobachter erscheinen mag. Frontstellung und Abhängigkeitsver- 
hältnisse sind nach allen Seiten hin in gleicher Weise zu vermeiden, sowohl ge- 
genüber den westlichen Kirchen wie gegenüber der eigenen politisch-gesellschaft- 
lichen Umwelt. Den Kirchen in der DDR wird dazu Kraft zur geistigen Präzision, 
Mut zur Unabhängigkeit und Bereitschaft zu Mißverständnis und Leiden abge- 
fordert. 

Das so beschriebene kirchenpolitische Jahr 1970 wurde, wie man sagen muß, 
in üblicher Weise am Jahrestag des 9. Februar 1961, der seitdem regelmäßig ge- 
feierten Begegnung zwischen dem Staatsratsvorsitzenden Walter Ulbricht und 
einer Delegation christlicher Persönlichkeiten unter der Leitung von Prof. D. 
Emil Fuchs, eröffnet. Die CDU hatte zum 9. Februar 1970 zu einer mit Gästen, 
Rednern und Grußworten besonders reich ausgestatteten Tagung des Präsidiums 
des Hauptvorstandes der CDU nach Leipzig eingeladen. Dadurch erfuhr der pro- 
grammatische Charakter der Tagung eine besondere Unterstreichung, nicht zu- 
letzt im Blick auf die für die nächsten Monate bevorstehenden Synodaltagungen 
von Berlin-Brandenburg Ost und West, der EKU Ost und West, des Kirchenbun- 
des in der DDR, der VELKDDR und auch der EKD in Stuttgart. Es ist angemes- 
sen, diese Tagung, auf die im Laufe des Jahres immer wieder zurückgegriffen 
wurde, hier ausführlich zu dokumentieren (s. „Neue Zeit‘ Nr. 34 vom 10. Fe- 
bruar, Nr.35 vom 11. Februar und Nr.50 vom 28. Februar 1970). 

Das Grußwort von Emil Fuchs sei hier auch deshalb im vollen Wortlaut wieder- 
gegeben, weil es seine letzte größere Öffentliche Äußerung vor seinem einige 
Monate später erfolgten Tode war. 


ERFÜLLT MIT GENUGTUUNG 


Grußschreiben von Professor D. Emil Fuchs 
Liebe Freunde! 

Es bewegt mich sehr, in meinem hohen Alter erleben zu dürfen, daß sich zum neunten 
Male der Tag des bedeutsamen Gespräches vom 9. Februar 1961 jährt. Meine Gedanken 
sind bei Ihnen, die Sie aus diesem Anlaß zu einer theoretischen Arbeitsberatung über die 
Verantwortung und Bewährung des Christen in der sozialistischen Menschengemeinschaft 
versammelt sind. Mit Dankbarkeit erfüllt es mich, daß ich trotz körperlicher Hinfälligkeit 
noch über die Frische und Kraft des Geistes verfüge, um innerlich voll an dem teilnehmen 
zu können, was Sie beschäftigt und bewegt. 

Meine Gedanken schweifen zurück zu den Empfindungen und Überlegungen, die mich 
erfüllten, als ich seinerzeit die Programmatische Erklärung des Vorsitzenden des Staats- 
rates, Walter Ulbricht, vom 4. Oktober 1960 las. Spontan hatte ich das Gefühl, daß auf die- 
se staatsmännischen und weitsichtigen Ausführungen, in denen auch den Christen vertrau- 
ensvoll die Hand ausgestreckt wurde, ein Echo laut werden müßte. Ich schrieb einen Brief 
an den Staatsratsvorsitzenden und meinte, daß es gut wäre, wenn nicht nur ich allein, son- 
dern eine größere Anzahl von christlich denkenden Bürgern mit mir diesen Brief unter- 
schreiben würden. 

Ich stellte mir nur eine ganz kleine Sache vor. Noch lagen ja die Jahre erst ganz 
kurz zurück, in denen der kalte Krieg und der Antikommunismus die Herzen vieler Men- 
schen vergiftet hatte, die zwar Christen zu sein wähnten, die aber nicht der Stimme des 
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Evangeliums ihr Ohr schenkten, sondern einen Bischof Dibelius oder dem Rias. Deshalb 
hatte ich nur geringe Hoffnungen. 

Der Christlich-Demokratischen Union habe ich es zu danken, die ihre Funktionäre und 
aktiven Mitglieder einschaltete, daß der Text meines Briefes mehreren zehntausend Chri- 
sten vorgelegt werden konnte. Mit meinen eigenen Möglichkeiten hätte ich nur vielleicht 
einige Zehn, kaum viel mehr als ein rundes Hundert erreichen können. In meinen kühn- 
sten Träumen hätte ich es nicht für möglich gehalten, daß 32000 Mitchristen unterschrei- 
ben würden. 

Als dann die Aktion abgeschlossen war, kamen eine Reihe von Menschen zu mir und 
sagten: „Ich wußte ja gar nicht von dieser Unterschriftensammlung. Gern hätte auch ich 
unterschrieben.“ Da wurde mir deutlich, was doch für ein großer Umschwung des Dehkens 
stattgefunden hatte. Ich durfte mich als Sprecher von noch viel mehr gläubigen Christen 
betrachten, als namentlich auf den Briefbogen standen, die wir dann in großen Kassetten 
am 9. Februar 1961 dem Staatsratsvorsitzenden überreichen konnten. 

Die Bedeutung dieser Unterredung ist schon oft herausgestellt worden, so daß ich dies 
nicht zu wiederholen brauche. Einen anderen Gedanken möchte ich hervorheben. Bei 
mancher Sache kommt es auf den Augenblick an. Mein Schreiben damals war in einer 
Stunde ausgegangen, in der sich eine neue Entwicklung anbahnte. Mir ist bewußt, wie ge- 
ring mein persönliches Verdienst ist. Die Entwicklung war eben weit genug fortgeschritten, 
daß ein solches Ergebnis möglich war. Trotzdem bin ich dankbar, daß es mir vergönnt war, 
gleichsam als Vertrauensmann von Zehntausenden von Christen aufzutreten, der ich mich 
von Jugend an der Sache der kämpfenden Arbeiterbewegung verbunden gefühlt habe. Mein 
Lebenswerk erhielt seine Krönung, als ich dem Leiter unseres Arbeiter- und-Bauern-Staates 
gegenüberstehen konnte. 

Heute sind wir in einer ganz anderen Situation. Was bedeutete es vor zehn Jahren, wenn 
ein Theologe sich bereit erklärte, für das Amt eines Volksvertreters zu kandidieren! In rund 
sechs Wochen haben wir wieder Kommunalwahlen. Aber heute ist es schon zur Selbstverständ- 
lichkeit geworden, daß auch Pfarrer, auch Theologen und hauptamtliche Mitarbeiter der Kirche 
kandidieren. Der Sozialismus hat sich auch in den kirchlichen Kreisen durchgesetzt. 

Wir wußten schon vor zehn Jahren, daß es einmal so kommen würde. Aber vorstellen 
konnten wir es uns nicht. Heute ist es auch selbstverständlich, daß mit der ganzen fort- 
schrittlichen Menschheit Christen zu denen gehören, die am 100. Geburtstag Wladimir 
Iljitsch Lenins diesen größten Menschen unseres Jahrhunderts ehren. 

Dies erfüllt mich mit großer Genugtuung. Ich bin wohl der erste Theologe gewesen, der 
das wissenschaftliche Werk Lenins in einer theologischen Abhandlung gewürdigt hat. Mei- 
ne Abschiedspredigt, als ich Eisenach verließ, hat seinerzeit viele bürgerliche Kirchgänger 
schockiert, weil ich von Lenin auf der Kanzel sprach. 

Wir ehren in Lenin den außerordentlichen Staatsmann und Menschenführer. Wir bewun- 
dern die Kraft und die Tiefe seines durchdringenden theoretischen Verstandes. Aber was 
mich immer am meisten an Lenin bewegte, war die außerordentliche Kraft, die Wärme und 
die Entschiedenheit seines Menschentums. Die Erinnerungen Clara Zetkins an Lenin, die 
ich schon in den Jahren der Weimarer Republik las, gehören zu denjenigen Büchern, die 
mich am meisten beeindruckt haben. 

Die Entwicklung des Sozialismus in der DDR hat gegenwärtig eine Stufe erreicht, wo 
neben die Aufgaben des ökonomischen Wachstums, der politischen Stärkung und Siche- 
rung immer mehr die Vervollkommnung der menschlichen Beziehungen tritt. Dies ist es 
ja, was uns als Christen zum Sozialismus geführt hat: daß er die besten Möglichkeiten 
menschlicher Entfaltung bietet. In diesem Sinne können wir von Lenin lernen: von seiner 
Bescheidenheit, seiner Güte und seiner grenzenlosen Hingabe für das Wohl anderer. 

Liebe Freunde! Ich wünsche Ihnen, daß alle die Themen, deren Behandlung Sie auf Ihr 
Programm gesetzt haben, Sie mit neuen Einsichten und Impulsen bereichern. Wir Christen 
sind der Welt vieles von dem schuldig geblieben, was wir ihr vom Evangelium her leisten 
sollten. Vielleicht wird aber der Christenheit in der DDR doch ein neuer Anfang geschenkt, 
daß sie etwas beitragen kann zum Wachsen echter Gemeinschaft, indem der Geist christli- 
cher Liebe sich in seiner wirklichen Kraft darstellt. 


Ich grüße Sie recht herzlich D. Emil Fuchs 
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Auch Landesbischof Moritz Mitzenheim hatte ein Grußwort gesandt, das in sei- 
ner wohlüberlegten Formulierung nicht der Mahnung zur gleichberechtigten Be- 
handlung des christlichen Bürgers entbehrte. 


MIT DEM BLICK NACH VORWÄRTS 
Grußschreiben von Landesbischof D. Dr. Mitzenheim 


Sehr geehrter, lieber Herr Vorsitzender! Liebe Freunde der Christlich-Demokratischen Uni- 
on Deutschlands! 

Für Ihre freundliche Einladung zu der Leipziger Tagung am 9. Februar 1970 danke ich 
Ihnen. Aus dienstlichen Gründen ist es mir diesmal leider nicht möglich, an der traditio- 
nellen Veranstaltung des Präsidiums des Hauptvorstandes teilzunehmen. Ich kann Ihnen 
daher nur schriftlich ein Wort herzlichen Grußes mit den besten Wünschen für einen er- 
folgreichen Verlauf der Tagung übermitteln. 

Der interessante Themenkreis Ihrer diesjährigen Begegnung ist weitgespannt und steht 
unter dem guten Generalthema „Verantwortung und Bewährung des Christen in der sozia- 
listischen Menschgemeinschaft“. 

Neun Jahre nach’dem Gespräch von 1961 und fast zwei Jahre nach der Verabschiedung 
unserer sozialistischen Verfassung ist der Grundsatz unbestritten, daß jeder christliche Bür- 
ger gleichberechtigt und gleichverpflichtet in der sozialistischen Menschgemeinschaft steht. 
Das war nicht immer so. Diese Erkenntnis hat sich langsam durchgesetzt,und das Ereignis, 
dessen Sie heute gedenken, war ein wichtiger Schritt in dieser Entwicklung. Heute gilt es, 
die grundsätzliche Erkenntnis jeweils konkret zu entfalten und immer mehr zur entschei- 
denden Maxime für die Lösung einzelner Fragen werden zu lassen. 

Wir stehen wenige Wochen vor den Wahlen zu den örtlichen Volksvertretungen. Ich hal- 
te es für wichtig und wünschenswert, daß die christlichen Bürger im Geiste einer solchen 
Verpflichtung zur Mitarbeit sich nicht nur am Wahltag, sondern auch in der Vorbereitung 
der Wahlen aktiv beteiligen. Es gilt, in den Kreisen, Städten und Gemeinden unseres Staa- 
tes die Voraussetzungen für ein Leben zu verstärken, das allen Bürgern Anteil am Reichtum 
unserer Kultur gibt und in jeder Beziehung gesichert ist. Alle diese Arbeit in unserer Re- 
publik und für unsere Republik dient im letzten Grunde dem einen großen Ziel: den Weg 
des Friedens, den Weg der sozialen Gerechtigkeit und der Völkerfreundschaft unbeirrt 
weiterzugehen. 

Mit großer Aufmerksamkeit und mit lebendigem Interesse verfolgt die Bevölkerung unse- 
rer ganzen Republik die Bemühungen des Staatsratsvorsitzenden und der Regierung um Ent- 
spannung und europäische Sicherheit. Unsere Deutsche Demokratische Republik als souverä- 
ner und gefestigter Staat hat einen unverzichtbaren Anspruch auf normale völkerrechtliche 
Beziehungen zu allen Staaten, unabhängig von ihrer Gesellschaftsordnung. Auch zur Bun- 
desrepublik, deren Wirtschafts- und Herrschaftsstrukturen von unseren Verfassungsgrund- 
sätzen und unserer Verfassungswirklichkeit grundsätzlich verschieden sind, erstreben wir 
auf der Basis der Gleichberechtigung normale völkerrechtliche Beziehungen. Wir wissen, 
daß nur eine solche Gestaltung des Verhältnisses zwischen den beiden deutschen Staaten 
Fortschritte auf dem Wege zur Stabilisierung des Friedens in Europa bringen kann. Chri- 
sten erstreben aus Glaubensgründen und um der Menschlichkeit willen den Frieden. 25 Jah- 
re nach dem Ende des zweiten Weltkrieges ist es hohe Zeit, aus dem Stadium der Zwischen- 
lösungen herauszufinden und unter Anerkennung und Berücksichtigung der Realitäten zu 
neuen Formen im zwischenstaatlichen Verkehr auch mit der deutschen Bundesrepublik 
zu kommen. 

Mit dem Blick nach vorwärts sollen sich auch die christlichen Bürger unserer Republik da- 
für einsetzen, daß die kommenden Generationen ein erfülltes Leben in Frieden, in sozialer 
Sicherheit menschlich gestalten können. Daß von der Leipziger Tagung am 9. Febrauer 
1970 Impulse ausgeben möchten, die den christlichen Mitbürgern unserer Republik Mut 
machen, für dieses Ziel, jeder in seinem Wirkungsbereich, beharrlich und zukunftsgewiß ein- 
zutreten, ist mein Wunsch an Sie alle. 


Mit guten Grüßen und Wünschen Ihr D. Mitzenheim 
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Von Interesse dürfte auch die Grußansprache des stellvertretenden Direktors des 
Bereichs Theologie der Karl-Marx-Universität Leipzig Prof. Dr. Kurt Meier sein. 


INTENSIVES MITEINANDER 
Aus der Grußansprache von Prof. Dr. Kurt Meier 


Ein Meilenstein auf dem Weg gesellschaftlich bezogener Verantwortung war das Gespräch 
“ vom 9. Februar 1961, in dem der Staatsratsvorsitzende Walter Ulbricht und eine Delega- 
tion evangelischer Theologen und christlicher Persönlichkeiten unter Leitung unseres Fakul- 
tätsseniors Prof. Emil Fuchs den gesellschaftlichen Weg der evangelischen Theologie und 
den staatsbürgerlichen Weg der Christen in der DDR miteinander erörterten. Da Emil 
Fuchs durch sein langjähriges Wirken an unserer Fakultät das Profil unserer Arbeit im 
starken Maße bestimmt hat, sind wir an einer solchen Veranstaltung, wie sie Sie heute 
zusammengeführt hat, schon aus diesem Grunde innerlich beteiligt. Vor allem aber ist es 
der bedeutsame theologische und gesellschaftliche Sachgehalt des Gesprächs vom 9. Fe- 
bruar, der uns fortlaufend beschäftigt. Hier ist von einer humanistischen Gemeinsamkeit 
ausgehend dem praktischen Dialog von Christen und Marxisten ein neuer Akzent gegeben 
worden, der die gesellschaftlichen Konsequenzen urchristlicher Verkündigung für unsere 
Situation neu aktualisieren konnte. 

Es darf hervorgehoben und dankbar anerkannt werden, daß dies eine geistige Grundlage 
für den Verlauf der Diskussion um die Hochschulreform an unserer Fakultät war. Was 
über das Berufsbild des Pfarrers in der DDR, über die Ausbildungsprobleme erarbeitet wur- 
de, im Zusammenwirken von Studenten und Lehrkörper, steht im Kontext dieses neuen 
Ansatzes der Orientierung des Christen in der sozialistischen Gesellschaft. 

Es wird mit Recht gesagt: Der Sozialismus ist so gut, wie alle ihn mitgestalten. Solche 
Aktivität wird Menschen verschiedener Weltanschauungen miteinander vereinen. Das erfor- 
dert, daß man sich immer wieder — wie Sie es heute getan haben — zusammenfindet, um 
die neuen Aufgaben miteinander zu besprechen. Auf alle Fälle führt das hinein in das Le- 
ben unseres Staates und unserer Gesellschaft. Nicht eine Haltung des Abwartens, der 
Scheu vor konkretem Engagement entspricht dem christlichen Gesellschaftsauftrag, sondern 
solidarisches Mitgestalten und beteiligte Aufmerksamkeit. 

Was am 9. Februar 1961 zwar nicht begann, aber eine bedeutsame Zusammenschau erfuhr, 
ist weiter gelaufen. Christen und Marxisten haben ihr Zusammenwirken intensiviert, haben 
im Ringen um den Weltfrieden und um soziale Gerechtigkeit viel leisten können. Von marxi- 
stischer Seite hat das Hermann Matern in seinem Vortrag „Unser gemeinsamer Weg zur sozia- 
listischen Menschengemeinschaft‘“ erneut hervorgehoben. Programmatisch konnte er formu- 
lieren: „Unsere Politik ist darauf gerichtet, daß jeder Schritt zur weiteren Entfaltung unse- 
res gesellschaftlichen Systems von der Einsicht, der Überzeugung und der Bewußtheit unse- 
rer Bürger getragen wird.“ 


Wie der Staatssekretär für Kirchenfragen Hans Seigewasser den „Klärungs- und 
Entwicklungsprozeß unter Geistlichen und kirchlichen Amtsträgern“ versteht, 
geht aus seiner Begrüßungsrede hervor. 


DER REVOLUTIONÄRE PROZESS ERFASST ALLE 
Begrüßungsrede von Staatssekretär Hans Seigewasser 


Mit Freude ergreife ich die mir angebotene Gelegenheit, einige Worte des Grußes und auch 
des Dankes an Sie zu richten. 

Ich wünsche Ihnen allen, die Sie heute hier in Würdigung des bedeutsamen Gespräches 
“ vom 9. Februar 1961 zusammengekommen sind, viel Erfolg zu dieser Beratung über Pro- 
bleme unserer gemeinsamen Arbeit. 

Ich danke aber besonders den Freunden des Präsidiums und des Hauptvorstandes der 
Christlich-Demokratischen Union für ihre ständige Initiative, diesen Tag zum Mittelpunkt 
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neuer Überlegungen und neuer Aktivitäten im Dienste unserer sozialistischen Gesellschaft, 
besonders in der Vertiefung unserer sozialistischen Menschengemeinschaft, zu machen. 

Daß die Veranstaltungen anläßlich der Würdigung des 9. Februar 1961 niemals zur Rou- 
tine geworden sind, ist zweifellos ein Verdienst von Ihnen, sehr geehrter, lieber Freund 
Gerald Götting, und Ihrer Mitarbeiter. 

Unsere sozialistische Menschengemeinschaft, von der wir heute mit so großer Genugtu- 
ung und auch mit berechtigtem Stolz sprechen, weist viele bemerkenswerte Stationen in 
ihrer Entwicklung auf. 

Marksteine auf unserem gemeinsamen Wege waren z.B. die großen Parteitage der Sozia- 
listischen Einheitspartei Deutschlands, besonders ihr VII. Parteitag, die Kongresse der Na- 
tionalen Front des demokratischen Deutschland, bedeutende Parteitage der Blockparteien 
— hier sei im besonderen der 12. Parteitag der CDU 1968 genannt — und andere große 
gesellschaftliche Ereignisse, wie etwa die Bitterfelder Konferenzen auf dem Gebiet der so- 
zialistischen Kulturpolitik, die umfassenden und vielfältigen ökonomischen Konferenzen 
zur Meisterung der wissenschaftlich-technischen Revolution, die großartigen Bauernkon- 
gresse und die von sozialistischem Optimismus erfüllten Beratungen der alten und jungen 
Schrittmacher. 

Selbstverständlich ist es unmöglich, in einer solchen Zusammenfassung alle Ereignisse zu 
würdigen. Der Hinweis auf die wichtigsten erklärt aber bereits den umfassenden Entwick- 
lungsprozeß unserer sozialistischen Gesellschaft. 

Zwei siegreiche Revolutionen, die antifaschistisch-demokratische und die sozialistische, 
haben die Menschen der Republik revolutioniert — und umgekehrt: die vom Geist ge- 
meinsamer sozialistischer Verantwortung geleiteten Bürger unseres Staates haben durch 
ihre Initiative und ihren schöpferischen Arbeitselan die ständige revolutionäre Verände- 
rung ihrer materiellen Bedingungen bewirkt. 

Der sozialistische Staatsbürger in der sozialistischen Menschengemeinschaft also ist das 
geschichtlich bedeutungsvollste Ergebnis des revolutionären Prozesses, der sich in der Deut- 
schen Demokratischen Republik vollzogen hat und immer noch vollzieht. 

Dieser Prozeß erfaßt alle, auch die Geistlichen und kirchlichen Amtsträger. Wer sich z.B. 
daran erinnert, was die am 19. August 1969 auf der Wartburg versammelten Kirchenver- 
treter erklärt haben, nämlich, daß gemeinsame humanistische Verantwortung heute das 
„Ja“ zum Sozialismus erfordert, der wird auch ermessen können, welche großartige Ent- 
wicklung wir seit dem 9. Februar 1961, dem Tage des Gesprächs zwischen Walter Ulbricht 
und Emil Fuchs, erlebt haben. 

Damals wurde die Unterredung: zwischen dem hervorragenden sozialistischen Staatsmann, 
dem Repräsentanten des Marxismus-Leninismus, und dem bedeutenden Nestor der Theolo- 
gen der DDR im Bereich der Kirche wie auch außerhalb ihrer Reihen als eine Sensation 
angesehen. 

Jeder, der nur einigermaßen Verständnis für die gesellschaftliche Entwicklung in der 
DDR und die sich aus ihr ergebenden politisch-moralischen und menschlichen Konsequen- 
zen aufbringen konnte, verstand aber damals bereits, daß dieses Gespräch nicht sensationell, 
sondern geschichtlich folgerichtig war. 

Die Tatsache, daß es von Anfang an mehr war als eine unverbindliche Deklamation, daß 
es zu einem verbindlichen gemeinsamen Bekenntnis zum konkreten, zum sozialistischen 
Humanismus führte, leitete auf dem spezifischen Sektor der Beziehungen von Vertretern 
der Kirche zur sozialistischen Staatsmacht die Wende ein. 

Große Verdienste um diese neue Entwicklung hat neben dem Theologen Professor D. 
Emil Fuchs vor allem Herr Landesbischof D. Dr. Moritz Mitzenheim. Es erübrigt sich zwei- 
fellos, in diesem Kreis über die große Bedeutung des Wartburggesprächs vom 18. August 
1964 Ausführungen zu machen. Auf einer höheren Stufe der gesellschaftlichen Entwick- 
lung setzte es neue Maßstäbe. Wir dürfen heute, mehr als fünf Jahre danach, Kriterien her- 
ausarbeiten, die die Wechselbeziehungen sozialistischer Humanismus — sozialistische Staats- 
macht verdeutlichen: Wer auch immer im Bereich der Kirche konkrete Vorstellungen vom 
notwendigen konkreten Frieden hat, kann nicht umhin, aus christlicher Verantwortung für 
den Frieden den bewußten Schritt zur staatsbürgerlichen Verantwortung zu machen! 

Wer der Idee des Friedens, der Sicherheit und des Wohlstandes für alle eine staatlich or- 


210 


ganisierte Heimstatt geben will, der kann nicht anders, als sich zur Deutschen Demokrati- 
schen Republik und zu ihrer nationalen und internationalen Mission zu bekennen. 

Über diesen Aufgabenkomplex sprach vor einigen Wochen das Mitglied des Politbüros 
des Zentralkomitees der SED, Genosse Hermann Matern, vor leitenden Funktionären der 
CDU. Sein umfassendes Referat enthielt eine tiefschürfende Analyse der Entwicklung zur 
humanistischen Gemeinsamkeit unter besonderer Berücksichtigung der vertrauensvollen 
und freundschaftlichen Zusammenarbeit im demokratischen Block. Hermann Matern gab 
aber auch eine geschichtlich fundierte Würdigung des spezifischen Beitrags der CDU an den 
- gemeinsamen Erfolgen. 

Als am 20. Jahrestag der Deutschen Demokratischen Republik Millionen Bürger das gemein- 
sam Errungene voller Begeisterung und innerer Anteilnahme feierten, bekundeten auch viele 
Geistliche und kirchliche Amtsträger ihren Stolz, Bürger unseres sozialistischen Staates zu sein. 

Wir haben den berechtigten Optimismus, daß dieser Klärungs- und Entwicklungsprozeß 
unter Geistlichen und kirchlichen Amtsträgern auch von der heutigen Zusammenkunft gei- 
stig befruchtet wird und daß von ihr für den spezifischen Aussagebereich dieser Veranstal- 
tung neue Initiativen ausgehen. 

In diesem Sinne noch einmal viel Erfolg! 


Das Hauptereignis des Tages bildete das Referat des Parteivorsitzenden Gerald 
Götting, in dem er ausführlich das Programm einer geistigen und gesellschaftli- 
chen Neuorientierung der Kirchen vertrat und mit einer Reihe von aktuellen po- 
litischen und kirchenpolitischen Forderungen versah. Hier folgt ein wesentlicher 
Auszug aus dem Referat (in der Fassung und mit den Zwischenüberschriften 
der „Neuen Zeit“ Nr.84 vom 10. Februar 1970, S. 3/4). 


VERANTWORTUNG UND BEWÄHRUNG DES CHRISTEN 
IN DER SOZIALISTISCHEN MENSCHENGEMEINSCHAFT 


Aus dem Referat Gerald Göttings auf der Tagung des Präsidiums 
des Hauptvorstandes mit christlichen Persönlichkeiten 


Auszug 


Ungezählte christliche Bürger handeln seit Jahren nach dieser Erkenntnis. Zehntausende 
christliche Demokraten sind dabei vorangegangen, und viele parteilose Glieder der Gemein- 
den sind ihnen gefolgt, darunter eine wachsende Zahl kirchlicher Amtsträger. Das Gespräch 
vom 9. Februar 1961 war Ausdruck und Ergebnis dieses Prozesses und zugleich Ausgangs- 
punkt gesteigerter und verbreiterter Aktivität bei der Gewinnung christlicher Bürger für die 
Mitarbeit an der Stärkung unserer Republik. Unter dem Eindruck dieser staatsbürgerlichen 
Entscheidung weiter Kreise der christlichen Bevölkerung ist auch in den Kirchenleitungen 
und Synoden die geistige Klärung und Selbstbesinnung von Jahr zu Jahr fortgeschritten, 
zwar mit unterschiedlicher Intensität und nicht überall in dem gleichen Tempo, aber doch 
mit unverkennbar vorwärtsweisender Tendenz. Vorbei sind heute die Zeiten, da die politi- 
sche und kirchliche Reaktion in Westdeutschland und Westberlin sich noch der Hoffnung 
hingeben konnte, in kirchlichen Kreisen der DDR eine Massenbasis für die Pläne zur Re- 
stauration der bürgerlich-kapitalistischen Verhältnisse, ein Reservoir für den kalten Krieg 
gegen den Sozialismus zu finden. Die Mehrzahl der christlichen Bürger weiß sich in den 
Grundfragen des Friedens und des gesellschaftlichen Neuaufbaus prinzipiell eins mit der 
Politik unseres Staates, der ihnen — nicht zuletzt dank ihrer eigenen Mitarbeit und auf 
Grund ihrer eigenen praktischen Erfahrungen — zum sozialistischen Vaterland geworden ist. 
Die Zeit der Vorbereitung des 20. Jahrestages der DDR hat das in bisher nicht erlebtem 


Umfang erwiesen. 
Selbstbefreiung von den Einflüssen der NATO-Kirchen 


Auch in kirchenleitenden Kreisen hat sıch angesichts dieser gefestigten staatsbürgerlichen 
Haltung einer zunehmenden Zahl christlicher Bürger die Bereitschaft zur Neuorientierung 
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immer weiter durchgesetzt. Die Aussprache über den Verfassungsentwurf und die Arbeit 
aller in der Nationalen Front zusammengeschlossenen Kräfte an der Durchführung unserer 
sozialistischen Verfassung haben, gerade weil die Hauptfragen von ihnen klar gestellt und 
beantwortet wurden, diesen Prozeß des Umdenkens in kirchlichen Kreisen wesentlich ge- 
fördert, die realistisch denkenden Kräfte in den Kirchen ermutigt und die Selbstbefreiung 
von den Einflüssen der NATO-Kirchen unterstützt. Immer mehr Geistliche und Theologen 
gelangen zu der Auffassung, daß sie ihrer Verantwortung gegenüber den Gemeindegliedern 
und gegenüber der Gesellschaft nur gerecht werden können, wenn sie sich mit dem Wesen 
unserer sozialistischen Umwelt vertraut machen und auf ihre Weise den Gliedern der Ge- 
meinden helfen, sich in ihr als Christen und als Bürger zu bewähren. 

Mit der Bildung des Bundes Evangelischer Kirchen in der DDR haben die evangelischen 
Landeskirchen einen Schritt getan, um die innerkirchlichen Ordnungen in Übereinstimmung 
mit der sozialistischen Verfassung zu bringen, die unheilvollen Bindungen an die westdeut- 
schen Militärkirchenleitungen zu lösen und dadurch Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß in Zukunft Zeugnis und Dienst der Kirche unter Beachtung der Prinzipien der Verfas- 
sung und damit auch der Interessen der Glieder der evangelischen Kirchengemeinden aus- 
gerichtet werden. 

Die Beschlüsse der 1. Synode des Bundes Evangelischer Kirchen in der DDR im Septem- 
ber 1969 in Potsdam haben juristisch und organisatorisch den evangelischen Kirchen in der ° 
DDR die Möglichkeit für eine eigenständige Arbeit eröffnet und eine Kirchenstruktur be- 
seitigt, die von westdeutschen kirchlichen Kreisen im Sinne des kalten Krieges und der Bon- 
ner Alleinvertretungsanmaßung mißbraucht worden war. Die evangelische Kirche in Thü- 
ringen hat darüber hinaus auf ihrer Synode im Dezember 1969 durch die Änderung und 
Berichtigung der Ordnung der Landeskirche dieser Entwicklung des Bundes Evangelischer 
Kirchen für ihren Bereich voll Rechnung getragen. Sie hat damit gleichzeitig ein Beispiel 
gegeben für alle anderen Landeskirchen, die, wenn sie verantwortungsbewußt in der sozia- 
listischen Gesellschaft wirken wollen, auf ihren kommenden Synoden den mit der Bildung 
des Bundes gegebenen Fakten zweifellos ebenfalls Rechnung tragen werden. 


Klare Schlußfolgerungen aus den Realitäten ziehen 


Dementsprechende Konsequenzen erwarten wir insbesondere von den in der DDR wirken- 
den unierten Kirchen und namentlich von der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg. 
Auch für sie gilt der von Landesbischof Mitzenheim schon im Februar 1968 formulierte 
Grundsatz, daß die Staatsgrenzen auch die Grenzen für die kirchlichen Organisationsmög- 
lichkeiten bilden. Wir hoffen sehr, daß die Synodalen auch dieser Kirchen trotz der ver- 
stärkten Beeinflussungsversuche westdeutscher und Westberliner Kreise sich bereit finden 
werden, klare Schlußfolgerungen aus den Realitäten zu ziehen, wenn sie nicht ihre eigene 
Zustimmung zur Bildung des Bundes Evangelischer Kirchen in der DDR im nachhinein in 
Frage stellen und unglaubwürdig erscheinen lassen wollen. 

Für die Evangelische Kirche der Union und ihre Dienststellen gilt logischerweise dasselbe 
wie für die EKD: Ihre Ordnung und der Umstand, daß in ihren sogenannten gesamtdeut- 
schen Institutionen Bürger der DDR Funktionen ausüben, sind nicht nur anachronistisch; 
sie stehen im Widerspruch zur Verfassung und belasten darüber hinaus die Bemühungen 
des Bundes und jener evangelischen Landeskirchen, deren leitende Persönlichkeiten gro- 
Benteils aufrichtig um die Entwicklung vertrauensvoller Beziehungen zum sozialistischen 
Staat bemüht sind. 


Eindeutige Trennung von der Westberliner Kirche 


Vor der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg steht unausweichlich die Aufgabe, die 
logischen Folgerungen aus der Tatsache zu ziehen, daß Westberlin ein besonderes politi- 
sches Territorium darstellt. Das erfordert eine klare Trennung von der Westberliner Kir- 
che, die nach wie vor der sogenannten Evangelischen Kirche in Deutschland angehört. Um die 
Eigenständigkeit der Berlin-Brandenburgischen Kirche in Organisation, Jurisdiktion, Verwal- 
tung und Leitung zu gewährleisten, ist es unerläßlich, alle Bestimmungen der Grundord- 
nung und der sogenannten Notverordnung, die dem entgegenstehen, für ungültig zu er- 
klären, insbesondere jene, die die Zugehörigkeit zur EKU und zur EKD betreffen. Nur 
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so wird der glaubwürdige Beweis dafür erbracht, daß die Berlin-Brandenburgische Kirche 
den verfassungsrechtlich fixierten Realitäten Rechnung trägt. Eine irgendwie geartete Ein- 
heit mit der Westberliner EKD-Kirche ist weder mit dem Grundsatz, daß die Staatsgren- 
zen auch die Grenzen der kirchlichen Organisationsmöglichkeiten bilden, noch mit der 
Zugehörigkeit der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg zum Bund Evangelischer Kir- 
chen in der DDR zu vereinbaren. Wir begrüßen und unterstützen die zahlreichen klaren 
Forderungen, mit denen viele evangelische Christen aus diesem Bereich sich an ihre Kir- 
chenleitung und an die für März einberufene Synode gewandt haben. Nur die volle Eigen- 
ständigkeit in Ordnung, Leitung und Verwaltung kann in dieser Kirche eine Entwicklung 
im Interesse der Gemeinden und aller ihrer Glieder sichern. Wir haben nicht die Absicht, 
die Lösung der damit zusammenhängenden Probleme durch legislative oder administrative 
Akte des Staates zu reglementieren. So zu verfahren war bekanntlich zuzeiten des landes- 
herrlichen Summepiskopats üblich, und die damaligen Kirchenleitungen fanden das durch- 
aus in der Ordnung. Heute tragen die Kirchen selbst die Verantwortung für ihr Handeln, 
und wir hoffen sehr, daß sie imstande sind, ihr gerecht zu werden. 


Die Frontstadt-Losungen des Bischofs Scharf 


Mit um so größerer Entschiedenheit müssen die Versuche Westberliner Stellen und beson- 
ders des Bischofs Scharf, diese Entwicklung zu hemmen und aufzuhalten, zurückgewiesen 
werden. Sowohl auf der Westberliner Synode im Dezember 1969 als auch in einem Inter- 
view mit einem westdeutschen politischen Magazin hat sich Herr Scharf in den letzten Wo- 
chen erneut in Angelegenheiten eingemischt, für die allein die Evangelische Kirchenleitung 
Berlin-Brandenburg zuständig ist. Abermals versucht er, psychologischen Druck auf die 
verantwortlichen Amtsträger der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg auszuüben und 
sie nach dem unrühmlichen Beispiel der Fürstenwalder Synode von 1967 wiederum zu 
Fehlentscheidungen zu veranlassen. Nachdem die damaligen Bemühungen, mit Hilfe der 
EKD die Kirchen in der DDR zu Vorspanndiensten für die Bonner sogenannte „neue Ost- 
politik“ zu animieren, mit der Bildung des Bundes Evangelischer Kirchen endgültig ge- 
scheitert sind, versucht Herr Scharf, der westdeutschen Militärkirche wenigstens noch in 
Berlin-Brandenburg einen Stützpunkt zu erhalten. In der Westberliner Synode bezeichne- 
te er die sogenannte kirchliche „Einheit‘‘, die mit seinem eigenen Zutun schon vor mehr 
als zehn Jahren mit dem Militärseelsorgevertrag zerstört worden ist, als einen „‚Wert‘“, der 
„unter Verfolgung verteidigt, gegen den Willen politischer Macht angestrebt und verwirk- 
licht‘‘ werden müsse. Das ist ein Aufruf zu offener Illoyalität gegenüber unserer sozialisti- 
schen Staatsmacht. Wir meinen, zu der Gewißheit berechtigt zu sein, daß Kirchenleitung 
und Synode der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg nicht bereit sein werden. Herrn 
Scharf auf diesem gefährlichen Wege zu folgen. Wer das wider Erwarten täte, würde nicht 
nur seine staatsbürgerlichen Pflichten verletzen, sondern auch seiner Kirche zutiefst scha- 
den. 

Am Beispiel der Frontstadt-Losungen des Westberliner Bischofs Scharf wird deutlich 
sichtbar: Für die evangelischen Kirchen in der DDR geht es nicht nur um eine klare 
rechtliche und organisatorische Scheidung von Westberliner und westdeutschen Gremien 
der NATO-Kirchen. Es geht um die politisch-geistige Überwindung aller Tendenzen, die 
der imperialistischen Ideologie direkt oder indirekt verhaftet sind und sich für die soge- 
nannte „neue Ostpolitik“ Bonns mißbrauchen lassen. Es geht um eine bewußte Neuorien- 
tierung. 

Auf verschiedenen Herbstsynoden haben Repräsentanten des Bundes Evangelischer Kir- 
chen mehrfach mit Recht auf den grundlegenden Unterschied zwischen der geistlichen Ge- 
meinschaft, in der die Christen und Kirchen in der DDR mit der evangelischen Christen- 
heit in der ganzen Ökumene stehen, und einer politischen und geistigen Gemeinschaft hin- 
gewiesen, wie sie zwischen Kirchen in Staaten mit einander entgegengesetzten gesellschaft- 
lichen Ordnungen nicht möglich ist. In den vergangenen Jahren sind unsere Kirchen leider 
wiederholt in die Irre gegangen, wenn sie sich Forderungen und Denkschriften westdeut- 
scher kirchlicher Kreise zu eigen machten oder unter dem Einfluß imperialistischer Auf- 
fassungen versuchten, einen sogenannten „dritten Weg“ zu beschreiten. Das hat der Ar- 
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beit der Kirchen nur geschadet. Wir haben die Hoffnung, daß durch diesen Schaden 
auch jene leitenden Männer der Kirchen in unserer Republik klug geworden sind, denen 
es nicht immer leichtgefallen ist, sich auf die rasche sozialistische Entwicklung einzustellen. 


Was bedeutet gesellschaftliche Neuorientierung? 


Wir lassen uns von der Hoffnung leiten, daß die evangelischen Landeskirchen in unserer 
Republik auf dem guten Wege weiterschreiten werden, der mit der Bildung des neuen Bun- 
des betreten worden ist. Wenn sich die Generalsynode der Vereinigten Evangelisch-Luthe- 
rischen Kirche in der DDR bei ihrer nächsten Tagung im September 1970 mit dem Thema 
„Dienst des Pfarrers heute“ beschäftigt, wird sie gewiß auch bemüht sein, den Pfarrern und 
damit auch ihren Gemeinden Hilfe für die immer bessere Bewältigung ihrer Arbeit und ih- 
rer Verantwortung in unserer sozialistischen Gesellschaft zu geben, in der sie als kirchliche 
Amtsträger ihren Dienst tun. Wir freuen uns, daß unsere Freunde an den theologischen 
Fakultäten immer mehr bemüht sind, besonders im Zusammenhang mit der sozialistischen 
Hochschulreform nicht nur ihre Lehr- und Erziehungsarbeit stärker gesellschaftsbezogen zu 
gestalten, sondern auch durch die theologische Klärung der Fragen der christlichen Existenz 
in unserer sozialistischen Gesellschaft den Kirchen und ihren Gemeinden bei der gesellschaft- 
lichen Neuorientierung zu helfen. Wir begrüßen auch den Beschluß der Außerordentlichen * 
Jährlichen Konferenz der Evangelisch-Methodistischen Kirche in der DDR, eine selbständige 
Zentralkonferenz zu bilden und einen eigenen Bischof zu wählen. 

Unsere Kirchen sollten alles tun, daß ihre Gemeindeglieder frohen Mutes und unbeschwer- 
ten Gewissens mittun bei der Friedensarbeit unserer Republik und bei ihrem sozialistischen 
Aufbauwerk. Das bedingt eine Neubesinnung auf die Verantwortung, die die Kirchen in 
der sozialistischen Gesellschaft für Dienst und Zeugnis in ihrem eigenen Bereich, aber auch 
gegenüber der Ökumene tragen. 

Neuorientierung heißt, daß die Kirchen sich in allen gesellschaftlichen Bezügen ihrer Ar- 
beit von den Grundsätzen unserer sozialistischen Verfassung leiten lassen, die — ebenso 
wie die gesellschaftlichen Konsequenzen aus der christlichen Ethik — von der Sorge um 
den Menschen, um sein Wohl, um das Mit- und Füreinander in der Gemeinschaft des Vol- 
kes und um das friedliche Zusammenleben aller Völker bestimmt sind. 

Neuorientierung heißt, daß die in der DDR wirkenden Kirchen — gerade angesichts des 
bevorstehenden 25. Jahrestages der Befreiung unseres Volkes vom Faschismus und einge- 
denk ihres seinerzeit in Stuttgart abgelegten Schuldbekenntnisses — im eigenen Bereich und 
auch innerhalb der Ökumene alles tun, um die Bemühungen der Kräfte des Friedens in 
der Welt zu unterstützen und einen Beitrag zu einer echten europäischen Friedensordnung 
zu leisten. Konkret heißt das für uns in der DDR, dahin zu wirken, daß die staatlichen Re- 
alitäten, die im Ergebnis des zweiten Weltkrieges entstanden sind, insbesondere die Souverä- 
nität und Gleichberechtigung der DDR und die Unumstößlichkeit der Grenzen in Europa, 
mit völkerrechtlicher Verbindlichkeit anerkannt werden; es wäre geboten, besonders auch 
den westdeutschen Kirchen ihre Verantwortung dafür klarzumachen. Das erfordert ferner 
eine entschiedene Verurteilung des westdeutschen Revanchismus und Neonazismus, ein 
entschiedenes Eintreten für die Freundschaft mit den Völkern der Sowjetunion und aller 
anderen sozialistischen Staaten. 

Geistige und gesellschaftliche Neuorientierung findet ihren Ausdruck auch in der Solidari- 
tät mit allen Völkern, die im antiimperialistischen Kampf um ihre Freiheit und nationale 
Unabhängigkeit stehen, namentlich in der Verbundenheit mit dem vietnamesischen Volk 
und mit den arabischen Völkern, die gegen die imperialistische Aggression und ihre Folgen 
kämpfen. 


Verantwortung gegenüber der Ökumene 


Gerade dadurch, daß die Kirchen in der DDR eigenständig ihre Friedensverantwortung be- 
währen, werden sie am wirksamsten den Erwartungen entsprechen, die seit vielen Jahren 
in ökumenischen Kreisen an sie geknüpft werden. Auf einer landeskirchlichen Synode im 
vergangenen Herbst wurde mit Recht gesagt: „Die Ökumene erwartet gerade von den Kir- 
chen in der DDR, daß sie angesichts der großen, weltweiten gesellschaftlichen Probleme 
hilfreiche Hinweise geben, wie sich der Sendungsauftrag der Christen in einer sozialistischen 
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Gesellschaftsordnung in offener Verantwortung für alle Menschen verwirklicht und damit 
auch dem Frieden und der Sicherheit zwischen den Völkern Europas dienstbar werden 
kann ... Es wird unser aller Aufgabe sein, in der Gemeinschaft des Bundes der Evangeli- 
schen Kirchen in der DDR und in der weltweiten ökumenischen Gemeinschaft solche ge- 
sellschaftlichen und geistlichen Erfahrungen zu vertiefen.“ 

Wir sind gewiß, daß sich die Kirchenleitungen der damit verbundenen Verantwortung be- 
wußt sind und sie in voller Übereinstimmung mit der Friedenspolitik unseres Staates wahr- 
nehmen werden. Indem unsere Kirchen sich rechtlich und geistig von der Bevormundung 
durch die westdeutsche Militärkirche befreiten, gewinnen sie auch die innere Freiheit, in 
echter politischer Diakonie in die Ökumene auszustrahlen. Die Christen in der DDR, die 
täglich durch gute Leistungen an ihrem Arbeitsplatz und im gesellschaftlichen Leben um 
die Stärkung unserer Republik und um die Förderung ihrer Friedensmission bemüht sind, 
haben sehr wohl das Recht, ja sogar die Pflicht, ihre Erfahrungen weiterzugeben. Die Kir- 
chen in unserer sozialistischen Republik haben es gar nicht nötig, der kirchlich-theologi- 
schen Entwicklung in der spätbürgerlichen Welthälfte hinterherzulaufen. Sie sind durch 
ihre eigene Arbeit bevollmächtigt, von den segensreichen Möglichkeiten christlicher Exi- 
stenz und Aktivität im Sozialismus zu künden und damit der Ökumene neue Impulse zu 
verleihen. 

Auch in katholischen Kreisen wird ein Wandlungsprozeß immer deutlicher sichtbar. 
Selbst die westdeutsche „Herder-Korrespondenz‘‘ kann nicht umhin, in ihrer diesjährigen 
Januar-Ausgabe festzustellen, daß für die Katholiken die DDR kein fremdes Haus ist, wie 
das noch vor einigen Jahren behauptet wurde. Die Zeitschrift muß zugeben, daß die katho- 
lischen Bürger sich zunehmend auf ihre konkreten Wirkungsmöglichkeiten einstellen und 
sich als Christen im Alltag durch gute Berufsarbeit, durch Dienst am Nächsten und auch 
im gesellschaftlichen Engagement bewähren. Diese Erkenntnis der „Herder-Korrespondenz“ 
kommt zwar reichlich spät und bleibt zudem auch noch hinter der Wirklichkeit zurück. 
Aber sie ist ein Zeichen dafür, daß diese Entwicklung sich nicht mehr leugnen läßt. Wir 
meinen, daß auch für die katholische Kirche die Zeit herangereift ist, Regelungen zu tref- 
fen, die den Realitäten der Existenz zweier deutscher Staaten gerecht werden, also eine 
Neuordnung herbeizuführen, die den Normen unserer Verfassung entspricht. 


Bonn weicht der Grundfrage im Verhältnis zur DDR aus 


Die Christen in der DDR haben sich in den vergangenen 20 Jahren immer bewußter auf 
die sozialistische Gesellschaft orientiert. In enger, kameradschaftlicher Zusammenarbeit 
mit allen anderen Volkskräften haben sie die zutiefst menschliche Ordnung des Sozialis- 
mus in der Deutschen Demokratischen Republik mitgestaltet. Die gemeinsame humanisti- 
sche Verantwortung von Christen und Marxisten ist zu einem tragenden Prinzip unserer 
gesellschaftlichen Wirklichkeit geworden. Miteinander stärken und festigen wir unser so- 
zialistisches Vaterland, indem wir das gesellschaftliche System des Sozialismus allseitig ent- 
wickeln. Dadurch leisten wir unseren Beitrag zur Stärkung der sozialistischen Weltgemein- 
schaft, zum Kampf gegen Imperialismus und Krieg, zur Erfüllung der geschichtlichen Mis- 
sion der DDR im Ringen um Frieden und europäische Sicherheit. 

Die Sowjetunion und die mit ihr im Bunde stehenden sozialistischen Länder Europas, 
darunter auch die Deutsche Demokratische Republik, haben ein klares Programm für die 
Vorbereitung und Durchführung einer europäischen Konferenz für Sicherheit und Zusam- 
menarbeit entwickelt. Es hat die Zustimmung aller Friedenskräfte unseres Kontinents ge- 
funden. Die große Mehrheit der europäischen Staaten hat sich für eine solche Sicherheits- 
konferenz ausgesprochen. Das Echo in NATO-Kreisen allerdings war mehr als zwiespältig. 
Das ist vor allem die Schuld des amerikanischen und des westdeutschen Imperialismus. 
Die westdeutsche Bundesrepublik ist es, die das Zustandekommen der gesamteuropäischen 
Konferenz zu verhindern sucht, indem sie wie eh und je revanchistische Forderungen stellt. 
Sie hält fest an ihrer Alleinvertretungsanmaßung an der grundsätzlichen Weigerung die 
Deutsche Demokratische Republik völkerrechtlich anzuerkennen. 

Der Vorsitzende des Staatsrates, Walter Ulbricht, hat im Dezember dem westdeutschen 
Bundespräsidenten Dr. Gustav Heinemann den Entwurf eines Vertrages zur Herstellung 
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gleichberechtigter Beziehungen zwischen der DDR und der Bundesrepublik übersandt. Die 
offziellen und inoffiziellen Reaktionen von westdeutscher Seite auf dieses Angebot sind 
bestimmt von dem Versuch, sich der völkerrechtlichen Anerkennung der DDR zu wider- 
setzen. Der Brief Brandts an den Vorsitzenden unseres Ministerrats geht weder auf den 
Vertragsentwurf der DDR ein, noch unterbreitet er eigene Vorschläge zur Herstellung nor- 
maler völkerrechtlicher Beziehungen zwischen den deutschen Staaten. Jedes Ausweichen 
vor dieser Grundfrage aber verstößt gegen die Lehren der Geschichte und gegen die Haupt- 
erfordernisse der europäischen Sicherheit. 


Einen bemerkenswerten Beitrag auf dieser Tagung lieferte noch Prof. Dr. Hans- 
Hinrich Jenssen, Theologieprofessor an der Humboldt-Universität Berlin. Es wä- 
re ein Mißverständnis, wollte man die Forderung nach einer geistigen Neuorien- 
tierung als Empfehlung einer marxistischen Durchdringung von Theologie und 
kirchlichem Leben verstehen. Prof. Jenssen macht deutlich, daß es bei der gei- 
stigen Erneuerung um die Gehalte kirchlichen Handelns geht, die nicht der Bi- 
bel und dem Bekenntnis, sondern der Wirklichkeitserfahrung und dem politi- 
schen Weltbild zu entnehmen sind. Es geht also um einen „theologie-neutra- 
len“ geistigen Standort. Daher übt man gegenüber der sogenannten modernen 
Theologie auch dieselbe Reserve, da es dieser ja ausgesprochen um eine kritische 
Auseinandersetzung mit der geistig-gesellschaftlichen Umwelt geht. Aber eben 
daran ist den Politikern und den politischen Kirchenpolitikern von seiten der 
Kirche und der Theologie nicht gelegen. 


VORAUSSETZUNGEN ECHTER PROEXISTENZ 


Zur geistigen Neuorientierung der Kirchen in der DDR 
Von Prof. Dr. Hans-Hinrich Jenssen 
(„Neue Zeit‘ Nr.50 vom 28. Februar 1970, S.6) 


Über die „Notwendigkeit und Bedeutung der geistigen Neuorientierung der evangelischen 
Landeskirchen in der DDR‘ sprach Unionsfreund Prof. Dr. Hans-Hinrich Jenssen, Prode- 
kan der Theologischen Fakultät der Berliner Humboldt-Universität, in seinem Korreferat 
auf der Leipziger Präsidiumstagung des Hauptvorstandes der CDU anläßlich des Jahresta- 
ges der Begegnung vom 9. Februar 1961. Zu Beginn verwies er auf die „Phasenverschie- 
bung“, mit der die Kirchen ideologische und politische Erkenntnisse unserer Partei oft 
erst nach einem längeren Zeitraum nachvollzogen haben, und nannte als ein besonders 
markantes Beispiel die im vorigen Jahr erfolgte Gründung des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR: 

Als Gerald Götting 1967 im Rahmen der wissenschaftlichen Konferenz unserer Partei 
anläßlich des 9. Februar davon sprach, daß es zwischen den Kirchen in der DDR und 
den Kirchen in der Bundesrepublik „keine institutionelle Einheit‘ geben könne, führte 
das zunächst zu mancherlei Attacken aus dem kirchlichen Raum heraus: aber 1969 war 
es dann soweit, daß die Kirchen der DDR selbst diese institutionelle Einheit ganz bewußt 
aufkündigten. 

Sie wären gut beraten, wenn sie recht bald auch noch die im Rahmen der EKU und der 
Kirche Berlin-Brandenburg offenen kirchenrechtlichen Fragen im Sinne des durch die Bun- 
desgründung begonnenen Weges bereinigen würden. Zahlreiche Kollegen unserer Berliner 
Theologischen Fakultät haben im August vorigen Jahres in zwei Briefen auf die Dringlich- 
keit einer Regelung von Ordnung und Leitung der Kirche von Berlin-Brandenburg und 
der EKU in Übereinstimmung mit den staatlichen und gesellschaftlichen Realitäten in der 
DDR verwiesen, und ich möchte angesichts der bevorstehenden Synode diese Dringlichkeit 
nochmals stark unterstreichen. Dadurch, daß die Kirchen sich institutionell, ordnungsmäßig, 
kirchenrechtlich auf den Boden unserer sozialistischen Verfassung gestellt haben bzw. — 
soweit das noch nicht geschehen ist — unzweifelhaft in Kürze stellen werden, sind wichti- 
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ge Voraussetzungen für ihren Dienst an den Menschen, die in unserem Staate leben, ge- 
schaffen. Aber das ist nur die eine Seite der Sache. 

Es ist uns allen klar, daß ich jemandem einen echten Dienst nur leisten kann, wenn ich 
seine Situation genau kenne, sie nicht falsch einschätze und auf Grund dieser zutreffenden 
Situationsanalyse die richtigen Wege der Hilfe und des Dienstes beschreibe ... 

Hier ist der Punkt, wo von der Notwendigkeit einer geistigen Neuorientierung der evan- 
gelischen Landeskirchen in der Deutschen Demokratischen Republik gesprochen werden 
muß. Kirchliche Proexistenz kann nur dort recht, wirklich helfend und fördernd, verwirk- 
licht werden, wo sie basiert auf einer eingehenden Kenntnis der geistigen, ideologischen 
und strukturellen sowie wirtschaftlichen Zusammenhänge, auf einer geistig durchdachten 
und verantworteten bewußten Teilnahme an der sozialistischen Menschengemeinschaft. 

Solange die politischen und ideologischen Einflüsse, die jahrelang auch im kirchlichen 
Raum von Westdeutschland aus wirksam waren, nicht restlos überwunden sind, wird es 
immer wieder zu Fehlurteilen und Fehlhandlungen seitens der Kirchen kommen. Pfarrer 
z.B., die es ablehnen, im Rahmen der Nationalen Front mitzuarbeiten, gehen derartig an 
der elementaren geistigen, politischen und auch verfassungsmäßigen Wirklichkeit unseres 
Lebens vorbei, daß eine Desorientierung der christlichen Gemeinden durch sie in Predigt, 
Unterricht und Seelsorge nicht ausbleiben kann. Auch die beste Theologie und die gründ- 
lichste Bibelkenntnis können nicht vor einer solchen Desorientierung bewahren, wenn die 
Situation, in die hinein Verkündigung und Seelsorge geschen, so gründlich verkannt wird ... 


Die Wirklichkeit verstehen! 


Worum es geht, ist nicht dies, daß das Evangelium gemäß sozialistischer Ideologie und Welt- 
anschauung umgemodelt und zurechtgestutzt wird, sondern das ganz andere, daß alle Evan- 
geliumsverkündigung sich stets dessen bewußt ist, daß sie sich in der DDR an Menschen rich- 
tet, die als bewußte und engagierte Staatsbürger das entwickelte gesellschaftliche System des 
Sozialismus errichten, und daß sie diese Wirklichkeit, in die hinein sie ergeht, so tief verstan- 
den und durchdrungen hat, daß sie auch nicht aus Unkenntnis politische und ideologische 
Desorientierung betreibt. Es geht um eine geistige Erneuerung gerade im Hinblick auf jene 
Gehalte der Predigt, kirchlichen Unterrichts usw., die kein Pfarrer Bibel und Bekenntnis ent- 
nehmen kann, sondern die seiner Wirklichkeitserfahrung, seinem politischen Weltbild, seinen 
literarischen und sonstigen kulturellen Kenntnissen und Urteilen entstammen. 

Nehmen wir ein Beispiel: Der neue katechetische Perikopen- und Themenplan der evange- 
lischen Kirchen in der DDR sieht für den Konfirmandenunterricht eine Besprechung von 
„Brot für die Welt“ vor. Eine solche Besprechung kann bei zwei Pastoren recht verschieden 
ausfallen, theologisch, aber — was uns hier interessiert — auch politisch-ideologisch. Der 
eine geht von einer konvergenz-theoretisch eingefärbten Darstellung der Weltsituation aus, in- 
dem er vielleicht, ohne viel darüber nachzudenken, von den reichen Industrienationen des 
Nordens und den armen Entwicklungsländern des Südens spricht, der andere berücksichtigt 
bei seinen Darlegungen die Erkenntnisse der fortgeschrittensten Gesellschaftswissenschaft, d.h. 
in unserem Zusammenhang vor allem die marxistisch-leninistische Imperialismusanalyse. 


Exegese allein hilft nicht 


Ein gleiches gilt für die ebenfalls vorgesehene Behandlung des Themas „Gleichberechtigung 
der Rassen“. Der eine Pastor verkennt bei seiner Schilderung der Lage der amerikanischen 
Neger völlig den Klassenaspekt der Auseinandersetzungen in den USA, der andere flicht ihn 
ganz selbstverständlich in seine Darlegungen mit ein. Was diese beiden Pastoren unterschei- 
det, ist nicht ihre Haltung zu Bibel und Bekenntnis, sondern ihr geistiger Standort, letzt- 
lich der Grad ihres Klassenbewußtseins. Und dieser Unterschied des geistigen Standortes — 
der, wie gesagt, theologieneutral ist — bedingt es, daß der eine Pastor die ihm anvertrau- 
ten Kinder in ihrer geistig-politischen Entwicklung schädigt, der andere sie fördert. Es muß 
noch einmal ganz klar ausgesprochen werden: Die sauberste Exegese und die beste Theolo- 
gie, sie sei lutherisch, barthianisch, pietistisch, „modernistisch‘ oder wie immer sonst, be- 
wahrt uns nicht davor, den uns anvertrauten Menschen politisch-ideologisch schweren 
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Schaden zuzufügen, und hilft uns nicht allein dazu, ihnen auf dem Felde der politischen 
Diakonie wirklich zu helfen, wenn es nicht zu einer gründlichen geistigen Neuorientierung 
zur Erarbeitung eines festen und konsequenten staatsbürgerlichen Bewußtseins auch bei 
kirchlichen Amtsträgern kommt. j 

Jedoch ist die notwendige geistige Erneuerung auch eine theologische Frage. Aber wir 
täuschen uns wahrscheinlich sehr, wenn wir bisweilen meinen, einer „modernen“ Theolo- 
gie wohne eine größere Affinität zum politischen und geistigen Fortschritt inne. Wie we- 
nig diese Rechnung aufgeht, wurde mir kürzlich wieder deutlich, als auf der Tagung der 
Arbeitsgruppe „Christliche Kreise‘‘ beim Nationalrat der neuapostolische Bischof Pusch 
darlegte, wie selbstverständlich für die Glieder seiner Kirche das Engagement innerhalb 
unserer sozialistischen Gesellschaftsordnung ist. Dabei dürfte die neuapostolische Kirche 
wenig Sympathien für moderne Theologie im Sinne von Ebeling, Sölle, Braun und der- 
gleichen entwickeln und schon ganz und gar weit entfernt sein von der masochistischen Ekkle- 
siologie mancher landeskirchlicher Theologen. Aber bei den Neuapostolischen wirkt sich 
die einfache soziologische Tatsache aus, daß bei ihnen der größte Teil der Kerngemeinde, 
einschließlich der Prediger, aktiv an unserem sozialistischen Aufbau teilnimmt. Das gesell- 
schaftliche Engagement ist für die geistige Erneuerung weitaus ausschlaggebender als die 
jeweils bevorzugte Theologie, was ja auch nicht weiter verwunderlich ist, wenn man er- 
kannt hat, daß es hier um eine Klassenfrage geht. 

Es gibt wohl bloß eine reale Alternative: Entweder die Kirche verzichtet aus Angst vor 
einer zugegebenermaßen tiefgreifenden geistigen Erneuerung auf die Praktizierung politi- 
scher Diakonie und verleugnet damit eine ihr geschenkte wesentliche Erkenntnis, oder 
aber sie bringt dieses „Opfer‘‘ der Preisgabe alteingewurzelter bürgerlicher Vorurteile und 
schafft damit die notwendigen geistigen Voraussetzungen echter Proexistenz für Verant- 
wortung und Bewährung der Christen in der sozialistischen Menschengemeinschaft. 


Auf die Rede von Gerald Götting liegt eine Antwort von Bischof Scharf vor, 
die unten in Kap. 3,c. S.255 nachgedruckt ist. Der nachstehende Artikel zeigt, 
wie von einem westdeutschen Kommentator die kirchenpolitische Lage in der 
DDR nach dieser Tagung des Präsidiums des Hauptvorstandes der CDU am 

9. Februar 1970 beurteilt wird. 


EINE ERNSTGEMEINTE REDE 


Von Reinhard Henkys 
(Berliner Sonntagsblatt „Die Kirche“ Nr.8 vom 22. Februar 1970, S.3) 


Gerald Götting, Parteivorsitzender der Ost-CDU und Inhaber hoher Staatsämter der DDR, 
hat in Leipzig eine bemerkenswerte, wenn auch nicht erfreuliche Rede zur Kichenpolitik 
seines Staates gehalten. Viele seiner Reden wiederholen nur längst Gesagtes. Diese aber 
zeichnete sich dadurch aus, daß sie bestimmte frühere Thesen nicht wiederholte, andere 
schon öfter angeschlagene Themen dagegen präziser, wenn auch mit weniger propagandi- 
stischer Aufladung ausführte. Er entwickelte die kirchenpolitischen Ziele der DDR für die 
nächste Zeit. 

Zunächst fällt das uneingeschränkte Lob auf, das Götting der 1969 erfolgten Gründung 
des Bundes der evangelischen Kirchen in der DDR spendete, und zwar ausdrücklich und 
pauschal auch den Beschlüssen der ersten Bundessynode vom September 1969. Er dürfte 
dabei vor allem das am Ende dieser Synode bekanntgegebene Erlöschen der Mitgliedschaft 
der acht Landeskirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) gemeint haben. 
Aber gewiß war Götting bei der Ausarbeitung seines Textes auch bewußt, daß diese Sy- 
node es ausdrücklich abgelehnt hatte, einer mitAufwand an sie herangetragenen politischen 
Forderung zu entsprechen, nämlich den Artikel 4 Absatz 4 der Bundesordnung zu streichen 
oder zu ändern. Dieser Artikel legt die Mitverantwortung und partnerschaftliche Mitarbeit 
der Kirchenbundesorgane an Angelegenheiten fest, die die evangelischen Kirchen in der 
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DDR und in der Bundesrepublik gemeinsam angehen. In diesem Punkt also ist die DDR — 
so muß man die neue Götting-Rede interpretieren — zum Zurückstecken bereit. 

Um so nachdrücklicher allerdings hat Götting drei andere Forderungen wiederholt und 
präzisiert, an deren Erfüllung der Staat die Glaubwürdigkeit des mit der Kirchenbundes- 
gründung eingeschlagenen Weges messen werde. Erstens sollten die anderen Landeskirchen 
dem thüringischen Beispiel folgen und aus ihren Kirchenverfassungen die Bestimmungen 
über die Zugehörigkeit zur EKD löschen. Zweitens soll die Evangelische Kirche der Union 
(EKU), der neben fünf östlichen die rheinische und die westfälische Landeskirche sowie 
das Westberliner Kirchengebiet angehören, sich entweder ganz auflösen oder doch nach 
Ost und West in zwei völlig selbständige Organisationen aufteilen. Drittens soll die Berlin- 
brandenburgische Landeskirche ihre Regionalordnung und alle Grundordnungsbestimmun- 
gen aufheben, die eine Zusammengehörigkeit der Ostregion mit der Westberliner Kirchen- 
region festlegen. 

Vor allem auf den letzten Punkt hat sich Götting eingeschossen. Unter Hinweis auf die 
Tatsache, daß der Werstberliner Kirchenteil von Berlin-Brandenburg weiterhin zu der von 
der DDR so leidenschaftlich bekämpften EKD gehört, erklärte Götting, eine „irgendwie 
geartete Einheit‘ der Berlin-brandenburgischen Landeskirche in der DDR mit der ‚‚West- 
berliner EKD-Kirche“ sei weder mit den Verfassungsprinzipien der DDR noch mit der 
Zugehörigkeit dieser Kirche zum DDR-Kirchenbund zu vereinbaren. Er polemisierte in die- 
sem Zusammenhang gegen den angeblichen „psychologischen Druck“, den Bischof Scharf 
von West-Berlin aus auf die Kirchenleitung in Ost-Berlin ausübe, und bezeichnete ein 
von Scharf aufgenommenes Zitat aus Feststellungen des Ökumenischen Rates 1968 in 
Uppsala zur kirchlichen Einheit als „Aufruf zur offenen Illoyalität gegenüber unserer so- 
zialistischen Staatsmacht‘“. Im Blick auf dıe im März bevorstehende Tagung der östlichen 
Regionalsynode der Berlin-brandenburgischen Kirche fuhr Götting fort: „Wir meinen, zu 
der Gewißheit berechtigt zu sein, daß Kirchenleitung und Synode der Evangelischen Kir- 
che Berlin-Brandenburg nicht bereit sein werden, Herrn Scharf auf diesem gefährlichen 
Wege zu folgen. Wer das wider Erwarten täte, würde nicht nur seine staatsbürgerlichen 
Pflichten verletzten, sondern auch seiner Kirche zutiefst schaden.“ 

Deutlicher kann eine Drohung kaum sein. Sie wird nicht abgemildert, sondern eher noch 
verstärkt durch die in dieser Form erstmals von einem hohen DDR-Funktionär abgegebe- 
ne Erklärung, es bestehe nicht die Absicht, die Lösung der genannten Probleme ‚‚durch le- 
gislative oder administrative Akte des Staates zu reglementieren‘“, vielmehr trügen die Kir- 
chen selbst die Verantwortung für ihr Handeln, „und wir hoffen sehr, daß sie imstande 
sind, ihr gerecht zu werden“. 

Man wird die Ankündigung, die DDR wolle nicht durch Gesetz die restlichen Ost-West- 
Bindungen der Kirchen beseitigen, als ernst gemeint werten dürfen, während der angebliche 
Verzicht auf administrative Eingriffe seit langem durch die Wirklichkeit widerlegt wird. In 
verständliches Deutsch übersetzt, bedeutet das aber nichts anderes als den Hinweis an Kir- 
chenleitungen und Synoden der Unionskirchen: „Hofft nur nicht, daß wir euch die fällig- 
gen Entscheidungen durch staatlichen Hoheitsakt abnehmen werden und ihr dann die 
Hände in Unschuld waschen könnt! Ihr müßt vielmehr durch eigene Trennungsentschei- 
dung ein politisches Bekenntnis zur DDR ablegen! Wenn ihr es nicht tut, wird der Kirchen- 
bund, in den alle Landeskirchen in der DDR so viel Hoffnungen setzen, vom Staat nicht 
als legitime gemeinsame Repräsentation des Protestantismus in der DDR anerkannt werden, 
und was das in einem autoritären Staat für die praktische kirchliche Arbeit bedeutet, das 
solltet ihr schließlich am besten wissen!“ 

Daß dies ernst gemeint ist, ernster als manche andere kirchenpolitische Philippika frühe- 
rer Zeit, daran gibt es keinen Zweifel. 


Inzwischen fand vom 6. bis 10.März 1970 eine Tagung der Regionalsynode 
Ost der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg statt, deren Ergebnisse 
von politischer Seite als Fortschritt gewertet wurden (s. unten Kap.3,c, S.250ff.) 
Danach meldete sich die CDU in einem Rechenschaftsbericht erneut zu Wort. 
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DEM VERMÄCHTNIS LENINS GETREU — 
ALLE KRAFT FÜR DIE STÄRKUNG UNSERES SOZIALISTISCHEN STAATES 


Aus dem von Rudolph Schulze erstatteten Rechenschaftsbericht des Präsidiums 
auf der VII. Sitzung des CDU-Hauptvorstandes 
(„Neue Zeit‘ Nr. 87 vom 14. April 1970, 5. 3) 


Neubesinnung auf die Verantwortung der Kirchen 


Heute ist mit der Bildung des Bundes Evangelischer Kirchen in der DDR die rechtlich-or- 
ganisatorische Trennung von der westdeutschen „EKD“ vollzogen und damit die juristi- 
sche Voraussetzung geschaffen, daß die evangelischen Landeskirchen in der DDR ihre An- 
gelegenheiten in Übereinstimmung mit der sozialistischen Verfassung unserer Republik ge- 
stalten können. Sie haben damit zugleich die Möglichkeit, sich auch geistig von den unheil- 
vollen Bindungen an die westdeutsche Militärkirche zu befreien, ihre eigene Vergangenheit 
vollständig zu bewältigen und sich immer bewußter auf die sozialistische Entwicklung in 
unserer Republik zu orientieren. 

Es liegt im wohlverstandenen Interesse unserer Kirchen selbst, wenn sie diesen Weg kon- 
sequent weiter beschreiten. Die Veranstaltung des Präsidiums des Hauptvorstandes am 
9. Februar 1970 hat deutlich gemacht, daß ein solcher Weg der Neuorientierung vor allem 
eine Neubesinnung auf die Verantwortung erfordert, die die Kirchen in der sozialistischen 
Gesellschaft für Dienst und Verkündigung in ihrem Bereich, aber auch gegenüber der Öku- 
mene tragen. Diese Tagung hat deshalb im Blick auf die Berlin-Brandenburgische Kirche 
nachdrücklich festgestellt, daß dazu längst fällige rechtlich-organisatorische Konsequenzen 
aus unserer sozialistischen Verfassung unabdingbar sind. 

Die Synode der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg hat auf ihrer jüngsten Tagung 
festgestellt, daß die Zugehörigkeit der Landeskirche zur „EKD“ erloschen ist und an ihre 
Stelle die Mitgliedschaft im Bund Evangelischer Kirchen in der DDR tritt. Sie hat zugleich 
den Auftrag erteilt, das kirchliche Recht in diesem Sinne zu überarbeiten. Hinsichtlich ih- 
res Status gegenüber der Westberliner Kirche wurde betont, daß die Berlin-Brandenburgi- 
sche Kirche die Verantwortung für ihren Bereich selbständig und unabhängig wahrnehme. 


Nicht bei halben Schritten stehenbleiben 


Wir sind der Auffassung, daß damit erste wichtige Schritte getan worden sind, die der vol- 
len Selbständigkeit und Unabhängigkeit dieser Landeskirche in unserer Republik gegenüber 
der Evangelischen Kirche auf dem Gebiet der besonderen politischen Einheit Westberlin 
dienlich sind. Wir stimmen aber auch mit den Synodalen überein, die betonten, man dürfe 
nicht bei kleinen und erst recht nicht bei halben Schritten stehenbleiben. 

Mit Interesse haben wir zur Kenntnis genommen, daß auch die katholische Kirche bemüht 
ist, den staats- und verfassungsrechtlichen Realitäten Rechnung zu tragen, wie dies in der 
direkten Ernennung von DDR-Bürgern zu Adjutor-Bischöfen für kirchliche Jurisdiktions- 
gebiete auf dem Boden unserer Republik durch Papst Paul VI. seinen Ausdruck findet. 
Ein solches realistisches Handeln entspricht den Erwartungen der christlichen Bürger, die 
Glieder dieser Kirchen sind. 

Davon sollten auch die Synodalen der evangelischen Kirchen der Union ausgehen. Für 
diese Kirchen kommt es jetzt darauf an, endlich die längst fälligen Konsequenzen zu zie- 
hen und eine klare Trennung von der westdeutschen EKU herbeizuführen, wie es die lu- 
therischen Kirchen in ihrem Bereich bereits 1968 getan haben. 

Die Tagung unserer Partei am 9. Februar dieses Jahres in Leipzig, an der über 150 Pfar- 
rer, Theologen und weitere christliche Persönlichkeiten teilnahmen, hat den spezifischen 
Beitrag deutlich und fruchtbar gemacht, den die CDU in der politisch-geistigen Arbeit mit 
christlichen Bürgern — gestützt auf die reichen Ergebnisse unseres gemeinsamen Wirkens in 
den vergangenen 25 Jahren — zur weiteren Festigung unserer sozialistischen Menschenge- 
meinschaft und zur allseitigen Stärkung unserer Republik zu leisten hat. 


In ähnlicher Weise formulierten Persönlichkeiten und Organe der CDU als der 
Sprecherin der staatlichen Kirchenpolitik in der DDR auch weiterhin die poli- 
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tischen Wünsche an die Kirchen. So hieß es in einer Rede Gerald Göttings auf 
einer Tagung, die das Präsidium des Hauptvorstandes der CDU zusammen mit 
den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft Kirchenfragen beim Hauptvorstand 
und weiteren christlichen Persönlichkeiten (unter ihnen mehr als 80 Geistliche 
und Universitätstheologen) am 29. April 1970 in Weimar hielt (,‚Neue Zeit“ 
Nr. 101 vom 30. April 1970, S.1): 


Erfreulicherweise zeigen sich gerade in jüngster Zeit verstärkte Bemühungen in den Kir- 
chen in der DDR, mit der Aufarbeitung ihrer eigenen Vergangenheit, die durch mancher- 
lei verhängnisvolle politische Irrwege bestimmt war, ernsthaft zu beginnen. Mit Beschlüs- 
sen der Synoden der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirchen in der DDR, des Bun- 
des der Evangelischen Kirchen in der DDR und der Evangelischen Kirche Berlin-Branden- 
burg wurden wichtige Schritte getan, um das Vormundschafts- und Abhängigkeitsverhält- 
nis von westdeutschen Militärkirchenleitungen zu beseitigen. Um die eigenen Ordnungen 
und Strukturen in Übereinstimmung mit der sozialistischen Verfassung zu bringen, haben 
die evangelischen Kirchen in der DDR begonnen, ihre rechtliche und organisatorische 
Selbständigkeit gegenüber der EKD und anderen sogenannten gesamtdeutschen kirchlichen 
Vereinigungen herbeizuführen. Das hat das ökumenische Ansehen unserer Kirchen erhöht 
und gute Möglichkeiten auch für eine echte geistige Neuorientierung geschaffen. 

Im Mai führt nun die Evangelische Kirche der Union ihre nächste Synode durch. Für sie 
trifft logischerweise das gleiche zu wie für alle anderen Kirchen auch. Die für diese Tagung 
neu gewählten Synodalen der EKU tragen eine große Verantwortung. Das gilt gleicherma- 
ßen für die Leitungen der Landeskirchen, die der EKU angehören. Wenn sie die Entschei- 
dungen ihrer eigenen Landessynoden, die im vergangenen Jahr die Bildung des Bundes der 
Evangelischen Kirchen mit großer Mehrheit beschlossen haben, folgerichtig verwirklichen 
wollen, müssen sie jetzt endlich auch klare Konsequenzen im Hinblick auf die EKU ziehen, 
also Leitung und Ordnung der EKU in der DDR entsprechend den Realitäten in Überein- 
stimmung mit der sozialistischen Verfassung gestalten. Für die Glieder der unierten Kirchen 
in unserer Republik ist die Bildung einer eigenständigen EKU in der DDR eine selbstver- 
ständliche, längst überfällige Entscheidung, die immer nachhaltiger auch von Geistlichen 
und von vielen Kirchengemeinden gefordert wird. 

Eine solche Entscheidung liegt im Interesse der betreffenden Kirchen selbst. Nur eine 
selbständige EKU in der DDR kann die für Zeugnis und Dienst so dringend notwendige 
Neuorientierung vollziehen. Damit wird zugleich den Beschlüssen der Bekenntnissynode 
von Barmen entsprochen, in deren Mittelpunkt die Ausrichtung des Auftrages stand. Das 
hat auch Bischof Schönherr, der leitende Geistliche der Evangelischen Kirche Berlin-Bran- 
denburg, die ja der Union angehört, unter Bezugnahme auf Barmen schon in seinem be- 
kannten ena-Interview vom 15. Januar 1969 zum Ausdruck gebracht, indem er darauf hin- 
wies, daß die kirchlichen Organe dem Zeugnis der Kirche zu dienen haben und verändert 
werden müssen, wenn sie das nicht mehr können. 

Im April-Heft der westdeutschen Monatsschrift „Evangelische Kommentare“ gibt Ober- 
kirchenrat Wilkens von der Kirchenkanzlei der EKD zu, daß „das politische Ziel nationa- 
ler Wiedervereinigung‘‘ im Sinne der revanchistischen Bonner Politik „eine Art Ersatzbe- 
friedigung in der ‚gesamtdeutschen‘ Gemeinschaft der EKD fand‘ und daß die EKD „ge- 
sellschaftliche, vielleicht auch politische Dienste getan hat‘. Diesem offenen Eingeständnis 
des politischen Mißbrauchs der EKD für die offizielle westdeutsche Politik ist nur hinzu- 
zufügen, daß das auf die EKU gleichermaßen zutrifft. Im gleichen Heft heißt es übrigens 
an anderer Stelle im Hinblick auf die EKU, daß sie, solange in ihren Leitungen und Aus- 
schüssen westdeutsche Mitglieder sitzen, kaum in der Lage sein dürfte, etwas in den Kir- 
chenbund der DDR einzubringen, und daß die gesamtdeutschen Kirchengesetze der EKU 
in zunehmendem Maße von den Pfarrern als Hemmung für ihre Arbeit empfunden wer- 
den. Dem ist nichts hinzuzufügen. 


Auch der Staatssekretär für Kirchenfragen Hans Seigewasser intervenierte ver- 
schiedentlich vor Synodaltagungen im Sinne der beschriebenen staatlichen Kir- 


221 


chenpolitik. Dazu als Beispiel ein Bericht aus der „Neuen Zeit‘ Nr.95 vom 
23. April 1970, S. 1f.: 


KONSEQUENZEN AUS DEM 8. MAI 
Evangelische Theologen im Gespräch mit Hans Seigewasser 


25 Jahre nach dem Sieg über den Faschismus gilt es für die Kirchen in der DDR, glaubhaf- 
te Konsequenzen aus den Ergebnissen des zweiten Weltkrieges, d.h. vor allem aus der Her- 
ausbildung unseres souveränen sozialistischen Staates zu ziehen und letzte ‚gesamtdeutsch‘ 
firmierte kirchliche Organisationsformen, wie sie noch in der Evangelischen Kirche der 
Union vorhanden sind, zugunsten der Konstituierung einer selbständigen und unabhängi- 
gen EKU in der DDR aufzuheben. Dies erklärten kirchliche Amtsträger und Universitäts- 
theologen, die in der Zeit des Naziregimes der Bekennenden Kirchen angehört hatten, in 
einem Gespräch mit dem Staatssekretär für Kirchenfragen, Hans Seigewasser. Zu Beginn 
der Begegnung hatte der Staatssekretär darauf hingewiesen, es gebe kein überzeugenderes 
Beispiel für den gegensätzlichen Charakter der DDR und des westdeutschen Staates als die 
jeweilige Stellungnahme zum 8.Mai 1945. Was bei uns als Tag der Befreiung und des Sie- 
ges gefeiert werde, betrachte man in den herrschenden Kreisen des Bonner Staates als Tag 
der Niederlage, ja als eine Panne der Weltgeschichte. Daß die faschistische Vergangenheit 
in Westdeutschland bis heute unbewältigt blieb, beweise die offizielle Regierungspolitik, 
die nach wie vor auf die Revision des Status quo in Europa gerichtet ist und die völker- 
rechtliche Anerkennung der DDR immer noch nicht zu vollziehen bereit ist. Was die Kir- 
chen in der DDR betrifft, so habe ihnen die Befreiung unseres Volkes vom Faschismus 
den Weg zu einer grundlegenden Neuorientierung eröffnet. Unsere Kirchen, deren Glieder 
beim Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft engagiert sind, stünden vor völlig anderen 
Aufgaben als Kirchen in einer spätkapitalistischen Umwelt. Die Lösung dieser Aufgabe, so 
antworteten die anwesenden evangelischen Theologen, setze nicht zuletzt die Herstellung 
einer völligen organisatorischen Selbständigkeit und Unabhängigkeit gegenüber den Kirchen 
in Westdeutschland voraus. Dies gelte auch für die unierten Kirchen, deren bevorstehende 
Synodaltagung in Magdeburg eine eindeutige Entscheidung treffen müsse. Übereinstimmend 
hoben die kirchlichen Gesprächsteilnehmer hervor, daß es ihnen keineswegs um eine Auf- 
lösung der EKU gehe. Es komme vielmehr darauf an, durch die Konstituierung einer ei- 
genständigen EKU in der DDR die positiven Traditionen der evangelischen Union fortzu- 
führen, wie sie besonders durch das theologische Erbe Schleiermachers und den Ertrag des 
Kirchenkampfes der Bekennenden Kirche in der Zeit des Naziregimes gekennzeichnet sei- 
en. — In.der Bildung einer EKU in der DDR, so erklärte Staatssekretär Seigewasser zum 
Abschluß des Gespräches, sehe auch er eine Lösung, die den staatsrechtlichen Gegebenhei- 
ten am ehesten entspräche. 


Mit größter Deutlichkeit machte die CDU ihre politischen Erwartungen am Vor- 
abend der 2. Tagung der Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der 
DDR geltend, die vom 26.bis 29. Juni 1970 in Potsdam-Hermannswerder statt- 
fand. Dabei bezog man sich auf einige offenbar mißverständlich wirkende Äu- 
ßerungen aus Westdeutschland zum Verhältnis der Kirchen in der DDR und in 
der Bundesrepublik zueinander (zur Antwort der Synode des Kirchenbundes 

s. Kap. 3,b, S. 249). 


UNERLÄSSLICHE KLÄRUNG 


Von Friedrich Kind, Mitglied des Präsidiums des Hauptvorstandes, 
Vorsitzender des CDU-Bezirksverbandes Potsdam 
(„Neue Zeit“ Nr. 148 vom 25. Juni 1970, S. 1/2) 


In Potsdam-Hermannswerden wird morgen die zweite Tagung der Synode des Bundes der 
Evangelischen Kirchen in der DDR zusammentreten. Zu Beginn der fünftägigen Beratun- 
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gen soll dem Vernehmen nach eine Bilanz gezogen werden über all das, was der neue Kir- 
chenbund in der DDR seit seiner konstituierenden Synodaltagung im September 1969 an 
Arbeitsergebnissen aufzuweisen hat. 

Was die speziell innerkirchlich-theologischen Aktivitäten des Bundes betrifft,so kann die Be- 
wertung ihrer Resultate naturgemäß nicht Sache der demokratischen Öffentlichkeit sein. Was uns 
an der in Potsdam zu erwartenden Bilanz primär interessiert, ist eine Antwort auf die Fra- 
ge, wo der Kirchenbund seinen Standort und Dienst ausrichten will, in Übereinstimmung 
mit den Grundsätzen der sozialistischen Verfassung zu gestalten gedenkt und was er in dem 
Berichtszeitraum getan hat, um eine glaubhafte, umfassende organisatorische Verselbständi- 
gung seiner Organe wie auch seiner Gliedkirchen gegenüber westdeutschen Kircheninstitutio- 
nen durchzusetzen. 

Daß diese Anfrage legitim ist, liegt auf der Hand. Die Christen in unserem Staat, die sich 
— seien sie Mitglieder der CDU oder parteilos — in all ihrem Tun den Normen unserer sozia- 
listischen Verfassung verpflichtet wissen, haben ein Recht zu erfahren, ob auch die Kirchen 
auf dem Boden der Verfassung stehen, ob der von Landesbischof D. Dr. Mitzenheim in 
der Verfassungsdiskussion formulierte Grundsatz, daß die Staatsgrenzen der DDR auch die 
Grenzen für die kirchlichen Organisationsmöglichkeiten bilden, endlich und überall seine 
Realisierung gefunden hat. 

Natürlich erinnern wir uns, daß die konstituierende Synode des neuen Kirchenbundes im 
Herbst v. J. einige erste und wichtige Ergebnisse auf diesem Gebiet erbrachte: Sämtliche 
Mandate von DDR-Bürgern in Gremien der an den Bonner Staat vertraglich gebundenen 
„EKD“ wurden annulliert, bislang noch bestehende „EKD“-Dienststellen im Bereich unse- 
rer Republik wurden aufgelöst. Sodann berichtigten, dem Beispiel der Dezembersynode der 
Thüringer Kirche folgend, auch diejenigen Landeskirchen, deren Synoden im Frühjahr 
tagten, ihre Grundordnungen überall dort, wo noch von einer Mitgliedschaft in der „EKD“ 
die Rede war. 

So weit, so gut. Aber was tat der Bund, um Versuchen der westdeutschen „EKD‘-Füh- 
rung zu begegnen, seine organisatorische Selbstständigkeit und Unabhängigkeit in Frage 
zu stellen? Hat er zu derartigen Spekulationen nicht selbst einigen Anlaß gegeben — durch 
jenen umstrittenen Artikel 4,4 seiner Ordnung, in dem in bedauerlicher Vieldeutigkeit ein 
Bekenntnis „zu der Gemeinschaft der ganzen evangelischen Christenheit in Deutschland“ 
formuliert wurde? 

Die Warnungen, die im vergangenen Jahr gegenüber diesem Artikel Repräsentanten der 
demokratischen Öffentlichkeit wie Gerald Götting und Hans Seigewasser, aber auch inner- 
kirchliche Gruppierungen und Theologische Fakultäten aussprachen, haben sich gerade in 
jüngster Zeit als höchst aktuell erwiesen. War doch auf mehreren westdeutschen und West- 
berliner Synodaltagungen der letzten Wochen immer wieder das Bestreben offenkundig, mit 
Artikel 4,4 den Fortbestand einer „gesamtdeutschen“, und das heißt natürlich einer Bonn- 
synchronen Kircheneinheit zu rechtfertigen: 

Auf der westdeutschen „EKD“-Synodaltagung, die vom 10. bis 15. Mai in Stuttgart tagte, 
wurde zusammen mit einer Erklärung der Synode ‚‚Zur Gründung des Bundes der Evangeli- 
schen Kirchen in der DDR“ eine „Rechtliche Begründung‘ verabschiedet, in der es u.a. 
heißt: „Voraussetzung für den Bestand der EKD kann nach ihrem Selbstverständnis im 
Sinne von Artikel 1, Absatz 2 Satz 1 der Grundordnung nur ‚die bestehende Gemeinschaft 
der deutschen evangelischen Christenheit‘ sein. Diese Gemeinschaft ist durch die Gründung 
des Kirchenbundes in der DDR keineswegs in Frage gestellt, sondern sie wird in Artikel 4, 
Absatz 4 der Ordnung des Bundes ausdrücklich ... bejaht.“ 

Deutlicher läßt es sich wohl kaum formulieren! Artikel 4,4 der DDR-Kirchenbundsord- 
nung liefert die letzte Begründung für den Fortbestand einer „gesamtdeutschen EKD“! 

Daß die Rede von einer „besonderen Gemeinschaft“ zwischen westdeutscher Rumpf- 
„EKD“ und DDR-Kirchenbund durchaus nicht nur geistlich, sondern kryptoorganisatorisch 
gemeint ist, ist evident. „Wir wollten doch wohl“, so war die Vorlage mündlich begründet 
worden, „‚die Gemeinschaft des Glaubens, der Hoffnung und der Liebe nicht nur spirituell, 
sondern auch formiert zum Ausdruck bringen und festhalten.“ Auf derselben Linie lagen 
die Äußerungen des stellvertretenden „EKD“-Ratsvorsitzenden Bischof Scharf, der bei sei- 
ner brüsken Zurückweisung der vom Lübecker Bischof Meyer erhobenen Forderung nach 
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Namensänderung der „EKD“ die These aufstellte, die „EKD“ bestehe „dem Grund nach 
als Kirchengemeinschaft fort‘. Er verstehe die Gründung des Kirchenbundes in der DDR 
nicht als eine Spaltung der „EKD“. 

Auf der EKU-Synode ‚‚West‘‘, die vom 13. bis 16. Juni in Westberlin versammelt war, 
widmete der Ratsvorsitzende Präses Beckmann neun Seiten seines Tätigkeitsberichtes der 
„EKD“-Apologetik, wobei auch er ausführlich auf den „‚berühmten“ Artikel 4,4 der Ord- 
nung des DDR-Kirchenbundes zu sprechen kam. Dabei zitierte er eine auf der konstituie- 
renden Herbstsynode des Bundes gegebene Interpretation jenes Artikels, in der die „‚be- 
sondere Gemeinschaft‘ mit dem Hinweis begründet worden war: „Wir sind als Deutsche 
evangelischen Glaubens durch Sprache, Geschichte und Bekenntnis in einer anderen Gemein- 
schaft, als sie etwa mit denKirchen gleichen Bekenntnisses in derÖkumene gegeben ist.“ 

Als ein westfälischer Synodaler, der Münsteraner Alttestamentler Prof. D. Franz Hesse 
diese Argumentation als theologisch unzureichend zurückwies, vor einer Geschichtsroman- 
tik warnte und eine „spezifische‘‘ Gemeinschaft mit den Kirchen in der DDR bestritt, fuhr 
Beckmann auf: ‚Durch diese Thesen von Prof. Hesse wird ja im Grunde das Recht zur 
Fortsetzung der EKD in Frage gestellt.‘“ Also: Kritik an Artikel 4,4 der DDR-Kirchen- 
bundsordnung bedeutet für den westdeutschen EKU-Vorsitzenden sogleich eine Gefähr- 
dung des Fortbestandes der „EKD“, die somit auch von ihm nach wie vor als eine „ge- 
samtdeutsche‘‘ Organisation verstanden wird! Der ‚„EKD‘“-Rat, so ließ er in diesem Zu- 
sammenhang verlauten, habe sich im letzten Jahr ‚‚ununterbrochen Gedanken gemacht, 
was getan werden muß, damit wir uns nicht aus dem geschichtlich hervorgegangenen Rah- 
men unserer Kirche durch politische und staatliche Dekrete herauswerfen lassen.‘ Die 
„EKD“ sei „nicht hin“. Das hätten ‚gerade die Brüder mit Leidenschaft festzuhalten ver- 
sucht, die auf der anderen Seite des Eisernen Vorhanges leben müssen, indem sie in dem 
bekannten Artikel 4,4 etwas von dieser Gemeinschaft festhalten wollen“. 

Auch auf der Regionalsynode des Westberliner Kirchengebietes, die vom 18. bis 21. Ju- 
ni zusammentrat, wurde der Artikel 4,4 als Rechtfertigung für Bestrebungen benutzt, „die 
institutionelle Gestalt der Kirche über Grenzen hinweg festzuhalten‘, wie Bischof Scharf 
in seinem Rechenschaftsbericht hinsichtlich der „EKD“, der EKU und speziell der Berlin- 
Brandenburger Kirche postulierte. ‚Unserer Kirchenprovinz“, so erklärte Scharf, „ist da- 
mit eine wichtige Funktion zugefallen im Blick auf Realisierung und Praktizierung des Ar- 
tikels 4,4 der Satzung des Kirchenbundes, des Artikels aus dem östlich-kirchlichen Ver- 
fassungsrecht, der durch Beschluß der Stuttgarter Synode auch für die EKD im Westgebiet 
gilt.“ 

Es wäre verhängnisvoll, wenn diese Art westdeutscher und Westberliner ‚‚Interpretatio- 
nen“ der DDR-Kirchenbundsordnung auf der Potsdamer Synodaltagung stillschweigend 
hingenommen würde. Zu einer Bilanz gehört Selbstkritik, gehört die Bereitschaft, aus of- 
fenkundigen Fehlern zu lernen. Artikel 4,4 war ein Fehler. Er öffnet den Bonn-konfor- 
men „EKD‘“-Führern Tor und Tür zu einer Neuauflage „‚gesamtdeutscher“ Einheitsparolen. 
Will der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR die in Artikel 4,2 seiner Ordnung 
ausdrücklich proklamierte Selbständigkeit und Unabhängigkeit wieder aufgeben? Will er 
sich zu einem Appendix der westdeutschen Rumpf-,,EKD‘“ denaturieren lassen? Will er sei- 
ne Loyalität gegenüber den auch für ihn gültigen Verfassungsnormen unseres souveränen 
sozialistischen Staates aufkündigen? All seine innerkirchlichen Aktivitäten wären umsonst, 
wenn der Kirchenbund nicht deutlich zu erkennen gibt, wo er steht: in der Wirklichkeit 
unserer sozialistischen Gesellschaft oder aber im Nebel der Bonner „Ostpolitik“. Tertium 
non datur! Einen dritten Weg gibt es nicht! Wir erwarten eine unmißverständliche Ent- 
scheidung! 


Im ganzen erhalten die Kirchen für ihre politische und gesellschaftliche Haltung 
im Jahre 1970 von Staatssekretär Seigewasser eine kritische Bewertung. Bei ei- 
nem Symposium, zu dem der Magistrat von (Ost-)Berlin und der Bezirksaus- 
schuß der Nationalen Front zum 10. November 1970 kirchliche Amtsträger und 
Universitätstheologen eingeladen hatten, äußerte sich der Staatssekretär wie folgt 
(lt. „Neue Zeit‘ Nr.268 vom 12.November 1970, S.2): 
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„Viele Theologen, Geistliche und Amtsträger‘‘, so stellte Staatssekretär Seigewasser in sei- 
nem Einleitungsreferat fest, „haben verstanden, daß ihr christlicher Glaube sie keineswegs 
daran hindern kann und darf, als Repräsentanten der Kirche aktiv am antiimperialistischen 
Friedenskampf der Völker teilzunehmen.“ Mit Befriedigung vermerkte der Redner, daß die 
Zahl derer ständig größer wird, die als Einzelperson oder auch in Gruppen die Friedenspoli- 
tik unseres Staates unterstützen und sie mit ihrem Bekenntnis zur sozialistischen Menschen- 
gemeinschaft bekräftigen. Als dankenswerte Initiativen nannte der Staatssekretär Erklärun- 
gen der Arbeitsgruppen „Christliche Kreise‘, des CFK-Regionalausschusses, des Pfarrer- 
bundes sowie persönliche Stellungnahmen von D. Mitzenheim, D. Jacob und D. Schön- 
herr. 

Leider müsse er jedoch feststellen, so betonte Hans Seigewasser, daß es seitens kirchen- 
leitender Gremien wie des DDR-Kirchenbundes und der verschiedenen Kirchenleitungen, 
mit Ausnahme der Thüringer Kirche, noch keine offiziellen Verlautbarungen zu den bren- 
nenden Lebensfragen unserer Zeit gebe. ‚Während im Bereich der Ökumene zum Teil 
dramatische Auseinandersetzungen über die Grundfragen der Völker und der Menschheit 
ausgetragen werden — Friede, Sicherheit, Rassismus, Abrüstung, Neokolonialismus —, ha- 
ben wir Synoden und Kirchentage erlebt, die sich ganz und gar der innerkirchlichen Be- 
schaulichkeit hingegeben haben, ohne auch nur einmal den Blick nach außen auf die Welt 
mit ihren Kämpfen und großen Sorgen zu werfen.“ 

Angesichts zahlreicher Voten ökumenischer Gremien für die Aufnahme der DDR und 
der BRD in die UNO und für die Herstellung normaler diplomatischer Beziehungen aller 
Staaten zu unserer Republik ergebe sich die Frage: „Wäre es nicht eine Selbstverständlich- 
keit, daß auch unsere Kirchen öffentlich und mit Nachdruck die völkerrechtliche Aner- 
kennung der DDR fordern?“ Im Blick auf die weltweite Klassenauseinandersetzung zwi- 
schen Sozialismus und Kapitalismus sollte den kirchlichen Amtsträgern in der DDR und 
auch den Kirchen die Entscheidung nicht schwer fallen: ‚Es ist die Entscheidung für die 
Sache des Friedens und des Humanismus!“ 


Von Interesse ist der Hinweis auf die Kirchentage. Im Jahre 1970 fanden in 
der DDR vier größere evangelische Kirchentage statt, die in der politischen 
Presse bisher keine Erwähnung fanden. Tatsächlich haben sich auf jedem der 
Kirchentage besondere Arbeitsgruppen mit Fragen des Friedens, der Zukunft 
und mit Aufgaben der Kirche in der Gesellschaft befaßt. 

Dieses Kapitel zum Verhältnis von Kirche und Staat hat sich für dieses Jahr 
auf die Grundlinien konzentriert. Damit der Hinweis auf die Tagesauseinander- 
setzung zwischen staatlichen und kirchlichen Stellen nicht völlig fehlt, sei ab- 
schließend noch ein Abschnitt aus dem Bericht des Bischofs und der Kirchen- . 
leitung der Evangelischen Landeskirche Greifswald bei der Tagung der Landes- 
synode in Züssow am 6.November 1970 zitiert: 


Nachdem uns im Bericht des Vorjahres das Miteinander von Staat und Kirche, von Chri- 
sten und Nichtchristen anläßlich des 20. Jahrestages der Deutschen Demokratischen Re- 
publik intensiv beschäftigt hat, möchte ich heute nur feststellen, daß wir auf den verschie- 
denen Ebenen des politischen Lebens immer wieder sachlich gute Gespräche mit Vertre- 
tern des Staates, besonders mit dem Rat des Bezirkes Rostock, mit dem Staatssekretariat 
für Kirchenfragen und auch, unter Leitung von Propst Schulz, mit dem Rat des Bezirkes 
Neubrandenburg haben führen können. Doch muß man hinzufügen, daß das Gesprächskli- 
ma in den einzelnen politischen Kreisen unterschiedlich ist. Zwei schmerzliche Wunden 
sind freilich trotz dieser guten Gespräche ständig offen, nämlich 1. daß wir in wichtigen 
neuen Industriezentren unsere seelsorgerliche Arbeit aus Mangel an Räumen nur unter gro- 
ßen Schwierigkeiten tun können und 2. daß in Stadt und Land christliche Kinder und ih- 
re Eltern unter dem Zwiespalt zwischen atheistischer Ideologie und christlichem Glauben 
zu leiden haben. Ich will mir Einzelheiten ersparen, aber wir können nicht verschweigen, 
daß uns gerade in den letzten Wochen wieder herzbewegende Beispiele bekannt wurden, 
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wenn etwa treuen christlichen Konfirmanden von der Schule abgeraten wird, zur Konfir- 
mation zu gehen, wenn treue christliche Familien durch schulische Beurteilung auf den 
Zeugnissen in ernsten inneren Zwiespalt zwischen ihrem gesellschaftlichen Wollen und ih- 
rem christlichen Glauben kommen, wenn in staatlichen Ausbildungsstätten junge Menschen 
mit mehr oder weniger Zwang zum Kirchenaustritt genötigt werden und wenn sogar schon 
bei der Aufnahme von Kindern in die Vorschule in unzulässiger Weise die Frage nach der 
Kirchenzugehörigkeit der Eltern gestellt wird. Das alles führt sicher in vielen Fällen auch 
zu einer Stärkung der Glaubenstreue bei christlichen Kindern, Jugendlichen und Eltern. 
Es führt aber auch zur Einschränkung der in der Verfassung verankerten Glaubensfreiheit 
und zu einem tiefen inneren Riß, durch den der Wille christlicher Bürger, ihren guten Bei- 
trag in Produktion und Gesellschaft zu leisten, auf die Dauer gelähmt wird. Wir können 
nur immer wieder bitten, daß man diese innere Not loyaler christlicher Staatsbürger sieht 
und — auch um unseres Staates willen — nicht unnötig verschärft. 


c) Ehe- und Familienfragen 


Zu den Rechtsgebieten, die immer das besondere Interesse der Kirchen und ih- 
rer Glieder gefunden haben, gehören Ehe- und Familienfragen. Sie haben in der 
DDR ihre geltende rechtliche und gesellschaftliche Normierung durch das „Fa- 
miliengesetzbuch der DDR“ vom 20.Dezember 1965 (FGB) gefunden (s. Kirchl. 
Jahrbuch 1965. S. 155-163; 1966, S. 266-277). Ein Blick auf die entscheiden- 
den Grundbestimmungen zur Ehescheidung und die weitere Entwicklung hierzu 
ist auch für die gegenwärtige Diskussion über ein neues Ehescheidungsrecht in 
der Bundesrepublik Deutschland von Interesse. Das FGB kennt im Scheidungs- 
recht nur noch das Zerrüttungsprinzip, allerdings mit interessanten Nuancen, die 
der Rechtsprechung eine scheidungshemmende Tendenz gegeben haben. So ist 
der Scheidungsgrund im FGB $ 24 folgendermaßen formuliert: 


(1) Eine Ehe darf nur geschieden werden, wenn das Gericht festgestellt hat, daß solche 
ernstlichen Gründe vorliegen, aus denen sich ergibt, daß diese Ehe ihren Sinn für die Ehe- 
gatten, die Kinder und damit auch für die Gesellschaft verloren hat. 

(2) Wird von einem Ehegatten die Scheidung beantragt, ist vom Gericht eine sorgfältige 
Prüfung der Entwicklung der Ehe vorzunehmen. Dabei ist besonders zu prüfen, ob die In- 
teressen minderjähriger Kinder der Scheidung entgegenstehen und ob die Scheidung für 
einen Ehegatten eine unzumutbare Härte darstellen würde. 


Die relativ hohe Scheidungsquote in der DDR hat die Staatsorgane offenbar ver- 
anlaßt, die vom FGB den Gerichten zugewiesene erzieherische Aufgabe, sich vor- 
beugend und durch die Art der Prozeßführung um die Erhaltung von Ehen zu 
bemühen, erneut bewußt zu machen. 


BESCHLUSS DES PLENUMS DES OBERSTEN GERICHTS 
ÜBER DIE ERZIEHERISCHE TÄTIGKEIT 
DER GERICHTE ZUR ERHALTUNG VON EHEN 


Vom 24. Juni 1970 
(Beilage 3/70 zu „Neue Justiz“ Nr. 15/1970, 1. Augustheft) 


Das Plenum des Obersten Gerichts beschließt in Auswertung neuer Erfahrungen und Er- 
kenntnisse die Neufassung des Beschlusses über die erzieherische Tätigkeit der Gerichte zur 
Erhaltung von Ehen vom 15. April 1965 (NJ 1965, S. 309): 
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Ehe und Familie als persönliche Lebensbereiche der Menschen sind Bestandteile des Sy- 
stems der sozialistischen Gesellschaft, die die gleichen Interessen und Ziele wie diese ver- 
folgen. Im Rahmen ihrer spezifischen Aufgaben haben sie wesentlichen Anteil bei der Ent- 
wicklung sozialistischer Persönlichkeiten und der Erziehung der heranwachsenden Genera- 
tion. Entsprechend dieser großen persönlichen und gesellschaftlichen Bedeutung erfahren 
Ehe und Familie verfassungsrechtlich garantierten Schutz (Art. 38). Die Ehegatten tragen 
eine große Verantwortung für die bewußte Gestaltung der Ehe- und Familienbeziehungen 
und haben Anspruch auf staatliche und gesellschaftliche Förderung ($ 4 FGB). Es ist Auf- 
gabe aller Bereiche, die Entwicklung sozialistischer Familienbeziehungen zu fördern und 
Einfluß auf die Einhaltung moralisch-ethischer Normen zu nehmen. 

Im Rahmen dieser komplexen Aufgabenstellung sind in der gerichtlichen Tätigkeit die 
Voraussetzungen für eine verstärkte Gemeinschaftsarbeit mit anderen staatlichen Organen 
und gesellschaftlichen Organisationen zur Überwindung bestehender Schwierigkeiten in 
der Ehe zu schaffen. Der Erfolg für eine erzieherische Einflußnahme hängt weitgehend 
davon ab, inwieweit die Gerichte die Zerrüttungsursachen systematisch aufdecken und 
gesellschaftliche Kräfte zielgerichtet einbeziehen. Durch die volle Nutzung der Vorzüge 
der sozialistischen Gesellschaftsordnung setzen die Gerichte neue Maßstäbe für die metho- 
disch richtige und wirksame Gestaltung der Eheverfahren. 

Aufgabe der Gerichte ist es vor allem, das Eheverfahren so durchzuführen, daß damit ein 
Beitrag zur Durchsetzung der Grundsätze des Familiengesetzbuches geleistet wird. Das trifft 
sowohl für die Klagabweisung als auch für die Scheidung der Ehe und für die Klagrücknah- 
me zu. Das gerichtliche Verfahren reiht sich insoweit in den allgemeinen gesellschaftlichen 
Erziehungsprozeß ein, dessen Ziel es ist, das entwickelte gesellschaftliche System als Gan- 
zes zu gestalten. Es dient mit dazu, allen Bürgern die persönliche und gesellschaftliche Be- 
deutung von Ehe und Familie verständlich zu machen. Im einzelnen hat das Eheverfahren 
folgende Aufgaben zu erfüllen: 

— Konfliktsituationen bei noch nicht sinnlos gewordenen Ehen überwinden zu helfen; 

— auf die Ehegatten und ggf. auf die sonst am Verfahren Beteiligten erzieherisch einzu- 
wirken, insbesondere die Folgen der Scheidung allseitig darzustellen, vor allem den EI- 
tern die Verantwortung ihren Kindern gegenüber voll bewußt zu machen; 

— berechtigte Interessen der Ehegatten und Kinder zu schützen; 

— sinnlos gewordene Ehen zu beenden. 

Diese Aufgabenstellung erfordert von den Gerichten eine umfassende und sorgfältige, auf 
die jeweilige Ehesituation Rücksicht nehmende Behandlung der Ehesachen, bei der keiner- 
lei routinemäßige Erledigung Platz greifen darf. Vor allem sind alle Möglichkeiten einer 
Unterstützung durch andere Institutionen auszuschöpfen. 


1. Komplexe vorbeugende Tätigkeit 


1.1 Die Gerichte haben die in den Eheverfahren sowie in der Öffentlichkeitsarbeit getrof- 
fenen Feststellungen über die in Ehe und Familie auftretenden Störfaktoren und Entwick- 
lungsprobleme systematisch zu analysieren. Ausgehend von dem Erfordernis und Entwick- 
lung einer komplex zu gestaltenden gesellschaftlichen Einflußnahme zur Ausprägung sozia- 
listischer Familienbeziehungen, sind die Ergebnisse den örtlichen Volksvertretungen und 
ihren Organen als Anregung für Leitungsmafsnahmen zu übermitteln. 

1.2 Im Zuge der Vorbereitung und Durchführung von Vorbeugungsmaßnahmen in den 
jeweiligen Verantwortungsbereichen entwickeln und festigen die Gerichte die unmittelba- 
ren Beziehungen zu Fachabteilungen der örtlichen Räte, zu Betrieben, gesellschaftlichen 
Organisationen und sonstigen Institutionen. 

1.3 Im Rahmen der komplexen vorbeugenden Tätigkeit leisten die Gerichte einen spezi- 
fischen Beitrag durch die Propagierung des sozialistischen Familienrechts und die Erläute- 
rung von Bedeutung und Inhalt der Ehe und Familie in der sozialistischen Gesellschaft. 
Dies geschieht vor allem durch: 

— Aussprachen und Auswertungen in Betrieben, 
— Vorträge in Einwohnerversammlungen der Nationalen Front und Veranstaltungen des 
DFD sowie anderer Organisationen, 
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— Gespräche mit Schülern, Eltern und Erziehern in Schulen, Jugendklubs und Lehrlings- 
wohnheimen, 
— Teilnahme an Beratungen der Schöffenkollektive mit Brigaden und Betriebsleitungen 
und 
— Beiträge in Presse, Rundfunk und Fernsehen. 
1.4. Vordringlich ist die Unterstützung der Ehe- und Familienberatungsstellen, um deren 
Wirksamkeit auch mit Hilfe der Gerichte zu erhöhen und vor allem in verhältnismäßig frü- 
hem Stadium von Ehe- und Familienschwierigkeiten Einfluß zu nehmen. 


2. Fragen der wirksamen Ausgestaltung der Verfahren, 
insbesondere der Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte 


2.1. Zur gesellschaftswirksamen Gestaltung des Eheverfahrens sind bei Vermeidung jedes 

Schematismus, in Beachtung der Besonderheiten des ehelichen und familiären Lebens, un- 

ter Überwindung einengender Betrachtungsweisen die Möglichkeiten der Einbeziehung ge- 

sellschaftlicher Kräfte sorgfältig zu prüfen (OG, Urteil vom 11. Juli 1963 — 1 ZzF 33/63 — 

NJ 1963 S.697). Entsprechend dem jeweiligen Ergebnis der Prüfung sind differenzierte Maß- 

nahmen festzulegen: 

— Ist es erforderlich, hemmende äußere Faktoren (z.B. bei ungünstigen Wohn- und Ar- 
beitsbedingungen oder im Falle von Schwierigkeiten bei der Unterbringung von Kindern) 
zu beseitigen, kann es wirkungsvoll sein, wenn sich die Gerichte unmittelbar mit den in- 
soweit zuständigen anderen Organen in Verbindung setzen und sich über die gegebenen 
Möglichkeiten sowie das Veranlaßte informieren lassen. 

— In Fällen übermäßigen Alkoholgenusses, außerehelicher Verhältnisse, bei gewalttätigem 
Verhalten, der Behinderung der beruflichen Tätigkeit und Qualifizierung können Arbeits- 
und andere Kollektive eingeschaltet werden. Über die ideologisch-erzieherische Einwir- 
kung hinaus können ggf. weitere, vom Gericht zu empfehlende Maßnahmen notwendig 
werden (z.B. Eingliederung in ein anderes Arbeitskollektiv). 

— Sind Kollektive zur erzieherischen Einflußnahme auf die Parteien nicht vorhanden, ist 
die Information der Leitung des Betriebes bzw. des übergeordneten Organs zu erwägen. 
Entsprechendes gilt, wenn erkennbar ist, daß sich die Parteien dem Einfluß der Kollek- 
tive zu entziehen versuchen. 

— Bedarf es der Beantwortung von Fragen und der Klärung von Problemen auf sexuellem 
Gebiet, kann eine Sexualberatung nützlich sein, die ggf. durch die Gerichte zu vermitteln 
ist. 

— Ergeben sich für die Entwicklung der Kinder Schwierigkeiten, ist in geeigneten Fällen 
die Schule zu informieren, damit das Klassenelternaktiv und der betreffende Klassen- 
lehrer — erforderlichenfalls unter Einschaltung betrieblicher und anderer Kollektive — 
helfend eingreifen. Entsprechend ist zu verfahren bei Kindern in Vorschuleinrichtungen. 

— Bei übermäßigem Alkoholgenuß kann zusätzlich die Einschaltung medizinischer Einrich- 
tungen geboten sein. 

2.2. Die Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte ist vor allem dann sinnvoll, wenn sie geeig- 
net sein kann, 

— der Klärung des Sachverhalts, der Ursachenforschung sowie der Information des Ge- 
richts über bereits erfolgte Bemühungen solcher Kräfte zur Aussöhnung der Parteien 
zu dienen; 

— zur Beseitigung ehestörender Faktoren und damit zur Überwindung der zwischen den 
Parteien eingetretenen Spannungen beizutragen; 

— der Erziehung der Ehegatten bei der Erfüllung ihrer Pflichten zueinander und gegen- 
über den Kindern und der Gesellschaft zu nützen; 

— einen erzieherischen Einfluß auf Mitglieder aus den Arbeits- und Lebensbereichen der 
Parteien sowie auf andere Kollektive und Bürger auszuüben. 

2.3. Im Interesse der Erhaltung der Ehe ist verstärkt darauf hinzuwirken, daß die Ehegat- 
ten die Ehe- und Familienberatungsstellen aufsuchen. Neben deren Tätigkeit, der der Schöf- 
fenkollektive und anderer geeigneter Gremien bietet die Arbeit der Rechtsauskunftsstellen 
der Gerichte gute Möglichkeiten, eheerhaltend zu wirken. Durch Mitarbeiter der Gerichte 
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oder durch geeignete Schöffen, die sorgfältig auszuwählen und anzuleiten sind, können Aus- 
sprachen mit den Ehegatten geführt werden, wozu im allgemeinen die Zustimmung des rat- 
suchenden Ehepartners erforderlich ist. Soweit Schöffenkollektive und Einzelschöffen im 
Betrieb oder Wohngebiet sich um die Erhaltung von Ehen bemühen, sind sie dabei seitens 
der Gerichte zu unterstützen. 


3. Die Ausgestaltung der einzelnen Verfahrensstadien 


3.1. Beabsichtigt ein Ehegatte, zu Protokoll der Rechtsantragsstelle des Kreisgerichts die 
Ehescheidungsklage zu erklären, und ist der Antragsteller bereit, vor Klageinreichung einen 
Aussöhnungsversuch zu unternehmen, hat das Gericht die erforderliche Hilfe zur Erhaltung 
der Ehe zu geben, die in der Regel in der Aussprache eines Richters mit beiden Ehegatten 
oder in der Vermittlung des Bürgers an die Ehe- und Familienberatungsstelle bestehen wird. 
Lassen seine Erklärungen darauf schließen, daß keine Aussöhnungsbereitschaft besteht, ist 
die Klage aufzunehmen. 


Einleitung des Eheverfahrens 


3.2. Die Klagschrift soll eine zusammenhängende Darstellung des Eheverlaufs, bei Ehen von 
kurzer Dauer auch der gegenseitigen vorehelichen Beziehungen der Ehegatten, der bisheri- 
gen Gestaltung der Ehe- und Familienverhältnisse, der Umstände und Ursachen der Ehe- 
störungen einschließlich ihrer Auswirkungen auf die Ehegatten und die Kinder enthalten. 
Ferner sind die Vorschläge und Anträge zu den nach $ 18 FVerfO mit der Ehescheidung 
verbundenen Entscheidungen zu begründen. Die Klagschrift soll ausreichende Beweisange- 
bote und auch Angaben über die Bemühungen enthalten, die bereits zur Aussöhnung der 
Parteien unternommen wurden. 

Bei Zustellung der Klage ist die verklagte Partei in geeigneter Weise durch besondere 
Schreiben zur Stellungnahme aufzufordern und darauf hinzuweisen, daß es für die Vorbe- 
reitung der Verhandlung und eine konzentrierte Durchführung des Verfahrens günstig ist 
und in ihrem eigenen Interesse liegt, sich noch vor der Aussöhnungsverhandlung schrift- 
lich oder zu Protokoll der Rechtsantragsstelle zum Klagvorbringen und zur Ehesituation 
zu erklären. 

Zwischen Klagerhebung und Aussöhnungsverhandlung, die mit den Schöffen eingehend 
vorzubereiten ist, soll das Gericht keine besonderen Aussprachen mit den Parteien allein 
oder unter Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte organisieren, da der erste Termin dazu 
bestimmt ist, die Aussöhnung der Parteien zu versuchen. Es muß für die Aussöhnungsver- 
handlung ausreichend Zeit zur Verfügung stehen, um mit den Parteien eine gründliche Aus- 
sprache zu führen. 


Aussöhnungsverhandlung 


3.3. In der Aussöhnungsverhandlung hat sich das Gericht eine Übersicht über die Entwick- 
lung der Ehe und einen Einblick in die Familien- und Lebensverhältnisse zu verschaffen. 
Es soll auf dieser Grundlage erwägen, wie die weitere Aussöhnungsverhandlung zu gestal- 
ten ist, falls es nicht bereits nach dem Inhalt der Klagschrift, Klagerwiderung oder frühe- 
rer Verfahren bzw. Aussprachen mit den Parteien den Inhalt der Aussöhnungsverhandlung 
mit den Schöffen hinreichend vorberaten konnte. 

Die Aussöhnungsbestrebungen haben von der Bedeutung der Ehe und Familie für die 
Parteien, die Kinder und die Gesellschaft auszugehen. In den Mittelpunkt der Erörterung 
sind die Umstände zu stellen, die 
— die Parteien bislang miteinander verbunden haben, 

— ihnen ermöglicht haben, frühere Konflikte zu lösen, 
— geeignet sein könnten, der Ehe auch weiterhin eine Grundlage zu geben, 
— die Fortführung der Ehe im Interesse der Kinder oder eines Ehegatten bedingen. 

Da die Aussöhnungsverhandlung die Parteien befähigen soll, ihre Konflikte zu lösen und 
eine entsprechende Bereitschaft zu entwickeln oder zu fördern, ist es erforderlich, daß 
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sich die Verhandlung auch auf die eingetretenen Zerrüttungserscheinungen erstreckt. Sie 

sind insbesondere unter folgenden Gesichtspunkten mit den Parteien und den in die Aus- 

söhnungsverhandlung einbezogenen gesellschaftlichen Kräften zu erörtern: 

— Welche Möglichkeiten sind gegeben, damit eine oder beide Parteien ihr Verhalten än- 
dern? 

— Welche Erwartungen bestehen im Hinblick auf das künftige Verhalten des anderen Ehe- 
gatten? 

— Welche Bereitschaft ist vorhanden, das eigene Verhalten zu ändern? 

— Welche gesellschaftliche Einflußnahme ist zu organisieren, um den Aussöhnungsprozeß 
und die Festigung der ehelichen Beziehungen sowie die erforderlichen Veränderungen 
im Verhalten der Parteien zu unterstützen? 

— Welche weitergehenden Maßnahmen sind erforderlich, um das Verhalten der Parteien 
zu ändern oder sonstige störende Umstände zu überwinden? 

Unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles ist zu prüfen, ob und welche ge- 
sellschaftlichen Kräfte zur Aussöhnungsverhandlung hinzuzuziehen oder Zeugen zu laden 
sind. Die Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte ist insbesondere dann zweckmäßig, wenn 
sie sich bereits um die Erhaltung der Ehe bemüht haben und ihre Mitwirkung günstige 
Voraussetzungen für eine Aussöhnung schaffen könnte. 

Ebenso wie in der streitigen Verhandlung ist der wesentliche Inhalt der Erklärungen der 
gesellschaftlichen Kräfte in das Verhandlungsprotokoll aufzunehmen. 

3.4. Die Aussöhnungsverhandlung sollte in ihrem ersten Teil, dem Aussöhnungsversuch, 
in der Regel mit einer besonderen Beratung des Gerichts abgeschlossen werden. In dieser 
Zwischenberatung sollte sich das Gericht mit folgenden Fragen befassen: 

— Bestehen noch Voraussetzungen, daß sich die Parteien aussöhnen? 

— Könnte durch eine Wiederholung der Aussöhnungsverhandlung ($ 14 FVerfO), die Ein- 
beziehung gesellschaftlicher Kräfte, eine Beweiserhebung ($ 12 Abs. 2 FVerfO) oder die 
Aussetzung des Verfahrens ($ 15 FVerfO) eine Aussöhnung erreicht werden? 


Wiederholung der Aussöhnungsverhandlung 


3.5. Durch die Wiederholung der Aussöhnungsverhandlung können die Aussöhnungsbemü- 
hungen des Gerichts wirksamer gestaltet werden. 
Aussicht auf eine alsbaldige Aussöhnung der Parteien ($ 14 FVerfO) wird besonders dann 

anzunehmen sein, wenn 

— durch eine weitere Einflußnahme des Gerichts erreicht werden könnte, daß die Parteien 
allein oder mit gesellschaftlicher oder staatlicher Unterstützung ihre Ehekonflikte lösen 
könnten; 

— eine Partei bereit ist, die Ehe fortzusetzen, während sich die andere noch ablehnend 
verhält, jedoch erkennbar ist, daß sie sich weiteren Aussöhnungsbemühungen nicht ver- 
schließen wird. 


Vorbereitung der streitigen Verhandlung 


3.6. Der Beschluß über die Vorbereitung der streitigen Verhandlung ($ 16 FVerfO) muß in- 
haltlich so ausgestaltet sein, daß er zugleich als Beweisbeschluß dient. Er hat die Konzeption 
des Gerichts für die weitere konzentrierte Durchführung des Verfahrens zu enthalten. 

Zu seiner Vorbereitung hat das Gericht im Zusammenwirken mit den Parteien zu klären, 
zu welchen Fragen Beweis zu erheben ist und welche Beweismittel in Frage kommen. Die 
Beweisthemen sind exakt zu formulieren. Ebenso ist bei den mit der Ehesache nach dem 
Gesetz oder auf Antrag der Parteien verbundenen Ansprüchen ($ 18 FVerfO) zu verfahren. 


Streitige Verhandlung 


3.7. In der streitigen Verhandlung sind der Sachverhalt, einschließlich der Ursachen und 
begünstigenden Umstände der Ehestörung, durch die Beweisaufnahme zu klären und mit 
den einbezogenen gesellschaftlichen Kräften ihre Aufgaben zu erörtern. Bei der Sachauf- 
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klärung dürfen die Gerichte nicht an den äußeren Erscheinungen des gestörten Ehelebens 

haftenbleiben, ohne die tieferen Gründe der aufgetretenen Differenzen zu erforschen. Selbst 

wenn beide Ehegatten die Auflösung der Ehe beantragen, ist es abzulehnen, ohne jede Über- 
prüfung ihrer Behauptungen die Scheidung auszusprechen, da unser Eherecht keine einver- 
ständliche Scheidung kennt. Die Beweiserhebung hat sich auch darauf zu erstrecken, welche 

Auswirkungen sich aus einem bestimmten Verhalten einer Partei für den anderen Ehegatten, 

die Kinder und das Zusammenleben in der Ehe und Familie ergeben haben (vgl. OG, Urteil 

vom 18. Mai 1967 — 1 ZzF 6/67 — NJ 1967 S. 611). 

Die Sachaufklärung erfordert im allgemeinen: 

— Die Vernehmung von Zeugen zu bestimmten Geschehnissen oder anderen Umständen. 
Das gilt insbesondere, wenn ehewidrige Beziehungen zu einem anderen Partner behaup- 
tet werden. Bei der Vernehmung ist zu beachten, daß sich die erzieherische Einfluß- 
nahme auch auf diese zu erstrecken hat, vor allem wenn sie durch ihr Verhalten dazu 
beigetragen haben, die Beziehungen der Ehegatten zueinander oder zu den Kindern zu 
beeinträchtigen; 

— gesellschaftliche Kräfte zu hören ($ 10 Abs. 2 FVerfO); 

— beide Parteien zu den für die Entscheidung erheblichen Umständen ($ 2 FVerfO), ins- 
besondere zu bedeutsamen Behauptungen der Gegenpartei, zu vernehmen. 


Verhandlung vor erweiterter Öffentlichkeit 


3.8. Verhandlungen in Betrieben und Genossenschaften vor besonders geladenem Zuhörer- 
kreis sind auf Ausnahmefälle zu beschränken. Sie dürfen berechtigten Interessen der Partei- 
en nicht entgegenstehen und sind mit einer klaren Zielstellung sorgfältig vorzubereiten. Nur 
dann können sie in Erwägung gezogen werden, wenn sie sowohl zur Erziehung der Eheleute 
als auch zur erzieherischen Einflußnahme auf die Zuhörer geeignet und unbedingt notwen- 
dig sind, weil deren Verhalten die eingetretene Ehesituation mit beeinflußt hat. Vor ihrer 
Anordnung ist gründlich zu prüfen, ob nicht das angestrebte Ziel besser durch eine geeignete Aus- 
wertung des Verfahrens in diesen Kreisen erreicht werden kann. Diese sollte sich auch dar- 
auf erstrecken, Konflikten in anderen Ehen vorzubeugen. 


Aussetzung des Verfahrens 


3.9. Nach $$ 13, 15, 17 FVerfO kann in der Aussöhnungs- oder streitigen Verhandlung die 
Aussetzung des Verfahrens angeordnet werden, wenn begründete Aussicht auf Aussöhnung 
der Parteien besteht. 

Begründete Aussöhnungsmöglichkeiten werden vor allem gegeben sein, 

— wenn hierzu beide Ehegatten bereit sind, 

— wenn ein Ehegatte die Aussetzung wünscht und sich äußere Umstände (vgl. Ziff. 2.1.) 
auf die Ehe nachteilig auswirkten oder sonstige Zerrüttungsursachen und begünstigende 
Umstände vorliegen, die nicht so tiefgreifend sind, daß sie nicht durch Einflußnahme 
gesellschaftlicher Kollektive und Kräfte bzw. mit Hilfe staatlicher Organe oder gesell- 
schaftlicher Organisationen überwunden werden könnten. 

Hingegen sollte das Verfahren gegen den Willen beider Parteien nur ausnahmsweise aus- 
gesetzt werden. Das kann z.B. im Interesse minderjähriger Kinder gerechtfertigt sein. 

Der Aussetzungsbeschluß ist sorgfältig zu begründen. In ihm ist auszuführen, worin das 
Gericht Aussöhnungsmöglichkeiten erblickt hat, welche Motive die Parteien bewegten, die 
Aussetzung zu beantragen oder ihr zuzustimmen, welche Verpflichtungen die Ehegatten 
abgegeben haben, um die aufgetretenen Differenzen zu überwinden, und welches Verhal- 
ten das Gericht von ihnen erwartet, damit Aussicht auf Wiederherstellung der Eheharmo- 
nie besteht. . 

Das Gericht hat in jedem Falle zu prüfen, ob den Parteien durch gesellschaftliche Kräf- 
te, Schöffenkollektive oder staatliche Organe geholfen werden kann, Ursachen und begün- 
stigende Umstände der aufgetretenen Differenzen zu überwinden. Diese Prüfung ist akten- 
kundig zu machen und in den Fällen, in denen keine Maßnahmen eingeleitet wurden, dar- 


zulegen, weshalb hiervon abgesehen worden ist. 
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Die Dauer der Aussetzung ist nach den Umständen des Einzelfalles und der Art eingelei- 
teter Maßnahmen zu differenzieren. 


Klagabweisung 


3.10. In gleicher Weise wie bei der Aussetzung des Verfahrens ist im Falle der Klagabwei- 
sung die Unterstützung der Parteien zur Normalsisierung des Ehelebens besonders notwen- 
dig, zumal zumindest ein Ehegatte nicht an der Ehe festhalten wollte. Es ist daher auch 
in diesem Falle sorgfältig zu prüfen, ob und auf welche Weise unter Einschaltung gesell- 
schaftlicher Kräfte, gesellschaftlicher Organisationen und staatlicher Organe die Wiederher- 
stellung harmonischer Verhältnisse zwischen den Parteien erreicht werden kann. 

Wird hiervon ausnahmsweise kein Gebrauch gemacht, sind die Gründe in den Akten zu 
vermerken. 


Erneute Klage nach Klagabweisung 


3.11. Die Verwirklichung der im klagabweisenden Urteil enthaltenen Hinweise an die Par- 
teien zur Überwindung der ehelichen Differenzen und der hierauf beruhenden Maßnahmen 
beansprucht eine gewisse Zeit. Erst nach Ablauf einer angemessenen Frist kann hinreichend 
beurteilt werden, welchen Erfolg sie gehabt haben. Deshalb können im allgemeinen Klagen, 
die vor Ablauf eines Jahres vom selben Ehegatten erhoben werden, nicht zum Erfolg füh- 
ren, es sei denn, daß neue Umstände hinzutreten, die allein oder im Zusammenhang mit 
den früheren Feststellungen die Ehe sinnlos werden lassen. 

Die erneute Klagerhebung darf nicht ohne weiteres als Anzeichen dafür gewertet werden, 
daß die Ehe nunmehr ihren Sinn verloren hat. Die Verhandlung ist in gleicher Weise wie 
bei erstmaligen Scheidungsverlangen sorgfältig vorzubereiten und durchzuführen. In jedem 
Falle sind die Akten der vorangegangenen Verfahren beizuziehen, und ihr Inhalt ist mit 
zum Gegenstand der Beweisaufnahme zu machen. War im Vorverfahren die Hilfe gesell- 
schaftlicher Kräfte oder staatlicher Organe eingeleitet worden, ist deren Tätigkeit zu er- 
örtern und zu ergründen, weshalb diese Bemühungen keinen Erfolg hatten. 


Ehescheidung 


3.12. Auch nach erfolgter Scheidung kann es notwendig sein, gesellschaftliche Maßnah- 
men einzuleiten. Besonders ist das geboten, wenn gesellschaftswidriges Verhalten eines Ehe- 
partners die Gefahr der Begehung strafbarer Handlungen in sich birgt, z.B. bei Hang zu 
Gewalttätigkeiten oder zu übermäßigem Alkoholgenuß, oder wenn durch arbeitsscheues 
Verhalten der Unterhalt der Kinder gefährdet wird. Mit Unterstützung des Referates Ju- 
gendhilfe und anderer staatlicher Organe ist aber auch den Ehegatten zu helfen, wenn sie 
durch die Scheidung bei der Erlangung ihrer wirtschaftlichen Selbständigkeit, bei der Re- 
gelung der Wohnverhältnisse oder bei der Betreuung und Erziehung der Kinder Schwierig- 
keiten haben (vgl. hierzu auch Abschn. A II Ziff.5 Abs. 4 der Richtlinie Nr. 25 des Ple- 
nums des Obersten Gerichts zu Erziehungsrechtsentscheidungen vom 25. September 1968 
NJ 1968 S. 651). 


’ 


Urteile 


3.13. Zu einem überzeugenden Urteil gehört eine sachlich-erzieherische Begründung. Vor- 
aussetzung hierfür ist eine gründliche Aufklärung des Sachverhaltes. Wird die Klage abge- 
wiesen, ist an Hand der festgestellten Umstände darzulegen, weshalb sie keinen Erfolg 
haben konnte. Den Parteien ist aufzuzeigen, aus welchen Umständen sich ergibt, daß die 
Ehe für die Ehegatten und die Kinder noch sinnvoll ist, und wie sie sich künftig verhalten 
müssen, um die aufgetretenen ehelichen Schwierigkeiten zu überwinden. 

Wird die Ehe geschieden, ist an Hand des gesamten Eheablaufs verständlich und folge- 
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richtig zu erläutern, auf welche Ursachen der Zerfall der ehelichen Gemeinschaft zurück- 
zuführen ist und welche Schlußfolgerungen sich hieraus für das künftige Leben der Ehe- 
gatten ergeben 

Alle Urteile sind so zu gestalten, daß sie zur Erziehung und Selbsterziehung der Parteien 
beitragen. 


Klagrücknahme 


3.14. Wird die Klage zurückgenommen, ist mit Zustimmung der Ehegatten die Hilfe gesell- 
schaftlicher Kräfte und staatlicher Organe dann einzuleiten, wenn bereits Erörterungen des 
Gerichts in der Sache erfolgt waren. 

Auch ohne Zustimmung der Ehegatten können im Interesse der Parteien oder zum Wohle 
der Kinder staatliche Organe, gesellschaftliche Organisationen und gesellschaftliche Kräfte 
eingeschaltet werden, wenn übermäßiger Alkoholgenuß, Tätlichkeiten, Untreue und ähnli- 
che schwerwiegende Verletzungen ehelicher Pflichten festgestellt wurden und nach getrof- 
fenen Ermittlungen nicht damit zu rechnen ist, daß die betreffenden Ehegatten ihr Fehl- 
verhalten selbst überwinden. 

Wird die Klage ohne gerichtliche Einflußnahme zurückgenommen, kann unter obigen Vor- 
aussetzungen eine entsprechende Maßnahme erwogen werden, wenn das Verhalten der Par- 
teien, ohne daß es weiterer Erörterungen bedarf, dem Gericht bereits — insbesondere auch 
aus anderen Verfahren — bekannt ist. 

In vorstehenden Ausnahmefällen ist es jedoch erforderlich, die Ehegatten von den einge- 
leiteten Hilfsmaßnahmen in geeigneter Weise in Kenntnis zu setzen. 

Sofern die Klage in der mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird, sind entspre- 
chend $ 12 Abs. 3 FVerfO die Beweggründe der Ehegatten, die zur Klagrücknahme führten, 
Verpflichtungen der Parteien, eingeleitete Hilfsmaßnahmen und die Art ihrer Verwirklichung 
und sonstige für die Wiederherstellung der Eheharmonie zweckdienliche Hinweise ins Proto- 
koll aufzunehmen. In geeigneten Fällen ist auch mit darauf hinzuweisen, daß die Parteien 
die Ehe- und Familienberatungsstelle aufsuchen mögen. 


Kontrolle eingeleiteter Maßnahmen 


3.15. Die Gerichte müssen darauf achten, daß die gesellschaftlichen Kräfte und staatlichen 
Organe die von ihnen übernommenen Aufgaben durchführen und sich einen Überblick über 
ihren Stand und die erzielten Ergebnisse verschaffen. Die Arbeit mit den gesellschaftlichen 
Kräften und den staatlichen Organen sowie ihre Ergebnisse müssen im wesentlichen — auch 
als Grundlage für die analytische Tätigkeit — aus den Prozeßakten ersichtlich sein. 


Dieser Beschluß des Obersten Gerichts der DDR zeigt, wie stark das Verständ- 
nis der sozialistischen Gesellschaft auch für die Gestaltung des privaten Lebens 
geltend gemacht wird und wie sehr die Rechtsordnung und die Tätigkeit der 
Gerichte an die Grundsätze der sozialistischen Moral gebunden werden. Anders 
als in einer liberalen pluralistischen Gesellschaft werden in einem aufgeklärten 
autoritären Weltanschauungsstaat Recht und Moral in einem Umfang identifi- 
ziert, der die Bezeichnung dieses Staats- und Gesellschaftssystems als paterna- 
listisch und moralisierend rechtfertigt. Für weiteres Material zu diesem höchst 
interessanten und bezeichnenden Beschluß des Obersten Gerichts sei auf die hier- 
zu veröffentlichten Aufsätze, Berichte und Gerichtsentscheidungen in der ‚Neuen 
Justiz“ Hefte 11 und 15 des Jahrgangs 1970 verwiesen. 
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3. BUND DER EVANGELISCHEN KIRCHEN IN DER DDR 


Über Vorgeschichte, Werdegang und Konstituierung des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik ist in den Jahrgängen 1968 
und 1969 des Kirchlichen Jahrbuches eingehend dokumentarisch berichtet wor- 
den. Eine wichtige Ergänzung dieser Dokumentation stellt folgende Publikation 
dar: Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR. Dokumente zu seiner Ent- 
stehung ausgewählt und dokumentiert von Reinhard Henkys. Schriftenreihe 
epd-Dokumentation, Bd. 1, Eckart-Verlag Witten, Frankfurt, Berlin 1970 , 
2123. 

Am Ende des Jahres 1970 kann die Konstituierung des Kirchenbundes als ab- 
geschlossen betrachtet werden, es beginnt die Phase seiner Profilierung im Sinne 
der Zielsetzung, die kirchliche Neugründung als Zeugnis und Dienstgemeinschaft 
auszugestalten. Dabei erhebt sich, nach den Worten eines Mitgliedes der Leitung 
des Kirchenbundes, als Hauptfrage, wie groß die Möglichkeit gemeinsamen kirch- ° 
lichen Redens und Handelns als Zeugnis im Raum der DDR ist. 

Als Hauptproblembereiche ergaben sich für die erste Zeit des Aufbaus außer 
der Bildung und Besetzung der Organe, Amtsstellen und Ausschüsse die Be- 
ziehungen nach außen (Staat, EKD, Ökumene), die inneren Strukturen und 
Aufgaben sowie die Inangriffnahme mannigfacher Reformvorstellungen. Sehr 
schnell zeigten sich dabei auch schon die Schwächen der neuen Bundeskon- 
struktion. Diese liegen einmal in dem unausgeglichenen Verhältnis zwischen der 
starken Konferenz mit ihren Leitungsaufgaben und der Synode, die sich ange- 
sichts der relativ geringen Bundeskompetenz offenbar nicht ausreichend zur 
Geltung bringen kann. An dieser Stelle werden sich angesichts der starken vor- 
wärtsdrängenden Kräfte in der Synode und im Blick darauf, daß die Kirchen 
in der DDR auf eine breite Mitverantwortung von Laien angewiesen sind, in 
Zukunft Probleme ergeben. Damit steht im Zusammenhang, daß der Wille zur 
Gemeinsamkeit sowohl in der kirchlichen Organisation wie in der kirchlichen 
Praxis zwischen den Landeskirchen stärker vorhanden ist, als es die Ordnung 
des Bundes erkennen läßt. Es ist nicht zufällig, daß der ganze Komplex der 
Lehrgespräche und der Überwindung konfessionsgebundener Kirchenstrukturen 
im Kirchenbund der DDR von Anfang an eine besonders große Rolle gespielt 
haben. 


a) Allgemeines 


Die Dokumentation der wichtigsten Ereignisse und Entwicklungen des Jahres 
1970 im Kirchenbund der DDR beginnt am besten damit, daß die allgemeinen 
Abschnitte aus dem „Bericht der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen“ 
vor der Synode des Bundes 1970 hier wiedergegeben werden. Der Bericht wur- 
de von Generalsuperintendent D. Albrecht Schönherr vorgetragen, dem durch 
die Kirchenleitung der Region Ost der Kirche Berlin-Brandenburg die Anrede 
„Bischof“ verliehen worden ist. Es war der erste Synodalbericht, den das lei- 
tende Organ des Kirchenbundes zu erstatten hatte. 
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BERICHT 


der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen vor der Synode 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR 


2. Tagung, 26. bis 29. Juni 1970 in Potsdam-Hermannswerder 
Auszug 


(1) In den Zeitraum, über den die Konferenz der Kirchenleitungen des Bundes der Evan- 
gelischen Kirchen in der DDR zu berichten hat, fällt die 25jährige Wiederkehr eines Tages 
von einschneidender, weltgeschichtlicher Bedeutung, des 8. Mai 1945. Dieser Tag beendete 
radikal den Traum eines deutschen Superstaates, der sich auf den Herrschaftsanspruch ei- 
ner angeblich allen anderen überlegenen Rasse und auf die Versklavung und Ausrottung 
anderer Völker gründete. Für diesen Traum waren Tausende politischer Gegner, Kommu- 
nisten, Sozialdemokraten, Demokraten, Christen, Millionen Angehöriger anderer Völker, 
vor allem Juden, Polen und Sowjetbürger, Millionen endlich von Soldaten auf den Schlacht- 
feldern geopfert worden. Der Traum zerstob. Das Deutsche Reich wurde in Besatzungszo- 
nen und später in zwei Staaten geteilt, mit all den bekannten schmerzlichen Folgen. 

Für viele Christen wurde der Zusammenbruch, den der 8.Mai 1945 besiegelte, zu einem spä- 
ten, nun aber unüberhörbaren Ruf Gottes zu Buße und Besinnung. Es waren ja lange nicht 
alle gewesen, die der Schreckensherrschaft des Dritten Reiches wenigstens den Widerstand 
des Herzens entgegengesetzt hatten, nicht viele, die sich zu offenem Widerstand, wenn auch 
nur auf dem Teilgebiet Kirche, bereitgefunden hatten, verschwindend wenige, die als Märty- 
rer für Frieden und Gerechtigkeit, für die Würde des Menschen und die unverbrüchliche 
Gemeinschaft der Christen das Martyrium erlitten hatten. 

In der Gebetshilfe, die die Bischöfe unserer Kirchen den Gemeinden zum 8. Mai 1970 
übersandt haben, heißt es: „Laß uns im Blick auf das Jahr 1945 der Wahrheit standhalten, 
daß du als der verborgene Herr aller Geschichte der Richter warst über unsere Schuld und 
unsere Mitschuld an den Verbrechen unseres Volkes. Versperre uns die Flucht in Vergeß- 
lichkeit und Gedankenlosigkeit. Vermaure uns den Ausweg in bittere Klagen gegen ein 
Schicksal und in billige Anklagen gegen andere ... Hilf uns, Herr, unser Gott, daß wir dein 
Gericht über uns endlich annehmen ...““ 

Eine erste Frucht der Besinnung war das Stuttgarter Schuldbekenntnis. Zwei Jahre später 
folgte das Darmstädter ‚Wort des Bruderrates der EKD zum politischen Weg unseres Vol- 
kes“, das konkret von den „falschen und bösen Wegen“ redete, „auf welchen wir ... in die 
Irre gegangen sind“ (vollständig abgedruckt in ZdZ 1, 1947, S.316). Seine Aussagen sind 
nach 23 Jahren noch erstaunlich aktuell: 

(2) „Wir sind in die Irre gegangen, als wir begannen, den Traum einer besonderen deut- 
schen Sendung zu träumen, als ob am deutschen Wesen die Welt genesen könne. Dadurch 
haben wir dem schrankenlosen Gebrauch der politischen Macht den Weg bereitet und unse- 
re Nation auf den Thron Gottes gesetzt ... 

(3) Wir sind in die Irre gegangen, als wir begannen, eine ‚christliche Front‘ aufzurichten 
gegenüber notwendig gewordenen Neuordnungen im gesellschaftlichen Leben der Menschen. 
Das Bündnis der Kirche mit den das Alte und Herkömmliche konservierenden Mächten hat 
sich schwer an uns gerächt. Wir haben die christliche Freiheit verraten, die uns erlaubt und 
gebietet, Lebensformen abzuändern, wo das Zusammenleben der Menschen solche Wandlung 
erfordert. Wir haben das Recht zur Revolution verneint, aber die Entwicklung zur absolu- 
ten Diktatur geduldet und gutgeheißen. 

(4) Wir sind in die Irre gegangen, als wir meinten, eine Front der Guten gegen die Bösen, 
des Lichtes gegen die Finsternis, der Gerechten gegen die Ungerechten im politischen Leben 
und mit politischen Mitteln bilden zu müssen. Damit haben wir das freie Angebot der Gna- 
de Gottes an alle durch eine politische, soziale und weltanschauliche Frontenbildung ver- 
fälscht und die Welt ihrer Selbstrechtfertigung überlassen. 

(5) Wir sind in die Irre gegangen, als wir übersahen, daß der ökonomische Materialismus 
der marxistischen Lehre die Kirche an den Auftrag und die Verheißung der Gemeinde für 
das Leben und Zusammenleben der Menschen im Diesseits hätte gemahnen müssen. Wir 
haben es unterlassen, die Sache der Armen und Entrechteten gemäß dem Evangelium von 
Gottes kommendem Reich zur Sache der Christenheit zu machen.“ 
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Buße und Bekenntnis der Schuld ist für Christen weder Selbstverurteilung noch Selbst- 
beschmutzung, sondern Antwort auf das Evangelium von der Rechtfertigung des Gottlo- 
sen. Durch das Evangelium aber befreit uns der, der unsere Vergangenheit ans Kreuz getra- 
gen und uns durch seine Auferstehung den Weg in ein neues Leben eröffnet hat. „Indem 
wir das erkennen und bekennen, wissen wir uns als Gemeinde Jesu Christi freigesprochen 
zu einem neuen, besseren Dienst zur Ehre Gottes und zum ewigen und zeitlichen Heil des 
Menschen. Nicht die Parole: Christentum und abendländische Kultur, sondern Umkehr zu 
Gott und Hinkehr zum Nächsten in der Kraft des Todes und der Auferstehung Jesu Chri- 
sti ist das, was unserem Volk inmitten unseres Volkes vor allem uns Christen selbst not 
uw 

Auf dem Hintergrund einer solchen Besinnung sehen wir den Auftrag der Kirchen in der _ 
DDR und den unseres Bundes. 

1. „Umkehr zu Gott“: Wir vertrauen darauf, daß Gott uns immer noch ruft und nicht 
verstößt. Wir sollen erwarten, daß Gott mit uns Gutes und nur Gutes vorhat. Er verstellt 
alte Wege, um uns auf neue zu weisen. Er läßt Altes zu Ende gehen, damit wir acht ha- 
ben auf das, was Er wachsen lassen will. 

2. „Hinkehr zum Nächsten“: Wir werden nur dann die ganze Fülle der Freiheit erfahren, 
zu der uns Gott in Jesus Christus berufen hat, wenn wir unser ganzes Leben in Seinen 
Dienst stellen, in dem Er uns an den Menschen weist, und zwar nicht nur in der privaten 
Sphäre, sondern auch in Gesellschaft und Politik. Christus stellt uns in die Verantwortung 
für das Ganze — für die Stadt, für den Staat, in welchem wir leben. Wir werden uns gegen- 
seitig dazu helfen müssen, die Aufgaben zu erfüllen, die uns in dieser Verantwortung zu- 
fallen. Was wir tun und wie wir es tun, soll auf den weisen, der uns in seinen Dienst genom- 
men hat. Wir werden uns vor allem dazu helfen müssen, das Evangelium an den Menschen 
unserer Zeit als eine frohe, befreiende Botschaft und nicht alsLast und Gesetz weiterzugeben. 

3. Die Kirche, die ihren Irrweg bekennt und ‚‚zu einem neuen, besseren Dienst ... freige- 
sprochen‘“ ist, wird nicht die alten Vorrechte und Privilegien in Anspruch nehmen können 
und wollen. Sie wird lediglich um das Recht bitten müssen, ihrem Herrn ungehindert dienen 
zu können. Als Kirche des Gekreuzigten ist sie nicht zum Herrschen, sondern zum Dienen 
berufen. Dieses nicht nur theoretisch zu erkennen, sondern in ihren Strukturen und im täg- 
lichen Umgang mit den Mitmenschen zu verwirklichen, fällt ihr, die sich lange Zeit auf 
staatliche Macht stützen konnte, nicht leicht. Dietrich Bonhoeffer schrieb im Blick auf die 
Zeit nach der Wende, die er herankommen sah: „Auf unsere Privilegien werden wir gelas- 
sen und in der Erkenntnis einer geschichtlichen Gerechtigkeit verzichten können. Es mö- 
gen Ereignisse und Verhältnisse eintreten, die über unsere Wünsche und Rechte hinwegge- 
hen. Dann werden wir uns nicht in verbittertem und unfruchtbarem Stolz, sondern in be- 
wußter Beugung unter ein göttliches Gericht und in weitherziger und selbstloser Teilnah- 
me am Ganzen und an den Leiden unserer Mitmenschen als lebensstark erweisen‘‘ (WE, 

S. 205f.). Möge unser Glaube sich so lebensstark erweisen, daß dies auch für unsere Kir- 
chen gelten kann! 

Die acht Landeskirchen in der DDR haben sich vor einem Jahr zu einem eigenen Bund 
zusammengeschlossen. Die Gründe dafür sind oft dargelegt worden, sie brauchen hier nicht 
wiederholt zu werden. Zwei deutsche Staaten in zwei verschiedenen Gesellschaftssystemen: 
das erforderte organisatorische Unabhängigkeit der Kirchen nicht nur aus Gründen der 
Staatsraison, sondern vor allem wegen des Dienstes, der sich auf beiden Seiten verschieden 
gestalten muß. Auch hier heißt es, nach vorn zu schauen. Aus der organisatorischen Ein- 
heit wurde Partnerschaft, die gewiß auch Spannungen, unbequeme und besorgte Fragen 
mit sich bringt. Aber wir leben mit den Christen in der Bundesrepublik und der ganzen 
Ökumene in der einen Gemeinschaft des Glaubens zusammen, die wir weder selbst gemacht 
haben, noch die von selbst gewachsen ist: Sie ist ein Werk des Heiligen Geistes und darum 
unzerstörbar. Es wird viel darauf ankommen, daß sich diese Gemeinschaft im Heiligen Gei- 
ste im Dienste der Versöhnung und der sozialen Gerechtigkeit als wirklich und wirksam er- 
weist. 


Entsprechend dem noch nicht voll geklärten Verhältnis des Kirchenbundes zum 
Staat beschränkt sich der Bericht der Konferenz auf einige wenige Bemerkungen: 
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7.1 Der Vorsitzende der Konferenz, der Präses der Synode und der Leiter des Sekretariates, 
haben am 25. 9. 1969 dem Staatssekretär für Kirchenfragen die Ergebnisse der ersten Tagung 
der Synode des Bundes und der ersten Sitzung der Konferenz der Kirchenleitungen erläutert. 
Der Vorstand der Konferenz hatte bisher noch keine Gelegenheit zu einem offiziellen Besuch. 
Arbeitskontakte zwischen dem Staatssekretariat und dem Leiter u. dem stellvertr. Leiter 

des Sekretariats gab es in größerer Zahl. 

7.2 Über Fragen der Bibelrüsten haben Erörterungen im Staatssekretariat für Kirchenfra- 
gen stattgefunden. Im Auftrag der Konferenz nahm daran Oberkirchenrat Braecklein, Prä- 
sident Dr. Johannes und Pfarrer Grüber teil, die bereits in den Vorjahren die entsprechen- 
den Verhandlungen geführt hatten. Neue Gesichtspunkte haben sich diesmal nicht ergeben. 
Gegen diakonische Rüsten von Jugendlichen in Heimen für hirngeschädigte Kinder wurden 
von seiten des Staates keine Einwendungen mehr erhoben. 


Der Bericht schließt mit Hinweisen auf den 25. Todestag Dietrich Bonhoeffers. 
Sie machen noch einmal — ähnlich wie der einleitende Abschnitt — deutlich, 
von welchen geschichtlichen und theologischen Grundlagen her der Kirchen- 
bund verstanden werden möchte: 


8. Zum 25. Todestag Dietrich Bonhoeffers veranstaltete der Bund drei Seminare, zwei für 
Theologen, eines für Nichttheologen (in Zingst, Halle und Wittenberg). Es kann dankbar 
vermerkt werden, daß bei diesen Gelegenheiten Referate von Professor Eberhard Bethge, 
Rengsdorf im Rheinland, Prof. Götz Harbsmeier, Göttingen, und Professor Wilhelm Dan- 
tine, Wien, gehalten werden konnten. Für die Veranstaltungen, die aus Anlaß des Gedenk- 
tages im Rahmen der Landeskirchen geplant wurden, war im Auftrag des Bundes eine um- 
fangreiche Arbeitshilfe erstellt worden. 

Am Todestag Bonhoeffers selbst, am 9. April, fand auf dem Dorotheenstädtischen Fried- 
hof in Berlin eine Gedenkfeier statt, bei der der Staatssekretär für Kirchenfragen, ein Mit- 
arbeiter der Abt. Kirchenfragen beim Zentralkomitee der SED, andere Vertreter des Staa- 
tes, der persönliche Referent des Vorsitzenden der CDU ebenso wie Vertreter der uns na- 
hestehenden Kirchen begrüßt werden konnten. Es war eine besondere Freude, daß Frau 
Dress, jüngste Schwester Dietrich Bonhoeffers, anwesend war und das Wort an die Ver- 
sammlung richtete, bevor an der letzten Ruhestätte einiger Verwandten Dietrich Bonhoef- 
fers Kränze niedergelegt wurden. Der Vorsitzende erinnerte in seiner Gedenkrede an die 
politische Entscheidung Bonhoeffers und erläuterte sie im Zusammenhang seiner theologi- 
schen Arbeit. Dabei ging er von einem bemerkenswerten Satz aus, den Bonhoeffer im Jah- 
re 1935 an seinen Bruder Friedrich-Karl schrieb: „Es gibt doch nun einmal Dinge, für die 
es sich lohnt, kompromißlos einzutreten. Und mir scheint, der Friede und die soziale Ge- 
rechtigkeit, oder eigentlich Christus, sei so etwas‘ (Ges. Schriften III, S.25). In dieser un- 
gewöhnlichen Zusammenordnung durch die Worte „oder eigentlich‘‘ werden die zwei Ho- 
rizonte genannt, innerhalb derer sich christlicher Glaube zu bewähren hat. Mit „Frieden 
und sozialer Gerechtigkeit‘“ ist die Ebene der konkreten gesellschaftlichen Verhältnisse an- 
gesprochen, auf der sich Christen und Nichtchristen guten Willens finden müssen, weil der 
Mensch nur in einer Welt, die zu Frieden und sozialer Gerechtigkeit findet, Hoffnung zu 
überleben haben kann. 

Als Deutsche, die das Kriegsende überlebt haben, sind wir doppelt verpflichtet, erhebliche 
Opfer für Frieden und soziale Gerechtigkeit zu bringen. Die letzte Begründung dieser Ver- 
antwortung liegt für den Christen darin, daß er an den Herrn gebunden ist, der ihn wieder- 
um an das Heil und das Wohl seiner Mitmenschen weist. Um es mit Bonhoeffers Formel 
zu sagen: „Der Christ und die Kirche Jesu Christi sind nur dann ganz bei ihrem Herrn, 
dessen Leben ein Dasein für andere ist, indem sie selbst „für andere da sind“. Hier liegen 
die Wurzeln unserer Verantwortung für den Menschen. Möge der junge Bund unserer Kir- 
chen sich dessen bewußt sein, daß er nicht um seinetwillen noch um der Erhaltung der 
Kirchen willen da ist, sondern daß er zum Dienst für das Heil der Menschen und das Wohl 
der Welt, in der wir leben berufen ist. 
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Weitere Abschnitte des Synodalberichtes der Konferenz der Kirchenleitungen 
werden nachstehend bei den Sachgebieten wiedergegeben. 

Auch andere Kirchenleitungen und Bischöfe nahmen Gelegenheit, noch ein- 
mal die Gründung des Kirchenbundes in der DDR zu würdigen und den Stand 
der Entwicklung zu beurteilen. Für eine in den USA erscheinende englisch- und 
deutschsprachige Zeitschrift ‚„‚Metanoia“ haben die Bischöfe Krummacher, Frän- 
kel und Mitzenheim in Originalbeiträgen die Gründe zur Bildung des Kirchen- 
bundes in der DDR (im folgenden mit BEK/DDR abgekürzt) dargestellt. Die 
epd-Dokumentation Nr. 13/70 vom 26. März 1970 veröffentlichte daraus folgen- 
de Abschnitte: 


FRÄNKEL ZUM STATUS CONFESSIONIS 


So richtig es ist, daß die Forderungen des Staates und der Wunsch, ein vom Staat als Ver- 
handlungspartner akzeptiertes Vertretungsorgan für die Landeskirchen in der DDR zu ha- 
ben, das auslösende Moment für die Bildung des Bundes waren, so wenig sollte doch über- 
sehen werden, daß die Forderungen des Staates mit einer innerkirchlichen Entwicklung zu- 
sammentrafen, die nach einer stärkeren Zusammenfassung der Kirchen in der DDR dräng- 
te. Dies darf für die geistliche Beurteilung des Bundes nicht unberücksichtigt bleiben. Wie 
steht es nun mit der Frage, ob die Bildung des Bundes nicht doch eine Verletzung des Be- 
kenntnisses und eine Verleugnung der Gemeinschaft der evangelischen Christenheit in 
Deutschland ist, der doch die Grundordnung der EKD dienen will? Es hat bei den Bera- 
tungen auf den Landessynoden nicht an gewichtigen Stimmen gefehlt, die auf die dritte 
These der Theologischen Erklärung von Barmen hingewiesen haben, in der es heißt: Wir 
verwerfen die falsche Lehre, als dürfe die Kirche die Gestalt ihrer Botschaft und ihrer Ord- 
nung ihrem Belieben und politischen Überzeugungen überlassen. Gerade das aber, sagte 
man, sei bei der Bildung des Bundes geschehen. Es wurde ferner an die Erklärung der Sy- 
nodalen aus dem Bereich der DDR auf der EKD-Synode in Fürstenwalde 1967 erinnert, in 
der man sich angesichts aller politischen Angriffe gegen die EKD zu deren Einheit bekannt 
habe. Gegenüber diesen Einwänden muß aber auf Artikel 4,4 der Ordnung des Bundes hin- 
gewiesen werden. Dort heißt es: „Der Bund bekennt sich zu der besonderen Gemeinschaft 
der ganzen evangelischen Christenheit in Deutschland. In der Mitverantwortung für diese 
Gemeinschaft nimmt der Bund Aufgaben, die alle evangelischen Kirchen in der DDR und 
in der Bundesrepublik Deutschland gemeinsam betreffen, in partnerschaftlicher Freiheit 
durch seine Organe wahr.“ 

Damit wird in abgewandelter Form aufgegriffen, was bereits in der Grundordnung der 
EKD, Artikel 1, 2 gesagt war: In der EKD wird die bestehende Gemeinschaft der deut- 
schen evangelischen Christenheit sichtbar. Das heißt aber, so wie 1948 in Eisenach die 
EKD ausging von der in der Geschichte gewordenen und faktisch bestehenden Existenz 
dieser Gemeinschaft, so geht auch der BEK/DDR davon aus. Die Kirchen in der DDR sind 
den Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland, abgesehen von der gemeinsamen Sprache, 
auf eine besondere, über die ökumenische Verbundenheit hinausgehende Weise verbunden. 
Dazu gehört die gemeinsame Luther-Bibel, das gemeinsame Gesangbuch, gemeinsame litur- 
gische Formen, die Gemeinschaft in Lehre und Forschung, ein gemeinsamer geschichtlicher 
Weg, der gekennzeichnet ist durch Akte gemeinsamen Bekennens. Als Beispiele seien hier 
genannt: die Theologische Erklärung von Barmen, das Stuttgarter Schuldbekenntnis und 
das Friedenswort der Synode von Weißensee. Gerade aus diesen Akten gemeinsamen Be- 
kennens erwachsen fortdauernde, alle evangelischen Kirchen verpflichtende Aufgaben. Die- 
se Aufgaben will der Bund durch seine Organe in freier Partnerschaft mit der Gemeinschaft 
der evangelischen Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland wahrnehmen. Die hier ange- 
strebte Kooperation macht deutlich, daß das Bekenntnis zu der besonderen Gemeinschaft 
der evangelischen Christenheit in Deutschland keine leere Deklamation ist. Darum ist auch 
der Vorwurf, die Ordnung des Bundes spiritualisiere diese Gemeinschaft, nicht berechtigt. 
Da, wo von gemeinsamen Aufgaben geredet wird, wie es die Ordnung des Bundes tut, geht 
es nicht um eine rein spirituelle Gemeinschaft, sondern um leibhaftige Gemeinschaft. 
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Freilich konnte 1948 in Eisenach diese leibhaftige Gemeinschaft der evangelischen Chri- 
stenheit in Deutschland institutionell durch eine Organisationseinheit der EKD mit gemein- 
samen, die Zonengrenzen übergreifenden Leitungs- und Synodalorganen sichtbar gemacht 
werden. Diese Ordnung aber ist mit dem Inkrafttreten der neuen Verfassung der DDR und 
deren Interpretation durch die Regierung der Illegalität ausgesetzt. Deshalb hat die Ordnung 
des Bundes die Organisationseinheit der EKD mit ihren übergreifenden Organen preisgegeben 
und sucht die Verleiblichung der nicht in Frage gestellten Gemeinschaft der evangelischen 
Christenheit in Deutschland in der Weise einer Kooperation freier organisatorisch und recht- 
lich selbständiger Partner zu gewinnen. Es ist richtig, daß mit dieser Preisgabe der Organisa- 
tionseinheit der EKD staatlichen Forderungen nachgegeben wurde, und es ist ebenso richtig, 
daß die Kirche hinsichtlich ihrer Ordnung nur zur Vermeidung der Illegalität nicht automa- 
tisch nachzugeben hat. Andererseits bedeutet nicht jedes Nachgeben der Kirche in Sachen 
ihrer Ordnung automatisch eine Verletzung ihres Bekenntnisses. Im vorliegenden Fall war 
daher sorgfältig zu prüfen, ob der status confessionis gegeben sei. Die acht Landeskirchen 
in der DDR haben diese Frage einmütig verneint. Maßgebend für diese Entscheidung war 
die Erkenntnis, daß gemeinsame Leitungs- und Synodalorgane der Gemeinschaft zu dienen 
haben. Wird ihnen das objektiv unmöglich gemacht — und das ist angesichts der radikalen 
Spaltung in Deutschland der Fall — so können sie diesen Dienst nicht mehr leisten. Daher 
mußte ein anderer Weg gesucht- werden, um der unaufgebbaren Gemeinschaft der evangeli- 
schen Christenheit in Deutschland besser zu dienen. Dazu aber kam, daß den Landeskir- 
chen in der DDR daran liegen muß, unter den besonderen Bedingungen einer sozialistischen 
Umwelt zu einer Zeugnis- und Arbeitsgemeinschaft zusammenzuwachsen. Das drängte zu ei- 
ner kirchenrechtlichen Sicherung und synodalen Erweiterung der schon bestehenden Kon- 
ferenz der evangelischen Kirchenleitungen und damit auch, unabhängig von allen staatlichen 
Forderungen, zu einer Infragestellung der Weise, wie die gegebene Gemeinschaft bisher in 
der EKD geordnet war. Freilich konnte nur ein solcher Weg gesucht werden, bei dem die 
Gemeinschaft der ganzen evangelischen Christenheit in Deutschland nicht preisgegeben 
wurde. Mit dem zuletzt Gesagten ist bereits deutlich, wo für die Kirchen in der DDR der 
status confessionis wirklich liegt. Er ist dort gegeben, wo ihnen über die organisatorisch- 
rechtliche Verselbständigung hinaus die Absage an die Brüder und Schwestern in der Bun- 
desrepublik Deutschland zugemutet wird. Es ist sehr bezeichnend, daß bald nach dem Be- 
kanntwerden des Entwurfes der Ordnung des Bundes aus dem politischen Raum gegen den 
Artikel 4,4, der von der Gemeinschaft der evangelischen Christenheit in Deutschland han- 
delt, erhebliche Angriffe gerichtet wurden. Dabei versuchte man auch Einfluß auf die Syno- 
dalen zu nehmen. Aber es zeigte sich, daß sich die Landessynoden davon nicht beeindrucken 
ließen, sondern fast alle in diesem Artikel das Minimum dessen sahen, was um der Glaubwür- 
digkeit der Kirche willen gesagt werden müsse. Einzelne Synoden machten sogar ihre Zustim- 
mung zum Bund davon abhängig, daß an diesem Artikel nichts geändert werden dürfe. Als 
besonders schmerzlich wird es von den Landeskirchen in der DDR empfunden, daß die bis 
in die jüngste Zeit hinein erhobene Forderung auf „geistige Trennung‘ von den Kirchen in 
der Bundesrepublik Deutschland mit der diffamierenden Begründung erhoben wird, daß die- 
se Kirchen politisch hörig seien. Die Synode des BEK/DDR hat sich trotz aller Angriffe ge- 
gen den Artikel 4,4 ihrer Ordnung und aller auf Änderung dieses Artikels zielenden Einga- 
ben nicht zu einer Änderung bereitfinden lassen. Das ist zu begrüßen. Zu bedauern ist, daß 
die Synode ungerechtfertigten Anwürfen gegen die Brüder und Schwestern im anderen 
Teil Deutschlands nicht öffentlich widersprochen hat. 


MITZENHEIM: GOTT UND DER STAATSREGIERUNG DIENEN 


Es ist uns nicht ungewohnt, daß in der westlichen Welt die Haltung der evangelischen Kir- 
chen in der DDR weithin nicht verstanden wird. Oft ist der Mangel an Information oder 
auch falsche Information der Grund für solches Mißverstehen. Gar manchmal mögen dabei 
auch kirchenfremde Motive eine Rolle spielen. Jedenfalls ist solche Unkenntnis in vieler 
Beziehung schädlich. Um solchen Schaden zu vermeiden, komme ich der Bitte der Redak- 
tion nach, für „‚Metanoia“ über den organisatorischen Zusammenfluß der evangelischen 
Kirchen in der DDR zu berichten. 
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Es ist bekannt, daß die acht evangelischen Kirchen in der DDR, die bisher zur EKD ge- 
hörten, seit kurzem eine eigene selbständige Organisation geschaffen haben, den BEK/DDR. 
Dies ist geschehen, weil es der Dienst der Kirche erforderlich macht. Die Kirche hat den 
Auftrag, die frohe Botschaft von der Gnade Gottes in Jesus Christus in die Welt hineinzu- 
sagen. Sie ist das Ausstrahlungszentrum für die Heilkräfte des Evangeliums in die Umwelt 
hinein. Dieser Auftrag ist göttlichen Ursprungs und darum unveränderbar. Aber das Orga- 
nisatorische an der Kirche ist menschlicher Art und darum veränderbar. Es muß sogar ge- 
ändert werden, wenn es eine bessere Ausrichtung ihres Auftrags notwendig macht. In die- 
ser Situation befanden sich die Kirchen in der DDR. 

In der DDR sind Staat und Kirche getrennt. Die Kirche ist ja grundsätzlich an keine 
Staatsform gebunden. Sie ist auch an keine Gesellschaftsordnung gebunden, weder an die 
feudalistische noch an die kapitalitstische noch an die sozialistische. Sie hat in jede Ord- 
nung hinein das Wort von Gottes Gericht und Gnade zu sagen. Das Gesetz Gottes ist uns 
gegeben, daß wir daran, wie in einer Diagnose des Arztes, erkennen, was uns fehlt, unse- 
re Krankheit, unsere Fehlsamkeit und Schwachheit. Das Evangelium aber ist die Arznei, 
das Heilmittel, das uns durch die Vergebung unserer Sünden heilt und, wenn wir im Glau- 
ben stehen, täglich zur Erneuerung unseres inneren Menschen verhilft. 

Im ökumenischen Zeitalter wissen wir mehr als unsere Väter, daß Christen über alle 
menschlichen und irdischen Grenzen hinaus im Glauben, in der Fürbitte und in der hel- 
fenden Liebe brüderlich verbunden sind. Die dienende Liebe ist die Frucht lebendigen 
Glaubens und das Zeichen für die Echtheit des Glaubens. Diese Verbundenheit kommt 
nicht von der Organisation her, sondern von dem einen Herrn Jesus Christus, der als Sal- 
vator mundi gekommen ist, um die Seinen, gleich welcher Hautfarbe und Nation, zu ei- 
ner Glaubensgemeinschaft zusammenzuschließen und allen Menschen ohne Ansehen der 
Person zu dienen. In seinem Sinn und Willen ist es, im Volke und in der Völkerwelt das 
Nebeneinander in ein Miteinander, das Gegeneinander in ein Füreinander zu verwandeln. 
Wo diese Gemeinschaft im Glauben und in der dienenden Liebe lebendig ist, bleibt sie, 
auch wenn in der Institution Kirche sich organisatorische Änderungen nötig machen. 

In solcher Glaubensverbundenheit werden die evangelischen Kirchen in der DDR auch 
weiterhin mit den evangelischen Kirchen in der Bundesrepublik stehen. Es wird eine spe- 
zifische Gemeinschaft sein, die sie verbindet. Schon ihre gemeinsame Geistesgeschichte 
und Sprache läßt sie einander nahe sein. Sie werden auch künftig in der theologischen Wis- 
senschaft und in der Diakonie vielfach zusammenarbeiten. Die Frage der christlichen Er- 
ziehung und der Jugendarbeit bewegt sie gleichermaßen. Die evangelischen Kirchen in der 
Bundesrepublik und in der DDR haben das gleiche Gesangbuch, die gleiche Gottesdienst- 
ordnung, den gleichen Katechismus. BEK/DDR ist eine eigenständige Größe des öffentli- 
chen Lebens. Er steht organisatorisch nicht mehr in Zusammenhang mit EKD. Er hat seine 
eigene Synode und wird geleitet von der Konferenz der evangelischen Kirchenleitungen in 
der DDR und deren Vorstand. 

Wir sind der Überzeugung, daß diese Haltung der Lehre Luthers vom weltlichen und geist- 
lichen Regiment entspricht. Christen können nicht Gott und dem Mammon dienen, wohl 
aber Gott und dem Kaiser, d.h. für uns: Gott und der Staatsregierung. Nach Luther gibt 
es keinen atheistischen Staat una keinen christlichen Staat,.sondern eben den Staat, der nach 
dem Neuen Testament seinen Auftrag auch von Gott hat. Er soll für eine gute Ordnung sor- 
gen, damit seine Bürger in Frieden leben können. Er soll diejenigen strafen, die Böses tun, 
und diejenigen schützen, die das Gute wollen. Zur Erfüllung seines Auftrags ist dem Staat 
die Macht gegeben. In diesem Sinne tut die Gemeinde im Gottesdienst Fürbitte für die Re- - 
gierung. Echt ist aber unser Gebet erst dann, wenn wir uns auch aktiv einsetzen für diese 
Anliegen. So treten wir Christen ein für soziale Gerechtigkeit im Volk und in der Völker- 
welt, für die Erhaltung und Sicherung des Friedens, für die Bekämpfung des Hungers in der 
Welt, für Abrüstung, für friedliche Zusammenarbeit der Völker. Auf dieses Ziel hin können 
Christen, ohne das Geringste von ihrem Glauben preiszugeben, und Marxisten gemeinsam 
auch im politischen Leben tätig sein. Dabei beachten wir Luthers Wort: Man soll das Rat- 
haus nicht zur Kirche und die Kirche nicht zum Rathaus machen. 

Im kirchlichen Leben wirkt sich das Staatskirchentum, in dem unsere Kirchen jahrhun- 
dertelang lebten, schädlich aus. Es müßte mehr Mut zum Glaubenszeugnis in den Gemein- 
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den lebendig sein. Die Umwelt wartet darauf. Aber trotzdem haben wir keinenGrund zu 
klagen oder gar zu resignieren. Wir vertrauen auf die Heilkraft, die dem Evangelium inne- 
wohnt. Hierzu einige Zahlen aus der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen, die seit 
Mai 1945 ein kirchliches Aufbauwerk betreibt. Seit 1945 wurden für ihre 800 Pfarrstellen 
545 Theologen vom Landesbischof ordiniert. Damals waren 400 Pfarreien vakant, heute 
40. Aus dem alsbald gegründeten Schülerheim in Eisenach (Ursula-Cotta-Heim) gingen 115 
Theologen hervor. Die Ausbildung der Nichtvolltheologen für das Predigtamt wurde geord- 
net. Der Pfarrerstand hat sich verjüngt. Durchschnittsalter: 45 Jahre. 1945 gab es für die 
verschiedenen Dienste der Kirche drei Ausbildungsstätten, heute 15. Die Zahl der diakoni- 
schen Einrichtungen, Anstalten und Heime der Inneren Mission ist von 25 auf 70, die Auf- 
lage des Thüringer Sonntagsblattes „Glaube und Heimat‘ von 5000 auf 40000 gestiegen. 
540 Buchtitel Thüringer Autoren erschienen im kirchlichen Verlag. Die Kriegsschäden an 
den Kirchen sind behoben. 17 neue Kirchen wurden gebaut und in sehr vielen Pfarrhäusern 
Gemeinderäume eingerichtet. In vielen Gemeinden besuchen 90 Prozent der Kinder die 
Christenlehre. Im Reformationsgedenkjahr 1967 waren zum Wartburgtreffen der Thüringer 
Jugend in Eisenach sowohl zum Gottesdienst auf dem Marktplatz als auch zur Versamm- 
lung im Wald der Wartburg gegenüber 10000 Jugendlichen erschienen. Der Gemeindedienst 
veranstaltet kirchliche Wochen in den Gemeinden, sorgt für Vorträge in den Kurorten, sam- 
melt die Jungakademiker. Außer der Jugend werden die Frauen und die Männer in den Ge- 
meinden um die Bibel gesammelt. Die Tagungen der Evangelischen Akademie sind oft so 
stark besucht, daß sie wiederholt werden müssen. 

In den 24 Jahren meines bischöflichen Amtes habe ich selbstverständlich auch das Ver- 
sagen der Diener und Glieder der Kirche oft erfahren müssen. Je mehr und je schmerzhaf- 
ter solche Erfahrungen sind, desto größer wird einem das Wunder der Kirche, daß der 
Dienst der Kirche nicht wegen der Tüchtigkeit ihrer Diener oder wegen der Treue ihrer 
Glieder erhalten geblieben ist, sondern trotz aller Fehlsamkeit, allein durch die Barmher- 
zigkeit Gottes, der der Kirche in dieser wandelbaren Welt das einzig Bleibende anvertraut 
hat, sein ewiges Evangelium. 

Martin Luther sagt: „Unsere Väter haben die Kirche nicht erhalten, wir tuns auch nicht, 
unsere Kinder werdens auch nicht tun. Aber der erhält die Kirche, der gesagt hat: Siehe, ich 
bin bei euch alle Tage bis an der Welt Ende.“ 


Die verantwortlichen kirchlichen Persönlichkeiten und Gremien sind sich selbst- 
verständlich dessen voll bewußt, daß sich der Kirchenbund erst am Anfang sei- 
nes Weges befindet. Vor allem wird von vielen noch das inhaltliche kirchliche 
Zeugnis in der spezifischen Situation der DDR vermißt. Der folgende Auszug 
aus dem Bericht der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenpro- 
vinz Sachsen vor ihrer Landessynode am 6. November 1970 in Wernigerode 
zeigt, daß gerade diese eigentliche Legitimation des Kirchenbundes kritisch be- 
dacht wird: 


Die Synode unserer Kirchenprovinz hatte auf ihrer vorjährigen Tagung folgendes erklärt: 
„Unser entschlossenes Ja zum Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR bedeutet auch: 
Die Forderung nach größerer Durchsichtigkeit seiner Entscheidungen und nach besserer 
Information der Gemeinden. Auf der Grundlage der kritischen Rückfragen sollte die theo- 
logische Begründung des Bundes intensiver gesucht und im Bedenken bisheriger Erkennt- 
nisse über den Weg der Kirche (10 Artikel u.a.) präzisiert werden.“ 

Ist diesen Erwartungen der Synode der Kirchenprovinz Rechnung getragen worden? Man 
wird zunächst einmal einfach feststellen müssen, daß der Bund mit Erklärungen und Äu- 
ßerungen darüber, wie er den Weg der Kirche in unserer Gesellschaft versteht, noch nicht 

hervorgetreten ist. Man wird es darum keinem verdenken können, wenn er sagt, der Bund 
_ habe noch kein erkennbares theologisches Profil. Er war ja doch eigens dazu gebildet wor- 
den, um das der Kirche aufgetragene Zeugnis der Versöhnung in unserer spezifischen ge- 
sellschaftlichen Situation deutlicher ausrichten zu können. Wenn es in Zukunft nicht zu 
der beabsichtigten und erwarteten Konkretion dieses Zeugnisses käme, so geriete die Be- 
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gründung, die für die Notwendigkeit der organisatorisch-rechtlichen Verselbständigung 

der acht evangelischen Landeskirchen im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR Be 
geben worden ist, ins Zwielicht. Es sind manche darüber enttäuscht, daß auch die diesjährige Bun- 
dessynode kein ‚‚Wort“ an die Gemeinden gerichtet hat und daß auch im Bericht der Kon- 
ferenz der Kirchenleitungen zu den Fragen, die den Menschen auf den Nägeln brennen, 
kaum etwas Konkretes gesagt worden ist. Auf ein solches konkretes Zeugnis kann die 
Kirche aber niemals verzichten. Die Kirchenleitung ist der Auffassung, daß jetzt, nachdem 
die Organe des Bundes verständlicherweise zunächst vollauf mit der Schaffung der Voraus- 
setzungen für die Arbeitsfähigkeit des Bundes beschäftigt waren, die Zeit gekommen sein 
müßte, das Zeugnis der in dem Bund zusammengeschlossenen Kirchen zu konkretisieren. 
Die Kirchenleitungen sind von der Konferenz gebeten worden, Vorschläge für die Thema- 
tik der nächsten Bundessynode zu machen; wir haben dieser Bitte entsprochen und The- 
menvorschläge im Sinne der von der Synode der Kirchenprovinz ausgesprochenen Erwar- 
tungen unterbreitet. Die Zurückhaltung der Organe des Bundes an diesem Punkte hängt 
doch wohl damit zusammen, daß wir unsere Situation als Kirche im sozialistischen Staat 
aufs neue überdenken müssen in nüchterner Überprüfung unseres bisherigen Weges und im 
kritischen Bedenken bisheriger Erkenntnisse (vgl. die oben zitierte Stellungnahme unserer 
Synode). Dazu braucht es einfach Zeit. Durch ungeduldiges Drängen auf schnelle Äuße- \ 
rungen wird sich der Bund nicht dazu verleiten lassen dürfen, den bisherigen Weg unserer 
evangelischen Kirchen unbedacht fortzusetzen oder ihn unbedacht zu revidieren. 

Im übrigen hat die Bundessynode unpolemisch, aber eindeutig Fehlinterpretationen des 
Artikels 4, Abs.4 der Ordnung des Bundes abgewiesen. Das in diesem Artikel ausgespro- 
chene Bekenntnis zu der „besonderen Gemeinschaft der ganzen evangelischen Christen- 
heit in Deutschland‘ und die in ihm enthaltene Erklärung, der Bund nehme ‚‚Aufgaben, 
die alle evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik und in der Bun- 
desrepublik Deutschland betreffen, in partnerschaftlicher Freiheit durch seine Organe 
wahr‘, mußten gegen aus zwei verschiedenen Richtungen kommende Mißdeutungen ge- 
schützt werden: einmal gegen den Versuch, die „besondere Gemeinschaft“ zu spirituali- 
sieren bzw. sie einfach der ökumenischen Gemeinschaft mit den Kirchen gleichzusetzen, 
mit denen uns nicht die gleiche Geschichte des Bekennens, der Anfechtung und der 
Schuld verbindet, und die gemeinsamen Aufgaben von vornherein zu begrenzen; anderer- 
seits gegen den Versuch, die „besondere Gemeinschaft‘ und die Wahrnehmung gemeinsa- 
mer Aufgaben so zu verstehen, als sei die organisatorische und rechtliche Selbständigkeit 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR nicht ernstzunehmen. Indem die Bun- 
dessynode in ihrer Erklärung beide Mißdeutungen abwies, hat sie nach Meinung der Kir- 
chenleitung eine notwendige und hilfreiche Klärung herbeigeführt. 


b) Verhältnis zur EKD 


Das Jahr 1970 mußte eine abschließende Beurteilung der Gründung des Bundes 
der Evangelischen Kirchen in der DDR seitens der EKD bzw. der Gliedkirchen 
der EKD in der Bundesrepublik Deutschland bringen. Für letztere stellte sich 
die Frage des beiderseitigen Verhältnisses anders, umfassender als für die Kir- 
chen in der DDR. Diese hatten aus der Neugründung des Kirchenbundes zwar 
eine Reihe von rechtlich relevanten praktischen Konsequenzen gezogen, aber 
die Neugründung selbst nicht rechtlich begründet oder hinsichtlich ihres Ver- 
hältnisses zur EKD und ihrer rechtlichen Auswirkung auf diese beurteilt. 

Für die weitergehende Gemeinschaft der westdeutschen Gliedkirchen in der 
EKD bedurfte es aber dringend der Klärung der jetzt für die EKD geschaffenen 
Rechtsverhältnisse. Dabei lagen die rechtlichen Schwierigkeiten darin, daß — 
wie schon im Kirchlichen Jahrbuch 1969, S. 273, dargelegt wurde — die Grund- 
ordnung der EKD nicht als Vertrag mit Kündigungsklausel zustande gekommen 
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ist, sondern als ein auf Dauer angelegter Gesamtakt. Ein Austritt aus der EKD 
ist demnach nicht vorgesehen und als systemwidrig anzusehen. Wenn also im 
Rahmen des gesetzten Kirchenrechtes ein Ausscheiden von Gliedkirchen aus 
der EKD nicht zu vollziehen ist, so hat dies streng genommen auch für die 
rechtliche Bewältigung der durch das faktische Ausscheiden geschaffenen Lage 
zu gelten. Von daher ergab sich für eine längere Diskussionsphase eine kontro- 
. verse Beurteilung der Rechtslage und der Erfordernisse. 

Drei Möglichkeiten wurden diskutiert: 

1. Die EKD ist rechtlich als erloschen anzusehen. Nach Art des Kirchenbun- 
des in der DDR sollte ein westdeutscher Kirchenbund neu gegründet werden. 
Die Gegeneinwände waren rechtlicher und praktischer Natur (kein Erlöschen 
durch Ausscheiden einiger Glieder; zeitraubende Neugründung). 

2. Rechtliche Maßnahmen sind nicht erforderlich. Die EKD bleibt handlungs- 
fähig in ihren westlichen Gliedkirchen und existiert als westliche Region fort. 
Die Gegeneinwände waren vornehmlich kirchenpolitischer und praktischer Na- 
tur (unzumutbar für den DDR-Kirchenbund; Blockierung jeglicher Reformvor- 
haben). 

3. Die verbleibende EKD ist im Rechtssinne eben die EKD, da ihr durch Aus- 
scheiden einiger Gliedkirchen die Rechtsidentität nicht verloren geht. Für diesen 
Weg, zu dem eine starke Neigung bestand, konnte man sich doch nicht entschlie- 
ßen, da er eine Einberufung der westdeutschen Synodalen von vornherein zu 
einer ordentlichen Tagung der Synode der EKD impliziert hätte. Zudem hatte 
der Rat der EKD durch seine Erklärung vom 26. September 1969 (s. Kirchl. 
Jahrbuch 1969, S.276) die künftige Interpretation und Regelung zwar präjudi- 
ziert, aber doch weitere und endgültige Maßnahmen der nächsten Tagung der 
Synode überlassen. 

So gingen Rat und Präsidium der Synode der EKD praktisch einen vierten 
Weg, indem sie die westlichen Synodalen für die Zeit vom 10. bis 15. Mai 1970 
zu einer Regionalen Tagung (West) der Synode der EKD nach Stuttgart einbe- 
riefen und ihr eine Regelung vorschlugen,die denBereich derEKD und die Kompe- 
tenzen ihrer Organe auf die bisherigen westlichen Gliedkirchen einschränkte. 

Die Schlußfolgerungen, die auf dieser Synodaltagung aus der Gründung des 
Kirchenbundes in der DDR zu ziehen waren, wurden von dem Berichterstatter 
wie folgt beschrieben. 


DIE EKD IST HERAUSGEFORDERT 
Von Erwin Wilkens 


(„Evangelische Kommentare‘ Nr. 4, April 1970, S. 213-224) 
Auszug 


1. Die Synodaltagung in Stuttgart tritt nach der Rechtslage als „Regionale Tagung (West) 
zusammen. Sie hat zu der Bildung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR Stel- 
lung zu nehmen und daraus die erforderlichen kirchenrechtlichen und kirchenorganisatori- 
schen Schlußfolgerungen zu ziehen. Besonders hat sie den Bereich ihrer Aufgaben und Be- 
fugnisse unter Beschränkung auf den bisherigen Westbereich der EKD neu zu fixieren. Das 
gleiche gilt auch für die Kirchenkonferenz. £ 

2. Das Kirchengesetz über die Zahl der Mitglieder des Rates der EKD vom 18. März 1966 
gilt nunmehr für den Bereich der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West). Daher sind 
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in Stuttgart zu den jetzt zehn Ratsmitgliedern fünf weitere Mitglieder neu zu wählen. Außer 
dem rechtlichen Erfordernis sprechen für diese Wahl Überlegungen von den wachsenden Ar- 
beitsaufgaben des Rates sowie personelle Überlegungen (Lebensalter der jetzigen Ratsmit- 
glieder, einseitige berufliche Gruppierung, Kontinuität in die nächste Wahlperiode hinein). 

3. Ähnliches gilt für die Mitgliederzahl der Synode. Art.24 der Grundordnung ist in Ver- 
bindung mit dem Kirchengesetz über die Verteilung der von den Gliedkirchen zu wählenden 
Mitglieder der Synode der EKD vom 18.März 1954 und den Ausführungsbestimmungen 
des Rates zum Kirchengesetz über Tagungen der Synode und der Kirchenkonferenz in be- 
sonderen Fällen vom 4. April 1967 auf den jetzigen Geltungsbereich der Grundordnung 
anzuwenden. Die Synode wird danach die Mitgliederzahl der Synode von 120 herzustel- 
len und ein entsprechendes neues Kirchengesetz über die Verteilung der Sitze auf die 
Gliedkirchen zu beschließen haben. 

Außer der Rechtslage sprechen auch praktische Gesichtspunkte für die Wiederherstellung 
der alten Mitgliederzahl der Synode von 120. Die Arbeitsfähigkeit der Synode für die Ta- 
gungen selbst und auch für die Zeit zwischen den Tagungen wird, besonders im Blick auf 
künftige Aufgaben, erheblich verbessert; ebenso kann die dringend erforderliche altersmä- 
ßige und berufsmäßige Zusammensetzung günstiger gestaltet werden; und schließlich sollte 
das Verhältnis zwischen den hauptamtlich im kirchlichen Dienst stehenden Mitgliedern 
der Synode und den „echten Laien‘ zugunsten der letzteren erheblich verändert werden. 

4. Immer wieder ist seit der Gründung des Kirchenbundes in der DDR besonders in der 
Publizistik die Erwartung ausgesprochen oder gar gefordert worden, für die auf ihre west- 
lichen Gliedkirchen beschränkte EKD eine Änderung des Namens zu beschließen, etwa 
„Evangelische Kirche in der Bundesrepublik Deutschland‘‘ oder „Bund der Evangelischen 
Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland‘. Die dafür vorgebrachten Gründe konnten 
nicht überzeugen, zumal mit der Beibehaltung des alten Namens keinerlei Kompetenzan- 
sprüche für den Bereich der Kirchen in der DDR verbunden sind. Es muß erlaubt sein, 
mit der Beibehaltung des Namens EKD eine geschichtliche Kontinuität zum Ausdruck zu 
bringen. Man meint auch mit der Forderung nach einer Namensänderung in Wirklichkeit 
mehr als nur diese, nämlich eine umfassende Strukturreform der EKD. Aber gerade, wenn 
man diese Forderung bejaht, kann eine bloße Namensänderung die Vorstellung erwecken, 
mit ihr sei tatsächlich die Reformaufgabe bereits in Angriff genommen. 

5. Über die Namensänderung hinaus sind weitere Forderungen der Art laut geworden, 
die EKD solle nun auch ihrerseits in Entsprechung zu den Entscheidungen der Kirchen in 
der DDR einen „revolutionären Akt‘ vollziehen, die jetzige Synode auflösen, eine neue 
verfassunggebende Synode bilden und den Weg der EKD ganz neu beginnen. Derartige 
Forderungen gehen meistenteils von der irrigen Vorstellung aus, die EKD sei durch die 
Gründung des Kirchenbundes in der DDR in ein rechtliches und organisatorisches Vaku- 
um oder gar Chaos geraten. Außerdem wird verkannt, daß eine Neuordnung und Reform 
der EKD unter den gegenwärtigen Umständen nicht von einer jetzt neu zu bildenden ver- 
fassunggebenden Synode geleistet werden kann. Man wird vielmehr vom Vorhandenen aus- 
zugehen und dieses entschlossen weiter zu entwickeln haben. Eine Neubildung der Synode 
im jetzigen Augenblick würde den Beginn wichtiger Arbeiten zur Neuordnung der EKD 
um zwei Jahre verzögern. 


Synode und Kirchenkonferenz beschlossen auf der Synodaltagung in Stuttgart 
folgende Erklärung: 
ERKLÄRUNG 


der Synode und der Kirchenkonferenz der EKD zur Gründung 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR 
und zur Rechtslage innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland 


Vom 15. Mai 1970 


Die zu ihrer regionalen Tagung (West) in Stuttgart versammelte 4. Synode und die Kirchen- 
konferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland erklären übereinstimmend mit der Er- 
klärung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 26. September 1969: 
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Der neu gegründete Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen 
Republik hat seine Organe gebildet. Er hat die Verantwortung für die Gemeinschaft der 
acht Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik übernommen. Die in der Deutschen Demokratischen Republik amtieren- 
den Mitglieder des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland haben festgestellt, daß 
ihre Funktionen und ihre Tätigkeit als Mitglieder des Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland beendet sind. Gleichzeitig hat das Präsidium der regionalen Tagung der Syn- 
ode der Evangelischen Kirche in Deutschland im Bereich der Deutschen Demokratischen 
Republik erklärt, daß auch die Funktionen der Mitglieder der Synode in der Deutschen 
Demokratischen Republik ihr Ende gefunden haben. 

Die Gründung des Bundes bedeutet einen tiefen und folgenschweren Einschnitt in der 
über hundertjährigen Geschichte des Zusammenschlusses der evangelischen Kirchen in 
Deutschland. Dankbar ist des Dienstes zu gedenken, den die Evangelische Kirche in Deutsch- 
land an der inneren und äußeren Gemeinschaft ihrer Gliedkirchen in beiden Teilen Deutsch- 
lands getan hat. Äußere Formen dieser Gemeinschaft sind zerbrochen. Die Gemeinsamkeit 
der Verantwortung für das Zeugnis und den Dienst der Kirche bleibt bestehen. 

Die regionale Tagung (West) der Synode und die Kirchenkonferenz respektieren die von 
den Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik getroffenen Entscheidungen. 

Die Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland gilt für die im Bereich der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) gelegenen Gliedkirchen fort. 

Die regionale Tagung West erklärt sich damit zur Synode der EKD und nimmt ihre Auf- 
gaben und Befugnisse nach Maßgabe des geltenden Rechts für den Bereich der Bundesre- 
publik Deutschland und Berlin (West) wahr. 

Synode, Kirchenkonferenz und Rat bekennen sich zu der besonderen Gemeinschaft der 
ganzen evangelischen Christenheit in Deutschland. In der Mitverantwortung für diese Ge- 
meinschaft nehmen sie die Aufgaben, die sich daraus ergeben, für ihren Bereich in freier 
Partnerschaft mit dem Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen 
Republik wahr. 


Mit dieser Erklärung nahmen Synode und Kirchenkonferenz die schon genann- 
te Erklärung des Rates der EKD vom 26. September 1969 auf und führten sie 

weiter. In der vor der Synode gegebenen mündlichen Begründung der entspre- 

chenden Ratsvorlage hatte das Mitglied des Rates Vizepräsident D. Dr. Rudolf 
Weeber u.a. folgendes ausgeführt: 


Wir sind hier zur regionalen Tagung (West) der 4. Synode der EKD versammelt, wissend, 
daß es eine andere regionale Tagung dieser Synode nicht mehr gibt. Nach der Gründung 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR, die am 10. Juni 1969 vollzogen wur- 
de, und unmittelbar im Anschluß an die konstituierende Versammlung der Organe des 
Bundes übernahm dieser am 14. September 1969 die vermögensrechtlichen und dienst- 
rechtlichen Verpflichtungen und die Rechte der EKD in seinem Bereich. Die 4 Mitglieder 
des Rates der EKD in der DDR erklärten, daß ihre Funktion und Tätigkeit beendet sei. 
Das Präsidium der Regionalsynode-Ost stellte fest, daß auch die Funktion und Tätigkeit 
der Synodalen ihr Ende gefunden habe. Es gibt seither keine Organe der EKD mehr im 
Bereich der DDR. Die Grundordnung der EKD kann daher seither nur noch im Bereich 
der Bundesrepublik und Berlin (West) praktiziert werden und dieser Bereich ist identisch 
mit dem der regionalen Tagung der Synode, zu der wir hier versammelt sind. Der Versuch 
_ der EKD, durch die Regionalgesetzgebung vom 4. April 1967 die rechtlich institutionelle 
Einheit der EKD hier und drüben festzuhalten und ihre Ordnung den gegebenen politischen 
Verhältnissen anzupassen, ist durch die Entwicklung überholt worden. Dieser Tatsache ist 
Rechnung zu tragen. 


Mit dieser Erklärung hatte die Synode zugleich die Voraussetzungen für Ergän- 
zungswahlen zum Rat der EKD an Stelle der aus dem Rat ausgeschiedenen 
DDR-Mitglieder und für die Wiederherstellung der verfassungsmäßigen Mitglie- 
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derzahl von 120 für die Synode der EKD geschaffen (zu Einzelheiten siehe den 
Abschnitt dieses Bandes über die EKD, S. 1ff.). 

Der auf dieser Synodaltagung an Stelle des von seinem Amt als Präses zu- 
rückgetretenen Ministerialdirigent i. R. Dr. Hans Puttfarcken zum Präses der 
Synode der EKD gewählte Prof. D. Dr. Ludwig Raiser gab im Anschluß an 
die Tagung ein Rundfunkinterview, dem folgende das Verhältnis zu den Kir- 
chen in der DDR betreffende Auszüge entnommen werden: 


INTERVIEW DES DEUTSCHLANDFUNKS 


Redakteur Wilhelm Schmidt, mit Prof. D. Dr. Ludwig Raiser 
(„epd-Dokumentation‘‘ Nr. 21/70 vom 20. Mai 1970) 


Schmidt: Heır Prof. Raiser, Sie sind am Dienstag zum Präses der Synode der Evangelischen 
Kirche in Deutschland gewählt worden. Nun kann man ja zu der Auffassung neigen, daß 

es die Evangelische Kirche in Deutschland eigentlich nicht mehr gibt, seitdem die Evange- 
lischen Landeskirchen der DDR ausgeschieden sind und in der Evangelischen Kirche nicht 
mehr die bestehende Gemeinschaft der Deutschen Evangelischen Christenheit sichtbar wird, 
wie es in Artikel 1 der Grundordnung heißt. Können Sie erläutern wie es dennoch rechtmä- 
Big genannt werden kann, daß Sie zum Präses der Synodaler der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und nicht etwa zum Leiter der Versammlung Christlicher Synoder gewählt 
wurden? 

Raiser: Meine Rechtsauffassung ist dıe, daß durch das Ausscheiden der östlichen Gliedkir- 
chen, die bisher bestehende rechtliche Einheit, die den Namen Evangelische Kirche in 
Deutschland trägt, nicht etwa verschwunden ist oder aufgelöst worden ist, sondern fort- 
besteht, und die Frage kann nur sein, inwiefern die bisherigen Organe nun das Recht ha- 
ben, ihre Funktionen weiter wahrzunehmen in dem Bereich, der ihnen verblieben ist. Hier 
standen verschiedene Möglichkeiten zur Auswahl, das zu begründen. Meine eigene Begrün- 
dung, die nicht die Mehrheit in dem entsprechenden Ausschuß gefunden hat, auf der ich 
auch gar nicht bestehen will, geht dahin zu sagen: infolgedessen ist auch die Zahl der Syno- 
dalen zusammengeschmolzen auf die Zahl der Synodalen die aus den westlichen Gliedkir- 
chen stammen. Daher ist meine Überzeugung, daß die 78, die volle Synode der EKD dar- 
stellen. 

Schmidt: Die 78 aus Westdeutschland und Westberlin einschließlich der Berufenen würden 
die volle Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland jetzt darstellen, beschränkt auf 
den Bereich Bundesrepublik und BerlinWest. 

Raiser: Das ist auch der Sinn der Erklärung, die wir heute früh in erster Lesung beschlos- 
sen haben,und morgen in zweiter Lesung noch einmal verabschiedet werden muß. 

Schmidt: Der Synodale Kissel, der dem Ausschuß für Struktur und Verfassungsfragen 
vorsitzt, hat heute in der Pressekonferenz gesagt, daß diesem ganzen Vorgehen ein Hauch 
von Revolution anhafte. Empfinden Sie das auch so? 

Raiser: Das Wort „Revolution“ ist vielleicht nicht ganz zutreffend. Richtig ist daran ein- 
fach, daß sich hier faktisch etwas vollzogen hat, was in der in sich geschlossenen kirchli- 
chen Rechtsordnung nicht vorgesehen war; — und daß es nun darauf ankommt, die Frage 
zu stellen, wie sie für den verbleibenden Teil die kirchliche Rechtsordnung als weitergeltend 
noch angenommen werden kann. Das ist die berühmte Geschichte von dem Sprung über ei- 
nen Graben — und mit der Revolution ist nur dies gemeint, daß den Juristen das geläufig 
ist, daß bei jeder Revolution dasselbe Platz greift, daß nämlich die bisherige Rechtsordnung 
nicht mehr stimmt, und sie nun der faktischen Veränderung der politischen Situation eben 
angepaßt werden muß. 

Schmidt: Die faktische Situation hätte doch vielleicht auch die Möglichkeit gegeben, ande- 
re Erwägungen anzustellen. Sind solche Alternativen hier auf der Synode bedacht worden? 

Raiser: Andere Alternativen etwa in dem Sinne, daß man die Synode auflöst, daß man 
eine neue Synode ausschreibt und zusammensetzt — das ist in der Tat, jedenfalls nicht in 
der öffentlichen Diskussion, die ja zu diesem Punkt nicht sehr lang war, aber jedenfalls 
in dem Ausschuß überlegt worden — man war der Überzeugung, daß dies die anstehenden 
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Reformen nicht fördern sondern verzögern würde, ja, man konnte fürchten, daß damit die 
Gefahr entsteht, daß damit zunächst einmal die Evangelische Kirche in Deutschland auch 
in ihrem hier in Westdeutschland verbreiteten Teil auseinanderfällt in alle die einzelnen 
Gliedkirchen, und dann die ganze mühsame Arbeit das wieder von neuem zusammenzufü- 
gen erst wieder von neuem anfängt ... 

Schmidt: Der nun eingeengte Zusammenschluß, also der Zusammenschluß der westlichen 
Kirchen — Landeskirchen, hat den Namen, Evangelische Kirche in Deutschland beibehalten. 
Hat es darüber eine Diskussion gegeben? 

Raiser: Wir haben den Namen vorläufig beibehalten, es hat darüber jedenfalls im Ausschuß 
eine Diskussion gegeben und viele von uns, übrigens auch ich selbst, sind der Meinung, daß 
es besser wäre, jetzt um jedes Mißverständnis auszuschließen, diesen Namen zu ändern, Es 
hat sich gezeigt, daß in dieser Frage annähernd gleichstarke Lager, etwa in dem Ausschuß 
gegeben waren, und wir haben uns dann darauf geeinigt, daß diese Frage zwar in der Tat 
bei den anstehenden Verfassungsreformen mit geprüft werden muß, daß es aber nicht not- 
wendig sein würde, schon jetzt auf dieser Tagung vorweg diese einzelne Verfassungsände- 
rung vorzunehmen, denn das wäre in der Tat ja nicht nur ein einfacher Beschluß, sondern 
es wäre eine Verfassungsänderung. 

Schmidt: Wäre diese Verfassungsänderung gravierender gewesen, als die Hinnahme des 
Tatbestandes, daß die EKD jetzt.nur noch für den westlichen Bereich gilt? 

Raiser: Gravierender — es kommt darauf an, Die Hinnahme des Tatbestandes das war 
uns aufgezwungen — und hier galt es einfach die ersten Konsequenzen zu ziehen. Der 
nächste Schritt wäre dann vielleicht eben in meiner Sicht, Änderung des Namens, Ände- 
rung einiger Grundlagenbestimmungen in der Grundordnung, aber es hat auch seinen guten 
Sinn, wenn man sich für diese Dinge, zu denen wir von außen nicht genötigt sind, etwas 
länger Zeit zum Nachdenken und zur Gewöhnung an diesen Gedanken läßt, denn offenbar, 
diesen Eindruck müßte man haben, ist in weiten Bereichen unserer Kirche auch in West- 
deutschland die Bereitschaft noch nicht da, die Konsequenz zu ziehen. 

Schmidt: Welche Gründe wurden im Ausschuß genannt, einerseits um den Namen EKD 
beizubehalten, andererseits um ihn abzulösen durch einen anderen Namen? 

Raiser: Nun um das Zweite vorwegzunehmen, die Gründe für die Ablösung einmal das 
Mißverständnis zu beseitigen, als nehme die jetzt in Westdeutschland fortbestehende EKD 
nach wie vor für sich in Anspruch, für ganz Deutschland irgendwelche Kompetenzen auszu- 
üben und ganz deutlich zu machen, daß nun eben in den beiden deutschen Teilstaaten je 
getrennte Kirchenorganisationen bestehen, ob uns das lieb ist oder nicht lieb ist. Die Grün- 
de, die für eine Beibehaltung des Namens angeführt werden, sind einmal solche der Wahrung 
einer Tradition — es gibt viele, namentlich unter den älteren, auch Synodalen und anderen 
Männern der Kirche, die nun doch mit aller Leidenschaft am Aufbau der damaligen EKD 
und nach dem zweiten Weltkrieg beteiligt waren, und denen es einen tiefen Schmerz bedeu- 
tet, jetzt den Namen, und das für was dieser Name für sie einsteht aufgeben zu sollen. Es 
sind andere Erwägungen — man sagt, es gibt eine SPD, es gibt sogar drüben in der DDR ei- 
ne SED — und da kommt auch der Name Deutschland vor, warum soll ausgerechnet die 
Kirche nun sich einer Trennung fügen, der diese großen politischen Vereinigungen sich bis- 
her nicht gefügt haben. 

Schmidt: Liegt darin aber nicht doch ein gewisser Unterschied. Der Name Evangelische 
Kirche in Deutschland galt ja bisher für den gesamten Zusammenschluß der evangelischen 
Landeskirchen im Gebiet Deutschlands und die östlichen Landeskirchen sind ja doch von 
sich aus, aus welchen Motiven auch immer aus diesem Verband ausgeschieden, Der Vergleich 
etwa mit der SPD scheint mir an der Stelle ein bißchen zu hinken, weil ja die SPD, ihren 
Partner, der sie da aus dem Feld geräumt hat, nicht anerkennt, oder jedenfalls nicht in dem 
Sinne anerkennt, wie doch, wie ich annehme die in der EKD verbliebenen Landeskirchen, 
die Landeskirchen des Kirchenbundes in der DDR anerkennen. 

Raiser: Ich stimme Ihnen zu, ich sagte Ihnen ja auch, daß ich mir diese Argumente nicht 
zu eigen mache. 


Die Erklärung der Stuttgarter Synode vom 15. Mai 1970 hatte alle berechtigten 
Erwartungen des Kirchenbundes in der DDR erfüllt. Entsprechend heißt es in 
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dem Bericht der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen vor der Synode 
des Kirchenbundes auf ihrer 2. Tagung vom 26. bis 29. Juni 1970: 


5,1 Die Erklärung der Mitglieder des Rates und des Präsidiums der Synode der EKD, die 
in der DDR ihren Wohnsitz haben, daß ihre Funktionen und ihre Tätigkeit beendet sind, 
wurde durch eine Erklärung des Rates der EKiD (West) vom 26. 9. 1969 und durch Be- 
schluß der Synode in Stuttgart vom Mai 1970 beantwortet. 

Der Beschluß besagt: e 

1. Die Synode der EKiD respektiert die Entscheidungen der Kirchen in der DDR, die den 
Bund geschlossen und dessen Organe gebildet haben, 

2. Die Synode, die als Regionalsynode West einberufen worden war, hat sich zur Synode 
der EKiD gemäß deren Grundordnung erklärt und als das Gebiet ihrer Aufgaben und Befug- 
nisse die Bundesrepublik und Westberlin bezeichnet. Für den gleichen Bereich hat nunmehr 
auch die Grundordnung der EKiD Geltung. 

3. Synode, Kirchenkonferenz und Rat beantworten Art. 4, 4 der Ordnung des Bundes in 
entsprechender Weise, 

Damit ist die nunmehr vorhandene organisatorische Trennung ebenso klar anerkannt wie _ 
die weiterbestehende, geistliche Gemeinschaft. 

Die Synode hat einen Ausschuß eingesetzt, der u.a. die Grundordnung der EKiD zu über- 
prüfen und Vorschläge für eine Neuordnung zu machen hat. Unter den Aufträgen an den 
Ausschuß ist auch der, „vorzuschlagen, welchen Namen die EKiD künftig tragen soll‘. Der 
Ausschuß soll der nächsten Tagung der Synode erste Ergebnisse vorlegen. 

Struktur- und Namensfragen der EKiD liegen allein in deren Verantwortung. Wir wünschen 
den Kirchen in der Bundesrepublik von Herzen, daß die nächste Zeit sie der vollen Kirchen- 
gemeinschaft ein erhebliches Stück näher bringen mögen, wie wir das auch für unseren Bund 
erhoffen. Wir wünschen dem Ausschuß guten Erfolg auch in den Bemühungen, einen Na- 
men zu finden, der Mißdeutungen der zwischen uns bestehenden Gemeinschaft so weit 
wie möglich ausschließt. 

Der Vorsitzende der Konferenz der Kirchenleitungen war zur Teilnahme an der Synode 
in Stuttgart eingeladen worden. Er sagte für dieses Mal ab, da eine Möglichkeit, der Einla- 
dung zu folgen, nicht bestand. Im Auftrage der Konferenz sandten Präses D. Braecklein 
und der Vorsitzende der Konferenz jedoch ein Grußtelegramm an die versammelte Synode 
in Stuttgart. 

5.2 Mit der Annahme der Ordnung des Bundes durch die Synoden der Landeskirchen 
und die Konstituierung der Organe des Bundes sind die ev. Kirchen der DDR nicht mehr 
Gliedkirchen der EKiD. Die Gliedkirchen haben, soweit sie in der Zwischenzeit tagten, 
folgerichtig der veränderten Rechtslage Rechnung getragen und ihre Verfassungen und Ge- 
setze dementsprechend berichtigt. Das ist je nach den vorhandenen Verfassungstexten auf 
verschiedene Weise geschehen — meist durch Veränderung des grundlegenden Artikels, der 
die Zugehörigkeit der betreffenden Kirche zur Gesamtkirche regelt, aber auch, wie im Falle 
Berlin-Brandenburg, durch eine Generalklausel. 

5.3 Mit den Kirchen der EKiD wurden in Abständen theologische Sachfragen besprochen, 
Beraten wurden Fragen einer weitergehenden Revision des Neuen Testamentes und eines 
gemeinsamen Textes des Apostolischen Glaubensbekenntnisses aller deutschsprachigen Kir- 
chen, Informiert wurden wir über die Verhandlungen mit der Fuldaer Bischofskonferenz 
über die Mischehenpraxis der Röm.-katholischen Kirche. Die Taufausschüsse des Bundes 
und der EKiD setzten die Arbeit fort, die seinerzeit von dem Taufausschuß der EKiD be- 
gonnen worden war. 


Die eindeutige Erklärung von Stuttgart und die zutreffende Interpretation im 
Rechenschaftsbericht für die Synode des Kirchenbundes in Potsdam-Hermanns- 
werder ermöglichte es dem Rechtsausschuß der Bundessynode, zu Eingaben, 
die eine Überprüfung oder eine Interpretation von Art. 4 Abs. 4 der Ordnung 
des Kirchenbundes forderten, folgendermaßen Stellung zu nehmen: 
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Den Anliegen der Eingaben zu Art. 4 (4) der Ordnung des Bundes ist Rechnung getra- 
gen durch den Absatz 5 des Berichtes der Konferenz der Ev. Kirchenleitungen vor der 
Synode des Bundes der Ev. Kirchen in der DDR (2. Tagung, 26.-30. 6. 1970) in Ver- 
bindung mit der der Synode vorliegenden ‚Erklärung der Synode und der Kirchenkon- 
ferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland zur Gründung des Bundes der Evange- 
lischen Kirchen in der DDR und zur Rechtslage innerhalb der Evangelischen Kirche in 
Deutschland‘ vom 15. Mai 1970 in Stuttgart. Eine Behandlung der Eingaben zu Art. 
4 (4) im Plenum der Synode ist deshalb nicht erforderlich, 


Doch sah sich die Synode angesichts der öffentlichen Diskussion und des 
entsprechenden Meinungsdruckes genötigt (s. Kap.2,b. S.220ff.), die eigene 
Auffassung vom Verhältnis zur EKD, von der Unabhängigkeit des Kirchen- 
bundes in der DDR und von dem Verständnis des Art. 4 Abs. 4 der Ordnung 
des Kirchenbundes noch einmal nach allen Seiten hin zu erklären. 


BESCHLUSS DER SYNODE DES BUNDES DER 
EVANGELISCHEN KIRCHEN IN DER DDR 


Vom 29. Juni 1970 


Im Blick auf das Verhältnis zu den Kirchen der EKD haben wir von der Erklärung der 
Synode in Stuttgart vom Mai 1970 Kenntnis genommen und sind wie die Konferenz der 
Auffassung, daß ‚‚die nunmehr vorhandene organisatorische Trennung ebenso klar aner- 
kannt (ist) wie die weiterbestehende geistliche Gemeinschaft“. Nach Meinung der Synode 
ist mit dieser Aussage des Konferenzberichtes die einzig legitime Interpretation des Arti- 
kels 4,4 der Bundesordnung gegeben. Wir weisen alle Versuche zurück, die bestehende 
geistliche Gemeinschaft zu entleeren oder sie so zu interpretieren, daß dadurch die orga- 
nisatorisch-rechtliche und institutionelle Selbständigkeit des Bundes in Frage gestellt wird, 
Es ist allein Sache des Bundes, verbindliche Aussagen über Selbstverständnis und Auftrag 
des Bundes der Ev. Kirchen in der DDR zu machen, 


Die Schwierigkeiten, das Verhältnis zwischen Kirchenbund und EKD und da- 
mit zugleich auch Verständnis und Effektivität des Art. 4 Abs. 4 der Ord- 
nung des Kirchenbundes angemessen zu beschreiben und zu betreiben, liegen 
in der Sache und im Vokabular. Auf der einen Seite will niemand und kann 
niemand nach Lage der Dinge ein, wenn auch nur verborgenes, Fortbestehen 
einer verfassungsrechtlich-organisatorischen Gemeinschaft wollen. Erklärterma- 
ßen wehrt sich der Kirchenbund gegen eine negative Absage an die EKD, wie 
es aus politisch-ideologischen Gründen von ihm immer wieder neu verlangt 
wird. Er will kein spirituelles Verständnis der außerhalb des Organisatorischen 
liegenden fortbestehenden Gemeinschaft, er will mehr als ökumenische Ge- 
meinschaft allgemeiner Art. Man will auf beiden Seiten wirksame gegenseitige 
Mitverantwortung. Alles das ist mit dem mehr tastenden Begriff der „beson- 
deren Gemeinschaft der ganzen evangelischen Christenheit in Deutschland“ 
gemeint. 

Als neuer Begriff für dieses recht komplizierte Verhältnis zwischen den bei- 
den gesamtkirchlichen Gemeinschaften in Ost und West ist der Begriff der 
„Partnerschaft“ gewählt worden. Er bedarf sicherlich noch der inhaltlichen 
Bestimmung. Aus der Berichtszeit liegt dazu ein erster Beitrag vor, aus dem 
hier der Schlußabsatz zitiert wird: 
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Partnerschaft als Ausdrucksform und Übungsfeld enger kirchlicher Gemeinschaft, die 
auch als gemeinschaftlicher Dienst verstanden wird, — das setzt natürlich selbständige, 

in ihren Entscheidungen freie, einander als gleichberechtigt respektierende Partner voraus. 
Die Grundbedingung dafür hat auf westlicher Seite die EKD-Synode im Mai 1970 ge- 
schaffen, als sie die EKD nun auch förmlich auf das Gebiet der Bundesrepublik mit 
West-Berlin reduzierte. Was aus dieser prinzipiell konstituierten Partnerschaft wird, ob 

sie tatsächlich leibhafte Gestalt annimmt, das ist jetzt Sache der freien Entscheidung 
beider Partner. Diese Ausdrucksform der Gemeinschaft ist insofern unverbindlicher als 
die frühere EKD, als niemand mit Rechtsmitteln, mit gemeinsamen Apparaturen ihre, 
wenn auch nur formale Wahrnehmung erzwingen kann, Sie trägt aber gleichzeitig po- 
tentiell eine viel stärkere Verbindlichkeit in sich, weil ihre Praktizierung nach Lage der 
Dinge im heutigen Deutschland einer geschichtlichen Realität Ausdruck geben würde, 

die sich dann als tragfähiger erweisen könnte als ein bloßes Befolgen von Verfassungs- 
vorschriften und In-Gang-halten einmal geschaffener Apparaturen. „Leibhafte‘‘ Gemein- 
schaft ist künftig Möglichkeit, nicht mehr Pflicht. Erst die Zukunft wird zeigen, ob sie 
beiderseits als Chance begriffen und eıgriffen wird. (Aus: Reinhard Henkys: Partnerschaft 
als Ausdruck kirchlicher Gemeinschaft. Zur Geschichte des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR, in: Kirche in diesen Jahren. Ein Bericht, Präses Prof. D. Dr. Jo- 
achim Beckmann zum 70. Geburtstag, Neukirchener Verlag 1971, hrsg. im Auftrage der 
Leitung der Evangelischen Kirche im Rheinland von Karl Immer.) 


c) Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg 


Alle ehemaligen Gliedkirchen der EKD in der DDR hatten ihre Verfassungs- 
aussagen zur Zugehörigkeit zur EKD und zum neuen DDR-Kirchenbund neu 
zu fassen. Einzige Ausnahme bildete die Landeskirche von Mecklenburg, de- 
ren formell noch geltende Verfassung von 1922 eine Bestimmung über die Zu- 
gehörigkeit zur EKD nicht enthielt. 

In einer ungleich schwierigeren Situation befand sich die Evangelische Kir- 
che in Berlin-Brandenburg, die trotz der seit 1961 angewandten Regionalord- 
nung nach Ost und West verfassungsrechtlich weiterhin eine Einheit bildete 
und für beide Regionen eine einzige gleichlautende Verfassungsurkunde besaß. 
Es war aber zu erwarten, daß nicht nur an der verfassungsrechtlichen Behand- 
lung einer Einzelfrage, sondern nach der Gründung des Kirchenbundes in der 
DDR die Gesamtfrage der kirchlichen Gemeinschaft der Ostregion mit der 
Westregion dieser Landeskirche in ein neues Stadium der Auseinandersetzun- 
gen und der Überlegungen treten würde. Man muß dabei bedenken, daß es 
auch ganz abgesehen von politisch bedingten Erwartungen genügend kirchli- 
che Gründe gab, die es je länger desto mehr zweifelhaft werden ließen, ob die 
Ostregion von Berlin-Brandenburg noch weiterhin mit einer unter gänzlich 
anderen kirchlichen und gesellschaftlichen Verhältnissen entstandenen Verfas- 
sung werde arbeiten können. 

Einen Auftakt zu einer neuen Diskussionsphase dieses Fragenkomplexes 
gab es anläßlich der Tagung der Regionalsynode West von Berlin-Brandenburg 
vom 9. bis 12. Dezember 1969 in Berlin-Spandau. Vor ihr führte Bischof D. 
Kurt Scharf in seinem Rechenschaftsbericht am 9. Dezember aus: 


Der Berlin-Brandenburgischen Kirche ist die Frage nach ihrer Einheit besonders dring- 
lich und so unmittelbar gestellt wie keiner der andern Gliedkirchen in der Evangelischen 
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Kirche in Deutschland. Dennoch trifft uns die Krise, die gerade das In-Frage-Stellen der 
Einheit bedeuten kann, nicht isoliert. Ich habe gelegentlich vor dieser Synode darauf ver- 
wiesen, daß in vielen Gebieten der Christenheit auch die spezifische Einheit, die der Vor- 
spruch unserer Grundordnung als constituens der Kirche von Berlin-Brandenburg bezeich- 
net, einen Wert darstellt, der unter Verfolgung verteidigt, der gegen den Willen politischer 
Macht angestrebt und verwirklicht wird. Das Phänomen ist so allgemein ökumenisch, daß 
in der Grundsatzerklärung der Sektion I von Uppsala 1968 dazu von der Vollversamm- 
lung folgendes festgelegt worden ist: 

... Aber die Menschen mißbrauchen diese Freiheit, indem sie einzeln und gemein- 
schaftlich die Gabe der Katholizität zurückweisen, Dies geschieht immer dann, wenn 
Christen die Einheit und Katholizität der Kirche mit anderen Bindungen und Gemein- 
schaften vermengen. Beispiele dieser Vermengung sind zu finden, wo christliche Gemein- 
schaften erlauben, daß sie durch den Staat um nationalistischer Ziele willen in eine Ein- 
heit oder zum Bruch ihrer Einheit aus politischen Gründen gezwungen werden.“ 

Wir sind in dieser Sache nicht allein betroffen, aber wir sind es zur Zeit in besonderem 
Maße! Für uns in West-Berlin liegt die Schwierigkeit darin, daß der andere Teil unseres 
Kirchengebietes die Last der Forderung auf Trennung weit schwerer zu tragen hat als wir. 
Wir sind davon überzeugt, daß wir — wie die Evangelische Christenheit in Deutschland als 
ganze, so in verstärktem Maße, ja vielleicht sogar noch in anderer Qualität — die „beson- 
dere Gemeinschaft‘ der Gemeinden unserer Berlin-Brandenburger Regionalsynoden nicht 
aufgeben können. Wir wollen andererseits die Auseinandersetzung über den Dienst und 
den Auftrag der Gemeinden, ihrer Diener am Wort und der Kirchenleitungen zu befreien 
versuchen von jedem politischen Mißverständnis. Ich erkläre deshalb noch einmal und 
nachdrücklich und in der aktuellen Anwendung auf unsere Landeskirche, was ich ähnlich 
mehrfach für die Evangelische Kirche in Deutschland ausgesprochen habe: In der evange- 
lischen Kirche gibt es keine Weisungsgewalt, weder eines Amtes über ein anderes noch ei- 
ner Körperschaft über eine andere oder über die Gemeinden. Wir haben einander freigege- 
ben zu dem in jedem Teil unserer Kirche notwendigen heilsamen Dienst. Die besonderen 
Gaben, die Gott uns mit dem Zusammenwachsen unserer konfessionell unterschiedenen 
Gemeinden in Jahrhunderten anvertraut hat, wollen wir verwalten zum Gewinn beider 
Teilgebiete und zum Segen aller Menschen in unserem ganzen Kirchengebiet. Wenn wir 
uns freigeben auch da, wo die Grundordnung unserer Kirche betroffen ist, so tun wir 
dies, um jeweils in unterschiedlicher Gesellschafts- und Staatsordnung dem Evangelium 
die größtmögliche Wirksamkeit zu eröffnen. Sein Lauf soll nicht aufgehalten werden 
durch Organisationsformen, die diesem Zweck immer und in jeder Situation unterzuord- 
nen sind. Ich darf hierbei auf die Ausführungen verweisen, die ich vorher zur Kirchenre- 
form und zum Steuerrecht gemacht habe. 


In mehreren Interviews hat der Bischof von Berlin-Brandenburg seine Auffas- 
sungen zum Verhältnis der Kirchengebiete in beiden deutschen Staaten zuein- 
ander noch näher entfaltet und dabei schon deutlich gemacht, daß eine Wei- 
terentwicklung der regionalen Gliederung der Kirche von Berlin-Brandenburg 
unumgänglich erscheint. In einem Interview mit Bischof Scharf im NDR III. 
Fernsehprogramm am 12.Dezember 1969 heißt es: 


Gottfried Vetter: Seit Gründung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR befin- 
det sich die Berlin-brandenburgische Kirche in einer außerordentlichen Situation. Der west- 
liche Kirchenbereich gehört nach wie vor zur Gemeinschaft der Evangelischen Kirchen in 
Deutschland, EKD, der östliche gehört zum DDR-Kirchenbund. Hier in Berlin-Brandenburg 
komprimiert sich also der Zustand, in den sich die evangelischen Landeskirchen in Deutsch- 
land in ihrer Gesamtheit gestellt sehen. Herr Bischof, jetzt hat die Regionalsynode getagt, 
wie sehen Sie den Zustand in Ihrer Kirche? 
Bischof Scharf: Unsere Kirche ist in einer ungewöhnlichen Situation, aber nicht in einer 
in sich widerspruchsvollen. Wir haben seit 1959 eine Regionalgesetzgebung, die es möglich 
gemacht hat, daß in beiden Teilen unseres Kirchengebietes Kirchenleitungen selbständig 
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agieren und entscheiden. Wenn die Regionalsynode Ost jetzt dem Kirchenbund beigetre- 
ten ist, und wir als West-Berliner Regionalsynode unbefangen in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland bleiben, so ist das kein rechtlicher Widerspruch, es ist nicht ein rechtlich 
unmöglicher Zustand, und auch kein geistlicher Widerspruch. Es wäre das nur, wenn der 
Kirchenbund der DDR und die westlichen Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland Organisationen von ganz verschiedener Tendenz und ganz verschiedenem in- 
neren geistlichen Gehalt wäre. Aber dies ist eben nicht der Fall. 

Gottfried Vetter: Nun haben Sie, Herr Bischof, in Ihrem Rechenschaftsbericht gesagt, 
ich darf Sie zitieren: ‚Wir haben einander freigegeben zu dem in jedem Teil unserer Kir- 
che notwendigen heilsamen Dienst.‘ Wollen Sie damit zum Ausdruck bringen, daß jeder 
Teil der Berlin-brandenburgischen Kirche, der östliche wie der westliche, in die eigene 
Verantwortlichkeit entlassen ist, obgleich es formal noch immer nur die eine Berlin-bran- 
denburgische Kirche gibt. Kann man davon eigentlich noch sprechen? 

Bischof Scharf: Es geht hier nicht um eine formale Frage. Die formale Frage steht 
nicht im Vordergrund und das ist auch nicht nur eine formale Frage. Die Eigenverant- 
wortlichkeit in beiden Gebieten wird wahrgenommen, wie etwa auch sonst Gliedkirchen 
nebeneinander stehen, in eigener Verantwortung der jeweiligen Kirchenleitungen, und den- 
noch sind wir brüderlich aneinander gebunden. Wir haben zwischen den beiden Regional- 
synoden und den Regionalkirchenleitungen brüderliche partnerschaftliche Verantwortung 
füreinander, wie wir sie auch vorher gehabt haben, als wir noch in einer Synode unsere 
Tagungen haben durchführen können. Wir stehen auf einer gemeinsamen Geschichte, auf 
einem gemeinsamen Bekenntnis und auf einem gemeinsamen Grundrecht. 

Gottfried Vetter: Nun gibt es noch die weltliche Obrigkeit. In Auslegung entsprechender 
Artikel der DDR-Verfassung ist drüben von maßgeblichen politischen Instanzen der Grund- 
satz postuliert worden, daß Staatsgrenzen auch die Grenzen kirchlicher Wirkungsmöglich- 
keiten sein müssen. Dementsprechend ist wiederholt gesagt worden, die derzeitige innere 
Ordnung der Berlin-brandenburgischen Kirche entspreche nicht mehr der Verfassungswirk- 
lichkeit in der DDR, sie müsse ihr angepaßt werden. Und nach der konstituierenden Syno- 
de des DDR-Kirchenbundes in Potsdam hat das SED-Zentralorgan den Verwalter des Bi- 
schofsamtes im östlichen Bereich, Herrn Schönherr, bereits als Berlin-brandenburgischen 
Bischof apostorophiert. Damit deuten sich bestimmte Konsequenzen an. Konsequenzen, 
die wohl auch hier bedacht werden müßten. Werden sie bedacht? 

Bischof Scharf: Die Konsequenzen werden durchaus bedacht. Die staatlichen Vorstellun- 
gen gehen hier ganz gewiß weiter, als das, was wir für kirchlich realisierbar halten. Aber 
das liegt daran, daß der Staat die Kirche als eine Massenorganisation und als eine rein 
weltliche Organisation sieht und vielleicht auch nicht anders sehen kann. Ich glaube, daß 
es die Möglichkeit gibt, unsere Regionalgesetzgebung noch weiter zu führen, noch stärker 
auszubauen, so daß den staatsrechtlichen Bedürfnissen der DDR Rechnung getragen wer- 
den kann und daß dennoch kirchliche, geistliche Gemeinschaft bestehen bleibt. Wir sind 
der Meinung, daß der Geist auch über politische und ideologische Grenzen hinweg der 
gleiche sein kann, daß er Verbindung hält und daß er auch eine Wirklichkeit bedeutet, 
die einen gestalthaften Ausdruck findet. 


Zwei Auszüge aus einem Gespräch mit dem „Spiegel“ verdeutlichen noch die 
Auffassungen von Bischof Scharf: 


IST DIE EINHEIT NUR NOCH EIN MYTHOS? 


„Spiegel“-Gespräch mit dem Berliner Bischof Kurt Scharf über die Evangelische Kirche 
im geteilten Deutschland 


(,„Spiegel‘‘ Nr. 52/69 vom 22. Dezember 1969, S. 12ff.) 


Spiegel: Herr Bischof, ist die Evangelische Kirche in Deutschland als gesamtdeutsche Insti- 
tution tot, oder gibt es sie noch? 


Scharf: Es kommt darauf an, was Sie unter Institution verstehen. Der im September ge- 
gründete „Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR“ ist eine selbständige Organisations- 
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form. Er ist dem Staat gegenüber ein autonomer Partner in all dem, was eine kirchliche Or- 
ganisation zu tun und zu verantworten hat. Auf der anderen Seite kann man Vergangen- 
heit nicht auslöschen. Wir sind eine besondere Gemeinschaft der evangelischen Christen- 
heit in ganz Deutschland geblieben. 

Spiegel: So steht es fast wörtlich auch im Artikel 4 der Satzung, die sich der Kirchen- 
bund der DDR gegeben hat. Uns scheint aber, daß Sie mehr noch als alle anderen Kirchen- 
führer in Ost und West darauf bestehen, die Einheit der Evangelischen Kirche sei nicht zer- 
stört. 

Scharf: Das mag so scheinen. 

Spiegel: Haben Sie nicht die Grabgesänge gehört und die Nachrufe gelesen, die nach der 
Gründung des DDR-Kirchenbundes überall der EKD gewidmet wurden? 

Scharf: Dieses Bild ist meiner Meinung nach falsch. Man kann nicht davon reden, daß 
die EKD gestorben ist und daß ihre Einheit endgültig zerbrochen ist. Ich möchte gerade- 
zu umgekehrt polemisch werden gegen die Journalisten, die das so dargestellt haben, und 
möchte sie eigentlich alle fragen, aus welchem Grunde sie es getan haben. 

Spiegel: Vielleicht, weil es der Wirklichkeit entspricht? Bischof Krummacher und die an- 
deren DDR-Bürger haben den Rat der EKD verlassen. Auch der Synode — dem EKD-Par- 
lament — gehört kein DDR-Christ mehr an. Nirgends ist zu sehen, daß die EKD in der 
DDR noch irgendeine Funktion hat. 

Scharf: Sind die, die so urteilen, wirklich so ahnungslos darüber, was Kirche ist — über 
politische und ideologische und staatliche Grenzen hinweg? Wissen sie nicht, worin wirk- 
lich kirchliche Einheit besteht? 

Spiegel: Worin? 

Scharf: Wir haben eine gemeinsame Geschichte und ein gemeinsames Bekenntnis. Wir 
sind auch eine geistliche Gemeinschaft geblieben. Auf dieser Grundlage hat die evangeli- 
sche Christenheit in Deutschland heute zwei unterschiedliche Organisationsformen. 

Spiegel: Wir dachten, daß die Spaltung der Evangelischen Kirche in Deutschland eine 
Tatsache sei, die man bedauern oder begrüßen kann, aber jedenfalls feststellen muß. 

Scharf: Das sehen Sie zu einseitig, um nicht zu sagen falsch. 

Spiegel: Erlauben Sie uns eine Frage an Sie persönlich, bevor wir erörtern, wo es wohl 
noch Einheit der Kirche gibt. Halten Sie den Vorwurf für berechtigt, den nicht Ihre Geg- 
ner, sondern einige Ihrer Freunde in der Kirche erheben: So realistisch Sie sich zu den 
Studentenunruhen hier in West-Berlin und zu vielen anderen Problemen äußerten, so sehr 
hingen Sie hinsichtlich der Einheit der Kirche einem Mythos an. 

Scharf: Wissen Sie, dieser Vorwurf ist so alt wie der Kampf um die Einheit der Kirche. 
Er ist heute so wenig zutreffend wie früher. 

Spiegel: Sie nannten vorhin die gemeinsame Geschichte als Beweis dafür, daß es die Ein- 
heit der Kirche noch gibt. Natürlich wird die Geschichte nicht ausgelöscht, wenn eine 
Organisation aufgelöst, wenn eine Einheit zerstört wird. In Deutschland und Österreich 
sind ja bis heute viele Dinge aus der gemeinsamen Geschichte lebendig geblieben, trotz- 
dem gibt es aber keine Einheit mehr zwischen den Staaten. 

Scharf: Die gemeinsame Geschichte aber, wenn man sie als Geschichte der gemeinsamen 
geistigen Kultur versteht, dauert einheitlich weiter fort, wenn die geistige Kultur in Fühlung 
miteinander bleibt. Und das würde ich im Blick auf Deutschland und Österreich nach wie 
vor bejahen. 

Spiegel: Sie verwiesen auch auf das gemeinsame Bekenntnis. Das verbindet evangelische 
Christen nicht nur in diesem und in jenem deutschen Staat, sondern auch deutsche und 
ausländische Protestanten. 

Scharf: Es gibt Kirchen in der Ökumene, mit denen die Einheit des Bekenntnisses vor- 
handen ist, andere, mit denen diese Einheit nicht besteht. 

Spiegel: Ist die Einheit des Bekenntnisses zwischen einem Christen in der DDR und einem 
Christen in der Bundesrepublik qualitativ etwas anderes als die Einheit des Bekenntnisses 
- zwischen einem Christen in der Bundesrepublik und einem Christen irgendwo in Österreich 
oder in der Schweiz? 

Scharf: Ja, sicher. Auch das Bekenntnis ist nicht etwas rein Abstraktes, das völlig für sich 
in einem luftleeren Raum steht. Das Bekenntnis hat seine Relevanz immer im Blick auf 
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bestimmte Situationen. Ich glaube, daß zu der Einheit im Bekenntnis eben auch die beson- 
dere geschichtlich-gesellschaftliche Situation gehört, in der ein Bekenntnis gesprochen wird. 

Spiegel: Sie sprachen dann auch von geistlicher Gemeinschaft, die fortdauere. Wieder die 
Frage: Kann es diese geistliche Einheit nicht auch mit Christen jenseits der deutschen Gren- 
zen in gleichem Maße geben? 

Scharf: Ich sehe Unterschiede. Geistlich im Sinne des Neuen Testaments bezeichnet nicht 
etwas abstrakt Theoretisches, sondern schließt Gestalt mit ein. Das ist auch gemeint, wenn 
in der Satzung des DDR-Kirchenbundes von der „besonderen Gemeinschaft‘ die Rede ist. 


Spiegel: Nun haben Sie, Herr Bischof, das einzige gesamtdeutsche Amt, das dem Buchsta- 
ben nach noch besteht. Sie sind Bischof der Evangelischen Kirche von Berlin-Brandenburg, 
zu der 1,6 Millionen West-Berliner und 2,8 Millionen Ost-Berliner und andere DDR-Bürger 
gehören. Abgesehen vom Bischof gibt es alles doppelt: eine westliche und eine Östliche 
Teil-Synode, eine westliche und eine östliche Verwaltung und so weiter. Im März 1970 
tagt die östliche Teil-Synode. Was wird sie beschließen? Die Teilung der Kirche? 

Scharf: Es werden manche Entscheidungen getroffen werden können und müssen, die 
die Unabhängigkeit der Organisationsform auf beiden Seiten deutlicher in Erscheinung 
treten lassen. Die Regionalsynode Ost gehört dem Kirchenbund der DDR an. Daß sie nun 
erwägt, wie das in ihrer eigenen Organisationsform Ausdruck finden kann, halte ich für 
verständlich und sogar für notwendig. 

Spiegel: Sie nehmen darauf keinen Einfluß? 

Scharf: Es hat nie eine Abhängigkeit zwischen den kirchlichen Gremien im Westen und 
im Osten gegeben. Es gibt keine Weisungsgewalt. Deshalb ist auch der Bischofsverwalter 
drüben, Generalsuperintendent Schönherr, nicht etwa dem Bischof hier, also mir, unter- 
geordnet. Er ist in keiner Weise gebunden. Das gilt umgekehrt auch für mich. Es besteht 
kein Unterschied in den Funktionen des Bischofs und des Bischofsverwalters. Ebenso be- 
steht zwischen den beiden Amtsträgern kein Verhältnis der Über- und Unterordnung oder 
der Vertretung. Auch Modalitäten des leitenden Amtes in der DDR sind Sache der zustän- 
digen Kirchenleitung. 

Spiegel: Wäre es dann nicht ehrlich, den Schlußstrich zu ziehen und sich in eine West- 
Berliner Kirche und eine DDR-Landeskirche Berlin-Brandenburg zu teilen? 

Scharf: Nein, es wäre nicht ehrlicher, denn die Gemeinden unserer Kirchen in Ost und 
West wünschen keinen Schlußstrich. Wir sind realistisch genug zu sehen, daß wir uns wahr- 
scheinlich noch weiter freigeben müssen als bisher, um an unserer besonderen Gemeinschaft 
festhalten zu können. Ich habe deshalb in meinem Bericht vor der Synode eine Entschlie- 
ßung der Weltkirchenkonferenz in Uppsala zitiert, daß die Gemeinschaft einen Wert dar- 
stellt, der „unter Verfolgung verteidigt, der gegen den Willen politischer Macht angestrebt 
und verwirklicht wird“. 

Spiegel: Klingt das nicht zu kämpferisch in einer Zeit, in der es darum zu kämpfen nicht 
mehr lohnt? 

Scharf: Ich frage zurück: Haben all meine Argumente auf Sie so wenig Eindruck gemacht? 
Für die Gemeinschaft der Christen zu kämpfen, lohnt sich zu allen Zeiten. 


Politische Stellen und CDU-Presse in der DDR konstatierten sofort „neue Töne“ 
in den Ausführungen von Scharf, die ihnen bei weitem nicht ausreichend und 
eindeutig genug erschienen. Darum heißt es am Schluß eines einschlägigen Zei- 
tungsartikels (‚Eindeutige Entscheidungen! Zu den fragwürdigen Offerten des 
Ba Bischofs Scharf“, in: ‚Neue Zeit“ Nr. 299 vom 20. Dezember 1969, 
$. 5): 


Die Synode der Berlin-Brandenburger Kirche im Bereich der DDR wär gut beraten, wenn 
sie auf ihrer Tagung im März nächsten Jahres den fragwürdigen Offerten aus Westberlin 
eine eigenständige Alternative entgegensetzt. Denn die Beschlußfassung über Grundordnung 
und Bischofsamt kann ihr nicht von außerhalb unserer Staatsgrenzen vorformuliert werden. 
Hier hat sie allein zu entscheiden — in Verantwortung vor ihren Gemeinden und in glaub- 
hafter Loyalität gegenüber den staatsrechtlichen Prinzipien unserer Republik. 
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Anfang dieses Monats gab Gerald Götting bei einem Symposium mit kirchlichen Amts- 
trägern der zuversichtlichen Hoffnung Ausdruck, daß bis zum Frühjahr des kommenden 
Jahres auch im Bereich der Berlin-Brandenburger Kirche der Prozeß der Angleichung ihres 
Status an die Normen unserer sozialistischen Verfassung abgeschlossen werden wird. Diese 
Hoffnung deckt sich voll und ganz mit den Wünschen auch zahlreicher kirchlicher Amts- 
träger, wie sie in den vergangenen Wochen auf verschiedenen Veranstaltungen und in Pres- 
sestellungnahmen ihren Ausdruck fanden. Was sie alle mit Recht erwarten, sind keine un- 
klaren Kompromisse, sondern eindeutige Entscheidungen. 


Den Höhepunkt der nun folgenden, nur zum Teil öffentlichen Auseinanderset- 
zung im Blick auf die für März 1970 einberufene Regionalsynode Ost von Ber- 
lin-Brandenburg bildeten die Ausführungen von Gerald Götting am 8. Februar 
(s. oben Kap. 2, b, S. 211ff.),auf die Bischof Scharf für seinen Teil mit einem 
epd-Interview vom 19. Februar antwortete: 


„KIRCHLICHE RECHTSEINHEIT IST KEIN DOGMA“ 


Wortlaut eines epd-Interviews mit Bischof D. Kurt Scharf 
(aus: epd-Dokumentation Nr. 13/70 vom 26. März 1970, S. 7) 


epd: Gerald Götting hat Ihnen, Herr Bischof, am 9. Februar in Leipzig vorgeworfen, 

sie übten „psychologischen Druck auf die verantwortlichen Amtsträger der Evangelischen 
Kirche Berlin-Brandenburg“ im Osten aus. Er forderte eine klare Trennung des Ostteils 
dieser Landeskirche von der, wie er sagte, West-Berliner Kirche und las aus Äußerungen 
von Ihnen einen „Aufruf zu offener Illoyalität gegenüber unserer sozialistischen Staats- 
macht‘ heraus. Fühlen Sie sich durch diese Kritik betroffen? 

Scharf: Götting hat meine Äußerungen offenbar bewußt mißverstanden. Ich habe in meinem 
Bericht vor der West-Berliner Regionalsynode am 9. Dezember 1969 von der im Vorspruch 
der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg zum Ausdruck kommen- 
den Glaubenseinheit gesprochen. Solche Glaubenseinheit habe ich im Sinne von Feststellun- 
gen der Weltkirchenkonferenz 1968 in Uppsala als einen Wert bezeichnet, „der unter Ver- 
folgung verteidigt, der gegen den Willen politischer Macht angestrebt und verwirklicht wird“. 
Von einer Organisations- und Rechtseinheit unserer Kirche, oder gar von einer Gemeinschaft 
politischer Überzeugungen war in diesem Zusammenhang nicht die Rede. Und in einem 
Gespräch mit dem „Spiegel“, auf das sich Herr Götting ebenfalls bezieht, habe ich aus- 
drücklich festgestellt: „Die kirchliche Einheit muß eine Sache des unabhängigen, frei wir- 
kenden Glaubens bleiben.‘ In konkreter Anwendung dieser Feststellung habe ich die Unab- 
hängigkeit der beiden Teile unserer Landeskirche voneinander in Leitung und synodalem 
Entscheidungsrecht unterstrichen und auch ausdrücklich hervorgehoben, daß die im März 
zusammentretende östliche Synode auch mein Verständnis hat, wenn sie aus ihrer beste- 
henden Zugehörigkeit zum Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR Konsequenzen 
für ihre eigene Organisationsform zieht. 

epd: Bedeutet das, daß Sie eine unterschiedliche und jeweils selbständig, ohne Mitwir- 
kung des anderen Teils vorgenommene Weiterentwicklung oder Abänderung der Grund- 
ordnung der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg für möglich halten? 

Scharf: Nach meiner persönlichen Auffassung ja, ich habe das bereits mehrfach angedeu- 
tet. Wenn Kirchenleitung und Synode im Osten unserer Landeskirche dies wollen und für 
notwendig halten, scheint mir außer Zweifel, daß die theologischen und bekenntnismäßi- 
gen Grundentscheidungen, die sich im Vorspruch unserer Grundordnung finden, auch in 
unterschiedlichen organisatorischen und institutionellen Regelungen ihren Ausdruck fin- 
den werden. 
epd: Herr Bischof, bisher ist an der Übereinstimmung in der Grundordnung und an ei- 

ner weitgehenden Übereinstimmung im kirchlichen Recht für beide Teile der Berlin-bran- 
denburgischen Kirche festgehalten worden, obwohl eine Verselbständigung in Leitung, 
Synode und Verwaltung für Ost und West vorgenommen wurde. Sind Sie jetzt der Mei- 
nung, daß die offizielle Verfassungsauslegung der DDR, die kirchlichen Organisations- 
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möglichkeiten endeten an den Staatsgrenzen der DDR, auch auf die Rechtsgrundlagen der 
Berlin-Brandenburgischen Landeskirche angewendet werden kann? 

Scharf: Eine historisch gewordene kirchliche Rechtseinheit darf nicht ohneNot aufgegeben 
werden. Aber sieistkein Dogma. Das entscheidende Kriterium kirchlicher Gemeinschaft liegt 
nicht in grenzübergreifenden Organisations-oder grenzübergreifenden Rechtsstrukturen. Wir in 
West-Berlin werden von uns aus keinen Schritt zu weiterer Verselbständigung tun, aber ich 
weiß, daß unsere Brüder und Schwestern in der Leitungsverantwortung im Bereich der DDR 
solche Schritte erwägen. Wenn sie sie tun, werden wir das nicht als eine Absage an die Kir- 
chengemeinschaft mit uns ansehen. Ich verweise darauf, daß auch auf gesamtkirchlicher 
Ebene bei der Bildung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR, die das Erlö- 
schen der Mitgliedschaft der Berlin-brandenburgischen Kirche in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland mit sich gebracht hat, die sich auf Glauben gründende Gemeinschaft der 
evangelischen Christen in Ost und West nicht berührt, im Gegenteil noch einmal bekräftigt 
worden ist. In dem Sinne, wie der Kirchenbund im Artikel 4, Absatz 4 seiner Ordnung 
einerseits seine Selbständigkeit betont, andererseits sich zur Wahrnehmung gesamtkirchli- 
cher Verantwortung durch seine Organe in freier Partnerschaft mit den westlichen gesamt- 
kirchlichen Organen bekennt, kann auch die besondere Gemeinschaft der Gemeinden in der 
Berlin-brandenburgischen Kirche einen gestalthaften Ausdruck behalten oder auch neu for- 
men, denn die in der Berlin-brandenburgischen Kirche bestehenden „Teilkirchen“ sind in 
jedem Falle viel enger miteinander verbunden, als es die EKD im ganzen jemals gewesen 
ist. 

epd: Wie verstehen Sie unter diesen Voraussetzungen das Ihnen von beiden Regionalsyn- 
oden übereinstimmend, ohne zeitliche Begrenzung übertragene Amt eines Bischofs der ge- 
samten Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg? 

Scharf: Die mit diesem Amt verbundenen Funktionen kann ich nur in West-Berlin aus- 
üben. In Ost-Berlin und Brandenburg sind deshalb die Aufgaben des bischöflichen Amtes 
aufgrund des geltenden Kirchenrechts einem Verwalter des Bischofsamtes übertragen wor- 
den, das ist seit 1967 D. Albrecht Schönherr. Ich kann nur wiederholen, was ich schon 
oft klargestellt habe: D. Schönherr ist in der Ausübung dieser Funktionen eigenständig und 
nicht mir, sondern seiner Kirchenleitung in Ost-Berlin verantwortlich. Er ist an Weisungen 
von mir nicht gebunden und erhält solche Weisungen auch nicht. Die östliche Kirchenlei- 
tung hat dies kürzlich auch nach außen hin dadurch unterstrichen, daß sie Schönherr die 
Anrede Bischof zuerkannt hat. Ich selber allerdings fühle mich durch diese notwendig ge- 
wordene und von mir anerkannte Regelung nicht von meiner Mitverantwortung für die Ge- 
samtkirche entpflichtet. Ich verstehe das mir übertragene Gesamtbischofsamt als persönliche 
Verpflichtung, das Meine dafür zu tun, daß die beiden Teile unserer Landeskirche einander 
nicht aus den Augen verlieren, daß sie bereit sind, Verantwortung füreinander zu tragen, daß 
sie in der Gemeinschaft des Zeugnisses und des Bekenntnisses bleiben, auch wenn meine 
praktischen Funktionen an der Grenze, die unsere Stadt durchzieht, ebenso enden, wie die 
kirchlichen Organisationsmöglichkeiten des Teiles der Berlin-brandenburgischen Kirche, der 
innerhalb der DDR liegt. 


Es folgte vom 6. bis 10.März 1970 die Tagung der Regionalsynode Ost der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg. Die Fragen der kirchlichen Ge- 
meinschaft zwischen Ost und West behandelte der von Bischof Schönherr vor- 
getragene Bericht der Kirchenleitung wie folgt: 


271. Bereits in den letzten beiden Synodaltagungen war Veranlassung, auf das Problem der 
Einheit der Kirche Berlin-Brandenburg einzugehen. Seit 1961 ist eine Regionalordnung in 
Kraft, die den durch die Staatsgrenze der DDR gegebenen Organisationsmöglichkeiten Rech- 
nung trägt. Es ist die Auffassung beider Teile unserer Kirche, daß sie ihre Verantwortung 
durch eigenständige Organe unabhängig voneinander ausüben, unbeschadet der geistlichen 
Gemeinschaft, die unsere Kirche eint und die ihre Teile aneinander weist. 

272. DadieRegionalordnung nunmehr fast 9 Jahre in Kraft ist, ist einzusehen, daß die Frage 
nach Änderungen gestellt werden darf.Es hat sich mit der Zeit als unmöglich erwiesen, daran 
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festzuhalten,daß dieGrundordnung nur dann geändert werden kann, wenn sich beide Teile auf 
den gleichenText einigen können. Die Verhältnisse in beiden Teilen sind nicht nur politisch, 
sondern auch soziologisch so verschieden, daß für eine je eigenständige Entwicklung der 
Grundordnung der Weg freigegeben werden muß. Als Beispiel sei auf Artikel 127/128 GO 
hingewiesen, die die Zusammensetzung der Provinzialsynode regeln. Westberlin hat an einer 
Anderung kein Interesse. Jedoch unsere Regionalsynode ist so groß, daß sie schon aus finan- 
ziellen Gründen viel zu selten zusammenkommen kann. Die Kirchenleitung legt der Provinzi- 
 alsynode darum ein Gesetz zur Neufassung der Artikel 127ff. vor, das eine Verkleinerung der 
Synode um mehr als ein Drittel vorsieht. 

273. In Anbetracht dessen, daß die Eigenständigkeit unserer Verantwortung in letzter 
Zeit mehrfach in Zweifel gezogen wurde, schlägt die Kirchenleitung der Synode vor, einen 
Feststellungsbeschluß zu fassen, der größtmögliche Klarheit schaffen soll. 

274. Durch die Erklärung der östlichen Ratsmitglieder und des Präsidiums der Synode 
der EKD vom 14. 9. 1969, daß sie ihre Tätigkeit als beendet ansehen, (vgl. 4,1) und durch 
die Feststellung des EKD-Rates West vom 26. 9. 1969 ist klargestellt, daß die Berlin-Bran- 
denburger Kirche im Bereich der Regionalsynode Ost dem Bund der Evangelischen Kirchen 
in der DDR und nicht mehr der EKD angehört. Die Regionalsynode West ist dem Bund 
nicht beigetreten, gehört ihm also auch nicht an. Auch hierfür wäre ein Feststellungsbe- 
schluß der Synode wünschenswert. 

275. Für den Fall, daß eine Vakanz des Bischofsamtes eintritt, muß an eine Neuformu- 
lierung des Bischofswahlgesetzes gedacht werden. Die Kirchenleitung bittet die Synode, den 
Auftrag hierfür zu erteilen. 

276. Alle diese Fragen könnten mit Ruhe und Sachlichkeit bedacht und abgehandelt 
werden, wenn nicht eine unerfreuliche Zeitungspolemik gegen unsere Westberliner Brü- 
der und besonders gegen unseren Bruder Bischof D. Scharf die Atmosphäre vergiftete, 
gegen denselben Bischof D. Scharf, gegen den auf der anderen Seite der Grenze eine ganz 
anders orientierte Presse haßerfüllte Artikel richtet. Wir sind zu staatsbürgerlicher Loyali- 
tät ernsthaft bereit. Wir sind aber nicht bereit, auf Stimmen zu hören, die uns zumuten, 
die brüderliche Gemeinschaft, die der Ausdruck der tiefen Verbundenheit im Heiligen 
Geist ist, infrage zu stellen. Hier ist eine Grenze erreicht, die wir nicht zu überschreiten 
gedenken. 


Damit zeichneten sich Beschlüsse zur allmählichen Lockerung der verfassungs- 
rechtlichen und sonstigen kirchenrechtlich-organisatorischen Bindungen zwischen 
den beiden Regionen ab, ohne daß der Grundsatz der besonderen Gemeinschaft 
preisgegeben werden sollte. Es ist auch zu bedenken, daß es zu allem der ÖOst- 
region um die eigene Rechtskontinuität zu tun sein mußte, die zu behutsamen 
Schritten nötigte. 

Die Regionalsynode Ost faßte am 10. März 1970 folgende Entschließung: 


ENTSCHLIESSUNG ZUR SELBSTÄNDIGKEIT 
BEI DER ÄNDERUNG DER GRUNDORDNUNG 


Die regionale Synode der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg hat unter Beachtung 
des Artikels 131 Absatz 3 der Grundordnung beschlossen: 

1. Die beiden regionalen Synoden geben einander frei, die Grundordnung für ihren Be- 
reich zu ändern, sofern solche Änderungen dem Vorspruch der Grundordnung von Schrift 
und Bekenntnis und den Grundsätzen über Amt und Gemeinde nicht widersprechen. 

2. Dieser Beschluß tritt in Kraft, sobald beide regionale Synoden ihm zugestimmt haben. 
Gleichzeitig treten entgegenstehende Bestimmungen außer Kraft. 


Der damit beschlossenen Möglichkeit, nach Maßgabe dieser Entschließung die 
Grundordnung der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg durch die Re- 
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gionalen Synoden zu ändern, stimmte die Regionale Synode (West) durch fol- 
gendes Kirchengesetz zu: 


KIRCHENGESETZ ÜBER DIE ÄNDERUNG 
DER GRUNDORDNUNG DURCH DIE REGIONALEN SYNODEN 


Vom 20. Juni 1970 


Die Regionale Synode in Berlin (West) hat unter Beachtung des Artikels 131 Abs. 3 der 
Grundordnung das folgende Kirchengesetz beschlossen: 


81 
Die beiden regionalen Synoden geben einander frei, die Grundordnung für ihren Bereich 
zu ändern, sofern solche Änderungen dem Vorspruch der Grundordnung von Schrift und 
Bekenntnis und den Grundsätzen über Amt und Gemeinde nicht widersprechen. 


2 
Dieses Gesetz tritt am 21. Juni 1970 in Kraft. Gleichzeitig treten entgegenstehende Be- 
stimmungen außer Kraft. 


Damit war vor allem $7 der Notverordnung über einstweilige regionale Syno- 
den vom 18. Juni 1959, mit der die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg 
in den letzten Jahren ihre verfassungsrechtliche Einheit aufrechterhalten hatte, 
außer Kraft getreten: 


87 

(1) Weitere von einer regionalen Synode beschlossene Änderungen der Grundordnung 
treten erst in Kraft, nachdem die anderen regionalen Synoden dieser Änderung zugestimmt 
haben. 

(2) Von einer regionalen Kirchenleitung gemäß Artikel 132 Abs. 3 Satz 3 der Grundord- 
nung erlassene Notverordnungen bedürfen zu ihrem Inkrafttreten der Zustimmung der übri- 
gen regionalen Kirchenleitungen. 

(3) Eine Änderung des Vorspruchs der Grundordnung über Schrift und Bekenntnis und 
der Grundsätze über Amt und Gemeinde bleibt in jedem Falle der Beschlußfassung einer 
gemeinsam tagenden Provinzialsynode vorbehalten. 


Die Regionalsynode (West) fügte dem Kirchengesetz noch folgenden Beschluß 
vom 20. Juni 1970 hinzu: 


BESCHLUSS DER REGIONALSYNODE WEST 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN BERLIN-BRANDENBURG VOM 20. JUNI 1970 


Gemäß dem Vorspruch von Schrift und Bekenntnis der Grundordnung unserer Kirche steht 
die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg in der Einheit der einen, heiligen, allgemei- 
nen christlichen Kirche, die überall da ist, wo das Wort Gottes lauter verkündigt wird und die 
Sakramente recht verwaltet werden. 

Sie nimmt in ihren beiden Regionalsynoden die besondere Gemeinschaft der Berlin-brän- 
denburgischen Kirche in partnerschaftlicher Freiheit wahr und bleibt als Kirche in Berlin- 
Brandenburg erhalten. 

Die Synode sieht — übereinstimmend mit der Regionalsynode (Ost) — in dem „Kirchen- 
gesetz über die Anderung der Grundordnung durch die Regionalen Synoden“ eine Erleich- 
terung der Arbeit beider Synoden. 


258 


Für die Regionalsynode (Ost) ergeben sich aus diesem wichtigen Schritt offen- 
bar für die nähere Zukunft noch weitere Schlußfolgerungen. In mehreren Be: 
schlüssen suchte sie den Status des Ostbereiches der Kirche von Berlin-Branden- 
burg zu klären und weitere Schritte in die Wege zu leiten. 


BESCHLÜSSE DER REGIONALSYNODE OST 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN BERLIN-BRANDENBURG VOM 10. MÄRZ 1970 


Beschluß zur Überprüfung der Grundordnung und des Bischofswahlgesetzes 


Die Synode beauftragt den Theologischen, den Ordnungs-, den Öffentlichkeitsausschuß und 
den Ausschuß zur Erneuerung des Dienstes der Kirche, je zwei Vertreter zur Bildung einer 
besonderen Arbeitsgruppe zu entsenden. Diese Arbeitsgruppe soll in engem Kontakt mit der 
Kirchenleitung die Grundlinien der Grundordnung und die Notverordnung über einstweilige 
regionale Synoden überprüfen und Vorlagen über Zeugnis und Ordnung der Kirche für ihren 
weiteren Weg erarbeiten, ohne darüber die Gemeinschaft des Glaubens und Bekennens, wie sie 
im Vorspruch der Grundordnung niedergelegt ist, aufzugeben. 

Im Zusammenhang damit hat diese Arbeitsgruppe den Auftrag, vordringlich die Frage der 
Gestalt und Wahrnehmung des bischöflichen Dienstes neu zu überdenken und eine Änderung 
der einschlägigen Bestimmungen der Grundordnung und des Bischofswahlgesetzes beschluß- 
reif vorzubereiten. Die Ergebnisse sind bis spätestens zur letzten Synodaltagung der laufen- 
den Legislaturperiode vorzulegen. 

Die Federführung dieser Arbeitsgruppe wird dem Ständigen Ordnungsausschuß übertragen. 


Erklärung über das Verhältnis zum DDR-Kirchenbund und zur EKD 


Die Synode stellt fest: 

1. Durch ihren Beschluß vom 4. Mai 1969 über die Ordnung des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR gehört die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg ausschließlich 
mit dem von der Synode vertretenen Bereich diesem Bund gliedschaftlich an. 

2. Durch die vor derSynode desBundesam 15.9.1969 abgegebenenErklärungen der Organe 
der EKD haben diese ihre Funktionen und ihre Tätigkeit eingestellt. Damit ist die Zuständigkeit 
von Organen derEKD auch für die von dieserSynode vertretenenRegion der Evangelischen Kirche 
in Berlin-Brandenburg erloschen und ihreMitgliedschaft in derEKD gegenstandslosgeworden. Da- 
durch entfallen die Beziehungen zurEKD. An ihre Stelle treten die neuen Beziehungen, die durch 
den Beitritt zum Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR geregelt werden. Ihnen ent- 
sprechend ist das kirchliche Recht da, wo der Begriff EKD gebraucht wird, inhaltlich neu 
zu verstehen. Entsprechende Arbeitsaufträge zu seiner Neufassung sind erteilt. 


Erklärung zum Status des Ostbereiches der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg 


Die Synode bekräftigt die Aussagen der Kirchenleitung in ihrem Bericht vor der Synodal- 
tagung im Mai 1969 zum Verhältnis der beiden Regionalbereiche der Evangelischen Kirche 
in Berlin-Brandenburg. Sie stellt ausdrücklich fest: 

Die Organe beider Bereiche der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg sind je in 
ihren Regionen bestellt worden und üben ihre Verantwortung je für ihren Raum selbstän- 
dig und unabhängig aus. Das gilt für die Synode, die Kirchenleitung, das Moderamen, das 
Konsistorium und auch für die Funktionen des bischöflichen Amtes. 

Die Organe unserer Region sind Weisungen von Organen der anderen Region nicht unter- 
worfen. Unsere Region kann neue Rechtsordnungen für ihren Bereich schaffen. 

Diese Selbständigkeit unserer Region besteht nicht nur tatsächlich, sondern ist auch de 
jure durch die Regionalordnung unserer Kirche gewährleistet, so daß unsere Region von 
dem mit einer Abhängigkeit von der anderen Region begründeten Vorwurf der Illegalität 
nicht getroffen wird. 
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Beschluß: Dank an Schönherr 


Synode dankt ihrem Verwalter des Bischofsamtes, Herrn Bischof D. Schönherr, für seinen 
Dienst und für die erneute Übernahme der bischöflichen Funktionen in der Mitte der Le- 
gislaturperiode. 

Sie. weiß, unter welchen Belastungen er seine verantwortungsvolle Aufgabe wahrzuneh- 
men hat, und versichert ihn ihrer brüderlichen Verbundenheit in Mithilfe und Fürbitte. 


Beschluß: Dank an Scharf 


Synode bittet den Präses, die Brüder und Schwestern im anderen Teil der Kirche im Na- 
men der Synode zu grüßen und unserem Bruder Bischof D. Scharf für sein Verständnis 
für die uns auf dieser Synodaltagung bewegenden Fragen zu danken. 


Vorstehend sind die hierher gehörenden Texte der vom 18. bis 21. Juni 1970 

in Berlin-Spandau tagenden Regionalsynode West der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Brandenburg des Zusammenhangs wegen schon vorweggenommen worden. _ 
Bischof Scharf hatte zu Beginn dieser Synodaltagung in seinem Rechenschafts- 
bericht noch einmal eingehend zur kirchlichen Ost-West-Gemeinschaft Stellung 
genommen. Dabei wird deutlich, daß er einigen Beschlüssen der EKD-Synode 

in Stuttgart vom Mai 1970, etlichen Begründungen und Formulierungen nicht 
ohne Vorbehalte gegenübersteht. 


REGIONALSYNODE WEST 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN BERLIN-BRANDENBURG 


Vom 18. bis 21. Juni 1970 in Berlin-Spandau 
Aus dem von Bischof D. Kurt Scharf erstatteten Rechenschaftsbericht 


... Ich möchte — im Bericht der Kirchenleitung — versuchen, die uns gestellte Frage in den 
Zusammenhang der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Ökumene zu rücken und 
sie dadurch von einigen sachfernen Zuordnungen zu befreien. Es kommt alles darauf an, 
daß wir die Diskussion zur Frage der Einheit der Kirche beim Thema halten. Das Thema 
heißt Kirchenbund und Evangelische: Kirche in Deutschland. Dazu gehört die besondere 
Kirchengemeinschaft innerhalb der ganzen evangelischen Christenheit in Deutschland. Da- 
zu gehört auch die Frage der Gemeinsamkeit des Dienstes und der Verkündigung, nachdem 
bisherige Formen der Organisation nicht mehr praktiziert werden konnten. Dies kirchliche 
Thema ist für mein Empfinden seit 1968 in einer unglücklichen Weise durch Tendenzen 
ganz anderer Art beeinflußt worden, Tendenzen anderer kirchlicher und vor allem nicht- 
kirchlicher Thematik. Die, die diese anderen Tendenzen vertraten und zu vertreten haben, 
meinten und meinen offenbar, ihre Anliegen könnten von der Entscheidung in dieser Fra- 
ge beeinträchtigt werden. Wie stark eine solche Verfremdung des Problems geschehen ist 
und geschieht, ist mir auf der Tagung der Synode der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land im vergangenen Monat in Stuttgart deutlich geworden. 

Eine dieser Tendenzen ist die Rücksicht auf die deutsche Ostpolitik. Ich halte die Grund- 
sätze der neuen deutschen Ost-Politik, die, bereits früher verkündet, von der jetzigen Bun- 
desregierung energisch praktiziert werden, schon für eine Angelegenheit, die die Kirche an- 
geht. Um der Glieder der Kirche und der Menschen in beiden deutschen Staaten willen 
können uns die Grundsätze dieser Politik nicht gleichgültig sein. Der Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland hat sie deshalb auf seiner April-Sitzung in Bonn mit dem Herrn Bun- 
despräsidenten, dem Herrn Bundeskanzler und einigen seiner Minister, vor allem mit den 
Bundesvorständen aller drei Fraktionen, eingehend erörtert. Die Synode der Evangelischen 
Kirche der Union hat aus dem gleichen Grunde in ihrem Wort zum politischen Auftrag der 
Kirche die Ostpolitik ausdrücklich genannt. Aber aus einer Option für eine bestimmte Kon- 
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zeption und Methode in der Deutschland- und Ost-Politik ergeben sich nicht zwangsläufig 
Konsequenzen für eine zu bewahrende oder preiszugebende übergreifende gemeinsame 
Organisation einer Landeskirche oder Kirchengemeinschaft im innerdeutschen Bereich! Wer 
im politischen Feld für eine völkerrechtliche Anerkennung der Deutschen Demokratischen 
Republik eintritt, braucht deswegen ganz und gar nicht eine Spaltung der Kirche und eine 

je eigene, voneinander geschiedene rechtliche Gestalt der Kirchen zu fordern. Die Leitun- 
gen der Kirchen hüben und drüben sind sich nie als die Repräsentanten antagonistischer 
Ordnungen gegenübergetreten. Der Anspruch der sogenannten Hallstein-Doktrin kann auf 
das Verhältnis der Kirchen Deutschlands zueinander schlechterdings nicht angewendet wer- 
den. Wir verdanken einander viel, aber wir haben nie den andern Bereich mitzuvertreten 
versucht, weder vor unserm eigenen Volk noch in der Ökumene oder vor der Weltöffent- 
lichkeit. Wir haben uns nicht gegenseitig bevormundet, sondern wir haben uns zueinander 
bekannt. Wir stehen füreinander ein — geistlich und kirchlich —, das aber heißt nicht, daß 
der eine Rechte über den andern ausüben will oder gar ausgeübt hätte. Ebenso sachfern 

wie die Verdächtigung, einer kirchlichen Hallstein-Doktrin verfallen zu sein, ist eine entge- 
gengesetzte Argumentation, die die regionale Gliederung unserer Kirche ablehnt oder zurück- 
bilden will, weil dadurch der Eindruck entstehen könnte, wir gäben staatlichen Forderungen 
im andern Teil unseres Kirchengebietes nach. Eine sachgerechte kirchliche Entscheidung 
muß sich auch freihalten von Trotzreaktionen gegenüber dem Staat. 

Und schließlich darf ein die Entscheidung beeinflussendes Motiv für die Stellungnahme 
in dieser Frage auch nicht der Wunsch sein, nach erfolgter Spaltung Strukturreformen im 
eigenen kirchlichen Bereich ungehemmter durchführen zu können. Wir wollen uns freige- 
ben, sekundäre Formen der Organisation unterschiedlich zu regeln — der Art nach und im 
Tempo der Entwicklung. Aber wo wir eines Sinnes sind, wollen und sollen wir auch mit- 
einander ein Leib bleiben. Das schreibt das Neue Testament uns vor. Die notwendigen Än- 
derungen in der Struktur der Ämter und Dienste in unserer Kirche wie im Gemeindeauf- 
bau und der synodalen Ordnung können wir, wenn wir der Vorlage des Ordnungsausschus- 
ses zustimmen, vornehmen, ohne uns gegenseitig zu hindern. Die Kirchen- und etwa die 
Ausbildungsreform werden im Beieinanderbleiben und durch Austausch der Erfahrungen nicht 
aufgehalten; im Gegenteil, sie werden vielseitiger und tiefgreifender werden. Im Blick auf 
den andern Teil werden wir Notwendigkeit und Gefahren der Reformvorschläge klarer er- 
kennen und umsichtiger zu prüfen vermögen. Die Grenze der Freiheit liegt nach dem Be- 
schluß der Regionalsynode Ost unserer Kirche in den Grundartikeln unserer gemeinsamen 
kirchlichen Verfassung. Vorspruch und Grundsätze über Amt und Gemeinde können nicht 
von einem Teil allein geändert werden. Änderungen an den übrigen Artikeln der Grund- 
ordnung dürfen isoliert vorgenommen werden, soweit die beabsichtigten Änderungen dem 
Vorspruch und den Grundsätzen über Amt und Gemeinde nicht widersprechen. Das Feld 
für Reformen ist damit weit gesteckt. Auch um der Reformen und der Experimente von 
Reformen willen braucht niemand in der Synode die Loslösung vom andern Teil zu be- 
treiben. — Im übrigen zielen die Reformbestrebungen in beiden Teilen in auffallender 
Weise in die gleiche Richtung. 

Doch kirchliche Einheit gründet nicht in der Abwehr von Argumenten und Motiven, die 
das damit gestellte Problem überfremden könnten, sondern sie gründet in Jesus Christus 
selbst, in dem Glauben an ihn, in Erkenntnis, Willen und Fähigkeit, ihm gemeinsam mit 
anderen Christen gleichen Bekennens gehorsam zu sein. Können wir die institutionelle 
Gestalt der Kirche über Grenzen hinweg festhalten, so sind wir dadurch besser geeignet, 
dem Frieden zwischen den Staaten und der Versöhnung zwischen den Menschen zu die- 
nen. Wir sind dann vor allem besser in der Lage, gemeinsam Dritten, die unsere Hilfe 
brauchen, aufeinander abgestimmte Hilfsaktionen zuzuwenden. Aus solcher Einsicht schlie- 
ßen sich Kirchen gleicher Sprachgruppen und verwandter Kulturen in allen Teilen der 
Welt zu Kirchengemeinschaften zusammen. Bei dem Vertrag, den wir von der Leitung 
der Goßner Mission mit dem Staat von Sambia über ein umfangreiches Entwicklungs- 
projekt kürzlich in West-Berlin abgeschlossen haben, hat Staatspräsident Kaunda sehr 
eindrucksvoll davon gesprochen, daß er zu einer Kirche gehöre, die über fünf Staatsgren- 
zen hinwegreiche, dabei über eine so empfindliche Grenze wie die nach Süd-Rhodesien, 
Eine Kirche dieser Art vermag für die werdende Gemeinschaft unter den Menschen durch 
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ihr Zeugnis in Wort und Dienst, ja schon allein durch ihre Existenz, durch „das Bild ihres 
Daseins“, mehr zu leisten als selbst nationale Christenräte in großen Ländern, 

Auf der Synodaltagung der EKD ist nach meinem Urteil diesem Umstand in den Be- 
schlüssen der Synode zur Rechtsgestalt nicht eindeutig genug Rechnung getragen worden, 
Synode und Rat der EKU haben sich dagegen hier in einer großartigen Unbefangenheit 
zu ihrer Vergangenheit, zu den Thesen 3 und 4 der Theologischen Erklärung der ersten 
Bekenntnissynode von Barmen 1934, die in den Grundartikeln der EKU zitiert wird, 
und zum Auftrag christlicher Kirche in der gegenwärtigen Stunde der Ökumene gestellt 
und bekannt. Die EKU hat ihre Gemeinschaft neu proklamiert und — praktiziert. Zu 
beiden Synodaltagungen, der der EKD und der der EKU, wird noch im Zusammenhang 
mit bestimmten Vorlagen unserer Synode Näheres zu sagen sein ... 

Die Berlin-Brandenburgische Kirche ist — durch ihre beiden Regionalsynoden — im Ost- 
teil dem Kirchenbund der DDR, im Westteil der EKD zugeordnet, der EKD, die den Be- 
reich ihrer Befugnisse und Aufgaben auf die Bundesrepublik und West-Berlin eingeschränkt 
hat. Die Berlin-Brandenburgische Kirche ist Gliedkirche der Evangelischen Kirche der 
Union, die nach den übereinstimmenden Beschlüssen ihrer Synode in Magdeburg und 
Berlin-Spandau erhalten bleibt. Unserer Kirchenprovinz ist damit eine wichtige Funktion 
zugefallen im Blick auf Realisierung und Praktizierung des Artikels 4,4 der Satzung des 
Kirchenbundes, des Artikels aus dem östlich-kirchlichen Verfassungsrecht, der durch Be- 
schluß der Stuttgarter Synode der EKD auch für die EKD im Westgebiet gilt. Und unsere 
Kirchenprovinz ist der Testfall für die EKU. Die Kirche in Berlin-Brandenburg nimmt in 
ihren beiden Regionalsynoden die besondere Gemeinschaft der Berlin-Brandenburgischen 
Kirche in partnerschaftlicher Freiheit wahr und bleibt als Kirche in Berlin-Brandenburg 
erhalten. Sie ist aneinander gebunden durch Geschichte und Bekenntnis, durch eine be- 
sondere Ausprägung der Union seit 1608, auch durch besondere Gemeindeordnungen, 
die sich seit ungefähr der gleichen Zeit in der Frömmigkeitsgeschichte der folgenden Jahr- 
hunderte entwickelt haben. Auch das eigentümliche Verhältnis der Weltstadt zu ihrer länd- 
lichen Umgebung hat den Charakter unserer Landeskirche spezifisch geprägt. In der poli- 
tisch geteilten Stadt hat sie eine neue ökumenische Bedeutung gewonnen, 


Abschließend zu diesem Kapitel bringen wir drei kommentierende Stimmen 

zur Situation der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg nach der Tagung 
der Regionalsynode Ost vom März 1970. Das erste Stück ist ein Interview der 
„Neuen Zeit‘ mit Prof. Dr. Hanfried Müller, Mitglied der Synode von Berlin- 
Brandenburg und der EKU-Synode. Prof. Müller ist den sogenannten fortschritt- 
lichen Theologen zuzurechnen und versteht sich als Sprecher des ‚‚Weißenseer 
Arbeitskreises‘ (im folgenden mit WAK abgekürzt). 


ENTSCHEIDUNGEN, DIE VORWÄRTS WEISEN 


Zu den Ergebnissen der Synodaltagung de? Berlin-Brandenburger Kirche — 
Professor Dr. Hanfried Müller, Theologische Fakultät der Berliner Humboldt-Universität, 
in einem Interview mit der ‚Neuen Zeit“ 
(„Neue Zeit“ Nr. 62 vom 14. März 1970, S. 5) 


Die jüngste Berlin-Brandenburger Synode endete mit Beschlüssen, die auf eine umfassende 
organisatorische Trennung von der Westberliner Kirche abzielen. Sie haben, Herr Profes- 
sor, in Ihrer ersten grundsätzlichen Synodalrede auf die Forderungen des Weißenseer Ar- 
beitskreises hingewiesen, mit denen Sie sich identifizieren. Sind Sie vom Ergebnis der Sy- 
node befriedigt? 

Die Beschlüsse der Synode bezeichnen eine Vorwärtsbewegung und Auffangbewegung. 
Sie sind nicht widerspruchsfrei. Darum ist Ihre Frage nicht ohne Einschränkung zu beja- 
hen. Aber ich will Positives hervorheben. Zunächst: Wir haben mit Vertretern des kirch- 
lichen Jugendkonventes und für sie erreicht, daß auf einen Synodalbeschluß hin die Kir- 
chenleitung zwei von ihnen in die Synode beruft. Und eben diese jungen Christen sind 
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mit uns gemeinsam für die Selbständigkeit und Neuordnung der Berlin-Brandenburgischen 
Kirche in der DDR eingetreten. Die Studentengemeinde hat sich mit dem gleichen Ziel 
an die Synode gewandt. Das ist im Blick auf die Zukunft sehr erfreulich, 


Bewußtseinsänderung 


Hier ist offenbar jener ‚Prozeß aufgeschlossener Bewußtseinsänderung“ in Gang gekom- 
men, der im Beschluß des WAK als Bedingung einer grundsätzlichen Neuordnung genannt 
worden war? 

Ja. Messen wir einmal die Hauptbeschlüsse der Synode an der vom WAK beschriebenen 
Aufgabe, diesen Prozeß der Bewußtseinsänderung einzuleiten und energisch vorwärtszutrei- 
ben: 1. Die Entlassung der Westberliner Kirche in ihre Selbständigkeit ist, etwas zögernd 
und träge, aber doch in Gang gekommen. 2. Die Regionalordnung ist zwar noch nicht 
förmlich aufgehoben, jedoch restlos durchlöchert worden. 3. Was die Bezugnahme auf die 
EKiD in der vorläufig noch gültigen Grundordnung betrifft, so ist eben nicht nur festge- 
stellt worden, hier sei das kirchliche Recht „neu zu verstehen“, sondern wir haben er- 
reicht, daß die Synode beschloß: „Entsprechende Arbeitsaufträge zu seiner (des kirch- 
lichen Rechts) Neufassung sind erteilt“, 

Damit ist dem Rechnung getragen worden, was Sie vor dem Plenum mit dem assozia- 
tionsreichen Wort „nicht interpretieren, sondern verändern“ gefordert haben. Wird diese 
Veränderung auch den Vorspruch der Grundordnung betreffen? 

Sie meinen den Bezug auf die EKiD in Ziffer 8. Nun, die Synode hat das noch nicht 
beschlossen, aber die kirchengeschichtliche Entwicklung wird schnell dahin führen. Denn 
beschlossen ist jedenfalls, „die Grundlinien der Grundordnung‘“‘ (also doch auch ihre Prä- 
ambeln) „und die Notverordnung über einstweilige regionale Synoden“ zu „überprüfen“. 
Und ein Sprecher aus dem Weißenseer Arbeitskreis, Superintendent Karpinski, hat die Sy- 
node, ganz sicher mit Recht, darauf hingewiesen, daß sie schon in Kürze die Regional- 
ordnung gänzlich aufheben werde, so wie bisher alle unsere kirchenpolitischen Ratschlä- 
ge — freilich zum Schaden der Kirche verspätet — befolgt worden seien. 

Inwiefern hat diese Phasenverschiebung Ihrer Meinung nach der Kirche geschadet? 

Sie hat ihren eigentlichen Auftrag dadurch immer wieder verfehlt, daß sie sich mit der 
Bewältigung ihrer Vergangenheit beschäftigen mußte; und das mußte sie deshalb immer 
wieder, weil sie zu spät erkannte, was sie einige Jahre zuvor hätte tun müssen. Man kann 
nicht gut glaubwürdig von der Freiheit eines Christenmenschen reden, wenn es an der 
einfachen menschlichen Freiheit mangelt, als Subjekt der Geschichte die Geschichte selbst 
mitzubestimmen,. So ist immer wieder von „Annahme der Situation“ die Rede, wo man 
es versäumt hat, zur gegebenen Zeit seinen Auftrag zu erfüllen und seine Aufgabe zu er- 
ledigen. Wenn die Kirche sich allein auf ihren Auftrag orientiert, ist sie nämlich im guten 
Sinne immer freie Mitgestalterin ihrer Situation und nicht in der Zwangslage, sich ihr 
post festum anpassen zu müssen. 


itte? 
Dafür gibt es viele Beispiele ... Ganze oder halbe Schritte: 

Etwa, daß man klarer und freier von der zusammengebrochenen EKiD losgekommen 
wäre, wenn man sich die vielfachen „Bekenntnisse zur Einheit‘ statt zum Heiligen Geiste 
erspart und wenigstens die fatale Erklärung von Fürstenwalde 1967 schleunigst widerru- 
fen hätte. Oder zum Beispiel, daß man das Evangelium besser ausgerichtet hätte, wenn 
man den Militärseelsorgevertrag 1957 gar nicht mitbeschlossen — und wenn man ihn we- 
nigstens ein Jahr später bei der damals erfolgten „Entlassung aus der Mitverantwortung“ 
offen und ehrlich bereut hätte, statt sich kommentarlos aus dieser Mitschuld hinauszu- 
schleichen, Und ich meine, auch die Entscheidung der jüngsten Synode wäre verheißungs- 
voller, wenn mit der organisatorischen Änderung und dem Beginn eines Umdenkens zu- 
gleich das klare Eingeständnis lauter geworden wäre, daß diese Beschlüsse längst fällig 

Rückt dieses Versäumnis die Beschlüsse ins Zwielicht „halber Schritte‘, vor denen Sie 
zu Beginn der Synodaltagung warnten? 

Von meiner Konzeption her ist der getane Schritt ein ganzer Schritt auf dem Wege zu 
einer selbständigen Berlin-Brandenburgischen Landeskirche in der DDR, die zugleich mit 


263 


einer evangelischen Neuordnung ihrer großen und schönen Aufgabe entgegengeht, in ei- 
ner der Kirche ganz neuen Gesellschaft unverfälscht das Evangelium zu bezeugen. Aber 
ich frage mich, ob dieser Schritt für diejenigen, denen wir ihn erst abringen mußten, ei- 
gentlich etwas anderes sein kann als ein halber Schritt, ein konzeptionsloses in die Zu- 

kunft Hineinstolpern. 

Hier muß also jener Prozeß der Bewußtseinsänderung nachvollzogen werden, wie er sich 
etwa im Auftreten der jungen Christen vor der Synode artikulierte? 

In der Tat. Unsere Kirchen stehen vor der Aufgabe einer Reformation. Reformation um- 
faßt auch die Ordnung, denn auch durch ihre Ordnung — wie durch ihre Botschaft — be- 
zeugt die Kirche ihren Herrn, Die Aufgabe solcher reformatorischen Neuordnung ist nach 
der Synode erst recht gestellt. Ich habe den Eindruck, daß das zunehmend gesehen wird. 
Das ist gut. Aber ich habe zugleich den Eindruck, daß diese Aufgabe noch zu sehr als 
Last verstanden wird und nicht als verlockendes Angebot. Gerade das aber ist sie. Es 
kommt alles auf die Freiheit an, hier und heute aus dem Ja zum Evangelium zu leben — 
und nicht in den Fesseln überholter Ordnungen sich zu verhalten, als stünde man in lau- 
ter Konflikten und unter einem ständigen ‚‚Müssen“, 


Eher frag- als ehrwürdig 


Die Kirche braucht sich ja nun wirklich um sich selbst zuletzt zu sorgen, wenn sie sich 
auf das Evangelium verläßt. Mir ist da doch zuviel Resignation, Skeptizismus, und zu we- 
nig Glaubenszuversicht — und deshalb ist man viel zu kleinlich und beharrlich mit der 
vergehenden eigenen Ordnung befaßt. Würde man sich offener der Aufgabe zuwenden, in 
den ganz neuen Verhältnissen, in denen die Menschen in unserer Gesellschaft leben und 
sich ändern, ganz neu das Evangelium zu sagen, dann würde man sich geradezu nach einer 
neuen Ordnung unserer Kirche sehnen und nicht die dumme, und, was schlimmer ist in 
der Kirche, die geistlose Frage stellen: Dürfen wir uns denn trennen von der „ehrwürdig“ 
überlieferten Ordnung? 

Nun — die Trennung von einer Ordnung, deren „‚Ehrwürdigkeit‘‘ wohl eher als Fragwür- 
digkeit zu bezeichnen wäre, vollzieht sich jetzt — jedenfalls in der Kirche Berlin-Bran- 
denburg. Ist dies auch hinsichtlich der spezifischen Problematik zu erwarten, vor die sich 
die Evangelische Kirche der Union gestellt sieht? 

Ich hoffe sehr. Ich bin ganz bewußt Theologe der evangelischen Union. Die großen 
theologischen Traditionen der evangelischen Union reichen von Schleiermacher bis zu 
Bonhoeffer, Niemöller und Iwand. Wo der Kirchenkampf zu antifaschistischem Kampf 
wurde, geschah es auf dem Boden der evangelischen Union oder unter ihren Einfluß. Ich 
habe größte Sorge, daß Leitungskräfte der EKU dieses Erbe verraten könnten, indem sie 
uns die Alternative aufzuzwingen versuchen: „‚gesamtdeutsche‘‘ Union oder gar keine 
Union, Es wird darauf ankommen, gegen solche Tendenzen eine völlig selbständige Evan- 
gelische Kirche der Union in der DDR zu konstituieren, Das wird der ökumenischen 
Aufgabe gerade der Union zu einer nicht relativistischen, sondern verbindlichen Zusam- 
menführung der evangelischen Konfessionen in gemeinsamem Bekennen dienlich sein, 
Das kann auch die im Blick auf viele ihrer Gemeinden, Pfarrer und Theologen verhältnis- 
mäßig progtessiven Unionskirchen in Westdeutschland nur gegen die uniformierende Re- 
stauration der westdeutschen EKiD stärken. 

Dies wäre vermutlich eine Konkretion für die bekannte Formel von der geistlichen Ge- 
meinschaft bei organisatorischer Trennung? 

Diese Alternative umfaßt ja nicht alles. Selbstverständlich hat es neben der Notwendig- 
keit, um des Auftrages willen Territorialkirchen auch entsprechend neuen territorialen 
Grenzen zu ordnen, immer auch eine viel gravierendere, nämlich geistliche Grenze durch 
die deutsche evangelische Kirche gegeben. 


Die richtige Konkretion 


Sie verlief nicht nur zwischen Bekennender Kirche und „Deutschen Christen‘, sondern 
nach 1945 weiter zwischen denen, die wie Dibelius die Restauration und jenen, die wie 
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Mochalski und andere die Reformation wollten, Gerade der Wille zur Reformation hat uns 
nicht in der Negation, sondern in der Anerkennung der neuen Staatsgrenzen über sie hin- 
weg verbunden, Wir respektieren gegenseitig die völkerrechtliche Souveränität unserer 
Staaten — auch für unsere Kirchenordnungen — und treten je an unserem Platz gegen 
Krieg und Imperialismus, für Frieden und Fortschritt ein, Mit dieser Übereinstimmung 
finden wir uns in der einen Kirche Jesu Christi. So bewährt sich unsere Glaubenseinheit 
auch kirchlich und politisch. Das ist die richtige Konkretion geistlicher Einheit. 


Seitens politischer Kreise in der DDR beurteilte man die Beschlüsse der Re- 
gionalsynode Ost im ganzen positiver, als man erwartet hätte. 


ERSTE SCHRITTE DER KLÄRUNG 


Beschlüsse der Synode der Berlin-Brandenburger Kirche 
(„Neue Zeit“ Nr. 60 vom 12. März 1970, S. 1/2) 


(NZ). Zum Abschluß ihrer am Dienstagabend beendeten Tagung hat die Berlin-Brandenbur- 
ger Synode mehrere Beschlüsse gefaßt, die faktisch auf eine umfassende organisatorische 
Trennung von der Westberliner Kirche zielen, 

Die Abstimmungsergebnisse zeigten, daß die große Mehrheit der Synodalen nicht bereit 
war, einer verschwindenden Minderheit zu folgen, deren Sprecher die Beibehaltung einer 
organisatorischen „‚Einheit‘‘ mit der Westberliner Kirche propagierten und den Westberliner 
Bischof Scharf als „ihren Bischof“ bezeichneten, 

In einer Erklärung wird hervorgehoben, daß die frühere „Mitgliedschaft in der EKD 
gegenstandslos geworden“ sei. „Dadurch entfallen die Beziehungen zur EKD. An ihre 
Stelle treten die neuen Beziehungen, die durch den Beitritt zum Bund der ‚Evangelischen 
Kirchen in der DDR geregelt werden.“ Ihnen entsprechend seien hinsichtlich des kirchli- 
chen Rechtes überall da, wo der Begriff „EKD“ gebraucht werde, bereits ‚entsprechende 
Arbeitsaufträge zu seiner Neufassung erteilt“. 

Zum Status der Berlin-Brandenburger Kirche gegenüber der Westberliner Kirche wird 
festgestellt, daß sie die Verantwortung für ihren Raum „selbständig und unabhängig‘ aus- 
übe, Das gelte „für die Synode, die Kirchenleitung, das Moderamen, das Konsistorium 
und auch für die Funktionen des bischöflichen Amtes“, Die Organe der Berlin-Branden- 
burger Kirche seien Weisungen von Westberliner kirchlichen Organen nicht unterworfen, 
„Unsere Region kann neue Rechtsordnungen für ihren Bereich schaffen.‘ 

Diese Feststellung wird durch eine Entschließung „Zur Selbständigkeit bei der Änderung 
der Grundordnung“ ergänzt. Ein weiterer Beschluß sieht die Bildung einer besonderen 
Arbeitsgruppe vor, die die Grundlinien der aus dem Jahre 1948 stammenden kirchlichen 
Grundordnung sowie die sogenannte Notverordnung von 1959 überprüfen und „Vorlagen 
über Zeugnis und Ordnung der Kirche für ihren weiteren Weg“ erarbeiten soll. Dabei sei 
„vordringlich die Frage der Gestalt und Wahrnehmung des bischöflichen Dienstes neu zu 
überdenken und eine Änderung der einschlägigen Bestimmungen der Grundordnung und 
des Bischofswahlgesetzes beschlußreif vorzubereiten.‘‘ Unter anhaltendem Beifall verab- 
schiedeten die Synodalen schließlich eine Erklärung, in der sie „Herrn Bischof D. Schön- 
herr“ ihren Dank „für seinen Dienst und für die erneute Übernahme der bischöflichen 
Funktionen“ aussprechen, 

Eingaben aus dem Bereich der kirchlichen Öffentlichkeit, die wie der Antrag des Kreis- 
kirchenrates von Bad Freienwalde und das Schreiben der Evangelischen Studentengemein- 
de weitergehende Maßnahmen zur Trennung von der Westberliner Kirche gefordert hatten, 
sollen nach Mitteilung des Sprechers des Grundsatz-Ausschusses in der zu bildenden Ar- 
beitsgruppe der Synode erörtert werden, 

Hinsichtlich der besonderen Problematik der immer noch „gesamtdeutsch“ strukturier- 
ten „Evangelischen Kirche der Union‘, der bekanntlich auch die Berlin-Brandenburger 
Kirche angehört, sind auf der Synode keine vorwärtsweisenden Entscheidungen getroffen 
worden, Daraus erklärt sich auch, daß zwei Theologen und zwei Laien eine Kandidatur 
für die neue EKU-Synode ablehhten. Einer von ihnen, Pfarrer Horst Kasner, stellte fest, 


265 


er könne nicht für ein Gremium der EKU kandidieren, solange deren Status noch nicht 
geklärt sei. Dabei erinnerte er an das Beispiel der lutherischen Kirchen, die bereits vor 
einem Jahr eine Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche in der DDR konstituiert hat- 
ten. Prof. Dr. Hanfried Müller griff diesen Gedanken auf, indem er die Bildung einer ge- 
sunden, arbeitsfähigen EKU in der DDR forderte. 


Beachtlich erscheint noch das Urteil eines westdeutschen Beobachters der 
kirchlichen Lage in der DDR. 


DIE WEGE TRENNEN SICH 


Nach der Regionalsynode Ost von Berlin-Brandenburg 
Von Reinhard Henkys 
(‚Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt‘‘ Nr. 12 vom 22. März 1970, S. 13) 


Vom kirchenpolitischen Herzen der Ost-CDU scheint ein Stein gerollt. Die Partei Gerald 
Göttings braucht jetzt Erfolge in ihrem Spezialgebiet. Deshalb hatte sie sich in ihrer poli- 
tisch-publizistischen Vorbereitung der Regionalsynode Ost der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Brandenburg relative Zurückhaltung auferlegt und den Forderungen der DDR an 
diese Landeskirche die sprachliche Form „zuversichtlicher Erwartungen‘ gegeben. Und 
deshalb stellte nach der Synode das Parteizentralorgan ‚‚Neue Zeit‘‘ die Ergebnisse, die 
diesen „Erwartungen“ durchaus nicht auf Punkt und Komma entsprachen, positiv akzen- 
tuiert heraus und überging mit Schweigen, was in die gewünschte Landschaft gar nicht 
passen mochte, 

„Erwartet‘‘ worden war die „klare Trennung‘ von der ‚‚West-Berliner EKD-Kirche“, 
und zwar in jeder Hinsicht: in Leitung und Synode und Verwaltung, in Organisation 
und Grundordnung und auch im Bischofsamt. Das sollte als einseitiger Akt geschehen, 
ohne daß die West-Berliner Synode dabei ein Wort mitzureden hätte. Und weiter sollte 
aus der Berlin-Brandenburgischen Grundordnung, der Kirchenverfassung, jeder Hinweis 
darauf gelöscht werden, daß diese Kirche einst an der Gründung der Evangelischen Kir- 
che in Deutschland mit beteiligt war und sich an diesen Zusammenschluß gebunden hatte. 

Zum Teil war das der Schrei nach längst Vorhandenem. Seit 1961 wird in der Berlin- 
Brandenburgischen Landeskirche eine vorsorglich schon 1959 geschaffene Regionalgesetz- 
gebung angewandt, die selbständig handelnde regionale Synode und Kirchenleitungen vor- 
sieht und in der Praxis auch zur durchgehenden Zweiteilung des Konsistoriums, der Kir- 
chenverwaltung, geführt hat. Im Rahmen der Grundordnung sind die Regionalorgane frei 
in ihren personellen und Sach-Entscheidungen einschließlich des Rechtes zu regionalen 
kirchengesetzlichen Regelungen, Der institutionalisierte und symbolisierte Zusammenhang 
der Landeskirche wurde, wenn man von der Bekenntnisgleichheit und dem übereinstim- 
menden Bestand an Verhaltens- und Organisationstradition und dem zugrunde liegenden 
Kirchenrecht einmal absieht, an drei Punkten greifbar: der gemeinsamen, eigenständiger 
regionaler Verfügung nicht unterliegenden Grundordnung; der Tatsache, daß die parallel 
konstruierten selbständigen landeskirchlichen Organe in Ost und West sich demzufolge als 
regionale Organe einer als real vorausgesetzten größeren Einheit bezeichnen; die Herausstel- 
lung eines gemeinsamen, weil 1966 gemeinsam gewählten Berlin-Brandenburgischen Bischofs. 

Dieser letztere Punkt galt der DDR von Beginn an als der anstößigste. Es nützte nichts, 
daß Bischof Scharf selber verdeutlichte, daß er im Osten seine bischöflichen Funktionen 
weder praktisch ausüben kann noch theoretisch auszuüben versucht, daß der von der öst- 
lichen Kirchenleitung bestellte Bischofsamtsverwalter — seit 1967 D. Albrecht Schönherr 
— die bischöflichen Aufgaben nicht in seinem, sondern im Auftrag der östlichen Regional- 
kirchenleitung ungeschmälert und ohne ein Unterstellungsverhältnis versieht. Das Einheits- 
symbol Scharf wurde dennoch ebenso wütend wie erfolglos bekämpft. 

Am Status Bischof Scharfs hat die Regionalsynode Ost auf ihrer Tagung vom 6. bis 10, 
März im Weißenseer Stephanusstift nicht gerührt. Sicherheitshalber hatte die Ost-Berliner 
Kirchenleitung vorgebaut: Die notwendig erscheinende kosmetische Korrektur, die Ver- 
leihung der Anrede (sprich: Titel) „Bischof‘‘ an den Amtsverwalter Schönherr nahm sie 
vorsorglich vorher selber vor. Wenn derlei aus der Synode heraus etwa beschlossen wor- 
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den wäre, hätte das als Rücknahme der sechsundsechziger Entscheidung für Scharf ge- 
deutet werden können. 

Solange Bischof Scharf im aktiven Dienst bleibt, wird an dieser Dokumentation einer 
eigentlich vorhandenen, eigentlich vorhanden sein sollenden Berlin-Brandenburgischen 
Landeskirche mit den beiden Regionen West-Berlin und Ost-Berlin-Brandenburg nichts 
geändert werden; diese Prognose sei riskiert. Sonst aber, zumal für die Zeit nach Scharf, 
der jetzt im 68. Lebensjahr steht, gibt es aus den Ergebnissen dieser Synodaltagung heraus 
keine wirklichen Ansatzpunkte dafür, die befriedigte erste Reaktion der Ost-CDU ins 
Reich der Wunschträume zu verweisen, Tatsächlich haben die gefaßten Beschlüsse insge- 
samt das Gefälle, abweichend vom bisher verfolgten Kurs den Prozeß der allmählichen 
Herausbildung zweier verschwisterter, aber auf Dauer selbständig nebeneinander leben- 
der Landeskirchen einzuleiten, 

Das soll allerdings nicht revolutionär geschehen, sondern im gegenseitigen Einverständ- 
nis. Gegenseitige „Freigabe“ heißt das Schlüsselwort, und der zentrale Beschluß in die- 
sem Zusammenhang zielt darauf, daß die beiden Regionen der Berlin-Brandenburgischen 
Landeskirche künftig einander freigeben, die Grundordnung je für ihren Teil selbständig, 
ohne gegenseitiges Mitwirkungsrecht zu verändern, sofern solche Veränderungen nicht dem 
theologischen Vorspruch der Kirchenverfassung und den diesem 1948 formulierten Doku- 
ment ebenfalls vorangestellten „Grundsätzen über Amt und Gemeinde“ widersprechen, In 
Kraft treten soll diese Regel, die den Paragraphen 7 der Regionalordnung aufhebt, der 
gerade dies verhindern sollte, sobald die West-Berliner Regionalsynode ihr ebenfalls mit 
Zweidrittelmehrheit zugestimmt hat. Sie tritt im Juni zusammen, 

Für die Freigabe in Sachen Grundordnung gibt es viele legitime kirchliche Argumente, 
Die anstehenden kirchlichen Strukturreformen in West-Berlin, die viele Grundordnungs- 
veränderungen erfordern werden, müssen in der Situation einer westlichen Großstadtkir- 
che um des adäquaten kirchlichen Dienstes willen natürlich in vielen Punkten anders aus- 
sehen als die in Ost-Berlin und vor allem im Brandenburgischen erforderlichen Anpassun- 
gen an die vom Sozialismus geschaffenen Tatsachen. Und „Freigabe“ soll eben nicht Über- 
nahme des antagonistischen Prinzips in die Kirche bedeuten, das das Verhalten der DDR 
gegenüber dem Westen bestimmt. 

Aber bei derlei Korrekturen wird es nicht bleiben, Wenn der Freigabebeschluß einmal 
in Kraft ist, erlaubt er jeder der jetzigen Regionen, nach eigener Entscheidung die Regio- 
nalordnung ganz aufzuheben und die gesamte landeskirchliche Apparatur je für sich in 
Anspruch zu nehmen und so zu verändern, daß ein Wiederherstellen der Kircheneinheit 
durch bloßes Zusammenfügen nicht mehr möglich ist, auch wenn die Mauer einmal durch- 
lässiger werden sollte. Daß dieser Weg im Osten eingeschlagen werden wird, läßt sich vor- 
hersagen. Die Regionalsynode stellte fest, daß ihr Teil der Berlin-Brandenburgischen Kir- 
che nicht mehr zur EKD gehört, Mit dem Beitritt zum DDR-Kirchenbund und dem Ende 
der EKD-Organe in der DDR sei die EKD-Mitgliedschaft gegenstandslos geworden, Über 
diese Tatsachenfeststellung hinaus aber tat sie ein übriges. Sie gab Auftrag, Grundordnung 
und Kirchengesetze, die sich auf die EKD beziehen, an den entsprechenden Stellen nicht 
nur neu zu interpretieren, sondern im Wortlaut zu verändern. Noch ein Jahr zuvor aber 
schienen sich alle Landeskirchen in der DDR einig zu sein, genau dieses eben nicht zu 
tun, um zu dokumentieren, daß man zwar aus dem Organisationszusammenhang der EKD 
ausgeschieden sei, damit aber keinen Akt der Absage an die westlichen Schwesterkirchen 
verbinde. 

Tiefgreifender als der EKD-Beschluß dürfte sich jedoch ein anderer Beschluß auswirken, 
nämlich der Auftrag an eine besondere Arbeitsgruppe, die Grundordnung einschließlich 
der Regionalordnung in ihren Grundlinien zu überprüfen und die Ergebnisse in Beschluß- 
vorlagen der Synode vorzulegen. Dabei soll die Frage des bischöflichen Dienstes vorrangig 
behandelt und die Revision von Grundordnung und Bischofswahlgesetz vor Ablauf von 
drei Jahren vorgenommen werden, Dies läßt sich nicht anders verstehen, auch wenn es in 
den Synodalverhandlungen an eindeutiger Interpretation in dieser Sache fehlte, als daß 
in Erwartung der West-Berliner Zustimmung zum Freigabebeschluß die Konsequenz der 
Umwandlung von der Region einer West-Berlin einschließenden Landeskirche in eine 
selbständige Territorialkirche vorbereitet wird. 
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In Kenntnis der Tendenzen der Ost-Berliner regionalen Kirchenleitung, die sich auf der 
Synode mit überraschend breiter Mehrheit durchgesetzt haben, hatte Bischof Scharf 
bereits Anfang Februar in West-Berlin öffentlich darauf hingewiesen, daß auch bei recht- 
licher und struktureller Auseinanderentwicklung der Berlin-Brandenburgischen Kirchen- 
regionen zu „Teilkirchen“ die bestehende Kirchengemeinschaft im eigentlichen Sinne 
unangetastet bleibe. In der Tat, Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft verbinden die 
Berlin-Brandenburgischen Gemeinden in West und Ost mehr, als die EKD-Bindung etwa 
zwischen West-Berlin und Bayern oder Ost-Berlin und Thüringen. Aber offen bleibt die 
Frage, ob und wie diese Gemeinschaft Gestalt und Leben gewinnt. Das kann sie unter 
derzeitigen Bedingungen eigentlich nur, wenn beide Seiten sich gemeinsame Aufgaben 
setzen und den Willen, solche Aufgaben partnerschaftlich zu bewältigen, auch institutio- 
nalisieren, wie es der DDR-Kirchenbund im Artikel 4 seiner Ordnung getan hat. Von einer 
solchen Institutionalisierung, die Verbindlichkeit auch für die kommende Generation ha- 
ben könnte, war auf der Ost-Berliner Regionalsynode im März nicht die Rede, 


d) Evangelische Kirche der Union { 


Die EKU steht hinsichtlich der verfassungsrechtlichen und organisatorischen 
Gemeinschaft ihrer Gliedkirchen in beiden deutschen Staaten vor denselben 
Fragen, Schwierigkeiten und politischen Nötigungen, vor denen die EKD und 
die VELKD standen und vor denen die Evangelische Kirche in Berlin-Bran- 
denburg zum Teil noch steht. Und doch befindet sich die EKU in einer gera- 

de für sie charakteristischen Situation, die man zum Verständnis der Vorgänge 
im Jahre 1970 vor Augen haben sollte. In den Organen der EKU herrscht offen- 
bar mehrheitlich die Überzeugung vor, daß die EKU ihre Aufgabe an ihren Glied- 
kirchen, am deutschen Gesamtprotestantismus sowie.je für sich an der EKD und 
dem DDR-Kirchenbund wirksam nur in der Gestalt der bisherigen Ost-West-Ge- 
meinschaft wahrnehmen kann. Die EKU hat ihr Schwergewicht, auch den Sitz 
ihrer Organe und ihrer Kirchenkanzlei, im Ostbereich. Der Austausch geistlicher 
Erfahrungen geschieht eher im Ost-West-Gefälle. Den geschichtlichen Auftrag 
der EKU ohne feste Verbindung mit den DDR-Kirchen zu erfüllen, will vielen 
im Westbereich undenkbar erscheinen. Die Ost-West-Gemeinschaft ist die Basis 
für die Fortexistenz der EKU überhaupt. Gibt man sie zur Unzeit auf, so ist die 
Gefahr eines Zerbröckelns der EKU, jedenfalls im westlichen Teil, nicht von der 
Hand zu weisen, und zwar in einer kirchengeschichtlichen Situation, in der in 
beiden Kirchenbereichen in der EKD und im Kirchenbund der DDR eine neue 
Reformbewegung zur Überwindung der konfessionellen Grenzen vorhanden ist. 
Daran entscheidend mitwirken zu wollen, liegt in der Konsequenz des Selbstver- 
ständnisses der EKU. 

So erklärt es sich auch, daß die EKU bisher den Weg der regionalen Gliederung 
am zögerndsten gegangen ist. Die damals schon hinsichtlich der Ausstattung ge- 
trennter Synodaltagungen mit regionalen Kompetenzen sehr sparsame „Ordnung 
der EKU für Synodaltagungen in besonderen Fällen‘ vom 27. Juni 1963 (s. Kirch 
Jahrbuch 1963, S. 173ff.) wurde seither nur sehr vorsichtig ergänzt. Zur Zeit gilt 
die „Regionalordnung der EKU“ vom 1.Oktober 1968, deren $3 Abs. 4 durch 
Verordnung des Rates der EKU vom 3.Februar 1970 abgeändert wurde (Wahl 
eines Präses für jede Regionalsynode; bisher Präses und Stellvertreter). 
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REGIONALORDNUNG DER EVANGELISCHEN KIRCHE DER UNION 
Vom 1.Oktober 1968 [i.d. F. vom 3. Februar 1970) 


Auf Grund von Artikel 10 Absatz 2 und Artikel 15 Absatz 3 der Ordnung der Evangelischen 
Kirche der Union hat der Rat der Evangelischen Kirche der Union in Ergänzung der Ordnung 
für Synodaltagungen in besonderen Fällen vom 27. Juni 1963 (ABl. EKD Nr. 114) folgendes 
beschlossen: 


81 
Die Aufgaben und Befugnisse der Synode können unter Wahrung von Artikel 10 Absatz 1 


der Ordnung der Evangelischen Kirche der Union auch durch Regionalsynoden wahrge- 
nommen werden. 


Regionalsynoden treten zusammen s2 

a) auf Beschluß des Rates der Evangelischen Kirche der Union 

b) im Fall seiner Behinderung auf Beschluß der Sektion des Rates, in deren Bereich die 
Regionalsynode zusammentreten soll 

c) auf Antrag von Gliedkirchen oder Synodalen in entsprechender Anwendung von Arti- 
kel 13 Absatz2 der Ordnung der Evangelischen Kirche der Union. 


8 3 

(1) Mitglieder der Synode der Evangelischen Kirche der Union (Regionalbereich Ost) 
sind diejenigen Synodalen, die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Gebiet der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Regionalsynode Ost), der Evangelischen Lan- 
deskirche Anhalts,der Evangelischen Landeskirche Greifswalds, der Evangelischen Kirche des 
Görlitzer Kirchengebietes und der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen haben. 

(2) Mitglieder der Synode der Evangelischen Kirche der Union (Regionalbereich West) 
sind diejenigen Synodalen, die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Gebiet der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Regionalsynode West), der Evangelischen Kir- 
che im Rheinland und der Evangelischen Kirche von Westfalen haben. 

(3) In Zweifelsfällen entscheidet über die Zugehörigkeit der Rat. 

(4) Jede Regionalsynode wählt für ihren Bereich einen Synodalpräses und zwei Stellver- 
treter sowie ein reformiertes Ratsmitglied. Die Präsides der Regionalsynoden gehören dem 
Rat der Evangelischen Kirche der Union gemäß Artikel 16 Absatz 1 Ziffer2 der Ordnung 
der Evangelischen Kirche der Union an. 

84 
Die Regionalsynoden nehmen für ihren Bereich die Aufgaben und Befugnisse wahr, die 
nach der Ordnung der Evangelischen Kirche der Union der Synode zustehen. Sollen An- 
gelegenheiten mit Wirkung für alle Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union gere- 
gelt werden, sind dafür übereinstimmende Beschlüsse der Regionalsynoden erforderlich. 
einstimmender Beschlüsse der Regionalsynoden bedürfen insbesondere Änderungen 
der Ordnung der Evangelischen Kirche der Union. 

Die in der Ordnung der Evangelischen Kirche der Union für die Synode getroffenen Be- 
stimmungen gelten für die Regionalsynoden sinngemäß, soweit nicht vorstehend etwas an- 
deres bestimmt ist. 
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Diese Verordnung tritt am 1.Oktober 1968 in Kraft. 
Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt die Verordnung über Regionalsynoden vom 7. Mai 1968 
außer Kraft. 


Daneben gilt noch die „Verordnung über Sektionen des Rates der EKU“ vom 
1.Oktober 1968, deren $1 Abs.2 durch Verordnung des Rates der EKU vom 
3.Februar 1970 gestrichen wurde (alte Stellvertretungsregelung entfällt). 
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VERORDNUNG ÜBER SEKTIONEN DES RATES 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE DER UNION 


Vom 1. Oktober 1968 (i.d. F. vom 3. Februar 1970) 


Auf Grund von Artikel 10 Absatz 2 und Artikel 15 Absatz 3 der Ordnung der Evange- 
lischen Kirche der Union hat der Rat der Evangelischen Kirche der Union folgendes be- 
schlossen: sı 


In Angelegenheiten ihres Bereiches. können die Mitglieder des Rates der Evangelischen Kir- 
che der Union, die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Gebiet der Evangelischen 
Kirche in Berlin-Brandenburg (Regionalsynode Ost), der Evangelischen Landeskirche An- 
halts, der Evangelischen Landeskirche Greifswald, der Evangelischen Kirche des Görlitzer 
Kirchengebietes und der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen haben, einer- 
seits und die Mitglieder des Rates der Evangelischen Kirche der Union, die ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt im Gebiet der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Re- 
gionalsynode West), der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche 
von Westfalen haben, andererseits in eigener Verantwortung entscheiden. In diesem Falle 
treten sie in Sektionen zu gesonderten Beratungen zusammen. 


g2 


Die beiden Sektionen des Rates der Evangelischen Kirche der Union nehmen für ihren Be- 
reich selbständig die Aufgaben und Befugnisse wahr, die nach der Ordnung der Evangeli- 
schen Kirche der Union dem Rat als Ganzem zustehen. 

Die beiden Sektionen des Rates sind dafür verantwortlich, daß die in der Ordnung der 
Evangelischen Kirche der Union bezeugte brüderliche Gemeinschaft innerhalb der Evange- 
lischen Kirche der Union verwirklicht und lebendig erhalten wird. 

Der Vorsitzende des Rates der Evangelischen Kirche der Union ist Vorsitzender der Sek- 
tion des Rates, der er angehört. Vorsitzender der anderen Sektion des Rates ist sein Stell- 
vertreter, der dieser Sektion des Rates angehört. 2 

Die in der Ordnung der Evangelischen Kirche der Union für den Rat getroffenen Bestim- 
mungen gelten für die Sektionen des Rates sinngemäß, soweit nicht vorstehend etwas an- 
deres bestimmt ist. $3 


Die Bestimmungen in den $$ 1 und 2 gelten für die Kirchenkanzlei der Evangelischen Kir- 
che der Union entsprechend. sa 


Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1968 in Kraft 
Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt die Verordnung vom 5. September 1961 (ABl. EKD 
Nr. 208, Seite 282) außer Kraft. 


Für eine Weiterentwicklung dieser Rechtsgrundlagen boten sich der EKU drei 
Möglichkeiten: a) das Vorbild der VELKD mit der Bildung von zwei selbstän- 
digen Kirchen im Ost- und im Westbereich auf der Grundlage des bisherigen 
gemeinsamen Verfassungsrechtes; b) die Schaffung einer durchgreifenden Re- 
gionalordnung nach dem Vorbild der Kirche von Berlin-Brandenburg, unter 
Einschluß der Möglichkeit von regional bedingten Verfassungsänderungen; c) 
Belassung des Status quo, mit der Möglichkeit weiterer vorsichtiger Angleichun- 
gen an die Erfordernisse der Situation in den beiden Regionen. 

Die Synode der EKU war nach Ablauf der vorangegangenen Wahlperiode neu- 
gebildet worden. Sie wurde nach der letzten Tagung im Jahre 1968 im Jahre 
1970 erstmalig nicht mehr als örtlich getrennt tagende einheitlicheSynode einbe- 
rufen. Sie sollte in zweiRegionalsynoden zusammentreten ‚und zwarOst vom 22.bis 
24. Mai in Magdeburg-Cracau, West vom 13. bis 16. Juni in Berlin-Spandau. 
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Die zu erwartende Auseinandersetzung wurde von Bischof D. Hans-Joachim 
Fränkel, dem Vorsitzenden des Rates der EKU, in seinem Bericht vor der vom 
3. bis 6. April 1970 tagenden Synode der Evangelischen Kirche des Görlitzer 
Kirchengebietes eröffnet. Bischof Fränkel schilderte das Ziel des Kirchenbun- 
des in der DDR, zu einer echten Kirchengemeinschaft zusammenzuwachsen, oh- 
ne damit das Bild einer zentralistisch geleiteten Einheitskirche verwirklichen zu 
wollen. Aus diesem Ziel ergeben sich aber, so Fränkel, Folgerungen für VELK 
und EKU. Dem dienen auch die begonnenen Lehrgespräche zwischen VELK 
und EKU unter dem Thema: „Wie verkündigen wir heute Rechtfertigung?“ Bi- 
schof Fränkel fuhr dann fort: 


Mit ihrer Bereitschaft zu diesen Lehrgesprächen hat die EKU zu erkennen gegeben, daß 
sie sich nicht als das Ende der Wege Gottes mit seiner Kirche ansieht, sondern sich viel- 
mehr offen hält für die künftige Entwicklung des Bundes zu einer echten Kirchengemein- 
schaft. Gerade um dieser künftigen Entwicklung willen können sich zur Zeit weder die 
VELK noch die EKU selbst auflösen. Daher muß es sehr bedauert werden, daß die EKU 
sich heute Zumutungen ausgesetzt sieht, die die Besonderheit dieser Kirche verkennen und 
auf ihre Zerstörung hinauslaufen. Wer heute von der EKU ihre Aufspaltung in zwei Kir- 
chen fordert, verlangt damit praktisch ihre Selbstauflösung. Eine EKU-West wäre eine rei- 
ne Fiktion. 


Diese Sicht bezeichnet aber eben auch ein Dilemma der EKU: eine Verselbstän- 
digung in Ost und West ist keine Lösung, da sie die EKU um ihren Dienst an 

der Kirchwerdung der EKD bringen würde; sie würde zumindest im Westen die 
EKU überflüssig machen, da die beiden starken westlichen Gliedkirchen, Westfa- 
len und Rheinland, für ihre ohnehin besonders enge Zusammenarbeit die EKU 
nicht benötigen; die Integration einer westlichen Teil-EKU in die auf Westdeutsch- 
land beschränkte Arnoldshainer Konferenz würde diese einer Kirchwerdung zufüh- 
ren und damit gerade deren Ziel einer Kirchwerdung der EKD erneut blockieren. 
Man muß aber hinzufügen, daß die Schlußfolgerung aus diesen Überlegungen, 
nämlich die EKU beim Status quo einer verfaßten kirchlichen Gemeinschaft zwi- 
schen Ost und West zu halten, eben auch in sich problematisch ist. Abgesehen 
von den politischen Komplikationen sind in erster Linie die Rückwirkungen einer 
so als Ost-West-Gemeinschaft gestalteten EKU auf die von allen angestrebte Kirch- 
werdung des Kirchenbundes in der DDR zu bedenken. Man wird damit rechnen 
können, daß gegen das sehr respektable Status-quo-Konzept auch verantwortliche 
kirchlich-theologische Einwendungen erhoben werden. 

Vorerst aber meldeten sich politische oder politisch bestimmte Stimmen zu 
Wort, um Einfluß auf die bevorstehende Tagung der EKU-Synode in Magdeburg 
zu nehmen. Dabei wurde Bischof Fränkel wie schon so oft zum Gegenstand hef- 
tiger Polemik. Das oben in Kap.2, b, S. 222 erwähnte Theologengespräch mit 
Staatssekretär Hans Seigewasser zum 25. Jahrestag der Befreiung hatte das EKU- 
Problem zu seinem besonderen Thema. Einem speziellen Bericht hierzu sind 
nachstehende Zitate entnommen (‚Eine eigenständige EKU in der DDR! Theo- 
logengespräch mit Hans Seigewasser vor dem 25. Jahrestag der Befreiung“, in: 
„Neue Zeit“ Nr. 102 vom 1.Mai 1970, S.6). 


Mit welchem Nachdruck die Bildung einer eigenständigen EKU in der DDR auch von par- 
teilosen kirchlichen Amtsträgern gefordert wird, zeigte in aller Anschaulichkeit das Ge- 
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spräch, das in der vergangenen Woche der Staatssekretär für Kirchenfragen,Hans Seigewas- 
ser, und sein Stellvertreter, Unionsfreund Fritz Flint, mit evangelischen Geistlichen und 
Universitätstheologen führten,die sich in besonderer Weise den vorwärtsweisenden Traditio- 
nen der Bekennenden Kirche verpflichtet wissen. 

Daß sich gerade Geistliche, die während der Zeit des Naziregimes der BK noch persönlich 
angehört hatten, zusammen mit jüngeren Theologen, die dem Erbe der BK wichtige Impul- 
se für ihre Entwicklung in der Nachkriegszeit verdanken, so entschieden zur gegenwärtigen 
EKU-Problematik äußerten, hat seinen Grund darin, daß die Bekennende Kirche ihre Be- 
währungsprobe hauptsächlich in den von den nazistischen „Deutschen Christen“ usurpier- 
ten unierten Kirchen zu bestehen hatte. Die Bekenntnissynoden in Barmen 1934 und Dah- 
lem 1935 erarbeiteten im Protest gegen das Hitler-hörige DC-Regiment kirchliche Ordnungs- 
prinzipien, die auch heute noch von wegweisender Kraft sind. 


Eine „gesamtdeutsche‘‘ Evangelische Kirche der Union (— dies war die einhellige Meinung 
auch aller anderen Sprecher —) ist ein Anachronismus, den es endlich zu überwinden gilt. 
Einmütig sprachen sich die Theologen dafür aus, eine von den westdeutschen unierten Kir- 
chen organisatorisch völlig unabhängige und eigenständige Kirche der Kirche der Union in 
der DDR zu schaffen. 


Entgegen der Meinung, die unierten Kirchen in der DDR könnten einer Neukonstituie- 
‚rung aus dem Wege gehen, indem sie sich im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR 
„auflösen‘‘, unterstrichen mehrere Gesprächsteilnehmer den Wert, den eine eigenständige 
EKU innerhalb des Kirchenbundes nach wie vor darstelle. Eine EKU in der DDR, so be- 
tonte Pfarrer Johannes Schönfeld (Berlin), sei nötig um des realen Gegenübers willen zu 
den lutherischen Gliedkirchen des Kirchenbundes. 


Ihr dezidiertes Votum für eine Neuordnung der EKU in der DDR in Übereinstimmung 
mit den Normen unserer sozialistischen Verfassung verstanden die Theologen bewußt als 
eine kirchenpolitische Aktualisierung der Lehren des 8. Mai 1945. Stand doch ihr Gespräch 
mit dem Staatssekretär für Kirchenfragen ganz im Zeichen des 25. Jahrestages der Befrei- 
ung unseres Volkes vom Faschismus. Daß die Bürger unseres sozialistischen deutschen Frie- 
densstaates im Gegensatz zu den herrschenden Kreisen des Bonner Staates das Ende des 
faschistischen Krieges als Befreiung, ja als Sieg zu würdigen wissen, hob nicht nur Hans 
Seigewasser hervor. 


Die hier versammelten Theologen sehen nach diesem Bericht in einer selbstän- 
digen EKU in der DDR die Möglichkeit, „die besten Traditionen der Bekennen- 
den Kirche innerhalb des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR wach- 
zuhalten und weiterzuführen‘“. Außerdem sehen sie in einer Neukonstituierung 
die Möglichkeit, „die progressiven Kräfte innerhalb der westdeutschen EKU- 
Kirchen noch wirksamer als bisher in ihrem Einsatz für eine theologische und 
gesellschaftliche Neuorientierung zu unterstützen“. Siehe auch den Artikel von 
Pfarrer Dr. Dieter Frielinghaus: ‚‚Unverwechselbare Profilierung. Bekennende 
Kirche und Kirche der Union“ (,‚Neue Zeit‘ Nr. 120 vom 23. Mai 1970, S.5). 
In diesem Sinne erreichte die Magdeburger EKU-Synode eine Reihe von Ap- 
pellen in offenen Briefen und Eingaben. Unverkennbar ist auch, daß die beson- 
dere Sympathie des Staates im Interesse einer vielschichtigeren staatlichen Kir- 
chenpolitik der Erhaltung einer selbständigen EKU in der DDR gehört. 

Recht ausführlich begründete Bischof Fränkel in seinem Bericht, den er als 
Vorsitzender des Rates der EKU auf der Tagung der vom 22. bis 24. Mai in 
Magdeburg-Cracau (Pfeiffersche Stiftungen) versammelten Regionalsynode Ost 
der EKU gab, seine Auffassung, daß die für eine Trennung der EKD und der 
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VELKD sprechenden Gründe auf die EKU nicht anwendbar seien. Nach einer 
erneuten positiven Würdigung der Gründung eines selbständigen Kirchenbundes 
in der DDR (etwa im Sinne der oben Kap.3, a, S.238ff. zitierten Ausführungen) 
heißt es in dem Bericht von Bischof Fränkel: 


Was bedeutet nun die Bildung des Bundes, dem ja die 5 im Bereich der Deutschen Demo- 
kratischen Republik liegenden Gliedkirchen der EKU angehören, für die Evangelische Kir- 
che der Union? Zunächst möchte ich ganz schlicht feststellen: Ein schriftliches Ersuchen 
der Regierung der DDR an die Evangelische Kirche der Union, ihre Ordnung zu ändern, 
liegt nicht vor. Wohl aber ist in Einzelgesprächen und in der Öffentlichkeit an den geord- 
neten Organen der EKU vorbei von Vertretern des Staates wiederholt geäußert worden, daß 
aus der mit der Bildung des Bundes vollzogenen organisatorisch-rechtlichen Trennung der 
EKD für die EKU „logischerweise“ das gleiche folge. Auch von bestimmten Kreisen inner- 
halb der Kirche ist eine ähnliche Logik geltend gemacht worden. Dem Argument vermag 
ich nicht zu folgen, und zwar aus folgendem Grund: diese Logik hat nämlich zur Voraus- 
setzung, daß die Entscheidung für den Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen 
Demokratischen Republik und das damit auch von mir nicht geleugnete Nachgeben gegen- 
über staatlichen Forderungen in einem konkreten Fall die von der Kirche als für sich bin- 
dend vollzogene Anerkennung sei, daß prinzipiell das, was als Verfassungswirklichkeit be- 
zeichnet wird, die oberste und letztgültige Norm für Gestalt und Ordnung der Kirche ist. 
Gilt diese Voraussetzung, in welcher die Kirche ihre alleinige Bindung an den Herrn durch 
eine grundsätzliche Fremdbindung begrenzt sein ließe, dann allerdings ist diese Logik zwin- 
gend und die Kirche aus der Freiheit des Hörens auf ihren Herrn unter das Gesetz logi- 
scher Kettenreaktionen geraten, dann ist entschieden, was die EKU zu tun hat. Aber die- 
se Voraussetzung gilt nicht. Ich habe mich bemüht zu zeigen, daß die Bildung des Bun- 
des — was auch immer manch einem an ihr beschwerlich sein mag — so jedenfalls nicht 
verstanden werden darf. Darum ist der Hinweis auf die Logik kein Argument. Was der 
Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR und was die an uns gestellten Ansinnen auf 
Trennung für den Weg der Evangelischen Kirche der Union bedeuten, das ist im Gehor- 
sam gegenüber unserem Herrn unter Berücksichtigung des Wesens der EKU und ihres be- 
sonderen Auftrages in Geschichte und Gegenwart sorgfältig zu prüfen. 

Es gehört zu einer solchen Prüfung, daß wir das Spezifische unserer Kirche genau in den 
Blick bekommen. Die Evangelische Kirche der Union ist — anders als die EKD - kein Kir- 
chenbund, sondern eine Kirche mit einer 150jährigen Geschichte. Dieser Hinweis auf die 
Geschichte ist gewiß kein letztes Argument, aber ich wende mich gegen ein geschichtsloses 
Denken, das jeden Hinweis auf die Geschichte von vornherein entwertet und damit ein 
Stück Undankbarkeit gegenüber Gottes uns verpflichtender Führung verrät. Nur wer sol- 
che Führung in ihrer die Kirche je und je wandelnden Macht nicht ernst nimmt, könnte 
die Evangelische Kirche der Union heute, die durch das Feuer des Kirchenkampfes gegan- 
gen ist, als Relikt des Preußentums bezeichnen. In der EKU leben Lutherische und Refor- 
mierte in einer Kirche miteinander. Man mag die historische Entstehung dieser Union noch 
so kritisch beurteilen, aber unsere Kirche lebt in der tiefen geistlichen Erfahrung, daß Gott 
auch fehlsamen Ansätzen seinen Segen nicht versagt. Darum weiß sich die Evangelische 
Kirche der Union, wie es im Vorspruch ihrer Ordnung heißt: „...gerufen in Buße und Dank 
auch über ihrer besonderen Geschichte die Gnade Gottes zu glauben“. Die alten Schemata, 
Konsensus- oder Verwaltungsunion, können das Wesen unserer Kirche nicht sachgemäß aus- 
drücken, denn einerseits verharmlost die Evangelische Kirche der Union die bestehenden 
Lehrunterschiede nicht, sondern trägt ihre Last „in geineinsamer Beugung unter Wahrheit 
und Verheißung des Wortes Gottes“. Andererseits weiß sie sich eins im Bekenntnis der 
Rechtfertigung. Ein eindrucksvolles Zeugnis für dieses Sich-eins-wissen ist die vom Theo- 
logischen Ausschuß erarbeitete Stellungnahme zum Verständnis des Todes Jesu, die gerade 
auch in den lutherischen Kirchen große Beachtung gefunden hat. Weil wir im Bekenntnis 
der Rechtfertigung eins sind, können wir die traditionellen Unterschiede von Lutheranern 
und Reformierten nicht für kirchentrennend halten, sondern bejahen das Wagnis des Zu- 
sammenlebens unter der Spannung von Einheit und Bekenntnis. Es gehört zu diesem Wag- 
nis, daß unsere Kirche sich ebenso im Dienst der Einheit der evangelischen Christenheit 
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in Deutschland versteht, wie sie bewußt ökumenisch offen ist. Es hatte darum sein inne- 
res Recht, wenn die Festveranstaltungen zum 150jährigen Jubiläum der Evangelischen Kir- 
che der Union unter dem Thema ‚Union und Ökumene“ standen. Es ist eine oft geäußer- 
te Befürchtung, das Wagnis der Spannung von Einheit und Bekenntnis könnte das Zeugnis 
der Kirche verwässern. Es ist eine das Wesen unserer Kirche tief prägende geistliche Erfah- 
rung, daß dies keineswegs so sein muß. Vielmehr ist unserer Kirche gerade unter dieser im 
brüderlichen Hören aufeinander getragenen Spannung geschenkt worden, in den schweren 
Zeiten des Kirchenkampfes konkret den Herrschaftsanspruch Jesu Christi in Gericht und 
Gnade vor der Welt zu bekennen. 

Evangelische Kirche der Union heute ist in ihrer Gemeinschaft und in ihrem Zeugnis oh- 
ne diese geistliche Erfahrung nicht zu verstehen. Damit aber komme ich zu dem, was ich 
zum Spezifischen des Zeugnisses unserer Kirche rechne. Lassen Sie mich das an einigen 
wenigen Beispielen verdeutlichen. Es gibt unter allen öffentlichen Erklärungen der Beken- 
nenden Kirche nur eine, die das heißeste Eisen, die schwerste Schuld unseres Volkes, den 
Massenmord an den Juden, gewagt hat anzufassen. Das ist die von der Bekenntnissynode 
der Evangelischen Kirche der Altpreußischen Union zum Buß- und Bettag 1943 erlassene 
Kanzelerklärung. Dort heißt es zum 5. Gebot: ‚Wehe uns und unserem Volk, wenn das von 
Gott gegebene Leben für gering geachtet und der Mensch, nach dem Ebenbild Gottes er- > 
schaffen, nur noch nach seinem Nutzen bewertet wird; wenn es für berechtigt gilt, Menschen 
zu töten, weil sie für lebensunwert gelten oder einer anderen Rasse angehören, wenn Haß 
und Unbarmherzigkeit sich breit machen. Denn Gott spricht: Du sollst nicht töten.‘ Ich 
habe diese Kanzelerklärung nicht erwähnt, um unsere Kirche zu rühmen. Ich weiß, wieviel 
mehr wir hätten tun müssen und daß das Stuttgarter Schuldbekenntnis, an dem Männer der 
Evangelischen Kirche der Union maßgeblich mitgearbeitet haben, zu Recht besteht, aber 
ich habe an diese Abkündigung erinnert, um jenes besondere Bemühen unserer Kirche um 
ein konkretes Zeugnis zu verdeutlichen. Dieses Bemühen ist auch in späteren Worten nach 
1945 zu finden. Ich nenne den Beschluß der Synode der EKU Berlin-Weißensee 1957: 
„Warnung vor dem Mißbrauch der Macht des Menschen im technischen Zeitalter‘ mit der 
eindeutigen Verwerfung aller Massenvernichtungsmittel und der ernsten Warnung vor einer 
atomaren Bewaffnung deutscher Armeen. Ich erinnere u.a. an die Handreichung „Das Evan- 
gelium und das christliche Leben in der Deutschen Demokratischen Republik‘ von 1959, 
die in hilfreicher Weise den Weg des Glaubensgehorsams zwischen den Abgründen ressenti- 
mentgeladener Verneinung einer sozialistischen Gesellschaftsordnung und opportunistischer 
Akklamation weist. Besonders hervorgehoben werden muß das Wort der Synode der Evan- 
gelischen Kirche der Union vom November 1960 an die Gemeinden ihrer Gliedkirchen in 
der Deutschen Demokratischen Republik und der damit zusammenhängende Brief der Syn- 
ode an den Ministerpräsidenten Grotewohl. Angesichts der damaligen verhängnisvollen 
Fluchtbewegung aus der DDR rief die Synode die kirchlichen Amtsträger, die Ärzte, die 
Lehrer und Dozenten, die Werktätigen in Stadt und Land, die Eltern und ihre Kinder un- 
ter Zuspruch des Wortes Gottes dazu auf, in der DDR zu bleiben. Damit trat die Synode 
unbeirrt durch den Widerspruch so mancher innerlich verbitterter Menschen für die DDR 
ein. Aber dieses Eintreten geschah nicht in politischer Hörigkeit, sondern in der Bindung 
an das Evangelium, das auch zu einem wohl ehrerbietigen, jedoch offenen Wort gegenüber 
der Regierung freimacht. Darum wurden in dem Brief der Synode an den Ministerpräsiden- 
ten die tieferen Gründe, die auch redliche Menschen zu dieser Fluchtbewegung trieben, auf- 
gedeckt. So heißt es u.a. in diesem Brief: „Es ist einfach wahr ... daß viele Menschen ... 
flüchten, weil sie das Mindestmaß an Freiheit und Gerechtigkeit vermissen, das für sie zu 
einem sinnvollen menschlichen Leben gehört.‘ Im Schlußteil des Briefes stehen die folgen- 
den entscheidenden Sätze, mit denen Grund und Grenze staatlicher Autorität angespro- 
chen werden: „Macht und Würde des Amtes, in dem Sie und Ihre Regierung stehen, sind 
von Gott. In diesem Amt ist Ihnen von Gott der Auftrag zugewiesen, allen Staatsbürgern 
ein geordnetes Zusammenleben zu sichern und darin Würde und Recht der einzelnen zu 
achten. Wenn Sie und Ihre Regierung unter Einsatz der Macht und Autorität des Staates 
bei allen Bürgern den Marxismus-Leninismus als die Grundlage aller Lebensformen durch- 
setzen wollen, so überschreiten Sie die Grenze Ihres gottgegebenen Amtes. Damit aber ge- 
fährden Sie die echte staatliche Ordnung und können die von Ihnen selbst betonte Glau- 
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bens- und Gewissensfreiheit für alle die nicht aufrechterhalten, die sich nicht zum Marxis- 
mus-Leninismus zu bekennen vermögen.‘ Es bleibt tief zu beklagen, daß sowohl viele Ge- 
meindeglieder das Wort der Synode vom Bleiben in der DDR wie auch die Regierung die- 
sen Brief als hilfreiches Eintreten für Staat und Gesellschaft nicht recht erkannt haben und 
Fer es zu dem vom Rat der EKU der Regierung angebotenen Gespräch nicht gekommen 
ist. 

Ich bin auf die Verlautbarungen der Evangelischen Kirche der Union darum näher einge- 
gangen, weil in ihnen etwas von dem Spezifischen des sich durch besondere Konkretion 
auszeichnenden Zeugnisses unserer Kirche sichtbar wird, das ebenso ihrem Wesen ent- 
spricht, wie es ihre Gemeinschaft vertieft. Wir können davon im Bedenken des künftigen 
Weges unserer Kirche keinen Augenblick absehen. Man hat die unterschiedliche Behand- 
lung von evangelischer und katholischer Kirche hinsichtlich der Frage der Organisation 
zuweilen auch mit dem Hinweis auf die Geschichte des Landeskirchentums begründet. So 
gewiß die Evangelische Kirche der Union an dieser Geschichte teilhat, kann doch ihre be- 
sondere Freiheit gegenüber dieser Bindung nicht übersehen werden. Das drückt sich schon 
im Namen aus, der ohne territorialen Bezug ist. Als seinerzeit von seiten des Staates das 
Wort „altpreußisch‘‘ im Namen unserer Kirche beanstandet wurde, sind wir in freier Ent- 
scheidung auf diese Wünsche der Regierung der DDR eingegangen. Wir konnten das, weil 
die unserer Kirche wesenhaft eigene ökumenische Offenheit diesem Ansinnen des Staates 
entgegen kam. So war es auch nur folgerichtig, wenn es zum Anschluß der Evangelischen 
Landeskirche Anhalts kam. 

Daß Wünsche auf organisatorische Trennung immer wieder mit der Behauptung der Ma- 
nipulierung unserer Kirchen in der DDR durch die Brüder im Westen begründet werden, 
gehört für mich zu den schmerzlichsten Erfahrungen. Ich habe mich stets gegen jede in 
dieser Richtung gehende Herabsetzung unserer Brüder verwahrt. Dies möchte ich auch in 
diesem Bericht nachdrücklich tun. Darum freue ich mich, daß auf der Berlin-Brandenbur- 
ger Synode unser von beiden Seiten angegriffener Bruder Scharf in so vornehmer Weise in 
Schutz genommen worden ist. Konnte bei der EKD angesichts der zahlenmäßigen Über- 
legenheit der Gliedkirchen in der Bundesrepublik noch ein Schein des Rechtes für die Sor- 
ge einer Überfremdung bestehen, so fällt dies im Blick auf die EKU gänzlich weg, denn 
die eindeutige Mehrheit der Gliedkirchen liegt im Bereich der DDR. Wir sind dankbar; daß 
wir bisher die Gemeinschaft brüderlicher Beratung und Meinungsbildung im Rat haben 
durften. Hier muß ein offenes Wort dazu gesagt werden, welches Maß an Aufgeschlossen- 
heit und Verständnis für die besondere Lage in der DDR und welche kritische Freiheit 
gegenüber den eigenen gesellschaftlichen Verhältnissen die Brüder von Rheinland und West- 
falen stets bewiesen haben. Gerade die Gemeinschaft mit ihnen hat uns zu einer nüchter- 
nen Schau der beiden deutschen Staaten verholfen und der bei einer Isolierung so leicht 
aufkommenden Gefahr gewehrt, die Verhältnisse in der Bundesrepublik unkritisch zu se- 
hen. Was die gemeinsame Verantwortung im Rat geistlich für die in der EKU verbundenen 
selbständigen Gliedkirchen bedeutet, kann man sich, um nur ein Beispiel zu nennen, an 
der im Auftrag des Rates den Gliedkirchen übersandten Meditation für den Bußtag 1968 
verdeutlichen. Ein Bedenken des künftigen Weges der EKU muß sich der Frage stellen, was 
eine Trennung für die Brüder drüben bedeuten würde. Die Kirchen von Rheinland und West- 
falen haben ihre besondere Geschichte. Evangelische Kirche der Union ist im Bewußtsein 
aller ihrer Pfarrer und Gemeinden die Gemeinschaft mit uns. Eine Evangelische Kirche der 
Union West wäre eine reine Fiktion. Auch hier liegen die Dinge anders als bei der EKD. Das 
haben wir nüchtern zu sehen. 

Der Rat der EKU hat sich eingehend mit den Fragen beschäftigt, vor denen wir jetzt ste- 
hen. Dabei waren wir uns einig, daß die uns heute zugemutete Spaltung mit Wesen und Auf- 
trag unserer Kirche unvereinbar ist, praktisch die Entlassung unserer Brüder aus der Gemein- 
schaft und damit nicht weniger als die Preisgabe der Evangelischen Kirche der Union bedeu- 
ten würde. Andererseits bedarf aus innerkirchlichen Gründen die so unterschiedliche Lage 
in den beiden Bereichen unserer Kirche einer angemessenen Berücksichtigung. Schon auf 
der letzten Tagung der 3. Synode waren die Schwierigkeiten der Tagung einer Synode an 
verschiedenen Orten empfunden und die Anregung stärkerer Regionalisierung der Synode 
gegeben worden mit dem Ziel, sowohl die synodale Verantwortung zu stärken wie die Ein- 
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heit unserer Kirche zu bewahren. Der Rat hat nach eingehenden Erörterungen die Regio- 
nalordnung der EKU vom 1. 10. 1968 verabschiedet, die durch eine Anderungsverordnung 
vom 2. Februar 1970 ergänzt wurde. Damit ist der Weg für Regionalsynoden eröffnet, die 
je für ihren Bereich die Aufgaben und Befugnisse wahrnehmen, die nach der Ordnung der 
Synode zustehen. Das bedeutet das Gesetzgebungsrecht für den je eigenen Bereich. Dazu 
gehört auch, wie der Rat ausdrücklich festgestellt hat: „„...die Möglichkeit ... bereits rechts- 
gültige gemeinsame Kirchengesetze und Verordnungen der EKU für den regionalen Bereich 
zu ändern“. Man mag die damit gegebene rechtliche Verselbständigung bedauern, aber sie 
ist angesichts der so verschiedenen Verhältnisse in den beiden Bereichen unserer Kirche 
um des Dienstes willen geboten. Wie steht es nun mit dem Rat? Man war sich im Rat dar- 
in einig, daß die Möglichkeit geschaffen werden müsse, auch in Sektionen, die je für ihren 
Bereich selbständig entscheiden, arbeiten zu können. 

Keine volle Einmütigkeit bestand darüber, wie sich denn die Sektionen zum Rat als Gan- 
zem verhalten. Die einen traten für eine Teilung des Rates in zwei Sektionen ein, was prak- 
tisch die Bildung zweier Regionalräte unter Preisgabe des einen Rates bedeutet. Für eine 
solche Regelung wurde geltend gemacht, daß sie dem Beitritt der Gliedkirchen in der DDR 
zum Bund sachlich entspräche und vor allem, prognostisch gesehen, größere Chancen für 
die Aufrechterhaltung einer Kommunikation beider Teile bieten würde. Die anderen wand- 
ten ein, daß damit die von allen bejahte Einheit der EKU praktisch in Frage gestellt werde. 
Sie müsse aber an einer Stelle ihren verbindlichen Ausdruck finden, prognostische Gesichts- 
punkte können keinen letzten Rang beanspruchen. Die Selbstpreisgabe des einen Rates sei 
mit dem, was in der III. Barmer These bekannt werde, unvereinbar. Die Teilung des Rates 
könne nicht von uns vollzogen werden, sie könne nur erlitten werden. Solches Erleiden 
stehe unter der Verheißung geistlicher Stärkung der Gemeinschaft. Der Rat hat sich in sei- 
ner Mehrheit dafür entschieden, daß die Möglichkeit der Arbeit in Sektionen vorzusehen 
ist, aber unter Wahrung der Einheit des Rates. Dem trägt die Verordnung über Sektionen 
des Rates der Evangelischen Kirche der Union vom 1. 10. 1968 Rechnung. Es kann für 
uns nicht darum gehen, wie wir am besten durchkommen, sondern darum, daß die Wahr- 
heit der Botschaft von der Versöhnung nicht verdunkelt wird. Die Macht dieser Botschaft 
können wir in der gegenwärtigen Stunde als Evangelische Kirche der Union nur unter Wah- 
rung unserer Einheit sichtbar machen. 

Aber: bedeutet die Entscheidung für die Einheit der EKU nicht eine Erschwerung der 
Arbeit des Bundes der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik? 
Dazu möchte ich zweierlei sagen: 

1. Wenn die Entscheidung für den Bund keine Kapitulation vor kirchenfremden Prinzi- 
pien war, sondern wie ich mich bemüht habe zu zeigen, eine unter Bedenken aller beson- 
deren Umstände in diesem konkreten Fall vor dem Bekenntnis vertretbare Entscheidung, 
dann wird ihre Glaubwürdigkeit gegenüber allen Mißdeutungen gerade dadurch unterstri- 
chen, daß wir uns nicht dem verhängnisvollen Gefälle einer Scheinlogik ausliefern, sondern 
unsere Entscheidung unter Berücksichtigung der besonderen Lage der EKU und dessen, 
was diese Kirche ihrem Wesen nach ist, treffen. Dabei haben wir uns auch vor Augen zu 
halten, daß heute unübersehbar deutlich die Forderung organisatorischer Trennung im Ho- 
rizont der für die Kirche unannehmbaren Forderung auf Integration in die sozialistische 
Menschengemeinschaft gestellt wird. 

2., und das ist nun die andere Seite der Sache: der Bund hat sich das Ziel des Zusam- 
menwachsens der in ihm zusammengeschlossenen Kirchen zu einer tieferen Zeugnis- und 
Dienstgemeinschaft in Richtung einer Kirchwerdung gesteckt. Genau aber für dieses Ziel 
hat sich die Evangelische Kirche der Union — frei von allen außerkirchlichen Pressionen 
— offen zu halten. Die Evangelische Kirche der Union versteht sich nicht als das Ende 
der Wege Gottes mit seiner Kirche. Der Rat ist grundsätzlich zur Abgabe von Aktivitäten 
an den Bund bereit und hat darüber ein Gespräch angeboten. 


' Der schließlich von der Synode zu ihrem Hauptthema der Ost-West-Struktur an- 
genommene Beschluß lautet: 
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BESCHLUSS DER REGIONALSYNODE OST DER EKU IN MAGDEBURG 
Vom 26. Mai 1970 


1. Synode dankt dem Ratsvorsitzenden für den Bericht, insbesondere für die Darstellung 
des bisherigen Weges der EKU und ihres Dienstes, der von Gott in vielerlei Weise gesegnet 
worden ist. 

2. Synode bejaht den Weg, der durch die Verordnung über die Regionalisierung von Syn- 
ode und Rat beschritten ist, hält aber Weiterarbeit an dieser Sache für dringend nötig. Da- 
bei sollte im Anschluß an die Verordnungen vom 1. Oktober 1968 und 3. Februar 1970 
die Arbeitsweise des Rates überprüft werden. 

3. Synode bejaht, daß sich ihre Gliedkirchen an der Bildung des Bundes beteiligt haben, 
und unterstützt den Prozeß des Zusammenwachsens der Kirchen in der DDR, der damit 
eingeleitet wurde. 

4. Die EKU soll erhalten bleiben und nicht aufgegeben werden. Wir bekennen uns zum 
Grundartikel ihrer Ordnung, halten es jedoch für erforderlich, daß andere Artikel, wie et- 
wa Artikel 15ff. neu bearbeitet werden; z.B. sollte das laiensynodale Element im Rat ver- 
stärkt werden. 

5. Für die Aufgaben, die mit Ziffer 2 und 4 dieses Beschlusses gegeben sind, bildet die 
Synode einen Ausschuß. Der Nominierungsausschuß wird beauftragt, einen Personalvor- 
schlag zu machen. Der Rat wird gebeten, ein bis zwei seiner Mitglieder zu entsenden. Der 
Rat wird gebeten, festzustellen, ob und in welcher Weise Regionalsynode West sich an die- 
ser Arbeit beteiligt. Synode erteilt den Auftrag, Ergebnisse bis zum 1. März 1971 vorzu- 
legen. 

Außerdem beschloß die Regionalsynode: 

Die Synode stellt fest, daß die Bezugnahme auf die EKD durch die Bildung des Bundes 
und durch die Beschränkung der EKD auf die Bundesrepublik für die EKU (Regionalbe- 
reich Ost) gegenstandslos geworden ist. 


Die Synode hat sich diesen Beschluß nicht leicht gemacht. Das erhellt auch 
aus einer umstrittenen Änderung, die das Plenum der Synode gegenüber der 
Vorlage des Berichtsausschusses zu Ziffer 4 vornahm. Dort hatte es gelau- 
tet: „Wir halten fest an der Einheit der Evangelischen Kirche der Union 
und bekennen uns zum Grundartikel ...“ Die Neufassung wurde mit 36 
gegen 21 Stimmen bei 5 Enthaltungen angenommen. Es ist deutlich, daß die 
Befürworter dieser Änderung eine größere Offenheit für künftige Entwicklungs- 
möglichkeiten wünschen. In der Eindeutigkeit der Zielvorstellung ist die Syno- 
de den Vorstellungen von Bischof Fränkel nicht gefolgt. Nach einem Be- 
richt der „Neuen Zeit‘ (‚Dem ersten Schritt müssen weitere folgen! Zu den 
Ergebnissen der Magdeburger EKU-Synodaltagung“, Nr. 132 vom 6. Juni 1970, 
$.5) haben Bischof Schönherr, Bischof Krummacher und Kirchenpräsident Mül- 
ler dem Ratsvorsitzenden Fränkel deutlich widersprochen. Man hat sich auf ei- 
ne Erhaltung der spezifischen kirchlich-theologischen Gehalte der Union festge- 
legt, nicht aber auf bestimmte Rechtsformen hinsichtlich des Ost-West-Verhält- 
nisses. Das Ergebnis blieb mehrdeutig, eine Entscheidung wurde zugunsten ei- 
ner nun folgenden Ausschußarbeit aufgeschoben. 

Dem „Evangelischen Nachrichtendienst in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik“ XXIII/21 Ausgabe A vom 27. Mai 1970 wird dieser Bericht entnom- 


men: 


Intensiv beschäftigte sich die Synode mit Fragen der organisatorischen und rechtlichen 
Verselbständigung der Evangelischen Kirche der Union im Bereich der DDR in einer Form, 
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die über die bisherige regionale Ordnung und Kirchengesetzgebungsbefugnis hinausgeht. 
Die hierzu gefaßten Beschlüsse weisen deutlich in die Richtung solcher Verselbständigung. 
So wird unter Bezugnahme auf die jetzt geltende Regionalordnung ‚Weiterarbeit an dieser 
Sache für dringend nötig‘ gehalten, ebenso wie die Neubearbeitung verschiedener Artikel 
der bisher für die Gliedkirchen in der DDR und in der Bundesrepublik gemeinsam gelten- 
den Ordnung der EKU. Ausdrücklich wird in einem weiteren Beschluß die Bildung des 
Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR bejaht und der Prozeß des Zusammenwach- 
sens der Kirchen in der DDR unterstützt. In diesem Zusammenhang heißt es in einem an- 
deren Beschluß, daß die Bezugnahme auf die EKD in der Ordnung der EKU ‚‚durch die 
Bildung des Bundes und durch die Selbstbeschränkung der EKD auf die Bundesrepublik“ 
für die EKU im Bereich der DDR ‚„gegenstandslos geworden ist‘. Die Synode bildete ei- 
nen Ausschuß für die Weiterarbeit an den Fragen der Verselbständigung und der Neuge- 
staltung der Ordnung, der bis zum 1. März 1971 Ergebnisse vorlegen soll. In Kreisen der 
Synode wurde es als beachtenswert hervorgehoben, daß die Synode in ihrer eigenen Ver- 
antwortung diesen Ausschuß eingesetzt und die in ihren Beschlüssen genannten Aufgaben 
nicht dem Rat zur weiteren Bearbeitung zugewiesen habe. 


Auf politischer Seite wird das Synodalergebnis wenigstens als erster Schritt ge- 
wertet (aus dem vorstehend genannten Bericht der „Neuen Zeit‘): 


Was dann von der Mehrheit der Synodalen schließlich beschlossen wurde, ist ganz gewiß 
als ein erster Schritt zur rechtlichen und organisatorischen Verselbständigung der EKU in 
der DDR zu werten, bleibt indessen in manchem hinter den klaren Forderungen nach so- 
fortiger Neukonstituierung einer eigenständigen EKU in der DDR zurück, wie sie in den 
letzten Monaten nicht zuletzt auch von innerkirchlichen Gruppierungen formuliert wurden. 
So bald wie möglich müssen darum weitere Schritte folgen, wenn die Leitung der EKU 
nicht in Halbheiten steckenbleiben will, die nicht nur die eigene Funktionsfähigkeit, son- 
dern auch die Glaubwürdigkeit des gesamten Bundes der Evangelischen Kirchen in der 
DDR in Frage stellen würden. 


In den Ausschuß zur Vorbereitung der Verfassungsreform wurden von der 
Magdeburger Regionalsynode berufen: 


D. Ingeborg Becker, Ephorus des Sprachenkonvikts in Berlin; Landwirt Alfred Boehme 
(Letschin); Superintendent Bernhard Brinksmeier (Querfurt); Dipl.-Forstwirt Dr. Hans-Jo- 
achim Bormeister (Zehdenick); Dozent D. Johannes Hamel (Naumburg); Konsistorialprä- 
sident Willi Kupas (Ost-Berlin); Prof. Dr. Hanfried Müller (Ost-Berlin); Superintendent Dr. 
Reinhold Pietz (Ost-Berlin); Pfarrer Martin Reimer (Hohenbollentien); Pfarrer Siegfried 
Schulze (Dessau); Pfarrer Dr. Hans-Joachim Wollstadt (Röothenburg/Oberlausitz). 


Über Mitarbeit und Status westlicher Vertreter in diesem Ausschuß liegen öf- 
fentliche Nachrichten nicht vor. 

Bei dieser Sachlage waren von der Regionalsynode West der EKU, die ihre Ta- 
gung vom 13. bis 16. Juni 1970 in Berlin-Spandau hielt, keine weiterführenden 
Beschlüsse zu erwarten. Der Ratsvorsitzende (West) Präses D. Dr. Joachim Beck- 
mann beschränkte sich denn auch in seinem Bericht vor der Synode auf eine 
kurze Stellungnahme: 


Schließlich noch ein Wort zur Regionalsynode Ost, die vom 22. bis 24. Mai in Magdeburg, 
zum ersten Mal als solche, unabhängig von der Tagung der Regionalsynode West, ihre Ta- 
gung hielt. Die wesentlichen Ergebnisse dieser Synode liegen uns vor. Besonders dankbar 
haben wir Kenntnis genommen von dem Bericht des Ratsvorsitzenden Bischof Fränkel. Die- 
ser Bericht zeigt die Tiefe der brüderlichen Verbundenheit, aber auch der geistlichen und 
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theologischen Gemeinschaft, in der wir in der EKU miteinander stehen. Von den Beschlüs- 
sen der Regionalsynode Ost ist uns der wichtigste, der sich mit diesem Bericht befaßt. Er 
liegt unserer Synode vor. Ich verweise besonders auf die Ziffer 4 mit ihrem Ja zum Fort- 
bestand der EKU, nicht nur ihrer Grundartikel. Die Frage, in welcher Weise diesem Satz 
Rechnung getragen werden kann, wird uns nicht nur hier auf der Synode, sondern auch 
bei der Arbeit der kommenden Monate (bis zum Termin des 1. März 1971) ausführlich zu 
beschäftigen haben. Die Antwort hängt freilich nicht nur von den guten Gedanken ab, die 
wir uns hierüber machen können. 


Ebenso lapidar ist der Beschluß, den die Regionalsynode faßte: 


BESCHLUSS DER REGIONALSYNODE WEST DER EKU IN WEST-BERLIN 
Vom 16. Juni 1970 


Die Regionalsynode West der Evangelischen Kirche der Union macht sich den Beschluß der 
in Magdeburg versammelten Regionalsynode zu eigen, nach dem die Evangelische Kirche der 
Union — unbeschadet ihrer Regionalisierung — erhalten bleibt. 

Die Evangelische Kirche der Union lebt mit ihren lutherischen, reformierten und unierten 
Gemeinden in voller kirchlicher Gemeinschaft und dient auf diesem Wege der wachsenden 
Einheit der evangelischen Kirchen. Für den Prozeß des Zusammenwachsens der Kirchen wird 
die Evangelische Kirche der Union ihre Zusammenarbeit mit allen Kirchen verstärken. Die Syn- 
ode begrüßt es deshalb, daß sich die östlichen Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 
an der Arbeit des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR beteiligen. Sie begrüßt es eben- 
so, daß die westlichen Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union in Gemeinschaft 
mit der Arnoldshainer Konferenz für die Kirchwerdung in diesem Buch eintreten. 

Die Synode beauftragt den Rat, die anstehenden Fragen in Zusammenarbeit mit dem 
Ständigen Ordnungsausschuß weiter zu klären. 


Im folgenden sei zu diesem Thema einem kenntnisreichen westdeutschen Kom- 
mentar das Wort gegeben: 


OFFEN FÜR DIE ZUKUNFT 


Zur Regionalsynode der EKU in West-Berlin 
Von Reinhard Henkys 
(aus: „epd-Ausgabe für kirchliche Presse“ Nr. 24 vom 16. Juni 1970, S. 4a) 


Wer von der westlichen Regionalsynode der Evangelischen Kirche der Union, die Mitte Ju- 
ni in Berlin-Spandau getagt hat, eindeutige Auskünfte darüber erhalten wollte, ob es die 
EKU in einigen Jahren noch geben wird und ob dieser Zusammenschluß von acht Landes- 
kirchen in Ost und West dem Trend zur Auflösung kirchenrechtlicher Bindungen über die 
innerdeutsche Grenze hinweg widerstehen wird oder nicht, dürfte von dem Ergebnis dieser 
Synodaltagung enttäuscht sein. Eindeutige Aussagen darüber, mit welchen kirchenorganisa- 
torischen Größen künftig gerechnet werden muß, enthält keiner der in Spandau gefaßten 
Beschlüsse. Wer jedoch genauer hinsieht, wird gerade dies nicht als enttäuschend, sondern 
als ein positives Element für die Zukunftsgestaltung ansehen. 
In Magdeburg hatten die östlichen Synodalen erklärt: „Die evangelische Kirche der Union 
soll erhalten bleiben und nicht aufgegeben werden.“ Diesen Satz hat die westliche Regional- 
synode sich in der Form zu eigen gemacht, daß sie sagte, die EKU bleibe — unbeschadet 
ihrer Regionalisierung — erhalten. In beiden Sätzen aber wird nichts über die rechtliche 
Gestalt und die Kirchenorganisation festgelegt. Vielmehr zielen sie, wie aus dem Gesamt- 
verlauf der Verhandlungen in Spandau klar zu entnehmen war, darauf hin, das theologische 
Erbe der Unionskirche und ihre Erfahrung in praktizierter Kirchengemeinschaft zwischen 
lutherischen, reformierten und unierten Gemeinden zu erhalten und in den Dienst des Zu- 
sammenwachsens aller protestantischen Kirchen in beiden Teilen Deutschlands zu stellen. 
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Von da aus begrüßte es die westliche Regionalsynode, daß sich die östlichen EKU-Kirchen 
an der Arbeit des DDR-Kirchenbundes beteiligen und daß die westlichen EKU-Gliedkirchen 
in Gemeinschaft mit der Arnoldshainer Konferenz für die Kirchwerdung der EKD im West- 
Bereich eintreten. 

Unter diesem Gesichtspunkt wird verständlich, daß die Beschäftigung mit der Ost-West- 
Problematik der EKU in den Verhandlungen der Regionalsynode einen relativ kleinen Raum 
einnahm. Abgesehen von dem Thema des Verhältnisses von Pfarramt und Gemeinde, dem 
sich die Synode eingehend widmete, richtete sie ihren Blick auf die Chancen, die sich aus 
den überraschenden Wandlungen im Verhältnis der innerprotestantischen Konfession zu- 
einander für eine zukünftige Kirchengemeinschaft von Lutheranern, Reformierten und Unier- 
ten ergeben. Sie nahm positiv zu den Ergebnissen der lutherisch-reformierten Gespräche im 
deutschen und im europäischen Bereich Stellung, in denen die Differenzen aus der Reforma- 
tionszeit aufgearbeitet worden sind. Von den Konsequenzen, die nach der Hoffnung 
der Synode alle Landeskirchen einmal daraus ziehen werden, wird es abhängen, ob 
und in welcher Form die jetzigen besonderen Zusammenschlüsse — neben der EKU 
sind es die Arnoldshainer Konferenz und die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche — 
in Zukunft weiterwirken werden. 4 

Die Synodaltagung in West-Berlin endete zwei Tage nach den Landtagswahlen in drei 
Bundesländern. Unter diesem Gesichtspunkt verdient eine Entschließung zum politischen 
Auftrag der Kirche besondere Aufmerksamkeit, in der es heißt: „Wer der Versöhnung 
dient, darf nicht diffamiert werden. Wir warnen auch davor, in unserem Volke Wunsch- 
vorstellungen aufrecht zu erhalten und zu erwecken, die nicht zu verwirklichen sind. Alle 
mit der Deutschlandpolitik zusammenhängenden Fragen müssen der Notwendigkeit unter- 
geordnet werden, den Frieden in Europa zu erhalten und zu festigen.‘ 

Genau in diesem Sinne hatte sich auch der EKU-Ratsvorsitzende Bischof Fränkel vor der 
Magdeburger Regionalsynode geäußert. Darin, daß die Synode in West-Berlin dies aufnahm, 
wird die tatsächlich vorhandene, an gemeinsamen Aufgaben orientierte kirchliche Gemein- 
schaft zwischen Ost und West sichtbar, unabhängig von Rechts- und Organisationsformen. 


Nach allem ist deutlich, daß das Gespräch über die künftige Verfassungsgestalt 
und Organisationsform der EKU noch nicht abgeschlossen ist. Der leitende Ge- 
sichtspunkt für die Behandlung der EKU-Frage in den DDR-Kirchen ist der der 
Kirchwerdung des Kirchenbundes in der DDR. Dies macht zum Beispiel der Be- 
richt der Kirchenleitung der Kirchenprovinz Sachsen auf der Synodaltagung am 
6. November 1970 in Wernigerode deutlich: 


Die Herstellung der vollen Kirchengemeinschaft und also die Kirchwerdung des Bundes ist 
das erklärte Ziel aller seiner Gliedkirchen. Daß sich auf dem Wege zur vollen Kirchenge- 
meinschaft Konsequenzen für die Evangelische Kirche der Union ergeben würden, war im 
Bericht des Bischofs auf der letzten Tagung der Synode der Kirchenprovinz bereits deut- 
lich ausgesprochen worden, und es war hinzugefügt worden: ‚Wir werden für Entwicklun- 
gen, die sich aus theologischen Sachgebotenheiten für die EKU ergeben, offen sein müssen. 
Versuche der Einwirkungen von außen könnten solche von der Sache her sich ergebenden 
Entwicklungen indessen nur hemmen.“ 

Die Regionalsynode der Evangelischen Kirche der Union, die im Mai d.J. in Magdeburg 
getagt hat, hatte sich mit der Frage zu befassen, ob die Sachgründe, die zur Bildung des 
Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR geführt haben — die klare Ausrichtung un- 
seres Zeugnisses und Dienstes auf die gesellschaftlichen Verhältnisse, in denen wir leben 
und die wir als Bewährungsraum und Auftragsfeld bejahen —, nicht auch für uns als Glied- 
kirchen der EKU Geltung hätten und zu Neuüberlegungen nötigten. Eine institutionelle 
Trennung in zwei Kirchen, wie die Vereinigte. Lutherische Kirche sie vollzogen hatte, wur- 
de nicht beschlossen, da die Verhältnisse bei der EKU anders gelagert sind. Aber es stellte 
sich die Frage, ob die bessere Ausrichtung unseres Zeugnis- und Dienstauftrages in unse- 
rem gesellschaftlichen Lebensraum nicht eine stärkere Eigenständigkeit erfordere. In der 
Gesetzgebung hatte es sich schon längst gezeigt, daß für die in zwei so unterschiedlichen 
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Gesellschaftsordnungen mit so völlig anderen Verhältnissen lebenden Gliedkirchen der EKU 
eine Gemeinsamkeit kaum noch zu praktizieren ist. Die Regionalsynode stand also vor der 
Frage, ob sie die beiden von ihr zu bestätigenden Verordnungen des Rates vom 1. 10. 1968 
als ausreichend ansieht, wonach die Befugnisse der Synode durch Regionalsynoden und die 
Befugnisse des Rates durch Sektionen wahrgenommen worden können, oder ob eine noch 
stärkere Verselbständigung angestrebt werden solle. Die Synode hat erklärt, sie bejahe den 
Weg, der mit den beiden genannten Verordnungen über die Regionalisierung von Synode 
und Rat beschritten ist, halte aber Weiterarbeit an dieser Sache für dringend nötig. Insbe- 
sondere solle die Arbeitsweise des Rates überprüft werden. Diese Aufgabe wird ein von der 
Synode gebildeter Ausschuß übernehmen, der bis zum 1. März 1971 Ergebnisse vorzulegen 
hat. Die Kirchenleitung ist der Auffassung, daß eine kommende Ordnung der Evangelischen 
Kirche der Union das Zusammenwachsen der evangelischen Kirchen in der DDR nicht be- 
hindern dürfe. 

Die Regionalsynode der Evangelischen Kirche der Union in Magdeburg hat die Bildung 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR bejaht und erklärt, daß sie den damit 
eingeleiteten Prozeß des Zusammenwachsens der Kirchen in der Deutschen Demokratischen 
Republik unterstütze. Sie war sich darin einig, daß der mit der Bildung des Bundes ange- 
strebten vollen Kirchengemeinschaft der evangelischen Landeskirchen in der DDR unbe- 
dingte Vorrangigkeit zukommt. Der von der Regionalsynode beschlossene Satz, die EKU 
solle „erhalten bleiben und nicht aufgegeben werden‘, ist unter diesem Vorzeichen zu ver- 
stehen. Eine Festlegung in dem Sinne, daß die EKU eine für alle Zeiten weiterbestehende 
Organisation sein solle, ist damit in keiner Weise beabsichtigt gewesen. Die unierten Kirchen 
sind sich vielmehr mit den lutherischen Kirchen völlig einig darin, daß das Ziel die volle 
Kirchengemeinschaft ist, über deren organisatorische und institutionelle Gestalt sich frei- 
lich jetzt noch nichts sagen läßt. Mit der Ordnung des Bundes ist die Startsituation für ei- 
nen geistlichen Wachstumsprozeß geschaffen worden. Was aus diesem Prozeß des Zusam- 
menwachsens wird, ist jetzt noch nicht festlegbar, auch noch nicht, was das einmal orga- 
nisatorisch für die EKU und die VELK in der DDR zu bedeuten haben wird. Wichtiger als 
alle Zielvorstellungen ist, daß jetzt so viel wie möglich gemeinsam getan wird, daß neu auf- 
tauchende Arbeiten sofort auf der Ebene des Bundes angefaßt und daß alle Gesetzgebungs- 
vorhaben der Gliedkirchen mit dem Bund abgesprochen werden, was von unserer Kirchen- 
leitung bereits praktiziert wird. Daß mehr intendiert ist als nur ein organisatorischer Zu- 
sammenschluß, nämlich eine wirkliche Zeugnis- und Dienstgemeinschaft, zeigen die Lehr- 
gespräche zwischen EKU und VELK/DDR, in denen die gemeinsamen Grundlagen der Ver- 
kündigung nicht erst hergestellt werden müssen, sondern nur festgestellt zu werden brau- 
chen. Wenn sich als Ergebnis des Zusammenwachsens eine evangelische Kirche in der DDR 
herausbilden sollte, so wird sie sicher nicht in einer zentralistischen Organisation bestehen, 
sondern aus Regionalkirchen mit eingegrenzter Souveränität und in einer sinnvollen Grö- 
ßenordnung. 


e) Organisationsfragen 


Der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR war im ersten Jahr seines Be- 
stehens naturgemäß stark damit befaßt, organisatorische und personelle Maßnah- 
men zu treffen. Der Bericht der Kirchenleitungen für die Synodaltagung des 
Bundes vom 26. bis 29. Juni 1970 in Potsdam-Hermannswerder enthält darüber 
folgenden Abschnitt: 


2.0 Die Tätigkeit der Konferenz war in dem Berichtszeitraum notwendigerweise darauf ge- 
richtet, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, den Bund voll arbeitsfähig zu machen. Da- 
gegen ist hier und da Kritik laut geworden. Manche erwarteten, daß der Bund schneller zur 
Arbeit komme, zumal das Pensum, das vor ihm liegt, groß ist. 

Die Konferenz hat aber die Richtlinien, die die Synode auf ihrer 1. Tagung gegeben hat- 
te, beachtet. Sie hat darum, bevor die eigentliche Arbeit begann, die notwendigen Gremien 
nach Arbeitsweise, Aufgabenstellung und personeller Zusammensetzung und die Verknüp- 
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fung ihrer Fachgebiete sorgfältig geplant. Trotzdem ist es relativ schnell gegangen. Diese 
Vorarbeit wird sich nun darin bewähren müssen, daß der Bund in einem wirklich neuen 
Stil arbeitet. 

2.11 Die Konferenz wählte auf ihrer ersten Sitzung, die im Anschluß an die Synode statt- 
fand, den Vorstand und den Leiter des Sekretariats. Die Namen der Gewählten sind be- 
kannt. Der Vorstand teilte die wichtigsten Aufgaben unter sich auf. Der Vorsitzende über- 
nahm die Arbeitsgebiete Verbindung des Bundes zu den Staatsorganen und zu den Kirchen 
in der Bundesrepublik gem. Art. 4.4 der Ordnung des Bundes. Der stellvertretende Vor- 
sitzende, Landesbischof D. Noth, widmet sich vorwiegend den ökumenischen Aufgaben, 
der andere stellvertretende Vorsitzende, Oberkonsistorialrat Juergensohn, der Verbindung 
zu den Gliedkirchen, Pfarrer Kramer bemüht sich um die Interna des Bundes. Präses Braeck- 
lein, inzwischen Landesbischof seiner Kirche, hält die Verbindung zur Synode. Es hat sich 
sehr bewährt, daß der Leiter des Sekretariats in dieser Zeit des Aufbaues der Verwaltung 
ein Jurist ist. 

2.12 Da die Synode keinen reformierten Vertreter in die Konferenz der Kirchenleitun- 
gen gewählt hatte, war die Konferenz nach Art. 14, 2 BO verpflichtet, einen reformierten 
Berater hinzuzuziehen. Nach Konsultation mit den reformierten Gremien in Berlin-Bran- 
denburg und Kirchenprovinz Sachsen wurde Pfarrer Grüber, Hohenbruch, berufen. Als Be- 
rater für das Gebiet der Diakonie berief die Konferenz Oberkirchenrat Dr. Bosinski. 

2.21 Die schwierigste und für die Arbeit in der Zukunft entscheidende Aufgabe der Kon- 
ferenz bestand darin, die in der Bundesordnung nur spärlich angedeuteten spezifischen Ar- 
beitsgremien des Bundes, die Kommissionen und Ausschüsse, hinsichtlich ihres Status fest- 
zulegen und im einzelnen zu bilden. Die Konferenz hat sich beides viel Mühe kosten las- 
sen. Es mußte zwischen den Aufgaben der Leitungsorgane des Bundes, der Synode und der 
Konferenz der Kirchenleitungen, und den Aufgaben der Kommissionen klar unterschieden 
werden. 

„Die Kommissionen haben keine Kompetenzen, sondern Aufgaben. Nicht ihre Zuständig- 
keit, sondern ihre Sachengagiertheit ist wichtig. Es geht in ihnen um Erkenntnisbildung, 
nicht um Entscheidungsbefugnis oder um Weisungsberechtigung‘‘ (Protokoll der Konferenz 
vom 25. 10. 1969). 

So steht in den Aufgabenstellungen für jede Kommission und für jeden Ausschuß an er- 
ster Stelle: Die Kommission hat die Synode und die Konferenz auf ihrem Fachgebiet zu 
beraten. An zweiter Stelle steht, was sich in der künftigen Praxis wahrscheinlich als das 
Umfangreichere und Schwierigere erweisen wird: Die Kommission koordiniert die Aktivi- 
täten ihres Fachgebietes im Raum des Bundes. 

2.22 Nach einiger Mühe verabschiedete die Konferenz Richtlinien über die Arbeitsweise 
der Kommissionen, die dem Studium der Synode empfohlen werden. Hier sei besonders 
auf die $ 1, Abs. 1 und 2 und $ 2, Abs. 1 und 2 hingewiesen. 

2.23 Die Synode hatte auf ihrer ersten Tagung im September 1969 beschlossen, vorerst 
nur zweiKommissionen, und zwar für Ökumene und für Ausbildungsfragen, zu bilden. Der 
Konferenz lag es ob, diesen Kommissionen konkrete Arbeitsaufträge zu geben und ihre per- 
sonelle Zusammensetzung zu regeln. Um das Zusammenspiel der künftigen Kommissionen 
besser planen zu können, hatte die Synode vorerst darauf verzichtet, weitere Kommissio- 
nen zu beschließen. Sie erwartete aber, daß die Konferenz für die Arbeitsgebiete, die keinen 
Aufschub duldeten, gemäß Art. 13, 4 BO vorläufig Ausschüsse bildete. Es ist der Synode 
anheimgestellt, ob sie die Ausschüsse in Kommissionen zu verwandeln oder einige im Sta- 
tus von Dauerausschüssen zu belassen oder ob sie die Arbeitsgebiete anders anzuordnen 
wünscht. 

Die Konferenz ist ihrer Aufgabe in der Art nachgekommen, daß sie für zehn Sachgebiete 
von besonderer Wichtigkeit, Umfang und Dauer zuerst Vorarbeitsgruppen aus fünf bis sechs 
Kennern der Materie berief, die beschlußreife Vorlagen für den Auftrag, die Arbeitsweise 
und die personelle Zusammensetzung der einzelnen Kommissionen bzw. Ausschüsse erar- 
beiten sollten. Die vorläufigen Arbeitsgruppen haben ihren Auftrag mit Sorgfalt und trotz 
erheblichen Zeitaufwandes termingerecht erfüllt. Sie haben besonders auf die Verbindung 
der Sachgebiete untereinander geachtet. Diese Verbindung soll, außer durch die Arbeit des 
Sekretariates, durch eine Reihe personeller Verzahnungen, durch besondere Koordinations- 
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gruppen, in jedem Fall durch den ausdrücklichen Auftrag, Fühlung mit den fachlich benach- 
barten Kommissionen und Ausschüssen zu suchen, hergestellt werden. Die Namen der Mit- 
glieder wurden nicht nach dem Grundsatz der Repräsentation, sondern der möglichst um- 
fassenden Sachkenntnis vorgeschlagen. Bevor die Beschlußvorlagen der Konferenz zugelei- 
tet wurden, wurden sie durch einen besonderen Ausschuß der Konferenz noch einmal ge- 
strafft und aufeinander abgestimmt. 

So hat die Konferenz dann in einer zweitägigen Sitzung am 13. und 14. März dieses Jah- 
res die Beschlüsse über zehn Kommissionen und Ausschüsse gefaßt. Sie finden sie in der 
Anlage zum Bericht. Wir bitten die Synode, zu diesen Beschlüssen Stellung zu nehmen. 

Es seien zwei Hinweise erlaubt. Von dem Ausschuß für Publizistik erwartet die Konfe- 
renz, daß er dem berechtigten Verlangen der Gemeinden Rechnung trägt, über die Arbeit 
und die geplanten Aufgaben des Bundes informiert zu werden. Die Konferenz hat sich 
von Anfang an bemüht, die Öffentlichkeit an ihrer Arbeit teilnehmen zu lassen. 

Besonders schwierig gestaltete sich die Vorarbeit für die ökumenische Kommission. Wir 
haben es einerseits mit Missionsgesellschaften mit ihrer hundertjährigen Tradition und ih- 
rer besonderen Prägung zu tun. Andererseits haben gliedkirchliche Integrationsbemühun- 
gen zu Entwicklungen geführt, die nicht rückgängig gemacht werden sollen. Auf diesem 
Gebiet muß besonders viel koordiniert, integriert und konzentriert werden. 

Die offizielle Verbindung zum ökumenischen Rat, zu anderen ökumenischen Gremien 
sowie zu den anderen Kirchen sind Leitungsaufgaben, die nicht in den Aufgabenbereich 
der ökumenischen Kommission, sondern der Konferenz gehören. Der Konferenz steht für 
diese Aufgabe im Sekretariat ein Referent für ökumenische Beziehungen zur Verfügung: 

2.3 Die Konferenz hat sich eine Geschäftsordnung gegeben. 

Sie ist in der Berichtszeit siebenmal zusammengekommen, davon einmal in einer zweitä- 
gigen Sitzung. 

Da der Bund noch kein eigenes Amtsblatt hat, gilt das Amtsblatt der Ev.-luth. Kirche 
Sachsens vorerst als offizielles Publikationsorgan des Bundes. Diese Regelung kann aber 
nur ein Provisorium sein, das so bald wie möglich in das Definitivum eines Amtsblatt des 
Bundes verwandelt werden müßte. 

2.5 Um ein Rechtsyakuum zu vermeiden, war es nötig, einige Übergangsbestimmungen 
zu beschließen. So übernahm die Konferenz bestehende Kammern, Ausschüsse usw., für 
die bisher die östlichen Ratsmitglieder der EKD zuständig gewesen waren, in die ausschließ- 
liche Verantwortung des Bundes. Der Leiter des Sekretariats wurde beauftragt, Akten, In- 
ventar, Konten und Telefonanlagen der bisherigen Kirchenkanzlei in Besitz zu nehmen. Für 
die Beamten und Angestellten der Kirchenkanzlei wurden Übergangsregelungen geschaffen. 
Die Konferenz beschloß am 15. 9., daß die frühere „Konferenz der Kirchenleitungen‘‘ mit diesem 
Tage zu bestehen aufgehört habe. Die Angestellten der Geschäftsstelle wurden in das Sekre- 
tariat des Bundes übernommen. 

2.6 Hinsichtlich der Sekretäre und Referenten des Sekretariates beschloß die Konferenz, 
kein eigenes Beamtenrecht des Bundes zu schaffen. Sekretäre und Referenten werden von 
ihren Kirchen für die Dienstleistung im Sekretariat des Bundes auf Zeit beurlaubt. 

Alle in Aussicht genommenen Sekretäre und Referenten haben sich zur Verfügung gestellt. 
Sie werden im Laufe dieser Tagung der Synode vorgestellt werden. 

2.7 Für den Rest des Jahres 1969 beschloß die Konferenz einen Wirtschaftsplan. Ein 
Haushaltsplan für 1970, der vom Haushaltsausschuß der Synode am 7. 1. 1970 beschlos- 
sen worden war, legt die Konferenz der Synode zur Verabschiedung vor. Er konnte vorerst 
so gestaltet werden, daß die Gliedkirchen keine höheren Umlagen als bisher zu zahlen ha- 

2.81 Der Distrikt Herrnhut der Ev. Brüderunität wurde durch Vertrag vom 25. 10. 1969 
dem Bunde angegliedert. Der Vertrag sieht vor, daß Herrnhut sowohl auf der Synode wie 
bei der Konferenz durch einen Berater vertreten ist. Diesem Beschluß haben alle Gliedkir- 
chen zugestimmt. Das Kirchengesetz, das nach Art. 20 BO den Beschluß zu bestätigen hat, 
wird der Synode vorgelegt werden. R 

2.82 Das Verhältnis zur Ev. Brüderunität ist trotz ihrer zahlenmäßigen Kleinheit wegen 
ihrer Eigenart und ihrer besonders geprägten Geschichte auf diese Weise geregelt worden. 
Die Konferenz hat jedoch den Beschluß gefaßt, daß einzelne Gemeinden oder Enklaven 
anderer Landeskirchen als solche dem Bund nicht angegliedert werden können. 
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Die im Synodalbericht erwähnte Geschäftsordnung der Konferenz der Kirchen- 
leitungen hat folgenden Wortlaut: 


GESCHÄFTSORDNUNG DER KONFERENZ 
DER EVANGELISCHEN KIRCHENLEITUNGEN IN DER DDR 


Vom 10. Januar 1970 


Die Konferenz der evangelischen Kirchenleitungen in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik gibt sich folgende Geschäftsordnung: 


81 
Die Wahl des Vorsitzenden und seiner Stellvertreter sowie des weiteren Vorstandsmitglie- 
des in der konstituierenden Tagung der Konferenz findet unter Leitung des Präses der Syn- 
ode statt. > 


(1) Die Konferenz tritt mindestens alle zwei Monate zusammen. Zu den Tagungen sollen 
die Mitglieder unter rechtzeitiger Unterrichtung über die hauptsächlichen Verhandlungsge- 
genstände in der Regel 14 Tage vor der Tagung eingeladen werden. Die Mitglieder können 
ihrerseits Tagesordnungspunkte anmelden. Die endgültige Feststellung der Tagesordnung er- 
folgt, erforderlichenfalls durch Beschluß, zu Beginn der Tagung. 

(2) Der Vorstand kann die Konferenz eilig zu außerordentlichen Tagungen einberufen; er 
muß dies tun, wenn fünf Mitglieder oder drei Kirchenleitungen es verlangen. 


8 3 

(1) Die Verhandlungen der Konferenz sind geleitet von dem Ziel, Anliegen, die alle Kir- 
chen gleicherweise berühren, brüderlich zu beraten und in möglichst weitgehender Über- 
einstimmung gemeinsam zu handeln. 

(2) Ist eine Abstimmung notwendig, entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen; 
Stimmenthaltungen sind den Nein-Stimmen nicht zuzurechnen. 

(3) Bei Fragen von besonderer Bedeutung kann die Konferenz vor dem Eintritt in die 
Abstimmung feststellen, daß für die Beschlußfassung die Zustimmung der Mehrheit der An- 
wesenden erforderlich ist. 

(4) Abstimmungen finden offen statt. Auf Antrag eines Mitgliedes muß bei Wahlen, Be- 
rufungen und Ernennungen geheim abgestimmt werden. Diese Vorschrift findet bei der per- 
sonellen Zusammensetzung der Kommissionen nur Anwendung, wenn die Konferenz es be- 
schließt. $4 


Will eine Kirche von der Möglichkeit des Artikels 14 (5) BO Gebrauch machen, so hat sie 
ihren Widerspruch dem Sekretariat schriftlich oder telegrafisch mitzuteilen; die Frist beginnt 
mit dem Eingang des betreffenden Beschlusses bei der Gliedkirche. 


85 
(1) Der Leiter des Sekretariats hat das Recht, Mitarbeiter des Sekretariats zum Vortrag 
und zur Auskunftserteilung zu einzelnen Tagesordnungspunkten in die Sitzungen mitzu- 
bringen. Er bestimmt den Protokollanten der Tagung. 
(2) Die Konferenz kann beschließen, daß sie zu einzelnen Punkten ohne Berater und 
Mitarbeiter tagt. Das geschieht jedesmal bei der Wahl des Vorstandes. 
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(1) Die Tagungen sind nicht Öffentlich. Sie sind vertraulich. Die Kirchenleitungen der 
Mitgliedskirchen des Bundes werden durch ihre Mitglieder in der Konferenz unterrichtet, 
sofern die Konferenz im Einzelfall nicht etwas anderes beschließt. 

(2) Das Protokoll der Konferenztagungen wird von dem Vorsitzenden oder seinem Ver- 
treter, dem Leiter des Sekretariats und dem Protokollanten unterschrieben. Es wird nicht 
veröffentlicht und ist vertraulich. Jedes Mitglied der Konferenz erhält eine Abschrift des 
Protokolls. 
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In den Sitzungen des Vorstandes kann sich der Präses durch einen seiner Stellvertreter 
vertreten lassen; die anderen vier Mitglieder können sich nicht vertreten lassen. 
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Auf jeder Tagung der Konferenz berichten der Vorstand und das Sekretariat über ihre Tä- 
tigkeit zwischen den Tagungen. s9 


Für die Durchführung der Beschlüsse der Konferenz ist das Sekretariat verantwortlich. Der 
Leiter hat dem Vorstand über auftretende Schwierigkeiten bei der Durchführung Bericht 
zu erstatten. g 10 


Diese Geschäftsordnung kann mit Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder der Konferenz 
geändert werden. 


Für die Arbeit der Organe und vor allem für das Sekretariat des Bundes werden 
vorläufig fünf Arbeitsbereiche unterschieden, die zum Teil wiederum in Sachge- 
biete gegliedert sind: 

Arbeitsbereich 1: Leitung und Koordinierung; 

Arbeitsbereich 2: Verkündigung und Dienst mit den Sachgebieten Theologie, 

Gemeinde, Kirche und Gesellschaft, Publizistik; 

Arbeitsbereich 3: Ökumene; 

Arbeitsbereich 4: Zurüstung zum Dienst mit den Sachgebieten Ausbildung, 

Unterweisung, Jugendarbeit; 
Arbeitsbereich 5: Recht, Organisation, Finanzen mit den Sachgebieten Recht, 
Finanzen. 

Den Sachgebieten entsprechen durchweg Kommissionen und Ausschüsse (s. 
hierzu Kirchl. Jahrbuch 1969, S.276—-280). Die Bundessynode hatte zunächst 
zwei Kommissionen gebildet (für Ökumene und Ausbildung) und die Bildung 
von Ausschüssen der Konferenz der Kirchenleitungen überlassen. Der folgende 
Bericht gibt einen Überblick über die Kommissionen, Ausschüsse, deren Zusam- 
mensetzung und erste Arbeitsaufträge. Innerhalb oder in Verbindung mit den 
Ausschüssen werden für Einzelaufgaben Facharbeitskreise gebildet. 


ENTSCHEIDUNG ÜBER KOMMISSIONEN UND AUSSCHÜSSE DES BUNDES 


Konferenz der Kirchenleitungen tagte 
„Evangelischer Nachrichtendienst in der Deutschen Demokratischen Republik“ 
XXIII/11 vom 18. März 1970, $. 2/3) 


Die Konferenz der evangelischen Kirchenleitungen, das Leitungsorgan des Bundes der Evan- 
gelischen Kirchen in der DDR, hat unter Vorsitz von Bischof D. Albrecht Schönherr am 13. 
und 14. März in Berlin getagt, um über die Bildung und Besetzung von Ausschüssen und 
Kommissionen des Bundes zu entscheiden. Vorlagen dafür hatten in den vorangegangenen 
Monaten vorbereitende Arbeitsgruppen entwickelt, die gemäß einem früheren Beschluß der 
Konferenz, zehn Bereiche kirchlichen Dienstes als Arbeitsgebiete von Kommissionen oder 
Ausschüssen ins Auge zu fassen, tätig waren. 
- Die Konferenz hielt an den zehn Sachbereichen fest. Die Bildung von Kommissionen für 
„Ökumene“ und für „Ausbildung‘‘ war bereits im September v.J. von der Bundessynode 
beschlossen worden. Alle anderen Sachbereiche sollen nach der Entscheidung der Konfe- 
renz der Kirchenleitungen von Ausschüssen bearbeitet werden, an deren Umwandlung in 
Kommissionen gemäß Art. 9,4 der Ordnung des Bundes vorerst noch nicht gedacht ist. In 
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einer Verlautbarung des Sekretariats des Bundes dazu heißt es: „Man möchte sozusagen ei- 
ne zu frühzeitige Profilierung des Begriffes Kommission vermeiden, um hier mehr Erfahrun- 
gen zu sammeln. Die Kommissionen sollen eine wirklich neue Arbeitsform sein, die die 
Konferenz schöpferisch berät und für diese Beratung Fachleute hinzuzieht, Erfahrungen in 
allen Landeskirchen sammelt, Studienprojekte in Angriff nimmt, und sich über den theore- 
tischen und praktischen Sachstand der Thematik in der Ökumene orientiert.“ 

Die Konferenz beschloß die Bildung folgender Ausschüsse: „Theologischer Ausschuß“, 
„Zeugnis und Gestalt der Gemeinde“, „Kirche und :Gesellschaft“, „Kirchliche Erziehung 
und Unterweisung“, „Kirchliche Jugendarbeit“, „Publizistischer Ausschluß“, „‚Rechtsaus- 
schuß‘, „Finanzausschuß‘“, Die Geschäftsführung dieser Ausschüsse liegt in den Händen 
von Referenten, wofür von der Konferenz personelle Vorschläge gemacht wurden. Ebenso 
wurden die Vorschläge der vorbereitenden Arbeitsgruppen für die personelle Zusammenset- 
zung der Ausschüsse erörtert. Als Sekretär für die Kommission ‚‚Ausbildung‘ wurde Ober- 
konsistorialrat Lic. Wätzel berufen. Über die Berufung eines Sekretärs für die Kommission 
„Ökumene“ wurde noch nicht endgültig entschieden; Referent für ökumenische Beziehun- 
gen im Sekretariat des Bundes ist bereits seit Oktober 1969 Oberkirchenrat Pabst. In der 
Verlautbarung des Sekretariats heißt es, man habe ‚auch in den Personalfragen den Versuch 
gemacht, landeskirchliche, konfessionelle und hierarchische Gesichtspunkte in den Hinter- 
grund treten zu lassen zugunsten von Fachleuten“. 

Als Arbeitsvorschläge oder direkte Arbeitsaufträge für die Kommissionen und Ausschüsse 
setzte die Konferenz einige Schwerpunkte in dem Bestreben, „manche Konturen der künfti- 
gen Gestalt des Bundes hervortreten“ zu lassen. So wurden der Kommission „Ausbildung“ 
als Sofortaufgaben aufgegeben die „Neuordnung und Spezialisierung aller Arten von Pfarrer- 
fortbildung‘“, die ‚„‚Koordinierung und Profilierung aller vortheologischen Ausbildung“, die 
„gemeinsame Regelung der Ausbildung der Theologen zwischen dem 1. und 2. Examen“, die 
„Regelung der gemeindehelferischen bzw. katechetischen Ausbildung für B-Kirchenmusiker“, 
die „Koordinierung der gemeindehelferischen und katechetischen Ausbildung für Jugendar- 
beit‘ und die „übereinstimmende Verwaltungsausbildung‘‘. Dem ‚Theologischen Ausschuß“ 
wurde als ein maßgeblicher Gesichtspunkt genannt, Theologie solle getrieben werden ‚‚zu- 
gunsten des Zusammenwachsens der Kirchen und Gemeinden innerhalb des Bundes‘‘, dem 
Ausschuß „Zeugnis und Gestalt‘ wurde aufgegeben, über die „Gestalt der Gemeinde in der 
DDR in der Konsequenz ihres Auftrages und in Korrespondenz zu ihrer Umwelt‘‘ Forschun- 
gen anzustellen, für den Ausschuß „Kirche und Gesellschaft‘ soll es vornehmlich um die 
Untersuchung der „Konkretisierung des christlichen Zeugnisses heute im Wandel von Welt 
und Gesellschaft‘ gehen. 

Die Arbeitsaufgaben verschiedener Ausschüsse, so wurde in der Verlautbarung erklärt, 
„sind durchaus ‚kommissionswürdig‘, aber Konzeptionen und Arbeitsweise sind gewisser- 
maßen noch ‚unterentwickelt‘. Der Bund darf hier keine Zeit verlieren, aber auch keine 
zu große Eile haben, und die Praxis muß stärkeres Gewicht besitzen als eine vorauslaufen- 
de einengende Theorie“. 


Auch die beiden nachstehenden ena-Berichte geben einen Einblick in die Orga- 
nisation und Arbeit der neuen Ausschüsse und Kommissionen: 


BERATUNGSGREMIEN DES KIRCHENBUNDES AN DER ARBEIT 


Erste Kommissionen und Ausschüsse konstituiert 
(„Evangelischer Nachrichtendienst in der Deutschen Demokratischen Republik“ 
XXIII/19 vom 13. Mai 1970, S. 3/4) 


Von den zehn benannten Kommissionen und Ausschüssen des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR, die der Bearbeitung konkreter Bereiche kirchlichen Dienstes und der 
Fachberatung der Leitungsorgane des Bundes dienen sollen, haben sich in den letzten Wo- 
chen bereits einige konstituiert und über erste praktische Arbeitsvorhaben verständigt. Wie 
dazu verlautet, war es ein auffallendes Merkmal der konstituierenden Sitzungen, daß schon 
die ersten Diskussionen stark von gesamtkirchlichen Gesichtspunkten getragen waren und 
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große Bereitschaft zeigten, sich von gesamtkirchlicher Verantwortung leiten zu lassen und 
zu ihrer Wahrnehmung auch neue Wege zu beschreiten. 

Die 22 Mitglieder zählende Kommission für Ökumene wählte bei ihrer Konstituierung 
am 27. April Landesbischof D. Noth (Dresden) zum Vorsitzenden und Direktor Dr. Blau- 
ert (Berlin) zu dessen Stellvertreter. Das Programm der Kommission für die nächste Zeit 
hat vier Schwerpunkte, für deren Bearbeitung kleine Fachgruppen eingesetzt wurden. Er- 
stens soll versucht werden, die derzeitigen Aktivitäten in den Bereichen von „Glauben und 
Kirchenverfassung“ (Faith and Order), Catholika-Fragen und Orthodoxie-Erforschung zu- 
sammenzufassen und zu koordinieren, zweitens soll es um die mit der Tätigkeit der Mis- 
sionsgesellschaften und deren Zusammenarbeit mit den verfaßten Kirchen zusammenhän- 
genden Fragen gehen, die dritte Fachgruppe wird sich Grundsatzfragen der ökumenischen 
Diakonie widmen, und viertens schließlich gilt es, Grundlagen und Systematik einer um- 
fassenden Information und Dokumentation für das Gebiet Ökumene zu schaffen bzw. 
nutzbar zu machen. 

Zum Vorsitzenden des am 6. Mai konstituierten Rechtsausschusses des Kirchenbundes 
wurde der Präsident des sächsischen Landeskirchenamtes, Dr. Johannes, zu seinem Stell- 
vertreter der Berliner Konsistorialpräsident Kupas gewählt. Der Rechtsausschuß will sich 
zunächst Grundsatzfragen des kirchlichen Personalrechts, also beispielsweise des Pfarrer- 
dienstrechtes, auch in seiner Beziehung zum Status der anderen kirchlichen Mitarbeiter, 
des Verhältnisses zwischen Kirchenbeamten und kirchlichen Angestellten usw. sowie mit 
den heute vielfach nicht mehr als realistisch angesehenen Grundlagen des kirchlichen Ar- 
beitsvertragsrechts befassen. Für die Frage des Arbeitsvertragsrechtes wurde eine vom Rechts- 
ausschuß und vom Finanzausschuß des Bundes gemeinsam beschickte Arbeitsgruppe gebil- 
det. 

Im übrigen will der Finanzausschuß, der sich am 7. Mai konstituierte und Oberkirchenrat 
Dr. Dörre (Eisenach) zum Vorsitzenden sowie Oberlandeskirchenrat Dr. Heimbold (Dres- 
den) zu dessen Stellvertreter wählte, Fragen der Kirchensteuer zum ersten Schwerpunkt 
seiner Arbeit machen. Es bestand Einmütigkeit darüber, daß diese Frage nicht allein unter 
finanziellen Aspekten zu sehen ist, sondern es mit dem Gemeindeleben als ganzem zu tun 
hat und daher auch in einem weiteren Stadium der Erörterung in Gemeinschaft mit dem 
Ausschuß ‚Zeugnis und Gestalt der Gemeinde““ bearbeitet werden sollte. 

Am 12. Mai fand die Konstituierung der Kommission für Ausbildung statt, ihr folgte am 
13.Mai die Konstituierung des Ausschusses für kirchliche Jugendarbeit. Aus beiden Sitzun- 
gen sind Ergebnisse und Beschlüsse bisher nicht bekannt. 


KONFERENZ DER KIRCHENLEITUNGEN TAGTE 


(Auszug aus dem „Evangelischen Nachrichtendienst 
in der Deutschen Demokratischen Republik‘ Ausgabe A vom 18. November 1970) 


Die Konferenz der evangelischen Kirchenleitungen, das Leitungsorgan des Bundes der Evan- 
gelischen Kirchen in der DDR, hielt am 14. November in Berlin unter Leitung von Bischof 
D. Schönherr eine turnusmäßige Sitzung, auf der die Arbeit der Kommissionen und Aus- 
schüsse des Bundes breiten Raum einnahm. Die Ökumenische Kommission wurde angewie- 
sen, möglichst umgehend die mit dem Anti-Rassismus-Programm des Ökumenischen Rates 
zusammenhängenden Fragen zu prüfen und ein Gutachten dazu vorzulegen, das der Konfe- 
renz eine fundierte Beratung und Stellungnahme zu dem Programm ermöglicht. Zugestimmt 
wurde der Bildung eines Facharbeiterkreises für Tauffragen, der im Rahmen des Theologischen 
Ausschusses tätig sein soll, jedoch der Konferenz der Kirchenleitung unmittelbar Bericht er- 
stattet. Ferner erhielt der Theologische Ausschuß den Auftrag, die Bildung eines Facharbeits- 
kreises Konfirmation und Abendmahl vorzubereiten. An den Rechtausschuß erging der 
Auftrag, einen Facharbeitskreis vorzubereiten, der sich mit der Schaffung eines gemeinsa- 
men Pfarrerdienstrechtes für alle Gliedkirchen des Bundes befassen soll. Der von der EKU 
und der VELK bereits gebildete gemeinsame und damit alle Gliedkirchen in der DDR um- 
fassende Ausschuß für Fragen der kirchlichen Lebensordnung wurde übereinstimmend als 
eine Funktion auch des Kirchenbundes angesehen; seine Geschäftsführung soll deshalb beim 
Sekretariat des Bundes liegen. 
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Die Konferenz der Kirchenleitungen hatte bereits am 22. November 1969 Richt- 
linien für die Arbeit der Kommissionen beschlossen, die auch auf die Ausschüsse 
sinngemäß Anwendung finden sollen (s. Kirchl. Jahrbuch 1969, S. 277£f.). Die 
Synode faßte jetzt hierzu folgenden Beschluß: 


Die Synode hält die von der Konferenz der Ev. Kirchenleitungen erarbeiteten Richtlinien 
für die Arbeit der Kommissionen des Bundes im gegenwärtigen Stadium für eine brauchba- 
re Grundlage für die Arbeit der Kommissionen und Ausschüsse und bittet diese, bis zu ei 
ner neuen Regelung. diesen Richtlinien gemäß zu arbeiten. 

(Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR, Potsdam 26. bis 29. Juni 
1970.) 


Von der Errichtung weiterer Kommissionen oder von der Umwandlung von Aus- 
schüssen in Kommissionen sah die Synode vorerst ab. 


f) Reformbestrebungen 


Auf dem Wege zur Gründung des Kirchenbundes in der DDR und in der Ar- 
beitsorganisation nach seiner Gründung haben Fragen der gesamtkirchlichen 
Zusammenarbeit im Kirchenbund oder in Absprache mit dem Kirchenbund 
einen besonders breiten Raum eingenommen. Die Notwendigkeit hierzu liegt 
auf der Hand, da die acht Gliedkirchen des Kirchenbundes ohne Ausnahme ei- 
ner zweiten überlandeskirchlichen Vereinigung angehören, entweder der VELK 
oder der EKU. Alle Beteiligten können nur dann ein Gegen- oder Nebeneinan- 
der vermeiden, wenn sie über Zusammenarbeit und Abgrenzung präzise Verein- 
barungen treffen. 

Es kam als weiterer Faktor die sofort einsetzende Bereitschaft hinzu, über Or- 
ganisationsvereinbarungen hinauszugehen und auf dem Wege über Lehrgespräche 
eine Basis für eine Kirchwerdung des Kirchenbundes zu schaffen mit allen Kon- 
sequenzen, die sich daraus für konfessionelle Spaltung, autonomes Landeskir- 
chentum und nicht zuletzt auch für die Fortexistenz von EKU und VELK erge- 
ben. Schon denkt man auch in führenden kirchlichen Kreisen als Fernziel an ei- 
ne sinnvolle Neugliederung des gesamten Kirchengebietes des Kirchenbundes in 
föderative Kirchenbezirke und an ein neues Konzept für ein ausgewogenes Ver- 
hältnis zwischen Gesamtkirche und Territorialkirche. 

Für diese Reformvorstellungen sind die Umstände in der DDR auch deshalb 
günstig, weil die Gliedkirchen des Kirchenbundes überwiegend in lutherischer 
Tradition stehen und sich auf diese Weise die Aufgabe für Lehrgespräche anders- 
artig als in den westdeutschen Gebieten stellt. So sind im Kirchenbund derDDR 
Fragen der organisatorischen Zusammenarbeit zwischen Kirchenbund, EKU, 
VELK und den Gliedkirchen zugleich verquickt mit weitergehenden Reformvor- 
stellungen auf der Grundlage von Lehrvereinbarungen. Das Ergebnis ist ein inein- 
ander verschränkter Komplex von Kooperations-, Lehrgesprächs- und Reform- 
aktivitäten, in die hier ein dokomentarischer Einblick gegeben werden soll. 

Es folgen hier einige Dokumente aus der Berichtszeit, die einen Überblick über 
den Gesamtkomplex geben. In dem Bericht der Konferenz der Kirchenleitungen 
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für die Synode des Kirchenbundes vom 26. bis 29. Juni 1970 in Potsdam-Her- 
mannswerden heißt es hierzu: 


3.1 Nach Art.1, 1BO ist es erklärtes Ziel des Bundes, die Gemeinschaft der in ihm zu- 
sammengeschlossenen Kirchen zu vertiefen. Dem soll eine verstärkte Zusammenarbeit die- 
nen, die u.a. die nunmehr gebildeten Kommissionen und Ausschüsse gewährleisten sollen. 
Das soll aber auch durch unmittelbare Kontakte zwischen den Organen des Bundes und 
denen der Gliedkirchen und zwischen den Gliedkirchen untereinander erreicht werden. Der 
Vorstand hat einen Anfang gemacht, indem der Vorsitzende oder ein anderes Vorstands- 


mitglied oder auch der Leiter des Sekretariates an den Tagungen der Synode der Gliedkir- 
chen teilgenommen haben. 


Die Gliedkirchen sind übereingekommen, sich über beabsichtigte Beschlüsse und Gesetze, 
soweit sie von allgemeiner Bedeutung sind, vorher zu konsultieren. 

3.2 Der Bund hofft, mit den bestehenden gliedkirchlichen Zusammenschlüssen, der 
VELKDDR und EKU zu intensiver Zusammenarbeit zu kommen. Auch aus diesem Grun- 
de — neben der fachlichen Eignung — hat die Konferenz eine Reihe von Mitgliedern bei- 
der Kanzleien in die Kommissionen und Ausschüsse berufen. Sie war erfreut, von der Kir- 
chenleitung der VELKDDR in einem Brief vom 23. 12. 1969 zu erfahren, daß diese es für 
möglich hält, die Aufgaben des Ökumenischen Ausschusses, des Missionsausschusses, des 
Ausschusses für Fragen des gemeindlichen Lebens und des Katholikakreises auf entsprechen- 
de Gremien des Bundes zu übertragen. Ein entsprechendes Angebot für den publizistischen 
Ausschuß war schon früher gemacht worden. Die Kirchenleitung der VELK würde es begrü- 
ßen, wenn der Bund sich einigen wichtigen Aufgaben zuwenden würde, die dringend der 
Klärung bedürfen, und sagt dafür die Mitarbeit ihrer Kirche zu. Sie nennt als solche Aufga- 
ben das Verständnis von Amt und Aufgaben des Pfarrers zu klären, ein Glaubensbuch für 
Erwachsene zu schaffen, Handreichungen für die Unterweisung von Erwachsenen zu erar- 
beiten und das Problem der Predigt heute von Grund auf zu erörtern. Dies alles sind in 
der Tat ebenso dringende wie schwierige Aufgaben. Es ist von großer Wichtigkeit, daß 
der Bund dieses Angebot voll aufnimmt und mit Hilfe der Kommissionen die Arbeit an- 
packt. 

Auch der Rat der EKU hat den Willen zu intensiver Zusammenarbeit kundgegeben und 
die Konferenz in einem Schreiben zu einem Gespräch mit ihm eingeladen. Die Konferenz 
wird dieser Einladung gern folgen. Sie hat das Sekretariat angewiesen, sowohl mit dem 
Lutherischen Kirchenamt wie mit der Kirchenkanzlei der EKU vorbereitende Gespräche 
zu führen. 

Die Regionalsynode der EKU in Magdeburg hat sich mit einem klaren Beschluß in der 
gleichen Richtung geäußert: „Synode bejaht, daß sich ihre Gliedkirchen an der Bildung 
des Bundes beteiligt haben und unterstützt den Prozeß des Zusammenwachsens der Kir- 
chen in der DDR, der damit eingeleitet wurde.‘ 

3.3 Gespräche über eine verstärkte Zusammenarbeit sind um so hoffnungsvoller, als sie 
auf dem Hintergrund der luth.-reformierten Lehrgespräche geführt werden können, die 
auch auf dem Boden der DDR begonnen haben. Gesprächspartner sind hier die VELK in 
der DDR und die EKU, der Bund ist — allerdings äußerst interessierter — Beobachter. 
Ähnliche Gespräche finden auch in der Bundesrepublik und in Frankreich statt. Auf 
europäischer Ebene haben sie in der Osterwoche dieses Jahres in Leuenberg bei Basel gu- 
te Fortschritte gemacht. Dort wurde den lutherischen, reformierten und unierten Kirchen 
Europas empfohlen, eine „„‚Konkordie“ anzustreben. Die reformatorischen Kirchen sollen 
darin erklären, daß die noch immer bestehende Kirchentrennung aufgehoben und aufgrund 
der Übereinstimmung in dem entscheidenden Glaubensartikel von der Rechtfertigung allein 
aus Gnaden die volle Kirchengemeinschaft hergestellt wird. Das ist auch das Ziel der Ge- 
spräche auf unserem Boden: Keine Union nach historischem Muster, schon gar nicht eine 
zentralistisch geleitete Superkirche, sondern volle Kirchengemeinschaft, d.h. Abendmahls- 
und Kanzelgemeinschaft, zwischen den einzelnen Kirchen. Sie sollen ihre traditionelle Prä- 
gung nicht einer mutwilligen Uniformierung aufopfern. Der Bund dieser Kirchen wird sich 
wesentlich als Zeugnis- und Dienstgemeinschaft verstehen. 


289 


Schon vorher hatte sich das Sekretariat des Bundes der Evangelischen Kirchen 
in der DDR mit einer Verlautbarung vom 16. März 1970 zu Lehrgespräch und 
Koordinierung der praktischen Arbeit geäußert (aus epd-ZA Nr. 60 vom 24. März 
1970, S.6): 


Der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR hat mit Interesse von dem Lehrgespräch 
Kenntnis genommen, das zwischen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der 
DDR und der Evangelischen Kirche der Union begonnen hat. Er begrüßt es, daß das Ziel 
des Gesprächs die Kirchengemeinschaft der im Bund zusammengeschlossenen Landeskir- 
chen ist. Der Bund sieht es als entscheidend an, daß bereits zu Beginn des Gesprächs in 
Aussicht genommen wurde, eine gemeinsame Lehrgrundlage zu erarbeiten, die auf den Ver- 
kündigungsauftrag der Kirche heute ausgerichtet ist. Er wird den weiteren Verlauf dieses 
Gesprächs aufmerksam verfolgen. 

Der Bund hat auch die von der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der DDR 
ausgesprochene Bereitschaft zur Koordinierung ihrer Arbeit mit seinen Aufgaben dankbar 
aufgenommen. In einem Schreiben an den Bund hat sich die Kirchenleitung der VELKDDR 
bereit erklärt, bestimmte bisher von ihr wahrgenommene Aufgaben an ihn zu delegieren, so- 
fern er sich in der Lage sieht, sie in seine Verantwortung zu übernehmen. Daneben hat die 
Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche in der DDR auf verschiedene Probleme hingewie- 
sen, denen sich der Bund in seiner Arbeit zuwenden sollte, wobei die VELKDDR bereit ist, 
sich kooperativ daran zu beteiligen. Ein Gespräch von Vertretern des Rates der EKU mit 
Vertretern des Bundes über ähnliche grundsätzliche und praktische Fragen wird für die 
nächste Zeit erwartet. 


Diese Verlautbarung bezieht sich auf das von,der Generalsynode der VELK vor- 

geschlagene Lehrgespräch zwischen VELK und EKU, deren erstes am 16. De- 

zember 1969 in Leipzig stattfand, sowie auf ein Schreiben des Lutherischen 

Kirchenamtes der VELK in der DDR vom 23. Dezember 1969 an den Kirchen- 

bund, in dem die Übertragung bestimmter Ausschußarbeiten der VELK an den 

Kirchenbund vorgeschlagen wurde. Zu beiden s. Kirchl. Jahrbuch 1969, S. 282ff. 
Die VELK in der DDR setzte auch 1970 ihre besondere Aktivität in dieser 

Hinsicht fort. Die Kirchenleitung berichtete der Generalsynode der VELK in 

der DDR zu ihrer Tagung vom 16. bis 20. September 1970 in Schwerin über 

das Lehrgespräch: 


KOMMISSION FÜR DAS LEHRGESPRÄCH 


Mit dem Ziel, eine Kirchengemeinschaft der im Kirchenbund zusammengeschlossenen Lan- 
deskirchen in der DDR herzustellen, hat die Generalsynode in ihrer Entschließung vom 

6. 7. 1969 der Evangelischen Kirche der Union Lehrgespräche vorgeschlagen, die auf die 
gegenwärtige Situation der Verkündigung ausgerichtet sein sollen. Die EKU hat diesen Vor- 
schlag angenommen und der Bildung einer Kommission für das Lehrgespräch zugestimmt. 

In die Kommission wurden berufen: 

Von der VELK in der DDR: 

Rektor Gienke, Schwerin; Superintendent Leich, Lobenstein; Kirchenrat Dr. Saft, Eisen- 
ach; Oberkirchenrat Dr. Tannert, Dresden; Dozent D. Dr. Voigt, Leipzig; Studentenpfarrer 
Dr. Wiebering, Rostock; Kirchenrat Zeddies, Berlin, als Geschäftsführer. 

Von der EKU: 

Dozent Klär, Berlin; Generalsuperintendent Dr. Lahr, Potsdam; Moderator Langhoff, Bran- 
denburg; Dozent Dr. Rogge, Berlin; Dozent Dr. Seils, Naumburg; Studienleiter Dr. Schulz, 
Greifswald; Präsident D. Hildebrandt, Berlin, als Geschäftsführer. 

Zu den Vorsitzenden der Kommission wurden Dozent D. Dr. Voigt von den Vertretern 
der VELK und Generalsuperintendent Dr. Lahr von den Vertretern der EKU gewählt. Die 


290 


Kommission ist bisher zu zwei Sitzungen zusammengetreten: am 16. 12. 1969 in Leipzig, 
vom 22. bis 24. 4. 1970 in Buckow/Märkische Schweiz. 

In der Kommission besteht Übereinstimmung darüber, daß das Lehrgespräch einer Kir- 
chengemeinschaft der im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR zusammengeschlos- 
senen Gliedkirchen der VELK und der EKU zu dienen hat. Es hat seine Aufgabe in der 
Erarbeitung einer Lehrgrundlage, die auf die gegenwärtige Situation der Verkündigung aus- 
gerichtet sein soll. Demgemäß befaßt sich die Kommission zunächst mit der Frage „Wie 
verkündigen wir heute Rechtfertigung?“ Sie hat damit einen entsprechenden Vorschlag 
der Generalsynode aufgenommen. Die Kommission geht davon aus, daß die Rechtferti- 
gung durch Christus die Mitte der Verkündigung ist. Sie ist darum bemüht, das Verständ- 
> der Rechtfertigung zu formulieren und dem Menschen von heute verstehbar zu ma- 
chen. 


Auch der Leitende Bischof der VELK, Landesbischof D. Dr. Niklot Beste, ging 
in seinem Bericht vor der Generalsynode in Schwerin auf das Lehrgespräch wie 
folgt ein: 


Am 6. Juli 1969 hat die Generalsynode der Vereinigten Kirche in Eisenach eine bedeutsa- 
me Entschließung gefaßt. Die Organe der Vereinigten Kirche haben seither versucht, den 
Inhalt dieser Entschließung für ihre Arbeit grundleglich zu machen. Die Generalsynode 
brachte damals deutlich zum Ausdruck, daß sie eine Kirchengemeinschaft aller evangeli- 
schen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik anstrebt. Dabei kam es nach 
der Entschließung in der Generalsynode darauf an, einem restaurativen Konfessionalismus 
zu wehren, aber auch auf eine Kirchengemeinschaft zu dringen, in der die Grundlagen der 
Verkündigung in Übereinstimmung aller Beteiligten klar sind. Dazu sind die Lehrgespräche 
zwischen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche und der Evangelischen Kirche 
der Union vorgesehen und nun auch begonnen worden. Es ist heute dankbar festzustellen, 
daß nach den vorgelegten Berichten bei diesen Gesprächen eine brüderliche Grundeinstel- 
lung zutage trat und daß das Bemühen dahin geht, gründlich und sorgfältig die Fragen der 
Verkündigung der Rechtfertigung durch Jesus Christus in die Mitte zu stellen und den 
Menschen von heute verständlich zu machen. 

Solche Lehrgespräche werden in der Gegenwart auch außerhalb unserer Kirchen innerhalb 
der Deutschen Demokratischen Republik, nämlich in ganz Deutschland, und darüber hinaus 
im Rahmen des Lutherischen Weltbundes und von diesem mit anderen konfessionellen 
Weltbünden geführt. Wir sind dankbar, wenn wir erkennen, daß in diesen Fragen die ge- 
meinsamen theologischen und kirchlichen Anliegen für die evangelischen Kirchen der Re- 
formation in Deutschland ins Auge gefaßt werden. Wir sind dankbar, wenn sich Gelegen- 
heit gibt, mit unseren Brüdern aus den lutherischen Kirchen auch außerhalb der Deutschen 
Demokratischen Republik in offener Aussprache und in innerer Gemeinschaft handeln zu 
können. Es werden jetzt bald 35 Jahre vergangen sein, seit der Weg zu einer Evangelisch- 
Lutherischen Kirche Deutschlands eingeschlagen wurde. Wenn Gott uns jetzt dahin führt, 
daß wir zu einer größeren Gemeinschaft, also von der kleinlutherischen Lösung, wenn ich 
einmal so sagen darf, zu einer anderen, auf der Grundlage der lutherischen Reformation 
entstehenden Lösung kommen und über bisherige Grenzen hinwegschreiten können, dann 
wollen wir dankbar sein. Jedenfalls muß der Beitrag, den die lutherischen Kirchen in der 
Gegenwart bei allen auch neu aufgebrochenen Fragen in der Theologie und zu dem Dienst 
der Kirche in der Welt zu leisten haben, von uns sorgfältig beachtet und ausgeführt wer- 


den. 


Die Kirchenleitung der VELK hatte auf Grund eines Beschlusses ihrer General- 
synode vom 6. Juli 1969 einen Ausschuß zur Intensivierung der kirchlichen Ge- 
meinschaft eingesetzt. Dieser Ausschuß erstattete der Generalsynode auf ihrer 
Tagung vom 16. bis 20. September 1970 in Schwerin seinen Bericht. Er gibt 
einen sehr interessanten Einblick in die Bemühungen der Kirchen in der DDR 
um Intensivierung, Kooperation und Konzentration. 
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BERICHT DES AUSSCHUSSES DER VELK 
IN DER DDR ZUR INTENSIVIERUNG DER KIRCHLICHEN GEMEINSCHAFT 


Auf ihrer Tagung in Eisenach 1969 hat die Generalsynode die Bildung eines ständigen Aus- 
schusses zur Intensivierung der kirchlichen Gemeinschaft beschlossen. Er hat zweimal ge- 
tagt. 

Mitgearbeitet haben Landesbischof D. Braecklein, Eisenach; Rektor Gienke, Schwerin; 
Dozent Dr. Haufe, Pönitz; Präsident Dr. Johannes, Dresden; Superintendent Leich, Leben- 
stein; Landesjugendpfarrer Mönch, Eisenach; Kirchenrat Schill, Schwerin; Pfarrer Dr. Wet- 
zel, Leipzig; Kirchenrat Zeddies, Berlin. 

Die Eisenacher Entschließung enthielt folgende Aufgabenstellung: 

1. die spezifischen Aufgaben der Vereinigten Kirche in der DDR zu profilieren, 

2. Empfehlungen für eine Koordinierung und Integrierung der Arbeit der Vereinigten Kir- 
che mit der ihrer Gliedkirchen zu geben, 

3. Vorschläge für die Zusammenarbeit der Vereinigten Kirche mit dem Bund der Evange- 
lischen Kirchen unter dem Gesichtspunkt einer Aufgabendelegierung vorzulegen. 

Der Ausschuß hat in seiner ersten Sitzung die neue Situation erörtert, die mit der Bildung 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR entstanden ist. Die Arbeit der Vereinig- 
ten Kirche sollte an der in Aussicht genommenen Kirchengemeinschaft orientiert sein. Hier- 
bei kommt dem Lehrgespräch grundlegende Bedeutung zu. 

In diesem Zusammenhang hat der Ausschuß beraten, wie die Gemeinschaft innerhalb 
der Vereinigten Kirche intensiviert werden kann, welche spezifischen Aufgaben nach wie 
vor gegeben sind, und welche Aufgaben teilweise oder ganz im Rahmen des Bundes wahr- 
genommen werden müßten. 

1. Intensivierung der Gemeinschaft innerhalb der Vereinigten Kirche. Folgende Vorschläge 
werden gemacht: 

a) Zusammenkünfte der Präsidien der Landessynoden und der Generalsynode zur Infor- 
mation und Arbeitskoordinierung. 

b) Gegenseitige Fühlungnahme der Landeskirchenämter. 

c) Kontakte auf der mittleren Ebene durch konventsweise Besuche oder Einladung von 
Gästen und Referenten aus einer der Gliedkirchen zu Konventen auf Kirchenkreisebene. 

d) Vereinbarung von Besuchs- und Studienreisen zwischen den Gliedkirchen, wobei die 
Teilnehmer unter dem Gesichtspunkt der Multiplikationsmöglichkeit aus Vertretern der je- 
weiligen Kirchenleitung der Synode, der Katecheten, Gemeindepfarrer, Diakone, Jugend- 
und Studentenarbeit u.a. bestehen sollten. Der Kirchenleitung der VELK wird empfohlen, 
die Gliedkirchen anzuregen, Einladungen zu derartigen offiziellen Besuchen von Kirche 
zu Kirche auszusprechen. 

e) Verstärkung der Kontakte zwischen den Gliedkirchen auf VELK-Ebene durch Konsul- 
tationen über anstehende Sachfragen. Angeregt wird ein Erfahrungsaustausch mit Vertre- 
tern der Gliedkirchen über die Diskussion der Empfehlungen des Konfirmationsausschusses 
der VELK, um diesem Hinweise für seine weitere Arbeit zu geben. Eine ähnliche Konsul- 
tation sollte zu gegebener Zeit auch über das Arbeitsergebnis des Systematischen Ausschus- 
ses stattfinden. Der Ausschuß hält es für unbedingt erforderlich, daß den Gemeindegliedern 
Hilfen für ihren Dienst in der Gesellschaft gegeben werden. Wünschenswert wäre eine Kon- 
sultation über die theologischen Voraussetzungen für das politische Handeln der Kirche. 

2. Spezifische Aufgaben innerhalb der Vereinigten Kirche. 

a) Der Gemeindeausschuß sollte die dringend notwendige Überarbeitung der Lebensord- 
nung der VELK vornehmen. Danach wäre er als eigenständiger Ausschuß der VELK zu 
entbehren. 

b) Der Liturgische Ausschuß hat weiterhin seine Aufgabe in der Überprüfung des Agen- 
denwerkes der Vereinigten Kirche. 

c) Der von der Generalsynode eingesetzte Ausschuß für Gemeindeaufbau und Kirchen- 
pe sollte so bald wie möglich auslaufen, da effektive Ergebnisse nicht zu erwarten 
sind. 

d) Der Rechtsausschuß ist unentbehrlich, solange die Institution der Vereinigten Kirche 
besteht. Die von ihm in Angriff genommene Arbeit über die Übertragung kirchlicher Äm- 
ter auf Zeit wird als besonders dringlich angesehen. Dazu müßten einheitliche Regelungen 
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in den Gliedkirchen angestrebt werden. Die Arbeit an Grundsatzfragen des Rechts sollte 
im Rahmen des Kirchenbundes geschehen. 

e) Die Gliedkirchen sollten gebeten werden, die Empfehlungen des Konfirmationsaus- 
schusses zum Arbeitsauftrag der Pfarrkonvente zu machen. 

f) Theologisches Seminar Leipzig: Die Vereinigte Kirche sollte zu Gesprächen über die 
Profilierung der theologischen Ausbildungsstätten bereit sein. Vorher müßte jedoch eine 
Verständigung über die Konzeption des Theologischen Seminars mit den dafür Verant- 
wortlichen herbeigeführt werden. 

8) Kooperation der Predigerseminare: Von der Erkenntnis her, daß in der „Kirche des 
Wortes‘ die Predigt vielfach zu ihrem schwächsten Punkt geworden ist, wird eine gründ- 
liche Analyse der heutigen Predigt erforderlich, wobei auch Recht und Grenzen ihres 
anthropologischen Charakters zu erarbeiten wären. Diese Aufgabe wird als so dringend an- 
gesehen, daß unverzüglich damit begonnen werden müßte. 

Vorschlag: Die Direktoren der gliedkirchlichen Predigerseminare werden gebeten, die Vor- 
arbeiten dafür zu leisten. Überhaupt wären Kontaktgespräche wünschenswert, etwa im 
Blick auf den Ausbildungsplan. 

h) Kooperation der Pastoralkollegs: In der Pastoralkollegsarbeit der Vereinigten Kirche 
wird eine Profilierung und Abstimmung mit den Pastoralkollegs der Gliedkirchen für not- 
wendig gehalten. 

Vorschlag: Das Lutherische Kirchenamt wird beauftragt, zur Koordinierung der Weiter- 
bildung der Pfarrer eine Konsultation mit den Leitern der gliedkirchlichen Pastoralkollegs 
durchzuführen. Dabei sollten für 1971 etwa drei Pastoralkollegs der Vereinigten Kirche an 
verschiedenen Orten geplant werden. 

i) Der Ausschuß spricht sich dafür aus, daß die Vereinigte Kirche künftig keine Vikarin- 
nenseminare mehr veranstaltet. Damit soll der Tatsache Rechnung getragen werden, daß 
die Gliedkirchen in zunehmendem Maße den Theologinnen den Besuch ihrer Predigersemi- 
nare ermöglichen. Da sich das Amt der Theologin nicht als Amt eigener Art hat profilie- 
ren lassen, erscheint es auch sachlich nicht mehr erforderlich, gesonderte Vikarinnensemi- 
nare durchzuführen. 

3. Zusammenarbeit mit dem Bund der Evangelischen Kirchen. 

Die Delegierung von Aufgaben an den Bund ist möglich, wenn diese vom Bund tatsächlich 
übernommen werden können. Die Aufgaben folgender Ausschüsse könnten delegiert werden: 

a) Okumenischer Ausschuß, 

b) Missionsausschuß, 

c) Catholika-Arbeitskreis, 

d) Publizistischer Ausschuß, dessen diesbezüglicher Vorschlag von der Kirchenleitung be- 
reits gebilligt wurde. 

e) Die Aufgaben des Arbeitskreises für Freikirchen und Sekten wären grundsätzlich eben- 
falls delegierbar. Da seine Arbeit jedoch der Überarbeitung und Fortführung des von der 
Vereinigten Kirche herausgegebenen Handbuches gilt, sollte es aus Zweckmäßigkeitsgründen 
bei der jetzigen Regelung bleiben, die Vertretern der EKU-Kirchen die Mitarbeit im Arbeits- 
kreis ermöglicht. 

f) Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß das geplante Glaubensbuch für Erwachsene 
herausgegeben wird. Noch dringender scheint ihm jedoch die Erarbeitung von Handreichun- 
gen für den Erwachsenenkatechumenat zu sein. Auch hier sollte der Bund tätig werden. 
Sieht er sich dazu vorerst noch nicht in der Lage, sollte die Vereinigte Kirche um der 
Dringlichkeit der Aufgabe willen für die Handreichungen die Initiative ergreifen. 

g) Das Verständnis des Amtes und der Aufgaben des Pfarrers bedarf nach Ansicht des Aus- 
schusses einer dringenden Klärung. Die Notwendigkeit wird durch Überlegungen, die in ver- 
schiedenen Landeskirchen bereits angestellt werden, noch unterstrichen. Die Kirchenleitung 
hat dieses Anliegen des Ausschusses aufgegriffen. Die Generalsynode sollte diese Bemühung 
als Beitrag zu der vom Kirchenbund in Angriff zu nehmenden Problematik verstehen. 


Nach allem ist in diesem ganzen Komplex der Reform und der Zusammenarbeit, 
abgesehen von den dem Kirchenbund ohnehin zustehenden Gemeinschaftsaufga- 
ben, zwischen der schon jetzt vor dem Ausgang der Lehrgespräche möglichen 
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Zusammenarbeit einerseits und den Lehrgesprächen mit ihren weitgehenden ver- 
fassungsrechtlichen und kirchenorganisatorischen Auswirkungen andererseits zu 
unterscheiden. Für den ersteren mehr praktisch-gestalterischen Bereich bildeten 
der Kirchenbund, die EKU (Ostregion) und die VELK in der DDR eine gemein- 
same Beratungsgruppe. Ihr gehören von jeder Seite je drei Leitungsmitglieder 
und die Leiter der drei Kirchenverwaltungen an (,„‚Neunerkommission‘“). Auf- 
trag der Beratungsgruppe ist es, Vorschläge zur Zusammenlegung von parallelen 
Arbeitsbereichen mit ihren Gremien sowie zur Aufgabenverlagerung an den Kir- 
chenbund zu erarbeiten. 

Über den Stand des Lehrgespräches zwischen der VELK in der DDR und der 
EKU (Ostregion), dessen dritte Tagung vom 9. bis 11.September 1970 in Ei- 
senach stattfand, hatte sich die Lutherische Generalsynode in Schwerin von 
Dozent D. Dr. Gottfried Voigt, einem der Vorsitzenden der Kommission, be- 
richten lassen. Über den Bericht heißt es im „Evangelischen Nachrichtendienst 
in der DDR“ XXIII/39 vom 30. September 1970: 


In einem mündlichen Bericht über den Stand des Lehrgesprächs unterstrich Dozent D. Dr. 
Voigt (Leipzig), Mitglied der Kommission, den vertraulichen Charakter der Verhandlungen. 
Die Gespräche in der DDR unterscheiden sich von den auf anderen Ebenen geführten Lehr- 
gesprächen insofern, als hier Kirchen beteiligt seien, die größtenteils ihren Ursprung gemein- 
sam in der lutherischen Reformation haben, so daß weniger eine Lehrgrundlage herzustel- 
len als vielmehr festzustellen sei, obwohl auch in der DDR das reformierte Element nicht 
ausgeschlossen werden dürfe. D. Dr. Voigt begrüßt es, daß in der Kommission ohne Zeit- 
druck gearbeitet werden könne. So seien über weiteren Ablauf, Ergebnisse und Abschluß 
des Lehrgesprächs auch jetzt noch keine Voraussagen zu machen. Möglicherweise könne 
am Schluß die Verabschiedung eines größeren Dokuments erwartet werden, ohne daß sich 
jedoch dafür jetzt ein Termin nennen lasse. Nach den Worten D. Dr. Voigts geht es in den 
Verhandlungen nicht darum, Lehrformulierungen zu vergleichen und zu diskutieren, son- 
dern um die Sicherstellung einer faktischen Übereinstimmung beim Vollzug der Verkündi- 
gung dadurch, daß geklärt wird, daß auch bei möglicherweise verschiedenen Weisen der 
Verkündigung es keine verschiedenartigen Inhalte der Verkündigung gibt. 

In der Diskussion über diesen Bericht begrüßte Direktor Dr. Kimme die Vertraulichkeit 
der Kommissionsverhandlungen und meinte, es bedürfe auf Jahre hinaus einer „strengen 
‚Klausur“ für diese Gespräche, wenn sie zu einem guten Übereinkommen führen sollten. 
Dagegen setzte sich Studentenpfarrer Dr. Wiebering nachdrücklich für eine sehr viel offe- 
nere Form der Kommissionsarbeit ein. ‚‚Werden sich die Pastoren auf die Dauer mit An- 
deutungen begnügen?“ fragte er. Für die theologische und kirchliche Arbeit sei es erschwe- 
rend, wenn an dieser wichtigen Stelle der Informationsfluß unterbrochen wird und Ge- 
sichtspunkte und Ergebnisse unbekannt bleiben, bis sie dann auftauchen und zu soforti- 
ger Einordnung in kirchliches Denken und Handeln anstehen. 


An den Hinweisen auf den vertraulichen Charakter des Lehrgespräches und sei- 
ne möglicherweise lange Dauer hatte sich eine weiterwirkende Kritik entzündet, 
die u.a. von der „Mecklenburgischen Kirchenzeitung‘“ aufgenommen wurde. 
Darüber kam es zu einem Gespräch zwischen der Kirchenzeitung und dem Ge- 
schäftsführer der Kommission für das Lehrgespräch. 


DER STAND DER LEHRGESPRÄCHE 
(‚Mecklenburgische Kirchenzeitung‘‘ Nr. 51/52 vom 27. Dezember 1 970, S. 2) 


Die Mecklenburgische Kirchenzeitung führte mit dem Geschäftsführer der Kommission für 
das’ Lehrgespräch, Kirchenrat Zeddies vom Lutherischen Kirchenrat in Berlin, ein Gespräch, 


294 


in dem es um Fragen ging, die durch den Artikel „Im stillen Schmelztiegel‘“‘ (Mecklenbur- 
gische Kirchenzeitung Nr. 41/70) veranlaßt wurden. 

Frage: Dr. Voigt, einer der beiden Vorsitzenden der Kommission für das Lehrgespräch, hat 
auf der Generalsynode der VELK im September in Schwerin den Beschluß der Kommission 
ae das Gespräch vertraulich zu führen. Was hat die Kommission zu diesem Beschluß 

ewogen! 

Antwort: Es kam der Kommission zunächst darauf an, daß sie arbeitsfähig wurde. Dazu 
gehören sowohl persönliche wie auch sachliche Voraussetzungen. Die Mitglieder mußten sich 
gegenseitig kennen und in ihrem Denken verstehen lernen. Sie hatten die Aufgabenstellung, 
die ihnen gegeben war, nach den verschiedenen Seiten hin zu erkunden und dafür eine Ar- 
beitskonzeption zu entwickeln. Solange dieser Prozeß der Selbstklärung nicht abgeschlossen 
war, ist es sicher verständlich, daß die Kommission sich eine gewisse Zurückhaltung in ihren 
öffentlichen Äußerungen auferlegt hat. 

Frage: Das Gespräch wird zwar — das ist in der Sache begründet — von einigen theologi- 
schen Experten geführt. Aber es geht bei diesem Gespräch um Fragen, die für die ganze 
Kirche von größter Bedeutung sind. Wenn die kirchliche Öffentlichkeit nicht ausreichend 
informiert wird, besteht die Gefahr, daß das Lehrgespräch als Hobby einiger Theologen er- 
scheint. Wie sieht die Kommission ihre selbstgewählte Klausur im Blick auf die Gemeinden? 

Antwort: Ich bin ganz Ihrer Meinung, die in dem Lehrgespräch zu verhandelnden Sach- 
fragen sind von großer Bedeutung. Die Kommission hat ja die Aufgabe, die Grundlagen der 
Verkündigung für die evangelischen Kirchen in einer sozialistischen Menschengemeinschaft 
richtungsweisend zu beschreiben. Daran arbeitet die Kommission im Auftrage der EKU 
und der VELK in der DDR. Ihre Mitglieder sind nicht nur theologische Experten, wie Sie 
sagten, sondern — und das ist für sie sehr wichtig — vor allem Glieder der Gemeinde. Ihre 
Arbeit geschieht von den Gemeinden her und ist ständig auf sie ausgerichtet. Die Kommis- 
sion war sich darum auch von vornherein darüber klar, daß die Ergebnisse ihrer Arbeit der 
kirchlichen Öffentlichkeit mitgeteilt und zur Diskussion gestellt werden müssen. Sie hat 
daher auch von Anfang an nach ihren Sitzungen die kirchliche Presse über den Stand des 
Gespräches unterrichtet. 

Frage: Die Mecklenburgische Kirchenzeitung würde es begrüßen, ihre Leser in Zukunft 
kontinuierlich über den Fortgang des Lehrgesprächs informieren zu können. Es ist zwar 
einzusehen, daß verzerrte, einseitige oder parteiliche Darstellungen das Gespräch belasten 
können. Aber ist es nicht denkbar, bei Wahrung der um der Sache willen vielleicht nötigen 
Vertraulichkeit die Gemeinden dennoch in verantwortlicher Weise ausreichend zu informie- 
ren? 

Antwort: Wie gesagt, der Kommission liegt daran, möglichst umfassend über ihre Arbeit 
zu informieren. Sie ist zu der Überzeugung gelangt, daß der Prozeß der Selbstklärung jetzt 
so weit abgeschlossen ist, daß eine ausführlichere Unterrichtung der kirchlichen Öffentlich- 
keit erfolgen kann. Ihre Mitteilungen sollen künftig weniger formal, als von der Sache und 
den Ergebnissen her bestimmt sein. Sie werden dadurch auch instruktiver werden. Die 
Kommission hält also aufs Ganze gesehen eine breitere Informationstätigkeit für notwen- 
dig. Für die Überlegungen, die sie dazu angestellt hat, hat sich nicht zuletzt auch der kri- 
tische Artikel in der Mecklenburgischen Kirchenzeitung vom 18. Oktober 1970 als hilfreich 
erwiesen. Die Kommission ist auch künftig dankbar, wenn sie Kommentare und Stellung- 
nahmen zu ihrer Arbeit erhält, damit sie sie immer wieder überprüfen kann. Dazu ist ihr 
jedes Echo wichtig. 

Frage: Erlauben Sie uns zum Schluß, die Gelegenheit beim Schopfe zu ergreifen: Können 
Sie unseren Lesern über den derzeitigen Stand des Lehrgesprächs etwas sagen? 

Antwort: Die Kommission ist jetzt seit etwa einem Jahr an der Arbeit. Sie ist in dieser 
Zeit zu drei Sitzungen von jeweils drei Tagen Dauer zusammengekommen. Die ihr gegebe- 
ne Aufgabenstellung hat es erforderlich gemacht, daß sie sehr sorgfältig erkundete, was sie 
im einzelnen beinhaltet. Die Kommission ist sich darüber klar geworden, daß sie in gewis- 
ser Weise Neuland beschreiten muß. Denn das Lehrgespräch, das sie zu führen hat, ist kein 
Lehrgespräch im üblichen Sinn, sondern in mancher Hinsicht einmalig. 

Es geht dabei nicht um die Aufarbeitung konfessioneller Gegensätze aus dem 16. Jahr- 
hundert. Die Arbeit der Kommission ist also nicht auf die Vergangenheit ausgerichtet. Sie 


295 


will auch nicht die derzeitigen Lehrmeinungen in den lutherischen und unierten Kirchen 
miteinander vergleichen. Jeder weiß, wie wenig sinnvoll das wäre, zumal die Landeskirchen 
in der DDR ja zum großen Teil von der lutherischen Reformation geprägt worden sind. 

Es gibt zwar nach wie vor erhebliche Unterschiede in theologischen Ansichten; sie sind 
aber nicht mehr konfessionell oder territorial einzugrenzen, sondern gehen quer durch die 
Konfessionen und Kirchengebiete hindurch. 

Die Aufgabe für die Kommission besteht deshalb darin, daß sie sich mit den bestehenden 
theologischen Auffassungen auseinandersetzt und dann gemeinsam die Grundlagen für die 
Verkündigung der Kirche heute beschreibt. Eine solche Beschreibung muß richtungsweisend 
sein, um auch einer faktischen Übereinstimmung im Zeugnis des Evangeliums dienen zu kön- 
nen. 

Das bedeutet im wesentlichen eine Verständigung über die Verkündigung der Rechtferti- 
gung, denn diese stellt die sachliche Mitte der biblischen Botschaft dar. Kommt sie zustan- 
de, so ist das für eine gemeinsame Lehrgrundlage der lutherischen und unierten Kirchen in der 
DDR ausreichend. Eine bis in alle dogmatischen Lehrsätze ausformulierte Übereinstimmung 
ist nach Ansicht der Kommission nicht erforderlich und wird von ihr auch nicht angestrebt. 
Wird in diesem Sinne eine Verständigung in den Grundlagen der Verkündigung erreicht, so 
sind nach der Auffassung der Kommission damit auch die notwendigen Voraussetzungen 
für eine Kirchengemeinschaft aller evangelischen Landeskirchen in der DDR gegeben. Diese 
wird damit nicht zu einem Selbstzweck, sondern von vornherein an dem Sendungsauftrag 
der Kirche orientiert. 

Für die Kommission ergab sich aus diesen Überlegungen als konkretes Arbeitsthema die 
Frage ‚Wie verkündigen wir heute die Rechtfertigung?“ Ihr geht es vor allem darum, dem 
modernen Menschen die Rechtfertigung verstehbar zu machen und daraufhin auszurichten, 
daß er in einer sozialistischen Gesellschaft lebt und arbeitet. Daß das Evangelium ihn in 
der konkreten Situation erreicht, in der er jeweils ist, das ist ja für jeden von uns im Grun- 
de die Voraussetzung dafür, daß er überhaupt Christ ist und bleibt. 

Die Kommission hat sich dieser „Übersetzungsaufgabe‘“‘ von Anfang an sehr intensiv ge- 
widmet. Sie war davon so stark in Anspruch genommen, daß ihr erst zu einem späteren 
Zeitpunkt deutlich wurde, daß über den traditionellen Lehrgehalt der Rechtfertigung zu- 
nächst noch sorgfältiger nachgedacht werden muß, bevor sie auf den Bezugshorizont des 
Menschen von heute ausgerichtet werden kann. Dabei muß auch das Verhältnis von Evan- 
gelium, Tradition, Lehre und Verkündigung noch eingehend untersucht werden. 

Auf diese Weise hat die Kommission ihre eigene Konzeption wiederholt kritisch in Frage 
gestellt. Dabei ist ihr auch die Schwere ihrer Aufgabe je länger desto mehr deutlich gewor- 
den. Sie hat auch verwandte Bemühungen beobachtet. So wurde das Ergebnis der in Leuen- 
berg (Schweiz) geführten europäischen lutherisch-reformierten Gespräche gründlich analy- 
siert. Die Kommission hat den Kirchen in der DDR vorgeschlagen, dazu eine inhaltlich 
übereinstimmende Stellungnahme abzugeben. Aus diesem Grunde sind Anfang Dezember 
die leitenden Geistlichen der Landeskirchen mit der Kommission zu einer gemeinsamen 
Beratung zusammengekommen. Der Evangelische Nachrichtendienst hat darüber eine Mit- 
teilung gebracht, die ja auch von Ihnen veröffentlicht worden ist. 


8) Ökumenische Beziehungen 


Zu den Sachgebieten, die vom Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR neu 
zu ordnen waren, gehörte das für Kirchen im Osten besonders wichtige Gebiet 
ökumenischer Beziehungen. Dazu heißt es in dem Bericht der Konferenz der 
Kirchenleitungen für die Synodaltagung des Bundes vom 26. bis 29. Juni 1970: 


6.11 Auf die Gründung des Bundes der Ev. Kirchen in der DDR hin lud der Generalsekre- 


tär des Ökumenischen Rates der Kirchen, Dr. Blake, die Vertreter des Bundes zu Verhand- 
lungen über die Mitgliedschaft der Gliedkirchen nach Genf ein. 
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Die Verhandlungen wurden notwendig, weil die fünf Gliedkirchen, die der EKU angehö- 
ren, bisher lediglich durch die EKD Mitgliedskirchen des Ökumenischen Rates der Kirchen 
waren. Die drei luth. Gliedkirchen hingegen gehörten bisher schon dem Ökumenischen Rat 
unmittelbar an. Sie hatten aber gemäß Entschließung der Generalsynode der VELKD vom 
27 1. 1949 u.a. erklärt: „Innerhalb der Grenzen der Zuständigkeit der EKD läßt sie sich 
im Ökumenischen Rat durch Vermittlung des Rates der EKD vertreten.“ Diese Bestimmung 
mußte ebenfalls verändert werden. 

Die Konferenz der Kirchenleitungen nahm die Einladung an und beauftragte den Vorsit- 
zenden, den stellvertretenden Vorsitzenden, D. Noth, und den Präses der Synode, Braeck- 
lein, als offizielle Delegation die Verhandlungen in Genf zu führen. Da D. Noth zu der 
für Mitte Dezember geplanten Reise keine Ausreisegenehmigung erhielt, verzichteten die 
beiden anderen Mitglieder der Delegation ihrerseits darauf, nach Genf zu fahren. Die Ver- 
handlungen konnten dann Ende Januar d.]J. stattfinden, nachdem alle Mitglieder der De- 
legation die Möglichkeit zur Reise bekommen hatten. 

6.12 An den Verhandlungen in Genf war seitens des Stabes der Generalsekretär, Dr. 
Blake, Pastor Thomsen, Pastor Ernst Lange und Pastor Lucas Vischer beteiligt. Die Ergeb- 
nisse wurden in einem Protokoll festgehalten, in dem es heißt: „Die evangelischen Landes- 
kirchen in der DDR gehören dem Ökumenischen Rat seit seiner Gründung 1948 an. Es 
handelt sich deshalb nicht darum, sie jetzt neu in den Ökumenischen Rat aufzunehmen, 
sondern einzig darum, die bestehende Mitgliedschaft neu zu ordnen.‘ Es wurde daran ge- 
dacht, in die Liste der Mitgliedskirchen eine Anmerkung aufzunehmen, die folgenderma- 
ßen lauten könnte: „In der Gemeinsamkeit des christlichen Zeugnisses und Dienstes, die 
diese Kirchen im Bund der evangelischen Kirchen der DDR verbinden, nehmen sie ihre 
Mitgliedschaft im Ökumenischen Rat durch die Organe des Bundes der evangelischen Kir- 
chen in der DDR wahr.‘ 

Der Generalsekretär des Ökumenischen Rates hat den Inhalt der Verhandlungen dem 
Exekutivausschuß bereits zur Kenntnis gebracht. Dieser hat zugestimmt, daß vorläufig 
nach diesen Absprachen verfahren wird. Die endgültige Entscheidung hat, wie bei allen 
Angelegenheiten, die die Mitgliedschaft der Kirchen betreffen, der Zentralausschuß. Er 
wird Januar 1971 in Addis Abeba tagen. 

Die Anliegen unserer Delegation wurden von den Mitgliedern des Genfer Stabes mit gro- 
ßem Verständnis aufgenommen. Die knapp 48 Stunden des Aufenthaltes in Genf waren 
mit wichtigen Besprechungen, z.B. mit den Generalsekretären des Lutherischen, des Re- 
formierten Weltbundes und der Konferenz Europäischer Kirchen bis an den Rand ausge- 
füllt. 

Die Neuordnung der Mitgliedschaft im Ökumenischen Rat bringt natürlich auch die Ver- 
pflichtung, Beiträge zu zahlen, mit sich. Wir hoffen, daß die devisenrechtlichen Voraus- 
setzungen dafür bald geschaffen werden zu können. 

6.2 Eine besondere Freude war es, daß der Genfer Stab bereits am 9. und 10. 2. 1970 
einen Gegenbesuch in Berlin machen konnte und damit einen erheblichen Anstoß für die 
ökumenische Arbeit des Bundes gab. Vom Referat für Fragen der Verkündigung war 
Dr. Hollenweger, von der Abt. für ökumenische Aktivität Ernst Lange erschienen. Dr. 
Niilus kam im Auftrag der Kommission der Kirchen für internationale Angelegenheiten, 
Dr. Lucas Vischer vertrat das Sekretariat für Glaube und Kirchenverfassung, außerdem 
war der persönliche Referent des Generalsekretärs, Pastor Thomsen, erschienen. Am 9. 2. 
erläuterten die Mitglieder des Genfer Stabes vor einem größeren Kreis von landes- und 
freikirchlichen Mitarbeitern aus der ganzen DDR den Stand der Arbeit auf ihren Gebie- 
ten und stellten sich den Rückfragen der Teilnehmer. Am folgenden Tage trat die Genfer 
Delegation mit den Mitgliedern der Konferenz der Kirchenleitungen zu einem verantwort- 
lichen Gespräch für die ökumenische Arbeit in unseren Kirchen zusammen. Der Ökumeni- 
sche Rat erhofft sich von dem Gespräch gerade mit den Kirchen in der DDR viel. Hoffent- 
lich sind sie nicht zu sehr mit innerkirchlichen Problemen befaßt, damit sie solche Erwar- 
tungen nicht enttäuschen! 

6.3 Die acht Landeskirchen in der DDR gehören zur Konferenz Europäischer Kirchen 
(KEK). Ein förmlicher Beitritt ist nicht erfolgt. Er war auch nicht nötig. In der Satzung 
dieser Konferenz heißt es (Art. 2a): „Die Konferenz besteht aus den Kirchen Europas, 
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die an den Zusammenkünften der Konferenz in Nyburg vor der Annahme dieser Satzung 
teilgenommen haten ...“. Die Tatsache, daß die 8 Landeskirchen von Anfang an der Kon- 
ferenz Europäischer Kirchen angehören, wurde von der Konferenz der Kirchenleitungen 
durch Beschluß vom 15. 3. 1970 ausdrücklich festgestellt. 

Dem Beratenden Ausschuß der KEK gehört als einziger Vertreter der Kirchen der DDR 
Landesbischof D. Noth an. 

Generalsekretär Dr. Williams konnte bisher außer den Freikirchen 5 der Landeskirchen 
in der DDR besuchen. Es wäre erwünscht, daß ihm bald die Möglichkeit gegeben würde, 
alle restlichen Kirchen aufzusuchen. 

An dem Entwurf des Dokumentes, „Diener Gottes und Diener der Menschen“ das für 
die nächste Vollversammlung der KEK vorbereitet wird, haben die Gliedkirchen des Bun- 
des kritisch mitgearbeitet. 

6.4 Die Konferenz hofft, mit allen Nachbarkirchen, besonders aber denen in den sozia- 
listischen Staaten, direkte und intensive Beziehungen herstellen zu können. Sie plant dar- 
um eine Reihe von offiziellen Besuchen bei diesen Kirchen. Eine erste Anknüpfung ergab 
sich, als der Vorsitzende bei der Einweihung einer kleinen Orgel in dem Warschauer Vor- 
ort Wlochy einen Brief der Konferenz der Kirchenleitungen überbringen konnte, der mit 
großer Genugtuung aufgenommen wurde. 

6.51 Die Konferenz konnte im Dezember eine zwölfköpfige offizielle Delegation des 
Britischen Kirchenrates begrüßen. Leiter der Delegation war dessen Generalsekretär, Bi- 
schof Sansbury. Der Delegation gehörte einer der Präsidenten des Ökumenischen Rates 
der Kirchen, Dr. Payne, an. Am Anfang stand ein Empfang durch die Konferenz der Kir- 
chenleitungen, den Abschluß bildete ein Abendessen auf Einladung des Herrn Staatssekre- 
tärs für Kirchenfragen. Die Delegation bereiste in drei Gruppen alle Landeskirchen und 
Freikirchen. Eine Gegeneinladung nach Großbritannien durch den Erzbischof von Canter- 
bury ist inzwischen eingetroffen. 

6.52 Im Mai 1970 bereiste eine Delegation des Ökumenischen Rates der Kirchen in 
Polen vier Landeskirchen in der DDR. Sie war einer Einladung des Ökumenisch-missiona- 
rischen Rates in Berlin gefolgt, die Reise wurde von diesem und vom Bund gemeinsam 
geplant und durchgeführt. Sie brachte eine Fülle fruchtbarer Begegnungen und intensiver 
Gespräche, die hoffentlich bald fortgesetzt werden können. 

6.6 In der Berichtszeit konnte eine Reihe von Tagungen im Bereich der Ökumene durch 
Glieder unserer Kirchen beschickt werden. Leider wurde aber eine beträchtliche Zahl der 
beantragten Ausreisevisa abgelehnt. Das hat dazu geführt, daß die Kirchen der DDR bei 
einigen wichtigen Veranstaltungen gar nicht oder nicht genügend repräsentiert wurden. 
Es besteht die Gefahr, daß sie als Folge davon am ökumenischen Gespräch nicht kompe- 
tent teilnehmen können. Wir wären dankbar, wenn sich für dieses Gebiet, ebenso wie für 
die Einfuhr ökumenischer Literatur, eine angemessene Regelung erzielen ließe. 

6.7 Um zur Linderung der großen Not in den Katastrophengebieten in Rumänien,. Un- 
garn und Peru beizutragen, beschloß der Vorstand, die Kirchen um eine zusätzliche Samm- 
lung für „Brot für die Welt‘‘ vom 28. 6. bis 5. 7. zu bitten. Er hofft, daß diese Bitte bei 
den Gemeinden auf fruchtbaren Boden fällt. 


Das oben schon zitierte Protokoll über die in Genf getroffenen Vereinbarungen 
lautet: 


Am 29. Januar 1970 fand in Genf eine Besprechung zwischen Beauftragten des Bundes 
der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) und dem 
Generalsekretariat des Ökumenischen Rates der Kirchen statt. Die Vertreter des Bundes, 
Bischof D. A. Schönherr, Bischof D. G. Noth und Oberkirchenrat I. Braecklein, waren von 
den Mitgliedskirchen des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR bevollmächtigt 
worden, Vorschläge über die künftige Mitgliedschaft der Kirchen in der DDR im Ökume- 
nischen Rat vorzulegen. Das Gespräch ergab folgende Übereinkunft: 

1. Die evangelischen Kirchen in der DDR waren bisher durch die Evangelische Kirche 
in Deutschland (EKD) im Ökumenischen Rat vertreten. Die Liste der Mitgliedskirchen 
führte die Evangelische Kirche in Deutschland als Mitgliedskirche auf. Nach der Nennung 
der EKD waren die einzelnen 28 Landeskirchen aufgezählt. Zehn lutherische Kirchen hat- 
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ten allerdings durch eine besondere Erklärung festgestellt, daß sie sich als direkte Mit- 
gliedskirchen des Ökumenischen Rates betrachten (27. Januar 1949). Praktisch waren 
aber auch sie durch die EKD an der Gemeinschaft des Ökumenischen Rates beteiligt. 

Inzwischen ist eine neue Situation entstanden: Der Bund der Evangelischen Kirchen in 
der DDR ist gegründet worden (10. Juni 1969), die bisherigen Organe der EKD in der 
DDR haben ihre Tätigkeit beendet (14. September 1969), und der Rat der EKD hat die 
Erklärung abgegeben, daß er „die von den Kirchen in der DDR getroffenen Entscheidun- 
gen respektiere“ und seine „in der Grundordnung der EKD festgelegten Aufgaben nur für 
den Bereich der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) wahrnehme‘“ (26. Sep- 
tember 1969). Die evangelischen Landeskirchen in der DDR können im Ökumenischen 
Rat nicht mehr durch die EKD vertreten werden. Der Bund sah sich zu einer sofortigen 
Kontaktaufnahme mit dem Ökumenischen Rat auch durch seine Verfassung verpflichtet, 
nach der es zu seinen Aufgaben gehört, „‚die Mitarbeit seiner Mitgliedskirchen in der 
Ökumene zu fördern und zu koordinieren“. 

2. Aufgrund eingehender Besprechungen mit den einzelnen Landeskirchen schlagen die 
Beauftragten des Bundes folgende Lösung vor: 

Die acht Landeskirchen in der DDR werden vom Ökumenischen Rat als acht Mitglieds- 
kirchen betrachtet. Die acht Landeskirchen erklären aber ausdrücklich, daß sie sich als zu- 
sammengehörig betrachten und ihre Mitgliedschaft durch den Bund der Evangelischen Kir- 
chen in der DDR wahrnehmen wollen. 

Die acht Mitgliedskirchen werden in folgender Weise in der Liste der Mitgliedskirchen 
aufgeführt: 

Deutsche Demokratische Republik: 

Die Evangelische Landeskirche Anhalts, 

die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg, 

die Evangelische Kirche des Görlitzer Kirchengebiets, 

die Evangelische Landeskirche Greifswald, 

die Evangelisch-Lutherische Landeskirehe Mecklenburgs, 

die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, 

die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens, 

die Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen. 

Die Anmerkung, die dieser Liste beigefügt wird, könnte etwa folgendermaßen lauten: 

„In der Gemeinsamkeit des christlichen Zeugnisses und Dienstes, die diese Kirchen im 
Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR verbinden, nehmen sie ihre Mitgliedschaft 
im Ökumenischen Rat durch die Organe des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR 
wahr.“ 

Die Brüdergemeinde hat sich dem Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR durch Ver- 
trag angeschlossen. Auch sie ist in der Liste der Mitgliedskirchen aufzuführen. 

3. Die evangelischen Landeskirchen in der DDR gehören dem Ökumenischen Rat seit sei- 
ner Gründung 1948 an. Es handelt sich deshalb nicht darum, sie jetzt neu in den Ökume- 
nischen Rat aufzunehmen, sondern einzig darum, die bestehende Mitgliedschaft neu zu ord- 
nen. Die Bestimmung der Statuten des Ökumenischen Rates der Kirchen 1/6 gilt darum in 
diesem Fall nicht. 

4. Das Generalsekretariat hat diesen Vorschlag entgegengenommen und wird dem Exeku- 
tivausschuß anläßlich seiner nächsten Sitzung dieses Protokoll zur Kenntnis bringen. Dieser 
wird, nachdem alle in der Verfassung und den Statuten vorgesehenen Kontaktaufnahmen 
erfolgt sind, die Angelegenheit dem Zentralausschuß anläßlich seiner Sitzung in Addis 
Abeba (Januar 1971) zur Entscheidung unterbreiten. 


Außerdem wurde über den Besuch führender kirchlicher Persönlichkeiten aus 
der DDR Ende Januar 1970 in Genf eine Presseverlautbarung herausgegeben. 


KOMMUNIQUE ÜBER EINEN BESUCH AUS DER DDR 
IN GENF VOM 30. JANUAR 1970 


Vom 28. bis 30. Januar 1970 haben der Vorsitzende des Bundes der Evangelischen Kirchen 
in der Deutschen Demokratischen Republik (DDR), Bischof D. A. Schönherr, sein Stellver- 
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treter, Landesbischof D. G. Noth, und der Präses der Bundessynode, Oberkirchenrat I. Braeck- 
lein, den Ökumenischen Rat in Genf besucht. Der Bund, der im vergangenen Jahr gegründet 
worden war, hatte sie beauftragt, dem Generalsekretär und seinen..Mitarbeitern die durch die 
Gründung des Bundes entstandene neue Lage darzulegen und die künftigen Beziehungen der 
Kirchen in der DDR zum Ökumenischen Rat zu diskutieren. 

Man war sich einig, daß eine neue Regelung notwendig geworden sei, da ja die evangeli- 
schen Landeskirchen in der DDR bisher durch die Evangelische Kirche in Deutschland 
(EKD) im Ökumenischen Rat vertreten waren. Nachdem diese Vertretung durch die Grün- 
dung des Bundes erloschen war und die EKD durch ihre Erklärung vom 26. September 
1969 die Folgerungen aus der neuen Situation gezogen hatte, mußte geprüft werden, in 
welcher Weise die evangelischen Kirchen in der DDR sich an der Arbeit des Ökumenischen 
Rates in Zukunft beteiligen werden. Es wurde in den Gesprächen ausdrücklich festgestellt, 
daß die evangelischen Kirchen in der DDR dem Ökumenischen Rat seit seiner Gründung 
1948 angehören. Es handelt sich heute einzig darum, dieser bestehenden Mitgliedschaft den 
angemessenen Ausdruck zu geben. Es wurde weiter festgestellt, daß die evangelischen Kir- 
chen in der DDR aufgrund ihrer Verfassung die Mitarbeit im Ökumenischen Rat durch das 
Sekretariat des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR wahrzunehmen wünschen. 
Die endgültige Entscheidung über die Weise der Mitgliedschaft kann erst durch den Zentral- 
ausschuß des Ökumenischen Rates anläßlich seiner Sitzung in Addis Abeba (Januar 1971) 
gefällt werden. Der Ökumenische Rat wird schon vor diesem Zeitpunkt in engem Kontakt 
mit dem Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR arbeiten. 


Der Genfer Besuch von Persönlichkeiten aus der DDR wurde von Mitgliedern 
des Genfer Stabes des Ökumenischen Rates erwidert. 


ZUSAMMENARBEIT MIT DER ÖKUMENE VERTIEFT 


Verlautbarung über Gespräche in Berlin 
(Evangelischer Nachrichtendienst in der DDR XXIII/7 vom 18. Februar 1970) 
Auszug 


„Leitende Mitarbeiter des Ökumenischen Rates der Kirchen aus Genf informierten am 
9. und 10. Februar 1970 in Berlin die Konferenz der evangelischen Kirchenleitungen und 
weitere Verantwortliche aus den Kirchen in der DDR über den gegenwärtigen Stand der 
Entwicklung und Arbeitsvorhaben des Ökumenischen Rates und seiner Abteilungen. In er- 
gänzender Weiterführung der Gespräche bei dem offiziellen Besuch der drei Beauftragten 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR in Genf wurde über die Vertiefung der 
direkten Zusammenarbeit zwischen den Kirchen in der DDR und den einzelnen Abteilun- 
gen in Genf gesprochen. 

Aus den Berichten wurde deutlich, wie alle Genfer Mitarbeiter einen direkten und un- 
mittelbaren Beitrag aus dem Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR für ihre Arbeits- 
gebiete erwarten. Ungeachtet der durch die legislativen Gremien des Ökumenischen Rates 
noch zu bestätigenden direkten Mitgliedschaft der einzelnen Landeskirchen aus der DDR 
soll die unmittelbare und selbständige Zusammenarbeit zwischen dem Ökumenischen Rat 
der Kirchen und den evangelischen Kirchen in der DDR auf die schnellste und beste Weise 
intensiviert werden. Eine Sitzung der Konferenz der Kirchenleitungen behandelte darum 
in Anwesenheit der Gäste aus Genf die Art und Weise der ökumenischen Aktivitäten. Da- 
bei wurde u.a. über die laufenden Lehrgespräche im europäischen Raum, über das Verhält- 
nis zur römisch-katholischen Kirche und über die Studienarbeit gesprochen. Die Ergebnisse 
von Arbeitsvorhaben innerhalb des Bundes werden für die Gemeinschaft der Weltchristen- 
heit um so fruchtbarer sein, je stärker die spezifischen Verhältnisse in der DDR berück- 
sichtigt werden. 

Alle Berichte und Gespräche zeigten Übereinstimmung darüber, daß gerade die Situation 
der Kirchen in einer sozialistischen Umwelt zu einem eigenständigen Beitrag herausfordert. 
Daß die unmittelbare Verbindung der im Bund zusammengeschlossenen Kirchen zum Öku- 
menischen Rat der Kirchen die gegenseitige Zusammenarbeit als wechselseitiges Geben und 
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Nehmen verstärkt und unbefriedigende Arbeitsformen in der Vergangenheit überwindet, ist 
die Hoffnung aller Beteiligten. 


Zum Abschluß ihres Aufenthaltes bei dem Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR 
statteten die Mitarbeiter des Ökumenischen Rates der Kirchen dem Stellvertreter des Staats- 
sekretärs für Kirchenfragen, Fritz Flint, einen Besuch ab. 


Am 14. März 1970 faßte die Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in 

. der DDR einen besonderen Beschluß über die Wahrnehmung ökumenischer Auf- 
gaben des Kirchenbundes. Außerdem wurde die Ökumenische Kommission eben- 
falls durch einen Beschluß der Konferenz mit einer ausführlichen Arbeitsanwei- 
sung versehen. 


h) Synodaltagung des Kirchenbundes in der DDR 
vom 26. bis 29. Juni 1970 in Potsdam-Hermannswerder 


Über das nach außen hin am meisten brisant erscheinende Thema der 2. Syno- 
daltagung des DDR-Kirchenbundes, eine abschließende Klärung hinsichtlich des 
Verhältnisses zur EKD, ist oben in Kap. 3, b, berichtet worden. Andere Einzel- 
fragen der Synodaltagung sind ebenfalls bereits bei vorstehenden Sachkapiteln 
berichtet worden. Hier sind noch einige Hinweise und Dokumente nachzuholen. 
Die Synode regelte durch Kirchengesetze die Zuordnung von „Innerer Mission 
und Hilfswerk der Evangelischen Kirchen in der DDR“ zum Kirchenbund und 
bestätigte eine Ordnung, die sich das Werk gegeben hat. Ein weiteres Kirchenge- 
setz bestätigte die durch Vertrag erfolgte Angliederung des Herrmnhuter Distrikts 
der Evangelischen Brüder-Unität an den Kirchenbund. Außerdem verabschiedete 
die Synode ein Haushaltsgesetz. Weiter faßte die Synode folgenden Beschluß: 


Die Konferenz wird gebeten, geeignete Schritte zu unternehmen, um zu prüfen, wie und in 
welchem Zeitraum ein „Glaubensbuch für Erwachsene“ geschaffen werden kann. 


Schließlich stimmte die Synode bei zwei Enthaltungen folgendem Antrag des 
Berichtsausschusses zu: 


Der Berichtsausschuß hat den von Bischof D. Schönherr im Namen der Konferenz der 
Evangelischen Kirchenleitungen erstatteten Bericht ausführlich erörtert. In der Aussprache 
blieben die Ausführungen über die Kommissionen und Ausschüsse unberücksichtigt, da 
diese Thematik in einem besonderen Tagungsausschuß erarbeitet wurde. Der Ausschuß 
beschäftigte sich auch mit verschiedenen Äußerungen in Pressemeldungen, durch die ver- 
sucht worden ist, dem Selbstverständnis des Bundes von außen eine bestimmte Interpre- 
tation zu geben. 

Als Ergebnis seiner Aussprache legt der Ausschuß der Synode folgende Stellungnahme 
zum Bericht der Konferenz vor und bittet die Synode, sich diese zu eigen zu machen: 

In dem Bericht der Konferenz sieht die Synode einen guten Versuch, den Standort des 
Bundes zu bestimmen. Wir sind dankbar für die Art, in der der Bericht das Bemühen um 
theologische Grundlegung mit nüchterner Sach- und Situationsbezogenheit verbunden hat. 
Wir bejahen die im Bericht gegebene Auftragsbestimmung für den Bund der Evangelischen 
Kirchen in der DDR, die mit den Stichworten 
— Umkehr zu Gott 
— Hinwendung zum Nächsten 
— Verzicht auf Privilegien - 
gekennzeichnet wird. Der Bund wird sich als eine Zeugnis- und Dienstgemeinschaft von 
Kirchen in der sozialistischen Gesellschaft der DDR bewähren müssen. 
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Die Synode begrüßt, daß im Sinne der Artikel 4,2 und 4,5 der Bundesordnung die Re- 
gelung der Beziehungen zum Ökumenischen Rat der Kirchen in Angriff genommen wor- 
den ist. Es ist erfreulich, daß durch gegenseitige Besuche eine offizielle Kontaktnahme 
mit dem Ökumenischen Rat der Kirchen erfolgt ist. Wir halten es auch für wichtig, daß 
die angebahnten offiziellen Beziehungen zu den Kirchen in den sozialistischen Staaten ver- 
stärkt werden. Wir hoffen, daß der eigene Beitrag der Kirchen in der DDR zum ökumeni- 
schen Gespräch intensiviert werden kann. Dazu gehören persönliche Kontakte, aber auch 
die gründliche Kenntnis ökumenischer Literatur und ökumenischer Studiendokumente. Die 
Synode bittet die Konferenz, die in dieser Sache notwendigen Verhandlungen mit staatli- 
chen Stellen fortzusetzen. 

Im Blick auf das Verhältnis zu den Kirchen der EKD haben wir von der Erklärung der 
Synode in Stuttgart vom Mai 1970 Kenntnis genommen und sind wie die Konferenz der 
Auffassung, daß „‚die nunmehr vorhandene organisatorische Trennung ebenso klar aner- 
kannt (ist) wie die weiterbestehende geistliche Gemeinschaft“. Nach Meinung der Synode 
ist mit dieser Aussage des Konferenzberichtes die einzig legitime Interpretation des Arti- 
kels 4,4 der Bundesordnung gegeben. Wir weisen alle Versuche zurück, die bestehende 
geistliche Gemeinschaft zu entleeren oder sie so zu interpretieren, daß dadurch die orga- 
nisatorisch-rechtliche und institutionelle Selbständigkeit des Bundes in Frage gestellt wird. 
Es ist allein Sache des Bundes, verbindliche Aussagen über Selbstverständnis und Auftrag 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR zu machen. 

Im Bericht nimmt die Aufgabenstellung, intensivere Kontakte zwischen den Gliedkirchen 
und den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen zu schaffen, einen breiten Raum ein. Die 
Synode erwartet, daß Zusammenarbeit und Zusammenwachsen der Gliedkirchen nicht ver- 
zögert werden, und fordert die Konferenz auf, ihre Bemühungen um Kooperation fortzu- 
setzen. Die Angebote der VELKDDR sollten alsbald aufgenommen werden. Die Genugtu- 
ung haben wir den Beschluß der EKU-Synode in Magdeburg zur Kenntnis genommen, 
daß auch die Synode der EKU den Prozeß des Zusammenwachsens der Kirchen in der 
DDR bejaht und unterstützt. Wir halten die Übereinkunft der Gliedkirchen, sich über be- 
absichtigte Beschlüsse und Gesetze rechtzeitig zu konsultieren, für wichtig und hoffen, daß 
diese Übereinkunft praktiziert wird. 

Die Synode unterstreicht die Erwartung der Konferenz, daß dem berechtigten Verlangen 
der Gemeinden nach Information mehr Rechnung getragen wird. Die Aussage im Bericht, 
die Konferenz habe sich von Anfang an bemüht, die Öffentlichkeit an ihrer Arbeit teilneh- 
men zu lassen, erscheint etwas kühn. Der Publizistische Ausschuß des Bundes sollte dafür 
sorgen, daß der Informationsfluß zwischen den Organen des Bundes und den Gemeinden 
reichlicher strömt. 

Die Synode spricht der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen, ihrem Vorsitzen- 
den, dem Leiter und den Mitarbeitern des Sekretariats ihren Dank für die Arbeit im Be- 
richtszeitraum aus. 


Der Synodalpräses Landesbischof D. Ingo Braecklein sprach folgendes Schluß- 
wort: 


Diese Synode war für uns alle ein Stück Arbeit. Und mancherlei Fragezeichen waren auf 
dem Weg dieser Synode. Sie hatte ein merkwürdiges Doppelgesicht: 

In dieser Synode ist die große Vielfalt und Unterschiedlichkeit sehr deutlich zum Aus- 
druck gekommen, die theologisch, die von der Einstellung des Gemeindelebens her, die von 
der allgemeinen Beurteilung her sich ausdrückt. 

Es ist manchmal sicher auch schmerzlich gewesen — wie es heute nachmittag eben doch 
sich gezeigt hat —, diese Unterschiedlichkeit zu spüren. Im Grunde aber sollten wir dafür 
dankbar sein, daß wir diese Unterschiedlichkeit haben und miteinander zum Ausdruck brin- 
gen können. Denn unser kleiner Ausschnitt aus dem Bereich unserer Kirchen zeigt ja nur 
die Vielfältigkeit, die wir im Gesamtbereich der Kirchen überall zu verzeichnen haben. 

Und insofern müßte unser Beisammensein so werden, daß wir ein Stück Modell schaffen 
könnten, wie man diese Vielfältigkeit aushält, ohne auseinanderzulaufen und ohne sich ge- 
genseitig zu überrennen. Das andere Gesicht dieser Synode ist für mich gewesen die beglük- 
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kende große Einmütigkeit gegenüber den Anfragen, die uns von draußen begegnet sind. Wir 
sind in starker Weise gefragt worden nach dem Selbstverständnis dieses Bundes, nach dem 
Standort. Das hat sich artikuliert in Interpretationen des Artikels 4,4 (der Bundesordnung) 
und in Anträgen auf eine Interpretation oder Ausmerzung des Artikels 4,4. 

Ich glaube, daß wir die einzig mögliche Antwort gegeben haben, wenn wir ehrliche Leute 
damals im September 1969 gewesen sind. Und daß es uns ebenso ernst und ehrlich war 
mit der Selbständigkeit der organisatorischen Gestalt des Bundes, wie mit der geistlichen 
„ Gemeinschaft, die wir auch nach der organisatorischen Trennung haben und festhalten. 

Und es ist für mich ein Zeichen der Hoffnung für diesen jungen Bund, daß in dieser 
Frage sowohl der Berichtsausschuß, wie der Rechtsausschuß und die einzelnen in ihren 
Voten eine Einmütigkeit darüber haben erkennen lassen. Daß wir auf dem Weg sind, und 
daß wir alle miteinander um die rechte Gestalt des Zeugnisses und des Dienstes immer 
wieder ringen müssen, darüber sind wir uns im klaren. Und daß wir das bei allem unserem 
guten Wollen und Können, wenn uns — um mit dem Predigttext vom Sonntag zu sprechen 
— Gott immer wieder ein Bein stellt, und wir dann auf die Nase fallen, und daran erinnert 
werden, daß wir nicht mit unserem Siegenwollen weiterkommen, sondern uns dahin stellen, 
wo Jesus Christus gestanden hat, das ist die Hoffnung, die wir auch für uns haben dürfen. 


Um eine Würdigung dieser Synodaltagung bemüht sich der nachstehende Kom- 
mentar. 


NEUES SELBSTBEWUSSTSEIN DER KIRCHEN IN DER DDR 


Zum Abschluß der Synode des Kirchenbundes in Potsdam 
(epd-Ausgabe für kirchliche Presse Nr. 26 vom 1.Juli 1970) 


Alles, was bisher von der Synodaltagung des DDR-Kirchenbundes in Potsdam bekanntge- 
worden ist, trägt den Stempel gelassenen Selbstbewußtseins. Das gilt für den Rechenschafts- 
bericht der Kirchenleitung ebenso wie für die Erklärung, mit der die Synode bestätigte und 
präzisierte. Das gilt aber auch für den Stil der Verhandlungen: Noch die konstituierende 
Synode des Kirchenbundes hatte im September 1969 unter striktem Ausschluß der Öffent- 
lichkeit stattgefunden. Ein dreiviertel Jahr später waren am gleichen Tagungsort Pressever- 
treter willkommen, und westdeutschen Redaktionen, von denen keine in Potsdam vertreten 
sein konnte, gab man ohne Scheu am Telefon Auskunft. 

Vielleicht ist die Notifizierung dieses Bewußtseinswandels das wichtigste Ergebnis des Be- 
strebens, auf der Potsdamer Synode eine erste Bilanz der kaum begonnenen Tätigkeit des 
Zusammenschlusses der acht evangelischen Landeskirchen in der DDR zu ziehen und Richt- 
punkte für die in nächster Zukunft anzufassenden Aufgaben zu setzen. Die Verhaltensunsi- 
cherheit der Jahre 68 und 69 scheint ebenso überwunden wie das Auftrotzen auf zu unsi- 
cherem Fundament, das die letzte reguläre EKD-Synode in der DDR mit der Fürstenwalder 
Erklärung vom April 1967 kennzeichnete. Die kirchlichen Stimmen im Westen, die der EKD 
im institutionellen Bereich noch einen gesamtdeutschen Schimmer lassen wollten, verwies 
die Kirchenbundes-Synode in Potsdam ins Abseits: Organisatorisch soll die kirchliche Ost- 
West-Trennung in Deutschland eindeutig sein. 

Aber das gleiche Selbstbewußtsein zeigten die 60 Synodalen und die Mitglieder der Kon- 
ferenz der Kirchenleitungen in der DDR auch gegenüber politischen Versuchen im Osten, 
mit dem Vorwurf mangelnder Verfassungsloyalität den Kirchenbund zu veranlassen, eine 
ideologische Trennungslinie gegenüber den Kirchen in der Bundesrepublik aufzubauen, um 
sich damit vielleicht die ausstehende förmliche staatliche Anerkennung zu erkaufen. Die 
geistliche Gemeinschaft, die sich in der Form freier Partnerschaft bei der Arbeit an gemein- 
samen Aufgaben zeigen kann, wurde in Potsdam ebenso unterstrichen wie die organisatori- 
sche Selbständigkeit. Damit soll jedoch, auch das wurde klar, keineswegs eine ideologische 
- Flucht aus der sozialistischen Wirklichkeit der DDR versucht werden. Die Synode bekannte 
sich zu Zeugnis und Dienst der Kirche in dieser Gesellschaft und zur Verantwortung „für 
den Staat, in welchem wir leben‘. Doch der verlockend an sie herangetragene Versuch, sich 
den Inhalt dieses Dienstes und dieser Verantwortung von der „Partei der Arbeiterklasse‘ 
mit Hilfe der östlichen CDU vorformulieren zu lassen, erlag sie nicht. 
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Über den möglichen zukünftigen Inhalt der „besonderen Gemeinschaft der ganzen evan- 
gelischen Christenheit in Deutschland“, zu der sich der DDR-Kirchenbund ebenso wie die 
EKD in der Bundesrepublik bekennt, scheint allerdings auch in Potsdam ebenso wenig wie 
bei der EKD-Synode in Stuttgart konkret verhandelt worden zu sein. Offenbar ist man ge- 
neigt, hier abzuwarten. Energisch forderte die Potsdamer Synode die Konferenz der Kir- 
chenleitungen auf, keine Verzögerungen im Prozeß des Zusammenwachsens der Mitglieds- 
kirchen des Kirchenbundes zuzulassen und die Bemühungen um Kooperation mit den luthe- 
rischen und unierten Sonderformationen fortzusetzen, wobei schon mehrfach davon gespro- 
chen worden ist, daß am Ende die Integration der drei Größen Kirchenbund, VELK in der 
DDR und Ostregion der EKU stehen könnte. 

Die Parallelität solcher Bestrebungen in Ost und West machte Bischof Schönherr deutlich, 
als er im Kirchenleitungsbericht sagte: ‚Wir wünschen den Kirchen in der Bundesrepublik 
von Herzen, daß die nächste Zeit sie der vollen Kirchengemeinschaft ein erhebliches Stück 
näherbringen möge, wie wir das auch für unseren Bund erhoffen.“ Reinhard Henkys 


= 


4. KIRCHLICHE VERANTWORTUNG IN STAAT UND GESELLSCHAFT 


Grundlagen, Ausmaß und Methoden einer Wahrnehmung kirchlicher Verantwor- 
tung in Staat und Gesellschaft der DDR müssen neu durchdacht werden. Diese 
Aufgabe steht in dem größeren Zusammenhang einer Standortbestimmung der 
Kirche in der sozialistischen Gesellschaft. Die letzten durchgeführten Versuche 
hierzu, die nach der Handreichung der EKU von 1959 „Das Evangelium und 
das christliche Leben in der DDR“ und der Handreichung der VELKD von 
1961 ‚Der Christ in der DDR“ mit den ‚‚Zehn Artikeln über Freiheit und 
Dienst der Kirche‘ von 1963 und den ‚Sieben Sätzen des Weißenseer Arbeits- 
kreises von der Freiheit der Kirche zum Dienen‘“ von 1964 vorgelegt wurden 
(s. die entsprechenden Jahrgänge des Kirchlichen Jahrbuches), sind weiterhin 
als beachtliche Dokumente anzusehen. Aber sie bedürfen der Fortschreibung, 
da mit ihnen einmal die weitergegangene Diskussion über die gemeinsame hu- 
manistische Verantwortung von Christen und Marxisten nicht hinreichend ver- 
arbeitet worden ist. Vor allem ist aber die hier vorliegende Aufgabe dadurch 

in eine neue Phase getreten, daß die Bejahung der sozialistischen Gesellschaft 
als des Raumes der Bewährung für kirchliches Reden und Handeln innerkirch- 
lich kaum mehr umstritten ist und von seiten des Staates zur Grundlage einer 
sich wandelnden Kirchenpolitik gemacht worden ist. Damit ist aber die Frage 
gestellt, ob der Kirche und ihren Gliedern eine wirkliche positive Rolle in der 
sozialistischen Gesellschaft erhalten werden kann oder ob ihnen nur eine ledig- 
lich verbal verschleierte Neutralität und damit praktisch ein Verzicht auf kon- 
struktive Ideologie- und Gesellschaftskritik verbleiben. Daß sich ein solcher Ver- 
zicht nicht nur politisch-ideologisch, sondern auch theologisch oder besser 
pseudotheologisch begründen läßt, hat die oben in Kap. 2, a, S.193 behandelte 
Auseinandersetzung um Bischof Werner Krusche deutlich gemacht. 

Der Kirchenbund in der DDR hat angekündigt, diesen ganzen Fragenkomplex 
zum Hauptgegenstand seiner Synodaltagung 1971 zu machen, nachdem in der 
Berichtszeit bereits einige bisher nicht veröffentlichte theologische Ausarbeitun- 
gen zum Thema vorgelegt wurden. In welche Richtung die bisherigen Überle- 
gungen gehen, zeigen besonders die Äußerungen von zwei Bischöfen vor ihren 


304 


Synoden. Bischof D. Hans-Joachim Fränkel behandelte die Grundlagen des ge- 
sellschaftlichen und politischen Engagements in dem Bericht, den er als Vorsit- 
zender des Rates der EKU vor deren Regionalsynode Ost gab (vom 22. bis 24. 
Mai 1970 in Magdeburg). Ähnlich hatte sich Fränkel schon vor der Görlitzer 
Provinzialsynode vom 3. bis 6. April geäußert. 


Innerhalb der ökumenischen Bewegung und ihrer theologischen Diskussion gewinnt die Be- 
tonung des gesellschaftlichen und politischen Engagements der Kirchen und der einzelnen 
Christen ständig an Bedeutung. Das muß im Blick auf die zu große Zurückhaltung in die- 
sen Fragen, zu der sich gerade die evangelische Kirche oft hat drängen lassen, begrüßt wer- 
den. Es gehört zur vollmächtigen Verkündigung des aus Gottes ewigem Zorn errettenden 
Evangeliums das begleitende Zeichen dienender Liebe, die niemals nur eine konservative, 
das Bestehende bewahrende, sondern auch eine kritische Funktion hat. Aber es muß der 
Vorrang des entscheidenden Auftrages der Kirche, nämlich das Evangelium zu verkündigen, 
gewahrt bleiben. Mit Sorge beobachten wir hier eine bestimmte Verschiebung. In zuneh- 
mendem Maße wird in manchen Kreisen die Welt als Kontext des Bekenntnisses verstan- 
den. Das aktuelle Bekennen richtet sich auf den gesellschaftlichen Bereich und hat seine 
Gestalt in politischen Entscheidungen und sozialem Engagement. Die Autorität der Heili- 
gen Schrift tritt dabei zurück. Die gesellschaftliche Lage, wie man sie — nicht frei von ide- 
ologischen Vorurteilen — deutet, wird zum Orientierungspunkt. Die Situation wird zur 
ausschlaggebenden Norm. Statt daß die gesellschaftliche Wirklichkeit der Ort bleibt, der im 
‚Lichte des Wortes Gottes zu bedenken ist, wird sie zum Maßstab der Verkündigung. Hinter 
dieser bedenklichen Verschiebung von Verkündigungsauftrag und Engagement steht die Über- 
zeugung, daß Christus in der Welt, in der Geschichte der Völker und in bestimmten politi- 
schen wie sozialen Evolutionen oder Revolutionen am Werk ist und darin von uns aufzufin- 
den ist. Hier handelt es sich um ein Verständnis der Menschwerdung Christi, wonach er in 
alle Situationen und in alle Völker inkarniert ist. Dann allerdings richtet sich das Christus- 
bekenntnis nicht nur an die Welt, sondern hat auch die Welt zum Inhalt. Christus beken- 
nen ist dann nichts anderes als unser Engagement im politischen Weltgeschehen, in wel- 
chem wir Christus am Werke sehen. Wo so gedacht wird, hat allerdings die Kirche nicht 
die Aufgabe, Christus zu den Menschen zu bringen, sondern ihn in der Welt zu entdecken. 
Hier ist für uns eine Grenze erreicht, und hier müssen wir in unserem ökumenischen Bei- 
trag widersprechen. Gewiß ist Christus der Herr der Welt, aber nicht so, daß er in den Er- 
eignissen, Mächten und Gestalten offenbar wäre, sondern wir sind an das Wort gewiesen. 
Mit diesem Wort sind wir als seine Boten in die Welt gesandt und in solcher Sendung hat 
Christus seine Präsenz an seine Boten gebunden (Matth. 10,40ff.). Nicht aber haben seine 
Boten seine Präsenz in den geschichtlichen Ereignissen zu suchen und aufzuweisen. Hier 
muß uns das, was sich 1933 in Deutschland in der evangelischen Kirche ereignete, eine 
ernste Warnung sein und bleiben. Die Gefahr, daß wir in Mächten, Gestalten und Bewe- 
gungen, die uns anziehen und gefallen, in besonderer Weise eine Aktion Christi zu sehen 
meinen, ist riesengroß. Es gibt aber auch Fernwirkungen des Antichrist im Gewande eines 
faszinierenden Humanismus. Wo das nicht beachtet wird, droht es dahin zu kommen, daß 
der entscheidende Auftrag der Kirche, das Evangelium zu verkündigen, in den Dienst ir- 
gendwelcher eigenmächtig gewählter Wünsche, „Zwecke und Pläne‘ gestellt wird. Ich 
möchte nicht mißverstanden werden. Ich wende mich nicht gegen ein politisches und ge- 
sellschaftliches Engagement als freien, dankbaren Dienst an Gottes Geschöpfen, wie die 
Barmer Erklärung sagt. Aber ich muß darauf bestehen, daß solcher Dienst in der durch 
Christus gewirkten „Befreiung aus den gottlosen Bindungen dieser Welt“ gründet. Wo aber 
solche Befreiung nicht gepredigt und geglaubt wird, da mag es allerlei Engagement geben, 
aber solches Engagement ist dann nicht jener Dienst, der nach Gottes Willen geschieht. 
Nur indem die Kirche dem sie freimachenden Worte Gottes dient, kann sie der Welt die- 
nen. 

Diese Welt wird immer mehr durch Wissenschaft und Technik geprägt, deren Ambivalenz 
offenbar ist. - Der souveränen Steuerung komplizierter technischer Systeme durch den 
Menschen korrespondiert die ihn in seiner Leistung fast verdrängende Leistung der Appa- 
raturen. Der mit Wissenschaft und Technik geschenkten Möglichkeit, in einer Weltgesell- 
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schaft zu leben, in welcher Konflikte mit friedlichen Mitteln behoben werden können, 
steht die Gefahr der Selbstauslöschung des Menschen und seiner Geschichte gegenüber. 
Diese Ambivalenz ist darum so gefährlich, weil die rationale Mündigkeit des Menschen in 
einem erschreckenden Mißverhältnis zu seiner ethischen Unmündigkeit steht. Die wachsende 
Einsicht in die Notwendigkeit des Weltfriedens, der unteilbar ist, bedeutet einen wichtigen 
Impuls, die ethische Reife zu gewinnen. Damit ist der einzelne Mensch aufgerufen, verant- 
wortliche Person und nicht von dunklen Mächten manipulierbares Objekt zu sein. Für uns 
Christen kann es hier keine Resignation geben, denn wir leben von der in Christi Kreuz 
und Auferstehung gefallenen Entscheidung Gottes für die Welt. Die uns aufgetragene Pro- 
klamation dieser Entscheidung weist die Richtung unseres Engagements für den Frieden 

in der Welt, d.h. ganz konkret: wir treten ein für Abkehr von jeder Absolutsetzung poli- 
tischer, nationaler, rassischer und ideologischer Werte. Das Durchsetzen-wollen weltan- 
schaulicher Monopolansprüche ist in seiner friedensgefährdenden Art heute so vor aller 
Augen, daß sich niemand entschuldigen kann, wenn es darüber zu einer Weltkatastrophe 
kommt. Wir treten ein für die Beschränkung der Rüstungen zugunsten von Hunger und 
Elend bedrohter Völker, was den Willen zu eigenem Opfer nicht im Sinne des Almosens, 
sondern geschuldeter Verpflichtung einschließt. Dazu gehört die entschlossene Abkehr von 
dem tief eingewurzelten Überlegenheitsgefühl der eigenen Rasse, welches die Sünde des s 
Selbstruhms ist und den Umgang mit den anderen vergiftet. Wir treten ein für die recht- 
liche Geltung der Charta der Menschenrechte bei allen Völkern. Dazu gehört, daß man sich 
nicht in Selbstgerechtigkeit gegenseitig propagandistisch die Menschenrechte vorhält und 
sich gleichzeitig aus Eigeninteresse davon dispensiert. 

Die Glaubwürdigkeit unseres Eintretens für Recht und Frieden in der Welt hängt davon 
ab, wie unser Engagement im eigenen Bereich aussieht. Mir ist es bei manchen Erklärungen 
des Ökumenischen Rates der Kirchen eine ernste Sorge, daß die Klarheit und Deutlichkeit 
sehr unterschiedlich ist je nach den geographischen Bereichen, um die es sich handelt. Nun 
kann aber der Ökumenische Rat der Kirchen nicht mehr sagen, als seine Gliedkirchen be- 
reit sind zu verantworten. Das ist eine ernste Frage an uns. Unser Engagement darf nicht 
unter dem taktischen Gesichtspunkt des geringsten Risikos stehen. Unser Eintreten für den 
Frieden in der Welt hat, wenn es glaubwürdig sein soll, unausweichliche Konsequenzen für 
den eigenen Bereich. Alle mit der Teilung Deutschlands zusammenhängenden Fragen sind 
der Notwendigkeit des Friedens in der Welt unter- und einzuordnen. Wir haben den deut- 
schen Menschen zu helfen, die Zertrennung unseres Vaterlandes unter zwei antagonistische 
Systeme im Zusammenhang der schweren Schuld unseres Volkes zu sehen. Gerade in sol 
cher Schau wird die Freiheit gewonnen, die Zertrennung nicht fatalistisch hinzunehmen, 
sondern als Ausgangspunkt eines vor Gott verantwortbaren politischen Handelns anzuneh- 
men. Zu solchem Handeln gehört für beide deutsche Staaten der Wille, aus dem Freund- 
Feind-Denken herauszukommen und in ein echtes Gespräch einzutreten, das sich für neue 
Wege und Erkenntnisse offenhält. Dazu gehört der Wille, zu angemessenen Vereinbarungen 
zu kommen, die der Verantwortung für den Frieden in der Welt wie auch der besonderen 
Verpflichtung gerecht werden, die beide Regierungen gegenüber der deutschen Nation als 
ganzer haben. 

Als Christen in der Deutschen Demokratischen Republik wollen wir uns nicht durch Leit- 
bilder der Vergangenheit fixieren lassen, sondern nehmen die Ordnung des Staates, in dem 
wir leben, an als den Raum der Bewährung unseres Dienstes und Zeugnisses. Unsere Evan- 
gelische Kirche der Union erkennt die Aufgabe, auf der Basis einer sozialistischen Wirtschafts- 
struktur das Zusammenleben der Bürger zu gestalten, als eine legitime Aufgabe an. Wie sie 
sich allen Versuchen, diese Basis zu zerstören, versagt, so läßt sie sich auch nicht politisch 
mißbrauchen. Wenn wir als Christen unsere gesellschaftliche Mitarbeit als den christlichen 
Beitrag verstehen, eine Gestalt gerechteren Zusammenlebens zu finden, dann vollziehen wir 
damit gerade keine kritiklose, die Eigenverantwortung preisgebende Akklamation, sondern 
unterstellen die sozialistische Gesellschaftsordnung der Zielsetzung einer besseren Gerech- 
tigkeit, auf die hin der Sozialismus sich befragen lassen muß. Von da aus bedeutet die Zu- 
sammenarbeit von Christen und Marxisten die Möglichkeit einer echten Chance gemeinsa- 
mer Verantwortung für den Frieden in der Welt. Dabei ist es aber eine unabdingbare Vor- 
aussetzung, daß diese Zusammenarbeit in Wahrhaftigkeit geschieht und tragfähig begründet 
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wird. Nur dann werden wir uns vor gegenseitigen Enttäuschungen bewahren. Die oft für 
diese Zusammenarbeit gegebene Begründung einer unverbindenden „gemeinsamen humani- 
stischen Verantwortung“ ist zumindest vieldeutig und bedarf daher einer sorgfältigen Prü- 
fung. Wird diese Begründung im Sinne der Identität der humanistischen Zielsetzung von 
Christentum und Marxismus interpretiert, so hat das erhebliche Folgen. Das für uns durch- 
aus ernste Atheismus-Problem, in dem es ja um die Ersetzung des Glaubens an Gott durch 
den Glauben an den Menschen geht, wird damit als rein theoretische Angelegenheit ver- 
harmlost. Es kann dann die volle Bejahung des Sozialismus gefordert werden, denn mit 
dieser Forderung wird ja den Christen nicht eine theoretische Bejahung des Atheismus zu- 
gemutet, wohl aber verlangt, die sich aüıs dem dialektischen Materialismus ergebenden sitt- 
lichen Urteile und Zielsetzungen des Handelns sich voll zu eigen zu machen. Das Postulat 
von der Identität humanistischer Zielsetzung ersetzt dann den nichtgewünschten Dialog zwi- 
schen Christen und Marxisten und machten einen genuin christlichen Beitrag für die Gesell- 
schaft nicht möglich. Nun ist aber die Behauptung der Identität der humanistischen Ziel- 
setzung von Christentum und Marxismus nicht haltbar, weil damit übersehen wird, daß 

die im Evangelium begründete Lebensgestaltung sich nicht einfach mit derjenigen deckt, 
die sich aus dem dialektischen Materialismus herleitet. Zusammenarbeit von Christen und 
Marxisten kann daher nur als eine gemeinsame Verantwortung für den Menschen bei vol- 
ler Respektierung der Unterschiede in der Auffassung vom Menschen verstanden werden. 
Zu solcher Zusammenarbeit sind wir um der Liebe willen verpflichtet in dem nüchternen 
Wissen, daß es nicht in unserer Macht steht, die Menschen glücklich zu machen, wohl aber, 
daß wir gemeinsam für die Beseitigung der vielfachen Ursachen ihres Unglücks wirken sol- 
len. Die so verstandene Zusammenarbeit von Christen und Marxisten kann nur dann in 
Wahrhaftigkeit geschehen, wenn das echte Gespräch möglich ist und Raum bleibt für einen 
eigenständigen christlichen Beitrag zur Gestaltung der Gesellschaft. Darum ist die in der 
Verfassung verankerte Glaubens- und Gewissensfreiheit von eminenter Bedeutung. Von 
ihrer vollen Geltung in der Wirklichkeit des gesellschaftlichen Lebens hängen entscheidend Wahr- 
haftigkeit und Freude der Mitarbeit bei allen denen ab, die sich aus innerster Gewissens- 
überzeugung die Weltanschauung des dialektischen Materialismus nicht zu eigen machen 
können. Ich halte es für einen Irrtum, daß eine sozialistische Gesellschaftsordnung ihrem 
Wesen nach die mit echter Glaubens- und Gewissensfreiheit gegebene Begrenzung des Ideo- 
logischen nicht erträgt. Die einen erliegen diesem Irrtum aus der an sich verständlichen 
Sorge um die Bewahrung der sozialistischen Errungenschaften, die anderen aus einer Re- 
signation, die der Macht des die Geschichte lenkenden Herrn zu wenig vertraut. 

Im übrigen möchte ich ein Beispiel nennen, das in die Richtung dessen, was ich meine, 
weist, das ist die Bausoldatenordnung von 1964, mit der der Staat in Selbstbezeugung 
seines Wollens eine von ihm nicht gebilligte Gewissensentscheidung gesetzlich geschützt 
hat. Gerade weil ich in dieser Verordnung immer einen gesellschaftspolitisch hoffnungs- 
vollen Ansatz gesehen habe, bedauere ich es um so mehr, daß die Entwicklung inzwischen 
rückläufig gegangen ist, sofern sich für manche, die den Weg der Bausoldaten gehen wol- 
len, Schwierigkeiten des beruflichen Fortkommens ergeben. 

Wir beobachten mit Sorge eine zunehmende ideologische Verhärtung, besonders auf dem 
Gebiet des Bildungswesens, die viel innere Not über bewußt christliche Familien bringt. 
Aber wir dürfen uns dadurch weder erbittern noch entmutigen lassen. Wir haben unbeirrt 
und entschlossen dafür einzutreten, daß die volle Glaubens- und Gewissensfreiheit allen 
gewährt wird. Dazu gehört nicht nur die Freiheit, eine bestimmte Glaubensüberzeugung 
zu haben, sondern auch ihr gemäß zu leben, ohne Nachteile fürchten zu müssen. Wir bit- 
ten alle Verantwortlichen zu bedenken, daß es niemals für eine Gesellschaft gut ist, wenn 
Menschen sich wegen ihrer Überzeugung benachteiligt fühlen. Damit werden sie im Inner- 
sten verletzt und in der Freudigkeit zur Mitarbeit gelähmt. Volle Glaubens- und Gewis- 
sensfreiheit schließt auch das Recht ein, seine Meinung frei zu äußern. Damit wird nicht 
einer hemmungslosen Freiheit das Wort geredet, die die Verantwortung gegenüber der Ge- 
sellschaft nicht ernst nimmt. Wohl aber muß darauf bestanden werden, daß jeder seine sitt- 
lich begründete Überzeugung in allen für Staat und Gesellschaft wichtigen Fragen auch 
dann frei sagen darf, wenn sie mit der offiziell herrschenden Meinung nicht übereinstimmt. 
Es gehört zu unserer gesellschaftspolitischen Verantwortung, für ein Klima einzutreten, in 


307 


dem man sich in Offenheit und Wahrhaftigkeit begegnet. Damit wird aller Heuchelei ge- 
wehrt und ein vertrauensvolles Miteinanderleben der Menschen gefördert. Ich sage das alles 
nicht aus billiger Freude an Kritik, sondern weil ich meine, daß es vom Evangelium her als 
Hilfe für die Aufgabe eines gerechteren Zusammenlebens auf dem Boden der gegebenen ge- 
sellschaftlichen Ordnung gesagt werden muß. 


Eine ähnlich eingehende Ausführung liegt in dem von Bischof Dr. Werner Krusche 
vorgetragenen Kirchenleitungsbericht für die Synodaltagung der Kirche der Kir- 
chenprovinz Sachsen am 6. November 1970 in Wernigerode vor (s. hierzu auch 
oben Kap. 2, a, S. 193). Bischof Krusche hatte gerade eine solche inhaltliche 
Ortsbestimmung der Kirche in der sozialistischen Gesellschaft als eine Bewäh- 
rungsprobe des neuen Kirchenbundes bezeichnet. 


VERANTWORTLICHER DIENST IN DER GESELLSCHAFT 
(epd-Dokumentation Nr. 10/71 vom 15. Februar 1971) N 


Die Kirche steht nicht neben oder außerhalb der Gesellschaft, sondern in ihr. Die Glieder 
der Kirche sind immer zugleich Glieder der Gesellschaft, in der sie sich vorfinden und die 
sie so oder so mitgestalten. Sie stehen in den vielfältigsten gesellschaftlichen Beziehungen 
— an ihren Arbeitsplätzen, in ihren Wohnhäusern, in den Geschäften, in ihrer Anteilnahme 
am kulturellen Leben — und sind dort — gewollt oder ungewollt — gesellschaftswirksam. 
Sie können dabei niemals und nirgends davon absehen, daß sie Glieder der Gemeinde Jesu 
Christi sind. Sie sind nicht nur ‚in der Kirche“, wenn sie sich als Gemeinde versammeln, 
sondern sie sind „in der Kirche“ — nämlich im Lebenszusammenhang des Leibes Christi — 
auch dann, wenn sie auseinandergestreut sind an die Orte ihres weltlichen Daseins. Sie sind 
dort nicht als freischwebende „Christen“ anwesend, sondern als Glieder der Kirche und al- 
so beauftragt mit dem Dienst der Versöhnung. Daß sie Glieder der Kirche sind, ist von ihnen 
schlechterdings nicht wegzudenken. Solange die Deckungsgleichheit von Kirche und Gesell- 
schaft bestand, schien dies keine besonderen Probleme zu enthalten. Seitdem diese Identi- 
tät nicht mehr vorhanden ist und in unserem Lebensraum der Grundsatz der Trennung 
von Kirche und Staat nach marxistisch-leninistischem Verständnis praktiziert wird, ist das 
Verhältnis der Kirche und ihrer Glieder zur sozialistischen Gesellschaft eine immer wieder 
neu zu bedenkende Aufgabe. 

Gerade in Gemeinden mit sehr aktiver Beteiligung von Menschen in weltlichen Berufen 
wird darum kaum eine Frage so viel besprochen wie die nach der Gestaltung der sozialisti- 
schen Menschengemeinschaft und ihrer Verantwortung für diese. Wäre mit der sozialistischen 
Menschengemeinschaft die Weltanschauungsgemeinschaft der Marxisten-Leninisten intendiert, 
so wären die Glieder der Kirche natürlich nicht in sie zu integrieren, gerieten also in eine 
gesellschaftliche Abseitsstellung. Ist damit aber eine Form des menschlichen Zusammenle- 
bens gemeint, in der man sich füreinander und für die Gesellschaft verantwortlich weiß, so 
kann in dieser Zielstellung etwas von dem erkannt werden, worin nach christlichem Ver- 
ständnis das durch Gottes Liebe vorgezeichnete Miteinander-Menschsein besteht. Von den 
ihr Leben stimmenden Voraussetzungen ihres Glaubens her können sich die Glieder der 
Kirche an der Verwirklichung gesellschaftlicher Ziele beteiligen, auch wenn diese nicht von 
ihnen gesetzt werden. Sie können und werden um so eher dazu bereit sein, wenn sie die 
Aussicht haben, daß ihr Sachbeitrag für den gesellschaftlichen Prozeß wirksam wird. 

Die Versuchung zu einer negativ-kritischen Distanz kann aus hierbei gemachten Enttäu- 
schungserlebnissen kommen; sie erwächst aber auch unabhängig von der Glaubensbasis aus 
dem Abstand, den die Verwirklichung einer solchen sozialen Ordnung von den angestreb- 
ten Zielen hat. Dabei muß man sich indessen klar machen: einer solchen Kritik kann keine 
von Menschen je praktizierte Ordnung des Zusammenlebens standhalten, schon gar nicht 
die in Vergangenheit und Gegenwart als „christlich“ deklarierten Gesellschaftsordnungen. 
Diese grundsätzliche Einsicht verbietet keineswegs Kritik an konkreten Mißständen, wohl 
aber ungerechtfertigte Pauschalurteile. Im übrigen entstehen für den gesellschaftlichen Ein- 
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satz des Christen die wirklich bedrängenden Fragen nicht so sehr bei den Prinzipien und 
Zielsetzungen, sondern in den konkreten Situationen, die ihm Entscheidungen abverlangen 
als Mitarbeiter im Betrieb, bei den Anforderungen des Bildungssystems, bei dem politischen 
Verhalten gegenüber anderen Völkern und Machtpositionen. 

Welche Hilfe bietet das Evangelium den einzelnen Menschen und sozialen Gruppen bei 
den tagtäglichen und stets konfliktträchtigen Entscheidungen? Was hat die Kirche zu ver- 
kündigen, wenn sie die Antworten weder in undifferenzierter Akklamation (Zustimmung) 
noch in prinzipieller Negation (Verneinung) geben darf, weil damit das Zeugnis der Ver- 
söhnung verdunkelt würde? 

1. Die Gewißheit, daß nur Jesus Christus die Wahrheit und das Leben ist. Diese Gewiß- 
heit befreit zum Ertragen der Bruchstückhaftigkeit unseres Erkennens. Daß „unser Wissen 
Stückwerk“ ist (1. Kor. 13,9), können und müssen wir gelten lassen sowohl im Blick auf 
uns selbst als auch im Blick auf unser Gegenüber, auch wenn von diesem der Besitz der vol- 
len Wahrheit behauptet wird, wie es in der „wissenschaftlichen Weltanschauung‘ des Marxis- 
mus der Fall ist. Die Einsicht in unser stückweises Erkennen ermöglicht auch im politischen 
Bereich eine Toleranz, die die eigene Glaubenserkenntnis nicht verleugnet, aber die recht- 
haberische Behauptung des eigenen Standpunktes als des allein richtigen ausschließt und 
dafür die Erwartung einschließt, auch bei dem anderen richtige Erkenntnisse anzutreffen. 

Die Einsicht in die begrenzte Erkenntnisfähigkeit macht das Gespräch erforderlich. Die 
christliche Gemeinde tut der Gesellschaft einen entscheidenden Dienst, wenn sie Ort des 
offenen Dialogs ist, in dem alle Lebens- und Sachprobleme erörtert und die Lösungen ge- 
sucht werden, die sich im Hören auf das Wort Gottes ergeben. In diesem Dialog wird das 
Ernstnehmen der anderen Meinung, die Überprüfung der eigenen Auffassung auf unkon- 
trollierte Vorurteile und die unbedingte Vorrangigkeit des sachlichen Arguments eingeübt. 
Da der „Dienst der Versöhnung‘ nicht beschränkt ist auf die Frage nach dem persönlichen 
Heil, sondern auf Verantwortung in allen Lebensbereichen aus ist, ist die Gesprächsthema- 
tik grundsätzlich nicht eingrenzbar. 

Gelegentliche Vorwürfe oder Einsprüche politischer Stellen gegen bestimmte Themenstel- 
lungen als nicht zur religiösen Thematik gehörend, verkennen, daß der christliche Glaube 
es mit dem Menschen in allen seinen Lebensbereichen zu tun hat und daß es für ihn eine 
Trennung von ‚‚religiös‘‘ und ‚‚profan“ nicht gibt. ‚Religionsausübung‘ geschieht für den 
evangelischen Christen nicht nur in Gottesdiensten oder in den Zusammenkünften der Ge- 
meinde, sondern ist gleichbedeutend mit dem vom Evangelium bestimmten Lebensvollzug 
in seinem ganzen Umfang. 

Übt die Gemeinde das offene, sachliche Gespräch, so werden die Glieder der Gemeinde 
auch zu sachlichen Gesprächspartnern im politischen Raum. Die Kirchenleitung weiß aus 
einer Reihe von Kirchenkreisen, daß dort dieses offene, sachbestimmte, von gegenseitigen 
Vorurteilen und Verdächtigungen unbelastete Gespräch mit Vertretern unseres Staats mög- 
lich ist. Auch die Kirchenleitung nimmt durch Beauftragte die Möglichkeit derartiger Ge- 
spräche wahr, in denen versucht wird, einander zu verstehen und zu verständigen, Miß- 
verständnisse aufzuklären, Mißhelligkeiten zu beräumen, tragbare Lösungen zu finden. Die 
Kirchenleitung ist öfter darauf angesprochen worden, daß Arbeitsgespräche mit begrenz- 
tem Teilnehmerkreis sehr viel fruchtbarer sind als Veranstaltungen, bei denen kein wirk- 
liches Gespräch möglich ist. 

Ein ermutigendes Beispiel für die positiven Möglichkeiten solcher Gespräche ist die Art 
und Weise, in der die Frage der Durchführung von diakonischen Rüsten in Heimen mit 
hirngeschädigten Kindern geklärt worden ist. Nachdem gegen diese Rüsten im Jahre 1969 
staatlicherseits schwerwiegende Einwände gemacht und Verbote ausgesprochen worden 
waren, hat die Kirchenleitung beschlossen, daß um des Evangeliums willen, das den Dienst 
an den Schwachen gebietet, diese Rüsten durchgeführt werden müßten. Sie hat die Sach- 
gründe mündlich dem Rat des Bezirkes Magdeburg und schriftlich der Dienststelle des 
Staatssekretärs für Kirchenfragen und dem Ministerium für Gesundheitswesen dargelegt 
und gebeten, die Entscheidung gegen diese Rüsten zu überprüfen. Zu unserer Freude ist 
uns mitgeteilt worden, diese Rüsten könnten in dem bisherigen Umfang durchgeführt wer- 
den. Die Kirchenleitung möchte den Stellen unseres Staates für diese sachliche Entschei- 
dung danken. 
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2. Die Botschaft von der Versöhnung. Sie ist etwas anderes als der „‚versöhnlerische Ver- 
such, Gegensätze herunterzuspielen, um nicht angegriffen zu werden und alles beim alten 
belassen zu können. Aber die Botschaft von der Versöhnung als der neuen Gemeinschaft 
mit Gott und untereinander schließt die Versachlichung der Gegensätze und damit die 
Vermenschlichung ihres Ausgetragenwerdens ein. Vermenschlichung heißt, daß auch bei 
scharfem Gegensatz die Verteufelung des Gegners und alle primitive Schwarz-Weiß-Male- 
rei zu unterbleiben hat. 

Die christliche Gemeinde leistet der Gesellschaft einen wichtigen Dienst, wenn in ihr 
selbst Differenzen und gegensätzliche Auffassungen nicht verwischt, sondern offen ausge- 
tragen werden und dabei die Gemeinschaft erhalten bleibt, auch wenn es nicht gelingt, 
zu einer einmütigen Auffassung zu gelangen. Weil sie aus der Versöhnung lebt und im 
Dienst der Versöhnung steht, hat sie die besten Voraussetzungen, ein Modell dafür zu lie- 
fern, wie man beisammen bleiben kann auch bei sehr unterschiedlichen theologischen und 
politischen Überzeugungen. 

Aus dieser Grundhaltung heraus verbietet sich für die Kirche Jesu Christi unsachliche 
Polemik gegen die Weltanschauung des Marxismus-Leninismus. Sie versucht bei uns viel- 
mehr, diese zu verstehen und ihre humanistischen Anliegen zu würdigen, wiewohl natür- 
lich die atheistische Komponente nicht verkannt wird. An die Stelle antikommunistischer 
Ressentiments, die es in der Nachkriegszeit auch in der Kirche noch gab, ist eine sehr viel 
sachlichere Einstellung getreten. 

Freilich wird es um so schwerer, eine solche Offenheit gegenüber den humanistischen 
Zielen und Gestalten des Sozialismus durchzuhalten, je öfter sie auf antireligiöse Intole- 
ranz stößt. Leider erfahren dies immer wieder christlich erzogene Kinder von seiten ein- 
zelner Lehrer oder in einzelnen Schulen. Der Kirchenleitung sind Fälle bekannt gewor- 
den, in denen öffentlich vor Schulklassen erklärt worden ist, es werde keinerlei Eintreten 
für die Kirche in der Schule geduldet; die Jungen Gemeinden oder die von unseren Pfar- 
rern im katechetischen Dienst geleiteten Zusammenkünfte wurden als illegal hingestellt. 
In einem Kreis wurde sogar von dem Kreisschulrat erklärt, diejenigen Schüler, die zur Kon- 
firmation gingen, könnten nicht mit einer weiteren schulischen Förderung rechnen. Es 
mehren sich die Fälle, in denen Lehrer versuchen, Schüler, die an der Jugendweihe teilge- 
nommen haben, von der Konfirmation abzuhalten. In einer Erweiterten Oberschule soll- 
ten die Schüler Erklärungen über ihre Stellung zur Kirche und über ihre Teilnahme an 
kirchlichen Zusammenkünften abgeben. Sicher: es handelt sich hier um Einzelfälle. Aber 
sie genügen, daß bei sehr vielen christlichen Eltern und ihren Kindern das Gefühl wächst, 
sie seien in der sozialistischen Menschengemeinschaft erst dann erwünscht und gleichbe- 
rechtigt, wenn sie ihren christlichen Glauben und ihre Bindung zur Kirche aufgegeben ha- 
ben. Es wäre für das Wachsen der sozialistischen Menschengemeinschaft zweifellos vom 
Schaden, wenn dieses Gefühl weitere Nahrung bekäme. 

Es soll dankbar bestätigt werden, daß in einzelnen Fällen sich die Räte der Bezirke und 
Kreise eingeschaltet und andere Entscheidungen veranlaßt haben. So wurde z.B. ein Schul- 
zeugnis, in dem bei einem jungen Menschen die Teilnahme an kirchlichen Zusammenkünf- 
ten kritisiert worden war, zurückgenommen. Zur Zeit bewegt uns allerdings die Frage, ob 
diese Einzelfälle Anzeichen dafür sind, daß auf dem Gebiet des Bildungswesens eine stär- 
kere weltanschauliche Bindung durchgesetzt werden soll. Gilt noch der Grundsatz, daß die 
Schule Erkenntnisse fördert, aber keine Bekenntnisse fordert? 

3. Die Hoffnung auf das kommende Reich Gottes. Weil Christen glauben, daß das Reich 
Gottes, das Reich des vollen Heils und des Friedens, nicht von den Menschen geschaffen 
wird, können sie dort mitarbeiten, wo eine bessere soziale Ordnung erstrebt wird. Ihre 
Hoffnung befreit sie dazu, „sich an der Vorwegnahme des Reiches Gottes zu beteiligen 
und schon heute etwa von der Neuschöpfung sichtbar werden zu lassen, die Christus an 
seinem Tag vollenden wird‘ (Uppsala 1968). 

Die alttestamentliche Prophetie läßt uns das messianische Friedensreich sehen als ein 
Reich, in dem die Schwerter zu Pflugscharen umgeschmiedet werden. Gottes Wort läßt 
uns also nicht auf ein Jenseits, sondern auf eine Welt ohne Waffen hoffen. Nachdem die 
Kirchen sich jahrhundertelang bis zum 2. Weltkrieg vordringlich mit der Frage beschäftigt 
haben, ob und unter welchen Bedingungen der Krieg als ein äußerstes und letztes Mittel 
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der Politik zur Verteidigung oder Wiederherstellung von Recht und Gerechtigkeit gelten 
könne und ob der Christ sich an ihm beteiligen dürfe, drängen heute namentlich ihre jun- 
gen Glieder darauf, daß sich die Kirchen endlich mit mindestens derselben Intensität dar- 
um zu mühen hätten, wie Kriege verhindert und der Frieden gesichert werden könne. Man- 
che von ihnen sind der gewissensmäßigen Überzeugung, die totale Abrüstung sei der ein- 
zige Weg hierzu, und sie ziehen für sich daraus die Konsequenz, daß für sie nur ein Frie- 
densdienst ohne Waffen in Frage kommen könne. So ist auf der letzten Tagung unserer 
Synode die Kirchenleitung beauftragt worden, bei den zuständigen Stellen unseres Staates 
wegen eines nicht-militärischen Friedensdienstes vorstellig zu werden. Die Kirchenleitung 
hat sich dieses Auftrages in großer Verantwortlichkeit angenommen. Sie hat zunächst die 
von unserem Staat gesetzlich geordneten Möglichkeiten eines waffenlosen Wehrersatzdien- 
stes in den Blick genommen und hat die zuständigen Ministerien auf beschwerliche Sach- 
verhalte aufmerksam gemacht und um deren Behebung gebeten. 

So hat sich die Kirchenleitung mit dem Einverständnis der Konferenz der Evangelischen 
Kirchenleitungen in der DDR in einem Schreiben an das Ministerium für Hoch- und Fach- 
schulwesen gewandt mit der Bitte, es möchten Härten oder Benachteiligungen von Studen- 
ten oder Studienbewerbern, die sich für den Dienst in den Baueinheiten entschieden ha- 
ben, vermieden werden. Diese müßten die gleichen Bildungschancen haben und ebenso 
behandelt werden wie diejenigen, die sich für den Dienst mit der Waffe entschieden haben, 
da der Dienst in den Baueinheiten ein gesetzlich ermöglichter Weg der Erfüllung der Wehr- 
pflicht sei und als militärischer Dienst gelte. Der Kirchenleitung ist über den Rat des Bezir- 
kes Magdeburg ein mündlicher Bescheid gegeben worden, der allerdings durch eine inzwi- 
schen ergangene Anordnung des Ministeriums für Hoch- und Fachschulwesen überholt zu 
sein scheint. Die Sachlage ist für uns noch nicht klar; die Besorgnisse sind groß. Der Rat 
des Bezirkes Magdeburg hat uns aber ein weiteres Gespräch in dieser Sache zugesagt. 

Weiter hat die Kirchenleitung — wiederum im Einverständnis mit der Konferenz — ein 
Schreiben an das Ministerium für Nationale Verteidigung gerichtet, in dem darum gebeten 
wird, es möchten die in der Anordnung für die Aufstellung von Baueinheiten vorgesehe- 
nen Möglichkeiten des Einsatzes an nicht-militärischen Objekten voll ausgeschöpft werden, 
damit Gewissensbelastungen vermieden werden. Die Kirchenleitung hat ein von Admiral 
Verner unterzeichnetes Antwortschreiben erhalten, in dem darauf hingewiesen wird, daß 
der Einsatz der Bausoldaten im Rahmen der gesetzlichen Festlegungen geschehe, die u.a. 
den Ausbau von Verteidigungs- und sonstigen militärischen Anlagen vorsähen, und daß 
die zu erfüllenden Aufgaben von den gesamtgesellschaftlichen Erfordernissen und Notwen- 
digkeiten abhängig seien. Angesichts der friedenserhaltenden Rolle der Streitkräfte der 
DDR bestünde kein begründeter Anlaß, die Aufgabenstellung für die Baueinheiten zu ver- 
ändern. 

Der Inhalt dieses Schreibens hat der Kirchenleitung deutlich gemacht, daß die DDR mit 
der Anordnung über die Aufstellung von Baueinheiten offenbar, das ihr möglich und nötig 
Erscheinende in der Berücksichtigung der Anliegen derer, die den Dienst mit der Waffe 
ablehnen, getan hat und daß sie weitergehenden Wünschen nicht entsprechen wird. Die 
Kirchenleitung hat aus diesem Grunde davon Abstand genommen, die Frage eines nicht- 
militärischen Friedensdienstes in der Form eines zivilen Ersatzdienstes an die Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik heranzutragen. Eine befriedigende Regelung für 
diejenigen, die ihren Friedensdienst nur außerhalb der Armee zu leisten sich imstande se- 
hen, ist offensichtlich jetzt nicht zu erreichen. Die Kirchenleitung wird eine solche Gewis- 
sensentscheidung als eine echte Möglichkeit des Gehorsams und als ein mögliches Zeichen 
der Hoffnung auf das kommende Reich Gottes ansehen. 

Der Weltfrieden ist nicht zu erreichen ohne den Kampf gegen die Weltarmut. Die Voll- 
versammlung des Ökumenischen Rates in Uppsala hat die Kirchen aufgefordert, in ihren 
Ländern darauf zu drängen, daß die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung in den 
jungen Nationalstaaten den Vorrang unter den sozial-ökonomischen Zielsetzungen erhält. 
Nicht die Verteidigung ihrer Errungengschaften, sondern die Beteiligung der wirtschaftlich 
Benachteiligten daran können den Wohlhabenden der ganzen Welt den Frieden sichern. 
Diese konkreten politischen Forderungen können aber nur in der Gemeinsamkeit aller 
Staaten und ihrer allein für die Wirtschafts- und Außenhandelspolitik verantwortlichen 


311 


Regierungen realisiert werden. Die Kirchen haben erkannt, daß karitative Hilfen zwar 
Notstände lindern, aber nicht die Ursachen der Weltarmut beseitigen können. Wenn sie 
sich für eine Beschleunigung des Wirtschaftswachstums in den Entwicklungsländern ein- 
setzen wollen, so bedingt dies die Zusammenarbeit mit dem Staat und dessen Beteiligung 
an den großen Weltorganisationen, die die UNO jetzt zum gemeinsamen Handeln im zwei- 
ten Entwicklungsjahrzehnt aufgerufen hat. 

Die Kirchen in der DDR können sich an dieser Aufgabe nur beteiligen, wenn der Staat 
davon überzeugt werden kann, daß sie keinerlei andere Interessen damit verbinden als die 
Unterstützung der jungen Nationalstaaten auf ihrem mühseligen Weg zu einer besseren so- 
zialen Gerechtigkeit. In ihnen sehen wir heute den armen Lazarus, der vor des Reichen 
Tür liegt. Die Kirchen können dafür außer den ihnen anvertrauten Spenden vor allem ihre 
Mitwirkung an der Bewußtseinsbildung einsetzen, die erforderlich ist, damit der Staat die 
wirtschaftliche Förderung bei seinen sozial-ökonomischen Zielsetzungen gebührend berück- 
sichtigen kann. Bei dieser humanistischen Friedensarbeit dürfen die Unterschiede in den 
Ausgangspositionen und Zielsetzungen nicht die erforderliche Solidarität der Verantwor- 
tung gefährden. Sie verlangt von uns Offenheit gegenüber dem Streben, die sozialen Struk- 
turen zu verändern, die die soziale Ungerechtigkeit unter den Völkern bewirkt haben. 

Die Kirche wird hinsichtlich des Umfangs ihrer Wirkungsmöglichkeit sehr bescheiden sein 
müssen. 


5. NEUORDNUNG DES GEISTLICHEN DIENSTES 


Daß der Fragenbereich von Amt und Ordination im Zusammenhang mit einer 
Neuordnung der kirchlichen Dienste und Ämter überhaupt sowie mit Vorhaben 
neuer Gemeindestrukturen gegenwärtig intensiv bearbeitet wird, stellt für die 
Kirchen in der DDR keinen Sonderfall dar. Aber doch liegt hier für sie eine 
besondere Dringlichkeit, die in der tiefgreifenden Situation des Umbruchs und 
Übergangs begründet ist. Eine Kirche, die sich immer stärker als missionarische 
Gemeindekirche verstehen muß, ist genötigt, die traditionellen Überlieferungen 
des Amtsverständnisses und der pfarramtlichen Arbeitsmethoden zu überprüfen. 
So erklärt es sich, daß dieser ganze Fragenkomplex von der Ausbildung über 
Prüfung und Ordination bis hin zu Visitation und Neukonstruktion der kirch- 
lichen Dienste überhaupt seit Jahren in den Kirchen der DDR vorrangig behan- 
delt werden. Es ist auch wohl kein Zufall, daß in dem auf die Gründung des 
Kirchenbundes folgenden Jahr sich sowohl EKU wie VELKD, aber auch eigent- 
lich alle ihre Gliedkirchen auf ihren Synodaltagungen mit Fragen des geistlichen 
Amtes im weitesten Sinne befaßt haben (s. auch Kirchl. Jahrbuch 1969, S.303ff.). 

Der Gesamtzusammenhang wird in dem Bericht der Kirchenleitung vor der 
Regionalsynode Ost von Berlin-Brandenburg (Tagung vom 6. bis 10. März 1970) 
folgendermaßen beschrieben: 


221. Je sorgfältiger eine Kirchenleitung über die Zurüstung der Gemeindeglieder zum 
Zeugnis nachdenkt, desto unabweisbarer stellt sich das Problem der hauptamtlichen kirch- 
lichen Kräfte. Es gibt keinen wichtigen kirchlichen Dienst, der unter den veränderten Be- 
dingungen nicht neu zu durchdenken wäre. Für die Kirchenleitung ergeben sich dabei fol- 
gende Gesichtspunkte: 

a) die spezifischen Aufgaben der einzelnen Dienste sind herauszuarbeiten. Das ist darum 
besonders nötig, weil der Dienst des Pfarrers in der Vergangenheit alle anderen weit in den 
Schatten stellt. Der „‚Laie‘“ war lediglich Objekt der pastoralen Bemühungen; die sonstigen 
kirchlichen Amtsträger waren „Mitarbeiter des Pfarrers“, statt, wie die Grundordnung es 
beschreibt, „Mitarbeiter im Dienst am Wort“ (Artikel 33 GO). 
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b) Das Verhältnis der hauptamtlichen kirchlichen Dienste zu dem, den die „Laien“ tun, 
ist klar zu fassen. Weder dürfen die „Hauptamtlichen‘“ die Laien beherrschen, noch dürfen 
sie allen Dienst an sich reißen. Ein wichtiger Dienst ist auch der, andere zu einem ihnen 
gemäßen Dienst anzuleiten. 

c) Alle, die in der Kirche einen Dienst tun, müssen lernen, daß sie einander brauchen. 
Daß heute die „Teamarbeit“ so stark betont wird, ist nicht eine Mode, sondern Wiederent- 
deckung der biblischen Wahrheit, daß wir einander Gehilfen zum Glauben und zum Dienst 
sein dürfen. 

d) Alle, die in der Kirche einen Dienst tun, besonders aber die „Hauptamtlichen‘“‘, müs- 
sen lernen, daß ein Examen nicht das Ende der Ausbildung, sondern der Auftakt zu be- 
ständiger Weiterbildung ist. 

e) Für viele kirchliche Berufe muß die Möglichkeit geschaffen werden, in einen ihren 
Gaben oder ihrem Alter gemäßeren Beruf überzuwechseln. Hier ergeben sich besondere 
Probleme der Erstausbildung und der Weiterbildung. 

f) Die Kirche braucht, wenn sie ihren Dienst sachgerecht tun will, eine Reihe von Mit- 
arbeitern mit einer Spezialausbildung. 

Für die drei zuletzt genannten Punkte wird von der kommenden Ausbildungskommission 
beim Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR Anregung und Hilfe erwartet. 

2211 Das Problem der Mobilität des Pfarrerstandes ist, nicht zuletzt durch die grundsätz- 
liche Zustimmung unserer Synode, stark im Gespräch. Es muß noch einmal betont werden, 
daß der Grund solcher Überlegungen nicht ist, einen Pfarrer irgendwo wegzubekommen, son- 
dern eher, ihn an irgend eine Stelle zu bringen, an der er nach verantwortlicher Entschei- 
dung der gesamtkirchlichen Organe notwendiger gebraucht wird. Wir müssen der Synode 
hier eine Frage vorlegen, die erst geklärt werden muß, ehe sinnvoll weitergedacht werden 
kann: Welche Gesichtspunkte haben bei der Besetzung der Pfarrstellen den Vorrang — das 
Bedürfnis der Einzelgemeinde nach möglichst intensiver, geistlicher Versorgung — oder die 
gesamtkirchlichen Gesichtspunkte, den Dienst der Pfarrer möglichst gleichmäßig über die 
Kirchenprovinz zu verteilen, die Pfarrer nach ihrer Begabung dort einzusetzen, wo sie im 
Rahmen eines Kirchenkreises oder einer ‚‚Region‘‘ am nötigsten gebraucht werden, und 
dafür zu sorgen, daß Pfarrer mit Spezialausbildung diese auch sinnvoll einsetzen, können? 
Vielleicht müssen die beiden Gesichtspunkte auch in einer neuen Praxis der Pfarrstellen- 
besetzung verbunden werden, die sich später in einem neuen Recht niederschlagen könnte. 

2212 Das wirft die Frage auf, ob die herkömmliche, im wesentlichen geographisch be- 
stimmte, Vorstellung von Gemeinde haltbar ist, ja, ob sie dem biblischen Befund auch nur 
annähernd gerecht wird. Wir werden den Begriff „Gemeinde“ vielschichtig zu sehen haben. 
„Gemeinde“ ist einmal die kleine Gruppe, die sich unter Gottes Wort, sei es im Gottes- 
dienst oder im brüderlichen Gespräch, und am Tisch des Herrn sammelt. „Gemeinde“ ist 
sodann die Verwaltungs- und Rechtseinheit, die von einem Gemeindekirchenrat vertreten 
wird. „Gemeinde“ ist aber auch die Christenheit einer Vielzahl von Einzelgemeinden, die, 
geographisch aufeinander bezogen, sich gelegentlich zu gemeinsamem Tun und gemeinsa- 
mem Gottesdienst zusammenfindet, ihre Dienste aufeinander abstimmt und gemeinsame 
Einrichtungen schafft. Das kann im Rahmen der Kirchenkreise oder innerhalb der Kirchen- 
kreise in Regionen geschehen, in die sich der Kirchenkreis um des besseren Dienstes willen 
einteilen mag. „Gemeinde“ ist endlich auch die Gesamtgemeinde eines Kirchengebietes, die 
bei Jugendtagen, Kirchentagen, zentralen Gottesdiensten und durch gemeinsame Leitung 
und Verwaltung in Erscheinung tritt. 

2213 Die Kirchenleitung zögert noch, für größere Mobilität des Pfarrerstandes, also für 
eine Sache, die ein neues Bewußtsein für gesamtkirchliche Verantwortung voraussetzt, ge- 
setzliche Regelungen zu schaffen. Sie ist mit den anderen Kirchen der Union, insbesondere 
mit der von Sachsen-Magdeburg, in dieser Sache von einschneidender Bedeutung im Ge- 
spräch. Die EKU ist die Ebene, auf der diese Frage letzten Endes ausgetragen werden muß. 
Das Gesetz über Kreispfarrer, das der Synode vorgelegt wird, ist ein Schritt auf diesem Wege 
zu größerer Mobilität. 

2214 Zu diesem neuen Ethos würde es helfen, wenn die Teamarbeit auf der Ebene der 
Einzelgemeinde und der Region nicht mehr auf Einzelfälle beschränkt würde. Die Kirchen- 
leitung hat sich von der Arbeit in Grünau berichten lassen, wo nun schon seit vielen Jah- 


313 


ren drei Theologen, davon der eine hauptamtlich, die anderen nebenamtlich, zusammen- 
arbeiten. Einer der Drei ist hauptamtlich in der Industrie tätig. Das Experiment mit dem 
Arbeitstitel „Großparochie‘“‘ wurde drei Jahre im Kirchenkreis Ruppin über vier Pfarrer- 
sprengel hin betrieben. Beide Berichte waren erfüllt von der Freude an der Entdeckung des 
gemeinsamen, brüderlichen Dienstes. Andererseits ist deutlich geworden, daß Teamarbeit 
nur dann gelingen kann, wenn die Teilnehmer sich streng durch das von ihnen gemeinsam 
bejahte Ziel zusammenführen lassen. Mit ein bißchen Sympathie und Freundschaft ist es 
nicht getan. Es wäre wichtig, daß die künftigen Pfarrer nicht nur dem Gedanken solcher 
Teamarbeit, sondern auch der modellartigen Einübung dieser Arbeitsform bereits in einem 
früheren Stadium der Ausbildung begegneten. 

222 Unter den Aspekten, die mit der Umbruchsituation unserer Kirche gegeben sind, 
ist der kirchlichen Ausbildung, von Theologen und von Nichttheologen, besondere Auf- 
merksamkeit zu widmen. 

2221 Das Theologische Prüfungsamt hat einiges dafür getan, die Ausbildung intensiver 
zu gestalten. Durch die Berufung eines zweiten Dezernenten für Ausbildungsfragen, des 
Konsistorialrats Dr. Goosmann, wird dem Kontakt mit den Studenten größere Aufmerk- 
samkeit gewidmet werden können. Nach dem 1. Examen, vor Beginn der Lehrvikariate, 
werden die Kandidaten zu einer Einführungsrüste zusammengefaßt. In diesem Herbst wird 
in Zusammenarbeit mit dem Predigerseminar Brandenburg der Versuch unternommen, 
Vikariat und Predigerseminar stärker aufeinander zu beziehen. Auf je einen Abschnitt 
Vikariat mit bestimmten Ausbildungsinhalt folgt ein Kurs im Predigerseminar, der das 
Gelernte vertiefen soll. Schon seit längerer Zeit gibt es neben dem Einzelvikariat Sam- 
melvikariate, bei denen die Kandidaten sich untereinander helfen können. Vielleicht wird 
hier der Grund zu späterer Teamarbeit gelegt. 

Das zweite theologische Examen wird nicht mehr, wie früher, in einem Zuge, son- 
dern nunmehr in drei Etappen abgelegt. Es ist zu hoffen, daß diese Maßnahme da- 
zu beiträgt, das Niveau der Prüfung zu heben. Die erste theologische Prüfung legten 

“in der Berichtszeit 10 Kandidaten ab, 1 mit Nachprüfung. Durch Übernahmegespräch 
wurden 13 Absolventen der staatlichen Prüfung in die kirchliche Ausbildung übernom- 
men. Die zweite theologische Prüfung wurde von 22 Kandidaten bestanden. 3 Kandi- 
daten bestanden nicht, 2 mußten sich einer Nachprüfung unterziehen. Dem steht gegenüber, 
daß in der gleichen Zeit 32 Inhaber von Pfarrstellen in den Ruhestand versetzt wurden. Das 
Defizit an Nachwuchskräften beträgt also 10. Es sei auf die Aufstellung des Prüfungsamtes 
hingewiesen, aus der die Examensergebnisse 1961-1968 zu ersehen sind. 

2222 Die letzte ordentliche Synode hat sich eingehend mit dem Problem der theologischen 
Vorausbildungsstätten befaßt. Sie hat die Kirchenleitung gebeten, den Beschluß, das Seminar 
in Dahme aufzulösen, noch einmal zu überprüfen. Die Kirchenleitung hat das getan. Sie hat 
die von ihr kurz vorher ins Leben gerufene Arbeitsgruppe für Ausbildungsfragen mit noch- 
maligen Erhebungen beauftragt. Die Gruppe hat unverzüglich andere Mitglieder der Kirchen- 
leitung, aber auch Fachleute auf pädagogischem Gebiet hinzugezogen und die Problematik 
an Ort und Stelle durchgesprochen. Das Ergebnis war, daß die Kirchenleitung trotz aller 
gewichtigen pädagogischen Bedenken an dem Auflösungsbeschluß festgehalten hat. Zwei 
Ausbildungsstätten durchzuhalten, von denen eine nur sehr schwach belegt war, war von 
vornherein unmöglich. Die Kirchenleitung meinte, der Ausbildungsstätte den Vorrang ge- 
ben zu sollen, die die besseren baulichen Voraussetzungen bot. Sie meinte auch, den ihr 
von der Synode gebotenen zeitlichen Spielraum nicht voll ausnutzen zu können, weil es 
sonst unumgänglich gewesen wäre, beide Ausbildungsstätten ein volles weiteres Jahr neben- 
einander bestehen zu lassen. Inzwischen ist in Hermannswerder ein neuer Anfang gemacht 
worden. Die Dahmer Dozenten haben sich wieder voll zur Verfügung gestellt. Nach einer 
Zwischenlösung von einem Vierteljahr ist nun seit dem 15. 1. 1970 mit Pfarrer Schulz, 
bisher Rerik, ein neuer Rektor im Dienst. 

2223 Die Theologischen Fakultäten sind in die allgemeine Studienreform hineingezogen. 
Ein wesentlicher Gesichtspunkt der Studienreform ist die stärkere Verknüpfung von Stu- 
dium und Praxis. Um der künftigen Praxis auch der Theologen im Studium besser Rech- 
nung tragen zu können, hat die Theologische Fakultät der Humboldt-Universität die Kir- 
chenleitung gebeten, ein Berufsbild des Pfarrers zu entwerfen, wie es den Vorstellungen der 
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Kirchenleitung entspricht. Die Kirchenleitung meinte, sich einer solchen Bitte nicht ent- 
ziehen zu dürfen. Der Entwurf eines Berufsbildes, der natürlich nicht mehr sein kann als 
eine Diskussionsgrundlage, ist erstellt und der Fakultät übergeben worden. Die Diskussion 
über den Entwurf steht nunmehr in Aussicht. 

2224 Die Fakultäten können nur eine begrenzte Zahl von Studenten aufnehmen, die den 
kirchlichen Nachwuchsbedarf nicht ausreichend decken kann. Darum gibt es in der DDR 
drei kircheneigene Ausbildungsstätten für künftige Pastoren. Eine davon wird hier in Ber- 
lin durch unsere Kirche unterhalten. Ursprünglich vor allem dem Erlernen der alten Spra- 
chen gewidmet, hat sich das Sprachenkonvikt angesichts der Anforderungen der Situation 
— unter Beibehaltung seines anspruchslosen Namens — zu einer akademisch-theologischen 
Lehrstätte ausgewachsen, deren sich auch die anderen Kirchen in der DDR, besonders die 
provinzial-sächsische, gern bedienen. Die Notwendigkeit ihrer Arbeit und der hohe Rang 
ihrer Leistung empfehlen sie auch der Aufmerksamkeit und der Unterstützung unserer 
Synode ebenso wie unserer Gemeinden. 

2225 Die Predigerschule Paulinum ist der Berlin-Brandenburger Kirche nicht unterstellt. 
Wir verdanken ihr aber eine stattliche Anzahl Prediger. In der Berichtszeit haben 6 künf- 
tige Prediger unserer Kirche das erste, 11 das zweite Predigerexamen bestanden. Anstelle 
von Direktor Dr. Pietz hat das Paulinum in Pfarrer Tietsch und Pfarrer Dr. Koziol eine 
neue Leitung erhalten. 

2226 Wenn die Theologen es immer mehr mit dem mündigen „Laien“ zu tun haben wer- 
den, werden sie auf ihrem eigensten Gebiet Rede und Antwort stehen müssen, und ihre 
Antworten werden kritischer gehört werden als früher. Sie werden sich nicht mit Antwor- 
ten begnügen können, die sie in ihrer Studienzeit gelernt haben. Sie werden vielfach ganz 
neue Wege des Dienstes suchen und beschreiten müssen. Das bedeutet aber, daß sie sich 
nicht aus der theologischen Diskussion der Gegenwart ausschließen können, auch wenn 
das eine mühsame Sache ist. Wichtig ist, daß sie wenigstens auf einem begrenzten Gebiet 
in der Tiefe loten. Für eine Kirchenleitung stellt sich aber unabweisbar die Aufgabe, die 
Weiterbildung der Theologen zu fördern. Die Kirchenleitung hat darum einen Grundsatz- 
beschluß gefaßt, der vier Ebenen der Weiterbildung vorsieht: 

a) Theologische Arbeit des Pfarrkonvents, b) Pastoralkolleg, 

c) Arbeitsurlaub, d) Hochschulkurse. 


Dazu kommen Spezialisierungskurse, die im Interesse der Gesamtkirche Theologen bereit- 
stellen sollen, ‚‚die für wichtige Gebiete des Dienstes der Kirchen fachlich gut begründete Bei- 
träge zu geben und Dienste auszuüben in der Lage sind“ (6.12 des Kirchenleitungsbeschlus- 
ses vom 26. 9. 1969). Die Kirchenleitung ist sich klar, daß mit diesem Beschluß nur ein 
erster Anfang gemacht ist, der weiter ausgearbeitet und vertieft werden muß. 


Besonders die EKU hat sich seit einer Reihe von Jahren um ein neues Leitbild 
kirchlichen Dienstes bemüht. Der Ausschuß ‚Amt und Gemeinde‘ der EKU legte 
den beiden EKU-Regionalsynoden für ihre Tagungen 1970 ein theologisches Vo- 
tum „Gemeinde — Amt — Ordination“ vor, dem ein „Entwurf für die künftige 
Gestaltung eines Ordinationsformulars“ beigegeben wurde. Für das gesamte Ma- 
terial mit Referaten aus Ost und West muß hier auf das unter dem Titel „Ge- 
meinde — Amt — Ordination“ im Gütersloher Verlagshaus Gerd Mohn 1970 
veröffentlichte Studienmaterial verwiesen werden. Dieser Band wird für den 
Westbereich durch weiteres Arbeitsmaterial „Zur Frage der Ordination‘ ergänzt 
(Umdruck durch die Kirchenkanzlei der EKU Berlin West). 

In dem genannten Material ist das von dem praktischen Theologen Prof. Dr. 
Eberhard Winkler, Halle, vor der Regionalsynode Ost der EKU 1970 gehaltene 
Referat zur Einführung der Vorlagen nicht enthalten. Nachstehend wird aus 
diesem Referat ein charakteristischer Abschnitt zu Teil III der Vorlage (Gestal- 
tung von Ämtern und Diensten) nachgedruckt: 


315 


(epd-Dokumentation Nr. 23/70 vom 8. Juni 1970) 


Das traditionelle Pfarramt stellt praktisch den unmöglichen Versuch dar, die Fülle der 
Charismata zu institutionalisieren und in der Person des Pfarrers zu konzentrieren. Erwar- 
tet man vom Pfarrer die Kompetenz auf allen Gebieten des Gemeindelebens, so setzt man 
voraus, daß der Hl. Geist ihm die Fülle der heute wirksamen Charismata schenkt. Weder 
theologisch noch empirisch ist eine solche Voraussetzung haltbar. Deshalb sind alle Dienst- 
träger, seien es Katechetinnen oder Pastoren, Diakone oder Kantoren, Bischöfe oder Ge- 
meindekirchenräte, theologische Lehrer oder Mitarbeiter des Besuchsdienstes, aufeinander 
angewiesen. Sie alle und viele andere Dienstträger sind gemeinsam Mitarbeiter Christi, die 
ihren Auftrag nur im vielgestaltigen Dialog erfüllen können. Diese Gemeinschaft der Ab- 
hängigkeit und des Dienstes schließt herrschaftliche Über- und Unterordnung aus. „Frei- 
heit, Gleichheit und Brüderlichkeit von Gott her und vor Gott“ sind die für die Verfas- 
sung der Gemeinde maßgeblichen Kräfte. Damit ist freilich eine Aussage über das Wesen 
der Kirche gemacht, das sich in der Differenz zu ihrer jeweiligen Gestalt durchsetzen muß. 
Wollen wir uns nicht mit schönen theologischen Aussagen beruhigen, wird hier bald über 
praktische Folgerungen nachzudenken sein. 

Partnerschaft und charismatische Dynamik schließen allerdings nicht eine „Ordnung der 
Bruderschaftlichkeit‘‘ aus. Wie jede gesellschaftliche Größe bedarf auch die Kirche der 
Ordnung. Diese muß allerdings ihrem Wesen entsprechen. 

Im Abschnitt III/2 wird auf geschichtliche Ursachen für den Widerspruch zwischen We- 
sen und Gestalt der Kirche und ihrer Ämter hingewiesen. Das monarchische Bischofsamt, 
das im päpstlichen Primat seine Vollendung erfuhr, entwickelte sich in Analogie zu welt- 
lichen Machtstrukturen. Auf der unteren Ebene trug die zunehmende Sakramentalisierung 
der Kirche dazu bei, eine Kluft zwischen Priestern und Laien aufzureißen. Schließlich wur- 
de der sog. Laie auch im kanonischen Recht zum Subditus, zum Untertan des Parochus, 
des Gemeindepfarrers. Diese hierarische Gliederung wurde durch die Reformation theolo- 
gisch, aber durchweg nicht praktisch überwunden. Schon im Zeitalter der lutherischen 
Orthodoxie verdrängte das monopolistische Pfarramt fast alle Ansätze zu einer Verwirkli- 
chung des allgemeinen Priestertums. Im Pietismus zeigten sich hoffnungsvolle Anzeichen 
für eine Neugewinnung der charismatischen Elemente, aber sie führten kaum zu struktu- 
rellen Änderungen. Zudem blieb die Abhängigkeit vom landesherrlichen Kirchenregiment 
und von den Patronatsherrschaften ein Hemmschuh für die Entfaltung von Freiheit, Gleich- 
heit und Brüderlichkeit in der Gemeinde. Die Jahrhunderte monopolistischer Pfarramtsver- 
waltung führten zu einer solchen Verfestigung dieser Struktur, daß die Gemeinden sich 
auch nach 1918 davon nicht befreien konnten. Die Konzentration kirchlicher Ämter auf 
das Pfarramt wurde durch die Übertragung oder Erweiterung von Verwaltungsfunktionen 
oft noch verstärkt. 

Theologisch dominierte in einseitiger Ausschließlichkeit das Leitbild von Hirt und Herde, 
das in unangemessener Weise von Christus, dem guten Hirten, auf den Pfarrer übertragen 
wurde. Gewiß wurde unter diesem Leitbild viel treue Seelsorge geübt. Es sei nur an die 
vielen Pastoren erinnert, die im Dreißigjährigen Krieg oder in Pestzeiten unter Einsatz 
ihres Lebens als gute Hirten treu bei ihren Gemeinden aushielten. Auch die Geschichte 
unseres Jahrhunderts weiß dafür Beispiele. Es wäre Unrecht, die Segenswirkung dieses Leit- 
bildes zu übersehen. Zugleich ist aber doch deutlich, daß die Gemeinde unter diesem Leitbild 
nicht zur Mündigkeit gelangen konnte. Sie blieb vielmehr dem Betreuungsprinzip verhaftet: 
der Pastor ist dazu da, die Gemeinde geistlich zu versorgen, so wie der Hirte die Herde zu wei- 
den hat. Die Gemeinde hat sich von ihm führen zu lassen, wie die Schafe von ihrem Hirten. 
Hier ist kein gegenseitiges Geben und Nehmen, sondern Bedienen und Bedientwerden. 

Unsere Ausarbeitung weist darauf hin, daß dieses monarchisch-autoritäre Denken auch po- 
litisch in gefährlicher Weise wirksam wurde: es hat sich „als ein Hemmnis für die Durchset- 
zung eines demokratischen Bewußtseins in der Öffentlichkeit erwiesen“. 

Abschnitt III/3a) zieht aus diesem Befund die Folgerung, daß die Kirche offen dafür sein 
muß, um ihres Zeugnisses in der Welt willen „Elemente und Beispiele aus dem gesellschaft- 
lichen Bereich“ in ihre eigene Ordnung aufzunehmen und damit unter Umständen auch 
positiv auf die gesellschaftlichen Strukturen zurückzuwirken. Damit wird das Ziel ins Auge 
gefaßt, nicht nur immer der gesellschaftlichen Entwicklung hinterherzuhinken wie etwa in 
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der Frage der Gleichberechtigung der Frau im Pfarramt oder bei der Anpassung der kirch- 
lichen Organisation an die politische Realität. In letzter Hinsicht befinden wir uns ja zum 
Teil noch auf dem Stand von 1815. 

In der Zielsetzung des Entwurfes liegt größeres Gewicht allerdings auf Absatz b). „Die 
theologisch erkannte Gleichheit des geistlichen Ranges aller Ämter und Dienste im Rahmen 
des allgemeinen Priestertums der Gläubigen nötigt zu Konsequenzen für die rechtliche Re- 
gelung ihrer institutionellen Gestaltung“. Ich nannte bereits den Grund dafür, daß diese 
Konsequenzen in unserer Ausarbeitung nicht präzisiert, sondern nur angedeutet werden. 
Im Schlußteil möchte ich darauf zurückkommen. 

Im Absatz c) haben wir versucht, die besondere Bedeutung des Pfarramtes zu umreißen. 
In schwerfälliger dogmatischer Sprache wird dem Pfarrer eine spezifische Aufgabe bei der 
Verkündigung zugeschrieben. Der Pfarrer ist nicht alleiniger Träger der Verkündigung, aber 
er hat besondere theologische Verantwortung für diesen Dienst und alle, die in ihm tätig 
sind. Solcher theologischer Verantwortung wegen braucht die Gemeinde auch in nächster 
Zukunft das Pfarramt und dafür zugerüstete, berufene und freigestellte, also hauptamtlich 
tätige, Gemeindeglieder. Der Hinweis auf die nächste Zukunft schließt keine spekulative 
Prognose ein, als wollten wir andeuten, das Pfarramt werde auf weite Sicht überflüssig. 
Die Aussage ist situationsbezogen: vorläufig brauchen wir das Pfarramt. Ob die Gemeinde 
es in 50 Jahren noch brauchen wird, ist heute eine müßige Frage. Nicht das Pfarramt, son- 
dern Gottes Wort bleibt in Ewigkeit. 

Da wir gegenwärtig das Pfarramt brauchen, muß es sachgerecht in das Gesamtleben der 
Gemeinde eingeordnet werden. Damit ist nicht nur die schon erwähnte Gegenseitigkeit des 
Gebens und Nehmens und die Gleichrangigkeit aller Dienste gemeint. Eine solche Einord- 
nung läßt vielmehr auch Raum „für die sich aus der Sachlichkeit des Dienens ergebende 
Autorität“. 

Damit ist ein höchst umstrittener und reaktionären Geistes verdächtiger Begriff positiv 
aufgenommen. Es wird gründlich mißverstanden, wenn man Autorität mit patriarchali- 
schem und diktatorischem Denken und Verhalten identifiziert. Dies Mißverständnis woll- 
ten wir durch den Hinweis auf die Sachlichkeit des Dienens ausschließen. Autorität ent- 
steht in der Gemeinde, wenn Menschen qualifiziert sind, Gottes Wort verbindlich weiter- 
zusagen, und wenn andere bereit sind, das Wort zu hören. Das schließt keineswegs den 
mit Recht geforderten Dialog in der Gemeinde aus, es führt auch nicht zu einem neuen 
Betreuungsprinzip, denn diese Autorität ist nicht an ein bestimmtes Amt gebunden. Au- 
torität gibt es in der Gemeinde, weil es verbindliches Reden und Hören gibt. Wer das 
leugnet, will nicht wirklich den Dialog, sondern Selbstbestätigung, die den Dialog aus- 
schließt. Echter Dialog fordert die Anerkennung von Autorität, nämlich die Bereitschaft, 
das Wort eines anderen verbindlich sein zu lassen. Praktisch eröffnet sich hier ein Problem, 
das nicht kirchenrechtlich lösbar ist, weil es die geistliche Reife der Gemeinde einschließ- 
lich ihrer Dienstträger erfordert. Strukturell können wir nur erreichen, daß einerseits Au- 
torität auf ein bestimmtes Amt konzentriert wird, und daß andererseits nicht ein nivellie- 
rendes Mißverständnis von Partnerschaft dazu führt, jede Möglichkeit sachlicher Autorität 
prinzipiell auszuschließen. Im NT gibt es zwar nicht den Begriff der Autorität, aber es 
gibt den der Exousia, der Vollmacht. Die Gemeinde hat Vollmacht nur als Gabe ihres 
Herrn, deren sie immer wieder neu bedarf und über die sie nie verfügen kann. Eine dik- 
tatorische Perversion von Vollmacht ist daher unmöglich. 


Die Regionalsynode Ost der EKU faßte zum ganzen folgenden Beschluß, der 
dem der Regionalsynode West entspricht: 


(epd-Dokumentation Nr. 23/70 vom 8. Juni 1970) 


Die Synode hat die Ausarbeitung des Ausschusses „Amt und Gemeinde‘ dankbar entge- 
gengenommen. 

Sie bejaht folgende grundlegende Intention: Der Dienst des Pfarrers in seiner besonde- 
ren theologischen Verantwortung bedarf einer sachgerechten Einordnung in die Dienste 
und Ämter, die aus dem der ganzen Gemeinde gegebenen Auftrag (Teil II) erwachsen. Sie 
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sieht in der engen Zuordnung von öffentlicher Bestätigung der Berufung und Beauftragung 
zum Dienst in der Gemeinde eine richtungweisende Interpretation ordinierenden Handelns 
für alle Dienste, die an der Verkündigung teilhaben. I 
Die Synode kann sich jedoch nicht mit allen Formulierungen der Vorlage identifizieren. 
Sie beauftragt einen Ausschuß, die Grundposition der Ausarbeitung in Thesen zu formu- 
lieren. Mit der Zusammensetzung des Ausschusses wird der Rat beauftragt. ' 
Vorlage und Thesen gehen dann den Gliedkirchen mit der Bitte um Stellungnahme bis 
zum 31: 321971 zu. 


Ebenfalls sehr eingehend befaßte sich die VELK in der DDR mit Fragen des 
geistlichen Amtes. Die Generalsynode behandelte auf ihrer Tagung vom 16. bis 
20. September 1970 in Schwerin das Thema „Der Dienst des Pfarrers heute“. 
Die dabei gehaltenen Referate machen die ganze Spannweite der Probleme 
und auch der Unterschiede in den Sachauffassungen deutlich. Es folgen hier 
einige charakteristische Auszüge aus diesen Referaten: 


A. DIE THEOLOGISCHE BEGRÜNDUNG DES AMTES DER KIRCHE 


Von Landessuperintendent Martin Lippold, Malchin 
Auszüge 


Das Neue Testament kennt keine hierarische Ordnung der Ämter. Es spiegelt in dieser Viel- 
falt die Tatsache wider, daß alle Getauften mit der Heilsgabe Gottes in Christus betraut 
sind. Nun ist aber im Neuen Testament genau so zu beobachten, daß die Gemeinde diese 
Heilsgabe durch den ihr gesandten Boten empfängt. Immer steht in den Ämterlisten an 
der Spitze der Dienst der Apostel und immer geht es darum, die Kontinuität mit den Apo- 
steln und ihrer Predigt festzuhalten. Wo es am Ende des apostolischen Zeitalters darum 
geht, die Reinheit im Fortgang der Verkündigung zu sichern, soll bei der Berufung neuer 
Zeugen immer die Kontinuität mit der Predigt der Apostel bedacht werden (2.Tim. 2,2). 
Man wird deshalb die Herausbildung fester Ämter in der nachapostolischen Zeit, die For- 
mulierung von ersten Bekenntnissen (1.Tim. 3,16) bis hin zur Abgrenzung eines Kanon 
nicht als Abfall in den Frühkatholizismus, sondern als notwendige Sicherung für die Er- 
haltung der apostolischen Predigt verstehen müssen. Die Variabilität in der Bezeichnung der 
Ämter, die die Predigt weitergeben, und die Kontinuität im Inhalt der Predigt gehören 
notwendig zusammen. Das Priestertum aller Getauften beruht auf der Tatsache, daß in 
Christus einem jeden der unmittelbare Zugang zu Gott eröffnet ist, die Berufung in das 
besondere Amt beruht auf der Tatsache, daß der Herr Boten ausgesandt hat, die sein 
Evangelium bis ans Ende der Welt tragen sollen. 

Dieses Miteinander von Priestertum aller Getauften und Berufung des einzelnen in das 
besondere Amt scheint mir die Intention zu sein, die Luther und die die Bekenntnis- 
schriften der lutherischen Kirche festzuhalten suchen. Die Bekenntnisschriften, vor allem 
die Confessio Augustana (CA) und die Apologie, halten, soweit ich sehe, die Linie Luthers. 
Dabei reden sie ihrer Frontstellung entsprechend — es geht ihnen um die Auseinanderset- 
zung mit der römischen Kirche und ihrem Verständnis vom Priestertum — weniger vom 
Priestertum aller Getauften, sondern vom ministerium ecclesiasticum, das im deutschen 
Text der CA bezeichnend ‚Predigtamt‘‘ genannt wird. Es ist für die Zeit der Reformation 
selbstverständlich, daß das geistliche Amt als Predigtamt durch den einzelnen dazu Beru- 
fenen verwaltet wird. Mit dem Fortfall der Weihestufen der römischen Hierarchie, wie sie 
sich in der alten Kirche entwickelt hatten, ist das Amt der Kirche zum Amt des Pastors 
geworden. Hieraus erwächst heute die Frage: Ist diese Zusammenfassung des Amtes in der 
Person des einen Berufenen eine theologische für alle Zeit gültige Notwendigkeit oder 
spiegelt sich darin zugleich die soziologische Struktur der Gesellschaft des 16. Jahrhun- 
derts wider? 

Die Entscheidung, die hier getroffen wird, hat ihre Auswirkung auf die Beantwortung 
der Frage: Wie verhält sich das Amt des Pastors zu den anderen Ämtern, die besonders 
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im 19. Jahrhundert in der Kirche entstanden sind? Der Pastor übt ja heute nicht mehr al- 
lein das Amt der Verkündigung aus, an ihm sind, um nur einige zu nennen, der Katechet, 
der Diakon, die Gemeindehelferin und andere mitbeteiligt. Sind diese Ämter nun Ausglie- 
derungen aus dem Amt des Pastors — so haben lutherische Theologen vorwiegend geur- 
teilt — oder gilt der Satz: Christus hat die Fülle der Charismata nicht allesamt einem ein- 
zelnen gegeben. Wem ein Charisma zuteil geworden ist, der ist auf die Partnerschaft des 
anderen angewiesen ... Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit von Gott her und vor Gott 
e- die Kräfte der Verfassung der Gemeinde, die Strukturelemente ihres Dienste am 

ort. 

Die Frage nach der Bereitschaft zum partnerschaftlichen Miteinander hängt zuerst an 
dem Willen des Pastors und seiner Mitarbeiter, nicht aber an der Entscheidung der Frage: 
Ist das Amt eine komplexe Größe, an der alle in gleicher Weise teilhaben, oder sind die 
Amter der Mitarbeiter als Ausgliederungen aus dem einen Amt zu verstehen? Es wäre m. 
E. eine Verkürzung des Pastorenamtes und ein Mißverständnis von CA Art. V, wenn der 
Pastor als theologischer Berater derer angesehen wird, die eigentlich das Verkündigungs- 
amt heute wahrnehmen. Man soll nicht zu schnell von angeblich überlebten hierarchi- 
schen Strukturen und von einem heute unangemessenen „Hirtenamt‘“ in der Gemeinde 
reden. 

Endlich: Welchen Sinn hat die Berufung in das besondere Amt durch die Ordination? 
Die Reformatoren haben bis 1535 keine besondere Ordination gekannt, sondern Ordina- 
tion war immer zugleich Introduktion und wurde dementsprechend wiederholt. Heute ist 
die Frage wieder lebendig: Wird nicht der zum Amt Berufene durch die Ordination unbe- 
rechtigt, zumindest mißverständlich aus der Gemeinde herausgehoben? Oder wenn der In- 
haber des Predigtamtes ordiniert wird, müssen dann nicht auch die ordiniert werden, die 
mit ihm das Predigtamt ausüben (Ordination der Mitarbeiter bis hin zu sogenannten Laien- 
ordination?). Es ist nicht zu leugnen, daß es im Verständnis der Ordination keine gemein- 
same theologische Anschauung in der lutherischen Kirche gibt. Was ist das Besondere an 
der Ordination in der lutherischen Kirche? Verleiht sie einen Auftrag, der unveränderlich 
bleibt, auch wenn der Ordinierte sein Amt wechselt oder nicht mehr ausübt? Es verbin- 
den sich in der Ordination bleibende und wechselnde Elemente. Bleibend ist der Auftrag 
von CA Art. V. Das Evangelium zu predigen und die Sakramente darzureichen, ist Lebens- 
aufgabe, die in der Ordination gegeben wird. Da sich im Amt des Pastors die Einheit aller 
Dienste darstellt, durch die das publice docere (die Ausübung der Verkündigung in der Ge- 
meinde) geschieht, mag er sie alle ausüben oder nicht, scheint es mir sachgemäß, ihn zu 
ordinieren und seine Ordination nicht nur als einen Auftrag auf Zeit, sondern als definitive 
Beauftragung für sein ganzes Leben zu verstehen. Aber auch hierin mag die Strukturwand- 
lung der Kirche in der heutigen Gesellschaft uns zu neuen Formen führen. Unsere Ordi- 
nation geschieht ja nicht jure divino (durch göttliche Stiftung eingesetzt), sondern sie ist 
in der Geschichte der Kirche gewachsene und in der ökumenischen Gemeinschaft der Kir- 
chen bewährte Ordnung. 

Ich habe meine Aufgabe darin gesehen, das Verständnis des Amtes im Neuen Testament 
und in der Reformation zu zeigen und zugleich deutlich zu machen, daß alle heute anste- 
henden Fragen nicht einfach durch einen Rückgriff auf das Neue Testament oder die Theo- 
logie der Reformatoren beantwortet werden können. Wir werden zu ihrer Beantwortung 
die Wandlung und Entwicklung beachten müssen, die sich in Welt und Kirche in den ver- 
gangenen 400 Jahren vollzogen hat. 


B. SOZIOLOGISCHE FAKTOREN IM AMTSVERSTÄNDNIS 


Von Studiendirektor Günter Krusche, Lückendorf 
Auszüge 


Unabweisbar ist die Erkenntnis, daß die Kirche nicht mehr die Gesamtgesellschaft reprä- 
sentiert. Das gilt vor allem auch für die sozialistische Gesellschaft. Die Kirche wird sich 
also darauf einzurichten haben, daß sie eine — mehr oder weniger privilegierte — Gruppe 
neben anderen wird, vielleicht sogar eine Minderheit. Alle Entwürfe für eine Kirche von 
morgen, die an dieser Gegebenheit vorübergehen, geraten neben die Wirklichkeit. Damit 
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entfallen auch alle Stützen für das Christentum, an die wir uns im „konstantinischen Zeit- 
alter‘‘ gewöhnt haben. Ist die Kirche konkurrenzfähig? Das wird eine wichtige Frage wer- 
den. 

Unmittelbare Folge der Industrialisierung und der modernen Gesellschaftsstruktur ist die 
Unüberschaubarkeit der Bereiche und die Vielfalt der Lebensformen. Die Konsequenz dar- 
auf heißt: Die Ortsgemeinde repräsentiert nicht mehr die ganze Kirche. So wie die Grenzen 
in der Gesellschaft fließend werden, verunklären sich auch die Grenzen zwischen Christen 
und Nichtchristen. Funktional gesehen, sind in der Gesellschaft noch viele christliche Im- 
pulse lebendig, aber sie haben ihre Eindeutigkeit verloren und sind keinesfalls mehr insti- 
tutionell gedeckt. Selbst bei denjenigen Gliedern der Kirche, die sich selbst noch als zur 
„Kerngemeinde“ gehörig fühlen, verliert die Kirchgemeinde am Ort den Charakter der „Hei- 
mat“ für den Glauben. Der Lebensrhythmus, die Freizeitgestaltung und andere Faktoren 
beeinträchtigen die Bedeutung der Parochie und des Bezirksseelsorgers für das Leben der 
Gemeinde und die Praktizierung des Glaubens. Auch der Gottesdienst verliert seine prägen- 
de Kraft für die Mehrzahl der Gemeindeglieder. Der Satz: „Der Gottesdienst ist die Mitte 
der Gemeinde“ wird von der Wirklichkeit der Gemeinden nicht mehr gedeckt. Jens Mar- 
ten Lohse kommt zu der Erkenntnis, daß es weithingar nicht ideologische, sondern sozio- 
logische Faktoren sind, die zu einem Rückgang der Besucherzahlen führen: Berufstätigkeit, 
Hausfrauenpflichten u.a. nichttheologische Faktoren. Aber auch für die diakonia-Funktion 
der Gemeinde verliert der traditionelle Gottesdienst an Bedeutung. 

Dies alles nun betrifft Berufswirklichkeit und Berufsrolle des Pfarrers unmittelbar. Auch 
das Pfarramt repräsentiert nicht mehr die „Fülle der Gaben‘‘, und das erweist sich in Zei- 
ten, da Dynamik gefragt ist, als Hemmschuh. Dies macht nun das Pfarramt nicht nur für 
den Träger dieses Amtes, sondern auch für die Gemeinde zur Quelle des Unbehagens. 

Nicht durch den Bruch mit der Tradition, nicht durch den Sprung aus der Geschichte 
heraus, sondern durch ein neues Verständnis herkömmlicher Strukturen und ihre Weiter- 
entwicklung wird die unaufgebbare Funktion der Gemeinde Christi in der Welt möglich. 
Wir werden bei der Zielformulierung darauf zu achten haben, daß diese Ziele menschen- 
möglich, d.h. erreichbar erscheinen. Welche Rolle also könnte die Kirche spielen, wenn 
sie nicht mehr der Anwalt der bestehenden Ordnung und die Hüterin der etablierten Ge- 
sellschaft sein kann (und will)? Die Kirche kann zu einem sachkundigen Gesprächspartner 
werden. Sie wird aus dem konkurrierenden Nebeneinander der Institutionen und Organisa- 
tionen nicht herauskommen. Aber sie kann in dem Nebeneinander, besser noch: Miteinan- 
der, eine ausschlaggebende Rolle spielen: die eines sachkundigen und verstehenden Ge- 
sprächspartners. Darin soll ausgedrückt sein, daß die Kirche nicht mehr von oben herab, 
sondern an der Seite der Zeitgenossen stehend, ihre Dienstfunktion wahrnehmen muß. Es 
ist nicht ihres Amtes zu herrschen, außerdem geriete sie dadurch ins gesellschaftliche Ab- 
seits. Nur der werbende, der dialogische Stil kann das kirchliche Handeln künftig bestim- 
men. Um solch ein wichtiger Partner der anderen sein zu können, muß sie aber sachkun- 
dig sein: in den Dingen des Glaubens wie der Welt, denn sie wird zur Verantwortung geru- 
fen, und sie muß neue Antworten geben, situationsgerechte, zukunftsweisende Antworten. 
Dazu ist eine neue Sprache nötig, Wissen um die Struktur der Gesellschaft; denn diese 
bringt die neue Sprache hervor. Hier wird auch der „Dienst der Versöhnung“ aufs neue 
aktuell, während dem „Amt, das die Versöhnung predigt“ in seiner traditionellen Gestalt 
sehr enge Grenzen gesteckt sind. 

Dann kann aber die Ortsgemeinde vor allem als Ort der Begegnung definiert werden, als 
Kommunikationszentrum, als Modell für zwischenmenschliche Beziehungen. Nicht mehr 
als der heile Ort in der Welt, als Refugium von der Welt, sondern als die Stelle, wo stell- 
vertretend für andere die Welt Gott ans Herz gelegt und Bruderschaft praktiziert wird: 
unfertig noch, eben im Lernen, aber hilfreich als Modell für eine versöhnte Welt, die wir 
alle brauchen. Für diese neue — sehr gefragte — Funktion ist die Gemeinde noch kaum 
vorbereitet. Sie kann nicht mehr beanspruchen, die Domäne des Christlichen zu sein, aber 
sie kann und sie soll eine „Stadt auf dem Berge“ sein, ein Ort der Begegnung, wo man ein- 
mal hinkommen kann, wenn einem danach zumute ist; denn auch der mobile Mensch un- 
serer Zeit braucht Orte, wo er ankommen kann, ohne sogleich zu leistungsorientiertem 
Handeln verpflichtet zu sein. Für unsere Gottesdienste wird dann folgende Möglichkeit 
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denkbar: Stätte der Besinnung zu werden. Denn das ist nötig: sich besinnen, nachdenken, 
fragen dürfen. Daß Gnade eine Realität ist, ließe sich hier zur Darstellung bringen. 

Welche Rolle bleibt dann für den Pfarrer übrig? 

Die Daseinsberechtigung bestehender Institutionen und Systeme ist nicht mehr allein von 
der Tradition her zu erbringen, sondern muß in Entwürfen des Zukünftigen stets aufs neue 
vorgestellt werden. Darin liegt die Vorrangstellung begründet, die die Prognostik heute al- 
lenthalben gewinnt. Gesunder Menschenverstand (oder auch Glaube) genügen heute nicht 
mehr, um die anstehenden Planungsaufgaben zu lösen. Die erlernten Methoden der Men- 
schenführung versagen angesichts der Fülle der zu verarbeitenden Faktoren. Deshalb ist es 
an der Zeit, Leitungstätigkeit zu rationalisieren. Charismatische Führergestalten genügen 
nicht mehr. Sie arbeiten zu stark nach der Methode trial and error (Versuch und Irrtum). 
Für alle Ebenen der Gesellschaft werden daher Kybernetiker gesucht. „Kybernetik ist die 
Wissenschaft von der Steuerung, Regelung und Kommunikation im lebenden Organismus 
und in der Maschine‘ (Wiener). Inzwischen ist diese Wissenschaft zu einem unentbehrli- 
chen Hilfsmittel für die Steuerung sozialer, politischer und ökonomischer Prozesse gewor- 
den. Sie hat — wie schon der Name sagt — etwas mit „Steuermannskunst‘ zu tun. Auch 
die Organisation Kirche hat diese nötig, wenn sie die vor ihr liegenden Aufgaben angemes- 
sen angehen will. Vieles wäre nötig: Verkündigung, Seelsorge, Diakonie; aber auch Um- 
strukturierung der Gemeinde, Entdeckung neuer Arbeitsformen, Kooperation; Spezialisie- 
rung, Schulung, Fortbildung von Mitarbeitern. Alles auf einmal zu tun ist aber unmöglich. 
So wäre das Wichtigste ein Strategieplan, eine Prioritätenliste. Deshalb scheint es nötig, ein 
neues Amt zu „erfinden“ — eines für die allernächste Zukunft. Man könnte „Kybernet“ 
dazu sagen. Ganz so neu, wie es scheint, wäre dieser Dienst gar nicht. Schon im 1.Kor. 
12,28 wird er neben anderen in einem Tätigkeitskatalog aufgeführt. Verkündigen, lehren, 
Gottesdienste halten — das werden künftig viele tun müssen, wenn es einen Effekt haben 
soll. Das kann einer allein gar nicht mehr tun. Aber Leitungstätigkeit, Steuermannskungst 
— das könnte einen Menschen ganz ausfüllen und ein Leben sinnvoll machen. Der „Ky- 
bernet‘‘ der Gemeinde wäre keinesfalls überflüssig. 

Zur neuen-Rolle des Pfarrers wird auch gehören, daß er sich einzuordnen versteht: nicht 
mehr als der Eine vor den anderen, sondern einer unter anderen. Dafür sprechen vielerlei 
Gründe: Allein geht es nicht mehr, bestimmt aber nicht mehr gut. Einer allein hat zu we- 
nig Kraft, zu wenig Zeit, zu wenig Wissen. Einer allein kann nicht mehr gleichzeitig über- 
all sein, wie es nötig wäre, kann auch nicht „allen alles‘ sein, wenn er es ganz sein will. 
Nur wer sich begrenzt, spezialisiert, bescheidet, vermag zu überleben. Der Amtsträger, der 
sich selbst als Glied eines größeren Ganzen, nämlich des Leibes Christi, versteht, wird nicht 
aufgeben müssen; er wird sich einordnen — als Partner. 

Das Nebeneinander und die Vielfalt der sozialen Faktoren lassen eine hierarchisch-patri- 
archalische Herrschaftsstruktur immer unwirksamer werden. Statt dessen setzt sich eine ho- 
rizontale Verfügungsstruktur mehr und mehr durch. Sie ist weniger störanfällig. Sie macht 
rascheres und zielstrebigeres Handeln möglich. Das aber ist dringend erforderlich, wenn In- 
formationen nicht erst den Empfänger erreichen sollen, wenn sie bereits überholt sind. Die 
Wiederentdeckung der bruderschaftlichen Struktur durch unsere Gemeinden entspricht 
einer soziologischen Zwangsläufigkeit. Sie ist durch die neue Situation „aufgerufen“, aktu- 
alisiert worden. Die missionarische Struktur der Kirche bedingt Partnerschaft. Abgabe von 
Verantwortlichkeit und ein dialogischer Arbeitsstil wären die Konsequenz aus dieser Be- 
scheidung, der Lohn eine spürbare Entlastung der Amtsträger. 

Sodann: Der Pfarrer als Funktionär. Diese — zunächst schockierende — Beziehung soll 
den möglichen sozialen Status des Pfarrers in der Gesellschaft von heute und morgen zu be- 
schreiben versuchen. Er vertritt die Kirche als „‚Funktionsträger‘‘ nach außen. Hier liegt 
das bleibende Recht des „Publice docere“ der Bekenntnisschriften (CA XIV) als einer 
Funktionsbeschreibung des ministerium verbi divini. Zwar ist die öffentliche Rolle des 
Pfarrers durch den bereits beschriebenen Strukturwandel eingeschränkt, nichtsdestoweni- 
ger repräsentiert der Pfarrer (zusammen mit den anderen kirchlichen Mitarbeitern) die In- 
stitution Kirche. So wie er dasteht, steht die Kirche in der Öffentlichkeit da. Auf einem 
anderen Blatt steht, ob der Pfarrer in überholten Formen arbeitet oder einen modernen 
Leitungsstil gelernt hat, ob er ein „guter“ oder ein „schlechter‘‘ Pfarrer ist — für das öf- 
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fentliche Bewußtsein bleibt er der Vertreter der Kirche, und er kann sich selbst nicht aus 
dieser Testsituation entlassen. 

Das Pfarramt als Lebensaufgabe wird auch in der Kirche der Zukunft nicht nur möglich, 
sondern nötig sein. Weil die Kirche auch eine gesellschaftliche Größe ist, braucht sie eine 
Rechtsordnung. Der Pfarrer wird es sein, der diese vertritt. Er ist die offizielle Kontakt- 
stelle zwischen der Gemeinde und der Gesellschaft. Er ist „Amtsperson“, und man wird 
es daran erkennen, daß er für seine Kirche verantwortlich zeichnet. In seiner Person ist die 
Kirche ansprechbar, aber auch haftbar. Er muß Antworten geben können; dazu muß er 
Bescheid wissen. Er muß Kontakte aufnehmen können; dazu muß er die Voraussetzungen 
mitbringen. Auf jeden Fall muß die Gewähr dafür gegeben sein, daß der Pfarrer der Zu- 
kunft als Kybernet und Partner zu gebrauchen ist. Auch hier wird die Struktur der kirch- 
lichen Gemeindearbeit und des Leitungsstils entscheidend sein. Der Pfarrer als Funktionär 
der Kirche: als einer, der dem Auftrag dient, indem er zur Sache ruft, als Interpret des 
Überkommenen und Zeuge angesichts der Zukunft, als Planer und Leiter von Aktionen, 
als einer, der in seinem Metier Bescheid weiß und sich auf dem Laufenden hält, als einer, 
der sich zu helfen weiß und sich helfen läßt — das wäre genug, um ein Leben auszufüllen 
und zu erfüllen. 


C. DAS BERUFSBILD DES PFARRERS HEUTE 


Von Studiendirektor Dr. Johannes Hempel 
Auszüge 


Unser Thema meint, als Frage formuliert: ‚Was heißt das künftig: ein Pfarrer sein?“ Das 
Thema fragt nach etwas, was es heute — als allen Betroffenen gemeinsame Überzeugung 

— nicht mehr gibt. Andererseits: Das Thema fragt nach etwas, was es auch künftig geben 
muß, weil es auch heute viele Pfarrer gibt und künftig Pfarrer geben wird und weil diese 
Pfarrer angesichts der gegenwärtigen Struktur unserer Kirche von großer Bedeutung sind. 
Diese Pfarrer müssen auf die Frage, wozu sie da sind, eine Antwort wissen. ‚Was heißt das 
künftig: Pfarrer zu sein?“ Bei Lichte besehen, lassen sich die vielen Aspekte und Gesichts- 
punkte, die sich aus der Literatur zu unserem Thema und dem eigenen Überlegen ergeben, 
in einen Leit-Satz zusammenfassen, nämlich: ‚Der Pfarrer der Zukunft wird der Theologe 
in der Gemeinde sein.“ 

Das heißt zuerst: Der Pfarrer möchte (auch und gerade) künftig „seines Faches kundig 
sein‘: er möchte sein theologisches Diplom zu Recht haben. Man kann zu keiner Zeit 
Theologie treiben ohne Verantwortung vor früherer Theologie. Und zu solcher Verantwor- 
tung gehört, als ihre Voraussetzung, „positives Wissen‘. Aber freilich, bloßes Wissen genügt 
nicht. Es kommt auf ausgewertetes, auf „‚verdautes‘‘ Wissen an. D.h.: Es kommt nicht nur 
auf die Gabe des Gedächtnisses, sondern auch auf die des Denkens an. Es kommt darauf 
an, das „positive Wissen‘ mittels des Denkens in Wichtiges und weniger Wichtiges zu sor- 
tieren und so herauszufinden, was für das Verständnis des Evangeliums und für das Leben 
der Kirche „wesentlich“ ist und was nicht. Es besteht kein Anlaß zu der Sorge, Pfarrer könn- 
ten künftig überflüssig werden. Vielmehr werden gerade die christlichen Gemeinden der Zu- 
kunft daran interessiert bleiben müssen, einen der Theologie Kundigen unter sich zu haben 
und für die Theologie freizustellen. Daraus ergibt sich: Der Pfarrer bleibt auch künftig in- 
nerhalb der Gemeinde „ein Besonderer“, eben der Theologe, es wird aber immer wichtiger 
werden, daß der Pfarrer hierin seine eigentliche Aufgabe erkennt und bejaht. 

Die Bestimmung des Pfarrers als des „Theologen in der Gemeinde‘ setzt einen wichtigen 
Akzent auf die theologische Ausbildung. Das Stichwort ‚Ausbildung‘ rückt die Frage theo- 
logischer Weiterbildung in den Blick. Die wichtigsten theologischen Fragen und Arbeitswei- 
sen der Kirche sind heute so sehr im Fluß, daß sie in ihrem Fortgang beobachtet, von vielen 
mitgetragen und verarbeitet werden müssen. Die Weiterbildung von uns Pfarrern wird zu ei- 
ner Lebensfrage der Kirche werden. Und die Gemeinden werden — um ihrer abnehmenden 
Selbstgewißheit und ihres zugleich wachsenden Aufgaben-Bewußtseins willen — anspruchs- 
voller in bezug auf die Qualität „ihrer‘‘ Pfarrer werden müssen. Es spricht manches dafür, 
dafs die Hauptsorge der Kirchenleitungen künftig nicht mehr sein wird, „genug“ Nachwuchs, 
sondern „geeigneten“ Nachwuchs zu bekommen. Hier gehört auch die langsam, aber sicher 
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zum Problem werdende Frage der Auswahl der künftigen Theologen und Theologinnen. An 
die Stelle der persönlichen Entscheidung wird mehr und mehr die „Delegation durch Ge- 
meinden“, in deren Verantwortungsraum die Theologiestudenten eingebunden bleiben, tre- 
ten müssen. 

Aus dem Leitsatz ergibt sich weiter: Der Pfarrer ist der „verantwortliche Interpret der 
biblischen Botschaft“. „Auslegen‘, „interpretieren“ ist dabei keineswegs als Freigabe sub- 
jektivistischer Veränderungen des christlichen Bekenntnisses mißzuverstehen, sondern als 
unerläßliche Zuspitzung des Bekenntnisses auf die heute gegebene Zeit und Situation auf- 
zufassen. Und das „verantwortlich“ unterstreicht: Alles christliche Lehren — auch der Zu- 
kunft — bleibt an die biblische Botschaft gebunden: ja, alle Interpretation biblischer Bot- 
schaft bleibt an die von Luther wiederentdeckte Sach-Mitte derselben, an die Rechtferti- 
gung der vor Gott Ungerechten, gebunden. Aber — beialler Respektierung dieser Mitte —: 
Zur Gewinnung biblischer Lehre bleibt, von Fall zu Fall, eine Menge ‚verantwortlicher‘ 
(d.h. in Verantwortung vor der christlichen Überlieferung und der gegenwärtigen Gemein- 
de-Situation und der eigenen theologischen Erkenntnis sich vollziehender) eigener Interpre- 
tation zu leisten, die durch rezitatorische Genauigkeit biblischen Wortes jedenfalls nicht 
zu ersetzen ist. Dazu ist der Pfarrer da. Hier muß hinzugefügt werden: Solche ‚‚verantwort- 
liche Auslegung‘ der biblischen Botschaft, wie sie der Theologe zu leisten hat, ist zwar die 
unerlässliche Voraussetzung christlicher Verkündigung, aber noch nicht ohne weiteres diese 
selbst. Denn „Verkündigung“ schließt heute mehr denn je ein situationsbezogenes Überset- 
zen der Botschaft in die Wirklichkeit unserer Zeit ein. Diese Wirklichkeit ist aber natürli- 
cherweise den Laien viel besser bekannt als den Pfarrern, und deshalb ist heute die „öf- 
fentliche Rede vom Glauben“ weithin den Laien als Auftrag und Möglichkeit übergeben. 

Der ehemals brennende Streit, ob die Ordination „göttlichen oder menschlichen Rechtes“ 
sei, ist vorüber; er ist zugunsten des „‚menschlichen Rechtes‘‘ der Ordination beigelegt. Es 
ist aber schwierig geblieben zu sagen, was die Ordination von Pfarrern eigentlich präzis sei. 
Wir möchten es so definieren: „Die ‚Ordination‘ ist das einem Theologen — auf Grund sei- 
ner Bereitschaftserklärung und ausgewiesenen Qualifikation — durch eine christliche Ge- 
meinde zuteil werdende Berufsgeschenk für den Dienst der verantwortlichen Interpretation 
der biblischen Botschaft in ihr‘. ‚Verantwortliche Auslegung der biblischen Botschaft“: 
Was heißt das? — D.h., — z.B. -: Der Pfarrer wird auch in Zukunft ‚mit dem Munde zu 
arbeiten haben“. Die „verbale Seite‘ des Verkündigungsdienstes wird bleiben. 

Der Pfarrer als Theologe ist und bleibt beauftragt, im Gefolge der biblischen Botschaft 
vom Evangelium zu reden, so oder so oder noch anders. Es läßt sich schwer vorstellen, daß 
christliche Gemeinden auch der Zukunft mit Theologen etwas anfangen können, die nicht 
in der Lage oder nicht willens sind, von der biblischen Botschaft zu reden oder über die- 
selbe mit ihnen zu sprechen. Der Pfarrer ist der Gemeinde aber auch „theologische Exi- 
stenz‘‘ schuldig. Der Pfarrer, der als der „Theologe in der Gemeinde“ bestimmt wird und 
darin vom Evangelium „zu reden hat“, ist nicht schlechthin „Redender“, auch nicht „von 
der biblischen Offenbarung Redender“. Er ist keineswegs einem theologischen Auskunfts- 
büro vergleichbar. Die bekannte Formulierung vom Pfarrer als dem „theologischen Fach- 
mann“ (deren wesentliches Recht im voraus dargelegt wurde) findet an diesen Feststellun- 
gen ihre Grenze. Zum Pfarrer, „heute und künftig‘, gehört die Bereitschaft zum verbind- 
lichen Wort. Verbindliche Rede aber gelingt am ehesten dort, wo das — in Auseinander- 
setzung mit biblischer und kirchlicher Überlieferung verantwortlich gewonnene — gegen- 
wartsbezogene Interpretieren biblischer Botschaft durch den Lebensvollzug des Redenden 
beglaubigt wird. 

„Der Pfarrer als der Theologe in der Gemeinde“ — dieser Hauptsatz muß nun aber auch 
in bezug auf „die anderen in der Gemeinde“ entfaltet werden; aus ihm ergibt sich nämlich 
z.B. auch: Der Pfarrer ist „prinzipiell auf andere angewiesen“. Der Pfarrer repräsentiert 
nicht „die‘‘ Gemeinde, und die Gemeinde ist nicht „seine“ Gemeinde. Der Pfarrer ist „Teil- 
haber“ an der Wirklichkeit der Gemeinde, aber nicht „Chef“, nicht „Allein-Inhaber“. Blei- 
ben wir im kaufmännischen Bereich, könnte man sagen: Der Pfarrer, als Theologe, ist der 
„Kommanditist“, die Komplementäre sind andere, am ehesten die Kirchvorsteher. „‚Der 
Pfarrer ist auf andere angewiesen“. Das gilt zunächst einmal innergemeindlich, in bezug 
auf die anderen Dienste in der Gemeinde und die mit ihnen beauftragten Personen. Daß 
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„die anderen Dienste“ in der Gemeinde als „‚Entfaltungen des einen Hirtenamtes‘‘, inso- 
fern also in sachlicher Abhängigkeit von demselben, verstanden werden, ist künftig kaum 
noch denkbar. Ohne weiteres annehmbar hingegen ist, den „Dienst des Pfarrers“ und ‚die 
anderen Dienste‘‘ gemeinsam als Entfaltungen des der Gesamtgemeinde übertragenen 
„einen“ Dienstauftrages, also in gemeinsamer Abhängigkeit von demselben, zu verstehen. 

Aus mannigfachen und positiven Beziehungen des Pfarrers zu anderen Menschen ergibt 
sich für ihn — mittelbar, aber notwendig — ein (im Vergleich zur überkommenen Praxis) 
„differenzierteres‘‘ Verhältnis zur ‚‚Gemeindeleitung“. Wenn nämlich diese Beziehungen 
wirklich wichtig sind, dann sind konkrete Rückwirkungen derselben auf das Denken und 
Handeln des Pfarrers die natürliche Folge. Sie sind dann eine Wirklichkeit, die nicht „de- 
mütig verzichtend hingenommen werden muß“, sondern die als lebenswichtige Diensthilfe 
begrüßt werden wird. Der Pfarrer der Zukunft braucht die verantwortliche Beteiligung ‚‚der 
anderen“ am Programm und am Vollzug der Gemeindearbeit ebenso nötig, wie die einsame 
Stille zu theologischer Arbeit. Der Pfarrer muß künftig möglichst viele der ihm erreichbaren 
Gemeindeglieder ‚anleiten zum Leiten“, „führen zum Führenkönnen“ und ‚„unterweisen in 
der Kunst, Weisungen zu finden“. Diese Aufgabe wird, so lange wir leben, nötig und ver- 
heißungsvoll bleiben. Fest steht, daß ‚‚anleiten zum Leiten“ keineswegs vorrangig bloße 
Mitteilung von „Verwaltungs- und Führungspraktiken‘“ meint, sondern „theologische Un- 
terweisung‘“‘ der Gemeinde in Fragen z.B. des Bibelverständnisses, der Sakramente, der Kir- 
che, der „Welt“, ethischer Probleme, usw., einschließt. Weil diese Aufgaben ganz im Bereich 
des apostolischen Auftrages liegen und weil sie zugleich den Notwendigkeiten unserer Si- 
tuation entsprechen, deshalb ergibt sich aus ihnen eine echte Möglichkeit, in Zukunft als 
Pfarrer seines Lebens und seines Berufes froh zu bleiben. 

Aller Wahrscheinlichkeit nach wird der überwiegende Teil der kommenden Pfarrergenera- 
tion die Ent-Monopolisierung des Pfarrer-Berufes innerhalb der Gemeinde nicht als ‚‚Bevor- 
mundung“ oder „Entmachtung‘“, sondern als „dringend nötige und einzig vernünftige Ent- 
lastung‘‘ empfinden, bzw. die partnerschaftliche Eingliederung des Pfarrers in eine mitpla- 
nende und mitverantwortende Dienstgruppe als ‚„‚unerlässliche Voraussetzung und entschei- 
dende Chance‘ für das eigene Risiko, Pfarrer zu sein. Für viele junge Theologen ist etwa 
die Aussicht, „lebenslang Pfarrer sein zu sollen‘‘, eine bedrückende Vorwegnahme abzuwar- 
tender Zukunft; und umgekehrt das „Pfarramt auf Zeit‘ die dringend erwünschte Rückkehr- 
möglichkeit in einen normalen Beruf für den Fall, daß es „schief“ geht. 


Über die Behandlung des Themas und dieser Referate, von denen besonders das 
zweite und dritte deutlich von der traditionellen Begründung und Beschreibung 
des Pfarramtes abrückten, wird berichtet, daß die Diskussionen bis zuletzt unter- 
schiedliche Auffassungen sichtbar machten und teilweise spannungsreich geführt 
worden seien. Es war offenbar nicht leicht, zu einer Entschließung zu kommen, 
in der zunächst versucht wird, in der Darlegung von übereinstimmenden wie strit- 
tigen Auffassungen Auskunft über die Gesprächslage zu geben; dem werden ein 
Katalog offengebliebener Fragen und mehrere Empfehlungen für den Fortgang 
angefügt: 


ENTSCHLIESSUNG 


der Generalsynode der VELK in der DDR zum Thema 
„Der Dienst des Pfarrers heute“ 
auf der Tagung vom 16. bis 20. September 1970 in Schwerin 


Die Generalsynode hat sich auf ihrer Tagung vom 16. bis 20. September 1970 in Schwerin 

mit dem Thema ‚Der Dienst des Pfarrers heute“ beschäftigt. In drei Referaten wurde die- 

ses Thema vom neuen Testament und den Bekenntnisschriften her, von soziologischen Ge- 

sichtspunkten aus sowie auf das künftige Berufsbild des Pfarrers hin untersucht. Die Gene- 

Sahne ist dankbar für die vielfältigen Denkanstöße und hat sich um deren Auswertung 
emüht. 
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Die Synode hat sich die Aufgabe gestellt, das verbreitete, vor allem von der jungen Theo- 
logengeneration artikulierte Unbehagen am traditionellen Pfarramt zu verstehen und sich 
damit auseinanderzusetzen. Dieses Unbehagen ist vor allem begründet in der Furcht vor 
einem geistlichen Privileg und vor einem Übermaß an Verantwortung, der mangelndes Er- 
folgserlebnis und eine gesellschaftliche Isolierung gegenüberstehen. 

Die Synode hat sich gefragt, worin in der heutigen Situation die Aufgabe des Pfarrers be- 
steht. Sein Dienst ist nach wie vor unverzichtbar. Nach dem Willen ihres Herrn lebt die Ge- 
meinde davon, daß in ihr das Wort Gottes verkündigt und die Sakramente ausgeteilt wer- 
den. Hier hat der Pfarrer seine entscheidende Aufgabe, damit die Gemeinde bereit und fä- 
hig gemacht werde, ihre Gaben zu entdecken und zu Zeugnis und Dienst einzusetzen. 

In der Synode bestehen unterschiedliche Auffassungen darüber, ob das Pfarramt die Re- 
präsentation des der Gemeinde übertragenen Amtes der Wortverkündigung und Sakraments- 
verwaltung darstellt oder vielmehr eine Ausprägung dieses Amtes unter anderen ist (Ver- 
hältnis zwischen den Artikeln V und XIV des Augsburgischen Bekenntnisses). Einigkeit 
besteht darin, daß der Pfarrer in der verantwortlichen Verkündigung des Wortes und in der 
Sakramentsverwaltung seine Aufgabe hat. Dabei ist er mehr denn je auf partnerschaftliche 
Zusammenarbeit angewiesen. Als Gemeindeglied braucht er den Zuspruch seiner Brüder 
und Schwestern in der Gemeinde. Er braucht auch die Kommunikation mit den Menschen, 
die in den verschiedenen Bereichen der Gesellschaft leben und arbeiten. Er wird allen geist- 
lichen Dienst in der Gemeinde fördern. Er muß wissen, daß er dafür verantwortlich ist, 
daß solcher Dienst geschieht, aber er darf zugleich wissen, daß er diese Verantwortung un- 
ter dem Beistand seines Herrn trägt. 

Die in den Referaten angebotenen Begriffe des Theologen, des Partners, des Kyberneten 
und des Funktionärs zur Beschreibung von Bezugs- und Tätigkeitsmerkmalen des Pfarrers 
von heute sind von der Synode mit Interesse aufgenommen worden. Sie ist der Ansicht, 
daß es sich lohnt, seine Aufgaben auch unter diesen Gesichtspunkten zu sehen. Zugleich 
hält sie es für erforderlich, die Konsequenzen dieser Denkmodelle im einzelnen zu prüfen. 
Hier sind durch die Referate Anregungen gegeben, die des kritischen Durchdenkens wert 
sind. Insbesondere sind folgende Fragen offengeblieben: 

1. In welchem Verhältnis stehen das Was und das Wie der Verkündigung? Wie ist der In- 
halt der Verkündigung in Beziehung zu setzen zum Tätigkeitsfeld? 

2. Was ist Ordination? 

3. Gibt es Unterschiede in der Verantwortlichkeit des Pfarrers und des Gemeindegliedes? 
Worin bestehen sie? Wie sind sie im Sinne einer partnerschaftlichen Amtsausübung ange- 
sichts der unterschiedlichen Struktur oder der verschiedenartigen Erwartungen der Gemein- 
den einander zuzuordnen? 

4. Wie kann der als Wortverkündigung und Sakramentverwaltung umschriebene Dienst des 
Pfarrers so auf die Gemeinde bezogen werden, daß er nicht als Monopol erscheint für die 
Ausübung aller Dienste? 

5. Wo ergeben sich neue Aufgaben des pfarramtlichen Dienstes in der Begegnung mit 
Nichtchristen? 

6. Inwieweit muß der ökumenische Rahmen des Pfarramtes berücksichtigt werden? 

7. Wie ist die Mitte des pfarramtlichen Dienstes unter modernen Umweltverhältnissen 
zu beschreiben, ohne die Beziehung auf den Gottesdienst grundsätzlich aufzugeben? 

8. Wie kann die priesterliche Dimension des pfarramtlichen Dienstes (Seelsorge und Für- 
bitte) innerhalb der partnerschaftlichen Zusammenarbeit zur Geltung gebracht werden? 

9, Welche Hilfen für die Erkenntnis des heutigen Menschen und seiner gesellschaftlichen 
Bezüge kann die Soziologie geben, ohne zum alleinigen Maßstab pfarramtlichen Dienstes 
zu werden? 

10. Ist es möglich, Gemeindeleitung als Geschäftsführung in einer Kirchgemeinde von der 
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung zu trennen? 


Empfehlungen 


1. Die Generalsynode begrüßt, daß die Ausbildungskommission des Bundes der Evange- 
lischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik die anstehenden Fragen, die 
Entwüfe und Experimente auf den Gebieten der Ausbildung (Studium, Lehrvikariat, Pre- 


32 


digerseminar) und Weiterbildung (Pastoralkolleg und Speziallehrgänge) zukunftsoffen in 
Arbeit genommen hat. 

2. Die Generalsynode empfiehlt den Kirchenleitungen der Gliedkirchen, die Vikare nur 
in solchen Gemeinden einzusetzen, in denen die Voraussetzungen dafür bestehen, daß sie 
nicht vereinsamen oder überfordert werden. 

3, Die Generalsynode empfiehlt den Kirchenleitungen, in begründeten Situationen Mut 
und Freiheit zu Experimenten mit Gruppenpfarrämtern zu geben, in denen Theologen mit- 
einander oder Theologen zusammen mit entsprechend begabten und qualifizierten Gemein- 
degliedern das Pfarramt nach den Anforderungen der Situation verantwortlich ausüben. 

4. Die Generalsynode empfiehlt: 

4.1. der Kirchenleitung: zu dem auf dieser Tagung verhandelten Thema Vertreter der 
Kandidaten und Pfarrer zu konsultieren und anzuhören; 

4.2. den Gliedkirchen: die drei Referate und die Entschließung dieser Tagung den Pfarr- 
konventen als Arbeitsmaterial zuzuleiten, damit die gesamte Pfarrerschaft unmittelbar in 
die Weiterarbeit einbezogen wird. 

5, Die Generalsynode bittet die Kirchenleitung, das gesamte Arbeitsmaterial zum The- 
ma „Der Dienst des Pfarrers heute“ den zuständigen Organen des Bundes der Evangelischen 
Kirchen zur Koordinierung und Intensivierung der Weiterarbeit zur Verfügung zu stellen. 

6. Die Generalsynode erwartet, daß bei ihrer nächsten Tagung die Gliedkirchen über die 
eingeleiteten Schritte berichten. 


In diesem Zusammenhang ist auf die Entwicklung der Theologischen Fakultä- 
ten hinzuweisen, die nacheinander in die in der DDR stattfindenden Hochschul- 
reform einbezogen werden, deren besonderes Kennzeichen das der Praxisnähe 
des Studiums ist. Dazu werden auch die bisherigen Theologischen Fakultäten 
in Sektionen (oder Bereiche) umgewandelt (Leipzig, Jena, Berlin, Halle, Rostock 
und Greifswald). Dazu heißt es in einem zusammenfassenden epd-Bericht (epd 
ZA Nr.215 vom 2.November 1970): 


Die Umbildung der Theologischen Fakultäten in Sektionen soll sowohl organisatorische 
wie inhaltliche Konsequenzen haben. Einzelheiten darüber wurden jetzt erstmals in der 
DDR von dem thüringischen evangelischen Sonntagsblatt „Glaube und Heimat‘ veröffent- 
licht, das mit dem Jenaer Sektionsdirektor Professor Dr. Theodor Lohmann ein Interview 
geführt hat. Lohmann beschrieb das Ausbildungsziel der Sektion Theologie in Jena mit den 
Worten, sie wolle ‚ihre Studenten zu verantwortungsbewußten Staatsbürgern und Persön- 
lichkeiten, die eng mit unserer sozialistischen Gesellschaftsordnung verbunden sind, im 
Geiste des Humanismus und des Sozialismus zu aktiver Mitarbeit erziehen und zu qualifi- 
zierten evangelischen Theologen für den Dienst in den Kirchen der DDR ausbilden“. Er 
fügte hinzu: „Gesellschaftliches Engagement und fachliche Leistungssteigerung sind also 
die beiden wesentlichen, nicht voneinander zu trennenden Bestandteile unseres Ausbildungs- 
ziels.“ 

Nach Mitteilung Lohmanns wird die Zahl der obligatorischen Lehrveranstaltungen gesenkt 
und der Lehrstoff in allen Fachbereichen gestrafft und gekürzt. Er äußerte sich jedoch nicht 
darüber, ob damit auch eine Studienzeitverkürzung für Theologiestudenten angestrebt wird. Zur 
Zeit beträgt die Studiendauer fünf Jahre. Wie Lohmann weiter sagte, soll der Lehrstoff ak- 
tualisiert werden. Insbesondere wolle man der neuesten Kirchengeschichte und der Ökume- 
nik Rechnung tragen. Das Theologiestudium in Jena wird in Grund-, Fach- und Spezialstu- 
dium gegliedert. Die Studenten sollen mehr Anleitungen in methodischen Fragen erhalten 
und laufenden Leistungskontrollen unterworfen werden. Entsprechend der Gliederung des 
Studiums finden die Prüfungen ‚‚in gestaffelter Form“ statt. 

Die Sektion Theologie in Jena ist in sechs gleichberechtigte Fachbereiche gegliedert wor- 
den. Die Fachbereiche sind Altes und Neues Testament, Kirchengeschichte, Systematische 
Theologie, Praktische Theologie und Religionswissenschaft. Dabei soll die Religionsge- 
schichte in Jena „Profilierungsschwerpunkt“ bleiben. Auch die anderen theologischen Fa- 
kultäten und Sektionen in der DDR haben jeweils einen bestimmten fachlichen Schwer- 
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punkt. Staatlicher Leiter der Sektion ist der Direktor, der dem Rektor der Universität re- 
chenschaftspflichtig ist. Sein erster Stellvertreter ist „für den Ausbildungs- und Erziehungs- 
prozeß der Sektion im studentischen Bereich verantwortlich“, dem zweiten Stellvertreter 
sind Forschung, Institutionsverwaltung und Bibliothekswesen unterstellt. Als kollektive Be- 
ratungsgremien gibt es die „Dienstbesprechung des Direktors‘ und den „Rat der Sektion“. 
Lohmann hob hervor, in diesen Gremien würde „den Vertretern des gesellschaftswissen- 
schaftlichen Grundstudiums und der demokratischen Öffentlichkeit, den Vertretern der 
Assistenschaft und Studentenschaft mehr Mitspracherecht als bisher eingeräumt“. 


Daß mit diesen Maßnahmen eine weitergehende Politisierung des Theologie Stu- 
diums angestrebt wird, damit muß man rechnen. Freilich zeichnen sich inhalt- 
liche Veränderungen im Studienplan selbst bisher nicht ab. Bisher haben es die 
Kirchen in der DDR immer noch verantworten können, den überwiegenden Teil 
ihres Pfarrernachwuchses neben den drei kirchlichen Ausbildungsstätten im Ran- 
ge von Hochschulen von den Universitäten zu beziehen. Zu erheblichen Rückfra- 
gen-in den Kirchen hat ein Absolventenbild geführt, das der Rat der Theologischen 
Fakultät (damals noch so genannt) am 2. Januar 1970 nach „sorgfältiger Endre- 
daktion“ verabschiedet hat, nachdem es in der Arbeitsgemeinschaft Hochschul- 
reform der FDJ-Grundorganisation unter Mitwirkung des Lehrkörpers erarbeitet 
worden war. 


BILD EINES ABSOLVENTEN DER SEKTION THEOLOGIE 
AN DER HUMBOLDT-UNIVERSITÄT ZU BERLIN 


Die Sektion Theologie an der Humboldt-Universität bildet Studenten mit der Zielsetzung aus, 
Pfarrer einer evangelischen Gemeinde in der sozialistischen Gesellschaft der Deutschen De- 
mokratischen Republik zu werden. Das Bild des Absolventen der Sektion Theologie zeigt 
die Ziele, die sowohl in gesellschaftlich-politischer als auch in theologisch-fachlicher Erzie- 
hung und Ausbildung angestrebt werden. 

Der Absolvent der Sektion Theologie fühlt sich mit der sozialistischen Staats- und Gesell- 
schaftsordnung, der ersten wahrhaft menschlichen Gesellschaftsordnung in der Geschichte, 
fest verbunden und sieht in der Deutschen Demokratischen Republik sein Vaterland. Er hat 
erkannt, daß der Imperialismus der erwiesene Feind von Frieden und gesellschaftlichem 
Fortschritt in unserer Epoche ist. Er hat aus der Geschichte gelernt, daß sich nur die Arbei- 
terklasse konsequent für Frieden und gesellschaftlichen Fortschritt eingesetzt hat und ein- 
setzt. Von daher ist ihm klar, daß Sozialismus nur dort verwirklicht wird, wo die Arbei- 
terklasse im festen Bündnis mit allen Werktätigen durch ihre marxistisch-leninistische Partei 
der Gesellschaft führt. So erkennt er die führende Rolle der Arbeiterklasse und ihrer Partei, 
der SED, an, die in der Zusammenarbeit aller Parteien und gesellschaftlichen Kräfte ihren 
Ausdruck findet. Aus humanistischer Verantwortung bemüht er sich gemeinsam mit allen 
anderen Bürgern, durch aktive Mitwirkung innerhalb der sozialistischen Demokratie und 
durch politische Mitarbeit im Rahmen der Nationalen Front (z.B. in den Arbeitsgruppen 
‚Christliche Kreise‘) einen festen Platz in der sozialistischen Menschengemeinschaft zu fin- 
den. Er betrachtet die Verfassung, die sich die sozialistische Gesellschaft in der DDR gege- 
ben hat, als Richtschnur seines staatsbürgerlichen Handelns und begreift die Zusammenge- 
hörigkeit von Grundrechten und Grundpflichten. Er studiert auch nach Abschluß seiner 
Hochschulausbildung intensiv die wissenschaftlichen Erkenntnisse des Marxismus-Leninis- 
mus von der Gesetzmäßigkeit der gesellschaftlichen Entwicklung, um sich einen begründe- 
ten parteilichen Standpunkt in der Klassenauseinandersetzung zwischen Sozialismus und 
Imperialismus neu erarbeiten zu können. Dies befähigt ihn, seinen Gemeindegliedern in 
allen Entwicklungsproblemen auf ihrem Wege in der sozialistischen Menschengemeinschaft 
zu helfen und dem Mißbrauch von Kirche und Theologie durch die imperialistische Global- 
strategie, insbesondere der Verbreitung antikommunistischer Parolen und konvergenztheo- 
retischer Spekulationen, wirksam entgegenzutreten. Im gesellschaftlichen Engagement für 
den Sozialismus wird er seiner Gemeinde ein Beispiel geben. 
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Der Absolvent der Sektion Theologie hat sich während seines Hochschulstudiums alle 
jene Kenntnisse zu eigen gemacht, die für eine erfolgreiche Ausübung seines Berufes Vor- 
aussetzung sind. Er ist vertraut mit der Bibel und ihren Ursprachen und vermag ihre Bot- 
schaft seiner Gemeinde verständlich zu machen und zu bezeugen, so daß diese Botschaft 
ihr zur Lebenshilfe und zum Auftrag wird. Er kennt die Wege und die Irrwege, auf denen 
die christliche Gemeinde in ihrer Geschichte geschritten ist. Diese Kenntnis hilft ihm, die 
gegenwärtige Position seiner Kirche richtig zu erkennen und für seine eigene Tätigkeit aus 
den Fehlern der Vergangenheit zu lernen. Vor innerkirchlichen Anfeindungen, die ihn des- 
halb treffen könnten, schreckt er nicht zurück. Er verfügt über solide Wissensgrundlagen 
in den christlichen Glaubenslehren, kennt die Geschichte ihrer Entstehung, bejaht ihre re- 
formatorische Interpretation und müht sich ständig um eine eigene theologische Position, 
deren immer erneute kritische Prüfung er nicht scheut. Er ist vertraut mit den Fragen ei- 
nes christlichen Ethos und weiß, daß er es nicht nur zu lehren, sondern auch zu leben hat. 
Er hat die Grundsätze seines Wirkens als Prediger, Lehrer und Seelsorger durchdacht und 
hat Verständnis gewonnen für die Überlieferungen kirchlichen Brauchtums, die Eigentümlich- 
keiten anderer Kirchen und auch nichtchristlicher Religionen sowie für das Erbe kirchlicher 
Kunst. 

Während seines Studiums hat er gelernt, wissenschaftlich zu arbeiten und zu denken, so 
daß er in der Lage ist, sich während seiner Tätigkeit in der kirchlichen Praxis selbständig 
weiterzubilden, sich mit neuen Ergebnissen der theologischen Forschung vertraut zu ma- 
chen und auseinanderzusetzen. Nur so kann er den Anforderungen, die sowohl die Sache, 
die er zu vertreten hat, als auch seine Gemeinde an ihn stellen, gerecht werden. Er wird 
danach streben, in der Bewährung christlicher Liebe und im Bekennen christlichen Glau- 
bens seiner Gemeinde ein Vorbild zu sein. 

Dieses Ziel, daß der Absolvent die Universität als wissenschaftlich gebildeter, moralisch 
gefestigter, gesellschaftlich verantwortungsbewußter Charakter verläßt, ist nur zu erreichen, 
wenn der Student vom ersten Semester an das Leitbild seiner zukünftigen Existenz in Ge- 
sellschaft und Kirche vor Augen hat und schon während seiner Ausbildungszeit in der ak- 
tiven gesellschaftlich-politischen Arbeit an der Universität — vor allem in der FDJ — und 
in allen Studienaufgaben Vorbildliches leistet. Es muß dabei bereits dem Studenten deut- 
lich werden, daß die theologisch-kirchliche Arbeit und das Engagement für die Gesellschaft 
nicht beziehungslos nebeneinander stehen. Vielmehr gehört es gerade ganz wesentlich zum 
biblisch begründeten Auftrag jedes Christen, für das Gedeihen der Gesellschaft, in der er 
lebt, verantwortungsbewußt zu wirken. Der Absolvent der Sektion Theologie wird in sei- 
ner Tätigkeit als Pastor einer evangelischen Gemeinde diese spannungsvolle Einheit von 
theologischer und gesellschaftlicher Verantwortung in besonderem Maße zu bewähren ha- 
ben. Das kann nur in konkretem Handeln geschehen. Dann aber wird sein Zeugnis in der 
Gemeinde glaubwürdig und sein politischer Standpunkt überzeugungskräftig sein. 


Berlin, den ... Prof. Dr. Bernhardt 
Dekan 


Dieses Papier ist offenbar als ein erster Entwurf zu verstehen. Zugleich hat die 
Berliner Fakultät die zuständige Kirchenleitung gebeten, ihrerseits einen Beitrag 
zum Thema zu geben. Das Ergebnis war eine hochinteressante Ausarbeitung 
zum Berufsbild des Pfarrers. 


DAS BERUFSBILD DES PFARRERS 


Zur Diskussion gestellter Entwurf der Kirchenleitung 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Region Ost) 
als Antwort auf eine Anfrage der Theologischen Fakultät der Humboldt-Universität Berlin 


Vorbemerkungen 


Nach dem Berufsbild des Pfarrers, wie es sich in der Sicht einer Kirchenleitung darstellt, ist 
gefragt worden, weil die geforderte und fällige Reform des Theologiestudiums nur dann sinn- 
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voll vorgenommen werden kann, wenn das Ausbildungsziel — in der Regel der Beruf des Pfar- 
rers — so deutlich wie möglich ins Blickfeld kommt. 

Es wird im folgenden der Versuch einer Antwort gemacht. Sie ist sich dessen bewußt, daß 
sie nur in klarer zeitlicher und sachlicher Begrenzung gegeben werden kann. Zeitlich: Es 
kann sich in dieser Zeit eines rapiden Umbruchs nur um eine Zeitspanne von 10 bis 15 
Jahren handeln, die ins Auge gefaßt werden kann. Sachlich: Es wird kaum möglich sein, 
in einer kurzen Übersicht den Gesamtumfang des Problems darzustellen. Hier werden die 
Gesichtspunkte in den Vordergrund gestellt, die für die Ausbildung relevant erscheinen. Das 
folgende ist also nicht so zu verstehen, als ob hier das Ganze eines Berufsbildes des Pfarrers 
entworfen werden soll. (Wir verweisen zur Ergänzung auf die Ausarbeitung eines Ausschus- 
ses der Evangelischen Kirchenprovinz Sachsen, Magdeburg: „Zur Neuordnung des geistli- 
chen Dienstes“, Sonderdruck des Amtsblattes Heft 1/2 1969). 

Indem das Thema „Das Berufsbild des Pfarrers‘‘ aufgenommen wird, wird bejaht, daß 
weiterhin mit der Existenz und dem Einsatz von Pfarrern zu rechnen ist. Das ist nicht nur 
Ausdruck prognostischer Überlegungen. Unter Verkündigung, Unterricht und Seelsorge des 
Pfarrers ist in unseren Gemeinden Glaube geweckt und gefördert, sind Gemeinden gegrün- 
det und geleitet worden. Auch unter vielfach veränderten Umständen werden solche Dien- 
ste in Zukunft getan werden — bis auf weiteres jedenfalls durch Pfarrer. Freilich wird der 
Dienst des Pfarrers dabei ebenfalls erheblichen Veränderungen unterworfen sein, wenn er 
noch sinnvoll getan werden soll. Diese Veränderungen korrespondieren der Veränderung 
der Gemeinde, wie sie im Gange ist und, z.B. durch den Arbeitsplan der Kirchenleitung, 
auch bewußt gefördert wird. Das hier gezeichnete Pfarrerbild ist nur sinnvoll, wenn es ge- 
lingt, die Gemeinden mehr und mehr zu verantwortlichem Zeugendienst in der Welt zu ge- 
winnen. So wird auch die theologische Ausbildung den Pfarrer als Berufsziel im Blick be- 
halten müssen. Sie wird aber zugleich der Tatsache Rechnung tragen müssen, daß die Kir- 
che in Zukunft mehr und mehr solcher Christen bedarf, die in einem vollen nichtkirchli- 
chen Beruf stehen, aber zu verantwortlicher Verkündigung und Leitung der Gemeinde durch 
ein theologisches Studium (z.B. Fernstudium) befähigt werden müssen. 

Jeder Entwurf eines Berufsbildes des Pfarrers muß sich, wenn er nicht nur die Gegenwart 
beschreiben will, sondern Wegweisung für die Zukunft geben will, durch das biblische Bil- 
derverbot warnen lassen. Wer hier zeichnet, muß den Radiergummi in Reichweite haben. 
Auf diesem Gebiet, in dem soviel vom inneren Wachstum der Gemeinde abhängt, kann 
wissenschaftliche Prognostik nicht das einzige und bestimmt nicht das letzte Wort haben. 
Darum kann das Resultat dieser Überlegungen nicht ein bis ins Detail gezeichnetes Bild 
sein. Es kann nur darum gehen, Tendenzen aufzuzeigen. 


Das „der Kirche eingestiftete Amt‘ und das Pfarramt 


„Gott selbst bereitet sich aus denen, die auf Sein Wort hören und die Sakramente empfan- 
gen, Seine Gemeinde, die Kirche Jesu Christi auf Erden, indem Er in ihren Herzen durch 
den Heiligen Geist den Glauben weckt und die von Ihm Berufenen zu Zeugen ihres Herrn 
und zu Dienern ihres Nächsten macht. Der Heilige Geist leitet und erbaut die Gemeinde 
durch mannigfache Gaben, Dienste und Ämter. Sie dienen alle dem einen der Kirche ein- 
gestifteten Amt, das die Versöhnung verkündigt‘ (GO der Evangelischen Kirche in Berlin- 
Brandenburg, Grundsätze über Amt und Gemeinde). 

Dieses „Amt, das die Versöhnung verkündigt‘‘, wird in unserem Raum seit dem Übergang 
von der Antike zum Mittelalter tatsächlich fast ausschließlich (abgesehen von den Katholi- 
schen Orden und den protestantischen Evangelisten) durch das historische Pfarramt wahr- 
genommen. Es ist wichtig, sich deutlich zu machen, daß das traditionelle Pfarramt keines- 
wegs die selbstverständliche, einzig mögliche Ausprägung des einen „Amtes“ ist, sondern 
daß neben theologischen auch gesellschaftliche und politische Gründe zu seiner Bildung, 
Stabilisierung und Bewahrung durch mehr als 1000 Jahre erheblich beigetragen haben. 

Wie wir das Pfarramt heute vor uns haben, ist es die Verbindung von Öffentlicher Aus- 
richtung der Wortverkündigung und Verwaltung der Sakramente mit der konkreten Leitung 
der empirischen Gemeinde, dies in neuerer Zeit im Zusammenwirken mit den Leitungsorga- 
nen der Gemeinde. „Gemeinde“ ist dabei im Rahmen des Parochialsystems als geographisch 
abgegrenzter Raum verstanden. Der Pfarrer ist hauptamtlich auf Lebenszeit bestellt. 
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Die schwierige Frage, was heute das „publice docere‘“‘ (CA XIV) bedeuten kann, soll in 
diesem Rahmen nicht erschöpfend beantwortet werden. Unter öffentlicher Wortverkündi- 
gung wird hier die die Gemeinde bestimmende, für alle Verkündigung der Gemeinde haupt- 
verantwortliche Verkündigung verstanden, die sich vor allem in der gottesdienstlichen Pre- 
digt vollzieht. Der Pfarrer „ist und bleibt Interpret der apostolischen Überlieferung‘“ („Zur 
Neuordnung des geistlichen Dienstes“, a.a.O.). 


Neue theologische Erkenntnisse vom Verhältnis von Amt und Gemeinde 
fordern Veränderung des traditionellen Pfarrerbildes 


Gegenüber dem überkommenen Pfarrerbild beginnen neue theologische Erkenntnisse über 
das Verhältnis von Pfarrer und Gemeinde wirksam zu werden. Sie sind geeignet, auf die 
Dauer eine erhebliche Veränderung des Pfarrerbildes herbeizuführen. 

Durch sorgfältiges Studium des Neuen Testamentes, durch Neubedenken der reforma- 
torischen Formel vom ‚allgemeinen Priestertum aller Gläubigen‘ überhaupt durch Neube- 
sinnung über das Problem ‚Amt und Gemeinde“ wurde bekannt, daß jedes Gemeindeglied 
Pflicht und Recht zum Zeugnis in Wort und Tat hat. Die öffentliche Wortverkündigung 
muß mit der Vielfalt des Zeugnisses durch die Gemeinde rechnen und ihr korrespondieren. 

Der Pfarrer hat damit nicht mehr das Monopol der Verkündigung. Neben seinem Dienst 
werden andere Dienste geleistet; er ist ein Christ unter anderen Christen. Dabei ist es we- 
der erlaubt, auf ihn alle Erwartungen zu vereinigen, die man an einen Christen hat, noch 
kann er sich selbst als Nur-Experte oder als kirchlicher Manager, d.h. im bloßen Gegenüber 
zur Gemeinde, verstehen. Wie von jedem anderen Christen wird von ihm erwartet, daß er 
unter dem Anruf des Wortes für seine Person zu Zeugnis und Nachfolge bereit ist und sei- 
nen Dienst als Auftrag Jesu Christi versteht, dem er Rechenschaft schuldig ist. Er wird nicht 
davon absehen können, daß seine Existenz von seiner Umwelt als exemplarisch dafür, was 
Christsein heute bedeutet, angesehen wird. 

Das Neue Testament macht darauf aufmerksam, und die Erfahrung zeigt, daß eine Fülle 
von Charismen darauf wartet, in Dienst genommen zu werden. Die Gabe der Leitung z.B. 
muß nicht in unmittelbarer Verbindung mit dem öffentlichen Verkündigungsauftrag aus- 
geübt werden. Die Gemeindeorgane der Leitung bekommen neues Gewicht. Von dem Pfar- 
rer muß erwartet werden, daß er sich in den Leitungsdienst der Gemeinde einordnet, an- 
statt in ihr die beherrschende Stellung einnehmen zu wollen. 

Vom Wort — Glaube — Verständnis der Reformation her wird deutlich, daß die Gemein- 
de nicht nur unter räumlichen Gesichtspunkten begriffen werden kann. Das rein räumliche 
Verständnis von Gemeinde setzt eine homogene Christenheit voraus, bei der es nur noch 
das Problem der Einteilung geben kann. CA VII läßt uns mit anderen Komponenten der 
Gemeindebildung rechnen. Man kann sich auch aus einem anderen Grunde als aus dem der 
räumlichen Nähe, die durch die Wohngemeinde gegeben ist, um Wort und Sakramente sam- 
meln. Man kann sich auch um eine bestimmte, vom Wort her gegebene Aufgabe zusammen- 
finden. Damit werden rein räumliche Parochialgrenzen relativiert. 

Dieses alles macht den Pfarrer nicht unnötig, aber fordert ihn dazu auf, seinen Dienst 
sinnvoll in das Gefüge der Dienste, die in der Gemeinde geschehen, einzuordnen. Er wird 
aufgrund seiner Ausbildung und seiner Berufung in den Dienst der öffentlichen Wortver- 
kündigung der Gemeinde der hauptverantwortliche Interpret der biblischen Botschaft bleiben, 
mit dem Ziel, möglichst viele Mitinterpreten zu ihrem Dienst zuzurüsten. Er wird als der 
führende Theologe immer besondere Verantwortung in der Gemeindeleitung haben, aber 
er wird sie nicht diktatorisch mißbrauchen, sondern, indem er sich in den Dienst aller stellt, 
immer wieder brüderliche Autorität gewinnen. Ähnliches gilt auch für die seelsorgerliche 
Komponente seines Dienstes. Er wird der Christ sein, der sich für den Einzelnen, der seel- 
sorgerliche Hilfe sucht, zur Verfügung hält und für diesen Dienst besonders zurüsten läßt. 
Aber.er hat keinen Anspruch darauf, der alleinige Seelsorger der Gemeinde zu sein (vgl. 


Gal. 02} vgl. auch das Wort vom „mutuum collogquium et consolatio fratrum“, Schmalk. 
Art.). 
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Vier Hauptgefahren 


Die theologischen Überlegungen haben uns auf vier Hauptaufgaben aufmerksam gemacht, 
pe dem Pfarramt vielleicht schon immer, in unserer Zeit aber unübersehbar deutlich, dro- 
en: 

Die Voraussetzung — wir müssen sagen: die Fiktion einer homogenen Christenheit, in der 
Kirche und Staat, die Stände und in ihnen der Einzelne ihren festen, vermeintlich von 
Gott zugewiesenen Platz hatten, legtees nahe, den Dienst des Pfarrers vor allem als kon- 
servierend zu verstehen. Als „Hirt“ und als „Vater“ seiner Gemeinde, beides in einseitiger 
Interpretation des biblischen Bildes, hatte er dafür zu sorgen, daß die Seinen in guter Ord- 
nung beieinander blieben, und daß Gefahren abgewehrt wurden. In dieser Verantwortung 
stellte der Pfarrer zweifellos große Anforderungen an sich selber. Aber er ließ die Gemein- 
deglieder hinsichtlich ihres Glaubens und Bekennens weithin in Unmündigkeit. Er übersah 
allzuleicht, von wenigen Ausnahmen abgesehen, daß er nicht nur verpflichtet war, das Be- 
stehende zu bewahren, sondern als Verkündiger des Evangeliums zu prophetischem Zeug- 
nis berufen war, das die Welt verändert. Dieser konservative Zug ist noch heute weit ver- 
breitet. Er verleitet dazu, allein das Wohl der Gemeinde im Auge zu haben, und darüber 
die Verpflichtung zum Dienst an allen zu übersehen. 

Aus der Tatsache, daß er hauptverantwortlicher Verkündiger des Woıtes ist, entwickelte 
sich eine Monopolstellung des Pfarrers. Das Zeugnis der Gemeinde verkümmerte. Die Ge- 
meinde delegierte ihr Zeugnis, soweit es verbaler Natur war, praktisch an den Pfarrer. 

In Verbindung von öffentlicher Wortverkündigung und Gemeindeleitung, zusammen mit 
der Tatsache, daß der Pfarrer hauptamtlich auf Lebenszeit angestellt ist, erzeugte eine mo- 
narchische Stellung des Pfarrers in der Gemeinde. Die Leitung der Gemeinde durch Laien- 
organe verkümmerte. Wohl und Wehe der Gemeinde hing an der Person des Pfarrers. Heute 
ist aus dieser „Monarchie“ des Pfarrers vielfach der Verschleiß seiner Kraft in einer Fülle 
von Nebenaufgaben geworden. 

Das ausschließlich geographische Verständnis von Gemeinde im Rahmen des Parochial- 
systems führte zu einer Atomisierung der Einzelgemeinde (bzw. Parochie). Die Pflicht der 
Verantwortung für den Bereich der Gemeinde wurde weithin in das Recht ausschließlicher 
Betreuung durch den einen Pfarrer umgedeutet. Dienste, die über die Parochie übergreifen, 
unterliegen oft einer Minderbewertung oder begegnen dem Mißtrauen. 


Neue gesellschaftliche Entwicklungen fordern Veränderung des traditionellen Pfarrerbildes 


So ist das überkommene Bild des Pfarrers durch neue theologische Erkenntnisse bereits ei- 
ner Wandlung unterworfen. Die Wandlung kann nur das Ziel haben, durch den Dienst des 
Pfarrers den Menschen in den speziellen Möglichkeiten und Bindungen unserer Zeit das 
Evangelium so nahe wie möglich zu bringen. Darum gehört zum Entwurf eines Pfarrerbil- 
des der Zukunft notwendig hinzu, die Veränderungen der Gesellschaft zur Kenntnis zu 
nehmen. Es zeigt sich dabei, daß die Impulse, die aus biblischer Erkenntnis kommen, weit- 
hin in dieselbe Richtung zielen, wie die Ergebnisse einer unvoreingenommenen Betrachtung 
der Lage der Gesellschaft. 


Äußere und innere Mobilität 


Kennzeichen des schon stark fortgeschrittenen Übergangs aus der Agrarstruktur in die In- 
dustriestruktur ist die Mobilität der Gesellschaft: Auseinanderfallen von Wohn- und Arbeits- 
platz, Verstädterung, Entvölkerung des Landes, Touristik, Denken in Raumschaften statt 
in Ortschaften. 
Dem entspricht eine innere Mobilität: Neues bewegliches Berufsverständnis, Notwendig- 
keit des Berufswechsels, weitgehendes Verschwinden bodenständiger Sitten, Suche nach 
neuen Wertmaßstäben. 
Das Pfarrerbild der Zukunft muß der Mobilität der Gesellschaft Rechnung tragen. Nicht 
mehr der Dorfpfarrer mit einem väterlichen Verständnis zu seiner Gemeinde wird, wie bis- 
her meist, und wie unter anderen Voraussetzungen durchaus mit Recht, das Leitbild sein 
können. Es ist den Verhältnissen nicht mehr adäquat, Land- und Stadtpfarrer einander ge- 
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genüberzustellen. Wir haben es in Zukunft nur noch mit dem Pfarrer in der industriellen 
Gesellschaft zu tun. 

Der Landpfarrer der nächsten Zukunft wird, bis die Entwicklung zur Konzentration der 
Landbevölkerung in Kooperationszentren beendet sein wird, mit großen und immer größer 
werdenden Entfernungen zu rechnen haben. Das zwingt, wenn nicht schon aus theologi- 
schen Erwägungen angestrebt, zur Dezentralisierung. 

Die Anpassung an größere Raumeinheiten fordert Zusammenarbeit von mehreren Pfar- 
rern in sinnvoller, d.h. den verschiedenen Gaben gerecht werdender Arbeitsgemeinschaft 
untereinander und mit Nichttheologen. Solche Arbeitsgemeinschaft ist nicht nur techni- 
scher Natur. Sie muß, soll sie voll wirksam werden, auf geistliche Gemeinschaft gegründet 
sein. 

Es wird zu prüfen sein, ob, wie bisher fast ausschließlich, die Wohnstellen und die ihr 
zugeordneten Probleme der Familie und der Nachbarschaft Ansatzpunkt kirchlicher Ar- 
beit sein Können. 

Der Begriff „Gemeinde“ ist nicht mehr eindeutig. Er kann die Wohngemeinde als Ganze, 
die Gemeinde derer, die sich als „‚evangelisch‘ bezeichnen, die Schar der in irgendeiner 
Form kirchlich Aktiven oder die gottesdienstliche „‚Kerngemeinde‘“ umfassen. Es wird bei 
den kirchlichen Ordnungen und Planungen genau festzulegen sein, welcher Begriff von 
„Gemeinde“ jeweils zugrunde gelegt wird. 

Der Pfarrer wird selber ein erhebliches Maß innerer Mobilität zu gewinnen und durch sein 
Leben hindurch zu bewahren haben. Es kann ihm nicht garantiert werden, daß er bis zu 
seiner Emeritierung nach dem Bilde Pfarrer bleibt, unter dem er seinen Beruf angetreten 
hat. Er wird mit Funktionsänderungen rechnen müssen. 

Das setzt ein solides Maß von Grundwissen voraus, auf das sich jeder „Umbau“ gründen 
kann. Dabei muß der Pfarrer lernen, daß das Grundwissen nur erhalten werden kann, wenn 
er es ständig überprüft und fördert. 

Das Abklingen bodenständiger Sitten, also auch der „Kirchlichkeit“ und des durch die 
Sitte festgelegten Gebrauchs kirchlicher Handlungen stellt den Pfarrer ständig vor die Auf- 
gabe, sich anderen Menschen in ihrer Andersartigkeit auszusetzen und ihnen so im Dialog 
das Evangelium zu bezeugen. 

Die Veränderung der Wertmaßstäbe zwingt den Pfarrer bei der Beratung der Gemeinde- 
glieder ständig, Neuland zu betreten. Er kann immer weniger auf traditionelle christliche 
Entscheidungen zurückgreifen. Die Erfahrungen anderer helfen ihm wenig. Er kann seinen 
Dienst nur leisten, wenn er ein solides theologisches Urteilsvermögen mitbringt. 


Arbeitsteilung, Spezialisierung, Pluralismus 


Kennzeichen des wissenschaftlich-technischen Zeitalters ist die Arbeitsteilung. Die Diffe- 
renzierung der Arbeitsgebiete, die Spezialisierung der Arbeitenden schreiten rapide voran. 
Niemand kann auch nur eine Disziplin der Wissenschaft, ein Gebiet der Technik über- 
schauen. 

Damit ist verbunden: Jeder Mensch lebt zugleich in verschiedenartigen Bindungen und 
spielt verschiedene Rollen. 

Es ist unmöglich, daß einer allein über die verschiedenen Lebenskreise, in denen die Men- 
schen in der entwickelten Industriegesellschaft leben, ein Urteil gewinnen kann. Die Ar- 
beitsweise der Gruppe, in der sich die Vertreter verschiedener Fachgebiete miteinander 
austauschen und im Gespräch zu Resultaten kommen, ist die dieser Sachlage angemessene. 

Auch die Frage, was wahr oder falsch ist, läßt sich nicht mehr generell beurteilen. Der 
Satz: „Ich habe recht“, schließt nicht notwendig den Satz ein: „Also hast du unrecht“. 

Mit der weithin differenzierten und pluralistischen Welt muß beim Entwurf des Pfarrer- 
bildes der Zukunft gerechnet werden. Nicht einmal der Dorfpfarrer kann heute, genau so 
wenig wie der Bauer selbst, das Leben seines Dorfes in Arbeit und Freizeit überblicken. 
Für effektive Arbeit in der Gemeinde, für konkrete Predigt, die nicht einen abstrakten 
homo religiosus, sondern den wirklichen Menschen ansprechen will, bedarf es der Hilfe 
der Gruppe. Natürlich ist es außerdem hilfreich, wenn der Prediger selber durch Besuche 
und praktische Hilfe enge persönliche Fühlung mit seiner Gemeinde hält. 
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Darum kann der Pfarrer bei der Leitung der Gemeinde der Hilfe von „mitten im Leben“ 
stehenden Fachleuten nicht entraten, weder für Aufgaben der Verwaltung, noch auch für 
solche rein geistlicher Art. Der Pfarrer muß lernen, Partner zu sein, oder er wird im selbst- 
gewählten Ghetto verkümmern. 

Wenn er sich wirklich der konkreten Welt zuwendet und in ihr verantwortlich reden und 
handeln will, wird ihm sehr schnell deutlich werden, daß er nicht mit Patentlösungen arbei- 
ten kann, die immer stimmen, sondern daß er Kompromisse eingehen und Schuld überneh- 
men muß. Er gerät, gerade wenn er seinen Dienst recht versteht, in die Gemeinschaft der 
Schuld und der Ratlosigkeit. Er wird mit seinen Gemeindegliedern das Kyrie zu beten ler- 
nen und auf die Vergebung durch die Brüder angewiesen sein. In dieser Beugung liegt die 
tiefste Nötigung zur Partnerschaft. 

In der Partnerschaft mit seiner Gemeinde wird er die Theologie vertreten müssen. Das 
setzt gute Denkfähigkeit und -willigkeit voraus. Pfarrer, die nur schlecht und recht Stellen- 
halter sind, werden in Zukunft nicht mehr verantwortet werden können. Wenn man auch 
nur von wenigen Pfarrern erwarten kann, daß sie Gesprächspartner der akademisch-theolo- 
gischen Lehrer sein können, so wird man von allen akademisch ausgebildeten Theologen 
erwarten müssen, daß sie als Gesprächspartner der (auch auf dem Dorf zu zunehmendem 
Maße erscheinenden) qualifizierten Nichttheologen dienen können. Als Gesprächspartner 
sollen sie die Theologie ins Spiel bringen, nicht aber in den anderen Disziplinen herum- 
dilettieren. Immerhin soll ihnen deren Denkweise nicht ganz fremd sein. 

Es wird nicht möglich sein, aber auch, Zusammenarbeit der Pfarrer vorausgesetzt, nicht 
nötig sein, daß der Pfarrer in allen theologischen Disziplinen gleich gut beschlagen ist. Er 
wird wenigstens in einer bestimmten Disziplin in die Tiefe loten müssen. Aus der exegeti- 
schen Arbeit wird er die Kontinuität der apostolischen Überlieferung und damit die Grund- 
lage für die Identität der Gemeinde Jesu Christi erheben. Er wird aus der Exegese der 
Schrift immer neue Impulse zur Erneuerung der Gemeinde erwarten. Die systematische 
Theologie wird ihm helfen, im Hören auf das überlieferte Dogma das heute fällige Bekennt- 
nis zu formulieren. In einer Zeit, die in den Kategorien von Möglichkeit und Effektivität 
denkt, wird er daran mitarbeiten, Wertmaßstäbe zu finden, die es erlauben, ethische Ent- 
scheidungen auch auf bisher unbekanntem Gelände zu fällen. In der Kirchengeschichte 
wird er Modelle der Verwirklichung studieren. Die praktische Theologie wird ihn anleiten, 
das gegenwärtige Handeln der Kirche im Interesse eines sachgemäßen künftigen Handelns 
kritisch zu reflektieren. 

Partner sein heißt: Zeitgenosse sein. Nicht nur die allgemeinen Fragen der Menschheit, 
sondern die besonderen Fragen der Existenz als Christ in einem sozialistischen Staate sind 
einem Pfarrer in der DDR aufgegeben. Man muß von ihm erwarten, daß er an den allge- 
meinen Möglichkeiten der Bildung teilnimmt, daß er zeitgenössische Literatur verarbeitet, 
daß er das Zeitgeschehen beobachtet. Als Staatsbürger wird er verantwortlich das Ganze 
im Auge haben und nach seinen Möglichkeiten und in der Bindung und Freiheit des Evan- 
geliums seine Mitarbeit zur Verfügung stellen. Er wird das Denken und Leben des Sozialis- 
mus nicht nur von fern zur Kenntnis nehmen, sondern hinter diesen Anfragen Gottes Wort 
hören und zu beantworten suchen, die dieser durch das Phänomen des Sozialismus an ihn 
richtet. Er wird sich zur Zusammenarbeit mit allen Menschen verpflichtet wissen, die an 
der Veränderung der Welt zum Guten und Gerechten arbeiten. Der marxistische Atheismus 
ist für ihn als Anfrage, die an sein Christsein und an seine Kirche gerichtet ist, ernst zu 
nehmen. Dann wird ihm diese Anfrage die Ohren öffnen für die Fragen, die ihm der Herr 
selbst stellt. 

Die Leitung der Gemeinde durch den Pfarrer wird heute weithin darin bestehen müssen, 
seine Partner in verantwortliche Mitarbeit einzuweisen und sie dazu zu rüsten. Der Pfarrer 
darf das Sachgespräch mit ihnen nicht beherrschen, muß es aber in Gang halten und be- 
fruchten. Er muß die Leidenschaft haben, sich in den Gebieten, die nicht seine unmittel- 
baren Aufgaben sind, überflüssig zu machen. Seine Gegenwart darf nicht lähmen, wie das 
bis jetzt so häufig geschieht, sondern muß lösend wirken. 

Es sprechen viele Gründe dafür, daß es auch in Zukunft hauptberufliche Pfarrer geben 
muß, da es den „‚nebenamtlichen“, d.h. in anderen Berufen den Lebensunterhalt verdie- 
nenden Theologen wegen der starken beruflichen Belastungen (Qualifizierung) sehr schwer 


333 


sein wird, theologisch so auf dem laufenden zu bleiben, wie es wünschenswert wäre. Der 
nebenberufliche Theologe gehört in ein Team mit dem hauptberuflichen. Dieser aber wird 
sorgfältig darauf bedacht sein müssen, seine Stellung nicht zu mißbrauchen, indem er den 
anderen beherrscht oder auch nur bedrückt. 


Zusammenarbeit und Zentrierung 


Das Leben auf dieser unübersehbar gewordenen Welt ist nur zu bewältigen, wenn die ver- 
schiedenen Gruppen und Kräfte Verbindung miteinander suchen, sich verständigen und es 
lernen, die fälligen Aufgaben gemeinsam anzupacken. Diese Aufgaben können nicht allein 
den großen Institutionen überlassen werden. Eine Organisation wie die UNO oder wie der 
moderne Staat in der ungeheuren Vielfalt ihrer Funktionen sind zum Scheitern verurteilt, 
wenn nicht die Bereitschaft aller da ist, aufeinander zuzugehen und das Anstehende mit- 

einander zu bewältigen. 

Die Gemeinde Jesu Christi weiß, daß die Mitte der Welt im Evangelium bezeichnet ist 
und daß sie den entscheidenden Beitrag für diese Welt leistet, wenn sie das Evangelium in 
Wort und Tat bezeugt. Die Gemeinde muß sich bei allem, was sie sagt und tut, der Katho- 
lizität des Evangeliums (Uppsala Sektion I!) bewußt sein. 

Der Pfarrer hat keinen Grund, seinen Dienst als abseitig oder überholt anzusehen. Er 
kann ihn in dem Bewußtsein tun, daß er nur nachzuzeichnen braucht, was Gott bereits 
getan hat. Damit hat er keinen Anspruch auf klerikale Vorrechte. Er ist der Botschafter 
des gekreuzigten Herrn. Aber die Aufgabe, Christus durch das Wort und das Tun der Kir- 
che und jedes einzelnen Christen zu bezeugen, ist eine hoffnungsvolle und hilfreiche Sache. 
Es muß dem Pfarrer aber stets vor Augen stehen, daß er nicht oder gewiß nicht in erster 
Linie dazu berufen ist, die Kirche in Gang zu halten oder das Schiff der Kirche wieder 
flott zu machen. Als Glied der Kirche Jesu Christi soll er den Menschen helfen, Christus 
als ihren Herrn anzunehmen und ihre Verantwortung für die Erhaltung der Schöpfung Got- 
tes ernst zu nehmen. Mit allen Christen wird er darauf zu achten haben, daß er seinem 
Herrn nicht im Wege steht, statt für ihn zu arbeiten. 


Fragen an die theologische Ausbildung 


Sind diese Darstellungen richtig, scheinen sich u.a. folgende Fragen an die Ausbildung der 
Theologen zu ergeben: 

Die Ausbildung des Theologen wird sich wie die in jedem anderen Beruf heute über lange 
Zeit seines Lebens erstrecken müssen. Wie wird diese Ausbildung auf die akademische und 
nachakademische Zeit aufzuteilen sein? 

Wieweit wird die Vermittlung sowohl eines soliden Grundwissens als auch tieferer Ein- 
sichten in speziellere Gebiete der Theologie bereits durch die akademische Ausbildung be- 
wältigt werden können? 

Ist der bisher übliche Studienablauf Sprachen — Exegetische Theologie — Systematische 
Theologie — Praktische Theologie auch für die Zukunft optimal oder welche Veränderun- 
gen empfehlen sich? 

Was kann im Blick auf die enorme Stoffausweitung bei der an sich schon kurzen Zeit 
des Studiums in Richtung auf eine Konzentration des Stoffes getan werden? 

Was kann bereits während des Studiums dafür getan werden, daß der Student einer dia- 
Bear Darbietung des Stoffes begegnet, die ihn von vornherein in die Mitarbeit hinein- 
nimmt? 

Wie kann der Student während des Studiums in die Praxis der Gesprächsführung einge- 
übt werden? 

Was kann geschehen, um den Studenten nicht nur zu Einzelleistungen anzuspornen, son- 
dern ihm zu helfen, seine Arbeit in die Leistung einer Gruppe einzubringen? 

Wie kann es erreicht werden, daß der Student der Theologie schon in einer sehr frühen 
Phase seines Studiums mit solchen Formen kirchlicher Praxis konfrontiert wird, die ihm 
als Zielvorstellungen für sein Studium hilfreich sein können? 

Wie kann der Student die Möglichkeit bekommen, wenigstens Einblicke in die Arbeit 
anderer Wissenschaftszweige tun zu können? 
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Wie kann eine schärfere Auslese der Studenten nach ihrer intellektuellen Kapazität bei 
Beginn und während des Studiums erreicht werden? 

Zugleich mit der wissenschaftlichen Ausbildung werden auch Erziehungsaufgaben im 
Blick auf die zukünftige Tätigkeit als Pfarrer erwachsen. 

Was kann schon während des Studiums dafür getan werden, daß der Theologe sich darauf 
rüstet, nicht in einem äußerlich und innerlich stabilen, sondern in starkem Wandel befindli- 
chen Beruf tätig zu werden? 

Wie kann er schon früh einsehen lernen, daß sein Studium nicht mit der Absolvierung der 
Prüfungen zu Ende sein wird, sondern daß ständige theologische Weiterarbeit Voraussetzung 
für einen sinnvollen Dienst heute ist? 

Wie kann man den jungen Theologen dazu erziehen, einzusehen, daß er partnerschaftli- 
che Mitarbeit lebensnotwendig braucht? 

Was kann bereits während des Studiums geschehen, daß die von der Tradition her über- 
kommene Kluft zwischen Pfarrern und „kirchlichen Mitarbeitern“ gar nicht erst entsteht? 


6. KIRCHLICHES LEBEN 
a) Gesamtsituation 


Das in den Kirchen und Gemeinden in der DDR nicht weniger als in der Bun- 
desrepublik vielgestaltige kirchliche Leben kann in diese Dokumentation kirch- 
licher Zeitgeschichte schon aus Gründen des Platzes nur sehr summarisch einbe- 
zogen werden. Als Beitrag für eine Beurteilung der kirchlichen Gesamtsituation 
folgen hier Auszüge aus der Berichterstattung von Kirchenleitungen für ihre 
Landessynoden. Zunächst ein von statistischen Mitteilungen über kirchliche 
Handlungen ausgehender Einblick in den Gestaltwandel von Kirche und Gemein- 
de aus dem Kirchengebiet Greifswald. 


BERICHT 


des Bischofs und der Kirchenleitung bei der Tagung der Landessynode 
der Evangelischen Landeskirche Greifswald am 6. November 1970 in Züssow 


Auszug 


5.3. Auch diese 18.Generalkirchenvisitation hat erneut bestätigt, wie stark sich im Laufe 
der letzten eineinhalb Jahrzehnte die Gestalt unserer Kirchengemeinden gewandelt hat, so- 
wohl die soziologische wie auch die geistliche Gestalt. Wir haben uns bemüht, auf Grund 
eingehender statistischer Erhebungen in allen Kirchenkreisen und sämtlichen Parochien der 
Landeskirche diesem Gestaltwandel ins Angesicht zu sehen. Das Ergebnis dieser statisti- 
schen Erhebungen möchte ich im folgenden zusammenfassen. 

5.4. Zuerst für die gesamte Landeskirche im Zeitraum von 1955 bis 1969: 

1. Die Taufziffern sind stetig gesunken. 

Für 1955 wurden noch 11377 Taufen registriert, 

für 1960: 6585, 

für 1965: 4375 und 

für 1969 nur 2790. 

2. Für die Zahl der Konfirmierten gilt ähnliches, auch wenn es nach dem völligen Tief- 

punkt im Jahre 1960 wieder aufwärts ging. 

1955 hatten wir in der Landeskirche 11139 Konfirmationen, 

1960 nur 1874. 

Von 1963 bis 1969 gingen die jährlichen Zahlen wieder über 3000 hinaus. 
1969 konnten 3642 Konfirmierte gezählt werden. 


335 


» 


3. Die kirchlichen Trauungen sind am stärksten zurückgegangen. 
Im Jahre 1955 waren es noch 4247, 
1960: 2308, 
1965: 1.212, 
1969 dagegen nur 798. 

4. Auch die Abendmahlszahlen sind seit 1955 etwa um die Hälfte gesunken, von 102617 
auf 61 601. 

5. Die Zahlen der Bestattungen sind bisher ziemlich konstant geblieben. In der Regel waren 
es jährlich über 6000. 

Ein Vergleich zwischen städtischen und überwiegend ländlichen Kirchenkreisen modifiziert 
dieses Ergebnis nur wenig. 

Im einzelnen: 

Zu 1. Der Rückgang bei den Taufen von 1955 bis 1969 ist in städtischen und ländlichen 
Kirchenkreisen ungefähr gleich. Er ist jedoch nicht gleich, wenn man das Einwohnerwachs- 
tum der Städte gerade mit jungen Ehepaaren und Familien einkalkuliert; dann ist die Dif- 
ferenz in der Stadt bedeutend größer als auf dem Lande. 

Zu 2 und 3. Dieses gilt auch im Blick auf die Konfirmationen und Trauungen. Dazu 
kommt, daß es immerhin einige Kirchenkreise gibt, ausnahmslos ländlichen Charakters, die = 
einen kleineren oder größeren Zuwachs an Konfirmationen verbuchen konnten. Hinsicht- 
lich der Trauungen wird man ernsthaft die Bestimmungen unserer Lebensordnung, beson- 
ders Artikel 60, überprüfen müssen (Keine kirchliche Trauung eines Christen mit einem 
Nichtchristen. Anm. des Bearbeiters). i 

Zu 4. Bei den Abendmahlsziffern ist der Unterschied zwischen Stadt und Land unmerk- 
lich. Dabei macht sich naturgemäß der Rückgang der Konfirmationen mit früher großen 
Abendmahlsfeiern bemerkbar. 

Die Zahl der Abendmahlsfeiern und der Gottesdienste — jährlich 22000 Gottesdienste — 
ist aber, auch infolge neuer Formen des Gemeindelebens, etwas gestiegen, ebenso das Auf- 
kommen an Kollekten und Opfern. 

Zu 5. Die Bestattungszahlen bleiben in der Stadt wie auf dem Land konstant. 

Eine Untersuchung der Zahlen bei einzelnen Land-, Kleinstadt- und Stadtgemeinden hat, 
bis auf ganz seltene Ausnahmen, keine weiteren grundsätzlichen Unterschiede ergeben. 

5.5. Wir sollten aus diesen Tatbeständen einige nüchterne Schlüsse ziehen: Die Zeit der 
Volkskirche alter und traditioneller Art geht unaufhaltsam zu Ende. Das ist kein Grund 
zur Resignation, wohl aber ein Grund, die kirchlichen Arbeitsformen rechtzeitig im Blick 
auf das Mündigmachen der Gemeinde zu überprüfen. Es ist auch nicht so, daß überall, so- 
zusagen gesetzmäßig, ein gleichbleibender zahlenmäßiger Rückgang zu konstatieren ist. 

Bei den Konfirmandenzahlen kann man Wellenbewegungen nach oben und nach unten 
feststellen. Bei der Zahl der Christenlehrekinder (etwa 22000 in jedem Jahr) ist es so, 
daß die treue Besuchsarbeit der Katecheten ihre Früchte trägt. Wir sollten uns darum vor 
allen Pauschalurteilen hüten. Freilich haben wir noch nicht wirklich gelernt, das Diaspora- 
schicksal innerlich zu bejahen. Sonst würden wir die Frage nach dem Erfolg nicht so 
stark betonen, wie das gelegentlich geschieht. Die Geschichte der Kirche Gottes sollte 
uns doch lehren, daß, geistlich gesehen, auch von kleinen Zahlen, ja auch von einzelnen 
Menschen, Impulse ausgehen können, wo Gottes Geist weht. Freilich ist zu fragen: gehen 
wir den Familien der getauften Kleinkinder ernstlich nach? Sind wir in Unterweisung und 
Jugendarbeit offen für getaufte und ungetaufte Kinder und junge Menschen? Nehmen wir 
angesichts der fluktuierenden Jugend die Umzugsmeldungen von Pfarramt zu Pfarramt 
seelsorgerlich ernst und besuchen wir auch die zugezogenen jungen Erwachsenen? 

5.6. Auch wo volkskirchliche Traditionen leben, sollten wir in ständiger Bewegung die 
Kräfte auf das konzentrieren, was zukunftsverheißend ist. Das sind u.a. die aus vielen Kir- 
chenkreisen berichteten Gemeindeseminare, Gesprächskreise mit jungen Ehepaaren, Rüst- 
zeiten mit Konfirmanden, offene Formen der Jugendarbeit an Wochenenden, gemeinsame 
Besuchsaktionen in einzelnen Parochien und nicht zuletzt neben der geregelten christlichen 
Unterweisung besondere Kindergottesdiensttreffen, Kinderchöre und Kindernachmittage. 
In der Form beweglich sein, bedeutet aber, daß man die Kräfte konzentriert und nicht 
alte Formen fahren läßt, ehe man neue Formen wirklich als effektiv erprobt hat. Das alles 
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ist, wie gute Erfahrungsberichte zeigen, dann möglich, wenn durch Zusammenarbeit der 
Mitarbeiter auf Kirchenkreisebene die Parochialgrenzen durchlässig werden. Wir begrüßen 
es, daß eine Reihe von Kirchenkreisen damit begonnen hat, Kreisausschüsse für Gemeinde- 
dienst, Diakonieausschüsse, Erziehungsausschüsse, Bauausschüsse und andere gemeinsame 
Arbeitsvorhaben ins Leben zu rufen. Wir hoffen auch, daß die Arbeitsgruppen des Kir- 
chentages sich bis in die Kirchenkreise und Gemeinden hinein als Modell für Gesprächs- 
kreise und Gemeindeseminare auswirken können. 

5.7. Wir wollen dabei nicht vergessen, welche Möglichkeiten uns durch Verbreitung kirch- 
lichen Schrifttums (Schriftentische!) und durch Werbung für die kirchliche Presse gegeben 
sind. Daß die Schaukastenarbeit in einigen Kirchenkreisen gemeinsam, künstlerisch ge- 
schmackvoll und zweckmäßig in Angriff genommen ist, sollte für andere Kirchenkreise 
Beispiel und Ansporn sein. 

6.1. Auf diesem Hintergrund erhalten nun auch die Organisations- und Strukturfragen 
ihren Stellenwert. Der leitende Geistliche einer großen Landeskirche in der Bundesrepu- 
blik hat vor kurzem vor seiner Landessynode folgendes festgestellt: 

„Es ist uns allen deutlich, daß die Zeit einer totalen Volkskirche zu Ende geht. Wir kön- 
nen keine neuen Räume mehr besetzen, weil uns die Kräfte fehlen. Wir können auch nicht 
alles weiterführen, was wir zur Zeit tun. Deshalb möchte ich die jetzt anhebende Phase 
unter den Leitbegriff der Konzentration stellen.‘ 

Um wieviel mehr sollten wir in der DDR unsere kirchliche Arbeit bis in alle Verwaltungs- 
und Organisationsstrukturen hinein überprüfen, ob wir nicht in viel stärkerem Maße diesen 
Weg der Konzentration der Kräfte gehen müssen. Dabei werden soziologische und geistliche 
Analysen in gleichem Maße zu erheben sein. Organisation ist niemals Selbstzweck, sondern 
dient dem Sendungsauftrag der Kirche. Ich sage nichts Neues, wenn ich darauf hinweise, 
daß wir dringend eine geistlich, soziologisch und organisatorisch wohlüberlegte Raumord- 
nung unserer Parochien, unserer Kirchenkreise und auch unserer Landeskirche benötigen. 
Sie sehen in dem schriftlichen Bericht des Konsistoriums, daß leider in dem Berichtsjahr 
nur ganz wenige, zumeist kleine parochiale Veränderungen durchgeführt wurden. Wir müs- 
sen endlich — und zwar durch Initiative der Kirchenkreise — klare Perspektivpläne erarbei- 
ten für die Besetzung aller kirchlichen Mitarbeiterstellen, nicht nur der Pfarrstellen. Wir 
werden in Zukunft in bestimmten Regionen für mehrere benachbarte Parochien gemeinsam 
nur noch wenige qualifizierte Theologen, aber dazu gut zugerüstete katechetische Kräfte, 
Gemeindediakoninnen, Kinderdiakoninnen und Jugendmitarbeiter, die selbständig arbeiten 
können, in sinnvoller Streuung und gleichzeitiger Zusammenarbeit ansetzen können. Sollte 
man nicht auch für mehrere Parochien gemeinsam die Heizbarmachung von Kirchen und 
Gemeinderäumen an solchen Orten einplanen, die für die künftige kirchliche Arbeit auch 
im Winter zentrale Bedeutung haben? 


Dem Bericht des Landeskirchenamtes in Dresden sind folgende Stücke entnom- 
men, die für besonders wichtige, zum Teil empfindliche und gefährdete, aber 
auch erfreuliche kirchliche Arbeitsgebiete charakteristisch erscheinen. 


TÄTIGKEITSBERICHT 1. TEIL 


des Evangelisch-Lutherischen Landeskirchenamtes für die Tagung der Landessynode 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens vom 24, bis 28.Oktober 1970 


Auszüge 


1.3.1 Grundlage aller missionarischen Bemühungen ist die Arbeit an und mit der Bibel 
für den Pfarrer wie für jedes mündige Glied in der Gemeinde. Diesem für die Kirche Chri- 
sti einzig legitimen Anliegen sollte unter anderem auch die Handreichung für die Kirchen- 
vorsteherrüstzeiten 1969 „Das Wort ist lebendig“ dienen. 

1.3.2. Nach der Verteilung der ersten Nummer der Materialsammlung zur Bibelarbeit im 
Zusammenhang mit dem Bibeljahr von Dr. Dachsel und anderen Mitarbeitern, „Begegnung 
mit der Bibel‘, herausgegeben von der Evangelischen Hauptbibelgesellschaft Berlin, ist jetzt 
die zweite Nummer dieser Reihe über das rechte ‚‚Verstehen und Leben mit der Bibel“ un- 
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seren Gemeinden zum Gebrauch ausgeliefert worden. Die gemeindeständischen Werke unse- 
rer Landeskirche sind stark in diese Aktion einbezogen worden. Es hat sich gezeigt, daß 
sich hinsichtlich des Bibeljahres ein gewisser Entwicklungsprozeß insofern anbahnt, als der 
Schwerpunkt des Bibeljahres immer mehr in der bibelseminaristischen Arbeit gesehen wird. 
Dennoch muß weiter sorgsam untersucht werden, ob die allgemein festgestellten Hemmun- 
gen gegenüber dem Umgang mit der Bibel nicht nur bei Kirchenfremden, sondern auch bei 
vielen Christen, die sich zum Zeugnis für Christus als dem „Licht der Welt‘ gerufen wis- 
sen, weniger in der Gestalt des Evangeliums, wie es uns in der Bibel vorliegt, bestehen als 
vielmehr in der unzulänglichen Methodik der Kirche, dies Evangelium den Menschen in 
einer veränderten Welt nahezubringen. Darum muß das Nachdenken über neue Formen der 
Bibelarbeit weiter im Vordergrund stehen. Ein neues Modell der Bibelarbeit im Gespräch 
ist in Erprobung. 

1.3.3 Es gibt Modelle missionarischer Gruppen sowohl, in der Großstadt als auch auf 
dem Lande, die sich in unserer Zeit bereits bewährt haben. Hier ist es deshalb verhältnis- 
mäßig einfach, mit Hilfe dieser Gruppen den Gemeinden Starthilfen zu geben zum missio- 
narischen Gemeindeaufbau. Es gibt aber noch kein bewährtes Modell für die sächsische 
Kleinstadt. Hier herrscht noch große Unsicherheit im Blick auf Wege, die in die Zukunft 
führen. Sicher aber ist, daß die Ortsgemeinde auch künftig die Basis für viele missionari- 
sche Bemühungen wird abgeben können. Sie wird aber immer mehr die sinnvolle Ergän- 
zung und Eingliederung in regionale Arbeitsformen nötig haben, um dadurch Hilfe und 
neue Impulse für ihren missionarischen Auftrag zu erhalten. Für weitreichende Experimen- 
te eignen sich nur Gemeinden, die von sich aus solche wünschen. Es müssen Arbeitsformen 
gefunden werden, in denen grundsätzlich Laien und Pfarrer gemeinsam für neue missiona- 
rische Aktivitäten geschult und ausgebildet werden. Wenn Pfarrer allein in Gesprächsfüh- 
rung, Bibelarbeit, Gruppenpädagogik usw. eingeführt werden, wird eine partnerschaftliche 
Zusammenarbeit von vornherein gefährdet. 


1.6.1 In einzelnen Landeskirchen der DDR wird noch versucht, den Stil früherer Kirchen- 
tage mit Großveranstaltungen beizubehalten. Dennoch sind diese Kirchentage durch die 
gegebenen Verhältnisse fast allenthalben zu Arbeitstagungen geringeren Umfanges gewor- 
den. In unserer Landeskirche hat sich infolgedessen eine neue, kontinuierliche Arbeitsform 
entwickelt, der sogenannte Kirchentagskongreß. In diesem Jahr hat ein solcher Kongreß 
vom 25. bis 27. September in Dresden stattgefunden. Es waren durch gezielte Einladungen 
etwa 300 Teilnehmer aus allen Ephorien der Landeskirche zusammengekommen. Das The- 
ma des Kongresses ‚Was haben wir anzubieten?‘ war von früheren Kongreßteilnehmern sel- 
ber gewählt worden. Nach Bibelarbeit in Gruppen und einleitenden Referaten zum Thema 
von Studieninspektor Dr. Jürgen Ziemer, Leipzig, und Superintendent Dr. Schwintek, Wer- 
dau, lag das eigentliche Gewicht der Tagung bei den kleineren Gesprächsgruppen. 

1.6.2 Da der Kongreß eine Art Weiterbildungsakademie für Laienmitarbeiter der Kirche 
von morgen werden möchte, hat er die ersten Schritte in Richtung auf eine Regionalisie- 
rung der Kongreßarbeit getan. Zum erstenmal hat er seinen Teilnehmern zwei Kurse ange- 
boten: einen Kursus über Gesprächsgruppenarbeit in Dresden und einen Fernkursus für 
Bibelarbeit. Es ist an Testkurse für solche Glieder der Kirche gedacht, die zwar Freudig- 
keit und Mut haben, sich als kirchliche Mitarbeiter zu qualifizieren, aber deren persönli- 
che Möglichkeiten ein ganzes Fernstudium nicht zulassen. Mit dieser Kongreßarbeit ist es 
gelungen, einen aktiven Teilnehmerkreis zusammenzuführen, der in der altermäßigen und 
sozialen Zusammensetzung in der Kirche selten ist. Um die rechte Fortsetzung der Kon- 
greßarbeit gewährleisten zu können, wurde der frühere Landesjugendwart Gehre als Sekre- 
tär des Kirchentagskongresses in einem Fürbittgottesdienst eingeführt. 

Der Herr der Kirche schenke durch seinen Heiligen Geist, daß die Arbeit an dem einen 
Sendungsauftrag der Kirche trotz Vielgestaltigkeit der Formen in Sammlung und Zurü- 
stung ihrer Glieder immer mehr gefördert werde. 

1.7 In diesem Zusammenhang soll auch von der Generalvisitation berichtet werden, die 
in diesem Jahre in der Ephorie Aue stattfand. 

1.7.1 Ein Jugendabend der Jungen Gemeinde Aue, zu dem alle Jungen Gemeinden der 
Ephorie eingeladen waren, hieß bewußt nicht „Gottesdienst in neuen Formen“, war aber 
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tatsächlich eine Versammlung der Jungen Gemeinde, in der alle gottesdienstlichen Ele- 
mente vorhanden waren. Das Zeugnis von dem gekreuzigten und auferweckten Herrn als 
dem heute Lebendigen stand im Mittelpunkt. In einer jugendgemäßen Ausdrucksweise wur- 
de die nahe und ferne Umwelt zu dem gegenwärtigen Christus in Beziehung gesetzt, und 
zwar in Dialog, Spiel, Lichtbild und gegenwartsnaher Auslegung. Als Antwort der Jungen 
Gemeinde hat das in kurzen Sätzen formulierte sehr konkrete Fürbittgebet zu gelten. Die 
Lieder wurden von einer Band begleitet. Begrüßung und Verabschiedung mit dem Ange- 
bot von Diskussion und Kritik waren, wie alle übrigen Texte, von einem Mitarbeiterkreis 
selbständig und verantwortlich formuliert worden. Die Jugend der Gemeinde ist mit inne- 
rer Anteilnahme dabei, unter partnerschaftlicher Anleitung eine ihre gemäße Form gottes- 
dienstlicher Versammlung zu finden. 

1.7.2 Die Pfarrkonvente zeigten ein bemerkenswertes Niveau. Sie waren geprägt von der 
Gegenwartsnähe ihrer Thematik, der konkreten Fragestellung ihrer Probleme und von theo- 
logischem Tiefgang. Wo biblische Besinnung nicht nur um ihrer Verwertbarkeit willen 
(Predigtvorbereitung!), sondern um ihrer selbst willen geschieht, trägt dies über theologi- 
sche Verschiedenheit hinweg zur Intensivierung der Konventsarbeit bei und nötigt zu im- 
mer neuer Überprüfung der theologischen Position des einzelnen und Profilierung gemein- 
samer theologischer Erkenntnis. So bleibt Gemeinschaft unter dem Wort im Konvent 
grundlegend und lebensfrisch. 

17.3 Die Kirchlichkeit ist in den einzelnen Gemeinden sehr unterschiedlich: Missionssi- 
tuation durch Umschichtung der Bevölkerung, zähes Ringen um Gemeindeaufbau; zielstre- 
bige Umformung ehemals volkskirchlicher Strukturen in eine gegliederte Gemeinde mit viel- 
fältigen Gruppen, deren Dienstcharakter die partnerschaftliche Verantwortung für den Dienst 
der Gemeinde bis in die Alltagswelt hinein umschließt. 

1.7.4 Reiche Gemeinden helfen armen Gemeinden. Nicht empfohlen oder gar angeordnet, 
sondern spontan und aus wacher Bereitschaft, füreinander einzustehen, haben zunächst ein- 
zelne Gemeinden beschlossen, ihre finanziell günstige Situation, die eine Folge der Opferbe- 
reitschaft ihrer Glieder ist, anderen Gemeinden, die Hilfe nötig haben, zugute kommen zu 
lassen. Die zum Geben willige Gemeinde besucht mit einer repräsentativen Gruppe aktiver 
und verantwortlicher Gemeindeglieder eine von ihr ausgesuchte Gemeinde, um deren Pro- 
bleme kennenzulernen, miteinander zu bedenken und konkret finanzielle Hilfe anzubieten. 
So entsteht durch zwischengemeindliche Hilfe Partnerschaft, bewußt Übernahme gegensei- 
tiger Verantwortung und gemeinsamer Dienst. 


2.2.4 Die Zahl der Schulanfänger, die für die kirchliche Unterweisung erfaßt worden sind, 
ist in den letzten zwei Jahren gegenüber den Vorjahren entsprechend der abnehmenden Tauf- 
zahl zurückgegangen. An dieser Stelle wirkt sich aus, daß sich die kirchliche Arbeit in den 
letzten Jahren zu stark auf die Sammlung der mittleren und älteren Generation beschränkt 
hat. Sammlung junger Ehepaare ist in vielen Gemeinden unterblieben. Der Hausbesuch der 
Katecheten allein aber kann schwerlich Kinder junger Eltern, die selbst ohne Beziehung zum 
christlichen Glauben sind, gewinnen. Es ist an der Zeit, daß Kirchenvorstand und Leitungs- 
kreis der Gemeinde die Akzentuierung ihres Arbeitseinsatzes überprüfen. Die Tatsache, daß 
es noch immer viele Gemeinden gibt, in denen Katecheten nicht wenigstens einmal jährlich 
in den Kirchenvorstand zur Berichterstattung über den Stand des Katechumenats gebeten 
werden, zeigt, daß man sich die dringend notwendige Rechenschaftslegung erspart. 

2.2.5 Eine Erschwernis für die Sammlung der Kinder bedeutet die leider an manchen Or- 
ten wieder zunehmende Behinderung der Unterweisung durch Schule und Schulhort. Die 
Mühe, die der häufige Wechsel des Schulstundenplanes Katecheten und Pfarrern bei Ein- 
satz des Planes für Christenlehre- und Konfirmandenunterricht bereitet, soll dabei gar nicht 
Erwähnung finden. Wohl aber muß ausgesprochen werden, daß die Nichtentlassung von 
christlichen Kindern aus dem Schulhort zur Christenlehre eine unerlaubte Behinderung der 
Unterweisung bedeutet. Ebenso kommt die Tatsache, daß einzelne Schulleiter den Kindern 
verbieten, am Ort der Zentralschule die Christenlehre zu besuchen, ehe sie der Schulautobus 
an ihren Wohnort bringt, faktisch auf ein Zurückhalten der Kinder von der kirchlichen Un- 
terweisung hinaus. Wir müssen auch angesichts der starken zeitlichen Belastung der Kinder 
durch die Schule auf dem Recht christlicher Eltern bestehen, daß ihren Kindern eine Mög- 
lichkeit zum Besuch der kirchlichen Unterweisung belassen bleibt. 
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2.3.1.1 Die kirchliche Jugendarbeit hat nach wie vor zwei Schwerpunkte: 

Die Bibelrüstzeiten. Wieder haben viele hundert Jugendliche an Bibelrüstzeiten teil- 
genommen. Dies ist um so erstaunlicher, als die Teilnahme völlig freiwillig ist und die Wer- 
bung sich auf die Bekanntgabe der Rüstzeiten in den Zusammenkünften der Jungen Gemein- 
de beschränken muß. Die Nachfrage ist teilweise so groß gewesen, daß die Zahl der Rüst- 
zeiten nicht ausreichte. Auf die Frage, was sie von der Bibelrüstzeit erwarteten, haben Ju- 
gendliche immer wieder geantwortet: „Wir suchen eine gute Gemeinschaft und Hilfe zum 
Christsein in unserer Welt.‘ 

2.3.1.2 Besonderer Wert wurde bei den Rüstzeiten darauf gelegt, daß die Teilnehmer selbst 
ihre Rüstzeit gestalteten. So wurden die gemeinsamen Tage oft schon vorher mit den Teil- 
nehmern inhaltlich geplant. Für die Durchführung waren die Jugendlichen selbst mit verant- 
wortlich. Jugendliche berichten, daß ihnen dies zum besonderen Erlebnis geworden sei. Be- 
sonders eifrig waren Jugendliche dabei, wenn sie während ihrer Rüstzeit um praktische Ein- 
sätze gebeten wurden. Von einer Rüstzeit wird z.B. berichtet, daß sie einen Friedhof ge- 
räumt hat. Den Erlös für ihre Arbeit haben die Jugendlichen der Aktion „Brot für die 
Welt“ zur Verfügung gestellt. Eine andere Rüstzeit hat mitgeholfen, eine Parkanlage in Ord- 
nung zu bringen, was als nationales Aufbauwerk anerkannt wurde. 

Besonders dankbar haben es gastgebende Gemeinden aufgenommen, wenn Rüstzeiten den =» 
Gottesdienst oder einen Gemeindeabend gestaltet haben. 

2.3.1.3 Große Bereitschaft war auch wieder bei den diakonischen Rüstzeiten in Heimen 
der Inneren Mission, wo Jugendliche mitgeholfen haben, das überforderte Personal zu ent- 
lasten. Durch solche Dienste an kranken und behinderten Menschen wird Jugendlichen der 
Blick geöffnet für eine Wirklichkeit, die ihnen sonst meist verborgen ist. 

2.3.1.4 Auch für körperbehinderte Jugendliche selbst wurden wieder Rüstzeiten durchge- 
führt, wo solchen, die sonst kaum ihre Wohnung verlassen können, die Möglichkeit gegeben 
wird, mit anderen Jugendlichen, die in gleicher Lage sind, frohe Tage zu verleben und mit- 
einander über ihre Probleme im Lichte des Evangeliums zu sprechen. Die Bibelrüstzeiten 
fordern von ihren Leitern größten Einsatz ihrer physischen und geistigen Kräfte. Es soll 
ihnen bei dieser Gelegenheit einmal von Herzen gedankt werden für ihren treuen und hin- 
gebungsvollen Dienst. 

2.3.2.1.2 Die stetige Arbeit in den Gemeinden. Was in den Bibelrüstzeiten begonnen wird, 
muß in der stetigen Arbeit in den Gemeinden fortgesetzt werden. Es kann berichtet werden, 
daß sich fast in allen Gemeinden unserer Landeskirche Jugendliche regelmäßig versammeln. 
Besonders lebendig sind diese Kreise meist dort, wo Jugendliche angeleitet werden, ihre Zu- 
sammenkünfte selbst zu planen und zu gestalten. Man sollte ihnen dazu viel mehr Gelegen- 
heit geben. 

2.3.2.2 Daß die Glieder der Jungen Gemeinde nicht immer gleich Zugang zu den Gottes- 
diensten der Gemeinde finden, wird als Not empfunden, sollte aber die Gemeinde heraus- 
fordern, die Formen ihrer Gottesdienste, besonders die Weise der Predigt zu überprüfen und 
Jugendlichen mehr Möglichkeiten zu geben, die Gottesdienste selbst mit zu gestalten. In 
zunehmendem Maße fragen junge Menschen auch nach dem Heiligen Abendmahl. Sie wün- 
schen sich allerdings Formen von Abendmahlsfeiern, die noch mehr dem Charakter eines 
Gemeinschaftsmahles Rechnung tragen. Wir werden uns darüber Gedanken machen müssen, 
wie diesem Verlangen Rechnung getragen werden kann. 

2.3.2.3 Besonderes Augenmerk wird auch darauf gerichtet werden müssen, daß das Ge- 
spräch zwischen den Generationen in Gang kommt. Junge Menschen sind dazu bereit, wenn 
sie spüren, daß sie ernstgenommen werden und daß man auf ihre Fragen eingeht. Viele Ju- 
gendliche sind brennend interessiert an den Fragen nach der Zukunft der Kirche. Es wird 
ihr guttun, wenn sich die Gemeinde von ihren jungen Gliedern in Frage stellen läßt und die 
Jugendlichen nach ihren Vorstellungen vom Wege der Kirche auch selbst fragt. 

2.4.1 Im letzten Tätigkeitsbericht mußten wir von 25 jungen Menschen berichten, deren 
Bewerbungen um Aufnahme in die Erweiterte Oberschule trotz ausgezeichneter Leistungen 
und meist überdurchschnittlicher gesellschaftlicher Mitarbeit abgelehnt worden waren. Es 
handelte sich um Schüler aus christlichen Elternhäusern, denen aus Gewissensgründen eine 
Mitgliedschaft in den staatlichen Jugendorganisationen um deren erklärter weltanschaulicher 
Bindung im Sinn des Marxismus-Leninismus willen nicht möglich war. 
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Wir haben die Beschwerden des Vorjahres geprüft und konnten feststellen, daß einige 
Eltern durch intensive Bemühungen die Ablehnung rückgängig machen oder über den Weg 
einer praktischen Berufsausbildung eine befriedigende Lösung finden konnten. Dafür sind 
wir dankbar. In einigen Fällen jedoch blieben die Wege der Weiterbildung gemäß Begabung 
und Neigung leider verstellt. 

2.4.2 Bedauerlicherweise haben — soweit uns bekannt wurde — wiederum acht junge 
Christen trotz bester Leistungen und trotz eindrucksvoller gesellschaftlicher Tätigkeit als 
Antwort auf ihre Bewerbungen eine Ablehnung erhalten. 

2.4.3 Auch hier ist uns — wie in anderen Fällen — die Berechtigung, das Anliegen der 
Betroffenen mit zu vertreten, bestritten worden. Wir können das nur bedauern, denn es 
geht uns dabei in erster Linie darum, an der Überwindung von Spannungen mitzuwirken. 


b) Kirchentagsarbeit 


Zu den bemerkenswerten Erscheinungen im kirchlichen Leben der DDR gehört 
die Kirchentagsarbeit. Dazu heißt es in dem Bericht einer westdeutschen Wo- 
chenzeitung, dessen sachliche Mitteilungen und Feststellungen mit den Berich- 
ten aus der DDR übereinstimmen: 


NEUE SACHLICHKEIT 


Bilanz der Kirchentage in der DDR 
(Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt Nr. 46 vom 15. November 1970, S. 11) 


Vier Kirchentagstreffen fanden 1970 in der DDR statt, im Frühjahr in Greifswald und Erfurt, 
im Herbst in Havelberg und Cottbus. Dabei wurde zum erstenmal der Versuch unternom- 
men, kirchliche Veranstaltungen zu koordinieren, über die landeskirchlichen Grenzen hin- 
weg. Allen vier Kirchentagstreffen gemeinsam war die Losung „Wie Gott mir, so ich dir“; 
alle vier Treffen begannen mit einer zweitägigen Delegiertenversammlung. Die Delegierten 
waren zuvor von Kirchenkreisen und Gemeinden nach bestimmten Richtlinien ausgewählt 
worden. Es sollten möglichst alle Altersstufen und Berufe, möglichst wenig Theologen und 
möglichst viele „Randsiedler“ vertreten sein. Die Delegierten berieten in drei bis vier Ar- 
beitskreisen und faßten ihre Begatungen in Arbeitspapieren zusammen, die dann beim an- 
schließenden offenen Teil des Treffens den Teilnehmern vorgetragen und mit ihnen disku- 
kutiert wurden. Den Abschluß bildeten in der Regel am Sonntagnachmittag Schlußver- 
sammlungen mit vorwiegend gottesdienstlichem Charakter. 

Das Auswahlprinzip funktionierte durchweg gut, die Beteiligung am Sonntag war sehr re- 
ge. So wurden in Erfurt 15000, in Cottbus rund 5000 Teilnehmer am Schlußtag gezählt. 
Das Durchschnittsalter lag in Cottbus bei 35 Jahren; schon in Erfurt war die große Zahl 
von „Langhaarigen“ aufgefallen. 

Eigentümlich ist, daß Ost und West unabhängig voneinander die gleichen Erfahrungen ma- 
chen: hier wie dort das starke Bedürfnis nach Sachinformation, sachkundige Rückfragen, 
und das Interesse für Fragen des Glaubens, eng verbunden mit einem tiefen Mißtrauen ge- 
gen die Institution Kirche. Die Konsumenthaltung ist durch Engagement abgelöst worden, 
die Theologie ist wieder modern, wenn es Mittel und Wege gibt, an sie heranzukommen, 
ohne die Kirche in ihrer jetzigen Erscheinungsform voll akzeptieren zu müssen. So fiel bei 
den Veranstaltungen in der DDR vor allem die starke Beteiligung technischer Berufe auf, 
von Menschen also, die im Alltag ständig dem Sachzwang ausgesetzt sind und ganz offen- 
sichtlich nicht bereit, ihn zum alleinigen Maßstab für die Zukunft zu erheben. 

Neben dem starken Interesse für Probleme der Theologie und Kirche war der Drang zur 
Ökumene unverkennbar. Daß der katholische Weihbischof Theyssing am Kirchentagstref- 
fen in Havelberg teilnahm, bedeutete mehr als eine Geste; dort war auch eine Arbeitsgrup- 
pe gemeinsam von Protestanten und Katholiken vorbereitet worden. In der Aussprache 
wurde dezidiert gefordert, Schluß zu machen mit dem konfessionellen Denken, sich für 
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abwechselnde gemeinsame Gottesdienste einzusetzen und selbst in kleineren Orten Kom- 
munions- und Konfirmandenunterricht bis auf die Sakramentsunterweisung gemeinsam zu 
erteilen. Auch in Cottbus fiel die starke katholische Beteiligung auf. Hier bildete ein öku- 
menischer Wortgottesdienst am Sonntagvormittag einen sehr beachteten Höhepunkt. Da- 
gegen fiel die Beteiligung an allen Arbeitsgruppen, die entwicklungspolitische Aspekte zum 
Thema hatten, stark ab ... 


c) Statistik 


Im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR gibt es noch keine ausgebaute 
zentrale kirchliche Statistik. Doch sind im Sommer 1970 für einige Einzelgebiete 
Zahlenangaben bekanntgegeben worden. 

Insgesamt wird nach diesen Angaben mit rund 9875000 Mitgliedern der evan- 
gelischen Landeskirchen und 4670 aktiven Pfarrern bzw. Pastorinnen gerechnet. 


Die Ergebnisse der Volkszählung von 1964 waren: 


Wohnbevölkerung der DDR insgesamt 17003 633 
Nichtkonfessionsgebundene Personen 5416814 
Angehörige evangelischer Kirchen . 10091907 
Angehörige der römisch-katholischen Kirche 1375237 
Romfreie Katholiken (Alt-Katholiken) 5759 
Angehörige anderer christlicher Religionsgemeinschaften 

(Sekten) 107353 
Freireligiöse usw. 6563 


Die jetzige Zusammenstellung mit abgerundeten, zum Teil geschätzten Zahlen: 


Kirchen Gemeindeglieder Pfarrer 
Berlin-Brandenburg 1900000 830 
Kirchenprovinz Sachsen 2100000 1070 
Greifswald 450000 220 
Anhalt 275000 120 
Görlitz 200000 90 
Sachsen 3000000 1200 
Thüringen 1200000 750 
Mecklenburg 950000 390 
10075000 4670 

Außerdem sind die Zahlen folgender Freikirchen bekannt: 
Kirchen Gemeindeglieder Pfarrer 
Evangelisch-Methodistische 

Kirche 25000 42 
Bund Evangelisch-Freikirchlicher 

Gemeinden (Baptisten) 24593 ? 
Evangelische Brüder-Unität 3200 20 
Bund Freier Evangelischer 

Gemeinden 1215 14 
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Über die von den Landeskirchen und dem Kirchenbund bzw. der Diakonie un- 
terhaltenen Ausbildungsstätten liegen folgende Angaben vor: 


Theologische Ausbildungsstätten (Kirchliche Hochschulen): 


Evangelisches Sprachenkonvikt Berlin rund 90 Studierende 
Katechetisches Oberseminar Naumburg rund 90 Studierende 
Theologisches Seminar Leipzig rund 150 Studierende 


Landeskirchliche Predigerschulen: 


Predigerschule Paulinum in Ost-Berlin rund 40 Schüler 
Predigerschule Erfurt rund 30 Schüler 

Außerdem gibt es 14 kirchliche Seminare und Proseminare verschiedener 
Zweckbestimmung, u.a. zur vortheologischen Ausbildung, 13 katechetische und 
119 diakonische Ausbildungsstätten. 

Das diakonische Werk ‚Innere Mission und Hilfswerk der Evangelischen Kir- 
chen in der DDR“ hat seine letzte Statistik mit dem Stichtag vom 1. 1. 1969 
vorgelegt. Danach gibt es folgende Anstalten und Einrichtungen der Diakonie: 


59 Krankenhäuser und Heilstätten mit 7271 Betten 
97 Heime für geistig und körperlich Behinderte 
mit 5927 Betten Gesundheits- 
15 Heime für Mutter und Kind mit 615 Betten fürsorge 
115 Erholungsheime für Kinder und Erwachsene 
mit 3559 Betten 
612 Gemeindepflegestationen mit 807 Schwestern 
28 Kinder- und Erziehungsheime mit 655 Betten 
5 Schüler-, Studenten- und Lehrlingsheime mit 71 Betten Erziehungs- 
3 Wohnheime für Männer und Frauen mit 49 Betten fürsorge 
107 Internate der Ausbildungsstätten mit 2108 Betten 
323 Kindertagesstätten mit 17050 Plätzen 
326 Alters- und Siechenheime mit 11475 Betten 
2 Herbergen zur Heimat mit 70 Betten Wirtschafts- 
6 Übernachtungsheime mit 116 Betten fürsorge 
6 Hospize mit 399 Betten 
38 Diakonissenmutterhäuser und Schwestern- 
schaften mit insgesamt 5747 Schwester (einschließ- 
lich Feierabend- 
schwestern) 
6 Diakonenanstalten mit 1328 Diakonen (einschließ- 
lich Ruheständlern) 
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Die diakonische Mitarbeiterstatistik vom 1. 1. 1969 nennt folgende Zahlen: 


Schwestern und Diakone 4386 
Ärzte 331 
Pastoren 101 
Mittl. med. Personal 1517 
Erziehungspersonal 2097 
Wirtschafts- und Verwaltungspersonal 6569 

15001 


d) Kirchensteuerfrage 


Daß nicht nur die Kirchen in der Bundesrepublik, sondern erst recht in der DDR 
ihr Kirchensteuerproblem haben, kann niemanden überraschen. Dabei liegt für 
die DDR-Kirchen die Problematik im einzelnen natürlich vollständig anders als 
für die EKD und ihre Gliedkirchen. Die Besonderheit der Situation nötigt aber 
die Kirchen in der DDR dazu und erlaubt es ihnen, den Dingen sehr viel tiefer 
auf den Grund zu gehen. Der Bericht der Kirchenleitung der Kirchenprovinz 
Sachsen äußert sich dazu vor der schon des öfteren erwähnten Synodaltagung 

in Wernigerode am 6. November 1970 wie folgt: 


1.5. Die Kirchenleitung hat in Ausführung eines Auftrages der Synode der Kirchenpro- 
vinz einen Zentralen Arbeitskreis für Kirchensteuer gebildet, womit erstmalig der Versuch 
gemacht ist, ein nicht institutionell vorgegebenes nach Sachgesichtspunkten berufenes Gre- 
mium verantwortlich an den Kirchensteuern und den damit zusammenhängenden Aufgaben 
arbeiten zu lassen. Der erst seit einem halben Jahr arbeitende Zentrale Arbeitskreis hat in- 
zwischen einiges Wichtige für die Information getan und ist bemüht, solide Unterlagen aus 
den Gemeinde- und Kirchenkreisen für die weitere Planung zu erhalten. Er ist betroffen 
darüber, wie unterschiedlich die Kirchenkreise und Gemeinden bisher reagiert haben. Es 
ist namentlich seinen aus der Wirtschaft kommenden Mitgliedern unverständlich, wie eine 
Reihe von Kirchenkreisen trotz mehrmaliger Erinnerung sich in Schweigen hüllen, ohne 
daß dagegen etwas unternommen werden kann. Die Erarbeitung und Überprüfung neuer 
Grundsätze und Richtlinien steckt verständlicherweise noch ganz im Anfang. Der Ausschuß 
sieht noch nicht, wie eine arme Kirche sich von der Saulsrüstung ihrer überkommenen Orga- 
nisationsform befreien und den guten Kampf diasporafähig und kommunikationsfähig, aber 
nun doch auch institutionell geordnet bestehen kann. Die mit Fleiß, Phantasie und Sachkun- 
de begonnene Arbeit des Zentralen Arbeitskreises wird nur dann nicht umsonst sein, wenn 
ihr das Echo der Mitarbeit und der Kritik aus der Kirchenprovinz entgegenkommt. Die Kir- 
chenleitung bittet darum alle Synodalen, in ihrem Raum durch aktive Begleitung der Über- 
legungen und Maßnahmen aufweckend, informierend und kritisierend tätig zu sein und die 
Dringlichkeit der Sache, so peinlich und so ärgerlich sie für manchen Spiritualisten ist, vor 
Augen zu stellen für alle: daß die Frage nach christlicher Existenz in der Deutschen Demo- 
kratischen Republik die Frage nach dem Geld nicht ausklammern kann. Daß es in unserer 
Kirchenprovinz Gruppen gibt, die sehr ernsthafte und vorwärtsweisende Überlegungen — 
fernab aller gutgemeinten (oder auch bissig vorgebrachten) Dilettanismen — über die Auf- 
bringung der benötigten finanziellen Mittel anstellen, zeigt der in einem theologisch sehr 
aktiven Bruderkreis gehaltene und jetzt auch in unserem Amtsblatt veröffentliche Vortrag 
von Superintendent Martin Ziegler, Merseburg, über „Die Kirche und ihr Geld“. 


Dieser am 28. April 1970 gehaltene Vortrag verdient trotz der vielfältig anders- 
artigen Situation auch in der Bundesrepublik besondere Beachtung. 
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DIE KIRCHE UND IHR GELD 


Von Superintendent Martin Ziegler, Merseburg 
(„Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
Heft 9/1970 vom 15. September 1970, S. 66-71) 


I. Das Geld 


Wir tun uns in der Kirche schwer, unbefangen und sachlich vom Geld zu reden. Es wird 
weithin als peinlich empfunden und geschieht oft nervös, gehemmt und mit dem Unter- 
ton der Entschuldigung. Nach bewährtem Muster wird erst zur Fürbitte aufgerufen, aber 
jeder weiß, nach diesem geistlichen Mäntelchen kommt todsicher der Kern der Rede, die 
Bitte um Geld. Dieses Bemühen um ein geistliches Mäntelchen auf der einen Seite, wie die 
zynische Skepsis auf der anderen Seite, die den Aufruf zur Fürbitte überhaupt nicht mehr 
ernst nimmt, zeigen ebenso wie ein gewisses naßforsches Reden vom Geld, mit dem 
andere diese Peinlichkeiten zu überspielen suchen, nur die eine Tatsache an: Wir haben 
ein ungeklärtes, gebrochenes Verhältnis zum Geld und daraus erwächst die weithin fest- 
stellbare Befangenheit. Es würde gewiß als ganz und gar unangemessen empfunden werden, 
wollten wir etwa beten „Unser tägliches Geld gibt uns heute“. Zugegeben, solche Formu- 
lierung träfe nicht alles, was Luther in der Erklärung zur 4. Bitte aufzuzählen weiß. Aber 
die „Lebensmittel“, um die es in der 4. Bitte geht, wären mit solcher Formulierung in ei- 
ner für uns durchaus angemessenen und konkreten Weise bezeichnet. Denn das Geld ist 
für uns heute der Inbegriff der Mittel, die wir zur Fristung und Gestaltung unseres Lebens 
brauchen. Es ist laut Definition die „adresselose Anweisung auf die Entnahme wirtschaft- 
licher Güter aus dem Sozialprodukt“ (Ev. Soziallexikon, Sp. 445). Wir leben von dem 
Recht, aus dem Sozialprodukt, diesem Ergebnis gemeinsamen Fleißes und gemeinsamer 
Arbeit innerhalb größerer wirtschaftlich-gesellschaftlicher Verflechtungen, die Güter nach 
Wahl zu entnehmen, die wir zur Erhaltung und zur Gestaltung unseres Lebens brauchen 
und begehren. Das Geld ist das Mittel, diese Güter zu erlangen, und zugleich Ausdruck 
dafür, daß uns diese Güter nicht direkt zukommen, sondern nur über ein kompliziertes 
System wirtschaftlichen Zusammenwirkens. Zur Bestimmung unseres Verhältnisses zum 
Geld bedarf es deshalb doppelter Klärung: 

1. Wir müssen uns neu klar werden über die Bewertung der Güter dieser Erde. Können 
wir sie dankbar erkennen als gute Gaben Gottes, dann kann auch das Geld als das Mittel, 
zu diesen Gaben zu gelangen, keine andere Bewertung erfahren. Es ist eine gute Gabe Got- 
tes. Es ist zugleich Ausdruck von Fleiß, Können und Erfolg. Für das alles kann man dan- 
ken. Aus solcher Haltung heraus wäre auch mit dem Geld frei, unbefangen und unvorein- 
genommen umzugehen. Wo in der Bibel der Bereich des Geldes überhaupt berührt wird, 
geschieht das auch in dieser Weise. In großer Unbefangenheit reden viele Gleichnisse vom 
Gebrauch der irdischen Güter und des Geldes. Man wird dem Gesamturteil von Hans 
Thimme zustimmen müssen: „Das Geld ist in biblischer Sicht ebensowenig böse wie ir- 
gendein anderes weltliches Ding, und die Wertung des Geldes entspricht ziemlich genau 
der Wertung, welche die Welt überhaupt in der Bibel findet‘ (Ev. Soziallexikon, Sp. 451). 
Ein unfreies, befangenes Verhältnis zum Geld weist deshalb auch hin auf ein ungeklärtes, 
gebrochenes Verhältnis zu den weltlichen Dingen und auf eine tiefe Unsicherheit in bezug 
auf die Fragen, die heute im Bereich des 1. Artikels neu zu beantworten wären. 

2. Neben selbstverständlicher, unbefangener Anerkennung der irdischen Güter und des 
Geldes stehen in der Schrift eindrückliche Warnungen. Sie haben die gängige christliche Hal- 
tung und Bewertung der irdischen Güter offensichtlich stärker bestimmt als die positiven 
Beurteilungen. Doch richten sich die Warnungen nie gegen Geld und Güter selbst, sondern 
gegen ihren Mißbrauch und gegen eine falsche Einschätzung. Die Gefahr des Mammon- 
dienstes droht bei jedem Umgang mit den weltlichen Dingen. Wir können ihnen hörig 
werden, in ihnen falsche Sicherheit suchen, sie zum Wertmaßstab aller Dinge und auch 
des Menschen machen. Wir können sie zum Bösen gebrauchen. An dieser Stelle ist in be- 
zug auf das Geld heute die zweite Klärung notwendig. Das Geld ist Ausdrucksform wirt- 
schaftlichen Zusammenwirkens. Es ist Träger allgemeiner wirtschaftlicher Verfügungsmacht. 
Wir müssen uns darüber klar werden, wie das wirtschaftliche Zusammenwirken dieses kom- 


345 


plizierte, für den einzelnen undurchschaubare Wirtschaftssystem, zu beurteilen ist, von des- 
sen Ergebnissen wir leben und dessen Ausdrucksform das Geld ist. Ist uns aufgegangen, 

daß es für uns heute ohne ein umfassendes kompliziertes System wirtschaftlichen Zusam- 
menwirkens keine Lebensmöglichkeit mehr gibt, dann kann auch das Geld von dieser Seite 

her nicht mehr verdächtigt werden. Neben spiritualisierenden Tendenzen spielen wahrschein- 
lich bei der negativen ethischen Bewertung des Geldes längst überholte, aber unbewußt im- 
mer noch mitgeschleppte naturalwirtschaftliche Vorstellungen eine Rolle. Doch erwächst 
das Mißtrauen und Unbehagen gegenüber dem Geld wahrscheinlich weniger aus solchen 
Vorstellungen als vielmehr aus der Tatsache, daß Geld Träger allgemeiner Verfügungsmacht 
ist. Das macht es begehrenswert und verführt dazu, in ihm den Inbegriff alles Wünschbaren 
zu sehen. Von hier aus wird verständlich, warum dem Geldbegehren und dem Geldgebaren 
der Kirche so viel Mißtrauen und Ablehnung entgegengebracht wird. Wenn die Kirche Geld 
begehrt, erscheint sie vielen der Gier nach Geld unterworfen, die alle Welt beherrscht. Das 
jedoch erscheint der Sache der Kirche nicht angemessen. Aus solchen Auffassungen spricht 
einerseits ein schwärmerisches spiritualisiertes Kirchenverständnis. Dahinter versteckt sich 
auch gern der eigene Geiz. Andererseits kann es jedoch auch Ausdruck der Sehnsucht nach 
einer reinen, selbstlosen Kirche sein. Wenn die Kirche Geld begehrt, erscheint sie vielen be- 
herrscht von dem Streben nach Macht. Denn Geld stellt Verfügungsmacht dar. Eine macht- - 
ausübende Kirche aber ist verdächtig. Notwendig ist eine Klärung in der Bewertung und Be- 
urteilung der Macht. Eine Kirche, die Geld begehrt, begehrt allgemeine, nicht festgelegte 
Verfügungsmacht. Die Unkenntnis über die Verwendung des Geldes in der Kirche, die ne- 
bulosen Vorstellungen über die Aufgaben der Kirche und ihren Umfang bilden einen frucht- 
baren Boden für Unbehagen, Mißtrauen und Ablehnung des Gedankens, Kirche und Geld 
frei und unbefangen zusammenzusehen. 

Diese Überlegungen führen zu einem ersten Ergebnis: Die Kirche kann ihr Finanzproblem 
nicht lösen nur durch Einführung verbesserter Methoden. Sie muß ihre Praxis begründen. 
Dies ist nicht möglich ohne eine geklärte und begründete Haltung gegenüber dem Geld. 

Die Gemeinden leiden an einem ungeklärten und gebrochenen Verhältnis zur Welt und 

zu den irdischen Gütern. Die daraus erwachsenden Fragen und unterschwelligen Einstel- 
lungen zu erfassen und ins Bewußtsein zu heben, ist der erste Schritt, den Gemeinden zu 
einem neuen Verhältnis zu den Gütern und damit auch zum Geld zu verhelfen und sie zu 
befähigen, unbefangen, frei und sachlich über Kirche und Geld zu denken und zu urteilen. 
Erst aus neuem Urteil wächst die Bereitschaft, neu zu handeln und unter Umständen auch 
mehr zu zahlen. 


II. Der Glaube und das Geld 


Haben wir uns auf der Suche nach Ansatzpunkten zur Begründung unseres Umgangs mit 
dem Geld bisher im Bereich des ersten Artikels bewegt, so wenden wir uns in diesem Ab- 
schnitt dem Bereich des dritten Artikels zu und fragen zunächst nach dem Zusammenhang 
von Geld und Glauben. Der Glaube stellt unter die Herrschaft Christi. Von dieser Herrschaft 
ist nichts ausgenommen. Unter der Herrschaft Christi versteht der Glaubende alle ihm zu- 
teilwerdenden Güter, auch das Geld, als Gaben und Geschenke Gottes. Die Dankbarkeit 
bestimmt deshalb seinen Umfang mit den Gütern. Unter der Herrschaft Christi erkennt er 
in diesen Gaben die Mittel, an denen er seine Treue und Verantwortung bewähren kann. 
Er weiß, daß er Verwalter anvertrauter Güter ist, über deren Verwendung er Rechenschaft 
zu geben hat (Luk. 16,1ff.). Er weiß um ihre Bestimmung: Sie sind Mittel zum Dienst. Die 
Bindung an Christus verpflichtet zu Treue und Sorgfalt, zu überlegter Einteilung und ver- 
antwortbarem Gebrauch. Durch die Bindung an Christus gewinnt er Freiheit und Distanz, 
die ihn vor der Hörigkeit gegenüber dem Geld und den Gütern bewahren. Es ist die Hal- 
tung, die Paulus im 1. Kor. 7 beschreibt: „Die kaufen, sollen sein als besäßen sie nicht, 
und die diese Welt gebrauchen, als brauchten sie sie nicht“ (Vers 30f.). Auch in bezug 
auf die Güter gilt: „Alles ist euer, ihr aber seid Christi“ (1. Kor. 3,23). Der Glaube hat 
eine Außenseite. Er bewährt sich und wird sichtbar auch in der Haltung gegenüber den 
Gütern und im Umgang mit dem Geld. So kann umgekehrt von daher geschlossen werden 
auf Maß und Gesundheit des Glaubens. Unordnung, Unfreiheit und Unlauterkeit im Um- 
gang mit dem Geld deuten hin auf Schaden im Glauben. 
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Das alles sind wahrscheinlich keine neuen Erkenntnisse. Deshalb mögen diese Andeutun- 
gen ohne nähere Begründung genügen. Wir haben hier zu fragen, welche Folgerungen sich 
aus diesem Zusammenhang zwischen Geld und Glauben für das Handeln der Kirche erge- 
ben. Wenn Geld und Glaube in einem inneren Zusammenhang stehen, dann deutet die Fi- 
nanzmisere der Kirche zuerst auf einen inneren Schaden hin. Wenn es in der Gemeinde 
Christi mit dem Geld nicht stimmt, dann stimmt es eben auch mit ihrem Glauben als der 
Anerkennung der Herrschaft Christi nicht. Unsere Finanzmisere hat ihren tiefsten Grund 
in der inneren Verwahrlosung und Aushöhlung unserer Gemeinden. Wenn wir noch so 
viele andere Faktoren anzuführen vermögen und mit gutem Recht darauf hinweisen kön- 
nen, daß sich in der gegenwärtigen Finanznot die staatskirchliche Situation der Vergangen- 
heit auswirkt, die es den Gemeinden bis 1945 ersparte, sich um ihre Finanzen zu bemühen, 
dieses Grundübel läßt sich nicht vertuschen. Solche Einsicht bestimmt die Heilmittel und 
zeigt die Grenze an, die allen methodischen Bemühungen um eine Gesundung unseres Fi- 
nanzwesens und um Erhöhung der Einnahmen auf den herkömmlichen Wegen gesetzt sind. 

Mit diesen Feststellungen will ich allerdings nicht behaupten, daß die Kirche nichts wei- 
ter zu tun hätte, als zu verkündigen und zum Glauben zu rufen, und daß sie alles andere, 
auch die Sorge um die für ihren Dienst notwendigen Geldmittel, der Selbstregulierung über- 
lassen könnte. Die Finanzmisere hat noch einen anderen Grund. Wir haben es sträflich ver- 
säumt, den Gemeinden Anleitung zur Verwirklichung des Glaubens zu geben, auch auf dem 
Gebiet des Umgangs mit dem Geld und den Gütern. Der Glaubende bedarf als der simul 
justus et peccator der Anleitung, der Mahnung und der Warnung. Der klassische Beleg da- 
für ist das 8. und 9. Kapitel des 2. Korintherbriefes. Hier erwächst uns eine enorme päd- 
agogische und seelsorgerliche Aufgabe in den Gemeinden. Der Zusammenhang zwischen 
Geld und Glaube ist bewußt zu machen. Das Geld als Mittel der Bewährung, der Bereich 
der irdischen Güter als Feld der Heiligung ist neu zu lehren. Dazu ist praktische Anleitung 
zu geben. Zu solcher praktischen Anleitung gehört u.a., daß Maßstäbe gesetzt werden für 
die Höhe der Summe, mit der der einzelne zum Dienst der Gemeinde beitragen sollte. Die 
Chance auf diesem Gebiet, sich selbst zu überwinden, Wahrhaftigkeit und Lauterkeit zu 
üben, ist den Gemeinden neu darzustellen. Sie sind davon zu überführen, daß Unlauterkeit 
auf diesem Gebiet innere Gebundenheit und Unfreiheit anzeigt. Das alles ist zu verstehen 
und zu praktizieren als ein Bemühen um Wachstum zum Vollmaß des Glaubens. Nur in 
diesem Zusammenhang hat die Bitte um höhere Abgaben für die Kirche ihre Berechtigung 
und auch Aussicht auf Erfolg. Bei der Beratung über die Möglichkeiten der Einnahmeerhö- 
hung können wir die entscheidende Frage nicht außer acht lassen, wieviel Menschen in un- 
seren Gemeinden denn nun wirklich zu finden sind, die sich auf diese Weise anreden las- 
sen. Ohne Berücksichtigung dieser Frage bewegen wir uns schnell in Illusionen oder im Be- 
reich des vom Glauben her nicht mehr Legitimen. 

An diesem Punkt stellt sich auch die Frage nach der Berechtigung von Zwangsmaßnah- 
men. Wir können die Aussage des Paulus nicht überhören: „Ein jeglicher nach dem Willen 
seines Herzens, nicht mit Unwillen oder aus Zwang“ (2. Kor. 8,7). Doch wir brauchen uns 
nicht auf einzelne biblische Belegstellen zu berufen. Glaube ist nicht zu erzwingen. Dank- 
barkeit ist nicht zu erzwingen. Wenn aber beides in engstem Zusammenhang steht mit dem 
Geld und seiner Verwendung und Hergabe für den kirchlichen Dienst, dann ist Zwang zur 
Beitreibung von Geld für die Kirche ausgeschlossen. Das gilt nicht nur in bezug auf die An- 
wendung staatlicher Zwangsmittel. Auch die Anwendung von Kirchenzuchtmitteln, wie 
der Verweigerung von Amtshandlungen wegen Nichtentrichtung der kirchlichen Abgaben, 
ist unter diesem Gesichtspunkt ein zutiefst fragwürdiges Mittel, das eine Flut von Mißver- 
ständnissen heraufbeschwört und im Grunde nur zerstört. Man kann vielleicht mit einigem 
Recht eine Amtshandlung versagen, weil die Glaubensvoraussetzungen nicht gegeben er- 
scheinen, man kann auch mit gutem Grunde aus der Nichtentrichtung der kirchlichen Ab- 
gaben in den meisten Fällen darauf schließen, daß das Verhältnis zur Gemeinde gestört ist 
und in Glaubensfragen Gleichgültigkeit herrscht. Aber Kirchenzucht, die ja zur Umkehr 
bringen soll, muß da ansetzen, wo der wirkliche Schade liegt. Wenn man sein Christsein 
durch Amtshandlungen bestätigt kriegt, obwohl man jahrelang keine Gemeindeveranstal- 
tung besucht und sich mit keinem Gedanken um die Botschaft der Kirche gekümmert hat, 
einem aber Amtshandlungen versagt werden, sobald man zwei Jahre lang keine Kirchen- 
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steuern gezahlt hat, dann kann solch eine Erfahrung nur das Urteil provozieren: „Der Kir- 
che geht es nicht um den Glauben, sondern nur um das Geld. Sie schließt nur den säumi- 
gen Zahler aus, nicht aber den Gleichgültigen.‘“ Diese praktischen Erwägungen unterstrei- 
chen nur, was die theologischen Überlegungen ergaben: Jegliche Art von Zwang zur Bei- 
treibung des Geldes für den kirchlichen Dienst ist nicht zu rechtfertigen. Die Kirche hat 
nur ein legitimes Mittel: die Schärfung der Gewissen, die Überzeugung. Sie kann darüber 
hinaus höchstens noch eine Grenze bezeichnen, an der man sich durch die Weigerung, die 
finanziellen Lasten der Kirche in einem zumutbaren Maße mitzutragen selber von der Ge- 
meinde trennt. 

Der innere Zusammenhang zwischen Geld und Glaube wirft aber noch ein weiteres Pro- 
blem auf. Es läßt sich wohl sagen, daß gesunder Glaube sich im rechten Umgang mit dem 
Geld äußert. Es läßt sich aber daraus, daß die kirchlichen Abgaben ordentlich und in voller 
Höhe bezahlt werden, nicht ohne weiteres schließen, daß im Glauben alles in Ordnung sei. 
Das Geldgeben kann die einfachste und bequemste Methode sein, sich der Glaubensver- 
pflichtung und dem Gehorsam Christi zu entziehen. Die Kirche darf sich deshalb durchaus 
nicht beruhigen, wenn die Zahlungen stimmen, diese Zahlungen aber nicht begleitet sind 
von persönlichem Einsatz und Opfer, von persönlichem Bemühen um Verständnis und im- 
mer neue Verwirklichung der christlichen Botschaft. Hier hätten wir uns auf das Paulus- 
wort zu besinnen, das gewöhnlich nur dann zitiert wird, wenn die renitenten Zahler ange- 
redet werden: „Wir suchen nicht das Eure, sondern euch.‘‘ Gegenüber den Zahlungsbumm- 
lern ist es ein frommes Mäntelchen, in bezug auf die ordentlichen Zahler erinnert es die 
Kirche an ihre Verpflichtung. Ich will damit nicht sagen, daß man bei jeder Zahlung nach 
dem Motiv forschen müßte und nur Geld annehmen dürfe, das aus eindeutigen echten 
Glaubensmotiven gegeben wird. Wir können uns so nicht zu Richtern des Glaubens ma- 
chen. Weil wir aber zuerst nach den Menschen und nicht nach ihrem Geld zu fragen haben, 
können wir uns allerdings auch nicht darauf einlassen, die Geldzahlung als hinreichenden 

‚ Grund für die Gewährung aller Amtshandlungen anzusehen, so daß der, der zahlt, damit 
allein schon das Recht hätte, kirchliche Handlungen oder die Übertragung kirchlicher Äm- 
ter, wie z.B. das Patenamt, zu fordern. 

Aus dem allen eıgibt sich: Die Kirche, die ihre Finanzordnungen und ihre finanziellen 
Praktiken nicht ständig in diesem unlöslichen Zusammenhang mit dem Glauben sieht und 
sie nicht ständig von dort her überprüft, untergräbt ihre eigenen Fundamente. In der Kir- 
che kann die Endsumme nicht letzter Maßstab für die Beurteilung des Finanzwesens sein. 
Solche Feststellung ist kein Freibrief für Schluderei, Sorglosigkeit und schon gar nicht 
für ein überholtes, altmodisches und unökonomisches Geschäftsgebaren in der Kirche. Sie 
soll aber daran erinnern, daß das Finanzwesen dienenden Charakter behalten muß und der 
Glaubwürdigkeit der Botschaft und des Handelns der Kirche nicht schaden darf. 


III. Die Kirche und ihr Geld 


Daß die Kirche Geld braucht und sich mit Geld abzugeben hat, dessen braucht sie sich nicht 
zu schämen. Dafür hat sie sich auch nicht zu entschuldigen. Wenn derlei Anwandlungen in- 
nerhalb und außerhalb der Kirche sich immer wieder bemerkbar machen, so beruht das auf 
dem bereits dargelegten, ungeklärten, unfreien und gebrochenen Verhältnis zu den Dingen 
dieser Welt. Die Kirche kann mit gutem Gewissen „ihr Geld‘‘ haben und „ihr Geld‘ benut- 
zen. Sie muß es um ihres Auftrages willen. Sie muß es auch um der Verpflichtungen willen, 
die sie nun einmal aus ihrer Geschichte übernommen hat und nicht von heute auf morgen 
abwerfen kann. Sie hat die Freiheit, die Ausrichtung ihres Auftrages nach bester Einsicht 
und den wechselnden Situationen entsprechend zu ordnen. Wenn es die Gegebenheiten er- 
fordern und zweckmäßig erscheinen lassen, dafür Dauereinrichtungen zu schaffen und Men- 
schen mit ihrer ganzen Zeit und ganzen Kraft in den Dienst zu stellen, so hat sie dazu Frei- 
heit und Recht. Sie übernimmt damit aber auch die Verantwortung für diese Dauereinrich- 
tungen und für die Menschen, die in ihr arbeiten. Auch in der Kirche ist „ein Arbeiter seiner 
Speise wert“ (Mt. 10/10b). Dem ist nicht zu entgegnen mit dem anderen Wort aus derselben 
Aussendungsrede: „Umsonst habt Ihr es empfangen, umsonst gebt es auch“ (V. 8b). Die 
Kirche treibt keinen Handel mit dem Evangelium, wenn sie ihre Glieder verpflichtet, auch 
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mit ihrem Geld zur Ausrichtung der Botschaft beizutragen. Das Evangelium wird frei ver- 
‚kündet. Wer sich ihm aber öffnet, wird mit unter den Auftrag gestellt, es weiterzutragen. 
Gerade damit es in Freiheit und Unabhängigkeit weitergetragen werden kann, sind alle Glie- 
der der Kirche verpflichtet, einen Teil ihres Gutes in den Dienst dieser Aufgabe zu stellen. 
Daß die Kirche also „ihr Geld“ haben darf, steht nicht zur Debatte. Die Frage ist nur, wie 
die Kirche zu ihrem Geld kommt und wie und wozu sie es nutzt. 

Der entscheidende Faktor im kirchlichen Finanzwesen sind heute im Unterschied zu frü- 
heren Jahrhunderten die geordneten und freien Abgaben der Kirchenglieder. Im Mittelpunkt 
der Auseinandersetzungen steht die Kirchensteuer. Was sie verdächtig macht, läßt sich ohne 
Mühe allein an der Definition des Begriffes der Steuern ablesen. „Steuern sind Abgaben, die 
der Staat und andere öffentlich-rechtliche Körperschaften zwangsweise in einseitig bestimm- 
ter Weise und Höhe ohne Gegenleistungen im Einzelfall zur Deckung ihres Finanzbedarfs 
erheben.‘ Die Punkte der Kritik sind in dieser Definition zum größten Teil enthalten. Wer 
der Kritik begegnen und bessern will, muß die Punkte der Kritik zunächst einmal erfassen 
und prüfen. 

a) Durch die Kirchensteuern erscheint die Kirche für sehr viele immer noch auf dersel- 
ben Ebene und im selben Licht wie der Staat. Wir können zwar die Hilfe des Staates bei 
der Kirchensteuereinziehung nicht mehr in Anspruch nehmen. Aber der Abhängigkeit vom 
Staat sind wir durch unser kirchliches Einzugsverfahren noch lange nicht entronnen. Die 
Grundlage unserer Kirchensteuerbemessung ist nach wie vor das staatliche Steuersystem 
mit all seinen Schattenseiten, dem Bruttoprinzip, das für das Gros der Bürger stets unver- 
ständlich ist, der komplizierten Unüberschaubarkeit des Progressivsteuersystems, dem Feh- 
len eines einleuchtenden einfachen Schlüssels oder Richtsatzes usw. Wie sehr wir nach wie 
vor im Bewußtsein der Leute abhängig vom staatlichen Steuersystem erscheinen, zeigen 
auch die zermürbenden Diskussionen mit den Rentnern über das Kirchgeld. Das Kirchgeld 
ist eine Schutzmaßnahme der Kirche, mit der sie sich gegen die Schwankungen des staat- 
lichen Steuersystems zu wehren sucht und die es ihr ermöglichen soll, alle ihre Glieder zu 
einer Abgabe für ihren Dienst heranzuziehen. Doch wer soll das begreifen, wenn im übrigen 
diese Abgabe ganz im Schatten der Staatssteuern erscheint? Auch daß wir weiterhin abhän- 
gig sind von der staatlichen Genehmigung zur Erhebung von Steuern und über deren Höhe, 
sollten wir nicht übersehen. Allerdings ist auch das Recht zur Sammlung freier Abgaben 
nicht einfach selbstverständlich, sondern von gesellschaftlichen und staatlichen Ordnungen 
abhängig. 

b) Kritik entzündet sich weiter am Zwangscharakter der Kirchensteuer. Dieser Zwangs- 
charakter ist nun allerdings bei unserer Kirchensteuer weitgehend aufgehoben. Es besteht 
jederzeit die Möglichkeit des Kirchenaustrittes. Der Erlaß Nr. 2/1956 des Ministeriums 
der Justiz unterbindet die zwangsweise Beitreibung der Kirchensteuer und nimmt ihr da- 
mit eigentlich den Charakter einer Steuer. Der Kirche bleibt durch diesen Erlaß eine große 
Versuchung erspart. Ganz allerdings ist der Zwangscharakter nicht aufgehoben. Die Nicht- 
entrichtung der Kirchensteuer hat innerkirchliche Folgen für die Kirchengliedschaft, und 
die Höhe der Abgabe wird festgesetzt und steht nicht im Ermessen des einzelnen. 

c) Damit ist ein dritter Kritikpunkt genannt: Die Kirchensteuer wird in einseitig bestimm- 
ter Weise und Höhe erhoben. Man kann natürlich gegen diese Kritik schnell darauf hinwei- 
sen, daß die Festsetzung der Weise und Höhe durch die ordentlich gewählten kirchlichen 
Gremien bestimmt wird und darum der Vorwurf einseitiger Festsetzung nicht zutrifft. 
Aber wen überzeugt das in der Praxis? Der Anstoß an der bürokratischen Verfahrenswei- 
se, am Fehlen ausreichender Information über die Verwendung des Geldes, der Anstoß dar- 
an, keine Möglichkeit zu haben, auf die Zweckbestimmung direkt Einfluß zu nehmen und 
bei der Festsetzung der Abgabenhöhe aus eigener Verantwortung und Überzeugung mit- 
zusprechen, bleibt. Daß die Verantwortlichkeit der Gemeinden und der Gemeindeglieder 
dadurch nicht gefördert, sondern gehemmt wird, kann nicht bestritten werden. 

d) Auch daß die Kirchensteuer eine Abgabe „ohne Gegenleistung im Einzelfall‘ ist, muß 
unter den Kritikpunkten noch bedacht werden. Den rechnenden Bürger stört es immer, 
wenn er Geld geben soll, ohne konkrete Gegenleistung zu sehen. Darum ist er gegen Steu- 
ern und auch gegen Kirchensteuern zunächst einmal voreingenommen. Es ist allerdings ein 
gefährlicher Weg, seiner Voreingenommenheit damit begegnen zu wollen, daß man ihm Ge- 
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genleistungen möglichst konkret aufzuzählen versucht. Vor allem ist das für die Kirche ein 
sehr gefährlicher Weg. Sie ist nun mal kein Handelsunternehmen. Aber sie verführt ihre 
eigenen Glieder dazu, sie so zu verstehen, wenn sie ihnen die geforderten Abgaben 
durch Angebot oder Versagung von Amtshandlungen oder durch die Hervorhebung 
einzelner diakonischer und kultureller Leistungen schmackhaft zu machen sucht. Der 
Kritik an diesem Punkt ist nur zu begegnen durch die Weckung und Förderung eines 
besseren Verständnisses vom Auftrag der Kirche und jedes Kirchengliedes. Wohin wir 
uns wenden, wir landen immer wieder am selben Punkt. Finanzreform heißt Gemein- 
dereform! 

Dem Vorwurf, das Kirchensteuersystem und der bequeme Eingang der Gelder verführe 
zu Glauben und Vertrauen gefährdender Sicherheit und zu sorglosem Umgang mit dem Geld, 
brauchen wir wohl nicht im einzelnen nachzugehen. Bei uns geht weder das Geld bequem 
ein, noch vermittelt uns das Kirchensteuersystem gerade ein Gefühl der Sicherheit. 

Zur gerechten Beurteilung der Kirchensteuern sind nun jedoch nicht nur die kritischen, 
sondern auch ihre positiven Seiten zu sehen. Denn das Kirchensteuersystem hat positive 
Seiten. 

a) Es gibt Maßstäbe. Daß die Glaubenden Maßstäbe für ihren Umgang mit dem Geld und 
auch für die Abgaben zum kirchlichen Dienst brauchen und daß solche Maßstäbe gerecht- 
fertigt sind, wurde schon ausgeführt. Ohne solche Maßstäbe kommt keine Gemeinschaft 
aus, auch keine Freiwilligkeitskirche. Ohne solche Maßstäbe ist der einzelne wegen seines 
ungenügenden Einblicks in die Gesamtaufgaben der Kirche hilflos. 

b) Duıch das System der progressiven Staffelung genügt das Kirchensteuersystem dem 
allgemein anerkannten Grundsatz der Gerechtigkeit und Gleichheit. Es zieht alle heran, 
und es zieht alle im Maße ihres Leistungsvermögens heran. Es mag darüber zu streiten sein, 
ob unsere augenblickliche Kirchensteuertabelle gut ist, ob nicht das Bruttoprinzip vom Netto- 
prinzip abgelöst werden sollte. 

Aber das gestaffelte progressive Maßstabsystem ist auf jeden Fall besser als etwa die aus 
den Zeiten der Naturalwirtschaft stammende Richtschnur des Zehnten. Die einfache 
Richtschnur des Zehnten nimmt in ihrer Undifferenziertheit keine Rücksicht auf die un- 
terschiedliche Belastung, und ist darum zwar ein unkomplizierter, aber durchaus nicht an- 
gemessener und für eine große Gemeinschaft heute brauchbarer Maßstab. 

c) Die Kirchensteuer sichert durch ihren allgemeinen Charakter ein hohes Maß an Unab- 
hängigkeit und Freiheit für die Verkündigung. Wer sich etwas genauer mit dem bei uns 
heute so häufig propagierten Freiwilligkeitsprinzip mancher Kirchen der USA befaßt, lernt 
diese Seiten der Kirchensteuer neu schätzen. Das Freiwilligkeitsprinzip enthält ständig in 
sich die Gefahr einer verhängnisvoll direkten Abhängigkeit von den Geldgebern, besonders 
von den einflußreichen in der Gemeinde. Es stellt die kirchliche Arbeit nur zu oft unter 
den durchaus nicht nur heilsamen Druck, Geld zu machen. Bei allen Schattenseiten ermög- 
licht das geordnete, feste Abgabensystem der Kirche, ihren Dienst in großer Freiheit zu 
gestalten und gerade auch, ihren Dienst über die Grenzen ihrer Mitglieder hinaus auszu- 
dehnen. 

Wir sind mit diesen Bemerkungen bereits eingetreten in die Erörterung der Alternative 
Kirchensteuern, besser geordnete feste Abgaben oder freie Abgaben. Hinter der Debatte 
über diese Alternative steht natürlich ein unterschiedliches Kirchenverständnis: Volkskir- 
che — Freiwilligkeitskirche. Die Debatte wird erschwert durch unsere Übergangssituation. 
Wir sind nicht mehr ganz Volkskirche, wir sind aber auch noch nicht richtig Freiwilligkeits- 


kirche. Darum paßt diese einfache Alternative in der Praxis nirgends recht. Außerdem klingt 


es in den Diskussionen manchmal so, als könne die Freiwilligkeitskirche gleichgesetzt wer- 
den mit der reinen Kirche der Glaubenden. Das ist eine die sachliche Beurteilung erschwe- 
rende Illusion. Denn unter der einschränkenden Voraussetzung, daß wir Freiwilligkeitskir- 
chen kaum aus der Anschauung, sondern nur aus Berichten kennen, ist festzustellen: Auch 
die aus freien Abgaben der Glieder basierenden Kirchen müssen Maßstäbe setzen. Ob sie 
das tun durch immer wiederholte differenzierte Bekanntgabe ihres Finanzbedarfs, ob sie 
das tun, indem sie den einzelnen Gemeindegliedern gegenüber bei Besuch oder durch 
schriftliche Anrede bestimmte bezifferte Erwartungen äußern oder ob sie allgemeine 
Richtlinien ausgeben wie die Losung der Zehntenabgabe, das alles macht wohl einen Un- 
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terschied der Methode aus, ändert aber nichts an der Grundtatsache, daß auch sie Maß- 
stäbe setzen müssen und den Gabenfluß nicht einfach dem freien Ermessen des einzelnen 
Gemeindegliedes überlassen können. Auch die Freiwilligkeitskirchen kommen nicht ohne 
Druck und Zuchtmaßnahmen aus. Zahlungsverweigerung hat auch dort Folgen für die 
Kirchenmitgliedschaft. Die Zahlungshöhe wird beeinflußt durch Appelle an das soziale 
Prestige oder auch durch ganz ungeschminkt moralischen Druck. Die Sekten werden uns 
oft ob ihrer freiwilligen Gebefreudigkeit als Beispiel gerühmt. Ich hatte Gelegenheit, mich 
von neuapostolischen „Rücktretern‘‘ informieren zu lassen. Danach erschien mir unsere 
Kirche mit ihrem ganzen fragwürdigen Finanzsystem doch als ein Hort der Freiheit. Das 
geordnete Abgabensystem ist ersetzt durch ein als gegenseitige Fürsorge getarntes System 
strengster gegenseitiger Überwachung. Gewiß wird die Verantwortung des einzelnen in der 
Freiwilligkeitskirche besser geweckt und gefördert als bei unserem System. Gewiß müssen 
sich die Amtsträger mehr rühren und können sich nicht so leicht ohne direkte Folgen für 
sich selbst drücken wie bei uns. Aber die Schattenseiten auch dieses Systems sind doch so 
unübersehbar, daß es mir nicht als eine echte, freudig zu bejahende Alternative erscheint. 
Und was die technische Seite anbelangt, ist erst noch genau zu prüfen, ob der bürokrati- 
sche Aufwand wirklich geringer ist als bei unserem Kirchensteuersystem. 

Soviel ich sehe, kann es nicht heißen: feste geordnete Abgaben oder freie Abgaben, son- 
dern nur feste geordnete Abgaben und freie Abgaben. Um der Verpflichtungen willen, die 
der Kirche aus ihrem Auftrag erwachsen, muß sie allen ihren Gliedern eine feste geordnete 
Mindestabgabe auferlegen. Diese Abgabenlast ist zu verteilen nach dem Grundsatz der 
Gleichheit und der Gerechtigkeit. Sie braucht dazu eine gestaffelte Abgabenrichtschnur. 
Die Freiheit des einzelnen Gemeindegliedes besteht darin, den Auftrag der Kirche und sei- 
nen augenblicklichen Umfang anzuerkennen oder nicht, also Glied dieser Auftragsgemein- 
schaft zu bleiben oder nicht. Voraussetzung dafür, daß das einzelne Gemeindeglied solch 
eine Entscheidung überhaupt treffen kann, ist, daß es über Einnahmen und Ausgaben und 
über Auftrag und Arbeit der Kirche eingehend und fortlaufend informiert wird. Ausgangs- 
punkt für die Festsetzung der Höhe der allen Gliedern aufzuerlegenden Mindestabgabe ist 
die Höhe der augenblicklich unabwendbaren Verpflichtungen der Kirche. Es ist das Ver- 
ständnis der Gemeindeglieder dafür zu wecken, daß sie mit ihren festen, geordneten Min- 
destabgaben nur den augenblicklichen mindest notwendigen Dienst der Kirche tragen. Das 
Maß der Wirksamkeit der Kirchen kann ausgedehnt werden durch die freien Abgaben. In 
ihnen liegt der große Spielraum der freien Entscheidung der Gemeindeglieder nach dem 
Maße ihrer Dankbarkeit und ihres Glaubens. Hier liegt in unserer nun einmal gegebenen 
Situation auf dem Gebiet des Geldes ein Ansatzpunkt für die Entwicklung eines neuen 
Verständnisses der Kirche als einer Dienstgemeinschaft für andere. 

Wird auf diese Weise angesetzt, legt das den verantwortlichen kirchlichen Gremien von 
den Gemeindekirchenräten bis hin zur Kirchenleitung allerdings die entschiedene Ver- 
pflichtung auf, zunächst einmal die Ausgabenseite ihres Finanzwesens gründlich zu über- 
prüfen und darüber den Gliedern der Kirche Rechenschaft zu geben. Es geht nicht an, 
den augenblicklichen Stand der kirchlichen Arbeit unbesehen als das unbedingt zu erhal- 
tene Mindestmaß zu betrachten und danach die Höhe der finanziellen Verpflichtungen 
festzusetzen. Eine eindeutig unökonomisch wirtschaftende Kirche, eine Kirche ohne Kon- 
zeption, eine fast ausschließlich am tradierten Stand und Stil orientierte Kirche hat kein 
Recht, ihren Gliedern Mindestabgabenlasten aufzuerlegen, wenn sie nicht gleichzeitig be- 
gründete Rechenschaft darüber geben kann, warum das, was sie tut und erhält, unbedingt 
notwendig ist. Die Kirchensteuer als festgesetzte Mindestabgabe ist nicht zu rechtfertigen, 
solange die Ausgabenseite einfach als mit dem heutigen Stand und der heutigen Art der 
kirchlichen Arbeit gegeben angesehen wird. Gemeindekirchenräte, die ständig mit halbher- 
zigen Maßnahmen hinter der Zeit herrennen, Kirchengemeinden, die sich vor aller Augen 
ohne einsichtige Notwendigkeit in vielerlei Kleinstgrüppchen und Veranstaltungen zersplit- 
tern, eine Kirche, die Hunderte von Gebäuden erhält, von denen jeder sieht, daß sie kaum 
benutzt werden, eine Kirchenleitung, die heute große Raumordnungspläne macht und mor- 
gen, ohne über ihre Beweggründe Rechenschaft zu geben, nach genau entgegengesetzten 
Gesichtspunkten handelt, kurz, eine Kirche, die mit ihrem Handeln dauernd demonstriert, 
daß sie selbst nicht weiß, was sie will, solch eine Kirche darf sich nicht wundern, daß ihre 
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Glieder allmählich nicht mehr einsehen, wozu sie solch einen Apparat eigentlich bezahlen 
sollen. Es kann nicht immer nur von Steigerung der Einnahmen geredet werden, wenn 
nicht gleichzeitig in einer klaren, begründeten, weitsichtigen und zielbewußten Weise und 
Offenheit dargelegt wird, wozu die Ausgaben nötig und nützlich sind. Das gilt für jede Kir- 
chengemeinde und für die Gesamtkirche ebenso. Auf die Dauer zieht es nicht, sich zur 
Begründung aller möglichen Geldforderungen und Geldbitten auf die glücklicherweise noch 
vorhandenen diakonischen Einrichtungen der Kirche zu berufen. Es ist außerdem unwahr- 
haftig, da der Hauptanteil der kirchlichen Mittel für ganz andere Zwecke gebraucht wird. 
Die die festgesetzten Mindestabgaben zahlenden Gemeindeglieder haben ein Recht darauf, 
zu wissen, was ihre Pastoren und Katecheten kosten, Aufklärung darüber zu bekommen, 
warum so und mit welchem Ziel so gearbeitet wird, und was dazu tatsächlich notwendig 
ist. Eine Rechnungsentlastung ist erst wirklich geschehen, wenn die zuständigen Gremien 
auch darüber Rechenschaft gegeben haben. Das kirchliche Finanzwesen kann nur gesunden, 
wenn das Verständnis der Gemeindeglieder neu geweckt wird. Dazu aber gehört in gleicher 
Weise Einblick in die Einnahmen- und Ausgabenseite. Fragt man nun aber nach den Mög- 
lichkeiten praktischer Verwirklichung solcher Forderungen, so wird noch einmal deutlich: 
Finanzreform heißt Gemeindereform! Die Frage nach der Verbesserung der kirchlichen 
Finanzen ist eine Frage des Gemeindeaufbaues. 


IV. Geld und Gemeindeaufbau 


Gemeindeaufbau ist eine umfassende Aufgabe über einen langen Zeitraum. Ich sehe deshalb 
keinen Weg, kurzfristig eine Verbesserung der Finanzlage zu erreichen. Ich habe keinen An- 
satzpunkt gefunden, von dem her eine konsequente, klare Verfahrensweise abzuleiten und 
eindeutig zu rechtfertigen wäre. Ich sehe keine glatte Lösung für die mit unserem Thema 
angerissene Vielfalt der Probleme. Ich bekenne mich deshalb zu einer pragmatischen Hal- 
tung, die auch Inkonsequenz nicht scheut und so der gegebenen Übergangssituation und 
den dargelegten oder wenigstens angedeuteten Einsichten in bestmöglicher Weise gerecht 
zu werden versucht. Einige praktische Folgerungen zähle ich abschließend auf: 

1. Ich bin für die Beibehaltung eines Systems fester geordneter Mindestabgaben für alle 
Gemeindeglieder. Ich halte es für gut, wenn der Begriff „Kirchensteuer“ wegen der damit 
verbundenen Assoziationen im kirchlichen Sprachgebrauch allmählich durch einen anderen 
Begriff ersetzt werden könnte, etwa ‚‚Mindestabgabe‘“ oder „Mindestbeitrag“. Notwendig 
ist die Bearbeitung der Kirchensteuertabelle, ihre Vereinfachung und eventuell die Erset- 
zung des Bruttoprinzips durch das den Gemeindegliedern vertrautere Nettoprinzip. Es ist 
notwendig, weil die Abgabenbereitschaft nur gefördert werden kann, wenn Einsicht und 
Verständnis neu geweckt werden. 

2. Ich plädiere für die Festsetzung der Mindestabgaben nach dem realen Einkommen 
durch die Gemeinde bzw. ihre Verwaltungsstellen und lehne die freie Selbsteinschätzung 
der Gemeindeglieder ebenso ab wie die Zweckfestsetzung bei den Mindestabgaben durch 
den einzelnen Zahler. Mitbestimmung bei den Mindestabgaben kann vom einzelnen nur 
wahrgenommen werden über die geordneten Organe der Kirche, weil nur sie einen gewis- 
sen Gesamtüberblick haben. Statt für Selbsteinschätzung bin ich für Mitsprache bei der 
Einschätzung in dem Sinn, daß zur Veranlagung mit dem Abgabenpflichtigen etwa alle 
zwei Jahre ein Informationsgespräch geführt wird, durch das er Einblick in Einnahmen 
und Ausgaben der Kirche erhält, und bei dem er in freier, selbst verantworteter Weise 
Auskunft über die Veranlagungsgrundlagen gibt. Hier beginnen die Illusionen, wenn man 
in kurzfristigen Zeiträumen denkt. Denn die Erfüllung dieser Forderung setzt voraus die 
Untergliederung der Gemeinde in überschaubare kleine Einheiten und die Heranbildung 
eines zur Führung solcher Gespräche fähigen Mitarbeiterstabes. Beides sind langfristige Auf- 
gaben. 

3. Ich bin für reale Veranlagung nach dem wirklichen Einkommen auf Grund der von 
den Abgabenpflichtigen freiwillig gemachten Angaben. Ich bin gegen pauschale, bürokra- 
tisch von den Kirchensteuerämtern vorgenommene Erhöhungen, ohne daß vorher mit 
den Leuten geredet worden ist. Ich halte nur ein schrittweises Vorgehen für möglich, etwa 
in konzentrischen Kreisen von den Ältesten über die Beiräte zur Gottesdienstgemeinde 


B52 


usw. Aus Erfahrungen weiß ich, daß das ein langer, mühsamer und an Enttäuschungen 
reicher Weg sein wird. Nach den Feststellungen eines Kirchenkreises ist das Gros der Äl- 
testen nur mit # 50 Prozent ihres realen Einkommens veranlagt. Auf die Bitte um reale 
Veranlagung reagierten beim ersten Anlauf nur etwa 20 Prozent der Ältesten positiv. Trotz- 
dem halte ich ein anderes Vorgehen nicht für verantwortbar; denn die Kirche hat nur ein 
legitimes Mittel: Gewissensschärfung und Überzeugung. Sie kann ihre zuwenig zahlenden 
Glieder immer nur dadurch beunruhigen, daß sie sie ständig daran erinnert, daß sie ihre 
Kirche den von ihnen zu erwartenden Dienst und Beitrag schuldig bleiben. Viele wird das 
kalt lassen. Gegen sie ist die Kirche machtlos. Es ist aber zu hoffen, daß sich durch be- 
harrliches, intensives Bemühen allmählich ein neues Denken in diesen Geld- und Abgaben- 
fragen bildet und dann selbst neue, verbindliche Maßstäbe setzt. Die Entwicklung eines 
neuen Opferverständnisses in den Gemeinden innerhalb der letzten Jahre berechtigt zu 
dieser Hoffnung. 

4. Nach diesen erneuten Überlegungen bin ich für den Abbau der Kirchenzuchtmaßnah- 
men in Zusammenhang mit der Kirchensteuerverweigerung. In der Praxis sind sie frucht- 
los. Sie treffen, wenn von den Gemeindekirchenräten überhaupt durchgeführt, in der Re- 
gel die, die auf kirchliche Rechte sowieso keinen großen Wert legen. Sie führen deshalb 
in der Regel gerade nicht zur Umkehr, sondern zur Verhärtung, die auch für künftige Ent- 
scheidungen viel verbaut. Sie können nur als Zwangsmaßnahmen angesehen werden, die 
der Kirche unangemessen sind. Bei den zu großen, unübersichtlichen Gemeinden ist es 
sinnvoller, mit den Bemühungen um ein neues Verständnis für die kirchlichen Finanzen 
nicht bei den Verweigerern, sondern bei den Zahlungswilligen anzufangen. Die Gemein- 
dekirchenräte bzw. die Kirchensteuerämter sollten es unterlassen, mit Vordruck K 13 Kir- 
chenzuchtmaßnahmen anzudrohen. Sie sollten es dabei bewenden lassen, nach letztmali- 
ger Mahnung und Anrede ohne Strafandrohung die Zahlungsverweigererkarten in die Ne- 
gativkartei abzustellen und die Pfarrämter zu benachrichtigen. Die Gemeinden hätten die 
Verweigerer im Rahmen des Möglichen als Gemeindeglieder weiter zu führen und, soweit 
das in der Gesamtgemeinde überhaupt geschieht, sie in die Gemeindearbeit durch Besuchs- 
dienst und Einladung zu Veranstaltungen einzubeziehen. Das alles setzt wiederum neuen 
Gemeindeaufbau voraus. Die Entscheidung über die Gewährung von Amtshandlungen hät- 
ten die Pfarrer und Gemeindekirchenräte nach strengeren Maßstäben als bisher zu treffen, 
und zwar mit geistlich-seelsorgerlichen Begründungen. Mancher hat bisher die Verweige- 
rung der Kirchensteuer bei der Versagung von kirchlichen Diensten als Ausflucht benutzt, 
die es ihm ersparte, geistlich zu begründen und zu erklären, was aus diesen Gründen ent- 
schieden werden mußte. Versagungen können aber dem Gemeindeaufbau nur dienen, wenn 
sie so begründet werden. 

5. Die Devise „‚Wer nicht bereit ist, die seinem Einkommen entsprechende Kirchensteuer 
voll zu zahlen, ist wie ein Verweigerer zu behandeln‘ lehne ich strikt ab. Wir müssen es 
in unserer Übergangszeit ertragen, mehrgleisig zu verfahren. Wir können nicht alle auf ein- 
mal erreichen und schon gar nicht alle auf einmal überzeugen. Deshalb bin ich dafür, daß 
auch den Neuzuzüglern in einer Gemeinde, die nicht gleich besucht werden können, und 
den Neuzensiten der Kirchensteuerzettel zugestellt wird und daß auch die, die nicht in vol- 
ler Höhe zahlen, den Kirchensteuerzettel laufend weiter erhalten, allerdings mit voller Ver- 
anlagungshöhe und Aufführung der stetig steigenden Rückstände. Das dünne Band der Kir- 
chensteuer zerschneiden nicht wir. Wenn es zerschnitten wird, dann soll es durch die Ge- 
meindeglieder geschehen, indem sie ihre Zahlungen völlig einstellen. Für die Gemeinde 
bleibt der Kirchensteuerzettel ständige Erinnerung, Antrieb und Leitfaden, den Weg auch 
zu diesen Gemeindegliedern zu suchen. Jeder Name in der Kirchensteuerliste erinnert an 
eine Aufgabe, auch wenn sie im Augenblick nicht erfüllt werden kann. 

6. Ich halte es für notwendig, den freien Opferkreisen weiterhin größte Aufmerksamkeit 
und Bemühung zuzuwenden. Das ist berechtigt und möglich, wenn die geordnete Abgabe 
als Mindestabgabe verstanden wird. Die Gemeindekirchenräte müssen es sich angewöhnen, 
die Kirchensteuer und die freien Opfer mit gleicher Sorgfalt zusammenzusehen und sich 
nicht in einer kurzfristigen Weise nur für die Gemeindeopfer zu interessieren, weil die Ge- 
meinde von den Kirchensteuern angeblich sowieso nicht viel habe. Auch die freien Opfer- 
kreise bedürfen der Ordnung und eines Mindestmaßes an verbindlicher Organisation, sorg- 
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fältiger Abrechnung, regelmäßiger Danksagung und Information über die Verwendung des 
Geldes. Beide Gebiete, feste geordnete Mindestabgabe und freie Abgabe, sind zu verstehen 
und darzustellen als Übungsfeld des Christen in verantwortlichem Umgang mit den Gütern. 
Darum ist darüber in den Gemeinden immer wieder zu sprechen und zu beraten. Auch auf 
diese Weise geschieht Gemeindeaufbau von innen her. Es erfordert ein angestrengtes, dau- 
erndes pädagogisch-seelsorgerliches Bemühen, was wiederum nicht denkbar ist ohne fort- 
laufende Information über alle Seiten des kirchlichen Finanzgebarens. 

7. Ich halte es nicht für möglich, die Finanzfrage eingleisig zu lösen durch Bemühungen 
um Einnahmeerhöhungen. Sie ist nur lösbar, wenn sie eingebettet wird in eine Gesamtneu- 
ordnung unserer kirchlichen Arbeit, unserer Verwaltungsstrukturen und institutionellen 
Gliederungen. Deshalb erfordert auch das Bemühen um die Lösung des Finanzproblems 
auf jeder Ebene kirchlicher Arbeit eine eingehende Selbstanalyse und die Erarbeitung einer 
Konzeption auf längere Sicht. Nur sie ermöglicht es, Mittel gezielt und sinnvoll schwerpunkt- 
mäßig einzusetzen und mit gutem Gewissen und überzeugenden Gründen Menschen um Geld 
für den Dienst der Kirche zu bitten. 


7. THEOLOGISCHE BESINNUNG 


Aus der Berichtszeit liegen zwei besonders bemerkenswerte Dokumente theolo- 
gischer und geistlicher Besinnung zur gegenwärtigen theologischen Lage und 
auch zur Situation der Kirche in einer im Umbruch befindlichen Welt und Ge- 
sellschaft vor. Einmal handelt es sich um ein Wort, das Bischof D. Albrecht 
Schönherr in seiner Eigenschaft als Verwalter des Bischofsamtes in der Region 
Ost der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg dem Synodalbericht seiner 
Kirchenleitung (Tagung vom 6. bis 10.März 1970) angefügt hat. Er sagt zur 
Veranlassung für dieses Wort: 


In der Verantwortung, die ich mit der Verwaltung des bischöflichen Dienstes übernommen 

habe, halte ich es für geboten, ein Wort anzuschließen, das mir in der geistlichen Situation, 

in der sich Pfarrerschaft und Gemeinden unserer Berlin-Brandenburgischen Kirche befinden, 
nötig erscheint. Ich will damit den Versuch machen, einer Bitte nachzukommen, die gerade 
von nichttheologischen Synodalen und Ältesten wiederholt ausgesprochen worden ist, 


ihnen zu einem besseren Verständnis der theologisch-geistlichen Auseinandersetzung zu ver- 
helfen. 


Das Wort hat folgenden Wortlaut: 


WORT DES VERWALTERS DES BISCHOFSAMTES 
BISCHOF D. ALBRECHT SCHÖNHERR 


a) Bei diesem Bericht der Kirchenleitung, ebenso wie bei früheren, liegt die Frage nahe, 
warum denn in der Kirche immer wieder von Experimenten, neuen Wegen, neuer Besin- 
nung die Rede ist. Warum verwalten Kirchenleitung und Konsistorium nicht einfach das 
Erbe der Väter? Warum meinen sie, an vielen Punkten etwas ändern zu müssen? Warum 
wird die Leitung der Kirche, die doch früher eine selbstverständliche Sache gewesen ist, 
zum Problem? 

Das liegt daran, daß sich die Kirche in unseren Jahren grundlegend verändert. Aus einer 
Volkskirche, in die man selbstverständlich hineingetauft wurde, in der man ebenso selbst- 
verständlich lebte und fühlte, wird eine Minderheitskirche. Man vergleiche nur, wieviel 
Prozent der Bevölkerung getauft, christlich unterrichtet, konfirmiert und getraut werden 
und wie viele es zur Zeit unserer Väter waren! Das ist nicht nur eine Sache von Zahlen. 
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Wenn der christliche Glaube keine Selbstverständlichkeit mehr ist, wird jeder einzelne 
Christ in ganz neuer, ungewohnter Weise gefragt und muß Rede und Antwort darüber 
stehen, was es mit seinem Glauben auf sich hat. Jeder einzelne Christ, Erwachsener und 
Jugendlicher, ja oft schon das Kind, trägt Mitverantwortung dafür, daß der Name Jesu 
Christi von den Mitmenschen gehört — und richtig gehört wird. Ihn für diese Verantwor- 
tung zuzurüsten, ist eine der wichtigsten Aufgaben der Leitung der Kirche. 

Diese Veränderung geht an verschiedenen Stellen verschieden schnell vor sich. Am deut- 
lichsten ist sie in den neu entstandenen Städten zu spüren, am wenigsten an Orten fernab 
von Verkehr und Industrie. Dabei ergeben sich Spannungen: Die einen werfen den ande- 
ai Rückständigkeit vor, diese antworten mit dem Vorwurf des Abfalls vom Glauben der 

äter. 

Die Kirche bekommt eine neue Stellung in der Gesellschaft. War sie früher einer der 
tragenden Pfeiler, so sehen sie heute viele als überflüssige Verzierung oder gar als wertlo- 
ses Überbleibsel vergangener Zeiten an. Das bereitet manchen Christen, besonders denen, 
die ein Amt in der Kirche haben, nicht geringe Schwierigkeiten. Sie können es schwer er- 
tragen, nicht mehr unter den Wichtigen und Anerkannten der Gesellschaft zu sein. 

Aber das ließe sich lernen. Das Neue Testament lehrt uns, daß die Gemeinde Jesu Chri- 
sti nicht durch das Ansehen der Mitmenschen und nicht auf Grund ihrer Größe lebt und 
gedeiht. Sie lebt, indem sie ihrem Herrn nachfolgt, der sie berufen hat. Es könnte sein, 
daß gerade in einer zahlenmäßig kleinen Gemeinde von bekennenden Christen Schätze 
des christlichen Glaubens wieder zu strahlen beginnen, die in einer Massenkirche dunkel 
und verdeckt bleiben. 

b) Das setzte aber voraus, daß der Christ der Grundlagen seines Glaubens gewiß wäre 
und sie gedanklich klar erfaßt hätte. Für viele ist der Glaube an einen Gott, wie sie ihn 
von den Vätern ererbt hatten, nach zwei Weltkriegen, nach dem Sterben von Kindern in 
Hiroshima, Auschwitz, Vietnam und den Hungergebieten Indiens und Südamerikas zerbro- 
chen. Aber die Schwierigkeiten liegen noch tiefer. Nicht, daß es mit dem Glauben als sol- 
chem zu Ende wäre! Heute wie eh und je finden Menschen zu Gott. Das gilt für solche, 
die von ihrem Elternhaus zum Glauben hingeleitet werden, aber auch für solche, die keine 
derartigen Voraussetzungen haben. Aber es ist heute viel schwerer als zur Zeit der Evange- 
listen, Augustins, Luthers und Paul Gerhardts zu verstehen und zu sagen, was Gott für un- 
ser Leben bedeutet. Für unsere Vorfahren wie für alle Menschen einer früheren Zeit stellte 
sich das Wort „‚Gott‘‘ wie von selbst bei allen Erlebnissen ein, bei denen der Mensch sich 
der Überlegenheit von Natur- und Schicksalsmächten und damit seiner eigenen Schwäche 
und Begrenztheit bewußt wurde. Gott hat in der Mitte des Menschenlebens seinen Platz 
als der, „der uns von Mutterleibe an frisch und gesund erhält und, wo kein Mensch nicht 
helfen kann, sich selbst zum Helfer stellt“. Und es gab eine ganze Menge, „wo kein Mensch 
nicht helfen kann“. Inzwischen hat er auf vielen lebenswichtigen Gebieten gelernt, sich 
selbst zu helfen. Wenn ein Gewitter kam, haben unsere Vorväter die Kinder angehalten, lau- 
tes Spielen zu unterlassen und ein Gebet zu sprechen. Der heutige Mensch verläßt sich auf 
den Blitzableiter auf seinem Haus. Gewiß, es gibt auch heute noch viele ungelöste Probleme. 
Der Krebs ist noch immer nicht ausgerottet, aber man geht ihm mit Scharfsinn und Energie 
zuleibe, man muß noch immer sterben, aber man lebt im Durchschnitt fast doppelt so lange 
wie vor 100 Jahren. Der Hunger wütet noch immer in der Welt, aber die Menschen sind im 
Grunde davon überzeugt, daß sie die Mittel dazu in der Hand haben, mit ihm fertig zu wer- 
den. Es bedürfte nur einer erheblichen gemeinsamen Anstrengung, wie sie der Mensch bis- 
her anwandte, um Kriege zu führen oder den Mond zu betreten. Kriege und Hungerkata- 
strophen sind kein Schlag des Schicksals mehr, dem man nicht entgehen kann, ebensowe- 
nig wie Seuchen, Überschwemmungen und Dürre. Der Mensch ist selbst für seine Welt ver- 
antwortlich. 

Selbstverständlich „‚braucht“ auch der Mensch des 20. Jahrhunderts Gott, wie die Pflan- 
zen die Sonne braucht. Es ist und bleibt das letzte Geheimnis des Menschen, daß er zu 
Gott gehört. Aber das weiß nur der, der schon zum Glauben gefunden hat. Für die Mehr- 
zahl der Menschen ist Gott ein schöner oder auch überflüssiger Gedanke, den man haben 
kann oder nicht, ist der christliche Glaube eine Weltanschauung oder Meinung, die man 
teilen kann oder nicht — unwirklich letzten Endes wie alles, was sich nicht wissenschaft- 
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lich beweisen oder experimentell nachprüfen läßt. Für die Mehrzahl der Menschen ist es 
darum keinesfalls mehr selbstverständlich, mit Gott zu rechnen, den christlichen Glauben 
zu teilen und der Kirche anzugehören. Das ist nicht eine Frucht religionsfeindlicher Pro- 
paganda. So sieht es überall dort aus, wo die moderne Welt mit ihrem unbändigen Kraft- 
gefühl und dem naturwissenschaftlich geprägten Verständnis dessen, was wirklich ist, den 
Menschen bestimmt. 

Dennoch glauben wir. Dennoch gibt es eine christliche Kirche. Aber wenn wir anderen 
Menschen unseren christlichen Glauben klarmachen wollen, können wir nicht mehr so re- 
den und denken wie unsere Vorväter. Was meinen wir, wenn wir das Wort „Gott“ aus- 
sprechen? Was meinen wir, wenn wir Christus bekennen? Was denken wir uns dabei, wenn 
wir beten: „Der du bist im Himmel?“ Ich glaube kaum, daß es im Ernst Christen gibt, 
die das alles schon wissen. Ich bin überzeugt davon, daß es noch eine gute Zeit dauern 
wird, bis wir das, was wir glauben, so deutlich sagen können, daß es einem Menschen, der 
in der Gedankenwelt unserer Zeit lebt, verständlich ist. Ich bin aber auch überzeugt, daß 
es einmal — vielleicht auf eine ganz neue Weise — dazu kommt. Alle Christen, denen es um 
ihren Glauben ernst ist, sind eingeladen, ja, verpflichtet, daran mitzuhelfen. 

c) Die Theologie ist in den letzten Jahren gerade von dieser Frage, wer Gott und wer 
Christus heute für uns ist, besonders stark bewegt. Es ist hier nicht der Ort, eine Über- 
sicht über diese Gedankenwelt mit ihren manchmal unheimlichen und provozierenden 
Aussagen zu geben. Zwei Arten von theologischen Überlegungen, die, jede auf ihre Wei- 
se, der neuen Lage der Kirche gerecht werden wollen, gehen uns in unserer Verantwortung 
für die Gemeinde unmittelbar an. 

1. Wenn die Christen auch im „christlichen Abendland‘ eine Minderheit geworden sind, 
dann gilt es nicht nur in fernen Ländern, in Afrika und Asien, Mission zu treiben. Dann 
muß es heißen: Mission in fünf Kontinenten! Sind wir dazu gerüstet? Haben unsere Ge- 
meinden verstanden, daß das Evangelium nicht nur von einigen wenigen Fachleuten be- 
zeugt werden will, sondern von allen, von der ganzen Gemeinde? Sind unsere Gemeinden 
in ihrer Arbeit darauf eingestellt, Menschen zu dieser Aufgabe zuzurüsten? Ja, haben wir 
überhaupt schon verstanden, daß Mission nicht irgendeine Spezialaufgabe in der Kirche ist, 
sondern zu ihrem Leben gehört? — es sei denn, sie wäre nicht Kirche dessen, der seine 
Jünger ausgeschickt hat: „gehet hin in alle Welt ...‘““ 

Wenn wir aber dazu ja sagen, hat das einige Folgen. Wir werden es wagen müssen, unse- 
re Botschaft in der Sprache, in der Begriffswelt und im Rahmen des Weltbildes der Men- 
schen zu sagen, die wir anreden wollen. Die Missionare sind immer zu denen hingegangen, 
haben die Sprache derer gelernt und sich in die Denkweise derer hineinversetzt, zu denen 
sie gesandt wurden; sie haben nicht verlangt, daß die anderen zu ihnen kamen und ihre 
Sprache lernten. Die Sprache lebt in einer bestimmten Begriffs- und Vorstellungswelt. Auch 
unsere altgewohnten, christlichen Begriffe werden sich verändern, wenn wir das Evangelium 
in missionarischer Verantwortung bezeugen wollen. Wir dürfen dabei nicht übersehen, daß 
nicht nur unser Mund spricht, sondern daß unser ganzes Leben und die Art, wie wir in 
der Gemeinde miteinander umgehen — ob wir es wollen oder nicht — unser Wort beglei- 
ten. Wir werden nur dann ‚‚missionarische‘‘ Gemeinde sein, wenn wir in allem, was wir re- 
den und tun, die Nichtchristen in unseren Gedanken mit dabeihaben. 

2. Wir sagten: Viele Menschen sind heute der Meinung, sie brauchten Gott und die Kir- 
che nicht mehr, um zu leben und die Probleme ihres Lebens zu lösen. Viele Christen fra- 
gen sich: Stimmt das wirklich? Gibt es in dieser Welt nicht allerschwerste Nöte, in denen 
jeder Mensch, jede Gemeinschaft guten Willens gebraucht wird? Kann es überhaupt denk- 
bar sein, daß die Jünger Jesu Christi, denen ihr Herr das Gleichnis vom barmherzigen Sa- 
mariter gesagt und vorgelebt hat, sich nicht in der allerersten Reihe derer finden, die zu- 
packen und helfen? Haben wir sonst überhaupt etwas davon verstanden, daß Diakonie zum 
Leben der Kirche gehört und nicht nur eine Spezialaufgabe für Fachleute, Diakone und Dia- 
konissen ist? Ist nicht gerade die Liebestat der Christen der praktische Beweis, daß der 
Glaube keine nebelhafte Meinung, sondern eine Wirklichkeit ist, die die Welt umzugestal- 
ten vermag? 

Wenn wir aber dazu ja sagen, hat das einige Folgen. Nicht nur einzelne Menschen sind 
krank oder hilfsbedürftig. Auch Ehen, Familien, auch das Zusammenleben von Menschen 
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in Betrieben, in Städten, ja, die menschliche Gemeinschaft überhaupt ist gefährdet. Unge- 
rechtigkeit aller Art, Rassenwahn, Armut, Krieg sind Krankheiten, die zum Himmel 
schreien. Wir sind uns heute in der Weltchristenheit klar darüber, daß ein Christentum, 
das nur auf das Jenseits vertröstet, aber hier auf der Erde alles beim alten läßt, den Vor- 
wurf verdient, „Opium des Volkes“ zu sein. Wir bekennen uns in jedem Vaterunser zu 
der Hoffnung auf das Reich Gottes. Wenn diese Hoffnung aber nicht den Mut hat, unge- 
rechte und kranke Zustände zu bessern, ist sie nicht die in der Heiligen Schrift gemeinte. 
Sagen wir aber ja dazu, werden wir auch nach möglichst wirksamen Methoden der Hilfe 
Ausschau halten müssen und uns nicht scheuen, Bundesgenossen auch außerhalb der Gren- 
zen der christlichen Kirche zu suchen und anzunehmen. 

Aber freilich: Beide Bemühungen, die missionarische und die diakonische, sind nicht 
ohne Risiko. Eine so verstandene Diakonie kann diejenigen verwirren, die in der christ- 
lichen Kirche nur eine Ordnungsmacht sehen, die das Bestehende bewahren soll. Wer aber 
Diakonie will, will heilen. Heilen heißt, zum Besseren zu verändern, sei es die Not des ein- 
zelnen, seien es die Nöte der Gesellschaft. 

Eine so verstandene Diakonie steht gerade heute in Gefahr, das Mißverständnis zu erwek- 
ken, als ob der christliche Glaube in solchem heilenden Tun aufgeht und daher Gebet, Got- 
tesdienst und Gemeinde als unwichtig oder unverständlich beiseite lassen kann. 

Wer sich in missionarischer Verantwortung an das Übersetzen des biblischen Evangeliums 
in unsere Zeit heranmacht, kann nicht nur die alten Wörter gegen neue austauschen. Er wird 
sich darum bemühen, das Evangelium so auszudrücken, daß der heutige Mensch nicht erst 
über Hürden von Mißverständnissen springen und durch das Dickicht von ihm unverständli- 
cher Aussagen und Vorstellungen dringen muß, um zu der Hauptsache dessen zu kommen, 
was Gott uns heute, befreiend und beanspruchend, sagen will. Gerade dazu kann die heuti- 
ge Bibelwissenschaft, die uns auf die geschichtlichen Umstände der einzelnen Schriften zu 
achten lehrt, gute Dienste tun. Wer das Neue Testament sorgfältig liest, wird bemerken, 
daß schon die Evangelisten, der Apostel Paulus und die anderen Briefschreiber die Bot- 
schaft des Evangeliums nicht mit gleichen Worten und Begriffen, sondern mit erheblichen 
Unterschieden gesagt haben. Luther hat das jedenfalls gemerkt, und er hat es sogar gewagt, 
an einigen Schriften des Neuen Testamentes in aller Ehrfurcht, aber kräftig Kritik zu üben. 
Sollten wir es nicht wagen dürfen, herauszubekommen, wer Christus uns heute ist und das 
auch mit heutigen Worten und in der Vorstellungswelt unserer Zeit sagen? 

d) Es geht um Christus. Wir lassen uns davor warnen, das Evangelium mit menschlichen 
Gedanken und Zielen, mit der Antwort auf menschliche Fragen und der Stillung mensch- 
licher Bedürfnisse in eins zu setzen. Das Evangelium befreit uns von einer Not, die der 
Mensch von sich aus überhaupt nicht ahnt, sondern die ihm erst am Kreuz Jesu Christi 
aufgeht. Wir meinen darum auch nicht, daß sich die Christen von den Geboten allgemei- 
ner Humanität bestimmen lassen, obwohl sie mit Menschen guten Willens zu hilfreichen 
und vernünftigen Taten zusammengehen und zusammen handeln können. Aber der Herr 
hat zu dem, was Menschen für gut und vertretbar hielten, sein „Ich aber sage euch‘ ge- 
fügt. Von dieser Freiheit von den Gesetzen menschlicher Tradition und Moral, die nicht 
Willkür, sondern eine Freiheit zum Dienst an anderen ist, müßte auch etwas in dem zu 
spüren sein, was Christen tun. 

Es geht um Christus. Wir lassen uns auch davor warnen, das Evangelium mit dem Bibel- 
buch und mit menschlichen Lehrtraditionen, mögen sie einmal Ausdruck des damals fäl- 
ligen Gehorsams gegen den Herrn gewesen sein, in eins zu setzen. Nach Lutherischem Be- 
kenntnis ist die Bibel alleinige „‚Regel und Richtschnur, nach welcher zugleich alle Lehren 
und Lehrer gerichtet und geurteilt werden sollen.“ (Konkordienformel). „Regel und Richt- 
schnur‘‘, aber nicht erschöpfender Inhalt dessen, was in den christlichen Kirchen gepredigt 
wird. Nach Lutherischer Lehre ist aus der Bibel nicht alles Mögliche herauszulesen, sondern 
„Gesetz und Evangelium“ oder, um es mit einer anderen Wendung Luthers zu sagen: „Wis- 
sen, was du tun sollst und was dir geschenkt ist‘ (Katechismuspredigten von 1528). Und 
die Theologische Erklärung von Barmen 1934 lehr uns: „Jesus Christus wie er uns in der 
Heiligen Schrift bezeugt wird, ist das eine Wort Gottes, das wir zu hören, dem wir im Le- 
ben und Sterben zu vertrauen und zu gehorchen haben‘‘ (Barmen I). Der Satz, die Bibel 
sei Gottes Wort, ist also nach der Aussage der Bekenntnisse unserer Kirche nicht so zu ver- 
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stehen, als ob Gott gleichsam in einer zweiten Menschwerdung in jedes Wort der Bibel 
eingegangen sei. Wir haben vielmehr, ebenso wie unsere Väter, die immer neue Aufgabe, 
aus dem Bibelwort; in der Hoffnung auf die Gegenwart des lebendigen Herrn und darum 
unter Gebet und mit Hilfe der Brüder — auch der Brüder Kirchenväter, Reformatoren und 
Professoren — das, was wir heute tun sollen und was uns das Evangelium heute schenken 
will, herauszuhören und neu zu sagen. Was uns mit der Gemeinde der Urchristenheit durch 
alle Zeiten hindurch verbindet, ist der auferstandene Herr selbst, der immer mehr ist als 
das Buch, das ihn bezeugt. Wir haben die Sache Jesu Christi nie in der Hand. Sie zu erken- 
nen und sich ihr unterzuordnen, bleibt immer neue Aufgabe. Auch die Bekenntnisse der 
Väter können uns diese Aufgabe nicht abnehmen. Sie haben in einer bestimmten Lage, ge- 
genüber bestimmten Irrtümern, und in einer ihrer Zeit entsprechenden Sprache und Denk- 
weise gesagt, wer ihnen Christus war. Sie wollen nicht einfach nachgesprochen werden, sie 
helfen uns zu dem Zeugnis, das wir heute finden müssen. Wir haben das Evangelium nicht 
gerettet, wenn wir die Worte, mit denen das erste, das vierte und das sechzehnte Jahrhun- 
dert ihr Zeugnis gefunden haben, einfach wiederholen. „Tradition bewahren heißt nicht, 
Asche aufzuheben, sondern eine Flamme am Brennen zu halten“ (Jaur&s). Um die Flamme 
wirklich am Brennen zu halten, brauchen wir einander, die „Progressiven“ und die „Konserva- 
tiven“. Beide haben ihr Recht. Die einen dringen darauf, das Christus wirklich heute, in 
dieser Welt, vor diesen Menschen bezeugt wird. Die anderen achten darauf, daß wir den 
wirklichen Christus, „wie er uns in der Heiligen Schrift bezeugt wird“, und nicht einen 
selbstgemachten Popanz meinen. Die „Konservativen“ sollten dabei nicht nur auf das Ri- 
siko sehen, das die anderen eingehen; sie sollten zu verstehen versuchen, worum es denen 
im tiefsten Grunde geht. Die „Progressiven“ sollten das Beharren der anderen nicht als 
Furcht vor dem Risiko mißverstehen. 

Bannflüche, die wir gegeneinander schleudern, helfen nicht, sondern schneiden das Ge- 
spräch ab. Wir sind aber als Brüder und Glieder am Leibe Jesu Christi zum Gespräch 
miteinander verpflichtet. Wer es abbricht, muß vor seinem Herrn verantworten, daß er 
den Leib Christi zerschneidet. Das bedeutet nicht, daß es nicht im Streit um die Wahr- 
heit auch einmal zu Scheidungen kommen kann. Das kann aber nur am Ende eines lan- 
gen Weges geschehen. Solange wir aber noch auf dem Wege sind, soll der, der seiner Sache 
gewiß zu sein meint, durch die vollmächtige Predigt den Beweis des Geistes und der Kraft 
antreten. Er soll gegen die, die er im Irrtum meint, nicht eine Front aufrichten, sondern 
ihnen das evangelische, d.h. das lösende Wort sagen, das weiterhilft. Er soll für den, den 
er auf falschem Wege meint, beten. Das wird er nur dann liebevoll und ungeheuchelt tun 
können, wenn er versucht, sich in die Gedanken und Absichten des anderen hineinzuden- 
ken. 1. Kor. 12,3 steht der schwerwiegende Satz: ‚Niemand kann Jesus den Herrn heißen, 
ohne durch den Heiligen Geist‘. Das bedeutet doch, daß keiner das Recht hat, Gedanken 
und Worte eines Mitchristen von vornherein, gar wenn er sie nur vom Hörensagen kennt, 
zu verwerfen. Es sollte uns Christen von anderen Menschen unterscheiden, daß wir uns 
hüten, den Bruder auf irgendein Stichwort hin als „Gegner“ abzutun. Das heißt nicht, daß 
nicht auch der Christ gegen einen anderen entschieden Partei ergreifen dürfte. Aber er wird 
dies erst dann tun dürfen, wenn er sich von dessen Fragen und Gedanken selber hat in Fra- 
ge stellen lassen. Alles dies kann in den drei Wörtern des Epheserbriefes zusammengefaßt 
werden, die uns vor nicht langer Zeit durch das Jahr geleitet haben: „Aletheuein en agape““, 
zu deutsch: „Die Wahrheit treiben in der Liebe‘ (Eph. 4,15). 

Dies alles ist nicht in der Meinung gesagt, damit bereits Lösungen gezeigt zu haben. Es 
bleiben Fragen über Fragen, und wir sollen nicht meinen, daß wir sie von heute auf mor- 
gen lösen können. Auch die alte Kirche hat sich Zeit genommen, ehe sie zu formulierten 
Bekenntnissen kam. Vielleicht können uns die angelaufenen lutherisch-reformierten Ge- 
spräche hier und da zu einem klaren Wort verhelfen. Wir sind gemeinsam auf dem Wege 
und können einander nur fragend, mahnend, warnend und ermunternd begleiten. 

Wir haben aber die Hoffnung, daß wir einmal ans Ziel kommen, weil der lebendige Herr 
uns begleitet. 


Das zweite Dokument hat den Charakter eines Vermächtnisses. Es handelt sich 
um die letzte größere Synodalrede, die Landesbischof D. Gottfried Noth vor 
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der Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens auf de- 
ren Herbsttagung 1970 gehalten hat. Landesbischof Noth ist am 9. Mai 1971 
plötzlich verstorben. 

Der Tod von Landesbischof Noth gibt Veranlassung, darauf hinzuweisen, daß 
in der Berichtszeit noch weitere Wechsel in bischöflichen Ämtern eingetreten 
sind bzw. sich vorbereitet haben. Die Nachfolge von Landesbischof D. Moritz 
Mitzenheim trat Oberkirchenrat Ingo Braecklein an; neuer Kirchenpräsident 
der Evangelischen Landeskirche Anhalts wurde an Stelle von Kirchenpräsident 
Dr. Martin Müller Pfarrer Eberhard Natho; Nachfolger des mecklenburgischen 
Landesbischofs D. Dr. Niklot Beste wurde Pastor Dr. Heinrich Rathke. Für 1971 
ist außer der Wahl des Nachfolgers für D. Noth die Wahl eines neuen Leitenden 
Bischofs der VELK in der DDR in Nachfolge für D.Niklot Beste zu erwarten. 


TÄTIGKEITSBERICHT 1970 III. TEIL 
Von Landesbischof D. Gottfried Noth 


Dem Tätigkeitsbericht des Landeskirchenamtes will ich einige Bemerkungen zur Situation 
der Kirche in der heutigen Welt anschließen. Mehr als Anregungen zum Nachdenken ver- 
mag ich allerdings in der Kürze der mir zur Verfügung stehenden Zeit nicht zu geben. Ich 
will versuchen, auf einige Punkte hinzuweisen, die mir gewichtig zu sein scheinen. Ich tue 
das im Zusammenhang mit einer Besinnung auf das, was bei der Vollversammlung des Lu- 
therischen Weltbundes in Evian in Erscheinung getreten ist. Dabei ist es weder möglich 
noch zweckmäßig, daß ich im einzelnen auf Evian zu sprechen komme, weil ja darüber 
besonders berichtet werden wird und weil alle Einzelarbeit an den dort aufgeworfenen 
Fragen die Form eines Berichts meinerseits überschreitet. Im Grunde versuche ich nichts 
anderes zu tun, als laut mit Ihnen etwas weiter nachzudenken. 

Durch alle Berichte klingt die Unsicherheit und Unruhe hindurch, die sowohl in den 
Beratungen wie in den Beschlüssen zutage getreten ist. Man sollte sich darüber nicht wun- 
dern. Wir leben in einer Zeit, die durch unvorstellbare Umwälzungen auf allen Gebieten 
alles Bisherige in Welt und Kirche bis zu den Grundlagen in Frage stellt. Nur wenn sie 
alle diese Vorgänge und Erscheinungen abblenden und sich auf einen Innenraum zurück- 
ziehen wollte, könnte die Kirche innerlich unangefochten ihren Weg gehen. Ich brauche 
nicht zu sagen, daß dies weder möglich noch recht wäre. Wenn überall nach neuen Wegen 
in die von uns Menschen zu verantwortende Zukunft gesucht wird und gesucht werden 
muß, stünde es der Kirche schlecht an, so zu tun, als sei für sie auch in ihrem eigenen Be- 
reich alles klar und eindeutig, als habe sie das Rezept für alle auf uns einstürmenden Fra- 
gen in der Tasche. Es ist also nicht verwunderlich, wenn Evian von Unruhe und Unsicher- 
heit gekennzeichnet war. Es wäre sogar beunruhigend, wenn diese Dinge nicht in Erschei- 
nung getreten wären. Daß ich damit nicht gegen die Gewißheit des Glaubens spreche, hoffe 
ich später zeigen zu können. Jetzt liegt es mir gerade daran, den Unterschied zwischen 
menschlicher Sicherheit und Gewißheit des Glaubens zu betonen. 

Ich meine, daß die Erschütterung aller menschlichen Sicherheit von uns nicht nur als ein 
schweres Schicksal hinzunehmen und zu konstatieren ist, sondern daß wir sie als Gottes 
gnädige Führung anzunehmen haben. Vielleicht wünschten wir, daß sie weniger tief ginge 
und wir noch mehr Sicherheiten hindurchretten könnten. Aber es wird wohl immer so 
sein, daß Gott sehr tief eingreifen muß, um wirklichen Glauben zu wecken. Darum ist es 
nicht gut, sich vor dem Weg in die Tiefe und durch die Tiefe zu verschließen. 

Es ist nichts mit irgendwelchem kirchlichen Triumphalismus, wie er wohl in den letzten 
Jahrzehnten der ökumenischen Bewegung bei ihren erstaunlichen Fortschritten als Gefahr 
zur Seite gestanden hat. Darum sollten wir die schweren Fragen, die von Evian übrig ge- 
blieben sind, nicht wegreden oder gering machen, sondern nach ihrem innersten Sinn für 
den weiteren Weg der Kirche suchen. Das wäre ein durchaus positiv zu wertendes Ergeb- 
nis jener in vieler Hinsicht so unplanmäßig verlaufenen Versammlung. 
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Es ist ja überhaupt eine merkwürdige Sache mit den Dingen, die wir sehr rasch positiv 
zu werten geneigt sind. Wir sollten auch nicht nur darüber klagen, daß die Erschütterun- 
gen nicht nur die Formen und äußeren Gestaltungen des kirchlichen Lebens betreffen, son- 
dern sichbis in letzte Tiefen erstrecken,daß dabei auch manches inFrage gestellt wird, was wir 
für zeitlosgültig hielten. Nur wenn wir hier nicht ausweichen, kann herauskommen, was wirklich 
verbindlich ist. Es sollte sich bei diesem ganzen Vorgang nicht um Auflösung und Zerstörung han- 
deln,sondern um Bewährung, die nur in der Anfechtung erfolgen kann. 

Immerhin wäre es meines Erachtens falsch, nur auf das Widereinander der Meinungen zu 
blicken. Es gibt sehr wohl gemeinsame Grundüberzeugungen, die auch in Evian hervorge- 
treten sind. Ich will nur auf einiges hinweisen. Mir ist niemand begegnet, der die Verant- 
wortung der Kirche für das Leben in dieser Welt abgelehnt hätte. Der Rückzug der Kirche 
in die Innerlichkeit der frommen Seele steht nicht auf dem Programm der lutherischen 
Kirche. Der Zusammenhang von rechtem Glauben und guten Werken, der in unseren Be- 
kenntnisschriften klar bezeugt ist, kann und soll nicht gelockert werden, auch nicht,wenn 
die Sorge vor Werkgerechtigkeit in der lutherischen Tradition die Gefahr in sich geschlos- 
sen hat, daß ein falscher Quietismus sich ausbreitete. Auch darin dürfte Übereinstimmung 
bestehen, daß namentlich unter modernen Verhältnissen christliche Liebe sich nicht nur 
dem einzelnen zuwenden darf, um ihm in seinen Nöten helfend und heilend zur Seite zu 
stehen, sondern daß sie herausgefordert ist, sich dem Unrecht entgegenzustellen, das in 
Verhältnissen, Strukturen und Ordnungen sich auswirkt. Die Kirche hat also ihre Auf- 
gabe in der Welt wahrzunehmen, und zwar hat sie das jeweils an ihrem Ort zu tun. Das 
schließt also auch für uns die Aufgabe ein, uns fortlaufend heute und hier auf das zu be- 
sinnen, was wir im Namen des Herrn zu tun haben. 

In diesem Zusammenhang ist auf den Vortrag hinzuweisen, den Professor Tödt in Evian 
gehalten hat. In Fortführung von Gedanken, die seinerzeit Gerhard Gloege in Helsinki 
1963 ausgesprochen hatte, wandte er sich gegen eine individualistische Engführung der 
Lehre von der Rechtfertigung. Er wies darauf hin, daß schon Luther über die Frage: „Wie 
kriege ich einen gnädigen Gott?“ hinausgeführt hat. Es geht um die unversale Frage: „Wie 
kriegt Gott seine Schöpfung zurück?‘ Ich glaube schon, daß weithin ein Consensus dar- 
über besteht, daß die christliche Botschaft in diesen weiten Horizont gehört. Die Bibel 
läßt ja keinen Zweifel daran aufkommen, daß Gott bei seinem Reden und Handeln die 
Welt im Auge hat. 

Professor Tödt hat mit Recht auch darauf hingewiesen, daß die recht verstandene Zwei- 
Reiche-Lehre keine Abstinenz der Christen vom weltlichen Handeln begründet. Schon das 
Beispiel Luthers zeigt das sehr deutlich. Er hat sich ja in keiner Weise gescheut, als Predi- 
ger des Evangeliums zu sogenannten weltlichen Dingen klar Stellung zu nehmen, so gewiß 
er eine Vermengung der beiden Reiche und damit auch eine Klerikalisierung der Welt ab- 
gelehnt hat. Nur zu bekannt ist, wie er, ausgerechnet er, der irdischen Tätigkeit ihre Würde 
zurückgegeben hat und sie als eine Form des Gottesdienstes verstehen gelehrt hat. Das wird 
auch nicht dadurch eingeschränkt, daß es im Reiche zur Linken um die Erhaltung und nicht 
um die Erlösung der Welt geht. Es wird freilich von uns neu bedacht werden müssen, inwie- 
weit hierher die Predigt des Gesetzes gehört. So gewiß wir die Mitte des Dienstes der Kir- 
che im Dienst der Versöhnung sehen müssen, so wenig ist damit die Frage schon erledigt, 
die schon in der Reformationszeit eine wichtige Rolle gespielt hat, welchen Ort die Predigt 
des Gesetzes hat. Ich will darauf nicht weiter eingehen, sondern auf die offene Frage hin- 
weisen. Festzuhalten ist auf alle Fälle, daß vom lutherischen Grundansatz aus der Dienst in 
der Welt und an der Welt nicht in das Belieben der Christen gestellt ist. Auch darüber 
herrscht, soweit ich sehen kann, Einigkeit. Daß die Formen dieses Dienstes sich mit der Än- 
derung der gesellschaftlichen Formen wandeln müssen, daß insofern die reformatorischen 
Vorbilder nicht einfach und unbesehen übernommen werden können, sei nur am Rande be- 
merkt. Hier wird in der jeweiligen Zeit und am jeweiligen Ort die Aufgabe immer neu ge- 
stellt, also auch für uns im Heute und Hier. Angefertigte Rezepte sind nicht vorhanden. In 
Tödts Vortrag werden dann in eindrucksvoller Weise die Linien ausgezogen bis hinein in un- 
sere heutige Lage, in der die Entwicklung von Wissenschaft und Technik, die Bedrohung 
der Menschheit durch soziale Ungerechtigkeit und Unterdrückung, die Gefährdung des Frie- 
dens und viele andere Dinge eine unmittelbare Herausforderung an die Christenheit darstellen. 
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Ich habe bewußt bis hierher einmal versucht darzustellen, worin gemeinsame Überzeugung 
zum Ausdruck gekommen ist, damit nicht ein einseitiges Bild von Verworrenheit entsteht. 
Ich habe jedoch nicht die Absicht, damit einer falschen Beruhigung Vorschub zu leisten, als 
sei alles gar nicht so schlimm. Sobald man von den allgemeinen Grundsätzen aus an die 
einzelnen Fragen herangeht, sobald man also, wie es ja nötig ist, konkret werden will, 
zeigt sich der Widerstreit der Meinungen und die große Unsicherheit über den einzuschla- 
genden Weg. Darüber hinaus sind aber auch letzte Voraussetzungen fraglich geworden und 
heiß umkämpft. Davon soll nun einiges gesagt werden. 

Nimmt man die Frage: „Wie kriegt Gott seine Welt zurück?“ als die zentrale Frage auf 
und stellt man von vornherein die Beziehung der christlichen Botschaft auf das Ganze der 
Welt fest, so darf die Antwort nach biblisch-reformatorischem Verständnis nicht gegeben 
werden ohne direkten Bezug auf den Glauben an Jesus Christus. So findet die Heimkehr 
statt, daß Gott durch Jesus Christus in der Kraft des Heiligen Geistes den Weg zum Glau- 
ben eröffnet. Ich bin überzeugt, daß Tödt dem zustimmen würde. In seinem Vortrag wird 
das jedoch nicht deutlich. Damit wird eine letzte innere Unsicherheit angesprochen, die 
durch weite Teile der Christenheit geht. Wird die Frage: „Wie kriegt Gott seine Welt zu- 
rück?“ unmittelbar mit dem verbunden, was Christen in der Liebe an der Welt und für die 
Welt tun, so muß der Anschein entstehen, als brächten wir Gott seine Welt zurück. Die 
menschliche Aktivität erhielte dann Heilsbedeutung. Es ist kein Zweifel daran, daß über- 
all in der Christenheit Tendenzen sichtbar sind, die Aufgabe der Kirche wesentlich in die- 
ser Richtung zu bestimmen. Damit aber droht eine Werkgerechtigkeit und ein fundamen- 
taler Widerspruch zur reformatorischen Rechtfertigungsbotschaft zu entstehen. Gilt Luthers 
Aussage noch: „Es ist doch unser Tun umsonst auch in dem besten Leben‘? Hat sie über 
den individuellen Bereich hinaus auch Gültigkeit für die gemeinsamen Bemühungen der 
Christenheit und der Menschheit? Es ist freilich sofort zu erklären, daß damit dem mensch- 
lichen Tun nicht die Sinnhaftigkeit und Wichtigkeit abgesprochen werden soll, es wird nur 
begrenzt im Blick auf den letzten Sinn, auf die letzte Frage, ob wir mit unserem Tun den 
Weg zu Gott frei machen. In neuer Form steht die alte Frage der Reformation vor uns und 
zwar im weltweiten Bezug. Gilt es noch, daß alle Form von Werkgerechtigkeit zuletzt ent- 
weder zur Überheblichkeit oder zur Resignation und Verzweiflung führen, weil der Mensch 
um der Sünde willen der Forderung, wenn er sie ernst nimmt, nicht entsprechen kann? Wir 
kommen um eine klare Antwort nicht herum. Von ihr hängt es ab, wie die Aufgabe der 
Kirche bestimmt werden soll. Geben wir die Antwort der Reformation, so bleibt die Ver- 
kündigung des Evangeliums von Christus die zentrale Aufgabe. Dann ist auch der Bezug 
auf den einzelnen Menschen unaufgebbar, weil der Weg zu Buße und Glauben nicht an 
ihm vorbei führt. 

Hier wird natürlich der Einwand kommen, daß auf diese Weise Wille und Tätigkeit ge- 
lähmt werden und dem Quietismus Vorschub geleistet wird. Er ist so alt wie das Evange- 
lium selbst. Letztlich zu widerlegen ist er nicht durch eine Lehre, sondern durch das Le- 
ben. Wenn es mit Luthers Behauptung stimmt, daß der rechte Glaube ein tätig Ding ist 
und daß er gute Werke tut, noch ehe man sie von ihm fordert, so müßte die Christenheit 
ja angesichts aller Nöte in der Welt reich an guten Werken sein. Der ernsten Rückfrage, 
warum das nicht so einfach evident ist, können wir uns nicht entziehen. Die Antwort wird 
freilich nicht dadurch gegeben werden können, daß wir wegen des Versagens der Glauben- 
den den rechten Glauben ausklammern. 

‘Ich bin im übrigen davon überzeugt, daß die recht verstandene reformatorische Lehre auch 
im Blick auf die guten Werke uns sehr hilfreich sein kann, indem sie uns den Blick für das 
rechte Bezugssystem zeigt. Gott erhält die Welt in seiner Geduld und Liebe auf den Tag 
des Heils. Erhaltung und Erlösung sind nicht identisch, aber sie sind auch nicht getrennt 
voneinander, sondern aufeinander bezogen. Aller Einsatz für das Leben der Welt ist dem 
erhaltenden Willen Gottes zugeordnet. Er ist nicht dadurch entwertet, daß er das Reich 
Gottes nicht heraufführt. Er ist vielmehr im Willen Gottes verankert und in der Liebe Got- 
tesbegründet. Mit brennendem Herzen wendet sich darum die Christenheit, wo sie sich 
recht versteht, dieser Welt in allen ihren Nöten zu. Sie tut es nüchtern, weil sie die guten 
Werke nicht in einem falschen Bezugssystem sieht. In solcher Nüchternheit weiß sie die 
Bedeutung der Vernunft und der Sachkunde für alles irdische Handeln einzuschätzen und 
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darum auch mit Menschen anderen Glaubens und anderer Überzeugung zusammenzuarbei- 
ten. Ihr liegt das Wohl der Menschen und der Welt am Herzen, auch wenn sie weiß, daß 
Gott seine Welt noch nicht zurückbekommen hätte, wenn es ihr ganz wohl ginge. Denn 
daß das Heil der Welt nicht ohne Beziehung zu ihrem Wohl steht, hat Christus mit seinem 
Handeln und mit seinen Wundern klar gestellt. 

Ich habe versucht, im Anschluß an Evian auf einige Fragen einzugehen, die für den heu- 
tigen Weg der Christenheit und also auch für uns wichtig sind. Ich weiß sehr wohl, daß 
meine Ausführungen nicht:ohne weiteres auf allgemeine Zustimmung stoßen werden. Die 
allgemeine Unsicherheit, von der ich am Anfang gesprochen habe, erstreckt sich ja gerade 
auch auf die fundamentalen Fragen. Noch einmal betone ich, daß wir diese Unsicherheit 
nicht nur bedauern sollten. Sie zwingt uns ja, unsere Besinnung bis zur letzten Tiefe vor- 
zutreiben. Nur wenn wir die Anfechtung ernst nehmen, kann sich der Glaube bewähren. 
Aber freilich bleibt es offen, wie denn die Kirche ihren Dienst tun soll, wenn sie von so- 
viel Unsicherheit bedroht ist. Das führt uns zwangsläufig zur Frage nach der Gewißheit 
des Glaubens und damit zu einer entscheidenden Frage. Wie soll denn die Kirche verkün- 
digen und aktiv werden, wenn es ihr an Gewißheit mangelt? Dieser Frage wende ich mich 
jetzt noch mit einigen Überlegungen zu. Es liegt alles daran, daß wir unterscheiden lernen 
zwischen menschlicher Sicherheit — auch in geistlichen Dingen — und der Gewißheit des 
Glaubens. Natürlich bestehen zwischen beiden Wechselbeziehungen. Erschütterungen der 
menschlichen Sicherheit sind stets auch eine Anfechtung für den Glauben. Jeder weiß, wie 
unverstandene Führungen den Menschen auch innerlich unsicher machen können. Es ist 
Gottes Güte, daß er uns zur Hilfe auch immer wieder Zeichen seiner Freundlichkeit sehen 
läßt. Aber das ist nicht das letzte Wort. Das Problem Hiobs bleibt bestehen, als sein Leib 
angetastet wird, wird auch seine Seele krank, mit ihm jedoch auch der Hinweis, daß echter 
Glaube sich gerade mitten im Schwinden aller menschlichen Versicherungen durchhält und 
bewährt. Haben wir das im Blick, so wird deutlich, vor welcher letzten Entscheidung wir 
in unserer Zeit der Unsicherheiten stehen. Dabei ist das Gebiet der Glaubensgewißheit 
nicht sachlich zu umschreiben, als gäbe es einen sturmfreien Bezirk. Nur beispielhaft sei 
einiges angeführt. Es gibt eine Gewißheit um das Wort Gottes, auch wenn eine Menge hi- 
storischer Fragen und exegetischer Schwierigkeiten noch nicht behoben sind und vielleicht 
nimals behoben werden. Es gibt ein Zutrauen zu der Person des biblischen Christus, auch 
wenn unsere Begriffe sich immer wieder als unzureichend herausstellen sollten, mit denen 
wir sein Geheimnis umschreiben wollen. Es gibt eine Fröhlichkeit zu Aussagen des Glau- 
bens, auch wenn sie unbeholfen zu sein scheinen. Das alles ereignet sich nicht jenseits des 
Feldes der Anfechtung. Wäre das der Fall, so läge der Verdacht nahe, daß dabei mensch- 
liche Sicherheit zum Ausdruck käme und nicht Gewißheit des Glaubens. Es ist wohl kaum 
zu leugnen, daß in der volkskirchlichen Vergangenheit vieles auf den äußeren Stützen einer 
allgemeinen Kirchlichkeit ruhte und daß wir heute geprüft werden, was von der Glaubens- 
gewißheit wirklich getragen wird. Irdische Unsicherheit kann den Mangel an Glaubensgewiß- 
heit herausstellen und ebenso die Kraft wahren Glaubens ans Licht bringen. Um rechte 
Glaubensgewißheit ist es uns zu tun. 

Wo ist sie begründet? Ich kann zunächst nur hinweisen auf das Wort Gottes. An ihm ent- 
steht echter Glaube. Es ist sicher nicht zufällig, daß nach dem Urteil vieler in der unruhi- 
gen Versammlung von Evian die stärkste geistliche Kraft von den täglichen Bibelarbeiten 
ausging. Dieses so umkämpfte Bibelwort schuf sich den Raum, in dem es gehört werden 
konnte und um ähnliche Erfahrungen zu machen, brauchen wir nicht nach Evian zu gehen, 
sondern das können wir auch unter uns erleben. Es ist darum in unserem persönlichen Le- 
ben wie in unseren Gemeinden nichts so wichtig, als daß wir zum Hören auf das Wort 
kommen, in der Stille unseres Hauses, in den einzelnen Gruppen, in den Gesprächen, in 
den Gottesdiensten. Nicht eine abgerundete Lehre vom Worte Gottes ist hier der tragende 
Grund, sie könnte eher als der Versuch einer Absicherung erscheinen, sondern der leben- 
dige Umgang mit dem Wort selbst. Alle, die hier eine größere oder kleinere Erfahrung ha- 
ben, sind aufgerufen, das Beste zum Bau der Gemeinde beizutragen. 

Suchen wir nach der rechten Glaubensgewißheit, so müssen wir zugleich nach der Ge- 
meinschaft der Christen fragen. Das mutuum colloquium et consolatio fratrum — das ge- 
genseitige Gespräch und die Tröstung der Brüder — gehört zu den Wesensmerkmalen der 
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Kirche. Der Glaube steht nicht auf äußeren Sicherungen, auch nicht auf anderen Men- 
schen, aber er soll Halt finden daran, daß die Glaubenden einander bei der Hand nehmen. 
Darum ist die Isolierung des einzelnen, sei er nun ein im Dienst der Kirche Stehender oder 
ein anderes Glied der Kirche, lebensgefährlich. Was wir heute mit Partnerschaft bezeichnen, 
ist vom Grundsatz der Kirche her unaufgebbar. 

Ich will in diesem Zusammenhang wenigstens in Kürze eingehen auf das, was im September 
die Generalsynode der Vereinigten Lutherischen Kirche beschäftigt hat. Sie hat nach dem 
heute gültigen Berufsbild des Pfarrers gefragt. Es war nötig, daß auch hier unsere ganze Unsi- 
cherheit zur Sprache kam. Die gesellschaftlichen Wandlungen und die Ablösung alter volks- 
kirchlicher Formen müssen ja ihre Rückwirkung haben. Nur ein Blinder könnte übersehen, 
daß wir an den soziologischen, geistigen und anderen Veränderungen nicht vorübergehen 
können. Ich meine aber, daß hinter allen Erörterungen sich noch eine andere Frage anmel- 
dete. In früheren Jahrhunderten war der Pfarrer gehalten dadurch, daß er eingefügt war in 
eine fest gegründete allgemeine Ordnung. Er mußte sich nicht mit letzter Konsequenz die 
Frage stellen, ob er seinen Dienst aus der Gewißheit des Glaubens heraus versah. Das ist heute 
anders geworden. Wir helfen ihm und den anderen kirchlichen Mitarbeitern und der ganzen 
Kirche nicht wirklich weiter allein dadurch, daß wir den soziologischen Ort neu bestimmen. 
Das ist gewiß nötig, und es kann dem Dienst nur schädlich sein, wenn er unter falschen ge- 
sellschaftlichen Voraussetzungen getan wird. Wir dürfen dabei nur nicht vergessen, daß die 
letzte Entscheidung an der Gewißheit des Auftrages, also an der Glaubensgewißheit, fällt. 
Sonst könnten alle unsere Bemühungen nur dahin führen, daß wir anstelle der verlorenen 
Sicherungen neue Sicherungen suchen. 

Nicht um unserer Bequemlichkeit zu dienen und uns Überlegungen und Bemühungen zu 
ersparen, muß bei der Frage nach der Gewißheit des Glaubens eine Stelle offen bleiben, 
die wir nicht ausfüllen können, sondern an der nur Gottes heiliger Geist sein Werk tun 
kann. 

In unsere Armut kann er seinen Reichtum geben und aus unserer Armut führt ein Weg 
zu ihm, das ist der Weg des Gebetes um der Verheißung willen. Daß wir in Kirche und 
Welt durch eine schwere Krise gehen, ist vor aller Augen. Daß wir uns an ihr nicht vor- 
beischlängeln dürfen, sollte allen klar sein. Daß wir als verzagte Menschen nicht geeignet 
sind, die Krise zu bestehen, sollte auch klar sein. Daß es eine Krise zur Gesundung und 
zum Leben ist, hoffen wir um der Liebe Gottes willen, die in Jesus Christus offenbar ge- 
worden ist. 
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Das Staatskirchenrecht in der Entwicklung 
Von Wessel Nuyken 


Es gehört zu den Grundbedingungen der Beziehungen von Staat und Kirche in 
der modernen Zeit, daß beide Institutionen den Wandlungstendenzen unserer 
Rechts- und Gesellschaftsordnung in gleichem Maße unterworfen werden. Diese 
geschichtlich geprägte Besonderheit der christlichen, genauer der christlich-euro- 
päischen Welt, vollzieht sich allerdings oft nicht in exakt erfaßbaren Parallelent- 
wicklungen. So stand den Veränderungen im gesellschaftlichen Bereich der Bun- 
desrepublik bis zum Jahre 1960 eine verhältnismäßig ruhige Konsolidierungs- 
phase im Staatskirchenrecht gegenüber. Während somit für die Zeit vor dem 
Jahre 1960 kaum grundlegende Entwicklungstendenzen auf diesem Gebiet zu 
verzeichnen waren, sind die vergangenen 10 Jahre von einer rasanten Neuorien- 
tierung gekennzeichnet. Den entscheidenden Stationen dieser Entwicklung soll 
in der folgenden Untersuchung nachgegangen werden: 
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Daß grundlegende Neuformungen der Beziehungen von Staat und Kirche nur 
in größeren zeitlichen Abständen erfolgen, fand seine Bestätigung in den Kir- 
chenverträgen der Jahre 1955 bis 1965. Nach einer Periode der Unsicherheit, 
ob nicht durch die geschichtliche Entwicklung nach dem Ende der Weimarer 
Republik bedingt, trotz unveränderter Übernahme der staatskirchenrechtlichen 
Bestimmungen der Weimarer Reichsverfassung von 1919 in das Grundgesetz, 
eine Wandlung des Verhältnisses von Staat und Kirche eingetreten sei, setzte 
sich in den Kirchenverträgen die von den Erkenntnissen des Kirchenkampfes 
her gefestigte Position der Kirchen im öffentlichen Leben durch. Die Stellung 
der Kirche im politischen Gemeinwesen war gekennzeichnet durch die wech- 
selseitige, partnerschaftliche Verantwortlichkeit beider Kräfte, bei voller Wah- 
rung der kirchlichen Eigenständigkeit und der freiheitlichen Staatsordnung. Oft 
folgerte die Kirchenrechtslehre aus der Kodifizierung des staatskirchenrechtli- 
chen Verhältnisses dieser Periode sogar eine besondere Unabhängigkeit der Kir- 
che. Bei aller Anerkennung der Gleichrangigkeit beider Partner wurde der kirch- 
lichen Gemeinschaft für ihren spezifischen Bereich eine vorrangige Autonomie 
zuerkannt. 

Die auslösenden Momente für eine Neuorientierung der Beziehungen von 
Staat und Kirche müssen einerseits in den grundlegenden Veränderungen des 
gesellschaftspolitischen Systems in der Bundesrepublik gesehen werden. Wenn 
Professor Picht Anfang dieses Jahres die Ansicht vertrat, „daß die Kirche ge- 
genüber dem nicht mehr christlichen Staat rechtzeitig eine potentielle Selb- 
 ständigkeit erwerben müsse, weil sie sich als eine der autonomen Gruppen in- 
mitten der Gesellschaft zu verstehen habe“, so wird in dieser Auffassung ein 
das moderne Staatsdenken beherrschendes überbetontes Selbstverständnis der 
gesellschaftsrelevanten Gruppen in unserer pluralistischen Gesellschaft deutlich. 
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Wie zum Beispiel auch die politischen Parteien, um nur eine dieser Gruppen 
zu nennen, sich nach dem gegenwärtigen Verständnis von völlig staatsfreien, 
allein im gesellschaftlichen Bereich verankerten Institutionen, zu den Staats- 
apparat tragenden und sich mit seinen Zielen und Aufgaben identifizierenden 
Institutionen entwickelt haben, ist nach dieser Auffassung auch die Kirche in 
die Position der selbständigen Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben hineinge- 
wachsen. Zum anderen gewannen die Kirchen ihre Bedeutung als Träger eines 
geistigen Auftrages am Menschen inmitten einer weltanschaulich, politisch und 
sozial in viele Gruppen und Kräfte gegliederten Gesellschaft wieder zurück und 
fanden wegen der Vielzahl der Aufgaben, die sie im Sozial- und Kulturstaat 
selbständig übernehmen, auch die Anerkennung als ein bedeutendes Element 
einer nicht an Einzelinteressen gebundenen unabhängigen geistigen Potenz im 
Miteinander der gesellschaftlichen Gruppierungen unserer Tage. 


II. 


Für den Christen ist die Beziehung von Kirche und Staat in dieser Welt eine 
in ihrer Ordnung angelegte Gegebenheit. Beide Seiten haben in der Geschichte 
immer wieder ihr Wesen und ihre Freiheit verteidigt und haben auch immer 
wieder ihr besonderes Verhältnis zum anderen Teil neu überdacht. Es wäre 
deshalb verhängnisvoll, würde die Kirche leichtfertig und kritiklos die das mo- 
derne Staatsrechtsdenken beherrschende Vorstellung übernehmen, daß die stän- 
dige Entwicklung der pluralistischen Gesellschaftsordnung das abgewogene Ge- 
genüber von Staat und Gesellschaft völlig aufgelöst habe zugunsten der freien 
Entfaltung dergesellschaftsrelevanten Gruppierungen. Hier wird die Gefahr einer 
völligen Veränderung der geltenden Staatslehre heraufbeschworen, denn der Ge- 
sellschaft und den Verbänden wird eine Rangstellung vor dem Staat eingeräumt, 
wobei dem Staat letztlich nur die Verpflichtung verbliebe, die sich frei entfal- 
tenden gesellschaftlichen Kräfte auf die Einhaltung der Rechtsordnung zu über- 
wachen, sie aber imübrigen in ihrem Engagement in der Gesellschaft zu fördern 
und zu unterstützen. Dieser Schritt zum Verbands- und Ständestaat, beruhend 
auf dem Subsidiaritätsprinzip der katholischen Soziallehre, sollte von den Kir- 
chen trotz größter Verlockung nicht vollzogen werden. Denn es würde dem 
Selbstverständnis der Kirchen widersprechen, würde man sie entsprechend den 
sich in der Staatsrechtslehre abzeichnenden Tendenzen aufgrund ihrer großen 
Mitgliederzahl, aber auch wegen der Vielzahl der Aufgaben, die sie im Sozial- 
und Kulturstaat selbständig übernehmen, allein als „sozialen Verband“ kenn- 
zeichnen. Wie Professor Dr. Scheuner in seinem Beitrag „Kirche und Staat in 
der neueren deutschen Entwicklung‘ (ZevKR 7, S.225) für die Zeit bis 1960 
verdeutlicht hat, war zunächst das Verhältnis von Kirche und Staat nach dem 
Zusammenbruch von einer gewissen Ruhe gekennzeichnet, die von dem beider- 
seitigen Willen zum Zusammenwirken und Ausgleich getragen war. Zwar konn- 
te der Verzicht des Parlamentarischen Rates bei der Schaffung des Grundgeset- 
zes im Jahre 1949 auf eine Neugestaltung der staatskirchenrechtlichen Grund- 
lagen keinen Stillstand der Entwicklung bedeuten. Denn die gleichen Bestim- 
mungen im Kontext einer anderen Verfassung und unter gewandelten Verhält- 
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nissen unterlagen auch anderen Auslegungen. Jedoch hat sich die eigentliche 
Anpassung und Fortentwicklung dieses Rechtsgebiets vor allem durch die Kir- 
chenverträge, die mit dem Loccumer Vertrag von 1955 ihren Anfang nahmen 
und bis zum Niedersächsischen Konkordat von 1965 reichten, im großen und 
ganzen ohne Anteilnahme der Öffentlichkeit auf dem Boden eines partner- 
schaftlichen Zusammenwirkens und sich gegenseitig Anerkennens zwischen 
Staat und Kirche vollzogen. Erst als Erwin Fischer 1964 in seinem Buch ‚Tren- 
nung von Staat und Kirche“ die Auffassung vertrat, im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes seien Staat und Kirche als in ihrem Bereich autonome Körper- 
schaften vom sogenannten Trennungsprinzip beherrscht, setzte gleichzeitig eine 
starke innerkirchliche Auseinandersetzung darüber ein, ob nicht die in der Pe- 
riode der Kirchenverträge gewonnene rechtliche Sicherung des Verhältnisses 
von Staat und Kirche eine so starke Verflechtung mit dem Wirtschafts- und Ge- 
sellschaftssystem des Staates bedeute, daß damit die Besinnung auf den eigent- 
lichen Auftrag der Kirchen verlorenginge. 


IN. 


Wenn am Anfang auch die Auseinandersetzung über die Grundfragen und Ein- 
zelprobleme unserer staatskirchenrechtlichen Ordnung zunächst beim Schrift- 
tum lag, ging die Führung jedoch bald auf die Rechtsprechung und hier ins- 
besondere auf das Bundesverfassungsgericht über. Nach einem zögernden Be- 
ginn mit den staatskirchenrechtlich relevanten Beschlüssen zu Art.4 GG vom 
8.11.1960 und vom 7.4.1964 setzte mit dem Beschluß vom 17.2.1965 eine 
Serie wichtiger staatskirchenrechtlicher Erkenntnisentscheidungen durch das 
Bundesverfassungsgericht ein. 

Als tragendes Element der staatskirchenrechtlichen Ordnung der Verfassung 
wurde von dem Gericht mit besonderer Deutlichkeit die weltanschauliche, reli- 
giöse und konfessionelle Neutralität des Staates hervorgehoben. Wenn das Ge- 
richt auch vermieden hat, auf die schon um die Mitte des 19. Jahrhunderts von 
radikalen liberalen Strömungen entwickelten „Trennungstendenzen“ einzugehen, 
war es doch vor die Notwendigkeit gestellt, den Bedeutungsgehalt des Neutra- 
litätsgrundsatzes im ganzen zu bestimmen. So hat das Gericht festgestellt, daß 
mit dem Grundgesetz der Durchbruch zur Anerkennung der mündigen Gesell- 
schaft und zur Gleichrangigkeit positiver und negativer Religionsfreiheit sich 
durchgesetzt habe, so daß die nunmehr in Art4 GG geschützte Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit unbeschränkt allen Staatsbürgern gewährleistet wird 
und der Grundsatz der Parität aller Religions- und Weltanschauungsgemein- 
schaften zur Anerkennung gekommen ist. Denn verfassungsrechtliche Begriffe 
dürfen nach dieser Erkenntnis nicht nach konfessionell oder weltanschaulich 
gebundenen Gesichtspunkten interpretiert werden. Deshalb definiert das Bun- 
desverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 8.11.1960 das Gewissen im 
- Sinne desArt.4 Abs. 1GG als ein wie immer begründbares, jedenfalls aber real erfahr- 
bares seelisches Phänomen, dessen Forderungen, Mahnungen und Warnungen für 
den Menschen unmittelbar evidente Gebote unbedingten Sollens sind. Deshalb 
habe Glaube und Bekenntnis im Sinne dieses Grundrechtes nicht nur dogmati- 
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schen Gehalt, sondern sei auch ein Bekenntnis zu einer philosophisch begrün- 
deten Sicht von Ursprung, Wesen und Sinn der Welt des Menschen. Daraus folgt, 
daß in einem Staat, der in der freien Selbstbestimmung des einzelnen einen ge- 
meinschaftbildenden Wert erkennt und in dem die menschliche Würde oberster 
Wert ist, die Glaubensfreiheit dem einzelnen einen von staatlichen Eingriffen 
freien Rechtsraum gewährt, in dem er sich die Lebensform zu geben vermag, 

die seiner Überzeugung entspricht, gleichgültig, ob es sich dabei um ein religiö- 
ses Bekenntnis, eine religionsfeindliche oder eine religionsfreie Weltanschauung 
handelt. Aber die Religionsfreiheit ist nicht nur ein Individualrecht, sondern 
auch ein korporatives Recht, das ein Bekennen und Handeln in der religiösen 
und weltanschaulichen Gemeinschaft einschließt. So entspricht der Verpflich- 
tung des Staates, die Gewissensentscheidung zu achten, das Verbot, Zwang zur 
Vornahme oder Unterlassung eines bestimmten religiösen und weltanschaulichen 
Handelns anzuwenden, und legt dem Staat die Verpflichtung auf, niemanden 
wegen der Gewissensentscheidung zu beunruhigen, zur Rechenschaft zu ziehen, ° 
zu verspotten oder gar zu verfolgen. 

“ Folgerichtig hat das Bundesverfassungsgericht aus seiner Erkenntnis des abso- 
luten Schutzes der Gewissensentscheidung des einzelnen auch der verfassungs- 
rechtlich garantierten Religionsfreiheit den unbedingten Schutz der Rechtsord- 
nung zuerkannt. Das bedeutet, daß die Religionsfreiheit nicht nur subjektive 
Rechte in Gestalt von Abwehrrechten und von Rechten auf freie Bildung von 
Überzeugungen und deren freie Betätigung gewährt, sondern sie ist zugleich 
eine wertentscheidende Grundsatznorm höchsten verfassungsrechtlichen Ranges, 
die bei Staatstätigkeiten jeder Art Wertmaßstäbe setzende Kraft entfaltet und 
Beachtung verlangt. Im Unterschied jedoch zu der kirchlichen Auffassung über 
die Religionsfreiheit, die nicht die Freiheit des Menschen von Religion oder 
vom Inhalt religiösen Glaubens umfassen kann, ist der Staat um des Neutrali- 
tätsgrundsatzes willen verpflichtet, auch die sogenannte negative Religionsfrei- 
heit des einzelnen Staatsbürgers zu schützen. Von daher ergeben sich aus der 
Verfassung trotz der vorbehaltlosen Verbürgung der Religionsfreiheit Grenzen, 
weil sich aus der Schutzfunktion des Staates auch der Anspruch auf Abwehr 
von mißbräuchlicher Ausnutzung dieses Freiheitsraumes ergibt. So hat das Bun- 
desverfassungsgericht in seinem Urteil vom 8.11.1960 zum Schutz der Glaubens- 
freiheit und ihrer Grenze ausgeführt, daß sich auf die Glaubensfreiheit nicht bem- 
fen dürfe, wer sie dadurch mißbrauche, indem er die Würde der Person anderer 
verletzt, weil er dann die Schranken übertritt, die die allgemeine Wertordnung 
des Grundgesetzes, die sich bei den heutigen Kulturvölkern auf dem Boden ge- 
wisser übereinstimmender sittlicher Grundanschauungen im Laufe der geschicht- 
lichen Entwicklung herausgebildet habe, zieht. 

Weil der freiheitliche, pluralistische Rechtsstaat den autonomen gesellschaft- 
lichen Gruppen und Organisationen einen freien Raum zur Betätigung gesichert 
hat und dafür Sorge trägt, daß der dialektische Prozeß divergierender Ideen und 
Interessen sich nach verfassungsrechtlichen Vorschriften und den politischen 
Spielregeln des miteinander Aushandelns zur Wahrung des politischen und Rechts 
friedens vollzieht, kann auch trotz des bestehenden Neutralitätsgrundsatzes nach 
Auffassung des Bundesverfassungsgerichts das Verhältnis von Staat und Kirche 
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nur das eines Miteinanders sein. So wird vom Bundesverfassungsgericht sowohl 
die These der absoluten und relativen Trennung von Staat und Kirche als auch 
der absoluten Koordination von Staat und Kirche auf dem Boden der Gleichbe- 
rechtigung und der Gleichrangigkeit verworfen. So enthält das moderne staats- 
kirchenrechtliche Verhältnis nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts von 
der Verfassung her gesehen neben Elementen der relativen Trennung und Koor- 
‘ dination auch Elemente der Zuordnung und Kooperation. Trotz des Verbotes 
der institutionellen und funktionellen Verbindung beider Gemeinwesen stehen sie 
doch aufgrund ihrer allgemeinen vom Grundgesetz anerkannten Kulturfunktion 
in Beziehung. 

Auf diesen vorstehend dargelegten verfassungsrechtlichenGrundsätzen beruht das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 16.Oktober1968 (BVerfGE 24, 236ff.), 
in dem ausgeführt wird,daß bei Würdigung dessen, was im Einzelfall als Ausübung _ 
von Religion und Weltanschauung im Sinne des Art. 4 Abs. 2 GG zu verstehen 
sei, das Selbstverständnis der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 
nicht außer Betracht bleiben dürfe. Zwar habe der religiös-neutrale Staat grund- 
sätzlich verfassungsrechtliche Begriffe nach neutralen, allgemeingültigen, nicht- 
konfessionell oder weltanschaulich gebundenen Gesichtspunkten zu interpretie- 
ren. Wo aber in einer pluralistischen Gesellschaft die Rechtsordnung gerade das 
religiöse oder weltanschauliche Selbstverständnis wie bei der Kulturfreiheit vor- 
aussetze, würde der Staat die den Kirchen, Religions- und Weltanschauungsge- 
meinschaften nach dem Grundgesetz gewährte Eigenständigkeit und ihre Selb- 
ständigkeit in ihrem eigenen Bereich verletzen, wenn er bei der Auslegung der 
sich aus einem bestimmten Bekenntnis oder einer Weltanschauung ergebenden 
Religionsausübung deren Selbstverständnis nicht berücksichtigen würde (BVerfGE 
18, 385). 

Mit dieser Entscheidung ist ein wichtiger Schritt der Weiterentwicklung in 
dem staatskirchenrechtlichen Verhältnis getan worden. Denn mit seinem Hin- 
weis, daß der säkulare Staat des Grundgesetzes die Bekenntnisse seiner Bürger 
als Ausdruck personaler Freiheit zu gewährleisten habe, andererseits aber in 
seiner Rechtsordnung das religiöse oder weltanschauliche Selbstverständnis der 
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, das heißt in der Gesetzge- 
bung und in der Verwaltung, zu beachten habe, wird gegenüber der Forde- 
rung, der Verfassungsgrundsatz der weltanschaulich und religiösen Neutrali- 
tät des Staates bedeute eine Indifferenz oder Ausgrenzung des Religiösen 
oder Weltanschaulichen überhaupt, klargestellt, daß es dem Staat nicht ver- 
wehrt ist, bei der Ausgestaltung der allgemeinen Rechtsordnung an kirchli- 
chen Normen anzuknüpfen. Der durch Art. 4 GG gewährte Freiheitsraum ist 
also kein absoluter, sondern nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts ein 
in dem Sinne eingegrenzter, daß der Staat mit der Anerkennung der Fähigkei- 
ten der Religionsgesellschaften zur Wahrnehmung öffentlicher Kompetenzen 
und Rechte auch das Selbstverständnis über die Grundfunktion der Kirchen in 
- unserer Gesellschaftsordnung zu beachten und zu fördern hat. 
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IV; 


Zu den tragenden und charakteristischen Elementen der staatskirchenrechtli- 
chen Ordnung gehört die Stellung der Kirchen und anderer Religionsgemein- 
schaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts (Art. 137 Abs. 5 WRV). 
Auch hier war die Frage aufgeworfen worden, ob nicht durch die geschicht- 
liche Entwicklung nach dem Ende der Weimarer Republik zwangsläufig auch 
eine Wandlung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche eingetreten sei, 

so daß im Geltungsbereich des Grundgesetzes der Status der Kirchen einer 
Wandlung unterworfen sei. Da die Kirchen einerseits ihre öffentlich-rechtliche 
Stellung durch Verfassungsgarantie auch nach 1945 behalten, andererseits 
aber in den Kirchenverträgen auch eine größere Freiheit aus den gesellschaft- 
lichen Bezügen erlangt hatten, stellte sich die Frage, was denn eigentlich die 
öffentlich-rechtliche Stellung der Kirche im heutigen Staate bedeute. Ist sie 
nur eine Summe von Vorrechten, oder kommt in ihr zum Ausdruck, daß der 
Staat unter den Kräften des geistigen Lebens der Kirche noch einen besonde- 
ren, in seiner Wichtigkeit anerkannten Platz von öffentlicher Bedeutung zu- 
weist? Im Sinne der eingangs zitierten Äußerung von Professor Picht und den 
Tendenzen im modernen Staatsrechtsdenken hätte es nahegelegen, daß mit der 
Entwicklung zum pluralistischen System des Sozialstaates auch den Kirchen 
ihre bisherige Sonderstellung genommen worden wäre und sie statusrechtlich 
den übrigen gesellschaftsrelevanten Organisationen gleichgestellt worden wären. 

Es ist dem Bundesverfassungsgericht zu verdanken, daß es gegenüber diesen 
Fragen an den Rechtscharakter der Körperschaft des öffentlichen Rechts eine 
klare Auffassung vertreten hat. Bereits in seiner Entscheidung vom 17. Februar 
1965 (BVerfGE 18, 385) stellt es fest, daß die Kirchen durch die Zuerkennung 
eines besonderen öffentlichen Status und aufgrund ihrer öffentlichen Wirksam- 
keit, die sie aus ihrem besonderen Auftrag herleiten und durch die sie sich von 
anderen gesellschaftlichen Gebilden grundsätzlich unterscheiden, trotz gleichzei- 
tiger Abschaffung des Staatskirchentums ihre Vorrechtstellung in der staatlichen 
Rechtsordnung beibehalten haben. Die Bestätigung des Status einer Körperschaft 
des Öffentlichen Rechts bringt nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 
zum Ausdruck, daß es sich hier um Religionsgesellschaften handelt, die durch 
ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten, die 
also innerhalb des öffentlichen Lebens und demgemäß auch für die staatliche 
Rechtsordnung besondere Bedeutung besitzen (Beschluß vom 4. Oktober 1965 
in NJW 1965, S. 1339). 

Mit der Zuerkennung der Korporationsqualität wird aber zugleich auch das 
Recht der Kirchen auf Ausübung ihrer kirchlichen Freiheit, der kirchlichen 
Selbstbestimmung und der Anerkennung ihrer originären und eigenständigen 
Kirchengewalt innerhalb der Rechts- und Gesellschaftsordnung des Grundgeset- 
zes zum Ausdruck gebracht. Denn der Körperschaftscharakter der Kirchen ist 
nicht alleine eine Privilegierung, sondern er bedeutet zugleich Bekräftigung der 
Unabhängigkeit der Religionsgemeinschaft vom Staat und eines Freiheitsraumes 
für die Kirchen. Darin kommt die Anerkennung eines über das gesellschaftlich- 
politisch hinausweisenden geistigen Bereiches und seiner Eigenständigkeit zum 
Ausdruck. 
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Es ist bezeichnend, daß das Bundesverfassungsgericht auch in seinen späteren 
Entscheidungen immer wieder darauf zurückkommt, daß durch die Zuerkennung 
des öffentlich-rechtlichen Status die Kirche anderen öffentlich-rechtlichen Kör- 
perschaften nicht gleichgestellt werde, sondern mit der Zuerkennung dieses Sta- 
tus die Eigenständigkeit und Unabhängigkeit der Kirche vom Staat wie ihre ori- 
ginäre Kirchengewalt bekräftigt werde (BVerfGE 18, 386; 19, 133; 24, 236; so- 
‘ wie in der Entscheidung vom 31. März 1971, Az. 1 BVR 744/67). Mit der Kör- 
perschaftsqualität erkennt somit der Staat den Religionsgemeinschaften die Fä- 
higkeit zu, Träger öffentlicher Rechte und Kompetenzen zu sein. Es entspricht 
somit der Eigenständigkeit der Kirchen, daß ihnen die Eigenschaft zuerkannt 
wird, auch Träger von Grundrechten zu sein (BVerfGE 19, 5). Weiter schließt 
das Bundesverfassungsgericht aus der Qualifikation der Kirchen als Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts im Sinne seiner Auslegung, daß die Betätigung kirch- 
licher Gewaltausübung „öffentliche Gewalt“ sei (BVerfGE 18, 387). Freilich be- 
darf es einer genauen Prüfung im Einzelfall, ob eine staatliche Rechtsnorm, die 
auf Betätigung öffentlicher Gewalt abstellt, auch auf die Kirchen Anwendung 
finden kann. Im Hinblick auf die von der Verfassung anerkannte Eigenständig- 
keit und Unabhängigkeit der kirchlichen Autonomie bestätigt das Bundesver- 
fassungsgericht den Kirchen unter anderem die Ausübung des Besteuerungsrech- 
tes gegenüber ihren Mitgliedern (BVerfGE 19, 289). Denn in einer pluralistischen 
Gesellschaft seien die Kirchen und die anderen Religions- und Weltanschauungs- 
gemeinschaften neben den anderen Verbänden und Organisationen gleichberech- 
tigt zur Öffentlichen Mitwirkung und Mitgestaltung berufen. Wenn der Staat den 
anderen Körperschaften, die zur Erfüllung bestimmter öffentlicher und sozialer 
Aufgaben von Staats wegen berufen seien, das Recht zugestehe, zur Finanzierung 
den einzelnen Bürger heranzuziehen, dann — so folgert das Bundesverfassungsge- 
richt — ist es auch sachgerecht, den Kirchen und den als öffentlich-rechtliche 
Körperschaften anerkannten Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften das 
Recht zuzugestehen, ja es in seiner Ausgestaltung dem Schutz des Rechtsstaats 
zu unterstellen, ihre Mitglieder zu den notwendigen, für die Erfüllung dieser Auf- 
gaben sachgerechten finanziellen Beiträgen heranzuziehen. Dabei hat sich der 
Staat wegen der den Kirchen zuerkannten Eigenständigkeit und Unabhängigkeit 
einer Einflußnahme auf die Ausgestaltung des Besteuerungsrechts zu enthalten. 


V. 


Die Linie der Entwicklung des staatskirchenrechtlichen Verhältnisses unter dem 
Grundgesetz ließe sich anhand der vorliegenden Literatur und Rechtsprechung 
weiter ausziehen. Dieser Beitrag sollte jedoch nur zeigen, daß in der abgelau- 
fenen Dekade viele Zweifelsfragen durch die klaren Aussagen des Bundesverfas- 
sungsgerichts beseitigt worden sind und daß auf dem Boden der durch diese 
Entscheidungen gefestigten Eigenexistenz der Kirchen ein Raum gewonnen wor- 
- den ist, den es auszufüllen gilt. Sicher sind viele Problemstellungen des Verhält- 
nisses von Staat und Kirche, wie zum Beispiel das Zusammenwirken im Schul- 
und Bildungsbereich, noch nicht endgültig geklärt. Es würde auch eine Überfor- 
derung darstellen, bei vielen noch völlig im Fluß befindlichen Entwicklungen 
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im gesellschaftlichen Bereich bereits jetzt eine völlige Klärung zu verlangen. Ist 
doch oft auch die Kirche in ihrer Stellung zu vielen gesellschaftspolitischen Fra- 
gen noch unsicher. 

Andererseits sollte mit den vorstehenden Andeutungen auch auf die Gefahr 
hingewiesen werden, durch eine vorschnelle Übernahme der sich im modernen 
Staatsrechtsdenken abzeichnenden Tendenzen zum Gesellschaftsstaat die gefe- 
stigte Position, den Schutz der Verfassung für das öffentliche Wirken der Kir- 
chen in unserer Gesellschaftsordnung und damit die Erfüllung ihres geistlichen 
Auftrages in dieser Welt leichtfertig aufzugeben. 
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Kirchliche Statistik 


l. Die Einnahmen aus Kirchensteuern 1970 * 
Von Kurt v. Raben 


Die beiden nachfolgenden Tabellen unterrichten über das Aufkommen an Kir- 
chensteuern im Jahre 1970. Damit wird im Folgenden der Bericht aus dem 
Kirchlichen Jahrbuch 1969, Seite 409, fortgesetzt. 

Tabelle 1 gibt in der üblichen Weise einen Überblick über das Aufkommen an 
den verschiedenen Kirchensteuerarten in den einzelnen Landeskirchen. Das pro- 
Kopfaufkommen Sp.9 mußte wiederum auf die Seelenzahl nach dem Stand 
vom 1. 1. 1967 bezogen werden. Die durch die Umstellung auf ein bundesein- 
heitliches Erfassungsprogramm entstandenen Schwierigkeiten bei verschiedenen 
Statistischen Landesämtern konnten noch nicht behoben werden, so daß insbe- 
sondere die für die Fortschreibung benötigten Zahlen der Wanderungsstatistik 
nicht in der für die Umsetzung auf kirchliche Gebiete benötigten Gliederung 
zur Verfügung standen. Das pro-Kopfaufkommen stieg von 68,15 DM im Jahre 
1969 auf 76,25 DM. 

Auch aus Tabelle 2 ist erkennbar, daß das Aufkommen an Kirchensteuern 
aus Einkommen und Arbeitslohn gegenüber 1969 um 13%, und insgesamt um 
12% gestiegen ist. 

Demgegenüber stieg das Aufkommen des Bundes aus Einkommen- und Lohn- 
steuer gegenüber 1969 um 16%. Die Aufkommenssteigerung an Kirchensteuer 
bleibt seit 1962 gegenüber dem staatlichen Aufkommen an Einkommen- und 
Lohnsteuer immer weiter zurück. Während gegenüber 1962 die Einnahmen aus 
Einkommen- und Lohnsteuer im Jahre 1970 um 108% gestiegen sind, beträgt 
der Steigerungssatz bei den Kirchensteuern nur 76%. 


* Allgemeine Vorbemerkungen zu den Tabellen: 
Wenn in den einzelnen Tabellenfeldern keine Zahlen eingetragen, so bedeutet: — der 
Zahlenwert ist genau gleich Null, 

0 der Zahlenwert ist von Null verschieden, aber kleiner als die Hälfte der verwendeten 
Zahleneinheit und daher nicht ausdrückbar, 

- der Zahlenwert ist unbekannt bzw. aus technischen Gründen nicht feststellbar, 

x eine Angabe kann aus sachlichen Gründen nicht gemacht werden, 

() die eingeklammerten Zahlen geben nur Teilergebnisse an; bei Prozentzahlen ist die 
Ausgangszahl kleiner als 100. 

Abweichungen in den Summen (bei Prozentziffern) entstehen durch das Runden der ein- 

zelnen Zahlen. 

Bei Untergliederungen bedeutet: 

davon — Summe der Einzelpositionen ergibt Gesamtsumme, 

darunter — nur ausgewählte Einzelpositionen, die nicht Gesamtsumme ergeben. 
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Tabelle 2: Aufkommen an Kirchensteuern und Kirchgeld für 1970 
im Vergleich mit dem Aufkommen für 1969 (1969 = 100) 


Kirchensteuern 


Kirchgeld 
% 


sonstige 
% 


006-6 ur Jaiengd As see ar | 





Landeskirche 


Berlin (West) 
Westfalen 
Rheinland 

Hessen und Nassau 
Kurhessen-Waldeck 
Baden 

Pfalz 

Bremen 

Hannover 

Bayern 
Schleswig-Holstein 
Hamburg 
Braunschweig 
Lübeck 
Schaumburg-Lippe 
Eutin 
Württemberg 
Oldenburg 

Lippe 

Nordwest- 


deutschland ref. 


Zusammen: 


vom Einkommen 
(Arbeitslohn) 


% 


113 
117 
118 
113 
116 

94 
113 
115 
117 


111 


114 
107 
122 
104 
110 
113 


122 


122 


113 


102 


84 


83 


8l 


37 
105 


89 


98 


99 


95 


83 


2 


83 


E 


80 


83 


157 


98 


98 


95 


74 


113 


117 
117 
113 
113 

93 
111 
115 
114 


110 


113 
107 
120 
103 
110 
112 


122 


117 


112 





Insgesamt 
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Il. Gliederung, Pfarrstellen und geistliche Kräfte in den 
westlichen Gliedkirchen der EKD (Stand 31.12.1970 ) 


Von Kurt v. Raben 


Im ganzen hat die Zahl der rechtlich selbständigen Kirchengemeinden eine Zu- 
nahme erfahren, besonders im Rheinland, wo sie sich um 12 und in Braun- 
schweig um 18 vermehrt haben (Tab.1). 

Die Zahl der Stellen hat sich insgesamt um über 200 erhöht, woran vor allem 
die qualifizierten Stellen beteiligt sind, die Hilfsstellen sich dagegen vermindert 
haben (Tab.2). 

Die Zahl der Amtsträger ist insgesamt weiter zurückgegangen, so daß weitere 
Stellen unbesetzt blieben. Dagegen ist die Zahl der Religionslehrer um 24 an- 
gestiegen (Tab. 3). 

Der Rückgang der besetzten Stellen ist auch aus den Tabellen 4 und 5 zu er- 
sehen: Wie vorauszusehen war, ist die Zahl der im Jahre 1970 emeritierten Pfar- 
rer und Pfarrverwalter gegenüber dem Vorjahr weiter angestiegen. 
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Tabelle 1: Gliederung der Landeskirchen (Stand: 31.12.1970) 










Rechtlich selbst. Kirchengemeinden 



























Sprengel, Kirchenkreise, 
Generalsuper- | Superinten- Parochül- 
intendenturen, denturen, insgesamt vorbände, 
Landeskirche Kreisdekanate, Dekanate, Sitz eines! Gesamt- 
Visitations- Propsteien verbände 
bezirke u. dgl. u. dgl. 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) I 15 161 es 161 1 
Westfalen _ 33 624 _ 624 24 
Rheinland 2 47 764 123 887 23 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau a 60 911 258 1169 11 
Kurhessen-Waldeck 6 26 513 425 938 12 
Baden 3 29 424 116 540 3 
Pfalz = 20 302 168 470 5 
Bremen _ - 65 1 66 1 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 10 83 1243 412 1655 15 
Bayern 5 68 1321 170 1491? 19 
Schleswig-Holstein 5 24 509 13 522 15 
Hamburg = 2°? 82 _ 82 — 
Braunschweig - 16 264 164 428 3 
Lübeck - - 32 _ 32 _ 
Schaumburg-Lippe - 3 21 = 21 - 
Eutin - - 20 - 20 2 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 4 51 1060 227 1287 35 
Oldenburg - 13 109 8 117 1 


Reformierte Landeskirchen 





Lippe - 6* 68 - 68 - 

Nordwestdeutschland - 10 123 6 129 _ 
JE: SMELSHEHERGENEERENINDGENGE TESBERBENE reBemeeS. 

Zusammen 42 51l 8616 2091 10707 172 


1. in Spalte 3 sind alle Kirchengemeinden mit Sitz mindestens eines Pfarramts gezählt (die Zahl der Stellen 
ist in Tabelle 2, Spalten I und 2 nachgewiesen) 

2. einschl. exponierte Vikariate 

3. Kirchenkreise (keine Aufsichts- bzw. Verwaltungsbezirke i.e.$.) 

4. darunter eine „lutherische Klasse“ 
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Tabelle 4: Emeritierte Pfarrer und Pfarrverwalter, beurlaubte' Pfarrer 
und Pfarrer im Wartestand (Stand: 31.12.1970) — (in Klammern: darunter Frauen) 
















Zu anderweitiger 
Dienstleistung 
beurlaubte Pfarrer 





Pfarrer 
im Wartestand 






Pfarrverwalter 
im Ruhestand 


Pfarrer im 
im Ruhestand 











Landeskirche 





Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 226( 5) 3 11 — 1 
Westfalen 325( 8) 19 60( 2) 6(1) 
Rheinland 386( 4) _ 31(1) 5 
Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 254( 1) 7 128 (11) 5 
Kurhessen-Waldeck 172( 2) 5 52( 2) - 
Baden 172( 3) 9 104 ( 8) = 
Pfalz 103( 1) 1 22( 2) - 
Bremen 25 — — 1 = 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deuschlands 


Hannover 347( 4) 4(1) 8 -— 3 
Bayern 436( 1) 10 369( 5) 
Schleswig-Holstein 184 ( 2) 9 14 — 2 
Hamburg 43( 2) _ 33( 1) _ 
Braunschweig 91( 2) 1 23, © — 
Lübeck 19 — _ 3(1) nn 
Schaumburg-Lippe 9 —- _ = = 
Eutin T- == 79 — er 
Übrige lutherische Landeskirchen 
Württemberg 484( 5) _ 234( 6) 6 
Oldenburg sl, = i6u= = 
Reformierte Landeskirchen 
Lippe 38 — _ = P- 
Nordwestdeutschland 28 — 1 Sn > 
en ne 
Zusammen 3380 (40) 69 (1) 1170 (39) 32 (1) 


1. Pfarrer, die zu anderweitiger Dienstleistung aus dem unmittelbaren kirchlich Di i 
Rücktritts entlassen oder für mindestens ein Jahr beurlaubt sind ones 
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Tabelle 5: Lebensalter der im Jahre 1970 emeritierten Pfarrer und Pfarrverwalter 
und der im aktiven Dienst verstorbenen Pfarrer 
(in Klammern: darunter Frauen) 












deren Lebensalter 
im Zeitpunkt 
der Emeritierung 


deren Lebensalter 
im Zeitpunkt 
des Todes 















im aktiven 
kirchlichen 
Dienst 
verstorbene 









emeritierte 
Pfarrer 
und Pfarr- 








Landeskirche i 
minde- 


stens 
60 Jahre |60 Jahre 









Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 9 _ 4 5 2 - 1 1 
Westfalen 39 + 30 5 6 - 3 3 
Rheinland 33 (2) 3 27 (2) 3 6 _ 1 5 


Hessen und Nassau 27 5 20 2 8 l 5 2 
Kurhessen-Waldeck 16 3 13 - 7 l 3 3 
Baden 19 (1) 3 16 (1) _ 3(1) 1(1) 1 1 
Pfalz 12 | 11 - 1 = 1 e 
Bremen 2 _ 2 — e= = = = 
Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
Hannover 58 (1) 4(1) 54 _ 9 - 4 5 
Bayern 48 7 36 5 8 - 5 3 
Schleswig-Holstein 23 7 13 3 1 - 1 ai 
Hamburg 8 1 7 - 1 - 1 - 
Braunschweig 7 l 5 1 1 - - l 
Lübeck 5 = 5 _ _ _ _ - 
Schaumburg-Lippe 1 I _ - _ _ _ - 
Eutin _ - - - - - - - 
Übrige lutherische Landeskirchen 
Württemberg 54 4 49 1 2 - l l 
Oldenburg 3 - 3 - 1 - 1 - 
Reformierte Landeskirchen 
Lippe 2 - - 2 - _ - - 
Nordwestdeutschland 1 - 1 _ l - 1 -_ 
rn a FE Ah Dr a ee 
Zusammen 367(4) 44(1) 296(3) 27 57(1) 3(1) 29 25 


1. Pfarrer, die im unmittelbaren kirchlichen Dienst fest angestellt waren (vgl. Tab. 3, Spalte 9) 
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Il. Äußerungen des kirchlichen Lebens 1969 in den 
westlichen Gliedkirchen der EKD 


Von Kurt v. Raben 


Die in Jahrgang 1969, Seite 420, geschilderten Schwierigkeiten (vergleiche auch 
Abschnitt „Einnahmen aus Kirchensteuern 1970“ in diesem Band) bestehen 
zum Teil noch weiter. Aus diesem Grunde sind die behelfsweise ermittelten Zah- 
len durch Kursivdruck gekennzeichnet. 

Die Zahlen für Taufen und Konfirmationen sind entsprechend dem weiter an- 
haltenden Geburtenrückgang abgesunken. 

Unter den Trauungen hat der Anteil der konfessionell gemischten Paare, vor 
allem der ev.-anders-christlichen Ehepaare, auf Kosten der rein evangelischen Paare 
um etwa 1% zugenommen.Die Trauziffer ist beiden evangelischen Ehepaaren um 
2 Punkte zurückgegangen, bei den konfessionell gemischten Ehepaaren etwa gleich 
geblieben. 

Bemerkenswert ist auch ein Rückgang der Abendmahlsziffern um 2 Punkte. 
Weiterhin rückläufig ist die Zahl der Übertritte. Sie hat gegenüber 1968 um 
etwa 18% abgenommen. Dagegen hat die Zahl der Austritte eine weitere Steige- 

rung um über 85% erfahren. 


384 


Tabelle 1: Taufen im Jahre 1969 


Getaufte Kinder davon (in % von Spalte 1) 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 







Nachrichtlich 

























unehe- 
liche 
Kinder 
evang. 
Mütter 


Kinder 
sonst. 
Eltern 
und 
Mütter 


Landeskirche 


Getaufte 
Erwachsene 






Berlin (West) 12204 2907 78,8 15,6 9,4 4,7 0,9 4 565 
Westfalen 47899 2831 77,0 205 18,7 2,3 0,2 44 355 
Rheinland 48620 4160 64,6 32,1 29,0 3,0 0,4 22 326 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 31125 1462 73,1 239 213 2,2 0,3 5 #133 
Kurhessen-Waldeck 16950 456 83,9 136.122 2,3 0,1 6 40 
Baden 19272 890 659 2985 27,1 37 0,7 902 64 
Pfalz 10145 302 70,4 26,1 24,1 32 0,4 _ 31 
Bremen 6512 703 849 11a TERN 2,8 0,5 — 228 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 61239 3819 88,4 89 74 26 02 17.44 
Bayern 35175 1074 66,1 29,1 270 413° Orr 
Schleswig-Holstin 35185 4476 88,9 187942 137’ Alle 
Hamburg 5897 159 31 126 73 34 09 Dark 
Braunschweig 8793 814 36 12,7 10,6 33% 03 4 191 
Lübeck 2849 341 90,2 51.48 4,7 = Sa 
Schaumburg-Lippe 1068 38 89,2 8.24 373 2,5 - - - 
Eutin 1326 125 908 64 55 23,4.03 > 5 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 384211 159 744 23003 23 03 21% 
Oldenburg sr 76 Oi 2,0 = 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe as a a Rn 
Nordwestdeutschland 3331 102 92,7 5,5 49 u AR 01 _ 14 
Zusammen 399158 28436 174 193 170 29 03 (1048) 416 


1. Taufen von Kindern im Alter von 1 bis zu 14 Jahren 
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Tabelle 2: Kindertaufen in % der Geburten des Jahres 1969 (Taufziffern) 





Getaufte Kinder in % der Lebendgeborenen des gleichen Jahres 


Landeskirche aus evangelischen aus evang.-katho- uneheliche von 
Ehen lischen Ehen evang. Müttern 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 








Berlin (West) 8 39 32 
Westfalen 98 39 50 
Rheinland 96 38 50 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 100 47 55 
Kurhessen-Waldeck 100 47 58 
Baden 98 41 53 
Pfalz 98 47 58 
Bremen 90 37 44 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 100 46 58 
Bayern 99 38 63 
Schleswig-Holstein 92 52 32 
Hamburg 87 52 34 
Braunschweig 99 46 54 
Lübeck 98 38 39 
Schaumburg-Lippe 106 49 69 
Eutin 106 60 41 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 98 47 54 
Oldenburg 100 46 54 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 105 44 48 
Nordwestdeutschland 103 42 69 

a I un nee Me rn IE ae 
Zusammen 97 42 32 
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Tabelle 3: Kindertaufen nach dem Ort der Taufe im Jahre 1969 






Von je 100 im Jahre getauften Kindern unter 14 Jahren 
wurden getauft 


während des außerhalb des Gemeindegottesdienstes 






























Gemeinde- 
Landeskirche gottesdienstes in kirchlichen ; ; Nr 
oder im Hann in der Haus- in Kliniken 
Kindergottes- einschl. des gemeinschaft und ähnlichen 
dienst Pforhause (Haustaufen) Anstalten 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 27,7 70,1 0,5 17 
Westfalen 67,0 31,2 0,5 13 
Rheinland 71,6 26,9 0,6 0,9 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 66,1 30,0 23 1,6 
Kurhessen-Waldeck 69,2 24,6 5,5 0,7 
Baden 66,1 30,5 0,6 2,8 
Pfalz 77,6 198 12 1,4 
Bremen 24,8 72,1 1.3 1,8 
Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 

Hannover 39,9 57,8 2,2 0,8 
Bayern 26,5 59,8 1,3 12,4 
Schleswig-Holstein 20,9 732 a2 0,4 
Hamburg 14,0 84,8 0,7 0,4 
Braunschweig 21,9 74 0,2 0,2 
Lübeck 23 939 0,4 2,3 
Schaumburg-Lippe 674 31,8 0,4 0,4 
Eutin 44,1 52,7 2,6 0,5 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 65,8 31,8 0,8 1,6 
Oldenburg 41,2 56,9 11 0,8 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 85,3 123 1,2 1,0 

Nordwestdeutschland 82,1 7,6 10,1 0,2 
a ee a en el 

Zusammen 51,4 44,9 1,6 | 


387 


Tabelle 4: nn nenn im Jahre 1969 

















BE 










Zulassung 
















zum Konfir- | Konfir- 
darunter : 
ei ter als Erwach- u BR 
Landeskirche spä unterricht | versagt 
Jungen Mädchen üblich sene über versagt! 
Kon- 21 Jahre 
firmierte 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 5578 5924 11502 56 149 11 21 
Westfalen 25314 23883 49197 93 156 66 50 
Rheinland 29593 29450 59043 47 64 87 20 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 14357 13724 28081 24 19 64 12 
Kurhessen-Waldeck 6807 6505 13312 20 12 15 5 
Baden 9405 9189 18594 5 12 29 12 
Pfalz 5965 5938 11903 - _ 8 9 
Bremen 2502 2419 4921 - 12 eu 11 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 29425 27404 56829 34 143 65 61 
Bayern 16201 15720 31921 16 21- 19 26 
Schleswig-Holstein 13762 13691 27453 36 181 39 26 
Hamburg 2930 3087 6017 30 78 : 14 
Braunschweig 4643 4569 9212 15 67 9 16 
Lübeck 1143 1131 2274 2 8 _ _ 
Schaumburg-Lippe s1> 333 1070 3 5 2 2 
Eutin 514 583 1097 5 5 3 _ 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg - . 33653 25 . . 
Oldenburg 3903 3809 7712 1] 29 15 13 


Reformierte Landeskirchen 








Lippe 1639 1572 3211 3 4 1 3 
Nordwestdeutschland 1394 1327 2721 4 20 2 3 
Zusammen (175590) (170480) 379723 429 (985) (439) 304 


1. Einschl. Zulassung zum Konfirmandenunterricht aufgeschoben 
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Tabelle 5: Trauungen im Jahre 1969 















darunter 






Landeskirche nachträg- |evangelische 
lich Ehepaare darunter 
getraut ' evang.-kath. 





Gliedkirchen der Evangelischen Kirchen der Union 

Berlin (West) 4727 124 85,6 14.2 12,7 
Westfalen 20763 1061 72,8 272 25,8 
Rheinland 20949 855 61,7 38,3 36,8 


Hessen und Nassau 13763 257 72,6 273 2541 
Kurhessen-Waldeck 7624 95 83,0 17,0 15,9 
Baden 8077 122 63,2 36,3 33,7 
Pfalz 4706 63 69,3 30,7 29,0 
Bremen 2570 65 87,0 12,7 10,4 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 24943 795 89,5 10,4 9.4 
Bayern 14667 225 64,3 355 33,9 
Schleswig-Holstein 13051 194 92,3 7,6 6,7 
Hamburg 2562 - 90,6 9,3 79 
Braunschweig 4055 165 85,5 14,2 12,9 
Lübeck 1154 37 95,3 4,7 42 
Schaumburg-Lippe 473 9 88,6 11,0 95 
Eutin 542 13 94,5 5,5 5,4 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 14938 1068 723 270 24,8 
Oldenburg 3566 90 88,1 119 11,0 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 1586 29 88,8 112 10,5 
Nordwestdeutschland 1299 33 91,0 9,0 vi) 
Zusammen 166015 (5300) 76,6 23,3 21,7 





Ehepaare 


Getraute Paare davon (in % von Spalte 1) 







0,3 
0,0 
0,0 


0,1 
0,1 
0,5 
0,0 
0,3 


0,1 
0,2 
0,1 
0,1 
03 


0,4 


0,1 


(0,1) 





Nachrichtlich 





Trau- 
versagun- 
gen 


89 
102 


67 
99 
20 


5 
1 


(473) 


1. im allgemeinen später als 1 Jahr, in Württemberg später als 1 Monat nach der standesamtlichen Eheschließung 
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Tabelle 6: Trauungen in % der Eheschließungen des Jahres 1969 





Landeskirche 


Trauungen in % der Eheschließung 






konfessionell gemischte Ehepaare 





davon 





evangelische 
Ehepaare 

















evangelisch- 
anders- 
christliche 









insgesamt 








evangelisch- 
sonstige 


evangelisch- 
katholische 


evangelisch- 
jüdische 





Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 41 11 19 9 _ 1 
Westfalen 87 33 35 26 _ 8 
Rheinland 79 28 30 26 _ 

Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 84 33 36 26 - 11 
Kurhessen-Waldeck 90 40 45 21 = 7 
Baden 83 32 33 29 — 18 
Pfalz 89 43 43 37. - 31 
Bremen 67 28 38 12 _ 14 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 87 30 37 23 — 4 
Bayern 86 28 29 21 20 13 
Schleswig-Holstein 72 2a 35 19 — 1 
Hamburg >35 12 24 23 _ 1 
Braunschweig 84 32 39 35 - 4 
Lübeck 72 13 17 9 _ = 
Schaumburg-Lippe 104 44 48 50 — = 
Eutin 84 26 38 z = — 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 84 37 39 27 _ 27 
Oldenburg 85 29 36 21 _ 5 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 95 36 42 19 _ 4 
Nordwestdeutschland 86 33 39 20 - 10 

ne a Fe er er er ARE 

Zusammen 80 30 33 23 2 7 
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Tabelle 7: Trauungen von geschiedenen Eheleuten im Jahre 1969 











Trauungen von Ehepaaren, 
bei denen geschieden waren: 


EXINErE 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Landeskirche 


Berlin (West) 282 145 36 
Westfalen 590 556 134 
Rheinland 767 542 122 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 376 338 94 
Kurhessen-Waldeck 145 161 51 
Baden 303 189 52 
Pfalz 166 128 43 
Bremen 18 48 8 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 


Deutschlands 
Hannover 516 597 116 
Bayern 412 290 45 
Schleswig-Holstein 199 228 43 
Hamburg 76 51 13 
Braunschweig 104 78 12 
Lübeck 37 39 3 
Schaumburg-Lippe 7 6 2 
Eutin 5 5 3 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 576 253 

Oldenburg 69 7ı 5 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 23 31 

Nordwestdeutschland 26 16 3 
EA Ze A ET EN ee RT 

Zusammen 4697 3772 (789) 
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Tabelle 11: Kirchliche Bestattungen im Jahre 1969 


Bestattete 


























Einge- sonstige Bestattete 
äscherte 
Landeskirche und in in % der in % 
Urnen verstorbenen gene. 
Ber Evangelischen er, 
gesetzte! (Spalte 3) 





Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 15930 10000 25930 24830 83 1100 4,2 
Westfalen 41763 1649 43412 42927 96 485 1,1 
Rheinland 45834 1841 47675 46372 95 1303 27 
Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 24078 4450 28528 27978 96 550 1,9 
Kurhessen-Waldeck 12685 913 13598 13509 95 89 0,7 
Baden 14133 2630 16763 16403 96 360 2,1 
Pfalz 8833 510 9343 9135 98 208 22 
Bremen 3930 2018 5948 5857 87 91 1,5 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 46447 3322 49769 49414 96 355 0,7 
Bayern 26938 8075 35013 34421 98 592 17 
Schleswig-Holstein 25407 3310 28717 28441 88 276 1,0 
Hamburg 5458 2307 7765 7663 72 102 1,3 
Braunschweig 6391 1692 8083 8011 93 12 0,9 
Lübeck 1964 512 2476 2463 83 13 0,5 
Schaumburg-Lippe 1041 42 1083 1082 105 1 0,1 
Eutin 1218 45 1263 1237 109 26 21 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 25357 3498 28855 28269 95 586 2,0 
Oldenburg 6258 621 6879 6728 101 151 22 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 3087 80 3167 3152 98 15 0,5 
Nordwestdeutschland 2222 80 2302 2258 110 44 1,9 
Zusammen 318974 47595 366569 360150 94 6419 1,8 


1. Urnenbeisetzungen nur gezählt, wenn Einäscherung ohne kirchliche Mitwirkung 
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Tabelle 12: Übertritte (Eintritte) zu den Landeskirchen im Jahre 1969 








Übergetretene 





Landeskirche Religions- 


unmündige? 


eingetretene' 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 1442 661 45,8 736 13 
Westfalen 3128 1521 48,6 776 229 
Rheinland 3374 1657 49,1 946 214 
Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 1664 700 42,1 395 181 
Kurhessen-Waldeck 604 266 44.0 123 40 
Baden 969 612 63,2 150 151 
Pfalz 459 210 45,8 89 74 
Bremen 482 238 49,4 16 51 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 2151 1033 48,0 556 143 
Bayern 1840 777 42,2 290 392 
Schleswig-Holstein 1837 885 48,2 636 54 
Hamburg 857 382 44,6 195 11 
Braunschweig 439 206 46,9 206 29 
Lübeck 152 81 233 30 5 
Schaumburg-Lippe 73 33 45,2 17 

Eutin 3i 14 45,2 15 l 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 1252 - - 351 180 
Oldenburg 39] 199 50,9 106 10 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 122 55 45,1 32 14 
Nordwestdeutschland 142 78 54,9 6 12 
Zusammen 21409 (9608) 47,7 5671 1808 


1. einschließlich Rücktritte 
2. nur Kinder, die getauft waren 
3. Prozentzahlen ohne Württemberg errechnet 
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Tabelle 13: Kirchenaustritte im Jahre 1969 








Ausgetretene 


insgesamt 
a Te | 
De 5 nn ulm = mern: Dal 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 





Religions- 
mündige' 


Landeskirche 









Berlin (West) 16163 10123 62,6 111 
Westfalen 7133 4643 65,1 285 
Rheinland 14179 9134 64,4 439 
Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 8144 5134 63,0 182 
Kurhessen-Waldeck 2978 1971 66,2 78 
Baden 3539 2186 61,8 182 
Pfalz 1187 748 63,0 83 
Bremen 3541 2442 69,0 53 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 





Hannover 11330 7638 67,4 236 
Bayern 6179 3760 60,9 477 
Schleswig-Holstein 15018 9926 66,1 172 
Hamburg 8452 5169 61,2 41 
Braunschweig 2973 2144 72,1 17 
Lübeck 812 594 732 22 
Schaumburg-Lippe 77 43 55,8 3 
Eutin 257 181 70,4 3 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 4003 . . 278 
Oldenburg 2371 1730 73,0 44 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 286 178 62,2 13 
Nordwestdeutschland 222 150 67,6 13 
Zusammen 108844 (67894) 64,8? 2732 


l. nur Kinder, die getauft waren 
2. Prozentzahl ohne Württemberg errechnet 
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IV. Gottesdienststätten, Gemeindehäuser und Pfarrhäuser 
(Ergebnisse der Bestandserhebung vom 1.1.1970 [ Tabelle1]) 


Von Kurt v. Raben 


Gegenüber der Bestandserhebung 1961 hat die Zahl der Kirchen insgesamt etwa 
um 700 zugenommen. Dadurch wurde offenbar die behelfsmäßige Benutzung 
von sonstigen kirchlichen Räumen und nichtkirchlichen Räumen großenteils 
überflüssig, was sich in einer Abnahme von 900 der Letzteren ausdrückt. Auch 
der Rückgang der Anzahl von gastweisen Aufnahmen von Gemeinden anderer 
Bekenntnisse in eigenen Predigtstätten läßt darauf schließen, daß anderswo 
ebenfalls in zunehmendem Maße eigene Gottesdienststätten neu errichtet wur- 
den. 

Die Anzahl der Gemeindehäuser hat erheblich zugenommen, um über 2000, 
wohl zum Teil durch Ausbau von Gemeinderäumen, welche dadurch um 500 
abgenommen haben. Die Anzahl der Pfarrhäuser hat ebenfalls um etwa 1400 
zugenommen. 

Über die Friedhöfe wurde diesmal keine Erhebung vorgenommen. 
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